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An unsere Vereins-Mitglieder! 

Seit dem Erscheinen unseres letzten Heftes ist schweres 
Unheil über Deutschland und Österreich hereingebrochen! Wir 
beugen uns unter die allmächtige Hand Gottes und wollen auch 
im tiefsten Leid nicht verzagen! Arbeit! ist die Losung des 
Tages; sie soll es auch für unsern Verein sein. — Die in Aus¬ 
sicht stehende Reform des Strafrechts wird auch eine solche 
des Strafvollzugs im Gefolge haben. Da wird es uns an Arbeit 
nicht fehlen. Wir haben ja wichtige Vorarbeit in unsern Vor¬ 
schlägen zu einem Entwurf eines Strafvollzugsgesetzes schon 
geleistet. In Ausführung der Beschlüsse unserer Hamburger 
Tagung sind diese „Vorschläge“ und die Hamburger Verhand¬ 
lungen dem Reichs-Justizministerium übergeben worden. 

Unsere Vereinszeitschrift kann der Erhöhung der Druck¬ 
kosten wegen nur noch einmal im Jahre erscheinen. Der in 
Hamburg scherzweise geäußerte Wunsch nach „dünneren 
Heften“ ist — leider — in Erfüllung gegangen. Wenn sie 
wieder umfangreicher werden sollen, müssen neue Mitglieder, 
deren Zahl im Verlauf des Krieges und infolge der Abtrennung 
weiter Gebiete unseres Vaterlandes erheblich zurückgegangen 
ist, geworben werden. Ich möchte um solche Werbung dringend 
bitten. Wenn jedes Vereinsmitglied nur auch ein weiteres Mit¬ 
glied gewinnt, so wäre uns geholfen. 

Unsere treu gebliebenen Mitglieder, namentlich auch die 
treuen Mitarbeiter an den grünen Blättern, grüße ich herzlich. 
Wir wollen uns gegenseitig ermuntern und stärken mit dem 
Zuruf: 

Arbeiten und nicht müde werden! 

Ludwigsburg, im November 1919. 

Der Vorsitzende im Vereins-Ausschuß: 

Direktor Dr. jur. h. c. Schwandner. 
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Verwaltung und Strafvollzug. 

Von Ober-Regierungsrat Röntsch, Direktorder Landesstraf¬ 
anstalt Bautzen. . 

Am 26. März 1919 ist der Herr Justizminister in der säch¬ 
sischen Volkskammer warm dafür eingetreten, daß der Straf¬ 
vollzug, der zurzeit teils dem Ministerium des Innern, teils dem 
Justizministerium untersteht, diesem völlig untergeordnet 
werde. Er hat dabei ausdrücklich darauf hingewiesen, daß an 
sich jede der beiden Behörden den von ihm näher gekenn¬ 
zeichneten Strafzweck bei dem Strafvollzug richtig und gut 
verfolgen könnte, daß es sich also mehr um eine Zweckmäßig¬ 
keitsfrage handele. Nachdem sich im „Dresdener Anzeiger“ 
ein Richter, Herr Landgerichtsdirektor Dr. Wulffen, zu dieser 
Frage geäußert hat, und zwar entsprechend seinem früheren 
Standpunkt in einem für die Justiz günstigen Sinne, möge das 
Wort einem ehemaligen Richter vergönnt sein, der jetzt prak¬ 
tisch im Strafvollzug tätig ist und dessen Anschauungen und 
Bedürfnisse teils aus eigener Erfahrung, teils aus Mitteilungen 
seiner Mitarbeiter kennt. Er kommt, um das gleich vorneweg 
zu nehmen, in Übereinstimmung wohl mit allen sächsischen 
Strafanstaltsdirektoren und auch mit sämtlichen anderen 
sächsischen Strafanstaltsbeamten, denen ein Urteil über die 
Frage zusteht, zu dem entgegengesetzten Ergebnis, wie* der 
Herr Justizminister und Herr Dr. Wulffen. 

Um mit dem minder Wichtigen zu beginnen, so haben die 
sächsischen Strafanstalten es in wirtschaftlicher Hinsicht als 
eine große Annehmlichkeit empfunden, mit den Heil- und 
Pflegeanstalten und der Erziehungsanstalt Bräunsdorf unter 
einem gemeinsamen Ministerium zu stehen. So nur wurde es 
ermöglicht, große Mengen von Nahrungsmitteln und Kohlen 
zu besonders billigen Preisen zu erwerben. Die Anstalten konn¬ 
ten sich aber auch gegenseitig aushelfen, eine konnte der 
anderen von ihren Vorräten abgeben. Insbesondere konnten 
die mit den Heil- und Pflegeanstalten bezw. mit der Erziehungs¬ 
anstalt Bräunsdorf verbundenen Staatsgüter den Strafanstalten 
Nahrungsmittel liefern. Nicht zum wenigsten ist es diesem 
Verhältnis zu danken, daß während des Krieges gerade die dem 



Ministerium des Innern unterstellten Strafanstalten, wie von 
den Gefangenen vielfach dankbar anerkannt wurde, mit Nah¬ 
rungsmitteln verhältnismäßig gut versorgt waren. Diese gün¬ 
stigen wirtschaftlichen Verhältnisse würden bei einer Unter¬ 
stellung der Strafanstalten unter die Justiz wegfallen, mit den 
kleinen Gerichtsgefängnissen zum Beispiel könnte nicht Hand 
in Hand gearbeitet werden. 

Ebenso günstig wird durch die Verbindung der beiden 
Anstaltsgattungen das Beamtenwesen beeinflußt. Vielfach 
werden die Beamten der Heil- und Pflegeanstalten in die Straf¬ 
anstalten übernommen und umgekehrt. Dadurch wird nicht 
nur ein enges Spezialistentum vermieden, sondern es wird auch 
ermöglicht, die sich für die eine Art der Anstalt nicht eignen, 
in eine andere zu versetzen, in der sie sich bewähren können. 
Trotz sorgfältigster Vorprüfung kann sich im Laufe der Zeit 
herausstellen, daß sich ein Beamter, sei es nun ein Geistlicher, 
Arzt, Lehrer oder Wirtschaftsbeamter, für den Strafvollzug 
nicht eignet, wohl aber für die Heil- und Pflegeanstalten oder 
umgekehrt. Da kann durch eine Versetzung geholfen werden. 
Auch das würde bei einer Unterstellung der Strafanstalten 
unter die Justiz anders werden, der Beamte muß dann schlech¬ 
terdings im Strafvollzug „verbraucht“ werden, so ungeeignet 
er auch dafür sein mag. 

Ganz besonders eng zeigt sich die Verbindung der beiden 
Anstaltsgattungen in der Landesstrafanstalt für weibliche 
Gefangene in Voigtsberg. Dort werden seit einigen Jahren 
staatliche Schwestern als Aufseherinnen verwendel, und 
zwar mit bestem Erfolge. Vermutlich muß bei einer Abzwei¬ 
gung der Strafanstalten mit diesem System gebrochen werden, 
zum mindesten würde aber in der Verwaltung ein „Dualismus“ 
geschaffen, der dem Strafvollzug nicht förderlich sein würde. 

• Diese Bedenken mehr äußerlicher Art müßten aber natür¬ 
lich zurückgestellt werden, wenn für den Übergang des gesamten 
Strafvollzugs an die Justiz eine innerliche Notwendigkeit vor¬ 
läge. Diese wird, so auch vom Herrn Justizminister, haupt¬ 
sächlich aus drei Gesichtspunkten begründet: Erstens aus dem 
Strafzweck, der, wie er jetzt aufgefaßt wird, die Unterstellung 
des Strafvollzugs an das Justizministerium erheische. Zweitens 
aus der Unzuträglichkeit, die in dem jetzt herrschenden Dualis¬ 
mus bestehen soll, d. h. in dem Zustand, daß der Strafvollzug 
zum Teil dem Ministerium des Innern, zum Teil dem Justiz¬ 
ministerium untersteht. Drittens aus dem Nachteil, der darin 
liege, daß bei dem jetzigen Zustand die Richter und Staats¬ 
anwälte dem Strafvollzug fremd gegenüber stehen. 
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Nach den Ausführungen des jetzigen Herrn Ministerpräsi¬ 
denten besteht das Ziel des Strafvollzugs darin, den Ver¬ 
urteilten schon während der Strafverbüßung, aber auch nach 
dem Strafvollzug erzieherisch zu beeinflussen, rechtzeitig alles 
zu tun, um ihn wieder zu einem möglichst nützlichen Glied 
der menschlichen Gesellschaft zu machen. Auf demselben 
Standpunkt steht der Herr Justizminister, der weiter noch 
als Ziel und Zweck des Strafvollzugs den Schutz der Gesell¬ 
schaft gegen die Rechtsbrecher bezeichnet. Damit stellen sich 
beide Herren auf den Boden der modernen Strafrechtstheorie, 
die im Gegensatz zu der sogen. Vergeltungstheorie steht, d. h. 
zu der Ansicht, daß die Strafe eine Reaktion auf die einzelne 
schuldhafte Straftat ist, eine Sühne dafür. Gerade diese 
Theorie beherrscht aber jetzt noch das Strafrecht. 

Im Strafvollzug dagegen ist schon längst auf den Besserungs¬ 
und Erziehungsgedanken das Hauptgewicht gelegt worden. Die 
beiden Reformatoren des preußischen Gefängniswesens, Wiehern 
und Krohne, haben ihm, und zwar in den Anstalten, die dem 
Ministerium des Innern unterstanden, zur Geltung und Herr¬ 
schaft verholten. Beide haben aber auch daraus den not¬ 
wendigen Schluß gezogen, daß der Strafvollzug dann, wenn er 
richtig in ihrem Sinne aufgefaßt wird, als ein Akt sozialer Für¬ 
sorge anzusehen und daß er infolgedessen dem Ministerium 
des Innern zu unterstellen sei. Ihrer Auffassung, die sie aufs 
energischste vertreten haben, muß man um so mehr beipflich¬ 
ten, wenn man, wie der Herr Justizminister, in dem Strafvollzug 
weiter auch ein Mittel zum Schutze der Gesellschaft gegen den 
Rechtsbrecher erblickt, denn dann ist der Strafvollzug ebenso 
wie die Wohlfahrts- und die Sicherheitspolizei, das Armen¬ 
wesen, die Fürsorgeerziehung, die Fürsorge für Bettler und 
Vagabunden, für Geisteskranke, die Bekämpfung der Volks¬ 
krankheiten usw. erst recht ein Akt der staatlichen Wohlfahrts¬ 
pflege. Daß diese aber dem Ministerium des Innern und nicht 
dem Ministerium der Justiz unterstehen muß, kann keinem 
Zweifel unterliegen. Gerade die von dem Herrn Minister¬ 
präsidenten und dem Herrn Justizminister vertretene moderne 
Auffassung vom Zweck des Strafvollzugs muß also zu dem 
Schlüsse führen, daß der Strafvollzug dem Ministerium des 
Innern zu unterstellen sei. Viel eher ließe sich über die Frage 
streiten, wenn, wie es die alte Theorie will, der Strafvollzug 
lediglich dem Vergeltungsgedanken dienen will. 

Ist sonach der Strafvollzug selbst ein Akt sozialer Für¬ 
sorge, so steht er weiter auch in engstem Zusammenhang mit 
anderen Einrichtungen der sozialen Wohlfahrtspflege, vor allem 
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mit der Fürsorgeerziehung, der Fürsorge für Strafentlassene, 
der Fürsorge für die Angehörigen der Verurteilten während 
der Dauer des Strafvollzugs und auch mit der Fürsorge für 
Bettler und Vagabunden, eben weil diese Maßnahmen genau 
so wie der Strafvollzug der vorbeugenden Bekämpfung des 
Verbrechens dienen. Soll diese nicht aufs schwerste gefährdet 
werden, so darf der Zusammenhang zwischen den verschie¬ 
denen Mitteln nicht unterbrochen werden. Um nur eins aus 
der Praxis hervorzuheben, so stehen' die Fürsorgeerziehungs¬ 
anstalten und die Strafanstalt für Jugendliche in Bautzen in 
engster Beziehung, und zwar schon deshalb, weil etwa ein 
Drittel der in dieser Anstalt Untergebrachten Fürsorgezöglinge 
sind, die meist nach Strafverbüßung wieder in die Erziehungs¬ 
anstalten zurückkehren. In beiden Anstaltsgattungen soll den 
Jugendlichen, die, wie der Herr Justizminister zutreffend aus¬ 
führt, sehr oft das Opfer der Verhältnisse, insbesondere mangel¬ 
hafter Erziehung sind, die nötige sittliche Förderung zuteil 
werden. Trotzdem muß aber die Behandlung verschieden sein, 
und zwar in der Strafanstalt strenger als in der Erziehungs¬ 
anstalt. Der nicht kriminelle Fürsorgezögling zum Beispiel, 
der vielleicht nur deshalb in die Erziehungsanstalt gekommen 
ist, weil er durch seine schlechten Eltern gefährdet war, darf 
dort nicht härter behandelt werden als der kriminelle Jugend¬ 
liche in der Strafanstalt. Andernfalls kann der Fürsorge¬ 
zögling, wie es tatsächlich nicht selten vorkommt, dazu ver¬ 
führt werden, Straftaten lediglich zu dem Zwecke zu begehen, 
um in eine Strafanstalt zu kommen, in der die Behandlung 
milder ist als in der Erziehungsanstalt. Beide Anstaltsgattun¬ 
gen müssen also unter derselben Hand stehen, die die Erzie¬ 
hungsmethoden für beide regelt. Auch die Fürsorge für Straf¬ 
entlassene, die der Herr Justizminister selbst dem Ministerium 
des Innern unterstellt wissen will, läßt sich von dem Straf¬ 
vollzug nicht trennen. Schon in der Strafanstalt müssen die 
Fähigkeiten der Gefangenen geprüft und die Schritte zu seiner 
Unterbringung nach seiner Entlassung getan werden. Hinter¬ 
her ist es zu spät. In den Strafanstalten ständen genügend 
Kräfte zur Verfügung, die das schöne Amt eines Fürsorgers 
übernehmen könnten. Daß eine Trennung nicht möglich sei, 
ist auch offenbar die Meinung des Herrn Ministerpräsidenten 
gewesen, wenn er sagte, der Verurteilte sei schon während der 
Strafverbüßung, aber auch nach dem Strafvollzug erzieherisch 
zu beeinflussen, denn die Erziehung muß in einer Hand bleiben. 
Daß die aus dem Justizministerium heraus erst kürzlich befür¬ 
wortete Fürsorge für die Angehörigen der Verurteilten während 
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der Dauer des Strafvollzugs untrennbar mit diesem selbst ver¬ 
bunden ist, ist so selbstverständlich, daß es keiner weiteren 
Ausführung bedarf. Ähnliches gilt auch von der Fürsorge für 
die Bettler und Vagabunden, der meist geistig minderwertigen 
sogen, großen Kinder, aus denen sich ein erheblicher Teil der 
Verbrecher rekrutiert. 

Überall zeigt sich also der enge Zusammenhang des Straf¬ 
vollzugs mit den übrigen Maßnahmen zur Verbrecherbekämp¬ 
fung. Sie alle müssen unbedingt von einer Stelle ausgehen, 
in einem Geiste angewendet werden. 

Sollte aber, wie einige fordern, die Durchführung aller dieser 
Akte staatlicher Wohlfahrtspflege ebenfalls dem Ministerium 
der Justiz übertragen werden, so würde dieses zum über¬ 
wiegenden Teile ein zweites Verwaltungsministerium werden, 
es würde dann nicht nur innerhalb dieser Behörde ein viel¬ 
leicht nicht ganz unbedenklicher Dualismus geschaffen, sondern 
es würde auch der Verwaltungsapparat erheblich verteuert und 
kompliziert werden. 

So gilt gerade heute mehr denn je, was vor" langen Jahren 
eine Autorität schrieb, die wohl allseits anerkannt wird und 
in der insbesondere Herr Dr. Wulffen seinen Meister sieht: 
Der Vorkämpfer der modernen Strafrechtsschule, v. Liszt, sagt: 

,,Dann aber vergesse man nicht, daß die Strafanstalt nur 
eines der staatlichen Mittel zur Bekämpfung des Verbrechens 
ist, daß Repression und Prävention ineinander greifen müssen, 
soll nicht die eine gerade so vergeblich arbeiten wie die andere. 
Die Erziehungs- und Besserungsanstalten für die verwahrloste 
und verbrecherische Jugend, das Arbeitshaus, die Schutz¬ 
fürsorge für die Entlassenen, die gesamte Armenpflege — sie 
alle dienen einem Zwecke: der Bekämpfung des Verbrechens. 
Ist diese Auffassung richtig, so ist damit die Notwendigkeit 
bewiesen, nicht nur die Leitung des ganzen Gefängniswesens in 
eine Hand zu legen, sondern sie, verbunden mit der Leitung 
jener Präventivmittel, in der Hand des Ministers des Innern zu 
konzentrieren. Das ist nach meiner Meinung das nächste und 
wichtigste Ziel der Gefängnisreform in Preußen.“ 

Dürfte sonach schon bei den gegenwärtigen Zuständen die 
Überleitung des gesamten Strafvollzugs an die Justiz unzweck¬ 
mäßig sein, so gilt das noch weit mehr für die zukünftigen. 
Auch an die Zukunft muß aber gedacht werden, denn der 
Übergang an die Justiz soll für die Dauer sein. Wie sich das 
Strafrecht und der Strafvollzug künftig im einzelnen gestalten 
werden, wissen wir nicht. Eins aber ist sicher, Ziel und Zweck 
werden die Besserung des Verurteilten und die Verbrechens- 
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bekämpfung mehr als bisher sein, der Vergeltungsgedanke wird 
ganz zurückgedrängt werden. Schon der Vorentwurf zum 
Strafgesetzbuch schlägt sogen, „sichernde Maßnahmen“ vor, 
die Unterbringung in das Arbeitshaus, auf die neben oder statt 
der Strafe erkannt werden kann, die Verhängung des Wirts¬ 
hausverbots und die Unterbringung in eine Trinkerheilanstalt. 
Solcher sichernder Maßnahmen werden noch mehr folgen. Sie 
alle aber haben einen rein polizeilichen Charakter. Ihre Durch¬ 
führung muß sonach dem Ministerium des Innern unterstehen, 
andererseits können sie aber unmöglich vom Strafvollzug ge¬ 
trennt werden, soll nicht ein unheilvoller Dualismus entstehen. 
Wahrscheinlich wird man aber noch weiter gehen: Man wird 
nach dem Vorgang anderer Staaten sogen. Zwischenanstalten 
schaffen,-d. h. Anstalten, die unterLockerung des Strafzwanges 
den Übergang zur Freiheit erleichtern sollen, bei denen so¬ 
nach von einem eigentlichen Strafvollzug nicht mehr gespro¬ 
chen werden kann. Sollen auch diese Anstalten, die nur noch 
dem Besserungszwecke dienen, dem Justizministerium unter¬ 
stellt werden? Und dann noch einen Schritt weiter: Viel¬ 
leicht wird nach dem Vorbild Nordamerikas die sogen, unbe¬ 
stimmte Verurteilung eingeführt. Hierbei weist der Richter 
den Verurteilten einer Strafanstalt zu, ohne das Strafmaß zu 
bestimmen. Die Strafdauer wird von der Besserung des Gefan¬ 
genen abhängig gemacht und von der Gefängnislcitung inner¬ 
halb des gesetzlichen Strafrahmens festgesetzt. Gewichtige 
Stimmen, insbesondere in der internationalen kriminalistischen 
Vereinigung, haben sich dafür ausgesprochen. Sollte diese Ein¬ 
richtung geltenden Rechts werden, so würde das Strafurteil 
nur die Voraussetzung für den Strafvollzug werden, dieser 
selbst aber würde im übrigen zu einer ganz selbständigen, 
unabhängigen Disziplin werden, bei der lediglich der Besse¬ 
rungszweck und die Verbrechensbekämpfung ausschlaggebend 
sind. Mit der Strafrechtspflege im eigentlichen Sinne hat 
dies^§ Institut keine Berührungspunkte mehr, es könnte also 
auch nicht dem Justizministerium unterstehen. Sonach möchte 
man doch wenigstens die Entscheidung solange aufschieben, 
bis ein neues Strafgesetzbuch und ein Strafvollzugsgesetz 
geschaffen sind. 

Sollte der Herr Justizminister etwa die Justiz zum Erzie¬ 
hungswerk des Strafvollzugs deshalb für besonders berufen 
halten, weil sie schon während des Strafverfahrens einen 
genauen Eindruck von der Person des Gefangenen erlangt 
habe, so steht dem u. a. entgegen, daß auch bei der Justiz 
Strafverfahren und Strafvollzug nicht in einer Hand bleiben 
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könnten. Der Staatsanwalt, der im Vorverfahren und in der 
Hauptverhandlung den Angeklagten persönlich kennen gelernt 
hat, würde unmöglich auch den Strafvollzug übernehmen 
können. Das verböte schon die geringe Anzahl der Straf¬ 
anstalten (1 Zuchthaus, je eine Strafanstalt für weibliche und 
für jugendliche Gefangene). Es würde also auch hier wieder 
der Strafvollzug von einer Person geleitet werden, die den 
Charakter des Gefangenen zunächst nur aus den Akten kennen 
lernen könnte. Es wäre sonach dem jetzigen Zustand gegen¬ 
über kaum etwas gewonnen. 

Das zweite Argument, das für die Zweckmäßigkeit der 
Unterstellung der Landesstrafanstalten unter die Justiz vor¬ 
gebracht wird, ist die Behauptung, der bestehende Dualismus, 
die Zweiteilung des Strafvollzugs unter die beiden Ministerien, 
wirke schädlich. Man beruft sich dabei auf das Vorbild 
Preußens. Dort aber lagen die Verhältnisse ganz anders als 
in Sachsen. In Preußen unterstanden außer den sämtlichen 
Zuchthäusern auch 23 größere Gefängnisse und 45 sogen. 
Kantongefängnisse in der Rheinprovinz, die ebenso wie die 
23 Gefängnisse auch Untersuchungs- und Haftgefangene auf- 
nahmen, dem Ministerium des Innern. 1065 andere Gefäng¬ 
nisse, darunter die größten (Plötzensee, Tegel und das Unter¬ 
suchungsgefängnis Moabit), waren dem Ministerium der Justiz 
unterstellt, dessen Herrschaftsgebiet demnach größer war als 
das des Ministerium des Innern. Das waren natürlich unerträg¬ 
liche Zustände-, denn die Zweiteilung war völlig willkürlich 
und mußte die Einheitlichkeit des Strafvollzugs schädigen. 
Ganz anders dagegen in Sachsen, wo der Strafvollzug in der 
Hauptsache dem Ministerium des Innern untersteht. Hier 
herrscht eine absolut reinliche Scheidung. Das Zuchthaus und 
die Gefängnisse, in denen mehr als dreimonatige Strafen (bei 
den Jugendlichen mehr als einmonatige) verbüßt werden, unter¬ 
stehen dem Ministerium des Innern, die übrigen Freiheits¬ 
strafen werden dagegen in den dem Justizministerium unter¬ 
geordneten Gefangenenanstalten und Gerichtsgefängnissen ver¬ 
büßt. Ebenso gehören die Untersuchungsgefängnisse durchweg 
zur Justiz. 

Rein äußerlich genommen, liegt also tatsächlich ein Dualis¬ 
mus vor. Geht man aber von dem Strafzweck aus, der haupt¬ 
sächlich verfolgt werden soll, von der Besserung des Ver¬ 
brechers, so ist überhaupt das Bestehen eines Dualismus zu 
leugnen. Eine erziehliche Beeinflussung kann nur bei längeren 
Freiheitsstrafen, wie sie in den dem Ministerium des Innern 
unterstellten Strafanstalten zu verbüßen sind, erreicht werden. 
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Bei kurzen Freiheitsstrafen dagegen muß der Erziehungs¬ 
gedanke zurücktreten, hier herrscht vielmehr der Vergeltungs¬ 
und Abschreckungsgedanke noch unbeschränkt. Die den beiden 
Ministerien unterstellten Anstalten verfolgen also tatsächlich 
ganz verschiedene Strafzwecke, sie können daher unbedenk¬ 
lich weiter neben einander bestehen. Nur könnte man viel¬ 
leicht die Grenze von der an die Zuständigkeit des Ministe¬ 
riums des Innern beginnt, auf einen Monat oder auf zwei Monate 
herabsetzen. 

Selbst aber einmal angenommen, daß der bestehende Dua¬ 
lismus gewisse Nachteile enthielte, so würden diese zwar durch 
den Übergang der Strafanstalten an die Justiz beseitigt, dafür 
würde aber, wie schon oben angedeutet, ein viel größerer und 
schädlicherer Dualismus geschaffen. Es würde durch das Aus¬ 
scheiden des Strafvollzugs aus der Reihe der dem Ministerium 
des Innern unterstehenden Maßnahmen zur vorbeugenden Be¬ 
kämpfung des Verbrechens die wichtigste ausscheiden, die 
Kette wäre zersprengt, der Zusammenhang zerrissen, an Rei¬ 
bungen zwischen beiden Ministerien würde es dann nicht 
fehlen. Es würde nach alledem ein kleines Übel, wenn es über¬ 
haupt eins ist, durch ein viel größeres ersetzt 

Nun zu dem letzten Argument, worauf sich besonders auch 
Herr Dr. Wulffen stützt, zu der Behauptung, der Richter und 
der Staatsanwalt wäien durch den bestehenden Dualismus 
dem Strafvollzug entfremdet worden. Es ist richtig und ist 
schon oft beklagt worden, daß der Richter von dem Wesen, 
und den Wirkungen des Übels, das er verhängt, keine genü¬ 
genden Vorstellungen hat, da er eben den Strafvollzug prak¬ 
tisch nicht kennt. Bedarf es aber zur Beseitigung dieses Miß¬ 
standes eines solchen Radikalmittels und ist der von Herrn 
Dr. Wulffen vorgeschlagene Weg gangbar? Beides ist zu-ver¬ 
neinen. Herr Dr. Wulffen rät, daß der junge Jurist, um den 
Strafvollzug und vor allem um die Psyche des Verbrechers 
kennen zu lernen, mindestens ein Jahr lang in einer Straf¬ 
anstalt praktisch tätig sein soll. Offenbar soll er Inspektions¬ 
dienste tun. Damit wäre aber dem Strafvollzug kein Dienst 
erwiesen. Der stete Wechsel in der Person der Beamten würde 
ungeheuer schaden. Gerade der Strafvollzug bedarf Beamter, 
die neben Neigung zum Beruf und einem warmen Herzen für 
die Gefangenen eine reiche Erfahrung besitzen. Auch würden 
die jungen Juristen, die Kriminalpsychologie treiben wollen, 
schwerlich auf ihre Kosten kommen. Erstens gibt sich der 
Verbrecher häufig in der Strafanstalt ganz anders als in der 
Freiheit. Es ist eine allen Praktikern bekannte Tatsache, daß 
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gerade die übelsten Verbrecher häufig die besten Gefangenen 
sind. Sie kennen aus Erfahrung das Gefängnisleben, wissen, 
daß sie durch Wohlverhalten Vorteile erlangen, ordnen sich 
geschmeidig unter und heucheln Besserung. (Diese Tatsache 
dürfte nicht gerade für die Einführung der unbestimmten Ver¬ 
urteilung sprechen!) Dagegen fällt den besseren Elementen 
häufig die Unterordnung unter die Anstaltszucht sehr schwer, 
sie bäumen sich dagegen auf und machen Schwierigkeiten. 
Zweitens ist aber nicht anzunehmen, daß der Verbrecher, 
wenigstens der erfahrene, sein Inneres einem Manne erschließt, 
der, wie er sich sagt, als Staatsanwalt oder Richter ihm doch 
wieder einmal entgegentreten wird. 

Um den Justizbeamten genügende Einblicke in das Wesen 
und die Wirkung des Strafvollzugs zu geben, gibt es auch unter 
der Herrschaft des Ministeriums des Innern einen sehr ein¬ 
fachen Weg. Sie mögen etwa % bis % Jahre lang in einer 
Strafanstalt hospitieren und durch den Direktor oder durch 
erfahrene Inspektoren in den Strafvollzug eingeführt werden. 
Dadurch wird auch der Zusammenhang zwischen Justiz und 
Strafvollzug genügend aufrecht erhalten, insbesondere wird 
dadurch eine gewisse Kontrolle über dessen richtige Durch¬ 
führung ausgeübt. Die Justizkommissare, die schon jetzt jeder¬ 
zeit von der Art und Weise der Verfolgung des Strafzweckes 
in den Strafanstalten Kenntnis zu nehmen berechtigt sind, 
könnten auf diese Weise noch genauer unterrichtet werden. 

Zu allen den Gründen, die dafür sprechen, es bei dem jetzi¬ 
gen Zustand zu belassen, kommt aber noch ein weiterer, der 
schon wiederholt von anderer Seite genannt worden ist: der 
Verbrecher sieht nun einmal in dem Staatsanwalt seinen natür¬ 
lichen Gegner. Würden die Strafanstalten wie die Gefangenen¬ 
anstalten den Ersten Staatsanwälten unterstellt, so würde der 
Verurteilte ein unausrottbares Mißtrauen gegen den Leiter 
des Strafvollzugs hegen, der Besserungszweck wäre also stark 
gefährdet. Würden die Strafanstalten aber dem Ministerium 
der Justiz direkt untergeordnet, so würde das Mißtrauen auf 
die Vorgesetzte Behörde des Staatsanwalts übertragen werden. 
Im Ministerium des Innern dagegen wird stets eine neutrale 
Behörde erblickt werden. 

Nach alledem möge es bei der Unterstellung der Straf¬ 
anstalten unter dem Ministerium des Innern bleiben. Der 
Strafvollzug ist nun einmal eine reine Verwaltungstätigkeit und 
„stimmt in dem entscheidenden Moment mit aller übrigen 
Verwaltungstätigkeit überein“ (Kriegsmann), während er der 
Justiz wesensfremd ist. Der Zustand, der von jeher in Sachsen 



bestanden hat, entspricht gerade dem modernen Empfinden. 
Sachsen möge hier seine Eigenart bewahren. Auch das Mini¬ 
sterium des Innern, das insbesondere während des Krieges 
für die Gefangenen das denkbar Möglichste getan hat, würde 
sich bei der Durchführung des Besserungsgedankens im Straf¬ 
vollzug weiter bewähren. Es liegen schon längst Pläne hierfür 
vor, wenigstens hinsichtlich des Jugendstrafvollzugs, nur der 
Krieg hat ihre Durchführung verhindert. Die hohen Kosten, 
die die Überleitung an das Justizministerium verursachen 
würde, können besser zur Durchführung der Maßnahmen ver¬ 
wendet werden, die der Verbrechensbekämpfung dienen, ins¬ 
besondere der Entlassenenfürsorge. 



Das bevorstehende Ende des Dualismus 
im sächsischen Gefängniswesen. 

Von Gefängnisdirektor Dietze, Chemnitz. 

Nachdem bereits im alten sächsischen Landtage ein Antrag 
des Abgeordneten, Landgerichtsdirektors Hettner, die bisher 
der Verwaltung des Ministeriums des Innern unterstehenden 
Strafanstalten dem Justizministerium zu unterstellen, nahezu 
einstimmig in beiden Kammern angenommen worden war, hat 
der Ministerpräsident des Freistaates Sachsen Dr. Gradnauer 
in seiner Regierungserklärung vom 20. März 1919 verkündet, 
daß ,,bei dem Strafvollzüge, dessen Gestaltung in großem Um¬ 
fange den Einzelstaaten Vorbehalten sei, schon jetzt von der 
Justizverwaltung, soweit als es von der Reichsgesetzgebung 
zulässig, Reformen erstrebt würden. Das Ziel müsse hier sein, 
den Verurteilten schon während der Strafverbüßung, aber 
auch nach dem Strafvollzüge erzieherisch zu beeinflussen und 
rechtzeitig alles zu tun, ihn wieder zu einem möglichst nütz¬ 
lichen Mitglied der menschlichen Gesellschaft zu machen. 

Zur Erleichterung dieser Aufgabe werde es dienen, wenn 
die Strafanstalten, die zurzeit noch dem Ministerium des Innern 
unterständen, dem Ministerium der Justiz .unterstellt würden, 
was mit möglichster Beschleunigung geschehen solle.“ 

Damit dürfte das Ende einer über 200 Jahre alten Ein¬ 
richtung gekommen sein, das schon von vielen Seiten als 
erstrebenswert angesehen wurde. 

Sachsen folgt nun als letzter Bundesstaat dem Beispiel 
aller anderen deutschen Staaten, in denen alle Strafanstalten 
der Verwaltung des Justizministeriums unterstellt sind. 

In Preußen unterstanden bis zum I. April 1918 dem Mini¬ 
sterium des Innern sämtliche zur Vollstreckung von Zuchthaus¬ 
strafen bestimmten Anstalten, sowie 23 größere Gefängnisse 
zur Aufnahme von Gefängnis-, Haft- und Untersuchungs- 
Gefangenen und 45 sogen. Kantonsgefängnisse in der Rhein¬ 
provinz, welche die amtsgerichtlichen Untersuchungsgefan¬ 
genen, ferner diejenigen Haft- und Gefängnisgefangenen auf- 
nahmen, die eine Strafe von nicht mehr als 14 Tagen zu ver¬ 
büßen hatten. 
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Der Justizverwaltung waren alle übrigen 1065 Gefängnisse 
unterstellt. 

Während also in Preußen ohne scharfe Abgrenzung Gefäng¬ 
nisse bald dem Justizministerium, bald dem Ministerium des 
Innern unterstanden, war die Entwicklung des Dualismus in 
Sachsen eine völlig andere. 

Am 3. April J716 wurde unter der Regierung des Kur¬ 
fürsten August des Starken in Waldheim ein ,,Zucht-, Armen- 
und Waisenhaus“ eröffnet. 

Dieses war zunächst durchaus nicht lediglich als Straf¬ 
anstalt gedacht, es war vielmehr bestimmt zur Aufnahme 
unheilbarer, geisteskranker oder bresthafter Personen, ver¬ 
waister und verwahrloster Kinder, sowie von arbeitsscheuen, 
verkommenen Bettlern beiderlei Geschlechts. 

Es sollten in der „Landes“anstalt dem „ganzen Lande zum 
Besten die Notdürftigen und Unvermögenden versorgt, die 
Boshaften aber zu gewisser Arbeit angehalten werden.“ 

Daß eine Anstalt, die so vielseitigen, hauptsächlich polizei¬ 
lichen und charitativen Zwecken zu dienen hatte, nur dem 
Ministerium des Innern, nicht aber der Justiz unterstellt 
werden konnte, war selbstverständlich. 

Mit der fortschreitenden Kultur und dem immer größer 
werdenden Bedürfnisse spalteten sich im Laufe der Jahrhun¬ 
derte von der einen großen Mutteranstalt andere Anstalten 
ab, so wurde 1775 die Anstalt Zwickau, die außer Strafgefan¬ 
genen noch sogen. Pensionäre, d. h. entartete Söhne aus gutem 
Hause zur Besserung oder auch zur Unschädlichmachung auf¬ 
nahm, ferner Anfang des 19. Jahrhunderts die Anstalt Sonnen¬ 
stein bei Pirna als Irren-Heilanstalt und 1812 das Landes- 
arbeitshäus Colditz gegründet. 

Im Laufe des 19. Jahrhunderts trat dann in Sachsen eine 
immer größere Spezialisierung der einzelnen Anstalten ein, sie 
gliederten sich in Straf-, Korrektions-, Heil- und Pflege- sowie 
Erziehungs-Anstalten. 

Alle diese Anstalten blieben, ebenso wie die Mutteranstalt 
Waldheim, dem Ministerium des Innern, von dem sie errichtet 
worden waren, unterstellt. Schließlich übernahm dieses auch 
noch das Elsterbad, die Frauenklinik zu Chemnitz und das 
Krankenstift Zwickau, so daß die IV. Abteilung des Ministe¬ 
riums des Innern zurzeit sämtliche ,,Landes“-Anstalten, um¬ 
fassend die Heil- und Pflege-, Erziehungs-, Straf- und Kor¬ 
rektions-Anstalten, sowie das Elsterbad verwaltet. 

Anders als in Preußen war in Sachsen bisher die Bestim¬ 
mung getroffen, daß alle Zuchthausstrafen, ferner alle Gefängnis- 



strafen über 3 Monate gegen solche Personen, die über 18 Jahre 
alt sind und alle Gefängnisstrafen über 1 Monat gegen solche 
Gefangene, die das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, 
in den „Landes“-Strafanstalten zu verbüßen sind. 

Es war somit auch schon jetzt bei der Vollstreckung 
längerer Strafen die Gewähr eines völlig einheitlichen Straf¬ 
vollzugs gegeben. 

Trotzdem aber dürfte der Entschluß der sächsischen Regie¬ 
rung, sämtliche Strafanstalten der Justizverwaltung zu unter¬ 
stellen, nur zu begrüßen sein. 

Schon Kriegsmann sagt in seiner Einführung in die Ge¬ 
fängniskunde: „Dieser vielbeklagte Dualismus im Gefängnis¬ 
wesen bildet eine ständige Gefahr für die Gleichmäßigkeit der 
Strafvollstreckung innerhalb eines und desselben Bundes¬ 
staats, er führt außerdem zu einer Vergeudung von Kräften 
und zu übermäßigen Ausgaben. 

Die Zusammenfassung der gesamten Gefängnis-Verwaltung 
zu einheitlicher Leitung wird deshalb heute als Voraussetzung 
gedeihlicher Weiterentwicklung ganz allgemein gefordert.“ 

Durch die Entschließung der Regierung ist eine Grund¬ 
lage für eine aussichtsreiche Weiterentwicklung des sächsischen 
Gefängniswesens geschaffen worden, es ist auch für die bisher 
in der Verwaltung getrennt gewesenen Straf- und Unter¬ 
suchungs-Gefängnisse nunmehr ein völlig einheitlicher Straf¬ 
vollzug gewährleistet. 

Die sächsischen Strafvollzugsbeamten werden künftig eben¬ 
so wie ihre Amtsbrüder im Reich gemeinsam und unter ein¬ 
heitlicher Leitung arbeiten können an der schweren, verant¬ 
wortungsreichen und doch so schönen Aufgabe, gefallene Men¬ 
schen wieder zu erziehen zu brauchbaren Mitgliedern der Ge¬ 
sellschaft. 



Strafanstalt und strafrechtliche Ausbildung. 

Von Amtsrichter Dr. Wangner, Philippsburg. 

Auch im neuen Staat wird von der „Weltfremdheit“ des 
Richters gesprochen werden. Weltfremd wird er gescholten, 
weil man ihm nachsagt, er kenne wohl die Rechtssätze und ihre 
Anwendung, nicht aber verstehe er die Tatsachen des 
Lebens richtig festzustellen und zu bewerten. 

Soweit der Vorwurf berechtigt ist, sind die Ursachen-schon 
auf die Anfänge des juristischen Studiums zurückzuführen; 
sie setzen sich fort über den Vorbereitungsdienst bis zur Zeit, 
wo endlich die Möglichkeit besteht, sich unter eigener Ver¬ 
antwortung praktisch zu betätigen. 

Wie soll der Jünger der Rechtswissenschaft möglichst früh 
zur Weltkenntnis geführt werden, zur Kenntnis der rechtlich 
bedeutsamen Tatsachen des Lebens, dieser andern Hälfte der 
Rechtswissenschaft, die mindestens ebenso wichtig ist wie die 
Rechtssätze selbst? Bei den Naturwissenschaften wäre es 
undenkbar, sie zunächst aus Büchern oder durch bloßes Hören 
von Vorlesungen kennen zu lernen. Die Natur selbst, das Ex¬ 
periment, beim Mediziner Anatomie und Klinik bieten von 
Beginn des Studiums an lebendige Anschauung. Zudem haben 
diese Wissenschaften den großen Vorteil an einen Bestand von 
Vorstellungen, die der Studierende von der Schule mitbringt, 
anknüpfen zu können. Aufgabe der Rechtswissenschaft ist 
es, die Normen kennen zu lernen, unter denen „die Menschen 
leben und durch die ihr gesellschaftliches Leben geregelt und 
geordnet wird“. Aber ebenso wie derjenige, der die Regeln 
eines Spiels in einem Buch genau gelesen und wohl verstanden 
hat, sie doch erst beherrschen wird, wenn er das Spiel selbst 
mitgemacht oder wenigstens den Gang des Spiels als Zuschauer 
verfolgt hat, so wird auch der Rechtsbeflissene erst dann wahres 
Verständnis für den Gegenstand seiner Wissenschaft bekom¬ 
men, wenn es möglich ist, die lebendigen Träger und Beweger 
des Rechts, die Menschen, ihre Beziehungen zu einander und 
zu den Gütern des Lebens kennen zu lernen. 

Es wird so oft behauptet, das Gefühl habe in der Rechts¬ 
wissenschaft keinen Platz. Ich kann dem nicht unbedingt 
beistimmen. Ein Gefühl soll den Juristen stets ganz beseelen: 
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das herzliche Interesse am Schicksal seiner Mitmenschen! Wes¬ 
halb hat die rechtswissenschaftliche Fakultät im Verhältnis 
die meisten Interesselosen? Weil die bisherige Form des 
Rechtsunterrichts dem jungen Studenten das Recht als ein 
ausgeklügeltes System abstrakter Begriffe erscheinen läßt und 
ihm nicht zum Bewußtsein bringt, daß jeder Rechtssatz nur 
Mittel zum Zweck ist: das vornehmlich auf die Befriedigung 
wirtschaftlicher Bedürfnisse gerichtete Zusammenleben von 
Menschen zu regeln. 

Das Strafrecht führt uns am leichtesten zum Menschen, 
zwar nicht zum sozialen, sondern zum antisozial gesinnten 
Menschen. Das hindert aber nicht, seine besondere Eignung 
in dem Rechtsjünger den Sinn für das Tatsächliche am besten 
zu wecken. Denn gerade im Strafverfahren kommt es von 
vornherein darauf an, möglichst wahrheitsgemäß die Tat¬ 
sachen festzustellen, die für Schuld und Strafe von Bedeutung 
sind. 

In 3 Entwicklungsstadien des Verfahrens kann dies ge¬ 
schehen: 

Im Vorverfahren (Staatsanwalt, Untersuchungsrichter), 

im Hauptverfahren, 

endlich im Strafvollzug. 

Die Strafanstalt ist bis jetzt weder für die Hochschule noch 
die Vorbereitungszeit ausgenützt worden. Allerdings wird sie 
von manchen Hochschullehrern mit ihren Studenten besucht; 
die wenigen Stunden genügen aber kaum, um einen ersten 
flüchtigen Eindruck zu bekommen. Nicht wenigen der jungen 
Leute sind sie nichts weiter als eine Befriedigung ihrer Sensa¬ 
tionslust. 

Für den Vorbereitungsdienst ist in §23 der VO. des Bad. 
Justizministeriums v. 20. Mai 1907 bestimmt: 

1. „Rechtspraktikanten ist mit Erlaubnis des Justizministe¬ 
riums die freiwillige Praxis bei einer Strafanstaltsdirektion ge¬ 
stattet, jedoch darf dadurch die für die andern Stellen vorge¬ 
schriebene Beschäftigungsdauer nicht verkürzt werden. 

2. Die Beschäftigung ist durch den Vorstand zu leiten.“ 

Eine gleichlautende Bestimmung ist in § 88 der Bad. Dienst- 

und Hausordnung für die Zentralstrafanstalten gegeben. Tat¬ 
sächlich wird von diesen Möglichkeiten kein Gebrauch gemacht, 
weil während des Vorbereitungsdienstes dafür keine Zeit 
übrig bleibt. 

Wenn die moderne Kriminalistenschule davon ausgeht, daß 
der Verbrecher das Ergebnis seiner Umgebung und seiner 
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eigenen Veranlagung ist, so bietet die Strafanstalt Gelegenheit, 
nach beiden Richtungen wertvolle Kenntnisse zu sammeln. 
Selbstredend darf die Ausbildung nicht zu sehr ins Gefängnis¬ 
technische übergehen; sie soll stets eine strafrechtliche sein. 

Der Strafanstaltsdienst bietet hierzu mancherlei: 

I. Der persönliche Verkehr mit dem Gefangenen, besonders 
der Zellenbesuch ist eine der wichtigsten Pflichten des 
Gefängnisbeamten. Er gibt die Möglichkeit den Gefangenen 
in seiner Zelle da, wo er täglich die Strafe neu an sich erlebt, 
kennen zu lernen. Der Sträfling gibt sich hier anders als im 
Vorverfahren. Dort machen ihn die Aufregungen der Unter¬ 
suchungshaft, die Ungewißheit der bevorstehenden Strafe, das 
Mißtrauen gegen den vernehmenden Richter oder Staats¬ 
anwalt meist wenig zugänglich. 

Im Gefängnis ist sein Schicksal entschieden. Im allge¬ 
meinen ist er ruhig und zeigt Vertrauen zu den Beamten der 
Anstalt. In zwangloser Unterhaltung, anknüpfend an ein in 
der Zelle liegendes Buch der Gefängnisbibliothek ode,r an die 
Arbeit des Gefangenen kommt man auf die persönlichen Ver¬ 
hältnisse, zuweilen auch auf die Straftat zu sprechen. Die 
Moralpredigt jedoch ist kein notwendiger Bestandteil des 
Zellenbesuches. 

II. Ein Zellenbesuch wird nur dann fruchtbringend sein, 
wenn der Beamte schon vorher über den Gefangenen gut unter¬ 
richtet ist. Diese Kenntnis verschafft er sich durch die Personal- 
und die Gerichtsakten. Das Studium der letzteren ist in der 
Strafanstalt besonders förderlich, weil der Fall — anders als 
im Vorverfahren — abgeschlossen vorliegt und weil der Ge¬ 
fangene selbst längere Zeit unmittelbar zur Verfügung steht. 
Dabei kann der Fall nicht nur in materiell-rechtlicher Hinsicht 
in aller Ruhe studiert werden, auch die prozeßrechtliche 
Entwicklung läßt sich besser ersehen als aus den schönsten 
Bücherfällen. Zudem ist der Gefangene die ständige lebende 
Ergänzung des Akteninhalts. 

Das Interesse am Schicksal des Gefangenen wird sich von 
selbst auch auf das vorliegende Material in rechtlicher und 
tatsächlicher Beziehung erstrecken. 

III. Für den Strafrichter ist bei Urteilsfällung die Kenntnis 
der Persönlichkeit des Gefangenen von größter Bedeutung. 

Die Erhebungen des Vorverfahrens in dieser Richtung sind 
meist sehr dürftig (abgesehen von Schwurgerichtsfällen). Die 
Hauptverhandlung ist zu kurz, um sich ein Urteil zu bilden. 
In der Strafanstalt gibt die allwöchentliche Konferenz der 
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Anstaltsbeamten (Direktor, Arzt, Geistliche, Verwalter, Lehrer) 
Gelegenheit, sich über den Gefangenen auszusprechen. Hier 
ist gewissermaßen das Sammelbecken der über ihn gemachten 
Erfahrungen. Besonders wertvoll ist es, daß jeder Beamte, 
gerade von seinem Berufskreise aus, ein Urteil über ihn gewinnt. 

Schon diese flüchtigen Blicke in das Leben einer Straf¬ 
anstalt lassen erkennen, welch großen Gewinn der Gefängnis¬ 
dienst dem Lernenden bietet. All die Begriffe, die dem Straf¬ 
rechtspraktiker täglich Vorkommen, werden erst anschaulich 
durch einen tieferen Einblick in den Strafvollzug. 

Vor allem aber entwickelt sich der Sinn für die Straf-' 
zumessungsgründe und damit für das Strafmaß. Wie wichtig 
ist dies für den Strafrichter und wie viel schwerer als die Schuld¬ 
frage ist meist die Strafbemessung! Besonders lehrreich ist 
hier das Vergleichen der unzähligen Fälle, die man in der 
Strafanstalt kennen lernt. 

Und dann noch eines, was die Strafanstalt dem Lernenden 
bietet: hier wird nicht nur am einzelnen Menschen gearbeitet, 
daß er wieder ein brauchbares Mitglied der Gesellschaft werde; 
— neben dieser Arbeit für die Zukunft des einzelnen kann 
durch sorgfältiges Studium der Vergangenheit des Gefangenen 
reiches Material zur allgemeinen Erkenntnis der Schäden der 
Gesellschaft gewonnen werden. 

Strafanstalt und Sozialpolitik gehören untrennbar zusam¬ 
men. Erst dann wird die Arbeit im Strafvollzug eine wirklich 
befriedigende sein! Erst dann wird die Enttäuschung, die so 
mancher nach, kurzer Zeit zurückkehrende Sträfling dem 
Gefängnisbeamten bereitet, gemildert werden durch das Be¬ 
wußtsein, zwar den einzelnen oft nicht mehr bessern zu können, 
wohl aber aus dem Schicksal des Gefangenen zu lernen und 
diese Erfahrungen zu verwerten bei der Mitarbeit an der 
Besserung der menschlichen Lebensverhältnisse — sei es in 
wissenschaftlicher oder in praktischer Betätigung. 

Mein Wunsch wäre, daß jeder junge Jurist möglichst früh 
in die Strafanstalt geführt würde, um aus dieser reichen 
Fundgrube zu schöpfen. Aus dem Interesse an dem einzelnen 
Gefangenen wird sich das Interesse für das gesellschaft¬ 
liche Zusammenleben der Menschen entwickeln und damit 
auch für das Recht als der Summe der ihr Verhalten regelnden 
Normen. Mancher, den das in abstrakten Begriffen aus Bü¬ 
chern gelehrte Recht kalt läßt, wird es lieber lernen, wenn er 
seine lebendigen Wirkungen sieht. Für das Strafrecht läßt 
sich jedenfalls ein gut Teil „Rechtstatsachensinn“ im Straf¬ 
vollzug bilden. 



Milderungen im Strafvollzüge. 

Der Justizminister Dr. Rosenfeld hat am 19. Dezember 1918 
Milderungen im Strafvollzüge verfügt, denen eine kurze Be¬ 
trachtung gewidmet sein soll. 

1. Es ist in der Gemeinsamen Haft eine Unterhaltung zu¬ 
gelassen, sofern diese die Ordnung der Anstalt nicht stört; in 
Ubertretungsfä|len ist Strafe zu gewärtigen. — 

Wir Praktiker im Strafvollzüge wissen, daß in der Gemein¬ 
samen Haft das Schweiggebot zwar amtlich festgelegt gewesen, 
indessen nicht streng beachtet worden ist. Man einigte sich 
mit den Sträflingen unter der Hand dahin, lautes Sprechen 
kommt zur Anzeige, leiser Gedankenaustausch wird geduldet. — 

Diesem verständnisvollen Entgegenkommen der Aufsichts¬ 
beamten lag der Gedanke zugrunde, daß die Neigung gegen¬ 
seitiger Mitteilung zu tief im menschlichen Gemütsleben wur¬ 
zele, um mit Zwang erfolgreich bekämpft werden zu können. 
Mit einem Federstrich hat also die Revolutionsregierung be¬ 
seitigt, was zur Beseitigung überspruchreif gewesen ist. 

2. An Zusatznahrungsmittel sind außer dem bestehenden 
Einkauf, Kau- und Schnupftabak zugelassen. In der Ver¬ 
gangenheit ist auch für Zuchthaussträflinge im geschlossenen 
Strafvollzüge der Einkauf in Preußen an Schnupftabak ge¬ 
stattet gewesen. Die Sauberkeit der Taschentücher hatte sehr 
zu leiden und wohl hauptsächlich aus diesem Grunde hat man 
später gedachte Vergünstigung aufgehoben. Kautabak ist in 
der Gegenwart im preuß. Strafvollzüge für Meliorationsarbeiten 
usw. gestattet, auch während des Krieges im geregelten Straf¬ 
vollzüge nachgelassen worden, vielleicht als ein Mittel zur 
Bekämpfung des Hungergefühls. § 34 der Vorschläge zu einem 
Reichsgesetz über den Vollzug der Freiheitsstrafen und sichern¬ 
der Maßnahmen, aufgestellt auf Grund eines Beschlusses der 
XVI. Versammlung des Vereins der Deutschen Strafanstalts¬ 
beamten, abgekürzt V. d. F., spricht sich im Abs. 3 dahin 
aus: Von den Genußmitteln können Rauch-, Schnupf- und 
Kautabak den Jugendlichen und den Zuchthausgefangenen, 
soweit diese nicht mit schwerer Außenarbeit beschäftigt wer¬ 
den, nicht gestattet werden. Dieser Vorschlag hat auf der 
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Versammlung in Hamburg 1914 Annahme gefunden. — Grund¬ 
sätzlich hat also der Erlaß des Justizministers insofern geän¬ 
dert, als Kautabak im geschlossenen Strafvollzüge zugelassen 
worden ist und daß der Einkauf von Schnupftabak seine Auf¬ 
erstehung im Strafvollzüge erlebt hat. — 

Praktische Bedeutung hat diese Vergünstigung in der 
Gegenwart nicht, da Tabak in jeder Form so teuer ist, daß 
dessen Anschaffung aus diesem Grunde unterbleiben muß, 
und wäre dies nicht der Fall, so stehen die Bestimmungen, 
an die der Einkauf gebunden ist, diesem im Wege — wenig¬ 
stens für normale Zeiten. 

3. Zuchthaussträflinge dürfen in der Regel alle Monate einen 
Brief schreiben und einen empfangen. — 

Anfertigungen von Schreiben an die Aufsichtsbehörde, die 
Gerichte, die Staatsanwaltschaft und in Rechtsangelegenheiten 
auch an andere Behörden, sowie an Rechtsanwälte und an 
Notare unterliegen keiner Beschränkung. Schreiben an die 
Aufsichtsbehörde, an die Gerichte und an die Staatsanwalt¬ 
schaften werden nicht zurückgehalten. Schreiben an andere 
Behörden, an Rechtsanwälte und an Notare werden nicht 
abgesandt', wenn sie beleidigenden oder sonst strafbaren oder 
derr Anstand gröblich verletzenden Inhaltes sind. — 

Die Erlaubnis zum Schreiben von Privatbriefen ist erheb¬ 
lich erweitert worden. — Nach § 44 der V. d. F., Abs. 2, ist 
die bislang üblich gewesene Praxis, wonach Zuchthausgefangene 
in der Regel alle 3 Monate, Gefängnisgefangene jeden Monat 
Briefe mit ihren Angehörigen wechseln dürfen, beibehalten 
worden. Aus sozialpolitischen Gründen begrüße ich eine Neu¬ 
erung und verweise auf das, was ich im 57. Bande des Groß- 
schen Archivs für Kriminalanthropologie und Kriminalistik, 
Seite 128, ausgeführt habe. 

Gefängnis- und Haftgefangene, die ehedem monatlich ein¬ 
mal Briefverkehrserlaubnis hatten, ist diese Erlaubnis mit 
2wöchiger Frist verstattet worden. — Die V. d. F. haben das 
Schreiben den Haft- und den jugendlichen Gefangenen an 
2 wöchige Frist gebunden. 

Nach § 167, Abs. 7, letzter Satz der Dienstordnung für die 
dem Ministerium des Innern unterstellt gewesenen Straf¬ 
anstalten vom 14. Nov. 1902 sind Eingaben an die Gerichte 
und an den Rechtsbeistand jederzeit zu gestatten gewesen, 
sofern derartige Schreiben zur Innehaltung gesetzlicher Fristen 
oder zur Wahrung von Rechten notwendig zu erachten waren. 
Diese Beschränkung „notwendig“ hat der Erlaß vom 19. De¬ 
zember 1918 beseitigt. — Ab und zu haben wir es mit schreib- 




Die deutschösterreichische Gesetzgebung 

auf dem Gebiet des Vollzugs von Freiheitsstrafen. 

Voit Dr. Ernst Lohsing, Rechtsanwalt in Wien. 

I. Die Strafortsänderung nach der deutschösterreichischen 

StrafprozeBnovelle. 

Daß Deutschösterreich ein Strafvollzugsgesetz bis jetzt 
weder erlassen noch in Angriff genommen hat, darf man diesem 
unter so schweren Verhältnissen entstandenen neuen Staat 
nicht verübeln. Das neue System stellt an vorwiegend neue 
Leute neue Aufgaben. Für große gesetzgeberische Arbeiten 
auf dem Gebiete der Justizgesetzgebung «ist die gegenwärtige 
Zeit nicht geeignet. Die meisten der vielen Gesetze, die seit 
der Gründung der Republik ins Leben getreten sind, tragen nur 
zu deutlich den Stempel der Gelegenheits-, ja mitunter sogar 
der Verlegenheitsgesetzgebung. Letzteres gilt insbesondere von 
dem Gesetz vom 5. Dezember 1918, StGBl. 93, über die Ver¬ 
einfachung der Strafrechtspflege (Strafprozeßnovelle vom Jahre 
1918). Hervorgegangen aus einer noch aus der Zeit der Monar¬ 
chie stammenden Regierungsvorlage, beabsichtigt dieses Gesetz, 
die infolge der auf den Krieg zurückgehenden Zunahme der 
Kriminalität und der durch die Kriegsgesetzgebung erfolgten 
Vermehrung der Deliktstatbestände mächtig angeschwollene 
Zahl der Strafsachen zu bewältigen; als hauptsächliches Mittel 
kommt das lediglich bis Ende 1921 gedachte vereinfachte Ver¬ 
fahren in Betracht, gekennzeichnet dadurch, daß unter gewissen 
Voraussetzungen bei Verfolgung von Verbrechen und Ver¬ 
gehen von einer förmlichen Anklageschrift abgesehen, die Ver¬ 
handlung und Urteilsfällung einem Einzelrichter beim Landes,- 
bezw. Kreisgericht zugewiesen und gegen dessen Entscheidung 
der Rechtszug (u. zw. die volle Berufung) an eine kollegial 
besetzte Abteilung desselben Gerichts gestattet wird. Dieses 
Verfahren hat seine Licht- und seine Schattenseiten; welche 
überwiegen, sei hier nicht erörtert. 

Denn die StPNov. 1918 findet hier nicht um des verein¬ 
fachten Verfahrens willen, sondern deshalb Erwähnung, weil 
unter ihrem sonstigen (zeitlich nicht bis 1921 beschränkten) 
Inhalt sich zwei Bestimmungen finden, die auf den Vollzug 
der Freiheitsstrafe Bezug haben. Nach § 406 StPO, konnte 




aus der Mitteilung zur Begründung der Regierungsvcfrlage 
hervorgeht, welche eine beim Oberlandesgericht Wien vorge- 
nommene Probezählung anführt, nach welcher in einem Zeit¬ 
raum von 14 Tagen 284 Akten im Gewicht von 122 Kilo¬ 
gramm zur Bewilligung derartiger Strafortsänderungen vor¬ 
gelegt worden sind. 

Beachtenswert an dieser Novellierung ist weiter der Um¬ 
stand, daß nicht mehr die Gerichte als solche, sondern deren 
Vorstände zu derartigen Verfügungen berufen sind. Hierin 
liegt eine Anerkennung des Strafvollzugs als Verwaltungs¬ 
sache. Auch in Österreich hat es nicht an Stimmen gefehlt, 
die die Strafvollstreckung dem Strafverfahren zuzählten; ins¬ 
besondere Amschi, Beiträge zur Anwendung des Strafver¬ 
fahrens III (1915), S. IV und 51, hat sich in diesem Sinne 
geäußert. Im System des Strafverfahrens darf der Strafvollzug, 
solange er in der StPO, geregelt ist, allerdings nicht fehlen. 
Von der Strafrechtspflege ist er schließlich nicht zu trennen. 
Aber „Strafrechtspflege“ ist ein weiterer Begriff als „Straf¬ 
verfahren“. Darüber, daß der Vollzug der Freiheitsstrafe eine 
Verwaltungssache ist, dürfen wir uns keiner Täuschung hin¬ 
geben, zumal Spiegel, Die Verwaltungsrechtswissenschaft 
(1903), S. 135, in überzeugender Weise ausgeführt hat, daß 
in gewissem Sinne gerade die Gefangenhäuser uns den 
vollendetsten Typus einer anstaltlichen Verwaltung zeigen. 

§ 406 StPO, hatte, wie Amschi a. a. 0., S. 58, hervorhebt, 
in seiner Fassung im Reichsgesetzblatt Nr. 119 vom 23. Mai 
1873 einen andern Wortlaut; er gestattete nämlich die Straf¬ 
ortsänderung in der Weise, daß die Vollstreckung der Freiheits¬ 
strafe vom Oberlandesgericht bei einem andern Gerichts¬ 
höfe seines Sprengels bewilligt werden könne. Erst im Reichs¬ 
gesetzblatt vom Jahre 1874 findet sich auf der Seite 386 eine 
Berichtigung, die das Wort „Gerichte“ an Stelle von „Ge¬ 
richtshöfe“ setzte. Nach dem durch diese Berichtigung, deren 
verfassungsrechtliche Natur hier nicht untersucht sei, geschaf¬ 
fenen Wortlaut unterliegt es keinem Anstand, Kerkerstrafen 
auch bei einem Bezirksgericht verbüßen zu lassen. Dies ist 
auch wiederholt vorgekommen, bis der Justizministerialerlaß 
vom 23. November 1907, Z. 27. 509 „gebremst“ und den Voll¬ 
zug von Kerkerstrafen in Bezirksgerichtsgefängnissen unter¬ 
sagt hat. Diesen Zustand mit der Rechtslage in Einklang zu 
bringen und in diesem Belang den ursprünglichen Wortlaut 
des § 406 StPO, wiederherzustellen, wäre anläßlich der Novel¬ 
lierung von 1918 Gelegenheit gewesen. Von dieser Gelegen¬ 
heit wurde kein Gebrauch gemacht. Nach dem Gesetz besteht 
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also kein Hindernis, auch Kerkerstrafen in Bezirksgerichts¬ 
gefängnissen (ja sogar im selben Haftraum wie Arreststrafen) 
verbüßen zu lassen, und dies um so mehr, als Art. II Abs. 2 
StPONov. 1918 im vereinfachten Verfahren die Verurteilung 
durch ein Bezirksgericht wegen eines Verbrechens, somit zu 
einer Kerkerstrafe, ermöglicht. Gleispach, Das deutsch¬ 
österreichische Strafverfahren (1919), S. 388, Anm. 1, will 
allerdings eine im vereinfachten Verfahren durch ein Bezirks¬ 
gericht ausgesprochene Strafe grundsätzlich im Gerichtshofs¬ 
gefängnis vollzogen wissen, ohne jedoch für diese Ansicht eine 
Stütze im Wortlaut des Gesetzes zu finden. Hier Wandel zu 
schaffen, wäre eine der vielen Aufgaben eines Strafvollzugs¬ 
gesetzes, das zwar sehr notwendig wäre, für dessen Erlassung 
aber der gegenwärtige Zeitpunkt nicht als günstig bezeichnet 
werden kann. 

II. Die Haftzeitberechnung in Deutschösterreich für die Dauer 
der verschlechterten Ernährungsverhältnisse. 

Während die durch die StPNov. v. 1918 geänderten §§406 
und 482 StPO, als dauernde Bestandteile unserer Rechts¬ 
ordnung gedacht sind, soweit dies von Gesetzen überhaupt 
behauptet werden kann, bedeutet das Gesetz vom 4. Februar 
1919, StGBl. 80, über die Berechnung der Haftzeit während 
der Dauer der verschlechterten Ernährungsverhältnisse, nur 
ein Provisorium, indem der § 6, den Grundsatz, daß Gesetze 
solange in Kraft bleiben, bis sie durch andere Gesetze aufge¬ 
hoben oder abgeändert werden, durchbrechend, die Aufhebung 
dieses Gesetzes im Verordnungsweg mit den Worten in Aus¬ 
sicht stellt: ,,Der Tag, von dem an die Haftzeit nicht mehr 
nach den Bestimmungen dieses Gesetzes zu berechnen sein 
wird, wird durch Vollzugsanweisung bestimmt werden.“ Ob 
zu der Zeit, da diese Ausführungen erscheinen, dieser Tag 
bereits gekommen sein wird, ist unbestimmt. Dem Wunsch 
von Gleispach (a. a. 0., S. 418): „Möge er uns bald beschie- 
den sein!“ schließt sich gewiß ganz Deutschösterreich an; 
sollte er bis dahin in Erfüllung gegangen sein, hätte dieses 
Gesetz nur mehr geschichtliches Interesse; auch nur dieses 
würde seine Darstellung rechtfertigen. 

Daß durch den Krieg die Ernährungsverhältnisse sich sehr 
ungünstig gestaltet haben, ist bekannt. Wenn gleichwohl 
Deutschösterreich der einzige Staat ist, der daran gegangen 
ist, durch das erwähnte Haftzeitberechnungsgesetz den Vollzug 
der Freiheitsstrafe den außergewöhnlichen Verpflegungsver¬ 
hältnissen anzupassen, könnte die Ansicht aufkommen, daß 
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Deutschösterreich eine Sentimentalitäts-Extratour sich leistet. 
Schon Österreich war wohl von der durch den Krieg hervor¬ 
gerufenen Verschlechterung der Ernährungsverhältnisse am 
meisten unter allen kriegführenden Staaten in Mitleidenschaft 
gezogen. Ungeachtet des Kampfes gegen den gemeinsamen 
Feind hat Ungarn beispiellose Schwierigkeiten in der Lebens¬ 
mittelausfuhr bereitet, was in Österreich nicht nur Verstim¬ 
mung, sondern auch Knappheit an Lebensmitteln hervorrief. 
Nach dem Zusammenbruch der Monarchie hat diese Lage 
noch eine derartige Verschlimmerung erfahren, so daß die 
Ernährungsverhältnisse nirgends ungünstiger als in Deutsch¬ 
österreich liegen. Die Erkenntnis der tristen Lage findet denn 
auch in einer Reihe von Gesetzen des jungen Staates Ausdruck, 
so auch in dem erwähnten Haftzeitberechnungsgesetz. Hat 
man sich aber einmal zu einem solchen entschlossen, dann war 
es nur in der Ordnung, die Sachlage nicht ex nunc, sondern 
ex tune zu beurteilen, und demgemäß in der Annahme des 
Beginns der verschlechterten Ernährungsverhältnisse bis zu 
jenem Zeitpunkt zurückzugehen, in dem diese begangen. So 
entschied man sich denn für den 1. Juli 1915 (wogegen es 
allerdings unliebsam absticht, daß dieses Gesetz seinem § 8 
zufolge erst am 15. Tag nach seiner Kundmachung in Kraft 
trat) und hat, von der Erwägung ausgehend, daß Fasten nach 
§ 19 StG. eine Strafverschärfung und nach § 55 StG. ein Ersatz 
für längere Strafdauer ist, es dem Geiste des Strafgesetzes 
entsprechend angesehen, „wenn“, wie es im Bericht des 
Justizausschusses der Provisorischen Nationalversammlung des 
Staates Deutschösterreich heißt, „das den Häftlingen durch 
die Lebensmittelnot aufgezwungene Fasten als Strafverschär¬ 
fung gewertet und demgemäß die Dauer der Haft abgekürzt 
wird.“ ln diesem Belang ist der Strafhaft die auf die Strafe 
angerechnete Untersuchungs- und Verwahrungshaft gleich¬ 
gestellt; die Haftzeitberechnung für die Zeit nach dem 1. Juli 
1915 erfolgt in der Weise, daß zwei Tage als drei Tage und 
zwei vollständig in Einzelhaft zugebrachte Tage, die nach 
§4 Ges. 1. IV. 1872, RGBl. 43, als drei Tage zu gelten haben, 
doppelt gezählt werden; dies ist erst dann der Fall, wenn der 
Sträfling mindestens drei Monate in Einzelhaft zugebracht 
hat. Diese begünstigte Haftzeitberechnung gilt aber nur bei 
Freiheitsstrafen von mehr als drei Monaten und darf unter 
keinen Umständen zu einer Herabsetzung der Haftzeit auf 
weniger als drei Monate führen (§ 1). 

Die Berechtigung der seit 1872 bestehenden Begünstigung 
der Einzelhaft bei der Strafzeitberechnung ist bekanntlich im 
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Laufe der Jahre vielfach Zweifeln begegnet; wie immer man 
sich aber zu diesem Problem stellen mag, kann man gegen den 
im Haftzeitberechnungsgesetz eingenommenen Standpunkt 
keinen Einwand erheben, wenn man sich gegenwärtig hält, 
daß dieses Gesetz lediglich eine durch die Not der Zeit bedingte 
Übergangsregelung bezweckte, die als solche keine grund¬ 
legenden Änderungen vornehmen wollte, sondern mit gegebenen 
Größen zu rechnen und an vorhandene Voraussetzungen anzu¬ 
knüpfen hatte. Ist der Rechtszustand einmal der, Einzelhaft 
bei der Strafzeitberechnung anders als Gemeinschaftshaft zu 
zählen, mußte unter vollkommener Ausschaltung der Er¬ 
örterung darüber, ob dieser Zustand berechtigt sei oder nicht, 
auch eine durch die Lebensmittelnot bedingte Begünstigung 
der Strafzeitberechnung den Unterschied zwischen Einzel- und 
Gemeinschattshaft berücksichtigen. 

In einem Belang ist allerdings eine Unklarheit unterlaufen, 
nämlich durch den Hinweis auf §4 Ges. 1. IV. 1872, RGBl. 43, 
der die begünstigte Strafzeitberechnung erst in Ansehung der 
den ersten drei Monaten nachfolgenden Zeit platzgreifen läßt; 
hier entsteht nämlich die Frage, ob der Sträfling kalender¬ 
mäßige drei Monate oder nur eine im Sinne des Haftzeit¬ 
berechnungsgesetzes als drei Monate geltende Zeit in Einzel¬ 
haft zugebracht haben muß. Hatte z. B. jemand vor dem 
Inkrafttreten des Haftzeitberechnungsgesetzes 9 Monate zu 
verbüßen, so ergab sich bei Strafvollzug in Einzelhaft folgende 
Berechnung: Die ersten drei Monate waren von der Begünsti¬ 
gung ausgeschlossen,* die folgenden 6 hingegen wurden nach 
dem Schlüssel 2: 3 umgerechnet, so daß die neunmonatliche 
Strafe bei Anhaltung in Einzelhaft in sieben Monaten vollzogen 
war. Nun kommt das Haftzeitberechnungsgesetz, ohne sich 
jedoch zu äußern, was für eine Bewandnis es mit den ersten 
drei Monaten habe. Sicher ist, daß auf sie der neue Schlüssel 
1 : 2 keine Anwendung finden kann. Werden die drei Monate 
kalendermäßig genommen, dann entsprechen sie im Sinne des 
Umrechnungsschlüssels 2: 3 nach dem neuen Haftzeitberech¬ 
nungsgesetz 4% Monaten, so daß die fehlenden 4 Va Monate, 
nach dem Schlüssel 1 : 2 berechnet, in Wirklichkeit 2 y 4 Monate 
betragen, so daß eine Freiheitsstrafe von 9 Monaten in 5 y 4 
Monaten verbüßt wäre. Geht man jedoch von vornherein 
von dem Schlüssel 2: 3 aus und unterzieht die ersten drei 
Monate zwar nicht im Sinne des Gesetzes von 1872, wohl aber 
des Gesetzes von 1919 der begünstigten Berechnung, dann 
bedürfen die ersten drei Monate nur eine Abbüßung von 
zwei Monaten, die folgenden sechs Monate nur einer solchen 
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von drei Monaten und demgemäß sind die neun Monate schon 
in fünf Monaten verbüßt. Billigkeitsgründe sprechen für die 
Lösung im letztem Sinne. 

Von der auf die verschlechterten Ernährungsverhältnisse 
zurückzuführenden Haftzeitberechnung schließt jedoch § 2 
solche Personen aus, „die nach der Art und den Beweggründen 
ihrer strafbaren Handlungen, nach ihrem Lebenswandel und 
ihrer Aufführung nach der Tat und während der Strafhaft für 
die Sicherheit der Person und des Eigentums besonders gefähr¬ 
lich sind.“ Diese Bestimmung mag das Herz der Gummi¬ 
händler erfreuen; dem Gummimangel wird durch derartige 
Bestimmungen allerdings Abhilfe geschaffen; denn fast jedes 
Wort ist Gummi. Was bedeuten die Begriffe „Art der straf¬ 
baren Handlung“, „Beweggründe der strafbaren Handlung“, 
„Lebenswandel“, „Aufführung nach der Tat und während der 
Strafhaft“, „besonders gefährlich“? Das sind denn doch viel 
zu vage Grenzen. Jedoch ganz abgesehen davon, kommt eine 
andere Erwägung in Betracht. Daß die Ernährungsverhältnisse 
so schlecht geworden sind, ist kein Zufall, sondern verschuldet. 
Aber die Personen, die § 2 erwähnt, mögen sie die gefährlichsten 
Einbrecher und abgefeimtesten Spitzbuben sein — an dem 
tristen Zustand unserer Ernährungsverhältnisse sind sie wahr¬ 
lich unschuldig. Und so läuft denn diese Bestimmung darauf 
hinaus, Leute etwas büßen zu lassen, was nicht sie, sondern 
andere verschuldet haben. Das ist ungerecht. In Strafanstalten, 
also an Stätten, in denen Sühne zu üben ist, den Keim des 
Empfindens über erlittenes Unrecht zu *säen, ist keine gute 
Kriminalpolitik! Wenn der Ausschußbericht unter Hinweis 
auf die Ernährungskrise wörtlich sagt: „Nicht wenige sind 
dadurch langsam, aber wahrhaft elend zugrunde gegangen, so 
daß sich für diese Häftlinge — entgegen dem Urteil des erken¬ 
nenden Gerichtshofes — die Freiheitsstrafe geradezu in die 
Todesstrafe umgewandelt hat,“ ist wohl die Frage erlaubt, ob 
— noch dazu in einem Staat, der die Todesstrafe für das 
ordentliche Verfahren abgeschafft hat — jemand bloß deshalb, 
weil er „für die Sicherheit der Person und des Eigentums 
besonders gefährlich“ ist, eine Behandlung verdient, die der 
Justizausschuß selbst „geradezu“ als „Todesstrafe“ bezeichnet. 
Derartige Entgleisungen der Gesetzgebung wären zu ver¬ 
meiden, würde man nicht einen Kodifikator schalten und 
walten lassen, die Nationalversammlung mit Gesetzentwürfen 
nicht gewissermaßen überfallen, sondern die Entwürfe, ehe 
sie dem Hause vorgelegt werden, fachmännischer Begutachtung 
zugänglich machen. 
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In Ansehung der Zuständigkeit zur Entscheidung, ob ein 
Häftling der Begünstigung in der Haftzeitberechnung teil¬ 
haftig zu werden hat, zeigt sich wiederum deutlich die. Tren¬ 
nung des Strafvollzugs von der Strafgerichtsbarkeit, die Be¬ 
tonung des ersteren als Angelegenheit der Justizverwaltung; 
es steht nämlich nach § 3 diese Entscheidung (u. zw. ohne 
Rücksicht auf die Art des Gerichts, das die Strafe ausge¬ 
sprochen hat) zu: 

a) in den Strafanstalten Kommissionen, die aus dem Präsi¬ 
denten des Gerichtshofes (der selbständigen strafgericht¬ 
lichen Abteilung bei einem Gerichtshöfe) erster Instanz, in 
dessen Sprengel die Anstalt liegt, dem Hauskommissär (d. i. 
dem Staatsanwalt) und dem Leiter der Anstalt bestehen 
und ihre Beschlüsse mit einfacher Stimmenmehrheit fassen 
(welche andere Stimmenmehrheit wäre bei einem Dreier¬ 
kollegium außer der einfachen denkbar?), 

b) in den Gerichtsgefängnissen dem Präsidenten im Einver¬ 
nehmen mit dem Staatsanwalt und, wenn diese nicht über¬ 
einstimmen, dem Gerichtshof (u. zw. in einer Versammlung 
von drei Richtern) nach Anhörung des Staatsanwalts (also 
nur bedingt dem Gerichtshof, so wie dies auch in manch 
andern Fällen zutrifft, die meist, allerdings nicht ausschließ¬ 
lich, Verwaltungssachen betreffen), und 

c) in den Bezirksgerichtsgefängnissen dem Gerichtsvorsteher. 

Diese Zuständigkeitsvorschriften haben aber nur dann zu 
gelten, wenn es sich um einen der Urteilsfällung (ganz oder 
teilweise) nachfolgenden Vollzug einer Freiheitsstrafe handelt, 
nicht aber auch dann, wenn die urteilsmäßig ausgesprochene 
Strafe durch die Untersuchungs- oder Verwahrungshaft bereits 
verbüßt ist. ln solch einem Fall muß die Entscheidung dem 
urteilenden Gericht zustehen, u. zw. ohne Unterschied, ob die 
Strafe durch die wirkliche volle oder die im Sinne begünstigter 
Haftzeitberechnung abgekürzte Dauer der der Urteilsfällung 
(unmittelbar oder mittelbar) vorangegangenen Haft verbüßt 
ist. Denn die klar erkennbare Absicht des Gesetzes geht dahin, 
nur zur Entscheidung derartiger, nach Beendigung des Straf¬ 
verfahrens erheblich werdender Fragen Instanzen zu schaffen, 
nicht aber dahin, für die Zeit, zu welcher das erkennende 
Gericht noch mit der Sache befaßt ist, gerade in dieser einen 
Frage das Gericht durch Strafvollzugsorgane zu verdrängen. 
Dies besonders zu betonen, ist anläßlich einer gelegentlich auf¬ 
getauchten und auch betätigten Ansicht nicht überflüssig, 
deren Widerlegung übrigens nicht schwer fällt. Man denke 
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nur an den nicht seltenen Fall, daß jemand noch vor Erhebung 
der Anklage auf freien Fuß gesetzt, das Strafverfahren aber 
weitergeführt wird; erfolgt in solch einem Fall die Verurteilung 
zu einer Strafe, die durch die für anrechenbar erklärte Haft 
mit Rücksicht auf das Haftzeitberechnungsgesetz getilgt ist, 
geht es nicht an, den diesbezüglichen Ausspruch den Organen 
des Strafvollzugs zu überlassen, da dies dazu führen würde, 
einen bereits aus der Untersuchungshaft Entlassenen dem Aus¬ 
spruch einer mit der Durchführung und Überwachung der 
Untersuchungshaft betrauten Instanz zu unterwerfen. Dazu 
fehlt im Gesetz jedwede Handhabe. In solchen Fällen ist eben 
nur das erkennende Gericht (nicht aber sein Präsident, bezw. 
Vorsteher) zur Entscheidung berufen und diese mit Beschwerde 
an das übergeordnete Gericht (§ 15 bezw. § 481 StPO.) anfecht¬ 
bar, während sonst nicht die Bestimmungen der StPO., sondern 
die des § 4 des Haftzeitberechnungsgesetzes gelten. 

Diesem zufolge kann die gemäß § 3 gefällte Entscheidung 
mit Beschwerde angefochten werden. Die Beschwerde steht 
in jedem Fall dem Staatsanwalt und gegen Entscheidungen, 
die zuungunsten des Häftlings lauten, überdies diesem 
offen. Die Beschwerde zugunsten des Häftlings ist an keine 
Frist gebunden (mag sie der Häftling oder der Staatsanwalt 
ergreifen), während die staatsanwaltschaftliche Beschwerde 
zum Nachteil des Häftlings sofort nach Eröffnung der Ent¬ 
scheidung anzumelden und längstens binnen drei Tagen aus¬ 
zuführen ist; sie hat — abweichend von der Regel des §114 
Abs. 2 StPO. — aufschiebende Wirkung. Beschwerdeinstanz 
gegen Verfügungen eines Bezirksgerichtsvorstehers ist das 
Landes-, bezw. Kreisgericht, sonst das Oberlandesgericht; hier 
wie dort hat die Beschwerdeinstanz nach Anhörung des Staats¬ 
anwalts in nicht .öffentlicher Sitzung binnen acht Tagen nach 
Erhebung der Beschwerde die Entscheidung zu fällen. Bei 
Gerichtshöfen erster Instanz gilt §33 letzter Absatz StPO., 
d. h. die Entscheidung hat durch eine Drei-Richter-Versamm- 
lung zu erfolgen; § 13 Z. 2 StPO, ist hier unanwendbar, da die 
Vier-Richter-Versammlung nur für Rechtsmittel gegen- Er¬ 
kenntnisse und Verfügungen der Bezirksgerichte in Übertre¬ 
tungsfällen und im vereinfachten Verfahren gilt, hier jedoch 
es sich um Angelegenheiten handelt, die vom Verfahren los¬ 
gelöst sind. Denn auch bei einer durch ein Bezirksgericht ver¬ 
hängten, aber in einem Gerichtshofgefängnisse verbüßten Frei¬ 
heitsstrafe entscheidet der Gerichtshofspräsident über dir Haft¬ 
zeitberechnung und umgekehrt hat solch eine Entscheidung 
betreffs einer durch ein Gerichtshofsurteil ausgesprochenen 



33 


Strafe, die ausnahmsweise in einem Bezirksgerichtsgefängnis 
verbüßt wird, dem Bezirksgerichtsvorsteher zuzustehen; der 
Strafvollzug ist eben vom Strafverfahren vollkommen los¬ 
gelöst. Gerade an dem Haftzeitberechnungsgesetz tritt dies 
mit besonderer Klarheit zutage; denn die im § 3 Genannten 
sind insbesondere auch dann zuständig, wenn es sich um 
militärgerichtlich ausgesprochene Strafen handelt, die in einem 
nicht-militärischen Gefängnisse verbüßt werden. Dies geht 
aus dem die Anwendung dieses Gesetzes auf militärische Frei¬ 
heitsstrafen aussprechenden § 7 hervor, der nur in betreff von 
„Freiheitsstrafen, die in einem Militärgefangenhaus verbüßt 
werden“ (und nicht „Freiheitsstrafen, die von einem Militär¬ 
gericht ausgesprochen wurden“), dem Divisionsgericht (und 
nicht, wie folgerichtig zu erwarten wäre, dem Divisionsgerichts¬ 
leiter) die Entscheidung über die Begünstigung in der Haftzeit¬ 
berechnung einräumt und gegen dessen Entscheidung die Be¬ 
schwerde an den Obersten Militärgerichtshof offen läßt: das 
Divisionsgericht ist also auch bezüglich solcher Strafen zu¬ 
ständig, die ein Brigadegericht ausgesprochen hat. 

Häftlinge, deren Strafzeit auf Grünet der nach § 1 dieses 
Gesetzes vorgenommene Berechnung zu lange gedauert hat, 
haben nach der ausdrücklichen Bestimmung des § 5 keinen 
Entschädigungsanspruch. Der Staat will eben nobel sein, aber 
kosten darf es nichts. 

Die Frage schließlich, ob Verletzungen dieses Gesetzes mit 
der Nichtigkeitsbeschwerde zur Wahrung des Gesetzes anfecht¬ 
bar sind, ist in Ansehung der selbständigen Strafanstalten zu 
verneinen, da die aus Gerichtshofspräsident, Staatsanwalt und 
Strafanstaltsleiter gebildete Kommission, der die Entscheidung 
zusteht, kein Strafgericht ist. die Nichtigkeitsbeschwerde jedoch 
nur gegen strafgerichtliche Verfügungen offen steht; da aber 
die Nichtigkeitsbeschwerde zur Wahrung des Gesetzes „gegen 
jeden gesetzwidrigen Beschluß oder Vorgang eines Straf¬ 
gerichts“ (§33 StPO.) offensteht, sind im Haftzeitberechnungs¬ 
gesetz vorgesehene Beschlüsse der Gerichtshofspräsidenten und 
Bezirksgerichtsvorsteher in dieser Hinsicht nicht ausgenom¬ 
men. Die militärgerichtliche Nichtigkeitsbeschwerde zur Wah¬ 
rung des Gesetzes (§ 376 MStPO.) ist stets zulässig, da es sich 
nur um divisionsgerichtliche Verfügungen handelt; allerdings 
ist ein Anlaß schwer denkbar, da das Beschwerderecht des 
Häftlings unbefristet und der Oberste Militärgerichtshof ohne¬ 
hin die nächsthöhere Instanz des Divisionsgerichts ist. 
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Das deutschösterreichische Gesetz über die 
Errichtung von Jugendgerichten. 

Von Dr. Ernst Lohsing, Rechtsanwalt in Wien. 

Die Kriminalität der Jugendlichen hatte sich wie fast 
überall so auch in Österreich seit einer Reihe von Jahren in 
empfindlicher Weise geltend gemacht und das Justizmini¬ 
sterium veranlaßt, nicht erst den Zeitpunkt abzuwarten, bis 
der auf der tüchtigen Vorarbeit von Adolf Lenz 1 beruhende 
Entwurf über das Jugendstrafrecht 2 Gesetz geworden sein 
würde, sondern bereits in einem früheren Zeitpunkt einzu¬ 
greifen. Auf diese Erwägung war die Verordnung des Justiz¬ 
ministeriums vom 21. Oktober 1908 JVB1. Nr. 13, zurückzu¬ 
führen, die lediglich als Provisorium („bis zum Inkrafttreten 
neuer gesetzlicher Bestimmungen“) „für das Strafverfahren 
gegen Personen, die zur Zeit der Tat das 18. Lebensjahr nicht 
vollendet haben (Jugendliche)“ eine besondere Jugendgerichts¬ 
barkeit einführte, indem das Strafverfahren gegen Jugendliche 
besonderen Abteilungen (Jugendsenaten, bezw. Jugendrichtern) 
zugewiesen und insbesondere im bezirksgerichtlichen Verfahren 
die Vereinigung von Vormundschafts- und Jugendstrafsachen 
in der Hand derselben Richter angestrebt wurde. Mit dieser 
Verordnung hielt sich das Justizministerium vollkommen inner¬ 
halb des Rahmens des Gesetzes, da in § 26 des Gerichts¬ 
organisationsgesetzes ausdrücklich bestimmt ist, daß die Grund¬ 
sätze für die Geschäftsverteilung vom Justizminister festge¬ 
stellt werden, der somit auch zur Änderung an den in den 
§§ 17—20 der Geschäftsordnung enthaltenen Richtlinien befugt 
ist. Eine völlige Scheidung der Jugendstrafsachen von den 
Strafsachen Erwachsener war für solche Fälle, in denen Jugend¬ 
liche und Erwachsene an einer Strafsache beteiligt waren, durch 
bloße Verordnung nicht möglich; deshalb hat die erwähnte 
Verordnung ausdrücklich betont, daß ihre Bestimmungen nur 

1 Lenz, Das Jugendstrafrecht. Kriminalpolitische Untersuchungen 
auf rechtsvergleichender Grundlage (1907). 

2 Lohsing, Die österreichische Regierungsvorlage betreffend straf¬ 
rechtliche Behandlung und strafrechtlichen Schutz Jugendlicher, Arch. 
Krim. Anthr. 29, S. 261. 
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für Straffälle gelte, in denen ausschließlich Jugendliche 
als Beschuldigte erscheinen, und für Fälle anderer Art „die 
Ausscheidung des Verfahrens gegen die Jugendlichen nach den 
Bestimmungen des § 57 StPO, anzustreben“ geboten. 

Diese Verordnung war als der Ausdruck des Bestrebens, 
die Mode der Jugendgerichte mitzumachen, anzusehen, 
jedoch keineswegs höher zu werten. Wie der beste Schütze 
versagen muß, wenn man ihm eine verrostete Flinte reicht, 
konnten auch die Jugendgerichte nichts leisten, da es 
an* allen sonstigen Voraussetzungen einer modernen Jugend¬ 
strafgerichtsbarkeit gebrach. Wenn von der strafgerichtlichen 
Sonderstellung der Unmündigen im Alter zwischen 10 und 14 
Jahren abgesehen wird, ist das österreichische Jugendstrafrecht 
damit erschöpft, daß das Alter unter 20 Jahren ein Milderungs¬ 
grund ist und gegen Personen dieses Alters weder Todes¬ 
strafe noch lebenslanger Kerker ausgesprochen werden darf. 
Wohl war durch die Verordnung des Justizministeriums vom 
25. November 1902, JVB1. Nr. 51, die Begnadigung Jugend¬ 
licher geregelt worden; aber dies war eben nur durch eine, 
noch dazu lediglich im Verordnungsblatt des Justizministe¬ 
riums veröffentlichte Verordnung, somit in verfassungsrechtlich 
nicht einwandfreier 1 Weise geschehen; die Verordnung stand 
auf dem Papier; die Gerichte kümmerten sich anfangs wenig, 
später (nämlich nach dem Sturz der Regierung Koerber, 
der diese Verordnung erlassen hatte) gar nicht um die Begna¬ 
digung Jugendlicher, so daß auch die Verordnung des Justiz¬ 
ministeriums vom 10. Juli 1903, JVB1. Nr. 22, die die Ver¬ 
ständigung der gesetzlichen Vertreter Minderjähriger (also auch 
älterer als 18 jähriger) regelte, und die Verordnung des Justiz¬ 
ministeriums vom 23. Mai 1905, JVB1. Nr. 9, welche besonderes 
Gewicht auf die Erhebung der persönlichen Verhältnisse Jugend¬ 
licher legte, praktisch ziemlich wertlos bleiben mußten. Nur 
die eingehende Verordnung des Justizministeriums vom 30. Sep¬ 
tember 1905, JVB1. Nr. 15, betreffend den Strafvollzug an 
Unmündigen und Jugendlichen in den Gefängnissen der Ge¬ 
richtshöfe und Bezirksgerichte und in Strafanstalten, bedeutet 
insofern einen Fortschritt, als die Absonderung Jugendlicher 
von Erwachsenen im Strafvollzug richtig erkannt, das erzie¬ 
herische Moment stärker betont und auf die Fühlungnahme 
mit Schutzvereinen und insbesondere deren Inanspruchnahme 
für Strafentlassene Jugendliche besonderes Gewicht gelegt wird. 
Am Jugendstrafrecht selbst ward jedoch nicht gerüttelt. Die 
Kriminalität der Jugendlichen nahm auch in Österreich von 
1 Spiegel, Die Verwaltungsrechtswissenschaft (1909), S. 181. 
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Jahr zu Jahr zu und dieser an sich unerfreuliche Zustand hat 
während der Kriegsjahre unter dem Einflüsse ihrer leider zur 
Genüge bekannten Begleiterscheinungen durchwegs Verschlech¬ 
terungen erfahren. 

Nur als Provisorium war also die Verordnung vom 21. Okto¬ 
ber 1908 gedacht. Sie war ein Wechsel, der am Fälligkeitstag 
einzulösen war. Dieser Fälligkeitstag war gekommen; aber 
einlösen konnte man den Wechsel nicht. Folglich ward der 
Wechsel verlängert. Und um den Wechselgläubiger — in 
diesem Falle das biedere Volk Deutschösterreichs, das in Oer 
Front gestritten und gelitten, im Hinterlande gehungert und 
gedarbt, in der Gefangenschaft geschmachtet hat — nicht 
allzu unwillig werden zu lassen, machte man bei der Verlän¬ 
gerung etwas mehr Versprechungen, indem durch § 1 des 
deutschösterreichischen Gesetzes vom 25. Januar 1919 ,,bis 
zur Erlassung gesetzlicher Bestimmungen über die 
Jugendfürsorge und das Jugendstrafrecht“ der Staats¬ 
sekretär für Justiz ermächtigt ist, „durch Vollzugsanweisung 
Jugendgerichte zu errichten oder die Bestellung von Ju¬ 
gendrichtern anzuordnen und über deren Wirkungskreis und 
Verfahren nach folgenden Grundsätzen besondere Bestimmun¬ 
gen zu treffen: 1. Die Pflegschaftsgerichtsbarkeit über Minder¬ 
jährige oder bestimmte Gruppen von Minderjährigen kann ganz 
oder zum Teile mit der Strafgerichtsbarkeit in Jugendsachen 
vereinigt werden. Jugendsachen sind alle Übertretungssachen 
unmündiger und jugendlicher (14- bis 18jähriger) Personen und 
die Übertretungen nach den §§377, 378, 414-418, 420 StG., 
§ 2 Z. 2 und § 5 Z. 5 Ges. v. 24. Mai 1885, RGBl. Nr. 89, und 
— wenn durch die strafbare Handlung eine unmündige oder 
jugendliche Person verletzt oder gefährdet worden ist — die 
Übertretungen nach den §§360, 376, 501, 504—506 und 512 
bis 516 StG. — 2. Den Jugendgerichten und den Gerichten, 
bei denen'ein Jugendrichter bestellt ist, kann auch die Pfleg¬ 
schaft über solche Minderjährige übertragen werden, die nach 
den allgemeinen Zuständigkeitsvorschriften einem andern 
Pflegschaftsgericht unterstehen.“ Zum Verständnis dieser nicht 
ohne Absicht wörtlich angeführten Bestimmungen mögen die 
zitierten Gesetzesstellen hier näher bezeichnet werden; es 
stehen nämlich die betreffenden Paragraphen des StG. unter 
folgenden Überschriften: § 377: Anwendung des Absudes von 
Mohnköpfen bei Kindern; §378: Strafe, wenn Kinder an 
gefährlichen Orten sich überlassen werden; §§414—416: Miß¬ 
handlungen von Eltern an ihren Kindern; §§417 und 418: 
Mißhandlungen der Mündel von Seite der Vormünder; § 420: 
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Der Lehrer oder Erzieher an ihren Zöglingen; ferner §360: 
Vernachlässigung des Kranken von Seite seiner Angehörigen; 

§ 376: Unterlassung der schuldigen Aufsicht bei Kindern und 
* solchen, die sich selbst gegen Gefahr zu schützen unvermögend 
sind; §501: Unzucht zwischen Verwandten oder Verschwä¬ 
gerten; §504: Entehrung einer minderjährigen Anverwandten 
durch einen Hausgenossen; §505: Unzucht einer dienenden 
Frauensperson mit einem minderjährigen im Hause lebenden 
Sohne oder Anverwandten: § 506: Entehrung unter der Zusage 
der Ehe; §§512—514: Kuppelei; §515: Unterschleif zur Un¬ 
zucht von seiten der Gast- oder Schankwirte und ihrer Dienst¬ 
leute; §516: Gröbliches und öffentlichesÄrgernis verursachende 
Verletzung der Sittlichkeit oder Schamhaftigkeit; das Ges. 
vom 24. Mai 1889, RGBl. Nr. 89, ist das sogen. Vagabunden¬ 
oder Landstreichergesetz, dessen § 2 Z. 2 die Verleitung Un¬ 
mündiger zum Betteln und dessen § 5 Z. 5 die Verführung 
jugendlicher Personen durch Prostituierte behandeln. 

Es ist nicht in Abrede zu stellen, daß die Bestimmung des 
§ 1 auf den ersten Blick insofern einen ganz eigenartigen Ein¬ 
druck machen muß, als hier lediglich Übertretungen von und 
an Unmündigen und Jugendlichen als Jugendstrafsachen 
erklärt sind, Verbrechen und Vergehen jedoch keine Erwähnung 
finden. Insofern muß die Fassung des § 1 als mißglückt be¬ 
zeichnet werden. Sie ist nur damit zu erklären, daß die Be- 
dachtnahme auf den Zusammenhang mit der Pflegschafts¬ 
gerichtsbarkeit zu dieser Einengung in der Aufzählung der 
Jugendstrafsachen führte, da sowohl Pflegschaftssachen als 
auch Übertretungen zur sachlichen Zuständigkeit der Bezirks¬ 
gerichte gehören, daher in dieser Verbindung Verbrechen und 
Vergehen ausgeschaltet bleiben müssen. Daraus jedoch zu 
folgern, daß Verbrechen und Vergehen ohne Rücksicht auf die 
Persönlichkeit der Angeklagten von der Jugendgerichtsbarkeit 
ausgenommen seien, wäre verfehlt. Daß vielmehr auch Ver¬ 
brechen und Vergehen in Betracht zu kommen haben, ergibt 
sich aus folgenden drei Erwägungen: 1. § 3 Z. 1 dieses Gesetzes 
spricht im ersten Satz von der Verteidigung Unmündiger und 
Jugendlicher überhaupt und im zweiten Satz von der Ver¬ 
teidigung solcher Personen vor einem Bezirksgericht insbe¬ 
sondere, woraus sich ergibt, daß eben auch andere Gerichte 
als nur Bezirksgerichte mit Jugendstrafsachen befaßt sein 
können; da jedoch diese andern Gerichte eben nur die für 
Verbrechen und Vergehen zuständigen Landes- und Kreis¬ 
gerichte sind, ergibt sich hieraus, daß Verbrechen und Ver¬ 
gehen gegebenenfalls auch Jugendsachen sind. — 2. In § 3 



Z. 2 ist „der Richter oder Vorsitzende“ erwähnt, also sowohl 
an Einzel- als auch an Kollegialgerichtsbarkeit gedacht, was 
zu denselben Erwägungen führt. — 3. Der § 4 sieht „das 
vereinfachte Verfahren in Verbrechens- und Vergehenssachen 
jugendlicher Personen“, also ein Verfahren vor, das nur aus¬ 
nahmsweise Bezirksgerichten, in der Regel jedoch Einzel¬ 
richtern der Landes- und Kreisgerichten obliegt. 

Damit stimmt es auch vollkommen überein, wenn § 2 
dieses Gesetzes allen Gerichten, soweit es sich um unmündige 
oder jugendliche Personen handelt, gestattet, sich der Mithilfe 
von Personen, Körperschaften und Gesellschaften zu bedienen, 
die in der Jugendfürsorge tätig sind und sich derii Gerichte 
zur Verfügung stellen; diese Jugendgerichtshilfe (das 
Gesetz selbst gebraucht diesen Ausdruck) kann insbesondere 
in der Erhebung der persönlichen Verhältnisse des Minder¬ 
jährigen, in der Aufsicht über ihn, in der Fürsorge für seine 
Person und in dem Beistände bestehen, dessen er im gericht¬ 
lichen Verfahren bedarf. 

Betreffs des Jugendgerichtsverfahrens selbst kommen die 
Bestimmungen des § 3 in Betracht. In diesem Belang ist wohl 
die wichtigste Angelegenheit eine gesetzliche Vorsorge für die 
Verteidigung des Angeklagten. Während die deutsche StPO. 
(§ J40 Z. 2) schon vor 42 Jahren für Jugendliche (wenigstens 
solche unter 16 Jahren) die formelle Verteidigung für not¬ 
wendig erklärt, hat sich das deutschösterreichische Jugend¬ 
gerichtsgesetz zu solch einem Grundsatz nicht aufgeschwungen. 
Es beschränkt sich lediglich auf die Bestimmung, daß einem 
unmündigen oder jugendlichen Beschuldigten, für dessen Ver¬ 
teidigung nicht anderweitig gesorgt ist, für die Verhandlung 
(darunter ist eine Verhandlung sowohl in erster als auch in 
höherer Instanz zu verstehen) ein Verteidiger von amtswegen 
zu bestellen ist, wenn der gesetzliche Vertreter an der straf¬ 
baren Handlung beteiligt ist oder wenn es wegen der gerin¬ 
geren geistigen Entwicklung des Beschuldigten oder aus andern 
wichtigen Gründen notwendig oder zweckmäßig ist; so § 3 
Z. 1 erster Satz. 

Diese Bestimmung richtig zu kennzeichnen, ist nicht leicht; 
sie ist nämlich nicht nur der Ausdruck modern-fortschrittlicher 
Gesinnung, sondern bedauerlicherweise auch geradezu ein 
Musterbeispiel eines argen Mißgriffs der Gesetzgebung. Das 
ist eine herbe Kritik, die hier geübt wird, vielleicht geeignet, 
mir den Vorwurf der Nörgelei einzutragen; das Verfehlte 
dieser Bestimmung zu begründen ist, daher Recht und Pflicht 
des Kritikers. Zunächst ist es ganz verfehlt, daß sich die 
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Gesetzgebung nicht entschlossen hat, die Verteidigung Un¬ 
mündiger und Jugendlicher (abgesehen von den seltenen Fällen 
der Beteiligung des gesetzlichen Vertreters) für ausnahmslos 
notwendig zu erklären. Denn das ist denn doch zu wenig, 
in solchen Fällen mit so dehnbaren Begriffen wie „wenn“, 
„notwendig“ und „zweckmäßig“ zu arbeiten. Was heißt denn 
das eigentlich, es ist jemandem ein Verteidiger zu bestellen? 
In das verhaßte Juristendeutsch übertragen doch nichts ande¬ 
res als: „Es liegt ein Fall notwendiger Verteidigung vor“. Dem¬ 
nach läuft diese Bestimmung darauf hinaus, daß notwendige 
Verteidigung dann vorliegt, wenn die Verteidigung aus diesen 
oder jenen Gründen notwendig ist. Das ist eine Schlange, die 
sich in den eigenen Schwanz beißt, erinnernd an Onkel Bräsigs 
bedeutsame Entdeckung, daß die große Armut von der großen 
Pauperte herkommt. Was soll man aber gar von einer Bestim¬ 
mung halten, daß die Verteidigung für notwendig erklärt 
wird, wenn sie aus diesen oder jenen Gründen zweckmäßig 
ist? Notwendigkeit und Zweckmäßigkeit sind doch verschie¬ 
dene Begriffe. Liegen die Dinge so, daß die Verteidigung not¬ 
wendig ist, dann ist die Bestellung eines Verteidigers eben 
mehr als bloß zweckmäßig. Um jedoch bei dem Begriff der 
Zweckmäßigkeit zu bleiben, sei es gestattet, die Frage aufzu¬ 
werfen, welches denn die Fälle sind, in denen die Verteidigung 
unzweckmäßig ist? Oder sollten gar der Gesetzgebung jene 
Vorsitzenden vorgeschwebt haben, die auf Grund bloßen 
(nicht immer allzu gründlichen) Aktenstudiums ihr Urteil schon 
vor Beginn der Verhandlung fertig haben? Nicht zu leugnen: 
auch Deutschösterreich und insbesondere Wien hat solche 
Richter; aber erfreulicherweise bilden sie die Ausnahmen, so 
daß die Vermutung keinen Raum hat, es hätte die Gesetz¬ 
gebung im Hinblick auf solche Richter die Unzweckmäßigkeit 
eines Verteidigers vor Augen gehabt. 

Daß nur für den Fall der Beteiligung des gesetzlichen Ver¬ 
treters an der strafbaren Handlung die formelle Verteidigung 
des Unmündigen unbedingt, sonst aber nur unter der Bedin¬ 
gung notwendig ist, daß sie — man verzeihe dem Verfasser 
die treue Beobachtung des Gesetzes — aus gewissen Gründen 
notwendig oder zweckmäßig ist, ist aber nicht der einzige 
Mangel dieser Vorschrift. Das Gesetz enthält nämlich keine 
Bestimmung darüber, wie bei gesetzwidrigem Unterbleiben der 
Beiziehung eines Verteidigers vorzugehen ist. Dies ausdrück¬ 
lich zu bemängeln, mag bei einem, der von der deutschen StPO, 
auszugehen geneigt ist, ein gewisses Erstaunen hervorrufen; 
denn § 377 Z. 5 der deutschen StPO, bezeichnet es ausdrück- 



40 


lieh als einen Revisionsgrund, „wenn die Hauptverhandlung 
in Abwesenheit der Staatsanwaltschaft oder einer Person, deren 
Anwesenheit das Gesetz vorschreibt, stattgefunden hat.“ 
Die österreichische StPO, hingegen steht auf einem andern 
Standpunkt und läßt in §344 Z. 2 lediglich gegen ein ge sch wo r- 
nengerichtliches 1 Urteil die Nichtigkeitsbeschwerde zu, 
„wenn die Hauptverhandlung ohne Beiziehung eines Vertei¬ 
digers geführt wurde“. In andern Fällen notwendiger Ver¬ 
teidigung ist ein in dieser Hinsicht unterlaufener Verfahrens¬ 
mangel unanfechtbar 2 . Also auch in diesem Belang ist die 
erwähnte Gesetzesbestimmung gründlich mißglückt. 

Irrig wäre die Ansicht, mit diesen zwei Fehlern die Kritik 
dieser einen Bestimmung für beendet ansehen zu können. 
Vielmehr haftet ihr noch ein dritter, schwerwiegender Fehler 
an, indem die notwendige Verteidigung (sofern überhaupt) nur 
„für die Verhandlung“, demnach nicht für schriftliche Rechts¬ 
mittel gilt. Bei dem Formalismus des Rechtsmittelverfahrens 
der österreichischen StPO., die nicht einmal eine Bestimmung 
nach Art des §342 der deutschen StPO. („Ein Irrtum in der 
Bezeichnung des zulässigen Rechtsmittels ist unschädlich“) 
kennt, ist dies eine harte Beschränkung, zumal die Fälle, in 
denen über Rechtsmittel ohne Verhandlung entschieden wird, 
sehr zahlreich sind und die Praxis des Obersten Gerichtshofes 
eine bedenkliche 3 Neigung an den Tag legt, den Kreis dieser 
Fälle noch zu erweitern. Der leitende Gedanke der österreichi¬ 
schen Prozeßgesetzgebung der letzten Jahre war zu sehr die 
Gerichtsentlastung; Deutschösterreich hat diesen Gedanken 
noch weiter ausgebaut. 

Nur eines ist an der neuen Bestimmung über die notwendige 
Verteidigung mit Freuden zu begrüßen: daß sie (die grund¬ 
sätzliche gegenteilige Vorschrift des § 452 Z. 8 StPO, durch¬ 
brechend) das bezirksgerichtliche Verfahren in Übertretungs¬ 
fällen nicht ausnimmt. Das ist vollkommen in der Ordnung, 
wenn bedacht wird, daß die deliktische Laufbahn, wie ein 
Blick in die Strafkarte lehrt, in sehr vielen Fällen frühzeitig 
beginnt und zunächst zum Bezirksgericht führt. Aber auch 
ein anderer Grundsatz des österreichischen Strafverfahrens 
wurde durchbrochen, der des Verbots der Laienverteidigung. 

1 Sinngemäß anwendbar auf das Verfahren vor den Ausnahms¬ 
gerichten (bei zeitweiliger Aufhebung der Geschwornengerichte); aller¬ 
dings nicht unbestritten. Vgl. Gleispach, Deutschösterreichisches 
Strafverfahren (1919), S. 160, Anm. 2. 

2 Löffler, Die Strafprozeßnovelle vom Jahre 1918 (1919), S. 93. 

3 Löffler a. a. O., S. 39, Anm. 10. 
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Eine Bestimmung, die sich dem § 138 Abs. 2 der deutschen 
StPO, hätte zur Seite stellen lassen, war dem österreichischen 
Strafprozeßrecht bis jetzt fremd. Der zweite Satz des § 3 
Z. 1 des deutschösterreichischen Jugendgerichtsgesetzes ändert 
diesen Zustand. „Zur Verteidigung vor einem Bezirksgerichte 
können in solchen Fällen, wenn die Bestellung eines in der 
Verteidigerliste eingetragenen Verteidigers oder eines bei 
Gericht angestellten, zum Richteramte befähigten Beamten 
nicht tunlich ist, auch andere geeignete Personen berufen wer¬ 
den, die zur Übernahme der Verteidigung bereit sind.“ Dies 
gilt nur für die Verhandlung vor einem Bezirksgericht, nicht 
auch im Berufungsverfahren gegen bezirksgerichtliche Urteile. 
Zu dieser einschränkenden Auslegung zwingen die Worte „Ver¬ 
teidigung vor einem Bezirksgerichte“ (im Gegensatz zu § 447 
Abs. 2 StPO., wo es „Verfahren in Übertretungsfällen“ heißt). 
Über die Laienverteidigung als solche sei hier nicht gerechtet. 
Grundsätzlich sie zu verbieten (auch dort, wo keine formelle 
Verteidigung notwendig ist), nur für gewisse Fälle jedoch, 
in denen das Gericht eine Verteidigung „notwendig oder 
zweckmäßig“ erachtet, sie zuzulassen, klingt etwas wider¬ 
spruchsvoll. Streng wörtliche Auslegung kann aber über diesen 
Widerspruch hinwegkommen, indem der Schwerpunkt auf die 
Worte „nicht tunlich“ gelegt und die Laienverteidigung nur in 
Fällen eines plötzlichen Einspringens zugelassen wird; schließ¬ 
lich kann unter Umständen eine solche Verteidigung besser als 
gar keine sein. 

Beachtenswert ist die Bestimmung des § 3 Z. 2, daß der 
Richter oder der Vorsitzende den unmündigen oder jugend¬ 
lichen Beschuldigten während einzelner Erörterungen, von 
denen ein nachteiliger Einfluß auf ihn zu befürchten ist, aus 
dem Sitzungssaal abtreten lassen kann. Haben sich während 
seiner Abwesenheit neue Verdachtsgründe wider ihn ergeben, 
so ist er darüber nach seinem Wiedererscheinen zu vernehmen, 
während die übrigen in seiner Abwesenheit gepflogenen Er¬ 
örterungen ihm nur mitzuteilen sind, wenn es zur Wahrung 
seiner Interessen erforderlich ist. Der Grundgedanke dieser 
Bestimmung ist richtig. Gerade die Frage der geistigen Ent¬ 
wicklung ist oft der Anlaß, auf persönliche Verhältnisse von 
Eltern, Großeltern und andern Verwandten zurückzugreifen 
und Sachen zur Sprache bringen, die der Jugendliche und gar 
der Unmündige nicht wissen muß und nicht wissen soll. Eine 
andere Frage hingegen ist es, ob dieser an sich richtige Gedanke 
auch gesetzgeberisch als geglückt bezeichnet werden kann. 
Die ausnahmsweise Entfernung des Angeklagten während der 
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Abhörung eines Zeugen oder eines Mitangeklagten sieht bereits 
§ 250 StPO, vor, verlangt jedoch, daß dem Angeklagten nach 
seinem Wiedererscheinen über alles, was in seiner Abwesen¬ 
heit vorgenommen wurde, sofort, jedenfalls aber bei sonsti¬ 
ger. Nichtigkeit vor Schluß des Beweisverfahrens Mittei¬ 
lung gemacht werde. Nach dem Jugendgerichtsgesetz ist die 
Entfernung des Angeklagten auf die Vernehmung von Zeugen 
und Mitangeklagten nicht beschränkt (kann und wird ins¬ 
besondere bei der Vernehmung von Sachverständigen erfolgen); 
es ist aber nicht gesagt, welcher Weg einzuschlagen ist, wenn 
eine Erörterung, die dem Angeklagten mitzuteilen gewesen 
wäre, ihm nicht mitgeteilt worden ist. Hier sich klar auszu¬ 
drücken, wäre schon deshalb angezeigt gewesen, weil ja Fälle 
denkbar sind, in denen dem Angeklagten kein Verteidiger zur 
Seite steht. Freilich ist der Einwand naheliegend, in derartigen 
Fällen den Angeklagten nie ohne Verteidiger zu lassen; ebenso 
naheliegend ist aber der Gegeneinwand, daß das Gesetz völlig 
versagt, wenn ungeachtet des Umstands, daß die Beigebung 
eines Verteidigers ,,notwendig oder zweckmäßig“ war, eine 
solche nicht erfolgte und in Abwesenheit des Angeklagten vor¬ 
genommene Erörterungen, zu denen weder der Angeklagte 
selbst noch ein Verteidiger sich äußern konnte, in den Gründen 
eines verurteilenden Erkenntnisses entscheidende Bedeutung 
gewinnen. Dies wäre eine krasse Verletzung des Grundsatzes 
des beiderseitigen Gehörs, eine erfolgreiche Anfechtung solch 
einer Verletzung im Rechtsmittelverfahren aber sehr schwer. 

Von Wichtigkeit und prozessualer Tragweite ist §3 Z. 3, 
durch dessen Bestimmung die Gründe für den Ausschuß der 
Öffentlichkeit der Haupt- und der Berufungsverhandlung er¬ 
weitert werden, überdies aber auch die Ausschließung der 
Öffentlichkeit bei der Urteilsverkündung in das Strafverfahren 
Eingang findet. Für Verhandlungen ist die Öffentlichkeit von 
amtswegen oder auf Antrag auszuschließen, „wenn es im 
Interesse des unmündigen oder jugendlichen Beschuldigten 
oder im Interesse der durch die strafbare Handlung ver¬ 
letzten oder gefährdeten unmündigen oder jugendlichen Person 
notwendig ist“. Über die Berechtigung dieser Vorschrift kann 
kein Streit sein. Die Öffentlichkeit ist eines der Mittel, um die 
Bevölkerung in die Lage zu versetzen, sich vom Verlauf der 
Verhandlung zu überzeugen; in diesem Sinne ist die Öffent¬ 
lichkeit eine wichtige Bürgschaft einer geordneten Rechts¬ 
pflege. Aber Selbstzweck darf die Öffentlichkeit nicht sein. 
Wenn ihre Nachteile gegenüber dem erwähnten Vorteil über¬ 
wiegen, soll die Öffentlichkeit ausgeschlossen werden können. 
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Dies trifft bei Jugendlichen und Unmündigen zu, mögen sie 
aktive oder mögen sie passive Subjekte strafbarer Handlungen 
sein; sie sollen durch die Öffentlichkeit der Verhandlung einer¬ 
seits nicht in ihrem Fortkommen gefährdet werden, anderer¬ 
seits nicht zu einem ebenso billigen wie grundlosen Heldentum 
kommen. In diesem Belang macht es in der Tat keinen großen 
Unterschied, ob sie Täter oder Verletzte sind; die gleichmäßige 
Behandlung durch §3 Z. 3 ist zu billigen, wenngleich dies 
in einer geschmackvollem Form hätte geschehen können als 
in der, daß den unmündigen oder jugendlichen Beschuldig¬ 
ten die unmündige oder jugendliche Person entgegen¬ 
gestellt wird, als ob der Beschuldigte nicht auch eine Person 
wäre. Wenn es das Interesse des Unmündigen oder Jugend¬ 
lichen erfordert, ist die Öffentlichkeit bei der Urteilsverkün¬ 
digung auszuschließen, wogegen es kein Rechtsmittel gibt. 
Insbesondere kann — der Wortlaut des Gesetzes ermöglicht 
solch eine Auslegung — geheime Urteilsverkündigung auch 
dann erfolgen, wenn die Verhandlung selbst öffentlich durch¬ 
geführt wurde. Allerdings ist diese Bestimmung eine Halb¬ 
heit. Denn ein Ausschluß der Öffentlichkeit der Verhandlung 
vor dem Obersten Gerichtshof ist aus dem Grunde der Bedacht- 
nahme auf das Interesse des Unmündigen oder Jugendliche 
nicht vorgesehen; es kommt also das geheime Urteil in öffent¬ 
licher Kassationsverhandlung zur Vorlesung. Insofern hat das 
unter Strafdrohung gestellte Verbot öffentlicher Verlaut¬ 
barung eines geheimen Urteils einen mitunter nicht allzu 
großen Wert. 

Zur geheimen Verhandlung haben außer den im § 230 StPO, 
genannten Personen (Richter, Verteidiger, Konzeptsbeamte des 
Staatsamts für Justiz und der Staatsanwaltschaft sowie dreiVer- 
trauenspersonen des Angeklagten, des Privatanklägers, des Pri¬ 
vatbeteiligten und der durch die strafbare Handlung in seinen 
Rechten Verletzten, mag er sich als Privatbeteiligter dem Straf¬ 
verfahren angeschlossen haben oder auch nicht) auch Eltern, 
Pflegeeltern, Vormund, Lehrer, Seelsorger und Arbeitgeber kraft 
Gesetzes, Personen, die ein tätiges Interesse an der Jugendfür¬ 
sorge nehmen, insbesondereVertreter von Anstalten und Vereinen 
für die Unterbringung hilfsbedürftiger Jugendlicher kraft fall¬ 
weiser gerichtlicher Bewilligung Zutritt. Eine Bestimmung 
des Inhalts jedoch, daß die gesetzlichen Vertreter Unmündiger 
und Jugendlicher vorzuladen sind, wie dies in der Ministerial- 
verordnung vom 10. Juli 1903, JVB1. Nr. 22, empfohlen wurde, 
fehlt merkwürdigerweise im Jugendgerichtsgesetz, das übrigens 
an Genauigkeit des Ausdrucks auch hinter der Ministerial- 
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Verordnung vom 21. Oktober 1908, JVB1. Nr. 13, zurückbleibt, 
die ausdrücklich „Personen, die zur Zeit der Tat das 
18. Lebensjahr nicht vollendet haben“, als Jugendliche be¬ 
zeichnet, während das Jugendgerichtsgesetz sich darüber aus¬ 
schweigt, ob es auf das Alter zur Zeit der Tat oder zur Zeit 
der Hauptverhandlung anzukommen hat. Die an die erwähnte 
Ministerialverordnung gewöhnte Praxis wird sich mit Recht 
für das Alter zur Zeit der Tat entscheiden; gleichwohl liegt 
hier eine Lücke (nicht die einzige) im Gesetz vor. 

Die Bestimmungen über den Ausschluß der Öffentlichkeit 
bedeuten eine große Abänderung gegenüber dem bisherigen 
Recht, das in bezug auf erwachsene Angeklagte nach wie 
vor in Geltung bleibt. Welchen Personen § 230 StPO. Zutritt 
zu geheimen Verhandlungen gegen Erwachsene gestattet, 
wurde bereits erwähnt; andere als in § 230 StPO, haben zur 
Hauptverhandlung gegen Erwachsene keinen Zutritt. „Die 
Verkündung des Urteils aber muß jederzeit öffentlich ge¬ 
schehen“, lautet der Schlußsatz des §231 StPO. Nun geht es 
nicht an, gewissen Personen den Zutritt zu geheimen Verhand¬ 
lungen gleichzeitig zu gestatten und zu untersagen; ebenso ist 
es unmöglich, ein Urteil öffentlich verkünden zu müssen 
und zugleich die Öffentlichkeit ausschließen zu können. 
Daraus ergibt sich als wichtige prozessuale Folge das zwar 
nicht ausdrücklich ausgesprochene, aber mit zwingender Not¬ 
wendigkeit zu folgernde Verbot des Zusammenhangs der Straf¬ 
sachen Jugendlicher und Unmündiger mit den Strafsachen 
Erwachsener. Daß dies auch sonst der Absicht des Gesetzes 
entspricht, geht überdies aus § 3 Z. 1 hervor: ,,. . .wenn der 
gesetzliche Vertreter an der strafbaren Handlung beteiligt 
ist“; es ist bezeichnend, daß diese rein prozessuale Vorschrift 
den (vom prozessualen Standpunkt aus näherliegenden) Aus¬ 
druck „Strafverfahren“ vermeidet; ob absichtlich oder 
unbeabsichtigt, ist schwer zu sagen. Allein aus § 3 Z. 3 ergibt 
sich die Unmöglichkeit solch eines Zusammenhangs. Diese 
Trennung der Strafsachen Unmündiger und Jugendlicher von 
denen Erwachsener hat natürlich auch ihre Schattenseiten; 
so kann z. B. der im selben Verfahren mit Jugendlichen 
angeklagte Erwachsene nur als Mitangeklagter, nicht als Zeuge 
vernommen werden, während bei abgesondertem Verfahren 
seine Vernehmung als Zeuge möglich ist. 

§ 3 Z. 4 und § 3 letzter Absatz beziehen sich auf die gefäng¬ 
liche Anhaltung Unmündiger und Jugendlicher. Die Unter¬ 
suchungshaft ist nur zu verhängen, wenn ihr Zweck nicht 
durch andere Maßregeln erreicht werden kann. Auch diese 
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Bestimmung ist sehr wichtig, da das Gesetz keinen Unter¬ 
schied nach den Arten der Untersuchungshaft macht und daher 
auch die sonst obligatorische Untersuchungshaft (die öster¬ 
reichische, StPO. kennt nämlich eine solche) Jugendlichen 
gegenüber gegebenenfalls zu unterbleiben oder aufgehoben zu 
werden hat. Sorge für Bewahrung von schädlichen Einflüssen, 
Beschäftigung und Unterricht sind bei der Vollziehung sowohl 
der Untersuchungs- als auch der Strafhaft von Unmündigen 
und Jugendlichen vorgeschrieben. Auch können die Unter¬ 
suchungshaft und Freiheitsstrafen bis zu drei Monaten an 
solchen Personen in nicht staatlichen, durch Vollzugsanweisung 
als hiefür geeignet bezeichneten Anstalten vollzogen werden. 

Daß § 4 auch im Jugendgerichtsverfahren das sogen, ver¬ 
einfachte Verfahren (Einzelrichtertum bei Verbrechen und Ver¬ 
gehen, ausgenommen Schwurgerichts- und Privatanklagefälle) 
kennt, wurde bereits erwähnt; als Besonderheit kommt hier 
in Betracht, daß der Einzelrichter vor der Hauptverhandlung 
Vorerhebungen pflegen kann, was sonst nur im bezirksgericht¬ 
lichen Verfahren zulässig, jedoch bei Verbrechen und Ver¬ 
gehen mit der Stellung des erkennenden Gerichts unverein¬ 
bar ist 1 . 

Wichtiger als die Frage, wie Strafen an Unmündigen und 
Jugendlichen zu vollstrecken sind, ist die Frage, ob es zu 
einem derartigen Strafvollzug kommen soll. Der bedingte 
Straferlaß hat in Österreich im ordentlichen Strafverfahren 
weder in Form der bedingten Verurteilung noch der bedingten 
Begnadigung Eingang gefunden. Lediglich für das Verfahren 
im Felde und zur See hat der Schlußsatz des §480 MStPO. 
die bedingte Begnadigung vorgesehen gehabt, von der reichlich 
(vielleicht zu reichlich) Gebrauch gemacht wurde, ohne daß 
die Ergebnisse dieser Praxis irgend welche Schlußfolgerungen 
zulassen, da einerseits das Milieu der Front sich mit den Ver¬ 
hältnissen der ordentlichen Strafgerichtsbarkeit nicht ver¬ 
gleichen läßt, andererseits mit dem Zusammenbruch der 
Monarchie Zustände eingetreten sind, die wohl jede bedingte 
Strafnachsicht in eine unbedingte verwandelten. Die Mini- 
sterialverordnung vom 25. November 1902, JVB1. Nr. 51, hat 
lediglich die unbedingte Begnadigung Jugendlicher, die zu 
höchstens drei Monaten verurteilt waren, unter gewissen Vor¬ 
aussetzungen vorgesehen gehabt; daß sie tatsächlich fast gar 
nicht gehandhabt worden ist, wurde bereits erwähnt. Nun¬ 
mehr macht § 3 Z. 5 des Jugendgerichtsgesetzes folgende Ver¬ 
sprechung: „Das Gericht kann die Vollstreckung der Strafe 

1 Löffler a. a. 0., S. 96. 
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unter den durch Vollzugsanweisung zu bestimmenden Voraus¬ 
setzungen aufschieben, wenn es für den Fall der Bewährung 
des unmündigen“ (hier fehlt „oder“) „jugendlichen Verur¬ 
teilten während einer bestimmten Probezeit einen Gnaden¬ 
antrag auf Nachsicht oder Milderung der Strafe in Aussicht 
nimmt.“ Mehr als acht Monate sind seit der Kundmachung 
dieses Gesetzes verstrichen; nichts ist bis jetzt über diese 
Voraussetzungen verlautbart worden; gewiß ein ganz eigen¬ 
artiges Verhalten, wird bedacht, daß man es mit diesem 
Gesetz so dringend hatte, daß man es machte („fragt mich 
nur nicht, wie“), ohne „bis zur Erlassung gesetzlicher Bestim¬ 
mungen über die Jugendfürsorge und das Jugendstrafrecht“ 
warten zu können. In den Voraussetzungen der Begnadigung 
wird vermutlich die Verordnung vom 25. November 1902 
irgendwie wiederkehren; wo es sich um Strafvollzug und Be¬ 
gnadigung handelt, sind die „drei Monate“ der ruhende Pol 
in der Flut der Erscheinungen. 

Was § 3 Z. 5 in Aussicht nimmt, ist nicht der bedingte 
Straferlaß. Die Strafe wird nicht nachgesehen unter der Be¬ 
dingung, daß sich der Verurteilte während eines gewissen Zeit¬ 
raums nichts zu Schulden kommen läßt, sondern es wird 
von amtswegen ein Strafaufschub gewährt und erst nach 
dessen Ablauf entschieden, ob ein Begnadigungsantrag zu 
stellen sei. Beim bedingten Straferlaß ergeht sofort der Aus¬ 
spruch der Gnade; teilhaftig wird der Verurteilte ihrer erst 
in einem spätem Zeitpunkt unter der Bedingung der Bewäh¬ 
rung. Der Staat verspricht Strafnachsicht, verlangt aber vom 
Straffälligen, daß er sich ihrer würdig zeige durch einwand¬ 
freies Verhalten, ln die Hand des Verurteilten wird sein Schick¬ 
sal gelegt; er ist es, von dem es abhängt, ob das bedingte 
Versprechen der Strafnachsicht in Erfüllung gehen wird oder 
nicht. Zeigt er sich dessen würdig, soll die Strafe als verbüßt 
gelten, ohne daß es zu ihrem Vollzug gekommen ist. Dieser 
Gedanke des bedingten Straferlasses liegt dem § 3 Z. 5 fern. 
Vielmehr ist hier der Gedankengang anders: Der Staat ver¬ 
spricht nichts, auch nicht etwas, dessen Erfüllung vom Ver¬ 
halten eines Verurteilten bedingt ist. Denn ein Versprechen 
muß man halten; ein bedingtes Versprechen muß man bei 
Eintritt der Bedingung erfüllen. Das tut der Staat nicht. Aber 
der Gnadenantrag wird in Aussicht genommen; das ist kein 
Versprechen, muß also nicht gehalten werden. Beim bedingten 
Straferlaß hat der Verurteilte die Gewißheit, daß, wenn er 
während der Probezeit nichts anstellt, der Strafvollzug ihm 
erspart bleibt; er hat das Bewußtsein, daß alles nur von ihm 
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abhängt. Die deutschösterreichische Gesetzgebung schlägt 
aber einen andern Weg ein; sie läßt die Gerichte lediglich 
einen Gnadenantrag in Aussicht nehmen. Eine Aussicht ist 
aber nicht immer aussichtsvoll; sie bindet den nicht, der etwas 
in Aussicht nimmt. Das Versprechen bindet, während die 
Inaussichtnahme nicht bindet. Und nicht die Begnadigung ist 
es, die in Aussicht genommen wird, sondern lediglich ein 
Gnadenantrag, auf dessen Stattgebung es keinen Anspruch 
gibt. Der Jugendliche wird z. B. heute verurteilt. Er möchte 
die Strafe antreten, weil er sich sagt: ,,Je eher ich die Sache 
beginne, desto eher bin ich sie los“. Er kann die Strafe 
aber nicht antreten; ein von amtswegen beschlossener Straf¬ 
aufschub hindert ihn daran. Er muß also 3, 4, 5 Jahre warten, 
führt sich durch diese Zeit einwandfrei auf und hat doch nicht 
die Gewähr, daß er eines Tages durch eine Strafantritts¬ 
aufforderung aus seiner Berufsstellung herausgerissen, daß 
nicht eine alte Jugendsünde aufgefrischt wird. Es ist nicht 
dasselbe, ob man sofort nach der Verurteilung ins'Gefängnis 
wandert und dieses mit dem festen Vorsatz, in Zukunft nicht 
mehr straffällig werden zu wollen, verläßt oder ob man eine 
Probezeit hindurch sich bewährt, sich in eine Lebensstellung 
eingearbeitet, die Achtung der Berufsgenossen erworben hat 
und nunmehr in einem vom eigenen Verhalten unab¬ 
hängigen Zeitpunkt ins Gefängnis wandern muß. Es ist 
ein Unterschied, ob — um es in eine juristische Formel zu 
bringen — eine Strafnachsicht ex nunc oder ex tune wirkt, 
ob man schon heute oder erst in fünf Jahren begnadigt wird, 
ob man weiß, daß man, wenn auch nur bedingungsweise, 
begnadigt ist, oder ob man sich sagen muß, es stehe einem 
in einigen Jahren möglicherweise ein Strafvollzug auch dann 
bevor, wenn man durch diese Jahre sich tadellos aufgeführt 
hat. Beginnt doch nach §2 Abs. 2 Ges. vom 21. März 1918, 
RGBl. Nr. 108, die für die Tilgung der Verurteilung vorge¬ 
schriebene Frist, „sobald die Strafe vollzogen oder durch Gnade 
erlassen ist“. Wird der Verurteilte sogleich nach Eintritt der 
Rechtskraft, wenngleich nur bedingt, begnadigt, so nimmt die 
Tilgungsfrist sofort ihren Lauf; wird er erst nach Ablauf einer 
Probezeit begnadigt, wird die Tilgungsfrist um die Dauer der 
Bewährungsfrist verlängert. Das ist ein Unterschied, ein 
großer und wahrlich gewichtiger Unterschied. Man frage nur 
die wegen sei es auch geringfügigen Vermögensdelikten Vor¬ 
bestraften, was es heißt, auf Schwierigkeiten in bezug auf 
Gewerbeberechtigungen zu stoßen, vom Wahlrecht ausge¬ 
schlossen zu sein u. dgl. Die Begnadigung, die das deutsch- 



österreichische Jugendgerichtsgesetz vorsieht, kann mitunter 
ein Danaergeschenk sein! 

Noch ist die in § 5 in Aussicht gestellte Vollzugsanweisung 
nicht erschienen, so daß die näheren Bestimmungen, die das 
Gesetz nur ergänzen, aber nicht abändern können, noch un¬ 
bekannt sind. So ist dieses Gesetz, dessen § 6 sagt, daß es 
mit dem Tage der Kundmachung (30. Januar 1919) in Kraft 
tritt, nach über acht Monaten noch ein Torso. Aber Deutsch¬ 
österreich hat sein Jugendgerichtsgesetz; nur hat die kriminelle 
Jugend nichts von diesem Gesetz. 

* * 

* 

Nun noch einige Bemerkungen über die bisherige Anwen¬ 
dung dieses Gesetzes. Aus dem Umstand, daß eine Vollzugs¬ 
anweisung in Aussicht gestellt wurde, folgern zu wollen, daß 
dieses Gesetz erst mit der Erlassung der Vollzugsanweisung 
wirksam würde, wäre verfehlt 1 . Dieser Auffassung stünde 
zunächst die Tatsache entgegen, daß Jugendgerichtsabteilungen 
und Jugendrichter bereits vor 11 Jahren zwar nur durch Ver¬ 
ordnung eingeführt wurden, daß desgleichen die Bestimmungen 
über Vollzug der Untersuchungs- und der Strafhaft an Un¬ 
mündigen und Jugendlichen sich mit Verordnungen decken, 
die Deutschösterreich von Österreich übernommen hat, und 
schließlich daß die in §2 vorgesehene Jugendgerichtshilfe 2 durch 
das Jugendgerichtsgesetz nicht erst geschaffen, sondern nur 
in ihrem Bestand anerkannt wurde. In der Tat haben seit 
der Kundmachung dieses Gesetzes Nicht-Juristen beiderlei 
Geschlechtes Jugendliche verteidigt und, wenn einem unwider¬ 
sprochen gebliebenen Zeitungsbericht geglaubt werden darf, 
hat sogar eine Buchhalterin in einer landesgerichtlichen 
Berufungsverhandlung verteidigt, was allerdings ganz gegen 
das Gesetz ist. Andererseits wurde ein von mir als Verteidiger 
gestellter Antrag, der auf Bestimmungen des Jugendgerichts- 

1 Zum Jugendgerichtsgesetz vgl. Fiala, Das Jugendgerichtsgesetz, 
Zeitschrift für Kinderschutz und Jugendfürsorge, 1919, S. 53; R. Bartsch, 
Ein Wort zum Jugendgerichtsgesetz, daselbst, S. 83; Suchanek, Zwei 
neue Jugendfürsorgegesetze in Deutschösterreich, Gerichts-Zeitung 1919, 
S. 131; Kadecka, Neuerungen auf dem Gebiete des Strafrechts und 
des Strafverfahrens in Deutsch-Oesterreich, DeutscheStrafrechts-Zeitung 
1919, Sp. 154. 

2 In Betracht kommt ,,Jugendgerichtshilfe“, hrsgeg. vom Jugend¬ 
amt des deutschösterreichischen Staatsamts für soziale Verwaltung (1919), 
enthaltend: R. Bartsch, Jugendgerichtshilfe beim Pflegschaftsgericht, 
Fiala, Jugendgericht und Jugendgerichtshilfe (mit besonderer Berück¬ 
sichtigung der Strafgerichtsbarkeit), und Grete Löhr, Praktische Arbeit 
im Wirkungskreis der Jugendgerichtshilfe. 
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gesetzes gegründet war, mit der Begründung abgelehnt, dieses 
Gesetz sei ein bloßes Ermächtigungsgesetz, das noch nicht in 
Kraft getreten sei. Also sprach am 9. August 1919 ein Vor¬ 
sitzender des Wiener Landesgerichts für Strafsachen. „Dieses 
Gesetz tritt mit dem Tage der Kundmachung in Kraft.“ Also 
sprach am 25. Januar 1919 die Provisorische Nationalversamm¬ 
lung des Staates Deutschösterreich und also machte das 
Staatsgesetzblatt am 30. Januar 1919 kund. Diese Fest¬ 
stellung wollte ich nicht unterlassen haben; ich habe sie ans 
Ende meiner Ausführungen gestellt; denn finis coronat opus. 


Blätter für Gefängniskunde, Bd. LIII. 
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Das österreichische Gesetz über die Tilgung 
der Verurteilung. 

Von Dr. Ernst Lohsing, Rechtsanwalt in Wien. 

Ehe Österreich zerfiel, ist es noch in die Reihe derjenigen 
Staaten getreten, die das viel umstrittene Problem der sogen. 
Rehabilitation gesetzlich geregelt haben; es ist dies mit Gesetz 
vom 21. März 1918, RGBl. 108, über die Tilgung der Ver¬ 
urteilung, geschehen. Dieses Gesetz mit Stellungnahme zu den 
vielen sich daran knüpfenden Fragen dogmatisch darzustellen, 
ist hier nicht beabsichtigt 1 ; die Wichtigkeit des Problems 
möge immerhin einen Hinweis auf die leitenden Gedanken und 
die eine oder die andere Bestimmung rechtfertigen. 

Bekanntlich sind drei Arten der Rehabilitation denkbar: 
1. Eintritt ipso jure (sogen, rehabilitation de droit), 2. Reha¬ 
bilitation durch behördliche Verfügung zufolge eines auf 
rechtlich geregelte Voraussetzungen sich stützenden Begeh¬ 
rens des Verurteilten (sogen, rehabilitation judiciaire ) und 
3. Rehabilitation durch behördliche Verfügung ohne Anspruch 
auf eine solche (sogen, rihabilitation gracieuse). Das öster¬ 
reichische Gesetz hat sich grundsätzlich für die zweite Art 
entschieden, jedoch nicht nur dem Verurteilten, sondern auch 
dem Staatsanwalt das Antragsrecht eingeräumt (§ 5 Abs. 2), 
daneben aber auch die gnadenweise Tilgung von Verurtei¬ 
lungen vorgesehen (§ 6) und unter gewissen Voraussetzungen 
sogar zur rihabilitation de droit zwar sich nicht entschlossen, 
aber immerhin einen gewissen Anlauf genommen (§ 4 Abs. 2). 

Der wichtigste Fall ist natürlich der der Löschung einer 
Vorstrafe über Antrag; diesem Fall gelten auch die meisten 
Bestimmungen des erwähnten Gesetzes; er sei daher zunächst 
erwähnt. Tilgung der Verurteilung wird nämlich einem vorher 
gerichtlich unbescholtenen Verurteilten gewährt, wenn er den 

1 Eine eingehende Darstellung dieses Gesetzes gibt Kadecka, Das 
Gesetz vom 21. März 1918, Nr. 108 RGBl., über die Tilgung der Ver¬ 
urteilung (1918); von der sonstigen Literatur (die übrigens bei Kadecka 
S. 6—9, und zwar ohne Einschränkung auf das österreichische Recht, 
angegeben ist) kommt hauptsächlich in Betracht Gl eispach, Die Til¬ 
gung der Verurteilung, Österr. Ztschr. f. Strafrecht, 7. Bd., S. 411. 
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durch die Tat verursachten Schaden nach Kräften gutgemacht 
hat und bis zum Ablauf einer bestimmten Frist nicht neuerlich 
verurteilt worden ist (§ 1 Abs. 1). Was vom gerichtlich Un¬ 
bescholtenen gilt, muß natürlich auch von demjenigen Vor¬ 
bestraften gelten, dessen erste Verurteilung zur Zeit der zweiten 
Verurteilung bereits getilgt war, da infolge der Tilgung der 
Verurteilte als gerichtlich unbescholten gilt (§3); auch eine 
frühere oder spätere Verurteilung wegen eines Vergehens oder 
einer Übertretung steht zufolge ausdrücklicher gesetzlicher 
Bestimmung (§ 1 Abs. 2) der Tilgung nicht entgegen, wenn die 
ihr zugrundeliegende strafbare Handlung den Umständen nach 
geringfügig ist und nicht auf ehrloser Gesinnung beruht. Diese 
Bestimmung ist nicht gerade glücklich abgefaßt. Zunächst 
entsteht die Frage, was Rechtens ist, wenn nicht eine Ver¬ 
urteilung, sondern mehrere Verurteilungen letzterer Art erfolgt 
sind. In streng wörtlicher Auslegung würde man dazu gelangen, 
eine Mehrheit derartiger Verurteilungen als Hindernis der 
Tilgung anzusehen. Wurde jemand wegen Diebstahls nur ein¬ 
mal verurteilt, so ist diese Verurteilung tilgbar und bleibt 
tilgbar auch dann, wenn ihr eine andere Verurteilung der zu¬ 
letzt erörterten Art vorangegangen oder nachgefolgt ist, also 
z. B. wenn der Dieb in der Folge einmal mit seinem Fahrrad 
jemanden niedergestoßen hat; hat er aber das Pech gehabt, 
zweimal Leute aus Unvorsichtigkeit niederzurennen, dann soll 
er nur aus diesem Grunde dazu verdammt sein, seine Dieb¬ 
stahlsvorstrafe bis zum Grabe mitzuschleppen? Diese Ansicht 
entspricht wohl nicht der Absicht des Gesetzes. Immerhin 
liegt hier lediglich eine Auslegungsfrage vor, die nur die eine 
oder die andere, keineswegs aber eine dritte Antwort zuläßt. 

Weit schwieriger ist die Beurteilung, wann eine strafbare 
Handlung den Umständen nach als geringfügig anzusehen ist. 
In der Literatur ist die Ansicht vertreten worden, dies durch 
Umkehrung der Bestimmung des §43 StG. zu tun, demzu¬ 
folge ein Verbrechen desto größer ist, ,,je reifer die Überlegung, 
je geflissentlicher die Vorbereitung, womit das Verbrechen 
unternommen wird, je größer der dadurch verursachte Schaden 
oder die damit verbundene Gefahr ist, je weniger Vorsicht 
dawider gebraucht werden kann, oder je mehr Pflichten da¬ 
durch verletzt werden.“ All dies nach Ablauf der stets nach 
Jahren zählenden Bewährungsfrist zu beurteilen, ist an sich 
nicht leicht; die Entscheidung, ob ein Rechtsanspruch vor¬ 
liegt, von derartigen Erwägungen des Ermessens abhängig zu 
machen, kann nicht .als eine glückliche Lösung bezeichnet 
werden. Was schließlich die Frage anlangt, ob die Tat auf 


4* 



52 


ehrloser Gesinnung beruht, kann nur der Standpunkt des 
Gesetzes (ob auf die Tat Ehrenfolgen gesetzt sind oder nicht) 
in Betracht kommen, u. zw. dies um so mehr, als das öster¬ 
reichische Recht die Ehrenfolgen von selbst eintreten läßt und 
dem Gericht die Möglichkeit, sie aus besonderen Gründen etwa 
auszuschließen, nicht offen läßt. 

Als tilgbar gelten nur Verurteilungen, die nicht auf eine 
strengere als eine einjährige Freiheitsstrafe lauten; diese Regel 
erfährt eine Durchbrechung lediglich betreffs der in § 6 StGNov. 
von 1867 aufgezählten (meist politischen) Verbrechen (§ 1 
Abs. 3). Wird bedacht, daß es Fahrlässigkeitsdelikte mit 
strengerer als auf ein Jahr lautender Strafdrohung gibt (§ 337 
StG.), die von Rechts wegen character indelebilis haben sollen, 
während Verbrechen tilgbar sind, kann diese Lösung nicht 
befriedigen. 

Zu billigen ist das Erfordernis der Schadensgutmachung als 
Voraussetzung der Tilgung, zumal nur verlangt wird, daß der 
Verurteilte den durch die Tat verursachten Schaden nach 
Kräften gutgemacht hat. Damit ist dreierlei gesagt: 1. Der 
Verurteilte selbst (und nicht ein anderer für ihn) rpuß den 
Schaden gutgemacht haben; hat ein anderer Schadensersatz 
geleistet, muß er also diesem andern die Ersatzleistung ver¬ 
güten. 2. Nach Kräften muß Schadensersatz geleistet werden; 
es wird also nur verlangt, daß der Verurteilte sich um die 
Schadensgutmachung ernstlich bemüht hat; daraus, daß seine 
Bemühungen erfolglos geblieben sind, soll ihm kein Nachteil 
hinsichtlich der anzustrebenden Tilgung erwachsen. 3. Zu 
vergüten ist der durch die Tat erwachsene Schaden; dieser 
allerdings nach Maßgabe der Kräfte des Verurteilten seinem 
ganzen Umfang nach (also auch Gewinnstentgang, Heilungs¬ 
kosten, Unterhalt für Hinterbliebene), jedoch nur der durch 
die Tat, nicht auch anläßlich der Tat entstandene Schaden 
(also z. B. nicht der anläßlich einer die körperliche Sicherheit 
von Menschen gefährdenden Handlung — etwa Automobil¬ 
raserei — entstandene Sachschaden). 

Die Bewährungsfrist beträgt 15 Jahre bei Verurteilung 
wegen eines Verbrechens, sofern dieses nicht zu den begün¬ 
stigten des § 6 StGNov. v. 1867 zählt, 10 Jahre, sofern es 
sich um ein Verbrechen letzterer Art oder um Verurteilung zu 
einer sechs Monate übersteigenden Arreststrafe handelt, und 
5 Jahre in allen übrigen Fällen (§ 2 Abs. 1). In der Zukunft 
könnte die Frage nach der Dauer der Bewährungsfrist bei einer 
Verurteilung wegen eines Verbrechens zu einer höchstens sechs 
Monate dauernden Arreststrafe bedeutsam werden; die 
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deutschösterreichische Strafprozeßnovelle vom 5. Dezember 
1918 hat nämlich in ihrem Art. VI die Voraussetzungen nor¬ 
miert, unter denen auch ein Verbrechen lediglich mit strengem 
Arrest bestraft werden kann; bei Beantwortung dieser Frage 
ist davon auszugehen, daß die 5jährige Frist lediglich Ver¬ 
gehen und Übertretungen betrifft, so daß die Verurteilung 
wegen eines Verbrechens nur zu strengem Arrest von nicht 
mehr als sechs Monaten niemals in diesem Belang begünstigt 
sein kann; denn sie ist und bleibt eine Verurteilung wegen 
eines Verbrechens. 

Die Frist beginnt mit dem Vollzug oder der gnadenweisen 
Nachsicht der Strafe (§2 Abs. 2); die Anhaltung in einer 
geschlossenen Anstalt (korrektionelle Nachhaft) zählt nicht 
mit (§ 2 Abs. 3). Nichts gesagt ist über den Anfangstermin 
der Frist für den Fall, daß infolge Anrechnung der Unter¬ 
suchungshaft das Ende der Strafe vor dem Tag der Urteils¬ 
fällung zu liegen kommt; in diesem Belang kommt § 397 StPO, 
in Betracht, demzufolge Voraussetzung der Strafvollstreckung 
die Rechtskraft des Strafurteils ist, so daß vor deren Eintritt 
keine Bewährungsfrist ihren Lauf nehmen kann; auch wird 
in derartigen Fällen die Strafe durch das Urteil für verbüßt 
erklärt, ohne daß dieses sich darüber ausspricht, mit welchem 
(der Urteilsfällung vorangehenden) Tag der Strafvollzug als 
beendet anzusehen ist. 

Zuständig zum Ausspruch der Tilgung ist das Landes- oder 
Kreisgericht, das in erster Instanz entschieden hat oder in 
dessen Sprengel das in erster Instanz mit der Sache befaßt 
gewesene Bezirksgericht liegt (§ 5 Abs. 1)\ Die Tilgung erfolgt 
nur über Antrag. Antragsberechtigt sind der Verurteilte und 
der Staatsanwalt. Stellt der Verurteilte den Antrag (für den 
einerseits kein Anwaltszwang, andererseits aber auch kein 
Anspruch auf Armenvertretung besteht), ist es seine Sache, 
die Voraussetzungen der begehrten Tilgung darzutun. Sein 
Tilgungsgesuch ist dem Staatsanwalt zu übermitteln, der mit 
Vermeidung alles Aufsehens und mit möglichster Schonung 
der Ehre des Verurteilten die erforderlichen Erhebungen zu 
veranlassen hat. Der Tilgungsantrag des Staatsanwalts hin- 

1 Mit dieser Bestimmung ist allerdings für den Fall nicht auszu¬ 
kommen, daß der Verurteilte, der zur Zeit der Verurteilung Öster¬ 
reicher war, nach dem Umsturz Angehöriger eines anderen auf dem 
Boden Österreichs entstandenen Staats geworden ist, in dessen Gebiet 
das verurteilende Gericht seinen Sitz hat; denn die durch dieses Ge¬ 
richt erfolgende Tilgung kann nur für den Staat, dem dieses Gericht 
angehört, wirksam sein. Vgl. Loh sing, Der Zerfall Österreichs und 
die Strafrechtspflege, Deutsch-Österreich. Anwaltszeitung 1919, S. 21. 
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gegen ist von zwei Voraussetzungen bedingt, nämlich 1. daß 
ihm aus einem andern Anlaß (als dem Tilgungsgesuch des Ver¬ 
urteilten) Tatsachen zur Kenntnis gelangen, die die Tilgung 
einer Verurteilung begründen können, und 2. daß es keiner 
weiteren Erhebungen bedarf (also Gewißheit über Bewährung 
während der Tilgungsfrist vorliegt und keine Schadensgut- 
machung erörterungsbedürftig ist); in solch einem Fall ist 
der Staatsanwalt zur Antragstellung nicht etwa bloß berech¬ 
tigt, sondern verpflichtet (,,so hat er die THgung von Amts 
wegen zu beantragen“; § 5 Abs. 2). 

Das Verfahren bewegt sich in den Formen der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit, deren Ausübung allerdings den Strafgerichten 
zusteht; die Entscheidung ergeht in nicht öffentlicher Sitzung 
(also Drei-Richter-Versammlung) durch Beschluß. Einer so¬ 
fortigen Zurückweisung des Gesuches wegen nicht nach Kräften 
erfolgter Schadensgutmachung steht das Gebot entgegen, 
dem Verurteilten vor der Entscheidung den noch zu ersetzen¬ 
den (d. i. nicht den zur völligen Entschädigung, noch fehlen¬ 
den, sondern den nach Kräften des Verurteilten angemessenen) 
Betrag bekanntzugeben und zum Erlag (nicht zur unmittel¬ 
baren Zahlung an den Geschädigten) eine angemessene- (also 
richterliche, daher verlängerbare) Frist zu bestimmen. Die 
Entscheidung (u. zw. auch die Entscheidung betreffs der Höhe 
der restlichen Ersatzleistung) kann vom Verurteilten und vom 
Staatsanwalt binnen drei Tagen mit Beschwerde (an das 
Oberlandesgericht) angefochten werden; diese Beschwerde hat 
aufschiebende Wirkung, was als Ausnahme von §114 Abs. 2 
StPO, ausdrücklicher Hervorhebung bedurfte (§ 5 Abs. 3). 
Insbesondere steht dem Staatsanwalt auch zugunsten des Ver¬ 
urteilten das Beschwerderecht zu; dies ergibt sich aus seinem 
Recht und seiner Pflicht zur Stellung des Antrages auf Til¬ 
gung und darf nicht auf die Fälle eingeschränkt werden, in 
denen er selbst den Antrag gestellt hat (da die Voraussetzungen 
des staatsanwaltschaftlichen Antragsrechts im Rechtsmittel¬ 
verfahren gegenstandslos geworden sind; liegen ja insbesondere 
die für die Tilgung in Betracht kommenden Erhebungen vor). 
Die oberlandesgerichtliche Entscheidung unterliegt keiner An¬ 
fechtung im ordentlichen Instanzenzug, wohl aber der dem 
Generalstaatsanwalt (wie nunmehr in Deutschösterreich — in 
nicht einwandfreier Weise — der Generalprokurator heißt) 
zustehenden Nichtigkeitsbeschwerde zur Wahrung des Ge¬ 
setzes, da dieses außerordentliche Rechtsmittel „gegen jeden 
gesetzwidrigen Beschluß oder Vorgang eines Strafgerichtes“ 
erhoben werden kann (§ 33 Abs. 2 StPO.), ohne allerdings eine 
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nachteilige Wirkung für denjenigen, um dessen Verurteilungs¬ 
tilgung es sich handelt, hervorrufen zu können (§ 292 StPO, 
in sinngemäßer Anwendung). 

Die Wirkung der Tilgung ist die, daß der Verurteilte fortan 
als gerichtlich unbescholten gilt, soweit dem nicht eine andere, 
noch ungetilgte Verurteilung entgegensteht; er ist von der 
Pflicht, die Verurteilung auf Befragen vor Gericht oder einer 
andern Behörde anzugeben, befreit; doch bleiben Rechte 
dritter Personen, die sich auf die Verurteilung gründen (An- 
• Schlußerkenntnis, auf der Verurteilung beruhende Zivilurteile) 
unberührt (§ 3). Im Strafakt, in der Strafkarte des Straf¬ 
registeramts (Staatsanwaltschaft der Heimatsgemeinde, man¬ 
gels einer solchen im Inland Staatsamt für Justiz) und in 
den Vormerken der Verwaltungsbehörden ist die Tilgung der 
Verurteilung anzumerken; die getilgte Verurteilung darf in 
Ausfertigungen der Strafkarte oder in Leumundszeugnisse 
nicht aufgenommen oder sonstwie ersichtlich gemacht werden 
(§4 Abs. 1). 

Neben dieser Tilgung durch Richterspruch kennt das Gesetz 
noch eine Tilgung der Verurteilung durch die Gnadeninstanz, 
u. zw. „in den im Gesetze nicht vorbedachten Fällen“ (§ 6), 
also in Fällen, in denen die Voraussetzungen der Tilgung über¬ 
haupt nicht oder dermalen noch nicht vorliegen; die Ansicht, 
daß ausländische Urteile hierher zählen, ist bedenklich. Die 
Wirkungen einer durch Gnade verfügten Tilgung sind dieselben 
wie die einer Tilgung durch Richterspruch. 

Schließlich kommt noch die Sonderbestimmung des § 4 
Abs. 2 des Tilgungsgesetzes in Betracht. „Enthält eine Straf¬ 
karte nur eine einzige Verurteilung und lautet das Urteil auf 
keine strengere Strafe als eine einjährige Freiheitsstrafe, so 
ist diese Verurteilung, auch ohne daß sie getilgt worden 
wäre, in Strafkartenausfertigungen und Leumundszeugnisse 
nicht mehr aufzunehmen, wenn seit dem Vollzüge der Strafe 
oder seit der Begnadigung mehr als 15 Jahre verstrichen sind.“ 
Nach dem ausdrücklichen Wortlaut dieser Gesetzesstelle („auch 
ohne daß sie getilgt worden wäre“) handelt es sich hier um 
keine Tilgung der Verurteilung; dies geht auch daraus her¬ 
vor, daß Erhebungen in der Richtung, ob der Verurteilte den 
durch die Tat verursachten Schaden nach Kräften gutgemacht 
hat, nicht vorgesehen sind. Immerhin liegt hier ein Ansatz 
zu einer ipso jure eintretenden Tilgung, zu einer rehabilitation 
de droit vor, so daß man sagen kann, die österreichische Gesetz¬ 
gebung habe alle drei Arten der Rehabilitation mehr minder 
verwirklicht. 



Es ist nicht in Abrede zu stellen, daß dieses Gesetz, das 
sofort mit seiner Kundmachung (27. März J918) in Kraft trat 
(§8), einen kriminalpolitisch wichtigen Fortschritt bedeutet; 
Man muß nur wissen, welchen Schwierigkeiten bei der Er¬ 
langung von Gewerbeberechtigungen oft Leute ausgesetzt 
waren, die vor Jahren, als sie noch Lehrjungen waren, wegen 
irgend eines geringfügigen Vermögensdelikts zu einer nach 
einigen Tagen, mitunter gar nur nach Stunden zählenden 
Freiheitsstrafe verurteilt worden waren, trotzdem seit damals 
mehr Jahre vergangen waren, als sie zur Zeit der Tat gezählt * 
hatten. Gleichwohl wäre die Ansicht verfehlt, daß mit diesem 
Gesetz alles getan ist, was in dieser Hinsicht zu machen wäre. 
Zunächst versagt es in bezug auf militärgerichtliche Verurtei¬ 
lungen; hier bleibt dermalen nichts anderes übrig, als die 
Tilgung durch Gnade anzustreben. Als ein weiterer Mangel 
muß es bezeichnet werden, daß für Unmündige und Jugend¬ 
liche nicht eine besondere Behandlung vorgesehen ist. Mag die 
Schuld solcher Personen auch so groß sein, daß nur in Freiheits¬ 
strafen von mehr als einjähriger Dauer eine Sühne ihrer Ver¬ 
brechen erblickt werden kann, hätte doch nicht übersehen 
werden sollen, daß gerade noch der Jugendliche auf den Weg 
des Rechts zurückgelenkt werden kann, auf welchem man ihn 
nicht auf Lebenszeit über seine Jugendsünde straucheln lassen 
soll. Gerade Österreich hätte in diesem Belang eine andere 
Richtungeinschlagen und das Wort seines Grillparzer (Medea, 
III. Aufzug) beherzigen sollen: 

„Des reifen Mannes Fehltritt ist Verbrechen, 

Des Jünglings Fehltritt ein verfehlter Tritt, 

Den man zurückzieht und ihn besser macht.“ 

Aber auch Erwachsenen gegenüber wäre eine andere Regelung 
am Platze. Daß in der Regel nur Freiheitsstrafen von höch¬ 
stens einem Jahr tilgbar sein sollen, bedeutet eine große Härte 
gegenüber solchen strenger Verurteilten, die sich seit der lange 
Zeit zurückliegenden Strafverbüßung nichts mehr zu Schulden 
kommen ließen. Ein (von mir vor Jahren schon anderwärts 
mitgeteilter) Fall möge zur Bekräftigung des Gesagten hier 
Platz finden. Vor 15 Jahren war beim Bezirksgericht St. Pölten 
ein in den besten Mannesjahren stehender, kleiner, aber geach¬ 
teter Landwirt deshalb angeklagt, weil sein Hund einem Brief¬ 
träger die Hose zerfetzt hatte. Auf die an den Beschuldigten 
gerichtete Frage, ob er vorbestraft sei, gab er eine mehrjährige 
schwere Kerkerstrafe an, zu der er als junger Bursche ver¬ 
urteilt worden war. Das ob des Widerspruchs zwischen dieser 
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Angabe und des günstigen Eindrucks des Mannes erstaunte 
Gesicht des Richters und der Zuhörer, zu denen auch ich in 
Erwartung der nächsten Verhandlung zählte, habe ich nicht 
vergessen. Der Mann wurde freigesprochen. War nach so 
und so viel Jahren die Preisgabe dieser Jugendsünde not¬ 
wendig? 

Auch in anderer Hinsicht wären Reformen am Platze. 
Vor allem ist es ganz überflüssig, daß die Staatsanwaltschaft 
in der Anklageschrift dem Namen des Beschuldigten „unbe¬ 
scholten“ oder „vorbestraft“ hinzufügt; nach § 207 Z. 1 StPO, 
hat die Anklageschrift den Namen des Beschuldigten zu ent¬ 
halten; alle andern Angaben sind zufolge §270 Z. 2 StPO, 
der Urteilsausfertigung Vorbehalten. Und wie wirkungsvoll ist 
solch ein „Vorbestraft“ insbesondere bei Geschworenen! Der¬ 
weil ich dies schreibe (Ende Juli 1919), zählt zu meinen 
Klienten ein 26jähriger Mensch, der sich vor den Geschworenen 
zu verantworten haben wird; die Anklageschrift bezeichnet 
ihn als vorbestraft. Seine einzige Vorstrafe besteht darin, 
daß er im Februar 1914 wegen eines Kraftwagenlenkerdeliktes 
zu 48 Stunden Arrest verurteilt worden war, die er im April 
1914 abgebüßt hatte. Und die vom Juni 1919 datierte Anklage¬ 
schrift bezeichnet diesen Mann als vorbestraft, trotzdem nach 
der klaren Bestimmung des § 5 Abs. 2 des Tilgungsgesetzes der 
Staatsanwalt die Tilgung von Amts wegen hätte beantragen 
(nicht etwa: können, sondern) müssen. Wenn der Staat als 
moderner Gesetzgeber sich einen Ruhmeskranz windet, als 
Strafkläger aber das Gesetz erschlägt, möge er sich abermals 
Worte von Grillparzer (und zwar diesmal die Schlußworte 
von „Des Meeres und der Liebe Wellen“) gesagt sein lassen: 

x „Hier diesen Kranz tragt mit der Leiche fort, 
Versprichst du viel und hältst du also Wort?“ 



Obermaier 

und seine für die Gefängnisreform grundlegende Anleitung 
zur vollkommenen Besserung der Verbrecher von 1835. 

Von Georg Stannner, Berlin. 

Obermaier! Wie wenige von denen, die im Strafvollzug 
stehen, haben von ihm gehört. Wie wenige von denen, die sich 
mit Strafproblemen beschäftigen, haben ihn studiert oder auch 
nur gelesen. Und doch ist es wahr, daß vor ihm und nach ihm 
es niemanden gegeben hat, der entscheidender den Strafvollzug 
beeinflußt hat, als er. Freilich, als er seine Augen schloß, da 
ahnte er wohl selbst noch nicht, daß seine 1835 erschienene 
,,Anleitung zur vollkommenen Besserung der Verbrecher in 
den Strafanstalten“ der Ausgangspunkt einer neuen Zeit sein 
würde. Erst der Cincinnati-Kongreß im Jahre 1870 erweckte 
auf Betreiben von F. C. Wines die Obermaierschen Ideen zu 
neuem Leben. Und nun, nachdem sie in Amerika zur Tat 
geworden sind und europäische Reformatoren nach drüben 
reisen, um ihre Studien zu machen, beginnt es sich bei uns 
zu regen. Langsam und schrittweise wird jetzt nach 78 Jahren 
auch in Deutschland vieles von dem in die Praxis übertragen, 
was der Inspektor am Zentralgefängnis in Kaiserslautern 1835 
in so anspruchsloser, sympathischer Weise als Ergebnis seiner 
Erfahrungen im Strafvollzüge der Öffentlichkeit übergab. 

Der liebenswürdige Kollege, der mir das Obermaiersche 
Buch zusandte, mit der Bitte, dem im Sturm und Drang der 
Jahre in unserer Literatur verschollenen kleinen Werk eine 
Wiedergeburt zu bereiten und dem verblichenen Verfasser zu 
seinem Rechte zu verhelfen, knüpfte Worte der Verwunderung 
daran, wie es möglich sein konnte, daß Obermaiers Stimme 
so verhallt ist. Unbegreiflich müsse es scheinen, wie angesichts 
der Tatsache, daß sich schon so viele Jahrzehnte vorher ein 
derart heißes, aufgeklärtes Bemühen um Menschlichkeit und 
Vernunft in der Gefangenenbehandlung lebendig regte, ein so 
unzeitgemäßes System bis an das 20. Jahrhundert heran bei 
uns halten konnte. 

„Um seinem Vaterland und der Menschheit zu dienen und 
weil das Ziel allen Strebens im Strafvollzüge, nämlich Bildung 
und erschöpfende Besserung, wohltätig auf die ganze Bevöl- 
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kerung zurückwirkt“, bittet Obermaier um Gehör 1 und um 
Prüfung seiner Vorschläge. Ein ganzes Zeitalter hat ihn nicht 
verstanden und schließlich vergessen, aber ein einziger tat¬ 
kräftiger Mann nach ihm, der schon genannte Amerikaner 
Wines, hat — wie selbst zugegeben — aus ihm geschöpft und 
seine Lehren zu einem Programm gemacht, an dem heute kein 
Kulturstaat mehr vorüber kann. 

Obermaier ist ein moderner Mann. Er ist auch heute noch 
weiter in seinen Ideen über den Strafvollzug als irgend einer 
unserer Zeit. Dieses oder jenes von dem, was er gesagt hat, wird 
ja jetzt wohl auch in vollkommener Form von den Kathedern 
gelehrt und in Büchern und Schriften nachgewiesen. Aber in 
der Summe seiner glücklichen Reformgedanken und Besse¬ 
rungsvorschläge übertrifft Obermaiers kleine Schrift zweifellos 
auch heute wohl noch alles, was über die Sache geschrieben 
worden ist. 

„Anleitung zur vollkommenen Besserung der Verbrecher 
in den Strafanstalten“ nennt er seine Schrift und es liegt ihm 
daran, zunächst nachzuweisen, daß kaum etwas so tief in das 
Wohl des Vaterlandes und in das physische und sittliche Leben 
der Menschheit eingreift, als die Bildung und Besserung der 
Verbrecher. Will man ernstlich bilden und bessern, so muß 
man sich die Frage vorlegen, wie müssen die Strafgesetze 
beschaffen sein, damit bildend und bessernd auf die Straf¬ 
gefangenen eingewirkt werden kann, und wie muß der Ver¬ 
brecher in der Strafanstalt gehalten und behandelt werden, 
damit Bildung und Besserung erreicht wird. 

Auf der Wanderung durch das Buch sollen in gedrängter 
Kürze alle Samenkörner aufgelesen werden, von denen Früchte 
inzwischen geerntet worden sind oder noch erreicht werden 
können. Zwei Gedanken Obermaiers können uns dahin geleiten. 
Beide sind deshalb so interessant, weil sie vor so langer Zeit 
geäußert worden sind und erst jetzt allmählich beginnen be¬ 
griffen zu werden. Diese Gedanken beziehen sich auf Straf¬ 
gesetz und Strafbehandlung. Einmal nämlich: „Die Straf¬ 
gesetze sollen die Gesellschaft vor Übeltätern schützen, allein 
grausam behandeln und quälen sollen sie keinen Menschen, 
weil es nicht nötig ist.“ 

, Und dann: „Man bedenke wohl, daß milde und humane 
Strafbehandlung auch den tiefst gesunkenen Menschen und 
den größten und grausamsten Verbrecher anspricht, und daß 
er — natürlich wenn überhaupt — nur durch diese, aber nimmer¬ 
mehr durch grausame und harte Behandlung, wieder ein guter 
und achtbarer Staatsbürger werden kann.“ 
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Daß Obermayer frei von Sentimentalität ist und z. B. die 
im Strafhause aufrecht zu erhaltende Ordnung unbedingt 
durchgeführt wissen will, werden wir später noch bei der 
Betrachtung über Disziplinarstrafen erfahren. Manchem Über¬ 
modernen unserer Zeit erteilt er in diesem Kapitel eine beach¬ 
tenswerte Lehre. Um so wirkungsvoller ist es, wenn er am 
Anfang seines Buches davon spricht, daß selbst dem tiefst 
gesunkenen Verbrecher nicht abgesprochen werden könne, daß 
nicht noch ein guter Keim in ihm steckt. ,, Ist der Verbrecher 
vielleicht nicht mehr Mensch, weil er Verbrecher ist? Oder 
überzeugt man sich nicht schon oft bei der Verurteilung, daß 
der Täter bereut und damit ein richtiges Gefühl zeigt, daß ihn 
auf die Bahn des Guten sehr wohl wieder zurückführen kann? 
Nichts ist gewisser, als daß auch der schwerste Verbrecher für 
die Gesellschaft wieder gewonnen werden kann, wenn er richtig 
behandelt wird, und nichts ist wahrer, als daß die meisten 
Verbrecher den untersten Volksklassen angehören, und daß 
Mangel an Erziehung und Bildung die erste Veranlassung zu 
ihren Verirrungen war. Die in Rohheit Aufgewachsenen, dem 
Guten und der Moral Entfremdeten, sind nicht zu verachten, 
sondern zu bedauern. Nicht sie darf in erster Linie ein Vor¬ 
wurf treffen, sondern jene, die ihre Bildung vernachlässigt 
haben. Bildung ist es fast immer, was sie auf die Bahn des Guten 
führen kann. Deshalb muß Strafgesetz und Besserungsbehand¬ 
lung sich vereinigen, in einziger, letzter und bester Gelegenheit 
im Strafhause das nachzuholen, was an der Jugend versäumt 
worden ist.“ 

Diese prächtigen, wahren Gedanken sind Goldkörner, die 
der heutigen Generation bei allen Anlässen, in Vorträgen und 
Schriften in ähnlicher Fassung immer wieder aufgetischt wer¬ 
den, weil es gewiß ist, daß sie noch lange nicht Überzeugung 
eines jeden geworden sind. Aber darin gerade liegt hier die 
Bedeutung, daß schon vor so vielen Dezennien von Obermaier 
jene neuzeitlichen Grundprinzipien klar erkannt und schlicht 
in Worte gefaßt worden waren, die heute noch in viele Köpfe 
nicht hineingehen wollen, und von denen es doch feststeht, 
daß auf ihnen allein das Strafrecht der Zukunft aufgebaut 
werden wird. 

,,Wäre ich Gesetzgeber,“ sagt Obermaier, ,,so würde ich 
meine Gefängnisse Besserungsanstalten nennen und die Gefan¬ 
genen Büßer. Mißfällt der Ausdruck, so kann wohl jeder 
beliebige, der Sache vielleicht besser entsprechender Name 
gewählt werden.“ Die Büßer sollen in zwei Klassen geteilt 
werden und zwar in solche der 
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A. Besserungsanstalt I. Klasse und 

B. „ n. „ 


Die Besserungsanstalt I. Klasse ist für Büßer folgender 
5 Strafklassen vorgesehen: 

I. Strafklasse von 15 'Jahren bis lebenslang 

II. „ „ 10 „ „ 15 Jahren 

III. ,, ,, 5 ,, ,, 10 ,, 

IV 3 5 

V 1 3 


Das Strafgesetzbuch soll nun die Verbrechen regeln und 
diesen oder ähnlich gewählten verschiedenen Klassen anpassen. 
Das Gericht bestimmt in seinem Urteil stets nur die Straf¬ 
klasse, zu der der Täter auf Grund seiner Straftat verurteilt 
werden soll. Wer also in die I. Strafklasse verurteilt wird, kann 
mit .15 Jahren aus der Anstalt entlassen werden, oder auch 
lebenslang büßen je nach seinem Betragen. Wen das Gericht 
in die II. Klasse verurteilt, kann mit 10 Jahren entlassen wer¬ 
den oder auch 15 Jahre büßen müssen usw. 

Obermaier sagt hierzu, daß er schon bei der Verurteilung 
dem Gesetz jene Härte nehmen möchte, welche heute den 
Verurteilten verzweifeln macht, weil er keine Hoffnung hat, 
durch Wohlverhalten sein Schicksal lindern zu können. Da¬ 
durch aber gerade, daß man dem Büßer Gelegenheit gibt, durch 
Fleiß und gutes Betragen seine Strafzeit abzukürzen, wie 
andererseits, daß man die Möglichkeit besitzt, dem Unzugäng¬ 
lichen mit langem Strafmaß zu drohen, wird man imstande 
sein, die besseren Regungen anzustacheln und einen Ansporn 
zu gewähren, der die Arbeit des Strafvollzuges zu einer leben¬ 
digen macht. Nur wer in das Gefängnisleben ganz eingeweiht 
ist, wer dieses Fach von Grund aus kennt und richtig aufzu¬ 
fassen imstande ist, kann sich einen richtigen Begriff von dem 
wohltätigen Einfluß machen, den eine hoffnungsvolle Aussicht 
auf Abkürzung der Strafzeit auf die Besserung ausübt.“ 

Diese Idee Obermaiers ist nichts anderes als die in Amerika 
Gesetz gewordene unbestimmte Verurteilung, von der 
Krohne mir im Herbst 1910 sagte, daß sie nach seiner Ansicht 
in absehbarer Zeit Gemeingut aller Kulturvölker sein würde. 
Jene „unbestimmte Verurteilung“, die in Liszt, Freudenthal 
und Mittermeyer Vertreter findet und deren wissenschaftliche 
Berechtigung der VIII. Internationale Gefängniskongreß in 
Washington 1910 anerkannt hat. Hier haben unter andern 
Graf Gleispach-Prag, Conti-Rom, Khrouleff-Petersburg, Prins- 
Brüssel, Vanbery - Budapest, Dresselhuys - Haag, Castorkis- 
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Athen, v. Engelen-Zutphen ihre Stimmen in die Wagschale 
geworfen und erreicht, daß mit großer Majorität eine Reso¬ 
lution angenommen wurde, welche die Verurteilung auf un¬ 
bestimmte Dauer als wichtigsten Bestandteil des Besserungs¬ 
systems erklärt und ihre Einführung dort empfiehlt, wo eine 
individuelle Strafbehandlung gesichert ist. 

Obermaiers Wunsch, daß die Strafgesetze die Strafe so 
durchführen, daß sie als Besserungshilfsmittel überall vor¬ 
leuchten und den Verbrecher aufrichten, anstatt ihn trostlos 
niederzudrücken, hat dadurch seine Anerkennung in der offi¬ 
ziellen Welt gefunden. Über die Art der Durchführung mögen 
sich dazu Berufene den Kopf zerbrechen. Durchführbar ist 
diese Theorie, das hat Amerika durch eine 40jährige Praxis 
mittlerweile genügend bewiesen. Es mag hier aber gestreift 
sein, daß Obermaier sich in der Entlassungskommission auch 
den Gefängnisvorstand denkt, der am besten die Persönlich¬ 
keit des Häftlings zu beurteilen in der Lage sein wird. Bemerkt 
sei hierzu, daß der VIII. Internationale Gefängniskongreß in 
seiner Resolution empfohlen hat, die Entlassungsbehörde so 
zusammen zu setzen, daß jeder äußere Einfluß ausgeschlossen 
bleibt und daß Vertreter der Gefängnisverwaltung und der 
medizinischen Wissenschaft darin nicht fehlen dürfen. 

Die Besserungsanstalt II. Klasse sieht Obermaier für alle 
Frevler vor, die Vergehen begangen haben, welche Strafen 
unter einem Jahre verwirken. Er will hier auch alle Bettler, 
Landstreicher und Dirnen untergebracht wissen, sowie die¬ 
jenigen Verbrecher, welche in der I. Klasse ihre Strafen ver¬ 
büßt haben, die aber noch gefährlich für die Gesellschaft sind 
und weiterhin festgehalten werden müssen. 

Ob es glücklich gewählt ist, kurzzeitige Häftlinge mit Land¬ 
streichern usw. zusammenzubringen, mag dahingestellt sein. 
Zweifellos denkt Obermaier an eine reinliche Scheidung, die 
durch die Anstaltsordnung gewährleistet sein muß. Interessant 
ist es aber, daß hier zum ersten Male die Idee einer Nachhaft 
auftaucht, die jetzt beginnt, von sich reden zu machen, und 
die zweifellos berufen ist, in der Praxis der Zukunft noch eine 
Rolle zu spielen. 

Das Gesagte behandelt eine Betrachtung über die Gestal¬ 
tung des Strafgesetzes, und ehe zu Obermaiers Ideen über die 
Strafbehandlung übergegangen wird, verlohnt es sich, noch 
zwei andere strafgesetzliche Probleme zu streifen, über die 
er sich ausgelassen hat: die Todesstrafe und der bürgerliche Tod. 

Mit dem Tode will Obermaier keinen Menschen weiter 
bestrafen. Er geht der Überlegung nach, daß die Gesetze die 



Todesstrafe verhängen, um abzuschrecken und unschädlich zu 
machen. Beides hält er für verfehlt und beweist es mit 
folgendem: 

Im bayrischen Rheinkreise ist seit Jahren kein Todesurteil 
mehr vollzogen worden. Es wird nun wohl niemand behaupten 
können, daß infolge dieser Milde die Mordtaten sich gemehrt 
haben. Es werden im Rheinkreise deswegen ganz sicher nicht 
mehr solche Verbrechen begangen als in anderen Ländern, 
in denen die Hinrichtung noch stattfindet. Es kann als gewiß 
angenommen werden, daß die Vollstreckung der Todesstrafe 
auf Verminderung der Mordtaten keinen Einfluß übt. Die 
Theorie der Abschreckung versagt also hier vollkommen. Aber 
nicht genug damit, gerade in der Nichtvollstreckung der Hin* 
richtung liegt eine viel stärkere Abschreckung. Wird ein Mör¬ 
der lebenslang oder sehr lange zu Freiheitsstrafe verurteilt, so 
bleibt diese Strafe in der Gemeinde und deren Umgebung die 
ganze Zeit in frischem Andenken. Der Besuch der Verwandten 
und Bekannten im Strafhause trägt schon dazu bei, daß die 
Stimmen nicht zur Ruhe kommen. Kindern und Kindes¬ 
kindern wird von der grausigen Tat und dem schwerbüßenden 
Täter immer und immer wieder erzählt, und es wird zum 
Schrecken und schreckt ab, was einst blutig sich ereignet hat. 
Darüber hinaus ist zweifellos für den Täter selbst die lange 
Freiheitsentziehung und das Leben im Zuchthaus eine viel 
härtere Strafe als die schnell überstandene Hinrichtung. Gewiß 
mag die Todesnot im Angesicht des Schaffots schrecklich sein 
und die Begnadigung zu lebenslänglicher Freiheitsstrafe wie 
eine Erlösung wirken. Aber diese Erlösung behält doch oft nur 
für kurze Zeit ihren Wert. Wie viel Lebenslängliche mögen 
später den Tod als Erbarmen herbeisehnen. Und dann sind 
es ja auch nur die wenig Beherzten, die vor der Hinrichtung 
zittern. Es mag dahingestellt bleiben, ob nicht eine größere 
Zahl der Übeltäter verwegen das Schaffot besteigt und dort 
womöglich noch eine selbstgefällige Heldenrolle spielt. Vielen, 
sehr vielen dieser Klasse dünkt der Tod gewiß leichter als eine 
lebenslange Zeit sich unter die Strenge des Gesetzes zu beugen, 
auf alle Freuden des Lebens zu verzichten und alle Laster und 
Untugenden sich abzugewöhnen. 

Den nicht zu findenden Vorteilen der Todesstrafe stehen 
aber bedenkliche Nachteile entgegen. Hier ist vor allem die 
Tatsache, daß der Tod die Besserungsmöglichkeit abschneidet, 
ein schwerwiegendes Moment. Obermaier erzählt, daß wäh¬ 
rend 10 Jahren aus seiner Anstalt 9 Leute entlassen worden 
sind, welche zum Tode verurteilt waren und wegen ihres 



64 


guten Betragens zur Begnadigung vorgeschlagen werden konn¬ 
ten. Er betont, daß er bei Pflicht und Gewissen auf Grund 
genauer Beobachtungen es aussprechen kann, daß die meisten 
der zu lebenslanger Strafe Begnadigten später als vollkommen 
gebessert betrachtet werden konnten und daß bei keinem ein¬ 
zigen an erschöpfender Besserung zu zweifeln war. 9 Straf¬ 
entlassene Mörder hat er auf ihrem weiteren Lebenswege ver¬ 
folgt und festgestellt, daß sie sämtlich einen tadellosen Lebens¬ 
wandel führten, und sich und die Ihrigen ehrlich und redlich 
ernährten. Ist also die gewollte Abschreckung verfehlt, so 
ist die gewollte Unschädlichmachung übertrieben. Und wenn 
man dann noch der bedauernswerten Angehörigen gedenkt, 
auf welche der Vollzug der Todesstrafe unauslöschliche, schwere 
Schande ladet, so wird man zu dem Schluß kommen können, 
daß diese Strafe hinter dem Zeitalter steht, zwecklos ist und 
am besten aufgehoben wird. Es läßt sich nicht mehr recht- 
fertigen, wenn man verirrte Menschen tötet, die so leicht 
gebessert werden können. 

Wenn die Strafbehandlung eine richtige ist, so kann auf 
das bestimmteste nachgewiesen gelten, daß der Sträfling als 
gebessert der Gesellschaft zurückgegeben werden kann. Dies 
ist der Grund, daß der bürgerliche Tod nicht mehr gutgeheißen 
werden sollte. Nichts kann den gebesserten Menschen mehr 
bedrücken und das Fortkommen ihm mehr beschweren, als 
wenn ihm die bürgerlichen Ehrenrechte entzogen werden und 
er nach längst verbüßter Strafe so immer noch als Geächteter 
bezeichnet wird. Ein auf Besserung hinzielendes Strafsystem 
und Verlust der Ehrenrechte vertragen sich nicht mit einander! 

Mit folgenden andeutungsvollen Worten fährt Obermaier 
fort: 

„Ich glaube, daß der Mensch zu allem, was er begreift, 
was er ausführen kann, zu allem, wo er die Hindernisse und 
Schwierigkeiten zu beseitigen weiß und wo er sie wirklich 
beseitigt, vollkommen reif ist. Hat er nun das Mittel gefunden, 
die Verbrecher in Ordnung zu halten, zu bilden und zu bessern, 
ohne Härte und Qual anzuwenden, und hat er sich überzeugt, 
daß inhumane Behandlung das Gute hindert und die Besse¬ 
rungszwecke verfehlt, so möchten alle Zweifel schwinden, daß 
die Menschheit heute schon zu einer solchen, an sich unbe¬ 
deutenden Reform im Strafrechtswesen reif sei. 

Den zu Anfang Ausdruck gegebenen Leitgedanken über die 
Strafbehandlung entspricht würdig und sachlich das, was Ober¬ 
maier über dieses Kapitel zu sagen hat. Die von ihm 1835 
zu Leben erweckten Reformvorschläge sind vielfach inzwischen 
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zur Tat geworden. Viele davon beschäftigen aber auch heute 
noch problematisch die Köpfe und gewiß ist, daß heute noch, 
nach 78 Jahren, alle diese Fragen so aktuell sind, als nur je 
zuvor, gewiß ist aber auch, daß sie Schritt für Schritt der¬ 
selben Lösung entgegenreifen, die Obermaier damals für sie 
vorausgesehen hat. Er äußert sich wie folgt: 

,,Wie die Büßer in den Besserungsanstalten zu behandeln 
sind, kann man wohl andeuten, aber vorschreiben läßt sich 
nur wenig, weil die Behandlung dem Wesen und Charakter 
des Einzelnen angepaßt werden muß. Soviel steht aber fest, 
daß auch dem härtesten Charakter solange konsequent mit 
allen zu Gebote stehenden Mitteln entgegengetreten werden 
muß, bis er sich entweder belehren läßt oder bis er gedemütigt 
ist und einsieht, daß ohne Besserung keine Ruhe für ihn in 
der Anstalt ist. Auf diese Weise wird jeder Hartnäckige vorher 
gebrochen und dann nach und nach zur Empfänglichkeit für 
Sitte und Moral gebracht. Der Mittel dazu gibt es unendlich 
viele, sie sind jedem Gebildeten bekannt. Verbindet der 
Anstaltsvorstand damit die Menge von Besserungshilfsmitteln, 
die ihm in der Anstalt zur Verfügung stehen, und führt er sie 
mit Ernst und Konsequenz durch, so werden sie mit wenigen 
Ausnahmen das bei dem Häftling in der Jugend Versäumte 
ersetzen. Die Insassen werden fleißig, gehorsam, ordnungs¬ 
liebend durch Gewöhnung. Dies allein gewährt bereits eine 
gute Gewähr für die Zukunft. Das ganze Geheimnis liegt über¬ 
haupt darin, so einzuwirken, daß das Gute und Nützliche 
gewohnt, daß es den Häftlingen zur zweiten Natur wird. 

Ein wichtiger Faktor ist natürlich der Anstaltsvorstand. 
Er ist die Seele des Ganzen und das Kunststück wird es sein, 
den richtigen dafür ins Amt zu setzen. Der Vorstand muß 
Angestellten und Gefangenen gegenüber stets rein und erhaben 
dastehen. Will er geachtet bleiben, so darf auch nicht der 
Schatten einer Ungerechtigkeit auf ihn fallen. Nur so wird er 
die Kraft zum Handeln und Wirken haben und nur so wird 
dem Körper did Seele erhalten. 

Im Leben der Gefangenen spielt naturgemäß die Haupt¬ 
rolle die Kost, welche so bemessen sein muß, daß sie den 
arbeitenden Menschen unter allen Umständen ernährt. Ent¬ 
haltsamkeit und Genügsamkeit zugleich ist es, was der Büßer 
sich unabänderlich angewöhnen muß, will er für sein zu¬ 
künftiges Leben die Richtung gewinnen. Durch Fleiß und 
ausgezeichnet gutes Betragen sollen die Büßer aber ohne Rück¬ 
sicht auf begangene Verbrechen und die Zeit ihrer Strafen 
außer der Gefängniskost noch geeignete Zusatznahrungsmittel 

Blätter für Gefängniskunde, Bd. LI II. 5 
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erhalten können, welche sie von dem verdienten Arbeitslöhne 
bestreiten müssen. Solche Zusätze sind wertvolle Besserungs¬ 
mittel und sollen als solche auch benutzt werden. Natürlich 
gehen sie mit dem ersten Disziplinarvergehen wieder verloren 
und können nur durch bestimmte Beweise aufrichtiger, wahr¬ 
hafter Besserung wiedergewonnen werden. 

Von großer Bedeutung ist die Beschäftigung der Gefan¬ 
genen. Die Arbeit soll dem Büßer wie dem Staat von Vorteil 
sein, sie muß von Staats wegen betrieben und darf unter keinen 
Umständen an Übernehmer oder Spekulanten überlassen wer¬ 
den. Das Bedürfnis der eigenen Haushaltung ist am ersten im 
Auge zu behalten. Der Arbeitslohn wird zweckmäßig so ver¬ 
wendet, daß ein Teil unangreifbares Depositum wird für Zwecke 
nach der Strafentlassung und ein Teil zur Disposition des 
Gefangenen bleibt, um Zusätze, Unterstützungen an Ange¬ 
hörige und so weiter zu bestreiten. 

Büßer zu öffentlichen Arbeiten heranzuziehen ist bedenk¬ 
lich, weil der Hauptzweck der Strafe, die Besserung, vereitelt 
wird. Besserung gedeiht nur und ist nur vollkommen durch¬ 
zuführen, wo der Büßer unter steter und ununterbrochener 
Aufsicht ist, wo er immer von Angestellten umgeben ist und 
sich immer streng beobachtet weiß . Soll dies ernst durchge¬ 
führt werden, so muß der Vorstand das Aufsichtspersonal im 
Auge haben können. Bei öffentlichen Arbeiten greifen Zügel¬ 
losigkeit und Roheit um sich und es besteht die Gefahr, daß 
Angestellte und Gefangene verwildern. Den Blicken des Publi¬ 
kums sollten Gefangene nie preisgegeben werden. Wo das 
Vorschrift, wird gegen das Staatswohl gehandelt, weil solche 
Gefangene für die Besserung unrettbar verloren sind. 

Weitere wichtige Faktoren im Strafvollzüge sind Religion 
und Unterricht. Daß die Religion zur Besserung der Sträflinge 
besonders beiträgt, ist unwiderleglich. Auch wo religiöse Ge¬ 
fühle äußerlich nicht zugegeben werden, wirken sie innerlich 
oft heilsam nach. Die Religion ist und bleibt eins der vorzüg¬ 
lichsten und heilsamsten Mittel, rohe und verdorbene Men¬ 
schen wieder aufzurichten. Ihre stärkende Moral wirkt immer 
wieder erhaben und wird so nach und nach zur Erkenntnis und 
Besserung führen. Daß die Religion weiterhin Trösterin und 
Kraftgeberin ist, liegt einfach in der Natur. Aber niemanden 
spricht sie mehr an und auf niemanden wirkt sie wohltätiger 
und erschütternder als auf solche, die im Gefängnis schmachten 
und des Trostes und der Beruhigung so besonders bedürfen. 

Tägliche Religionsübungen werden Lauheit und Gleich¬ 
gültigkeit nach sich ziehen. Deshalb sollte man ein Zuviel 
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vermeiden und sich auf Sonn- und Feiertage beschränken. 
Gottesdienst muß verlangt und muß aufgedrängt werden. Das 
verpflichtet aber zu klugem Maßhalten. 

Der Schulunterricht soll das nachholen, was an den Gefan¬ 
genen von früher Jugend an versäumt worden ist. Er wird 
die Bildung fördern, die die Vorstufe zur Besserung ist. Er 
wird auch die Hinführung zu Gutem und Sittlichem erleichtern. 
Ihm sollte deshalb jeder Anstaltsvorstand große Sorgfalt 
widmen. Von diesem Unterricht, der eigentlichen Grund¬ 
bildung für die verwahrlosten Menschenklassen, hängt viel ab. 

Der Schulunterricht soll täglich wenigstens eine Stunde, 
an Sonn- und Feiertagen aber 3—4 Stunden währen. 

Dieser letztere neuartige Vorschlag ist der Prüfung sicher¬ 
lich wert; denn zweifellos ist das jetzt beliebte öde Nichtstun 
der Gefangenen am Sonntag ein bedenklicher Zustand, der 
mindestens in der einen oder anderen Art verbessert werden 
kann. 

Von besonderem Interesse sind Obermaiers Gedanken über 
Disziplinarstrafen. Er sagt darüber: 

„In meiner Besserungsanstalt darf weder eine unmensch¬ 
liche, noch eine den Menschen entehrende und herabwürdigende 
Strafe angewendet werden, weil ich selbst in dem größten Ver¬ 
brecher den Menschen geachtet wissen will.“ Er geht dann 
zunächst auf die Prügelstrafe ein, die er verwirft, weil sie über¬ 
all wirklicher Besserung hindernd entgegentritt. „Hätte körper¬ 
liche Züchtigung auf Besserung einen wohltätigen Einfluß, so 
ständen die Strafanstalten längst auf der höchsten Stufe der 
Vollkommenheit. Prügelstrafe löst Bosheit und Unbiegsamkeit 
aus, sie befruchtet Hinterlist und Tücke und vernichtet den 
letzten Rest Vertrauens, der noch irgendwo im Menschen lebt.“ 
Nichtsdestoweniger, sagt Obermaier, muß in der Strafanstalt 
mit Strenge auf Fleiß und sittliches Betragen gehalten werden. 
Jedes Wort und jeder Verstoß gegen die Hausordnung muß 
seine Ahndung finden. Vorbedingung ist aber, daß die An¬ 
gestellten sich in jeder Hinsicht gut benehmen und daß Roheit 
den Gefangenen gegenüber weder in Wort noch in Tat Platz 
greift. „Grausame und zu harte Strafen eigenen sich nicht 
für eine Besserungsanstalt. Die Strafen sollen auf Belehrung 
und Zurechtweisung hinzielen; sie müssen mehr moralisch als 
physisch empfindbar sein. Wo Milde aber vergebens ist und 
gelinde Strafen nicht mehr fruchten, wo Eigensinn zu brechen, 
Roheit und Frechheit auszumerzen sind, dort darf nicht weiter 
nachgegeben werden. Weitere Nachsicht ist Schwäche und 
diese wirkt ebenfalls hindernd auf die Besserung.“ 


5* 
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Obermaier schließt seine Schrift mit folgenden Gedanken: 

„Durch mein Prinzip wird der Rohe, Böse und in Laster 
jeder Art versunkene Mensch gebessert und der aus Leicht¬ 
sinn und Verführung Gefallene gerettet. 

Die anempfohlene Besserungsbehandlung ist wirksamer als 
jedes sonst bekannte Abschreckungsmittel. Ließe die gesunde 
Vernunft heute noch die Meinung vorherrschen, daß der Mensch 
durch materielle Mittel vom Verbrechen abgehalten werden 
kann, so wäre voreilig gewesen, Foltern, Rädern und Vierteilen 
abzuschaffen. 

Dem ist aber nicht so. Erziehung und Bildung sind und 
bleiben vielmehr die bewährtesten Verwahrungsmittel gegen 
Verbrechen; sie sind die sichersten und besten Bürgen für die 
Besserung.“ 

Soweit die Obermaiersche Lehre, der damals die Worte 
zugefügt werden konnten: 

„Ist es gut, so wird es bestehen, und ist es schlecht, so wird 
es untergehen.“ 

Nun, die Geschichte des Gefängniswesens hat bereits ge¬ 
sprochen. Obermaiers Lehre von der „Schule der letzten Ge¬ 
legenheit“, wie er seine Besserungsanstalt charakteristischer 
Weise nannte, hat sich durchgerungen und ist fast Wort für 
Wort zum Programm geworden. Was er 1835 gewollt hat, 
findet seinen klassischen Niederschlag in den Grundelementen 
des amerikanischen Besserungssystems und in den Mittermeier- 
schen Thesen für die moderne Besserungsbehandlung. Beide 
gipfeln in dem Verlangen nach Fortbildung durch Individuali¬ 
sierung, Erziehungsstrafe für Besserungsfähige und lang¬ 
andauernde Sicherungshaft für Unverbesserliche. Nach Kaza- 
rine ist aber ein Besserungssystem und eine Besserungsbehand¬ 
lung nicht denkbar ohne unbestimmte Verurteilung, die er als 
einzigstes Rettungs- und Heilmittel im Kampfe gegen das 
Verbrechen bezeichnet. Eine Auffassung, die — wie bereits 
gesagt — der letzte Gefängniskongreß einmütig dick unter¬ 
strichen hat. 

Noch haben die Obermaier sehen Ideen nicht auf der ganzen 
Linie gesiegt, aber sie sind heute moderner denn je, und des¬ 
halb hat es sich vielleicht gelohnt, des weisen, weitschauenden 
Praktikers aus der Vorzeit hier zu gedenken. 

Daß ein Deutscher es war, der in ihm den Anstoß zu dem 
großen und noch lange die Welt bewegenden Reformwerk gab, 
mag uns mit Stolz erfüllen. 
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Die 

Gefängnisordnung der Bundesstrafanstalt 
der Vereinigten Staaten von Nordamerika 
in McNeil Island, Washington. 

In den Vereinigten Staaten ist die Regelung des Strafrechts 
bekanntlich keine gemeinsame, sondern sie ist den einzelnen 
Staaten überlassen, in denen teils besondere Strafgesetzbücher, 
wie in New York, Pennsylvanien, Louisiana, Massachusetts 
und Maryland, teils einzelne Gesetze im Zusammenhang mit 
Gewohnheitsrecht bestehen. Soweit es sich jedoch um den 
Schutz der Rechte des Bundes handelt, sind — wie in der 
Schweiz — Bundesgesetze in Kraft; 1909 wurde der Penal 
Code of the United States erlassen. 

Die Dezentralisation im Strafrecht bewirkt, daß auch der 
Strafvollzug in den einzelnen Staaten sehr verschieden ge¬ 
staltet ist. Um so bedeutsamer ist es, daß die Union in letzter 
Zeit daran gegangen ist, den Strafvollzug in den Bundesstraf¬ 
anstalten einer auf den Einrichtungen und Erfahrungen der 
einzelnen Staaten fußende Gestaltung zu geben. 

Bereits seit 1902 1 ist für diejenigen Gefangenen, die sich 
für die Verletzung eines Bundesgesetzes in einer Strafanstalt 
oder jail des Bundes, eines Staates oder eines Territoriums für 
eine bestimmte Zeit, nicht aber auf Lebenszeit befinden, das 
good time System eingeführt. Die für gute Führung geschenkte 
Zeit ist je nach der Länge der Strafzeit verschieden. Sie beträgt 
bei einer Verurteilung zu y 2 bis 1 Jahr 5 Tage für jeden Monat 

i) > i >> »i 1 >> ^ )i ^ >> »> M >» 

3 5 7 

yy yy yy yy ** yy ** yy 1 yy yy yy >> 

»» >» i> 5 ,, 10 ,, 8 ,, ,, ,, ,, 

„ ,, „ „ 10 Jahre u. mehr 10 Tage f. jed. Monat 

Ist ein Gefangener zwei- oder mehrmals verurteilt worden, so 
dient die Summe der verschiedenen Urteile als Grundlage zur 

1 Act of Congress approved June 21, 1902, and amendment of 
April 27, 1906, providing for commutation for good conduct for United 
Staates prisoners. 
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Berechnung der Höhe der good time. Den Gefangenen einer 
Unions-Strafanstalt, welche wegen Verletzung der Gefängnis¬ 
ordnung oder sonstiger Vorschriften die good time verwirken, 
kann der Attorney General — dieser steht an der Spitze des 
U. S. Departement of Justice und gehört zum Ministerial- 
kabinett des Präsidenten — auf Empfehlung des Anstalts¬ 
leiters einen angemessenen Teil der verlorenen good time 
wieder zur Anrechnung bringen. Befindet sich der Unions¬ 
gefangene in einer Anstalt der Staaten oder Territorien, so 
wird diese Wiederanrechnung gemäß der für diese Anstalten 
geltenden Vorschriften entsprechend geregelt. 

Seit 1910 ist die vorläufige Entlassung eingeführt 1 . Jeder 
Gefangene, welcher wegen Verletzung eines Bundesgesetzes 
in einer Bundesstrafanstalt auf eine bestimmte Zeit von mehr 
als einem Jahre untergebracht ist, kann bei guter Führung 
nach Verbüßung von einem Drittel seiner Strafzeit vorläufig 
entlassen werden. Der Leiter des Gefängniswesens im Justice- 
Departement, der Vorsteher und der Arzt einer jeden Bundes¬ 
strafanstalt bilden eine Entlassungskommission (board of 
parole) an der Anstalt. Die Kommission soll auf Grund eines 
Berichtes der Anstaltsbeamten oder über das Gesuch eines 
Gefangenen um vorläufige Entlassung entscheiden, ob es mit 
Wahrscheinlichkeit zu erwarten ist, daß der betreffende Gefan¬ 
gene sich in der Freiheit jeder Gesetzesübertretung enthalten 
wird (will live and remain at liberty without violating the 
laws). Die vorläufige Entlassung währt bis zum Ablauf der 
im Urteil bestimmten Strafzeit, abzüglich der good time. Der 
Anstaltsleiter ist verpflichtet, den zu Entlassenden mit Klei¬ 
dung, Transportkosten bis zu dem mit der Genehmigung der 
Entlassungskommission gewählten Orte und 5 Dollar auszu¬ 
statten. Der vorläufig Entlassene bleibt unter gesetzlicher 
Aufsicht und unter der Kontrolle des Leiters der Anstalt, von 
welcher er entlassen worden ist. Die Kommission setzt bei 
jeder vorläufigen Entlassung ‘den Aufenthaltsbereich des vor¬ 
läufig Entlassenen fest, dieser Bereich kann späterhin nach 
Belieben der Kommission geändert werden. Jede Kommission 
bestimmt außerdem für die Anstalt, über welche ihr die 
Befugnis zusteht, einen Entlassungsbeamten (parole officer). 
Dieser Beamte untersteht der Direktion und der Kontrolle 
der Kommission; er hat die Pflicht, den vorläufig Entlassenen 
bei der Beschaffung einer Arbeitsstelle zu helfen, sie zu besu- 

1 Act approved June 25, 1910, to parole U. S. prisoners and for 
other purposes. 
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chen, und während der vorläufigen Entlassung zu beauf¬ 
sichtigen 1 . 

Für die auf Grund der Gesetze vom 3. März 1891 und vom 
3. März 1901 2 errichtete Unionstrafanstalt zu Mc Neil Island 
Wash. ist unter dem 1. Juni 1911 von dem Attorney General 
George W. Wickersham eine Gefängnisordnung „Rules and 
Regulations for the government and discipline of the U. S. 
Penitentiary McNeil Island, Wash." erlassen worden*. 

Der erste Teil dieser Ordnung, welcher 242 Paragraphen 
umfaßt, enthält die Vorschriften über die Beamten, deren 
Befugnisse usw. Der zweite Teil — Rules and Regulations 
for prisoners — gilt den Vorschriften für die Gefangenen. 
Dieser Teil (95 Paragraphen) sei im folgenden in Übersetzung 
wiedergegeben. Das darin festgehaltene Vollzugssystem ver- 

1 In jedem Falle, wo ein anderes Gefängnis als eine Bundesstraf¬ 
anstalt zur Unterbringung eines derartigen Gefangenen dient, ist es 
Pflicht des Attorney-Generals, diejenigen Beamten des betr. Gefängnisses 
zu bestimmen, welche zusammen mit dem Leiter des Gefängniswesens 
die Entlassungskommission an dem Gefängnis bilden. — Die in dem 
Reformatory irgend eines Staates untergebrachten Unionsgefangenen 
können nach den für diese Anstalt geltenden Vorschriften entlassen wer¬ 
den. Die vorläufige Entlassung unterliegt in diesem Falle der Geneh¬ 
migung des Attorney-Generals. 

2 An Act for the erection of U. S. prisons and for the imprisonment 
of U. S. prisoners, and for other purposes. 

3 Dieselbe Gefängnisordnung mit nur geringen Abweichungen ist 
unterm 30. IX. 1910 bereits für die Unionsstrafanstalt Atlanta, Georgia 
erlassen worden. Die Abweichungen bestehen lediglich darin, daß die 
Disziplinarstrafe des Arrestes in dunkler Zelle und mit schmaler Kost 
in der Strafanstalt Atlanta nicht mit Handfesselung verbunden ist; 
ferner gelten für den Verkehr im Eßraum, wenn mehr Speise gewünscht 
wird, noch folgende Zeichen: 

Emporhalten der rechten Hand um mehr Brot 

,, ,, Tasse ,, ,, Kaffee oder Wasser 

,, ,, Gabel . ,, ,, Fleisch 

,, des Löffels ,, ,, Suppe 

,, des Messers ,, ,, Gemüse. 

Bemerkenswert ist noch, daß in dem der Union gehörigen Gefängnis 
Fort Leavenworth in Cansas eine Zentrale für das Erkennungswesen 
für Fingerabdrücke und Messungen nach dem Bertillonsystem besteht; 
da es in Amerika keine polizeiliche Anmeldung gibt, so ist man hinsicht¬ 
lich des Alters und der Vorstrafen auf die eigenen Angaben der Ange¬ 
klagten bezw. auf die beiden erwähnten Erkennungsmittel angewiesen. 
Von Bedeutung wird dies hauptsächlich für die Überweisung in ein 
Reformatory, welche ja nur mit Erstverbrechern vorgenommen werden 
darf; das bezieht sich allerdings nur auf Vorstrafen, zu state prison, 
also wegen felony (vgl. z. B. NewYork, Penal Code, § 700); eine frühere 
Verurteilung zu jail, house of corection usw. oder fine hindert die Über¬ 
weisung in ein Reformatory nicht; nur in Massachusetts darf niemand 
dem Besserungsgefängnis überwiesen werden, der dreimal wegen eines 
Deliktes, ob mit state prison oder mit fine, vorbestraft ist. 
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führt dazu, als ein progressives angesehen zu werden, da es 
seiner Struktur nach, mit den Vergünstigungen, Unterschei¬ 
dungen der einzelnen Grade, dem Wesen der Progression 
entgegenkommt. Demgegenüber erscheint es bedenklich, daß 
die Gefangenen von ihrem Eintritt an der meist privilegierten, 
der obersten Klasse zugeteilt werden; man will den Gefan¬ 
genen, die sich von Anfang an einwandfrei führen, das Empor¬ 
arbeiten aus einer strengsten Behandlung ersparen und sie 
alle Kräfte anspannen lassen, sich auf der vom Eintritt an 
zuteil gewordenen Höhe zu halten. Das Wesen der Strafe 
überhaupt, nicht nur ihr Zweck, scheint dabei etwas zu kurz 
zu kommen. 

Direction, 

Unions Strafanstalt, 

Mc Neil Island, Wash. 19.. 

An. 

Buchnummer. 

Ihre Aufmerksamkeit wird auf die folgenden Vorschriften 
und Verordnungen gelenkt, welche für Ihre Führung und Lei¬ 
tung durch den Attorney-General erlassen worden sind. Lesen 
Sie sie oft und studieren Sie sie sorgfältig, weil es nur durch 
strenges Einhalten der Vorschriften und redliche, mannhafte 
Führung geschieht, daß Sie die Vorrechte, welche Ihnen bei 
Ihrem Eintritt in diese Strafanstalt eingeräumt wurden, beizu¬ 
behalten, Ihre Strafzeit, wie es das Gesetz bei guter Führung 
erlaubt, zu kürzen und das Recht zu erlangen vermögen, vor¬ 
läufig entlassen zu werden. 

0. B. Halligan, Direktor. 

Vorschriften für Gefangene. 

1. Beim Eintritt in diese Anstalt wird Ihnen eine Anstalts¬ 
ordnung gegeben und es wird sehr in Ihrem Interesse liegen 
und zu Ihrem Guten dienen, diese Vorschriften sorgfältig 
zu studieren. Seien Sie eingedenk, daß Unkenntnis dieser 
Vorschriften nicht als eine Entschuldigung für begangenes 
Unrecht gilt. Wenn Sie nicht lesen können, werden Ihnen 
die Vorschriften durch den stellvertretenden Direktor oder 
durch irgend einen anderen hierzu bestimmten Beamten vor¬ 
gelesen und erläutert. Wenn Sie über den Sinn einer Vor¬ 
schrift im Zweifel sind, so bitten Sie den Beamten um 
Unterweisung. 

2. Beim Eintritt in diese Anstalt werden Sie dem 1. Grad 
zugeteilt, welcher Sie zu allen, für diesen Grad bestehenden 






73 


Vergünstigungen berechtigt. Diese Vergünstigungen sind in 
einem späteren Teil dieser Vorschriften genau angegeben 
und können nur durch gute Führung beibehalten werden. 
Schlechte Führung bringt sie in den 2. Grad hinab, wo die 
Vergünstigungen beschränkt werden; fortgesetzt schlechte 
Führung bringt sie unter Umständen in den 3. Grad hinab, 
wo keine Vergünstigungen zugelassen sind. Der 1. Grad, 
wird durch die Ziffer 1 an der linken Brustseite des Rockes 
und an der Vorderseite der Mütze gekennzeichnet. Der 

2. Grad hat die Ziffer 2, der 3. Grad die Ziffer 3. Die Zif¬ 
fern sind weiß und haben an der Bluse eine Höhe von 2 Zoll, 
an der Mütze eine solche von 1 Zoll. 

3. Hüten Sie im 1. Grad sehr scharf Ihre Führung, weil, wenn 
dieser Grad einmal verloren ist, er niemals wieder erreicht 
werden kann. 

4. Ein Gefangener, welcher wegen schlechter Führung hinab¬ 
versetzt worden ist, und welcher wenigstens 90 Tage in dem 
niederen Grad ohne ernsthafte Meldung zugebracht hat, 
kann an den Direktor ein schriftliches Gesuch um Wieder¬ 
aufrücken einreichen. Dieses Gesuch muß das Versprechen 
enthalten, den Vorschriften zu gehorchen; der Direktor 
kann nach seinem Ermessen den Gefangenen wieder in den 
nächsthöheren Grad versetzen. 

5. Der Direktor muß bei der Wiedereinsetzung der Gefangenen 
in den J. Grad große Sorgfalt beobachten, weil dieser Grad 
nur diejenigen Gefangenen enthält, deren Führungsprotokoll 
gut ist. 

6. Nach dem Eintritt in diese Anstalt werden Sie aufgefordert, 
eine Anweisung zu unterschreiben, welche den Direktor oder 
dessen Stellvertreter ermächtigt, Ihre Post zu öffnen und 
zu lesen, bevor Ihnen die Erlaubnis gegeben wird, Briefe 
zu schreiben und Post zu empfangen. 

7. Vergessen Sie nicht, daß die Vergünstigungen, welche den 
Gefangenen im 1. und 2. Grad erteilt werden, Vergünsti¬ 
gungen sind, nicht Rechte, und nur denjenigen erteilt wer¬ 
den, welche sich der Anstaltsordnung fügen. 

8. Sie müssen den Befehlen der Beamten und den Anweisun¬ 
gen der Werkmeister ohne Erwiderung gehorchen. Wenn 
die Befehle der Beamten und die Anweisungen anderer sich 
widersprechen, so gehorchen Sie den Beamten. 

9. Sie müssen Ihren Körper, Ihre Kleidung, Bett, Zelle sowie 
Ihre Bibliotheksbücher sauber und rein halten. 

10. Sie müssen bei der Arbeit Ihr Überhemd tragen, es sei denn, 
Sie hätten besondere Erlaubnis von Ihrem Aufseher. 
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11. Beim Verlassen der Zelle müssen Sie die Tür ohne Lärm 
öffnen und schließen. Bei jeder Zählung müssen Sie an 
der Zellentür stehen. 

12. Wenn Sie in das Zellengebäude zurückkehren, müssen Sie 
in Ihre eigene Zelle gehen. Werden Sie in einer anderen 
Zelle gefunden, so werden Sie bestraft. 

13. Sie müssen alle Ihre Angelegenheiten durch Vermittlung 
der Anstaltsleitung erledigen. Ein Versuch, Briefe heim¬ 
lich in die Anstalt oder aus der Anstalt zu schmuggeln, 
wird streng bestraft. 

14. Für jede Unterredung mit dem Direktor oder dessen Stell¬ 
vertreter müssen Sie ein schriftliches Gesuch anfertigen. 

15. Sie müssen, ehe Sie an den Direktor oder dessen Stell¬ 
vertreter ein Gesuch machen, die Erlaubnis des Aufsehers 
oder des Werkmeisters, bei welchem Sie arbeiten, haben. 

16. Sie müssen den Kopf aufrecht und das Gesicht nach vorn 
halten, wenn Sie in der Reihe marschieren. 

17. Sie müssen nach der Ankunft in der Werkstätte oder an 
Ihrem Arbeitsplatz Ihren Platz in der Reihe inne behalten, 
bis der Beamte befiehlt, die Reihe zu verlassen. 

18. Sie müssen sofort in Reihe und Glied treten, wenn es der 
Beamte befiehlt. 

19. Sie müssen darauf achten, daß Ihre Kleidung in Ordnung 
ist und Ihr Hemd richtig zugeknöpft ist, so oft Sie Ihre 
Zelle zur Arbeit, zur Schule oder zur Kapelle verlassen, 
oder so oft Sie Ihre Werkstatt oder Arbeitsstelle verlassen. 
Tragen Sie Ihren Hut oder Ihre Mütze anständig und stek- 
ken Sie Ihre Hände nicht in die Tasche. Vermeiden Sie 
alle Trägheit und jedes gemeine Benehmen in Ihrem Gang, 
Ihrer Körperhaltung und Ihren Manieren. Keine Bänder¬ 
abzeichen oder Verzierungen, außer denjenigen, welche 
durch Vorschriften oder Befehle berechtigt sind, sind an 
Ihrer Kleidung erlaubt. 

20. Sie müssen sich stets einem Beamten oder Aufsel\er in 
einer respektvollen Weise nähern, indem Sie, wenn Sie 
im Hause sind, Ihren Kopf entblößen und im Freien die 
Hand an Ihren Hut oder Ihre Mütze legen, ehe Sie mit 
ihm sprechen. 

21. Sie müssen stets einen Beamten oder Aufseher, wenn Sie 
ihn kennen, mit seinem Nachnamen anreden, indem Sie 
nur die Anrede „Mister“ gebrauchen. Wenn Sie den Namen 
des Beamten oder Aufsehers nicht kennen, sagen Sie „Sir“ 
und fahren mit Ihrer Mitteilung fort. 
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22. Sie müssen unverzüglich jedem Beamten antworten, wel¬ 
cher sich an Sie wendet. 

23. Sie müssen deutlich sprechen, wenn Sie sich an einen Beam¬ 
ten wenden, und müssen in einer Entfernung von wenig¬ 
stens 6 Fuß bleiben, wenn Sie mit ihm sprechen. 

24. Sie müssen, wenn Sie den Eßraum, die Kapelle oder einen 
Amtsraum der Anstalt betreten, Ihre Kopfbedeckung ab¬ 
nehmen, es sei denn, daß Ihre Beschäftigung derart ist, 
daß Sie besondere Erlaubnis haben, bedeckt zu bleiben. 

25. Sie müssen, wenn die Morgenglocke ertönt, sich unver¬ 
züglich erheben, vorschriftsgemäß Ihr Bett machen, Ihren 
Spucknapf reinigen, Ihre Zelle fegen, Gesicht und Hände 
waschen und wenn die Zellentür geöffnet ist, das entspre¬ 
chende Zeichen gegeben ist, müssen Sie in voller Ordnung 
aus der Zelle auf den Gang treten. 

26. Sie müssen den Beamten, welcher-die Türreihe aufschließt, 
benachrichtigen, wenn Sie krank sind. Bleiben Sie nicht 
ohne Erlaubnis in Ihrer Zelle. 

27. Sie müssen gewiß sein, daß Ihr Mund ausgespült ist und 
daß kein Tabak Ihre Lippen und Ihre Zunge befleckt, 
wenn Sie sich krank melden. 

28. Sie müssen, wenn die Abendglocke um 9 Uhr p. m. ertönt, 
unverzüglich zu Bett gehen; Ihre Schuhe stellen Sie an 
die Zellentür, und die übrige Kleidung legen Sie so, daß 
sie deutlich gesehen werden kann. Sie setzen sich strenger 
Bestrafung aus, wenn Sie diese Vorschrift verletzen. 

29. Sie müssen, wenn der Eßraum betreten wird, unverzüglich 
Ihren Sitz einnehmen, mit Kopf und Körper in aufrechter 
Haltung, mit gekreuzten Armen und die Augen geradeaus 
gerichtet, bis das Zeichen gegeben wird, das Essen zu be¬ 
ginnen. 

30. Sie müssen während der Mahlzeit nicht sprechen; Besu¬ 
cher, Beamte, Aufseher, Gefangene anzustarren, zu lachen, 
zu hänseln, im Eßraum umherzublicken, ist streng ver¬ 
boten. 

31. Sie müssen Ihr Messer, Ihre Gabel, Ihren Löffel rechts 
neben Ihren Teller legen, wenn die Mahlzeit beendet ist 
und dann aufrecht mit gekreuzten Armen sitzen, bis die 
Glocke ertönt. Sie müssen sich dann erheben, Ihren Platz 
in der Reihe einnehmen und wohl geordnet aus dem Eß¬ 
raum marschieren. 

32. Sie müssen, nachdem Sie von der Abendmahlzeit zurück¬ 
gekehrt sind, in Ihrer Zelle still stehen, bis die Zählung 
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beendet ist. Die Beendigung der Zählung wird Ihnen durch 
den Klang eines Gongs mitgeteilt. 

33. Sie müssen nicht versuchen, zu entfliehen. Wenn Sie es 
tun, fügen Sie sich nur Schaden zu, und im Zusammen¬ 
hang damit verlieren Sie die für gute Führung geschenkte 
Zeit. 

34. Sie müssen in keiner Weise ohne Erlaubnis des wach¬ 
habenden Beamten oder Aufsehers zu irgend einer Zeit 
mit einem anderen Gefangenen sprechen, oder sich unter¬ 
halten, ausgenommen mit Ihren Zellgenossen, aber nur, 
in der hierfür weiter unten angegebenen Art. Verletzungen 
dieser Vorschrift ziehen Bestrafung nach sich. 

35. Sie müssen nicht mit einer freien Person ohne besondere 
Erlaubnis sprechen und dann nur in Gegenwart eines 
Beamten. 

36. Sie dürfen nicht mit Ihren Zellgenossen laut und lärmend 
sprechen; Sie dürfen auch nicht so laut sprechen, daß es 
jn der nächsten Zelle gehört wird. 

37. Sie dürfen nicht mit den Insassen anderer Zellen in der 
Weise sprechen, daß Sie sich scheinbar an Ihren Zellen¬ 
genossen wenden. Denken Sie daran: es ist eine Ver¬ 
letzung der Vorschriften, so laut zu Ihrem Zellengenossen 
zu sprechen, daß es in der nächsten Zelle gehört wird. 

38. Sie dürfen nicht pfeifen, singen oder irgend ein anderes 
lautes Geräusch in Ihrer Zelle verursachen. Verletzer dieser 
Vorschrift werden wegen unordentlicher Führung bestraft. 

39. Sie dürfen nicht auf die Wände Ihrer Zelle Bilder zeichnen, 
malen, oder hängen, noch in irgend einer Weise die Biblio¬ 
theksbücher oder Zeitschriften oder irgend ein Gebäude 
eine Mauer, ein Möbel oder einen Einrichtungsgegenstand 
kennzeichnen oder entstellen. 

40. Sie dürfen nicht Ihre Kleidung irgendwie verändern oder 
vernichten. Wenn Ihre Kleidung oder Ihre Schuhe nicht 
passen, oder ausbesserungsbedürftig sind, melden Sie dies 
Ihrem Beamten und Sie werden von ihm das Nähere er¬ 
fahren. 

41. Sie dürfen nicht zur Tageszeit zu Bett gehen, ausgenommen, 
wenn Sie krank sind, oder die Erlaubnis Ihres Beamten 
besitzen. 

42. Sie dürfen nicht angekleidet zu Bett gehen; Sie dürfen 
nicht Ihre Schühe an das Bett stellen. 

43. Sie dürfen nicht auf dem Gang stehen bleiben, um in die 
Zelle eines anderen Gefangenen zu blicken, oder um irgend 
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einen Gegenstand in eine Zelle oder aus einer Zelle in eine 
andere zu bringen. 

44. Sie dürfen Ihren Spiegel nicht dazu gebrauchen, um den 
Beamten auf dem Flur zu beobachten. 

45. Sie dürfen nicht Geld, Schmucksachen, Briefmarken, Wert¬ 
sachen oder Schreibmaterial, ausgenommen das, was Ihnen 
am Schreibtage geliefert wird, an Ihrem Körper oder in 
Ihrer Zelle haben. Feder, Tinte und Papier wird Ihnen 
am Schreibtage, für welchen Ihre Schreibkarte angenom¬ 
men wird, geliefert werden; die Karte wird zurückgegeben, 
wenn Papier, Federn und Tinte abgegeben werden. Papier, 
welches nicht zum Briefe gebraucht worden ist, muß 
zurückgegeben werden. 

46. Sie dürfen nicht zu irgend einer Zeit Werkzeuge oder 
Waffen in Ihrer Zelle haben, oder an Ihrem Körper ver¬ 
bergen. Das Vorhandensein von Werkzeugen, Sägen, 
Feilen, Waffen usw. in Ihrer Zelle oder an Ihrem Körper 
wird als Entweichungsversuch angesehen und Sie werden 
demgemäß behandelt. 

47. Sie dürfen nicht zu irgend einer Zeit ein Messer in Ihrer 
Zelle oder an Ihrem Körper ohne die schriftlich ausge¬ 
fertigte Erlaubnis des Direktors oder dessen Stellvertreters 
haben. Wird in Ihrer Zelle oder an Ihrem Körper ein 
Messer gefunden, ohne daß Sie zu dessen Besitz ermäch¬ 
tigt sind, so wird das als ein Zeichen Ihrer Absicht ange¬ 
sehen, jemanden zu verletzen und es wird demgemäß mit 
Ihnen verfahren. 

48. Sie dürfen nicht an Ihrem Körper oder in Ihrer Zelle ohne 
Erlaubnis des Direktors oder dessen Stellvertreters einen 
Bleistift oder Papier haben. Benötigen Sie zu Ihrer Arbeit 
einen Bleistift, so müssen Sie diesen Ihrem Werkmeister 
oder Beamten übergeben, bis Sie zur Arbeit zurückkehren. 

49. Sie dürfen nicht zu irgend welcher Zeit Gegenstände vom 
Arbeitsraum in Ihre Zelle bringen. 

50. Sie müssen bei Ihrer Arbeit stets die größte Sorgfalt 
beobachten. Für irgend welche Verletzung oder Beschä¬ 
digung des Materials, welche durch Ihre Achtlosigkeit ver¬ 
ursacht wird, werden Sie bestraft. 

51. Sie dürfen Ihren Arbeitsplatz nicht ohne Erlaubnis des 
Aufsichtsbeamten verlassen. 

52. Sie dürfen während der Arbeit nicht mit anderen Gefan¬ 
genen verkehren, ausgenommen in durchaus nötigen Fällen, 
und auch dann nur mit besonderer Erlaubnis des Aufsichts¬ 
beamten. 
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53. Sie dürfen nicht gegen einen anderen Gefangenen anstoßen 
oder unnötigerweise anrennen, oder ihn irgendwie zum 
Zorn herausfordern. Ein Streich, durch welchen ein anderer 
Gefangener zur Verletzung einer Vorschrift oder Verord¬ 
nung verführt worden ist, wird an dem Anstifter mit 
Rückversetzung oder Verlust von Gutzeit bestraft. 

54. Sie dürfen keine Vertraulichkeit mit einem Beamten ver¬ 
suchen. Wenn Sie es tun, werden Sie gemeldet und be¬ 
straft. 

55. Sie dürfen einen Beamten, Werkmeister oder Aufseher nicht 
anfassen, oder in enge Berührung mit ihm gelangen. Wird 
von Ihnen etwas derartiges getan, so wird dies als ein 
Anfall eines Beamten angesehen und wird Ihre strenge 
Bestrafung zur Folge haben. 

56. Sie dürfen nicht zwischen zwei Beamte treten, welche sich 
unterhalten, oder einen Beamten, welcher spricht, nicht 
unterbrechen, ausgenommen, Sie sind als Bote durch einen 
anderen Beamten oder Wächter mit einer dringenden und 
wichtigen Angelegenheit beauftragt. 

57. Sie dürfen nichts, was es auch immer sei, von einer Persön¬ 
lichkeit, welche in keiner amtlichen Beziehung zu der 
Anstalt steht, ohne die schriftliche Erlaubnis des Direk¬ 
tors empfangen. 

58. Sie dürfen keinem Beamten, Werkmeister, Aufseher oder 
anderem Angestellten der Anstalt ein Geschenk machen, 
noch ein Geschenk durch diese oder von diesen empfangen. 

60. Sie dürfen nicht einen Beamten, Werkmeister, Aufseher 
oder Angestellten der Anstalt oder eine Persönlichkeit, 
welche in keiner amtlichen Beziehung zu der Anstalt steht, 
bitten, einen Brief für Sie zur Post zu geben oder zu 
schreiben, es sei, Sie hätten hierzu die besondere schrift¬ 
lich ausgefertigte Erlaubnis des Direktors. 

61. Sie dürfen nichts für einen Beamten, Aufseher, Werk¬ 
meister oder anderen Angestellten der Anstalt oder für 
eine Persönlichkeit, welche in keiner amtlichen Beziehung 
zu der Anstalt steht, anfertigen, oder ausbessern, es sei, 
sie hätten die schriftlich ausgefertigte Erlaubnis vorher 
vom Direktor erhalten. 

62. Sie dürfen Ihre Post nicht unter der Adresse eines Beam¬ 
ten, Werkmeisters, Aufsehers oder Angestellten der Anstalt 
senden lassen, sondern nur unter der Adresse des Direktors. 

63. Sie dürfen, während Sie in Marschordnung oder im Eß- 
raum sind, keinen Tabak kauen. 
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64. Sie dürfen nicht auf den Gang oder auf den Flur speien 
oder Schleim auswerfen. Spucknäpfe sind hierzu vor¬ 
gesehen und müssen von Ihnen gebraucht werden. 

65. Sie dürfen in Ihren Zellen zwischen der Abend- und Morgen¬ 
glocke nicht rauchen. Bei einer Verletzung dieser Vor¬ 
schrift verlieren Sie die Vergünstigung des Rauchens. 

66. Sie dürfen kein Essen vergeuden. Sie dürfen von dem 
Aufwärter nicht verlangen, oder ihm auch nur erlauben, 
auf Ihren Teller mehr Essen zu legen, als Sie essen können. 

67. Wenn Sie gegessen haben, legen Sie große Stücke Brot 
links von Ihrem Teller. Das Zerkriimmeln und Beiseite¬ 
legen von Brotrinden ist streng verboten. Wird bei einem 
Gefangenen gesehen, daß er das Essen vergeudet, so wird 
er solange auf schmale Kost gesetzt, bis er sich der eigen¬ 
willigen Vergeudung enthalten kann. 

68. Essen und Trinken vor dem Zeichen des Beginnens oder 
des Endes der Mahlzeit, das Trinken von Essig in Wasser 
sowie das Legen von Speisen auf den Tisch ist streng ver¬ 
boten. 

69. Halten Sie die linke Hand empor, wenn Sie die Erlaubnis 
erhalten wollen, einen Beamten wegen des Essens und der 
Bedienung im Eßraum zu sprechen. 

70. Beschweren Sie sich nicht kleinlich und grundlos über das 
Essen und die Bedienung. Es ist alles getan, um das Beste 
an Nahrung zu bekommen, was zu erwerben ist, um sie 
so gut wie möglich zu kochen und herzurichten, und reich¬ 
lich davon zu haben. Der Diiektor bestraft unverzüglich 
einen Gefangenen, welcher kleinliche und grundlose Be¬ 
schwerden zu dem offensichtlichen Zwecke vorbringt, 
Unzufriedenheit unter den Gefangenen zu verursachen. 

71. Eine Beschwerde, welche ein Gefangener über die Beschaf¬ 
fenheit und Menge der Speisen sowie über die Bedienung 
macht, wird gründlich durch den Direktor untersucht; 
wenn die Beschwerde gerechtfertigt ist, wird sofort Ab¬ 
hilfe geschaffen, wenn die Beschwerde grundlos ist, wird 
der Gefangene bestraft. 

72. Wenn Sie krank oder unfähig zur Arbeit sind, melden Sie 
dies dem Aufsicht führenden Beamten und Sie werden von 
ihm nähere Anweisung erhalten. 

73. Beim Krankenappell am Morgen stehen Sie ruhig in der 
Reihe, bis Sie aufgerufen werden, empfangen und gehorchen 
genau den Anweisungen des Arztes und treten wieder in 
die Reihe ein. Kein Verkehr und keine Unterhaltung irgend 
welcher Art mit einem anderen Gefangenen ist während 
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des Krankenappells erlaubt; der geringste Ungehorsam 
wird sofort bestraft. 

74. Wenn Sie der Arzt dem Anstaltshospital zur Behandlung 
überwiesen hat, so werden Sie dort die beste Aufwartung 
und Pflege erhalten; Sie bleiben aber nur dann im Ho¬ 
spital, wenn Sie ruhig und vollkommen gehorsam bleiben, 
sauber und ordentlich in Ihrer Kleidung und achtungsvoll 
im Ton gegen die Hospitalbeamten und Krankenwärter 
sind. Nicht der geringste Ungehorsam wird im Hospital 
geduldet. 

75. Weder Nahrung noch Medizin darf ein Gefangener von 
Privatpersonen erhalten. 

76. Kein Gefangener darf sich ohne die schriftliche Erlaubnis 
des Anstaltsarztes irgend welche Medizin, Instrumente 
oder Gläser kaufen. 

77. Bei der Arbeit richten Sie Ihre ganze Aufmerksamkeit auf 
Ihre Beschäftigung und bemühen sich gewissenhaft die 
Anweisungen der Werkmeister oder aufsichtsführenden 
Beamten auszuführen. 

78. Wenn Sie mit Ihrem Werkmeister sprechen, so beschränken 
Sie sich genau auf Ihre Arbeit. Haben Sie gegen einen 
Beamten, Werkmeister, Aufseher oder Anstaltsangestellten 
eine Beschwerde vorzubringen, so können Sie dies schrift¬ 
lich beim Zellhausaufseher zu jeder Zeit tun. Beschwerden, 
welche nicht schriftlich gemacht werden, bleiben unbeachtet. 

79. Sie sind für den Zustand Ihrer Zelle verantwortlich. Es 
ist Ihre Sache, darauf zu achten, daß sie sauber und frei 
von Ungeziefer ist. Entdecken Sie Ungeziefer in Ihrer 
Zelle, so berichten Sie dies unverzüglich Ihrem Aufseher. 

80. Alles Handeln, Tauschen, Verkaufen jeder Art zwischen 
Gefangenen und Beamten, Aufsehern, Werkmeistern und 
Angestellten der Anstalt, oder freien Bürgern ist streng 
verboten, ausgenommen bei schriftlicher Anweisung des 
Direktors. 

81. Das Anfertigen von kleinen Schmuckgegenständen, Ketten, 
Kästchen und ähnlichen Sachen durch Gefangene in ihren 
Zellen oder in den Werkstätten während der Arbeitszeit 
oder der freien Zeit ist, ausgenommen mit schriftlicher 
Erlaubnis des Direktors, nicht-gestattet. 

82. Wenn sich auf dem Hof oder auf den Zellengängen oder 
sonstwo in der Anstalt, während Sie nicht bei der Arbeit 
sind, der Direktor, oder dessen Stellvertreter, oder ein 
Aufseher mit Besuchern nähert, nehmen Sie die Stellung 
„Achtung“ ein, bis diese vorüber sind. 
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83. Das Geld, welches Sie hier erhalten, wird im Büro des 
Inspektors zu Ihren Gunsten geschrieben und wird nur 
auf Ihre Anweisung nach Genehmigung des Direktors oder 
Ihnen bei Ihrer Entlassung ausgezahlt. 

84. Sie werden nicht gezwungen, den Gottesdienst zu besuchen, 
aber weil die Sittlichkeit unterstützt von religiöser Beleh¬ 
rung für alle notwendig ist, so wird es von Ihnen erwartet; 
es sei, Sie hätten dem Direktor für Ihr gegenteiliges Ver¬ 
halten rechtfertigende Gründe angegeben. 

85. Ihre Zelle ist jederzeit Untersuchungen unterworfen und 
wenn Gegenstände gefunden werden, welche geeignet sind, 
Personen oder Sachen zu verletzen, wird mit Ihnen so 
verfahren werden, als wenn Sie einen Entweichungsversuch 
unternommen hätten. 

86. Das Gutzeitgesetz ist an anderer Stelle in diesem Buche 
vollständig abgedruckt. Für Verletzungen dieser Vor¬ 
schriften und Verordnungen können Sie Ihre Gutzeit z. T. 
oder ganz verlieren. Ein Protokoll aller Verletzungen wird 
im Büro des Direktors geführt und eine Abschrift dieses 
Protokolls wird an den Attorney-General gesandt, um als 
Unterlagen bei der Entscheidung über ein Gesuch um Be¬ 
gnadigung oder Strafmilderung zu dienen. 

87. Die Vergünstigungen, auf welche unter 2 bezug genommen 
ist, sind die folgenden: 

Für den 1. Grad: Eine Ration Kautabak oder Rauch¬ 
tabak jede Woche für diejenigen, welche sich diese Gewohn¬ 
heiten vor dem Eintritt in die Anstalt angeeignet hatten; 
den Gefangenen wird nicht erlaubt, eine dieser Gewohn¬ 
heiten sich hier anzueignen. 

Die Vergünstigung alle zwei Wochen einmal an Ver¬ 
wandte oder Freunde auf rein familiäre, freundschaftliche 
Art, oder in geschäftlichen Angelegenheiten zu schreiben; 
aber eine Sprache, die geeignet ist, die Gefühle anderer zu 
verletzen, muß vermieden werden. 

Die Vergünstigung, alle in Ordnung befindlichen Briefe 
zu empfangen, welche imDirektorzimmer ausgehändigt wer¬ 
den und der Prüfung gemäß der Anstaltsordnung unterliegen. 

Die Vergünstigung, eine täglich oder wöchentlich er¬ 
scheinende Zeitung oder eine Zeitschrift direkt vom Ver¬ 
leger zu beziehen. Dieses Vorrecht unterliegt der Geneh¬ 
migung des Direktors. 

Die Vergünstigung, Besuche von Verwandten oder 
Freunden einmal alle 2 Wochen in Gegenwart eines Beamten 
zu empfangen. 
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Die Vergünstigung von Verwandten oder Freunden zu 
empfangen: Photographie, einfache, weiße Handtücher, 
Hornkamm, Haarbürste, Zahnseife, Zahnbürste, kleinen 
Handspiegel, Hosenträger, einfache weiße Taschentücher 
und einfache schwarze Halsbinden. 

Die Vergünstigung, außergewöhnliche oder besondere 
Briefe zu schreiben mit Genehmigung des Direktors oder 
dessen Stellvertreters; aber diese Briefe werden nur beför¬ 
dert, wenn aus Ihnen hervorgeht, daß sie dringend und 
wichtig sind. 

Für den 2. Grad: Gilt dasselbe wie für den ersten, 
nur dieser Grad hat das Vorrecht, Briefe zu schreiben und 
Besuche von Verwandten oder Freunden zu empfangen, 
nur einmal alle 4 Wochen. 

Für den 3. Grad; Dieser Grad hat überhaupt kein 
Vorrecht und jeder Angehörige des 3. Grades, welcher im 
Besitze irgend eines für die anderen Grade vorgesehenen 
Vorrechtes gefunden wird, wird bestraft; ebenso werden 
diejenigen Gefangenen bestraft, welche Tabak oder andere 
verbotene Gegenstände den Angehörigen des 3. Grades 
liefern. 

88. Alle abgesandten und empfangenen Briefe müssen mit 
Tinte und in englischer Sprache geschrieben sein; hiervon 
sind die von oder nach dem Ausland — ausschließlich 
Kanada — geschriebenen Briefe ausgenommen. Zeitungen 
unterliegen derselben Vorschrift. 

89. Briefe und Papiere jeder Art müssen, bevor sie zur Post 
gegeben oder ausgeliefert werden, unter der Leitung des 
Direktors geprüft werden. 

90. An dem ersten Schreibtag nach ihrer Ankunft in der An¬ 
stalt unterrichten die Gefangenen ihre Familien über die 
hinsichtlich der Korrespondenz bestehenden Vorschriften, 
sodaß kein Mißverständnis hierüber entstehen kann. Da¬ 
mit werden Verzögerungen und Aufregungen bei den Ver¬ 
wandten vermieden, welche nicht so bald und nicht so 
oft von Ihnen hören, wie sie es möchten. 

91. Flüssigkeiten, Tabak, Zigarren, Zahlpulver oder Speisen 
werden nicht zugelassen. 

92. Die Disziplinarstrafen, welche erkannt werden, sind: 

Verweis, 

Verlust einer oder mehrerer Vergünstigungen, 

Versetzung in einen niederen Grad, 

Verlust eines Teils oder der ganzen Gutzeit, 

Einsperrung in Einzelzelle mit oder ohne harte Arbeit, 
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Einsperrung in Dunkelzelle mit knapper Kost und Hand¬ 
fesselung. 

93. Gemäß den Bestimmungen des Gutzeitgesetzes kann ver¬ 
lorene Gutzeit nur durch den Attorney-General auf Emp¬ 
fehlung des Direktors wieder angerechnet werden. 

94. Wenn Sie während Ihres Aufenthaltes in der Anstalt allen 
Vorschriften und Verordnungen gehorchen, wird Ihnen alles 
so angenehm gemacht werden, wie es die Umstände erlau¬ 
ben. Sie haben Überfluß an gesunder Nahrung, bequeme 
Kleidung und Schlafgelegenheit und die beste Abwartung 
und medizinische Pflege, aber es wird von Ihnen erwartet, 
daß Sie willig und pünktlich allen Befehlen der Beamten 
gehorchen und unter allen Umständen die Arbeit tun, 
welche Ihnen als die für Sie am besten geeignetste ange¬ 
wiesen wird. Sie sind in der Lage, Ihr Gefängnis angenehm 
oder unangenehm zu machen; es wird so sein, wie Sie es 
sich selbst machen. 

95. Sie müssen nicht versuchen, zu entkommen. Die Beamten 
und Angestellten haben strengsten Befehl, Entweichungen 
zuvorzukommen und wenn Sie den Versuch machen, wer¬ 
den Sie großen Schaden haben und gleichzeitig Ihre Gut¬ 
zeit verlieren. 

Heidelberg. R. Plischke, cand. jur. 



Über kriminell gewordene Heeres¬ 
angehörige während des Weltkrieges. 

Von Dr. Theodor Viernstein, Bezirksarzt beim Zuchthause 
Straubing, ärztl. Leiter der Abteilung für irre Verbrecher. 

Das bayerische Zuchthaus Straubing ist im Verlaufe des 
Krieges Sammelstätte für diejenigen, dem bayerischen Heeres¬ 
kontingente angehörigen oder entstammenden Militärsträflinge 
geworden, welche von Kriegsgerichten des Feldes oder der 
Heimat wegen Verfehlungen gegen Militärstrafgesetze zu 
Zuchthaus und Heeresunwürdigkeit verurteilt worden sind. 
Die Zahl dieser Mannschaften betrug 158; sie ist klein im Ver¬ 
gleich zu den Scharen, welche nur mit Gefängnis, oftmals 
unter Strafaufschub oder mit nachfolgender Begnadigung, 
geahndet wurden. Diesen gegenüber stellen die zu Zuchthaus 
Verurteilten die schwerste Auslese unter den im Ge¬ 
folge des Kriegslebens kriminell Entgleisten dar. 

Hinsichtlich der Militärsträflinge hat sich jn der breiten 
Öffentlichkeit die Anschauung herausgebildet, daß solche im 
Heeres- und speziell Kriegsdienste Gescheiterten keine eigent¬ 
lichen Verbrecher, sondern „Opfer einer über ihr geisti¬ 
ges und sittliches Vermögen hinausragenden Situa¬ 
tion“ seien, derart, daß sie ohne die durch den Krieg herauf¬ 
beschworene Komplikation ihres Daseins nicht kriminell ge¬ 
worden wären. 

Diese Auffassung erhielt in den Tagen des November¬ 
umsturzes 1918 praktische Gestalt, als die Freilassung der 
Militärsträflinge aus den Strafanstalten gefordert und durch¬ 
gesetzt wurde. 

Das Zuchthaus Straubing hat unter den erwähnten Um¬ 
ständen 138 Mann entlassen. 

Es darf nicht nur vom Standpunkte der beteiligten Straf¬ 
gefangenen aus, sondern auch aus kriminalpsychologischen und 
sozialwissenschaftlichen, schließlich sogar historischen Gründen 
als wünschenswert erachtet werden, zu untersuchen, ob jene 
im Volke gefühlsmäßig geäußerte Meinung von der krimino- 
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logischen Ausnahmestellung der verbrecherisch gewordenen 
Vaterlandsverteidiger richtig ist oder nicht. 

Die vorliegende Arbeit versucht, zu dieser Frage vom 
Standpunkte des Strafanstalts-Arztes aus Stellung zu nehmen. 

Es wurden von der Überzahl der hiesigen Militärgefangenen 
die Akten eingesehen und die einzelnen Fälle nach ihrer 
sozialen und familiären Struktur, sowie nach ihren Straftaten 
und den einschlägigen ärztlichen Momenten untersucht. 

Im ganzen betreffen die Erhebungen 112 Mann. 

Die übrigen Personalakten mußten wegen unvollständiger 
Angaben ausscheiden, oder, weil sie wegen Verschickung nicht 
zur Hand waren. 

Mit den Personalien wurden erhoben die Abstammung, 
das häusliche Milieu, die Schul- und Erziehungsverhältnisse, 
der Beruf, Vorleben und Vorstrafen, Beruf der Eltern, Krimi¬ 
nalität in der Familie, der Komplex der erblichen Belastung, 
endlich die persönlichen physischen und psychischen Eigen¬ 
tümlichkeiten, die Straftat, ihr Motiv und das sonstige mili¬ 
tärische Verhalten des Täters. 

Zur Verfügung stand, wie angedeutet, hauptsächlich der 
Inhalt des Personalaktes, der durch Exploration des Einge¬ 
lieferten nach der medizinischen Seite ergänzt wurde. 

In gewissem Umfang liegen daher der Darstellung auch 
subjektive Angaben — durch Autoanamnesen — der Gefan¬ 
genen bei der ärztlichen Aufnahmeuntersuchung zugrunde. 
Ihre Zuverlässigkeit hängt ab von der Erfahrung des Explo- 
rierenden. Er muß Suggestivfragen vermeiden, andererseits 
nur glaubhaft begründete Schilderungen als positiv verzeich¬ 
nen. Bei solcher Vorsicht lassen sich stichhaltige Ergebnisse 
erzielen. Denn es zeigt sich, daß die gestellten Fragen ebenso 
bejahend wie verneinend beantwortet zu werden pflegen. Dies 
spricht für Richtigkeit und Glaubhaftigkeit. Dazu kommt, 
daß der ins Zuchthaus Eingelieferte, weil sein Prozeßkampf 
beendet ist, kein erhebliches Interesse mehr hat, seine fami¬ 
liären und sonstigen Verhältnisse zu färben. Es ist darum 
— Ausnahmen abgerechnet — unbegründet, grundsätzlich 
allen Bekundungen Gefangener, wie-es tatsächlich mit einer 
unzulänglichen Psychologie oft geschieht, mit Mißtrauen gegen¬ 
über zu treten. Wo Ablehnung nötig ist, wie z. B. bei patho- 
logischenSchwindlern, Rentenhysterikern, gewissenNeurotikern, 
Traumatikern usw., wird die psychiatrische Diagnose auf den 
richtigen Weg führen. Indes ist auch bei dieser prinzipiellen 
Auffassung eine vorsichtige Kontrolle und Nachprüfung ge¬ 
machter Angaben nicht überflüssig. Bei den vorwiirfigen 



86 


Fällen erfolgte sie ausgiebig durch den Inhalt der an die 
Heimatsbehörden ausgesandten Fragebögen, durch die Aus¬ 
züge aus den Truppen-Stammrollen, durch die Feststellungen 
im Urteil, ferner durch die Korrespondenz der Gefangenen, 
endlich auch durch eigenen amtlichen Schriftwechsel mit 
Angehörigen. 

In einzelnen Fällen standen die Abschriften klinischer, 
insbesondere irrenärztlicher Gutachten zur Verfügung oder die 
Originalakta der militärischen Anklagebehörde. Oder es lag 
auch der frühere Strafakt des Gefangenen aus einer militäri¬ 
schen bezw. zivilen Strafanstalt zur Einsicht auf. 

Vorweg zu bemerken ist, daß es sich bei den am 8. und 

9. November 1918 bei uns Entlassenen — mit wenigen „mit¬ 
geschlüpften“ Ausnahmen — um die Verüber folgender mili¬ 
tärischer Delikte handelte: unerlaubte Entfernung, Fahnen¬ 
flucht, Feigheit vor dem Feinde, Landesverrat, Kriegsverrat 
und militärischen Diebstahl, wobei ein Verbrechen entweder 
für sich allein oder in Verbindung mit einem anderen, vorge¬ 
nannten oder auch in dieser Aufstellung nicht genannten, wie 
z. B. gewöhnlichem Diebstahl, Betrug usw. begangen worden 
war. 

Militärsträflinge, die wegen Raubmord, Raub, Totschlag 
oder Notzucht verurteilt waren, kamen nicht in den Wieder¬ 
besitz der Freiheit. 

Die Untersuchung berührt also nur die im obigen umgrenz¬ 
ten Deliktskategorien. 

Im einzelnen lagen folgende Straftaten — für sich bezw. 
in Verbindung miteinander — den Verurteilungen zugrunde: 

1. Unerlaubte Entfernung . 

2. Fahnenflucht. 

3. Feigheit vor dem Feinde. 

4. Selbstverstümmelung .. 

5. Aufruhr.*. 

6. Meuterei.. 

7. Selbstbefreiung. 

8. Totschlagsversuch .• . . . . 

9. Landes- bezw. Kriegsverrat .* . . 

10. Unterlassung d. Anz. eines Kriegsverrates. . 

11. Bestechlichkeit und Bestechung. 

12. Militärischer Diebstahl. 

13. Plünderung im Felde. 

14. Diebstahl. 

15. Betrug und Urkundenfälschung. 

16. Gehorsamsverweigerung. 
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I. Lebensalter. 

Die Untersuchung stellte zunächst die Häufigkeit bestimm¬ 
ter Lebensalter fest. Es ergab sich, daß von 112 Militär¬ 
sträflingen bei Strafantritt standen im Alter von 

18—21 Jahren.28 Mann 


Die beiden ersten Gruppen erreichen sohin die Gesamt¬ 
ziffer von 104 = 92,8 Prozent. 

Gruppe I umfaßt mit 28 Mann diejenigen, die in der Alters¬ 
stufe zwischen Strafmündigkeit und dem Alter der bürger¬ 
lichen Volljährigkeit sich befanden. Ihr prozentualer Anteil 
ist ein Viertel der Gesamtheit (25%). Bei der Annahme ferner, 
daß namentlich im zweiten Teile des Krieges die Frontkämpfer 
aus jungem und jüngerem Nachschub bestanden, ist eine hohe 
Beteiligung der Lebensabschnitte von 18—30 Jahren zu 
erwarten gewesen. Beachtlich erscheint weiterhin, daß das 
reifere Mannesalter jenseits des 30. Lebensjahres bloß 8 Ver¬ 
treter aufweist. Diese Zahl ist sehr klein selbst in Berück¬ 
sichtigung der eben geäußerten Annahme, da ja ältere Mann¬ 
schaften bis zuletzt zum mindesten in Etappengebieten aus¬ 
gedehnteste Verwendung fanden. Vermutlich hat größere 
Reife und Lebenserfahrung, verbunden mit erhöhter Selbst¬ 
beherrschung und gesteigertem Verantwortlichkeitsgefühl ältere 
Leute von Begehung folgenschwerer Taten stärker abgehalten. 

Von den erwähnten 8 Leuten jenseits des 30. Jahres sei 
folgendes hervorgehoben: ■ 

Fall 8: betrifft einen verheirateten, erblich geistig nicht belasteten, 
selbständigen Landwirt von 31 Jahren, der als letztes von 11 Kindern 
am ererbten Anwesen wirtschaftete, keine Vorstrafen hat, als unged. 
Landsturm eingez'ogen wurde, und im Felde zunehmend nervös geworden 
zu sein scheint. Bekam wegen Kriegsverrates 4 Jahre Zuchthaus, wo 
er anständigen, aber etwas beschränkten Eindruck erweckte. Seine all¬ 
gemeinen Kenntnisse (siehe Abschnitt VII) wurden vom Anstaltslehrer 
mit Note IV gewertet. 

Fall 11: ist ein verheirateter Fabrikarbeiter, Sohn eines armen 
ländlichen Taglöhners, 3. von 4 Kindern, in der Jugend an Tuberkulose 
krank gewesen, auch jetzt noch schwindsuchtverdächtig und wegen alten 
Mittelohrleidens schwerhörig, ohne Vorstrafen, der an der Front Maga¬ 
zine gemeinsam mit anderen bestahl und die Waren an die feindliche 
Bevölkerung absetzte. Das Urteil — 2 Jahre Zuchthaus — betont die 
disziplinlosen Verhältnisse des betreffenden Truppenteiles. Im Führungs¬ 
zeugnis steht: „Wegen zu geringer Beaufsichtigung gesunken“. Urteil 
des Strafanstaltslehrers: Note III in allgemeinen Kenntnissen. 


22-30 

31-33 

34-36 

41 
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Fall 24: berührt einen ledigen, 32jährigen Müller aus armen Tag¬ 
löhnerskreisen, dessen Vater Trinker und Wilderer gewesen, und der auch 
verwandtschaftlich Geistesstörung aufwies, während er selbst Trunk¬ 
sucht zugibt und meinte, seine Nerven seien durch das Schießen herab¬ 
gekommen. Er versteckte sich als Landwehrmann beim Vormarsch zum 
Gefecht auf einem Dachboden und entfernte sich dann abermals heimlich. 
Es wurde „angeborene Feigheit“ angenommen, zumal der Gefangene 
schon früher wegen Versuchs der Selbstverstümmelung 9 Monate Gefäng¬ 
nis bekommen hatte. — Sehr kräftig, gesund, vielleicht etwas nervös. 
Zensur des Lehrers: 111. 9 l / 2 Jahre Zuchthaus. 

Fall 32: Arbeitssoldat 2. Kl. seit Kriegsbeginn, lediger Handwerker 
von 36 Jahren, von Taglöhner stammend, 3. von 13 Kindern, unter denen 
noch ein Krimineller, ferner Psychopathen und Neuropathen sich finden; 
hat sich, wegen Ruhr in die Heimat versetzt, unerlaubt entfernt, beging 
Diebstähle, Unterschlagung und Hehlerei, und erhielt 4 Jahre Zuchthaus. 
Er ist frühkriminell und wegen Diebstahl, Bettel, Landstreicherei, Betrug 
insgesamt 38mal vorbestraft. Lernte in der Schule schlecht (Anstalts¬ 
note III), erlitt in der Jugend Kopftrauma, war Bettnässer und ist 
Trinker. Körperlich kräftig. Führung im Zuchthause schlecht, da er 
auch hier stahl. 

Fall 39: bekam wegen Feigheit 2 Jahre Zuchthaus und ist schon 
vorher wegen Ungehorsams vor dem Feinde sowie wegen unerlaubter 
Entfernung mit 1 Jahr Gefängnis vorbestraft, aber ohne bürgerliche 
Strafe. Rückte aus einem Frontrevier zum Truppenteil, ging aber wieder, 
weil seinem Ansinnen, sofort Urlaub zu erhalten, nicht entsprochen wurde. 
Ist 32 Jahre alt, lediger Schneider, aus armer Heizersfamilie in Mittel¬ 
stadt, 2. von 2 Kindern, tuberkulös und mit Tuberkulose belastet, schwäch¬ 
lich und Trinker. Note beim Anstaltslehrer: III. 

Fall 106: betrifft einen aus soliden Ökonomensverhältnissen hervor¬ 
gegangenen, nicht vorbestraften verheirateten 33jährigen Bäcker¬ 
meister und Ökonomen, der als Landwehrmann gemeinsam mit anderen 
disziplinlos gewordenen Kameraden bei einer Pionierparkkompagnie die 
Magazine bestahl und das Heeresgut an Einheimische verkaufte, ohne 
selbst in Not zu sein. Er erhielt 2 Jahre Zuchthaus wegen militärischen 
Diebstahls, bereute die unüberlegte Tat sehr und erweckte in der Anstalt 
ausgezeichneten Eindruck. War verwundet, gesund. Zensur des Leh¬ 
rers: III. 

Fall 108: präsentiert sich als 31 jähriger lediger Sattler und Fabrik¬ 
arbeiter, außereheliches Kind einer ländlichen Dienstmagd, die vorher 
schon einen Knaben geboren hatte, welcher später wegen Körperverletzung 
schwer bestraft wurde, während die Mutter, eine als cholerisch bezeich- 
nete Person, Strafen wegen Holzfrevels hatte. Der Gefangene ist als 
Kind schwächlich un<j bis 10 Jahre Bettnässer gewesen, die Kenntnisse 
sind mit III/IV benotet, er wurde von der Mutter zum Holzdiebstahl 
angelernt und ist starker Trinker. Wegen Körperverletzung, Unter¬ 
schlagung und Unfugs vorbestraft. Soldat seit 1915, hat er sich zunächst 
wegen Achtungsverletzung und Gehorsamsverweigerung eine Strafe auf 
Oberhaus verschafft, und war dann, abermals ins Feld gestellt, zweimal 
beim Vormarsch zum Gefecht hartnäckig zurückgeblieben, weil er sich 
nicht totschießen lasse. Entfernte sich schließlich gemeinsam mit 
anderen ganz von der Truppe. 5 Jahre Zuchthaus wegen Feigheit. 

Fall 111: zeigt einen 41jährigen verheirateten Eisenbahnwerk¬ 
stättenarbeiter, von einem verkrachten, zum Taglöhner herabgesunkenen 
Bauern abstammend, nicht vorbestraft, mit 4 Jahren Realschulbildung, 
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intelligent und mit 11/111 vom Anstaltslehrer benotet. Er hat als Sergeant 
und Futtermeister einer im Osten stehenden M.-G.-K. den freihändigen 
Einkauf der Futtermittel über sich gehabt und diese Vertrauensstellung 
gewinnsüchtig dazu mißbraucht, mit polnischen Juden Schmuggel 
beschlagnahmter Konfektionswaren zu treiben. Er ließ sich von ihnen 
bestechen und bestach seinerseits wieder Untergebene: 2 l / 2 Jahre Zucht¬ 
haus wegen Bestechung und Bestechlichkeit. 

Von den 8 über 30 Jahre alten Mannschaften sind also 
6 ohne bürgerliche Vorstrafen. 


II. Militär. Stellung und Führung. 


Die Mehrzahl der Sträflinge gehörte der Infanterie an, 
entsprechend dem numerischen Übergewicht dieser Waffe. 
Eine Ausscheidung nach Aktiven, Reservisten usw. wurde 
nicht getroffen, da diese Momente sich durch das Alter regeln 
und andererseits nicht durchgängig einwandfrei aus den Akten 
hervorgingen. 

Dagegen schien von Interesse, daß von den 112 Mann waren 

Kriegsfreiwillige.. 10 Mann 

Gefreite (dav. 4 Kriegsfreiw. durch Befördg. v. d. F.) 7 ,, 

Unteroffiziere.3 „ 

Sergeant. 1 ,, 

Franz. Kriegsgef. (der nach Befreiung ins deutsche 

Heer trat).1 „ 

Unsich. Heerespflichtige u. Soldaten II. Kl.4 „ 

Matrosen.2 ,, 


Ferner waren ausgezeichnet mit 

E. K. II (darunter 2 Kriegsfreiwillige). 

B. M. V. K. III. m. Schw. 

österr. Tapf. Med. 

B. Rett. Med.. 

2 Kriegsorden (E. K. II. u. M. V. K. bzw. Ö. T. Med.) 

Von diesen mit Kriegsorden Geschmückten waren 

vorbestraft im bürgerlichen Leben. 

im militärischen Verhältnis . 


17 Mann 
10 
1 
1 
4 


11 
> y 

j > 


8 Mann 
4 „ 


Von den bürgerlich Vorbestraften und Ausgezeichneten 
waren 2 Mann Frühkriminelle, von denen sich trotzdem der 
eine das E. K. II, der andere das B. M. V. Kr. geholt hatte. 

Die Angaben über die militärische Führung der Leute 
wiesen starke Gegensätze auf, je nachdem man den Vermerk 
des Kompagnieführers im Stammrollenauszug oder aber die 
Angabe im Urteil ins Auge faßt. Meist wurde aber die Führung 
bis zum Augenblicke der Straftat als ,,sehr gut“ bezeichnet. 














Es verdient Hervorhebung, daß von 112 Mann 29 mit 
Ordensauszeichnungen bedacht, und 4 vor dem Feinde beför¬ 
dert worden waren. 

Weiterhin ergab sich, daß 27 Sträflinge eine einmalige 
Verwundung erlitten hatten; davon waren 2 auch verschüttet 
gewesen und 2 gaskrank. 5 Mann hatten zweimal fürs Vater¬ 
land geblutet, 2 Mann dreimal! 

Die Straftat geschah in 88 Fällen im Felde, und nur in 24 
in der Heimat. 


III. Vorstrafen. 

Hinsichtlich dieser ergab sich: 

Im bürgerl. Leben hatten Vorstrafen insges. 38 Mann = 33,9% 
darunter waren Frühkriminelle. . . . 22 ,, = 19% 

lm Militärverhältnis hatten Strafen erlitten 34 ,, 

hievon hatten schon bürgerl. Vorstrafen 14 ,, 

Mithin waren von 112 Mann ohne alle Vor¬ 
strafen .74 „ =66% 

Vergleichsweise besagen einschlägige Zahlen, welche sich 
früher bei Kaisheimer Zuchthausgefangenen — chronischen 
schweren Eigentumsverbrechern — gefunden haben [Viern¬ 
stein, Münchn. med. W.-Schr., 1911, Nr. 43/44], daß von 
diesen Detenten 
unbestraft 2,32%, 

vorbestraft 93% (wobei allerdings Altersstufen von 18 bis 

70 Jahren vertreten waren), 

Frühkriminelle 54,9% waren. 

Daraus folgt, daß zwischen dem Typ des eingewurzelten 
Eigentumsverbrechers und dem verbrecherisch gewordenen 
Kriegsteilnehmer Unterschiede bestehen, die sich zunächst in 
einer bedeutend geringeren kriminellen Vergangenheit der 
letzteren äußern. Besonders auffällig ist dies bei der Beteiligung 
der Frühkriminellen in beiden Kategorien von Verbrechern 
(19% bei Soldaten gegen 54,9% bei chron. Eigentumsdelin¬ 
quenten). 


IV. Herkunft nach Heimat und Familie. 

1. Die 112 Militärsträflinge wurden hinsichtlich ihrer 
Heimat in drei Gruppen eingeteilt, von denen jede Gruppe 
einen verschiedenen äußeren Rahmen, aus welchem der ein¬ 
zelne hervorgewachsen ist, darstellt: Großstädter, Mittel- und 
Kleinstädter, und Landbewohner. 
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Es fanden sich 18 Großstädter 

22 Mittel- und Kleinstädter 
72 Landbewohner. 

2. Ehelicher Abkunft waren 98 Mann, außerehelicher 
14 Mann. 

Von den unehelich Geborenen stammten 7 vom Lande, 
4 aus Großstädten, 3 aus Mittel- bezw. Kleinstädten. 

3. Für die soziale Lage bedeutsam erschien vor allem die 
Berufsart der Eltern. 

Aus landw. Kreisen (Ökonomen und Dienstknechte) 

waren.23 Mann 


von ungelernten Taglöhnern.36 „ 

von gelernten Handwerkern.36 ,, 

aus dem Kaufmannsstande (Krämer, Händler) ... 7 ,, 

aus dem Beamtenstande.5 ,, 

aus dem Bergmannsberuf. 1 „ 

von einem Berufsmusiker und Gütler stammte ... 1 ,, 

von Wirts- bezw. Brauersleuten.2 ,, 

aus einer Zigeunerfamilie war .. 1 ,, 

4. Die Sichtung der Akten erstreckte sich dann darauf, in 
jedem Falle die Anzahl der aus der elterlichen Ver¬ 
bindung hervorgegangenen Kinder und dabei die Stel¬ 
lung des Gefangenen in der Kinderreihe festzustellen. 
Für die ländlichen und Taglöhnerkreise ergab sich die größte 
Geburtenhäufigkeit. Sonst ist aus diesen Erhebungen im Hin¬ 
blick auf die bekannte Hypothese Gorinders. von der vorzugs¬ 
weisen Beteiligung der Erstgeborenen an der Kriminalität 
hervorzuheben, daß von 112 Mann bloß 24 erstes Kind ihrer 


Erzeuger waren = 21,4%. 

(Eine auf den nämlichen Punkt gerichtete generelle Unter¬ 
suchung der Insassen des Zuchthauses Straubing ergab, was 
des Vergleiches halber notiert sei, daß von 492 Gefangenen 
der verschiedensten Deliktskategorien ausnahmlich der Militär¬ 
sträflinge 90 Mann = 18,3% Erstgeborene sind.) 

Hinsichtlich dieser Hypothese, die gegenwärtig von einer 
hervorragenden kriminalstatistischen Seite durch Heranziehung 
eines sehr großen Zahlenmaterials nachgeprüft werden soll, 
möchte ich nicht verfehlen, auf den ablehnenden Standpunkt 
Rüdins zu verweisen, der „das Ergebnis in der entgegen¬ 
gesetzten Richtung liegen sieht“ und eine ungünstige Sach¬ 
lage umgekehrt für die Letztgeborenen gegeben hält 
(Rüdin, Studien über Vererbung und Entstehung geistiger 
Störungen I, S. 103, Berlin 1916 bei Springer in „Mono¬ 
graphien aus dem Gesamtgeb. der Neurol. und Psychiatrie“). 












5. Das Augenmerk mußte sich im engsten Zusammenhang 
mit dem elterlichen Berufe auch auf die Frage der wirtschaft¬ 
lichen Lage des Elternhauses richten. Hier konnte in 
32 Fällen ausgesprochener, zum Teil selbst, meist durch väter¬ 
liche Trunksucht verschuldeter Pauperismus ermittelt 
werden. 

V. Kriminalität in der Familie. 

ln 16 Fällen waren die Väter bestraft, in 5 Fällen die Mütter, 
in 15 die Brüder, in 2 die Schwestern. In 3 weiteren Fällen 
war die väterliche Verwandtschaft kriminell vertreten. 

Gleichzeitig mit 5 der Väter waren auch dreimal Brüder 
von Gefangenen kriminell, ferner einmal die Schwester, ein¬ 
mal ein Verwandter des Vaters. In einem Fall waren Mutter 
und Bruder kriminell. 

Zusammen liegt bei 35 Gefangenen familiäre Kriminali¬ 
tät vor. 


VI. Erbliche Belastung. 

Von hohem Einfluß auf die Individualität und den Werde¬ 
gang des einzelnen ist der Komplex der erblichen Belastung 
mit den verschiedensten keimschädigenden Krankheiten und 
Krankheitsanlagen, welchen mancher Mensch durch seine Ab¬ 
stammung unentrinnbar unterworfen ist. 

Speziell auf dem Gebiete des Kriminellen wird bekanntlich 
von einer Seite der erblichen Belastung und dadurch gegebenen 
endogenen Veranlagung die gewichtigste Rolle für das Zu¬ 
standekommen der verbrecherischen Persönlichkeit zugeschrie¬ 
ben, während eine andere Richtung, jene der „Milieutheore¬ 
tiker“, den äußeren Umständen und Lebenseinflüssen die 
Hauptschuld zuzumessen geneigt ist. Die durch eine bestimmte 
der beiden Theorien nicht voreingenommene Betrachtung vieler 
Verbrecherleben wird freilich die Berechtigung der einen wie 
der anderen Richtung ersehen lassen, indem der Verbrecher 
nicht selten durch das unglückliche Zusammentreffen beider 
Momente, der endogenen Veranlagung und der exogenen 
Benachteiligung determiniert erscheint. 

Eine Ermittlung dieser Vererbungs-Zusammenhänge mußte 
mindestens angestrebt werden für die hauptsächlichsten Bela¬ 
stungsformen. 

1. Die Tuberkulose hat bei den Familien der 112 Gefan¬ 
genen folgende Vertretung: 8 Väter, 8 Mütter, 13 Geschwister, 
4 Blutsverwandte väterlicher-, 3 mütterlicherseits. 
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In 2 Fällen waren Vater und Geschwister krank, ebenso 
in 2 Fällen Mutter und Geschwister, in einem Falle Vater 
und Mutter, sowie ein Geschwistert, in einem Falle der Vater 
und dessen Bruder. 

Zusammen ergibt sich eine familiäre Belastung mit Tuber¬ 
kulose bei-31 Gefangenen =27,7%. 

2. Alkoholismus in der Familie war gegeben 34mal 
beim Vater, 1 mal bei der Mutter, 5mal in der väterlichen, 
5 mal in der mütterlichen Verwandtschaft*, Hinsichtlich der 
Geschwister waren brauchbare Angaben nicht erhältlich. 

In einem der vorgenannten Fälle waren Vater und Mutter 
dem Trünke ergeben. 

3. Nervenkrankheiten wurden gezählt: 

7mal beim Vater (Neurasthenien infolge Trunkes, 1 mal Epi¬ 
lepsie); 

12 mal bei der Mutter (Migräne, Zittern, Herzklopfen, Herz¬ 
krämpfe, Aufgeregtsein, lmal Epilepsie); 

12mal bei Geschwistern (1 Kriegsneurose, Zittern, Bettnässen, 
Neurasthenie); 

5 mal bei der väterlichen Verwandtschaft. 

11 Familien waren mit mehr als einem Neuropathen ver¬ 
treten. 

4. Psychopathen (Hysterische, Imbezille, Erregbare, 
Willensschwäche usw.) waren vorhanden: 4 Väter, 8 Mütter, 
11 Geschwister, 5 väterliche und 3 mütterliche Blutsverwandte. 

5. Geisteskrankheiten im engeren Sinne lagen vor bei 
3 Vätern, 3 Müttern, 6 Geschwistern, 10 väterlichen und 
3 mütterlichen Blutsverwandten. 

Bei 2 Gefangenen fanden sich Belastungen mit Geistes¬ 
krankheiten durch Vater und Mutter. 

Die Form der Psychosen war nicht immer zu eruieren, da 
mit Bestimmtheit meist nur die Angabe gemacht wurde, der 
oder jener Angehörige sei geistesgestört gewesen oder in einer 
Irrenanstalt gestorben, während eine sichere Deutung des 
Krankheitsbildes naturgemäß versagte. Auch aus den Kon¬ 
trollen der Heimatsbögen ergab sich zumeist die Tatsache, 
selten die Form der Erkrankung. 

Vorstehende Zahlen sind zunächst absolute statistische Er¬ 
gebnisse. Im einzelnen Falle liegt aber oft nicht eine einseitige 
Belastungsform, z. B. mit Alkoholismus oder Tuberkulose oder 
Psychopathie vor, sondern eine Kumulation verschiedener 
Formen: So sind Psychopathien mit Geistesstörungen oder 
Alkoholismus häufig in ein und demselben Stamm keim¬ 
verderbend vergesellschaftet. Schließlich tritt zu diesen Keim- 
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Schädigungen als weitere Komplikation der äußere, soziale 
Defekt des Pauperismus oder der Kriminalität oder sogar 
beider. 

Verbrecherische Handlungen des Nachwuchses sind sohin, 
um zu der eingangs dieses Abschnittes dargelegten Anschauung 
zurückzukehren, sehr häufig „als Resultat aus der angeborenen 
Anlage des Menschen und den exogenen d. h. von außen 
wirkenden Momenten zu erklären“ (Sommer, Kriminal¬ 
psychologie und strafrechtl. Psychopathologie, Leipzig 1904, 
S. 315). 

VII. Körperlich-geistige Eigentümlichkeiten sowie persönliche 
Lebensgestaltung der Gefangenen. 

In diesen Rahmen gehören die persönlichen körperlichen 
und geistigen Eigentümlichkeiten, die Schul- und Erziehungs¬ 
bedingungen, der Lebensberuf und die ferneren Schicksale im 
Leben. 

1. Die körperlichen Eigenschaften ließen, da es sich 
fast nur um Kriegsverwendungsfähige handelte, gute Ergeb¬ 
nisse voraussehen. Der Körperbau, Kraft- und Ernährungs¬ 
zustand stand durchschnittlich auf erfreulicher Höhe, so daß 
die Leute einen leistungsfähigen Schlag darstellten. 

Folgende machten Ausnahmen: 

10 waren ausgesprochene Schwächlinge von rachitischem 
oder hektischem Typus. 

In 2 Fällen fand sich allgemeine Fettleibigkeit bei schlaffer 
Muskulatur, wobei ein Mann überdies durch Struma persönlich 
und familiär belastet war. 

4 Mann hatten Zeichen bestandener bezw. bestehender 
Lungentuberkulose, ein Mann war chronisch magenleidend 
infolge defekten Gebisses. 

Herzneurosen wurden 5 gezählt, adipositas cordis 
2mal, organische Herzerkrankungen (Verbreiterungen) außer¬ 
dem noch 5mal. 

8mal fand sich Struma, die bei 2 Mann auch familiär 
gehäuft vorhanden war. 

Adenoide Vegetationen bezw. adenoider Typ des Gaumens 
und der Nasen-Rachenwege fand sich lOmal. 

Interessant waren die bei 32 Mann entdeckten Stigmata 
degenerationis, wenngleich diesen bei ihrem allgemeinen 
Vorkommen keine weitere Bedeutung zusteht. Meist handelte 
es sich um Anomalien des Kopfskelettes und Abweichungen in 
der Ohrplastik. Erwähnung verdienen nur einige seltenere 
Funde: 
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Fall 94: zeigt bei 26 Lebensjahren ausgesprochen dummes, faltiges 
Gesicht, hat niedrige Stirne und kleinen Hirnschädel, sowie Kropf, den 
auch beide Eltern und 2 Geschwister besitzen. Der Mann, welcher 
einen trunksüchtigen und rabiaten Vater (Musiker am Lande) hat, war 
bis in die Schuljahre herein Bettnässer, lernte höchst mangelhaft und 
manifestierte sich beim Zugang ins Zuchthaus als direkt Imbeziller. 
Vom Anstaltslehrer mit IV benotet. Der Anstaltsgeistliche äußerte sich 
ähnlich: „dürfte die Tragweite seiner Handlungen nicht eingesehen 
haben.“ — Bekam 6 Jahre Zuchthaus wegen Feigheit, weil er sich aus 
Angst vor persönlicher Gefahr von der Truppe drückte. Keine Vor¬ 
strafe. Entschuldigte seine Tat mit den Worten: „Es soll halt gar werden 
mit dem Krieg; in der Garnison möchte ich gerne noch 2 Jahre dienen. 
Anfangs konnte mich der Leutnant gern leiden, aber seit einem Krach 
* gar nicht mehr.“ 

Fall 96: 24jähriger Dienstknecht, außereheliches Kind einer geistes¬ 
schwachen Magd und Bruder eines Irren, hatte selber Bettnässen in der 
Jugend, und bot ebenfalls in der Anstalt den Eindruck großer Beschränkt¬ 
heit des Geistes. Er ist wegen Fahnenflucht, Plünderung im Felde, 
Fälschung eines Fahrscheines, Selbstbefreiung und Diebstahls mit 
7 Jahren Zuchthaus bestraft, obwohl er sich vorher sehr gut geführt 
hatte und dreimal verwundet worden war. Seine Mutter hatte 7 Kinder 
außerehelich, von denen der Gefangene zweites war. 

Die körperliche Untersuchung ergab Polydaktylie an den Zehen. 
Ob die Anomalie familiär gehäuft vorkam, war nicht zu erfahren. 

Fall 36 u. 98: zeigten Persistieren der Schneidezähne der I. Den¬ 
tition. 

Fall 86 u. 72: hatten je eine akzessorische Brustwarze. 

Fall 70: zeichnete sich durch Mangel der Vorhaut aus, 

Fall 64: durch einseitige, dichte, wollige Behaarung der linken 
Gesäßbacke. 

2. Bei Betrachtung der psychischen Eigenschaften 
konnte in keinem Falle an die Voraussetzungen des § 51 
gedacht werden, soweit die retrospektive Würdigung eine solche 
Fragestellung nach Aktenlage und Eindruck zuläßt. Aus den 
Urteilen ging hervor, daß in zweifelhaften Fällen vom Gerichte 
ärztliche Äußerung eingeholt wurde, auch, daß zuweilen 
Anstaltsuntersuchung (Korps-Nervenstation) verfügt wurde. 

Ungeachtet dessen boten die Leute psychisch ein sehr 
differentes Bild. 

a) Vor allem fällt auf, daß bei 42 Mann = 37,5% Alko¬ 
holismus angenommen werden durfte. 1 Mann schien intole¬ 
rant. Etliche Sträflinge versicherten, sie hätten das Trinken 
erst bei Militär, bezw. im Felde „gelernt“. Vielleicht hat der 
Alkohol nicht bloß an der gefahrvollen Front, sondern auch 
in der sichereren, und — nach mehrfachen Urteilsbekundun¬ 
gen — disziplinloseren Etappe öfters seinen erleichternden 
Einfluß auf die raschen Entschlüsse und unüberlegten Hand¬ 
lungen mit in die Wagschale geworfen. Trunkenheit bei Bege¬ 
hung der Tat selbst fand sich nie konstatiert, manchmal aber 
„Angetrunkensein“. 
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b) 18 Mann machten glaubhafte Angaben über in der 
Kindheit vorhandenes — meist bis in die Schuljahre hinein, 
einmal sogar bis 16 Jahre reichendes — Bettnässen. Ein 
Mann hievon war Enuretiker geblieben bis jetzt. 

c) 3 hatten in der Jugend Kopftrauma mit Bewußt¬ 
losigkeit erlitten; keiner von ihnen hat später epileptische 
Erscheinungen geboten. 

d) Als Neurastheniker waren 18 Mann zu bezeichnen. 
Von diesen hatte einer Nervenschok (Fall 63), zwei waren 
verschüttet gewesen (Fall 65 u. 103). Die meisten behaup¬ 
teten, ihr Nervensystem habe erst im Felde stark gelitten. Ins- • 
besondere wollten viele das Artilleriefeuer nicht mehr haben 
ertragen können. Man wird solchen Angaben bei entsprechen¬ 
dem Gesamteindruck nicht den Glauben versagen dürfen. 
Manches Vorkommnis findet so medizinisch seine einfachste 
Erklärung. 

e) Es ist des weiteren auf die unter den Sträflingen befind¬ 
lichen Epileptiker einzugehen. Ihre Zahl ist 8. 

Fall 23: berührt einen 18 Jahre alten ledigen Schneider, Sohn eines 
Handwerkers am Lande, letztes von 4 Kindern, der wegen unerlaubter 
Entfernung und Diebstahls 3y 2 Jahre Zuchthaus bekam, wegen uner¬ 
laubter Entfernung vorbestraft, außerdem Frühkrimineller ist und seit 
frühester Jugend als Taugenichts geschildert wird. Er hat eine imbezille 
Schwester, litt selbst bis 4 Jahren an Bettnässen und will mit 14 Jahren 
öfter an Anfällen von Krämpfen und Niederfallen gelitten haben. Die 
Anfälle kämen jetzt jährlich nur 2—3mal. Der letzte sei kurz vor Straf¬ 
antritt im Garnisonsarrest gewesen. Der Gefangene wurde 1913 in der 
Würzburger psychiatrischen Klinik als Epileptiker erkannt. 

Fall 36: 27jähriger Taglöhner, außerehel. einer armen Dienstmagd 
und eines dem Alkohol ergebenen Vaters, in dessen Verwandtschaft sich 
auch Geisteskrankheit findet, kam wegen Diebstahls ins Zuchthaus, ist 
frühkrimineli und wegen Diebstahls fünfmal, ferner wegen Schulversäum¬ 
nis, Hausfriedensbruch, Landstreicherei und Bettels vorbestraft. Ein 
Bruder war gleichfalls schon kriminell. Der Gefangene selbst ist Bett¬ 
nässer gewesen, machte einmal ein Kopftrauma durch, wurde unter 
ungünstigen häuslichen Verhältnissen erzogen und ist vom Lehrer mit III 
benotet. Wegen Epilepsie befand er sich 1917 auf der Korpsnerven- 
station, sowie zur Beobachtung in einer Irrenanstalt. Trinker. Biß¬ 
narben an der Zunge. Persistieren der 1. Dentition (Schneidezähne). 

In der Anstalt kein Anfall. Führung schlecht. 

Fall 53: 19 Jahre alt, ohne Vorstrafen, aber als leichtsinnig und 
arbeitsscheu bezeichnet, lediger Weber- und Käserssohn vom Lande, 
dessen beide Eltern dem Trünke ergeben waren, hatte wegen Feigheit 
— Wegschleichen von der Truppe beim Vormarsch zum Gefecht und 
Versteckthalten — 3 Jahre Zuchthaus bekommen. Mutter beschränkt. 
Vater am Geschäfte verdorben. Gefangener ist letztes von 6 Kindern, 
ist körperlich kräftig, hat adenoiden Typ der Nase und des Gaumens, 
niedrige Stirn, abstehende Ohren. Vom Lehrer mit IV benotet. Ist früher 
in der Fabrik wiederholt umgefallen und bewußtlos gewesen. Seit dein 
Militär kein Anfall mehr. 
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Fall 55: ist ein 23jähriger lediger Sattler aus Kleinstadt, ehel. 
Sohn eines dem Alkohol huldigenden Zimmermannes und einer anschei¬ 
nend neuropathisch veranlagten Mutter, letztes von 4 Kindern, von 
welchen übrigens eines an Tuberkulose leidet, und eine Schwester gleich 
der Mutter neuropathisch ist. Der Mann ist im Heimatbericht als von 
Jugend auf verzogen und ausgelassen bezeichnet. Er lernte spät laufen 
und war lange schwächlich. Litt in der Schulzeit an Nachtwandeln, ging 
durchs Fenster und schrie nachts laut. 1915 Lues. 1918 auf Korps- 
nervenstation für willens- und nervenschwach erklärt. Bekam 3 Jahre 
Zuchthaus, weil er aus Angst vor dem entsetzlichen Artilleriefeuer sich 
fortgesetzt im Unterstand verkroch und schließlich die Truppe verließ. 
War wegen Feigheit schon vorbestraft. Im Urteil als ,,normal“ be¬ 
zeichnet. 

Fall 71: 19 Jahre alt, lediger Schreiner und Maschinistenssohn, 
4. von 5 Kindern der elterlichen Ehe, aktiver Infanterist, zweimal wegen 
unerlaubter Entfernung vorbestraft, hatte wegen Feigheit 2 Jahre und 
3 Monate Zuchthaus. Mutter nervös, ein Bruder kriminell, in der Jugend 
geistesgestört und deshalb in Beobachtung gewesen. Der Gefangene gab 
an, er habe zeitweise leichte Anfälle, Schwindel (Absencen) und wurde 
als verdächtig auf Geistesstörung angesprochen. Fiel im Zuchthaus nicht 
weiter auf. 

Fall 81: 24 Jahre alt, wegen unerlaubter Entfernung schon zweimal 
auf Oberhaus gewesen, bekam wegen Feigheit — Sttülungverweigerung — 
3 Jahre Zuchthaus, ist Taglöhner und Sohn eines Taglöhners in München, 
12. von 14 Kindern, nicht belastet, aber von aufsichtsloser Erziehung 
und starker Trinker. Hat vor dem Militär hie und da Anfälle von Ohn¬ 
macht gehabt, die aber seit der Einstellung ins Heer ganz ausgeblieben 
seien. Somatisch kräftig, Turmschädel. 

Fall 99: ist 24 Jahre alt, lediger Eisenwerkarbeiter, Sohn eines 
Bräugehilfen am Lande. Die Mutter, eine Schwester derselben, eine 
Schwester des Gefangenen und dieser selbst haben Struma. Die Mutter 
ist aufgeregt, leidet an ,,Magenkrämpfen“. Der Gefangene hat Cor 
nervosum, viel Kopfweh. In der Schule bekam er im Anschluß an 
eine Bestrafung einen Anfall mit Krämpfen, der sich öfters wiederholte 
und längeres Aussetzen des Schulbesuches zeitigte. Später hörten die 
Anfälle wieder ganz auf. Der Gefangene ist frühkriminell, wegen Körper¬ 
verletzung zweimal, wegen Diebstahls einmal vorbestraft. Bei Militär 
wegen Tapferkeit mit E.-K- II ausgezeichnet und zweimal verwundet 
gewesen. Bekam wegen Fahnenflucht 3 Jahre Zuchthaus, weil er aus 
Verstimmung darüber, daß er in ein anderes Regiment gekommen war, 
dieses verließ, um zum alten Truppenteil zurückzukehren, dann aber 
gemeinsam mit Gesinnungsgenossen desertierte. Das Gericht nahm zu 
seinen Gunsten an, daß er ins alte Regiment gewollt habe, da er in 
diesem nicht mehr in vorderster Front verwendet worden wäre, weil 
in ihm zwei seiner Brüder gefallen waren und er seine alten Eltern habe 
unterstützen wollen. 

Fall 107: betrifft einen 25jährigen ledigen Buchdrucker aus Mün¬ 
chen, Sohn eines Handwerkers, 5. von 7 Kindern, der frühkriminell ist 
und wegen Landstreicherei, Arbeitsscheue, Waffentragens, sechsmal 
wegen Diebstahls und Bettels vorbestraft wurde, und wegen unerlaubter 
Entfernung und nachfolgender Einbrüche und Betrüge 3 Jahre Zuchthaus 
bekam. Führung bei Militär und im Zuchthaus gut. 2 Geschwister an 
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Tuberkulose gestorben. Sonst keine Belastung. Intelligent und gut 
benotet. Der Gefangene war schon vor dem Kriege von seinem Vater 
wegen seines auffallenden Verhaltens in die Psychiatrische Univ.-Klinik 
München getan worden, wo laut vorliegender Krankengeschichte Epi¬ 
lepsie einwandfrei festgestellt worden war. Er zeigte nämlich bereits 
1910 unvermittelt Erscheinungen von Dämmerzustand ähnlicher Porio- 
manie, an die sich Dipsomanie anschloß, worauf er einen Anfall bekam, 
über den er nichts wußte, wobei er von den Sanitätern nach Hause 
gebracht wurde. Anfälle, auch mit Zungenbiß, waren schon früher 
beobachtet worden, desgleichen öfters Zeiten, in denen er ohne Grund 
viel Bier trinken mußte. — Im Zuchthause als Hausknecht auf der Irren¬ 
abteilung beschäftigt, war er ordentlich und fiel nie auf. 

f) 2 Mann mußten im Laufe der Strafverbüßung wegen auf¬ 
getretener Geistesstörung der mit dem Zuchthause ver¬ 
bundenen Irrenabteilung zugeführt werden. 

Die Krankengeschichten sind kurz folgende: 

Fall 113: ist ein 30jähriger Landsturmmann, von Beruf Dreher und 
Mechaniker, Sohn eines psychopathischen, erregten, von der Frau getrennt 
lebenden Landkrämers und einer an Migräne leidenden Mutter, unter 
ungünstigen Verhältnissen aufgewachsen, frühkriminell (17mal bestraft 
wegen Eigentums- und Roheitsdelikten), Trinker. Bei Militär wegen 
unerlaubter Entfernung vorbestraft. Bekam wegen gleichen Reates und 
Diebstahls 2 Jahre Zuchthaus, wo er an psychogener Haftpsychose 
erkrankte und der hiesigen Irrenanstalt zugeführt wurde. Hörte Stimmen 
in der Zelle: „Jetzt mußt du hin werden, jetzt kommst du nicht mehr 
hinaus“. Andere Gefangene, die dies ebenfalls hörten, hatten zu ihm 
gesagt: „Das ließe ich mir nicht gefallen“. 

Der Kranke ist nach seinem ganzen Lebensgang ein Phantast und 
Abenteurer, der auch jahrelang auf Wanderschaft und auch über See 
in Amerika und Asien war, in steter Unruhe lebte, außer zahlreichen 
Gefängnissen auch mehrere Irrenanstalten frequentierte und in diesen 
teils als Psychopath, teils als an Dementia praecox leidend aufgefaßt 
wurde. Er blieb auch nach der Revolution im Einverständnis mit dem 
Soldatenrate in unserer Irrenabteilung und wurde nach Strafende wegen 
Gemeingefährlichkeit in die zuständige Heilanstalt gebracht. Wir haben 
ihn, abgesehen von der bald abgeklungenen psychog. Haftpsychose als 
eine psychopathische, mit hysterischen und verbrecherischen Zügen 
behaftete Persönlichkeit aufgefaßt. 

Fall 114: betrifft einen ledigen, 27 Jahre alten landw. Taglöhner, 
der frühkriminell und auch militärisch wegen unerlaubter Entfernung 
vorbestraft ist und als unsicherer Heerespflichtiger eingezogen worden 
war. Weil er sich von Kameraden bereden ließ, von der Feldwache durch¬ 
zugehen, und weil er einem dieser Kameraden einen Schuß beibrachte, 
um bei diesem eine feindliche Verwundung vorzutäuschen, erhielt er 
6 Jahre Zuchthaus, die später auf 3 Jahre ermäßigt wurden. Im Zucht¬ 
hause E. erkrankte er nach 2jähriger Verwahrung unter massenhaften 
Halluzinationen, sah lauter Geister und den Teufel, der zu ihm zum 
Geschlechtsverkehr in den Schlafsaal kam. Er griff zu störenden Abwehr¬ 
maßnahmen, und mußte in die hiesige Irrenabteilung versetzt werden. 
Hier blieb die Diagnose schwankend zwischen Man.-depr. Irresein und 
Dementia praecox. Der Kranke wurde im Einverständnisse mit dem 
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Soldatenrat bis zum Strafende über die Revolutionsamnestie hinaus auf 
der Irrenabteilung belassen und dann in die zuständige Heil- und Pflege¬ 
anstalt als ungeheilt und gemeingefährlich abgegeben. Er ist der Sohn 
einer als still, weinerlich und verzagt bezeichneten Frau aus deren 1. Ehe 
mit einem Bader, der diese Frau anscheinend verlassen hat. Aus der 
2. Ehe der Mutter stammen 6 Kinder, über welche Auffälliges nicht 
bekannt ist. 

g) Die Psychopathien nahmen einen breiten Raum ein. 
Es mag genügen, nachstehendes hervorzuheben: 

Bei Überprüfung der Akten fand sich in 15 Fällen der 
Vermerk Debilität, in 8 Fällen Imbezillität als Ergebnis 
des Eindrucks, den die Betreffenden bei der Aufnahmeunter¬ 
suchung gemacht hatten. Zuzugeben ist, daß für manchen die 
beängstigende Fremdartigkeit der Umgebung im Zuchthause 
bestimmend war, sich nicht so frei zu geben, wie er wirklich 
war. Nicht ganz abzuleugnen ist auch die relative Anfechtbar¬ 
keit diagnostischer Festlegungen, die sich nicht auf systema¬ 
tische Intelligenzprüfung stützen, sondern das Fazit einer 
allerdings stets eingehenden Aussprache und Untersuchung 
sind. 

Allein man kommt bei einer Gruppe von Fällen nicht um 
die Annahme einer debilen und sogar imbezillen Geistes¬ 
verfassung herum. Einsichtslosigkeit, Urteilsschwäche, Nei¬ 
gung zu leichtsinniger Betrachtung des Geschehenen, Ver¬ 
ständnislosigkeit für die bürgerlichen Folgen der Straftat, 
Mangel an altruistischen Gefühlen, kurzsichtiger Egoismus 
gegenüber den Schwierigkeiten des Vaterlandes und in bezug 
auf die Erfüllung patriotischer Pflichten sind Züge, denen 
man in verschiedengradiger Ausprägung begegnete. Dieselben 
wurden ausschlaggebend für die Einschätzung ihrer Träger als 
Debile bezw. Imbezille. Ein bei jugendlichen Debilen 
häufiges Moment war eine gewisse infantile, puerile Färbung 
des Gesamtverhaltens, wodurch solche Leute unverkennbar 
anders waren als reife, ernst zu nehmende Männer. Auch die 
Art der Anlegung und Durchführung der Straftat sprach zu¬ 
weilen für eine derartige Bewertung. Aus verschiedenen 
Urteilen ging endlich hervor, daß der Verurteilte sichtlich ein 
willensschwacher, haltloser, oder erregter, von der augenblick¬ 
lichen Stimmung beherrschter Mensch war, oder daß er dem 
suggestiven Einfluß von Hetzern und Verführern unterstand 
und widerstandslos unterlag. 

Es dürfte Gewicht auf die Feststellung zu legen sein, daß 
mithin auch gerichtsseitig eine ganze Anzahl verschiedener 
Formen von Psychopathie als vorliegend anerkannt und berück- 
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sichtigt wurde, ein Umstand, der die Härten des Militärstraf¬ 
gesetzbuches, das wesentlich nach den Gesichtspunkten der 
Abschreckung orientiert ist, dankenswert zu mildern bemüht 
war. 

Im Gegensatz zu obigen, für eine minderwertige geistige 
Konstitution der Sträflinge sprechenden Tatsachen fand sich 
kein Hinweis darauf, daß der Verurteilte etwa aus höherer 
Einsicht, auf Grund tieferen Nachdenkens Gegner des Krieges 
gewesen wäre oder daß er aus sittlichen Erwägungen heraus 
das durch den Krieg bedingte Elend verabscheut hätte. Nur 
ein einziger handelte aus politischen Motiven, indem er durch 
revolutionäre Schriftenpropaganda gegen Kriegsende zur Straf¬ 
tat kam. 

Gerade dieses hinsichtlich geistiger Vollwertigkeit so gut 
wie negative Ergebnis spricht dafür, daß die vertretene An¬ 
schauung von einer vielfach gegebenen Unzulänglichkeit des 
Geistes richtig sein muß. 

3. Noch schlagender wird sie bewiesen, sobald man im 
Zusammenhang mit dem oben Dargelegten auf eine andere 
Gruppe von Erhebungen eingeht, die sich auf die Schul¬ 
bildungsverhältnisse der Sträflinge und auf die Frage 
erstreckt, welches denn das Maß derjenigen allgemeinen 
Kenntnisse war, das ihnen als geistiges Rüstzeug zum Be¬ 
stehen des Wirtschaftskampfes im Leben und zur Beurteilung 
der Vorgänge im Gesellschaftsleben zur Verfügung stand. 

Vorangängig ist zu bemerken, daß von 112 Sträflingen 
11 Mann eine ganz oder teilweise außer häusliche Erzie¬ 
hung genossen haben, indem sie in Waisenhäusern oder Zwangs¬ 
erziehungsanstalten untergebracht waren. In 22 Fällen mußte 
auch bei häuslicher Erziehung ein ungünstiger Einfluß 
angenommen werden. So wurde z. B. Fall 104 auf den Bettel 
geschickt, Fall 108 von der Mutter zum Diebstahl angeleitet. 
In anderen Familien standen die Kinder unter dem mißlichen 
Eindruck eines durch väterliche Trunksucht zerrütteten ehe¬ 
lichen Lebens. 

Die Schulbildung war nur in 2 Fällen ungeregelt. Im 
2. Fall handelte es sich um einen Zigeuner, der überhaupt nicht 
zur Schule kam. Beide Fälle zeigten auch ungünstige familiäre 
Erziehungseinflüsse. 

In 5 Fällen darf die Schulbildung, wenn sie auch zeitlich 
ausreichte, doch als ungenügend bezeichnet werden, weil es 
sich um Leute handelte, welche 3-, sogar 4mal repetierten. 
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3 von diesen Repetenten finden sich auch in der Liste der als 
imbezill angesprochenen Gefangenen. 

Der Wissensschatz nun, mit dem der Einzelne den Dingen 
des Lebens gegenübersteht, setzt sich zusammen aus den 
Kenntnissen der Schulbildung als Grundlage, und aus den 
Kenntnissen und Erfahrungen, welche das spätere Leben ver¬ 
mittelt. 

Die bayer. Strafanstalten orientieren sich über die allge¬ 
meine Bildungshöhe der Sträflinge, indem sie jeden Einge¬ 
lieferten einer Prüfung durch den Anstaltslehrer in den Haupt¬ 
gebieten der Elementarschule unterziehen lassen, nämlich im 
Lesen, Schreiben und Rechnen. Die in Straubing übliche 
Prüfung dehnt sich auch auf sogen, allgemeine Kennt¬ 
nisse aus, und zwar werden Fragen aus Geschichte, Erd¬ 
kunde, Staats- und Bürgerkunde, Regierung, Verfassung, 
Politik, Parteigruppierung, Handel und Verkehr usw. in Aus¬ 
wahl gestellt. Man gewinnt so einen Einblick in den geistigen 
Gesamtbesitz eines Sträflings, weil auch das in die Erscheinung 
tritt, was er nach der Schule im Leben sich angeeignet hat. 

Die in Straubing erfolgende Benotung nach allgemeinen 
Kenntnissen ist daher eine Ergänzung und Bereicherung all 
der Unterlagen, welche zur psychologischen und soziologischen 
Betrachtung von Strafgefangenen notwendig sind. 


Nach Maßgabe dieser Grundsätze wurden — vom Lehrer 
benotet: 

mit Note 1.2 Mann 

„ „ II ..23 „ 

„ „HI.54 „ 

„ „ IV.33 „ 


Folglich sind unabhängig von der sonstigen psychischen 
Verfassung, bei der Mehrzahl, — 77% —, schlechte und 
unzulängliche Kenntnisse vorhanden auf für jeden Staats¬ 
bürger einfach wissensnotwendigen Gebieten. Ich habe 
hierüber mit dem die Prüfungen vornehmenden, inzwischen 
verstorbenen Herrn Strafanstalts-Oberlehrer Höchtl mehr¬ 
fach konferiert und von diesem erfahrenen Fachmann mit¬ 
geteilt erhalten, daß die Unbeschlagenheit der Militärsträflinge 
auch ihm aufgefallen war. 

Es ist kaum zu bezweifeln, daß sie sich zum größten Teil 
aus einem Material rekrutierten, das hinsichtlich seines auf 
positive Kenntnisse gegründeten Gesichtskreises unter dem 
Durchschnitt gleicher Gesellschaftsschichten stand. 
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Ich möchte nicht versäumen, daran zu erinnern, daß ins¬ 
besondere Baer (Der Verbrecher in anthropol. Beziehung, 
1893) betont, daß selbst in Ländern mit äußerst streng durch¬ 
geführter allgemeiner Schulpflicht sich eine auffallende Un¬ 
wissenheit bei Verbrechern finde, die auf Intelligenzschwäche 
beruhe. 

Dem Zwecke der vorliegenden Arbeit wird es dienlich sein, 
wenn in Auswahl noch einige Zustandsbilder solcher Gefan¬ 
gener zur Darstellung gelangen, die als geistig Minder¬ 
wertige besonders bemerklich waren. 

Fall 1: 22 Jahre alt, lediger Herrschaftsdiener, ehelicher Sohn eines 
Fabrikwerkmeisters und einer an Migräne leidenden Mutter, 1. Kind 
von 5, wegen Bettels vom Jugendgericht zweimal mit Verweis vorbe¬ 
straft, vom Vater mit Tuberkulose belastet, und selbst ein schwächlicher, 
rachitischer Mensch von unreifem Eindruck, ist in der ersten Kriegs¬ 
begeisterung als Freiwilliger eingetreten, hat aber nur 6 Tage im Felde 
ausgehalten, worauf seine Begeisterung ins Gegenteil umschlug und er 
gemeinsam mit einem anderen sein Ausscheiden aus dem gefährlichen 
Kriegsdienste bewerkstelligte, indem beide, um bestraft zu werden, 
anzügliche und beleidigende Briefe an den König schrieben und auf Posten 
zum Feinde überlaufen wollten. Sie hofften, dabei mit einigen Monaten 
Gefängnis wegzukommen. Das ganze Machwerk zeigte bei aller Niedrig¬ 
keit der angewendeten Mittel doch ein großes Maß Urteilslosigkeit und 
einen Mangel an Abwägung und Voraussicht der Folgen, wie man es 
wohl nur bei imbezillen Menschen findet. Beide waren nicht imstande, 
jene komplizierten, hochwertigen sittlichen Gefühle auf Grund ihrer 
Verstandesanlage zu produzieren, die vom Kämpfer fürs Vaterland’ver¬ 
langt werden müssen, wie Mut, Entsagung, Todesverachtung, Treue und 
Standhaftigkeit. Ursprünglich freiwillig zum Heere gegangen, warf der 
Gefangene alles Feuer über Bord, als er die Gefahr und Härte des Lebens 
vor dem Feinde sah und als sich gleichgesinnte Stimmen im Schützen¬ 
graben regten. 

Im Zuchthaus zeigte sich der unreif und infantil aussehende Mensch 
von knabenhaften, aber gutmütigen Eigenschaften. Die Haft schien bei 
ihm sichtlich eine gewisse Reife zu zeitigen. Er darf als Schulfall eines 
Menschen bezeichnet werden, der durch unsoldatische Grundeigenschaften 
nie für den Krieg paßte und ohne ihn aller Wahrscheinlichkeit nach 
auch eine andere, nicht kriminelle Lebensgestaltung gefunden hätte. 
Das Urteil lautete auf 15 Jahre Zuchthaus wegen Fahnenflucht. Zu er¬ 
wähnen ist noch, daß der Gefangene nach seinem hiesigen Briefwechsel 
dringendst im Verdachte homosexueller Beziehungen zu einem Arzte 
stand, der seinerseits als homosexuell polizeilich bekannt war. Auch 
dieses Moment spricht für die infantile Verfassung. 

Fall 26: 25jähriger lediger außerehelich geborener Dienstknecht, 
dessen Vater ein wegen Roheitsdelikten bestrafter Trinker, die Mutter 
nervös ist, bekam wegen militärischen Diebstahls 2 Jahre Zuchthaus. 
Er ist wegen gleichen Reates an Kameraden und wegen unerlaubter 
Entfernung bereits während des Krieges vorbestraft, aber ohne bürger¬ 
liche Vorstrafen. 1914 verwundet, 1917 durch Granate verschüttet. Im 
Zuchthause zeigte er sich als ein gutmütiger, aber sehr willensschwacher 
und hemmungsloser Mensch. Gab an, er habe in seinem Leben einen 
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einzigen Rausch gehabt, nämlich vor Freude, als er 1912 aktiv wurde! 
Bei uns auf Außenstation beschäftigt, entwich er vom'Arbeitsplätze, 
nach seiner späteren Aussage, weil er dem Triebe nach Freiheit und der 
Sehnsucht nach der Heimat absolut nicht mehr widerstehen konnte. 
Bereute diese Unüberlegtheit sehr und führte sich von da ab gut. 

Fall 30: ist ein 19 Jahre alter Kriegsfreiwilliger, lediger Bäcker, 
Wirtssohn, dessen Vater Trinker ist, während sich unter den Geschwistern 
Nervöse befinden. Er bekam wegen fortgesetzter Feigheit 2 Jahre Zucht¬ 
haus, weil er sich wiederholt aus Angst vor dem Schießen versteckte, 
den Gehorsam verweigerte und schließlich sich zweimal vom Vormarsche 
wegschlich. In der Anstalt machte er bei einwandfreiem Allgemein¬ 
verhalten unverkennbar körperlich und geistig unreifen, infantilen und 
dabei nervös-ängstlichen Eindruck. Die Korrespondenz mit den Ange¬ 
hörigen bestätigt diesen Eindruck vollauf, indem der Gefangene schon 
in früher Jugend in der Familie als nervenschwach aufgefallen war. 
Keinerlei Vorstrafen. Ordentliche Familie. 

Fall 37: berührt einen 23jährigen ledigen Schreiner, ehelichen Sohn 
eines ländlichen Schreinermeisters und letztes von 10 Kindern. Ohne 
Belastung, ohne Vorstrafen. Er bekam wegen Feigheit 5 Jahre Zucht¬ 
haus, weil er mit anderen beim Vormarsch im Artilleriefeuer ausriß. Das 
Urteil stellt fest, daß er verführt worden sei und auf das Gericht den Ein¬ 
druck eines beschränkten Menschen gemacht habe. Diese Annahme 
trifft nach hiesigen Erhebungen zu: er hat erst mit 2 l / 2 Jahren das Laufen 
gelernt, wurde aus der 4. Schulklasse entlassen und ist vom Anstalts¬ 
lehrer mit Note IV zensiert. Führung in der Anstalt gut. Der Gefangene 
ist unbedenklich als Imbeziller anzusprechen. 

Fall 42: ist ein 19 Jahre alter Bierbrauer, letztes von 7 außerehe¬ 
lichen Kindern einer ländlichen Dienstmagd, und hat wegen Fahnen¬ 
flucht 1 Jahr Zuchthaus erhalten, weil er sich von der Truppe entfernt 
hatte, lediglich, um einer geringen Bestrafung wegen eines leichtsinnigen 
Streiches zu entgehen. Er ist bürgerlich wegen Diebstahls, Körper¬ 
verletzung, Waffentragens und Bettels im ganzen achtmal vorbestraft. 
Machte bei guter Führung in der Anstalt puerilen, etwas hypomanischen 
Eindruck. Meinte ,,er sei sein Leben lang allezeit lustig gewesen“. Ließ 
keine Einsicht in die bedauerliche Gestaltung seines Schicksals ersehen. 

Fall 46: 27jähriger Landwehrmann, lediger Schuhmacher, ehelich 
eines Landwirtes, nicht vorbestraft, im Felde bereits verwundet gewesen, 
erhielt wegen Fahnenflucht 8 Jahre Zuchthaus, weil er mit Kameraden 
von der Stellung aus zum Feinde überlaufen wollte, was indes mißlang. 
Das Urteil nimmt an, daß er triebartig dem stärkeren verbrecherischen 
Willen des einen seiner Kameraden unterlegen sei. In der Verwandt¬ 
schaft des Vaters ist Geisteskrankheit gegeben, die Mutter des Gefan¬ 
genen ist ebenfalls geisteskrank. Der Gefangene selbst war bis 7 Jahre 
Bettnässer, vom Anstaltslehrer ist er mit III/IV bewertet. 

Fall 85: 20jähriger ungelernter Taglöhner vom Lande, ohne Vor¬ 
strafen, ehelicher Sohn eines Holzhauerrottmeisters, von sehr guter mili¬ 
tärischer Führung. Ein Bruder ist geistesschwach, eine Schwester des 
Vaters psychopathisch. Der Gefangene selbst lernte hart, besitzt nervöse 
Herztätigkeit und macht debilen Eindruck. Er bekam wegen Feigheit 
3 Jahre Zuchthaus, weil er den Vormarsch verweigerte, ,,da man nur den 
Tod vor Augen habe“. Nach Annahme des Gerichtes ist er durch die 
Nachricht, daß zwei seiner Brüder gefallen und einer vermißt sei, seelisch 
stark erschüttert gewesen. 
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Fall 86: betrifft einen 22 Jahre alten Taglöhner, ehelichen Sohn 
eines Korbmachers am Lande, letztes Kind von 7, der im Felde bereits 
zweimal verwundet worden war. Er will durch das Schießen nervös 
geworden sein und konnte Bier niemals recht vertragen. Wegen uner¬ 
laubter Entfernung erhielt er 4 Jahre Zuchthaus. Eine einzige Vorstrafe 
wegen Angriffes auf einen Vorgesetzten. Der Vater ist wegen Sittlich¬ 
keitsverbrechens vorbestraft, ein Bruder des Gefangenen wegen Körper¬ 
verletzung. Die Mutter und eine ihrer Schwestern sei aufgeregt, 3 Kinder 
eines Bruders seien schwachsinnig. Der Gefangene selbst litt bis in die 
Schule herein an Bettnässen. Vor der Verhandlung wurde er in einer 
Irrenanstalt beobachtet und für minderwertig erklärt. Das Urteil des 
Anstaltslehrers lautet IV. Der Gefangene ist sehr aufgeregt und kommt 
vor Erregung sofort zum Weinen. Der Heimatbogen besagt, daß der 
Gefangene früher ein „freches“ Auftreten gezeigt habe. Somatisch: 
Herzverbreiterung, akzessorische Brustwarze, Turmschädel, Flügelohren. 

Fall 88: 22jähriger lediger Maurer vom Lande, ehelicher Sohn eines 
Maurers, einziges Kind, im Felde gaskrank gewesen. Wegen unerlaubter 
Entfernung aus Angst vor persönlicher Gefahr vorbestraft, sonst straf¬ 
frei. Bekam wegen Feigheit im Gefecht und Gehorsamsverweigerung 
4 Jahre Zuchthaus. Mutter in jungen Jahren wegen Diebstahls bestraft. 
Vater und dessen Vater Trinker. 2 Brüder des Vaters Selbstmörder. 
Persönlich bis in die Schulzeit Bettnässer. Macht den Eindruck der Im¬ 
bezillität. Früherer Strafakt der militärischen Strafanstalt Oberhaus: 
„Ist sehr dumm, stellt sich aber dümmer als er ist. Gab dem Gerichte 
an, er wolle ins Gefängnis, um nicht mehr in Gefahr zu kommen“. Heimat¬ 
bogen: „Ein unbeholfener Mensch, leichtsinnig, zum Diebstahl geneigt. 
Leidet an großer Geistesschwäche. Daheim wurde ihm immer geholfen.“ 


Vorstehende Wiedergaben erschöpfen das Material keines¬ 
wegs. Absichtlich wurden Fälle ausgewählt, in denen außer 
der ärztlichen Bewertung auch Angaben im Urteil, also juri¬ 
stische Auffassung, oder sonstige aktenmäßige Belege den 
Minderwertigkeitszustand anerkannten. 

Es bedarf außerdem der Hervorhebung, daß selbstverständ¬ 
lich sich auch eine Gruppe solcher Militärsträflinge vorfand, 
bei denen ein geistiger Defekt oder Belastungstatsachen nicht 
hervortraten. 

4. Abschließend sei noch auf die Lebensberufe der 
Sträflinge kurz eingegangen. Von 112 Mann hatten 

Landwirtschaftlichen Beruf . . . .'. 23 Mann 

Ungelernte Taglöhner waren. 26 ,, 

Gelernte Handwerker. 49 

Kaufleute . 3 ,, 

Fabrikarbeiter. 3 ,, 

Chauffeure . 2 „ 

Handelsmatrosen. 2 ,, 

Bergmann. 1 ,, 

Herrschaftsdiener . 1 „ 

Hilfspostschaffner. 1 

Zigeuner. 1 „ 
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Unter diesen spezialisiert sich das „gelernte Handwerk“ 
wie folgt: es waren: 

Schneider 1 . [5 Mann 


Schuhmacher 
Weber 
Sattler 
Brauer 
Bäcker 

Koch u. Metzger 
Müller 
Schreiner 
Maurer 
Ziegler 
Dachdecker 
Pflasterer 
Spengler 
Steinmetz 
Mechaniker 

Galvaniseur J . 

Schmied u. Kesselschmied | 
Eisenwerkarbeiter | 

Gärtner. 

Buchdrucker . 

Fabrikarbeiter schlechthin 


Bekleidungs- u. Lederbranche 10 


Nahrungsmittelgewerbe 13 


Holz- u. Bauhandwerk 12 


Kunsthandwerk 4. 


Eisenbranche 5 


5 
2 
2 
1 
3 

3 

6 
1 

4 
3 
1 
1 
1 

2 

1 

2 

1 

f 2 
|3 
1 
1 

3 


VIII. Milieu und Motivierung der Straftaten. 

„Not an Mann“ zwang bei der langen Kriegsdauer in stei¬ 
gendem Maße zur Heereseinstellung auch von Leuten, bei 
denen eine Summation von äußerlich wie seelisch bedingter 
Bereitschaft zum Versagen in schwierigen Situationen vorlag. 
Ein Teil von ihnen, darunter diejenigen, welchen vorwürfige 
Studie gilt, versagte nach der kriminellen Seite hin, durch 
Verstöße gegen das Militärstrafgesetzbuch. Kahn sagt (Münch, 
med. Woch.-Schr. 1919, Nr. 34, Psychopathie und Revolution) 
mit Recht: „Je länger der Krieg dauerte, desto mehr wurden 
die Psychopathen eine crux für die Armee. Als Kriegs¬ 
neurotiker jeder Art füllten sie die Lazarette; als die Dis¬ 
ziplin in hohem Maße gefährdende Elemente beschäftigten sie 
auf der anderen Seite die Kriegsgerichte.“ 

Das Strafgesetzbuch ist die dem verbrecherischen Tun ent- 
* gegentretende Schranke zur Abwehr einer Gefährdung der 
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Lebensbedingungen der Gesellschaft. Die Gesellschaft be¬ 
stimmt im Gesetze, welche Handlungen als Verbrechen zu 
bewerten sind. Das Verbrechen besteht in der verantwort¬ 
lichen Verletzung eines Strafgesetzes. Strafrechtlich ist 
somit jeder Verurteilte als Verbrecher zu betrach¬ 
ten. 

Die strafrechtliche Beurteilung kann indes nicht gelten für 
die biologisch-psychologische Betrachtungsweise des 
Rechtsbrechers: 

Wir kennen den tiefgreifenden Einfluß, den soziale, wirt¬ 
schaftliche, familiäre, hereditäre und persönliche körperlich¬ 
geistige Verhältnisse und Eigenheiten, also Umwelt, Erbgut 
und Ich zuweilen auf das Zustandekommen der verbrecheri¬ 
schen Persönlichkeit in zwingender Weise auszuüben imstande 
sind. Auch in den oben zergliederten Fällen waren vielfach 
solche Faktoren wirksam. Man findet dieselben aber mit an¬ 
nähernd gleicher prozentualer Häufigkeit bei Verbrechern und 
bei Geisteskranken; bei geistig Gesunden und in der nicht 
kriminellen Bevölkerung sind sie geringer, aber nichtsdesto¬ 
weniger gleichfalls vertreten. Ihr mithin generelles Vorkom¬ 
men legt nahe, sie nicht als schlechthin für Verbrecher charak¬ 
teristisch hinzustellen, obschon immerhin zahlreiche Verbrecher¬ 
erscheinungen als durch sie bedingt und wesentlich gefördert 
bezeichnet werden dürfen. 

Für die psychologische Definition des Begriffes „Ver¬ 
brecher“ muß auf ein nur dem kriminellen Menschen 
eigenes Kriterium zurückgegriffen werden; dies ist der 
Mangel an sozialem Fühlen, die antisozial eingestellte 
Willensrichtung. Dabei ist es ohne Belang, ob, wie beim 
„energischen“ Verbrecher, ein starker, oder, wie beim 
„schlaffen“ Verbrecher, ein schwacher Wille, ob „Energie“ 
oder „Willensschwäche“ im einzelnen Falle vorliegt. 

Der Verbrecherwille allein unterscheidet also den krimi¬ 
nellen Menschen vom sozialen; alle anderen Merkmale sind, 
da sie beiderseits Vorkommen und zutreffen können, wie Bela¬ 
stung, Psychopathie, Milieu, nicht unbedingt kennzeichnend 
für den Rechtsbrecher. 

Als „verbrecherischer Wille“ kann jene, aus dauernder 
Gefühlsabstimmung des geistigen Vorstellungsinhaltes hervor¬ 
gehende grundsätzliche Willensrichtung betrachtet werden, 
welche unter Vernachlässigung der auf die Allgemeinheit zu 
nehmenden Rücksichten antisoziale Handlungen auslöst. % 
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Die Handlung steht als Schlußstein am Ende eines psychi¬ 
schen Prozesses, an dessen Anfang der äußere Sinnesreiz sich 
findet. 

Inwieweit allerdings bei menschlichem Handeln auch Einflüsse des 
ohne unsere eigene Wahrnehmung arbeitenden „Unterbewußtseins“ zur 
Geltung gelangen, mag hier unerörtert bleiben. (Vgl. Forel, Der Hypno¬ 
tismus oder die Suggestion und die Psychotherapie, Stuttgart 1918, 
ferner Freud, Vorlesungen zur Einführung in die Psychoanalyse, 
Leipzig 1918. Letzterer sagt [S. 157] mit Bezug auf den Traum, „daß 
alle Übergriffe und Ausschreitungen, von denen wir träumen, alltäglich 
vom wachen Menschen als Verbrechen wirklich begangen werden“. Er 
führt Platos Wort an, daß die Guten diejenigen sind, welche sich begnü¬ 
gen, von dem zu träumen, was die anderen, die Bösen, wirklich tun!) 

Auf die verbrecherische Handlung bezogen, ist das jeweilige 
„Milieu“, in dem jene sich zutrug, gewissermaßen als „äußerer 
Reiz zur Tat“ zu erachten. 

Das Milieu aber, die Situation, in der die verbrecherischen 
Handlungen speziell unserer Fälle sich abspielten, ist der 
Weltkrieg in Front und Heimat. Anspannung und Heran¬ 
ziehung aller Kräfte aufs äußerste, außerordentliche, über jeden 
im Frieden gewohnten Rahmen weit herausgefallene erschwerte 
Lebensbedingungen und Nöten leiblicher und seelischer Art, 
wie sie nur ein Ringen von so gewaltigen Dimensionen erzeugen 
konnte, Katastrophe zum Ende! 

Ohne Frage eine Zeit mit überdurchschnittlichen Anfor¬ 
derungen an den einzelnen! 

Ihr gegenüber eine gewisse Gruppe von Volksgenossen mit 
Disposition zum Versagen, also mit unterdurchschnittlicher 
Leistungsfähigkeit! 

Es wird im einzelnen demnach zu prüfen sein, ob der unter 
so exzeptionellen, noch nie erlebten und kaum wiederkehrenden, 
drückenden Verhältnissen „verbrecherisch“ handelnd gewor¬ 
dene und aus dieser Lage heraus zu beurteilende Krieger neben 
einer etwaigen sozialen, hereditären oder individuellen Dis¬ 
position als wichtigstes und ausschlaggebendes Kriterium für 
die Qualifizierung als „echter Verbrecher“ auch den ver¬ 
brecherischen Willen besaß oder nicht. 

Damit steht oder fällt die Frage, ob die Militärsträflinge 
aus dem Weltkriege ganz oder teilweise eine kriminologische 
Ausnahmestellung beanspruchen dürfen und ob sie einen 
eigenen Typ von Rechtsbrechern darstellen, der mildere Beur¬ 
teilung verdient. 

Bereits eingangs wurde angedeutet, daß die communis 
opinio der letzteren Anschauung, sozusagen gefühlsmäßig, 
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zuneigte, und die Militärsträflinge generell als Opfer der Situa¬ 
tion zu betrachten willens ist. 

Die psychologische Beurteilungsweise wird sich vielleicht 
ähnlich zuweilen von jener des Juristen entfernen, welcher 
als Richter in erster Linie das verletzte Rechtsgut „rächt“ 
und die gefährdete Gesellschaft in Schutz zu nehmen berufen 
ist, und damit eo ipso das Hauptgewicht auf die Tat, nicht 
so sehr auf den Täter legt. 

Die Frage nach der verbrecherischen oder nichtverbreche¬ 
rischen Eigenart des Täters ist aber gerade hier von brennender 
Wichtigkeit schon um willen der Tatsache, daß unzweifelhaft 
unter den Militärsträflingen sich sehr zahlreiche fanden, die in 
keiner Weise den Eindruck von „Verbrechern“ zu erwecken 
vermochten, u. zw. weder auf den Arzt noch auf son¬ 
stige kompetente Beurteiler im Strafvollzüge. 

Bei der Beantwortung dieser obigen Frage ist der in dem 
Vorurteil Nichtsachverständiger spukenden Auffassung von 
einer angeblichen „Neigung“ des Arztes, alles verbrecherische 
Geschehen einseitig vom Gesichtspunkte der „Psychopatho¬ 
logie“ aus zu betrachten, schärfstens entgegenzutreten. Bio¬ 
logisch-psychologische Betrachtungsweise des Rechtsbrechers 
im Gegensatz zur formal-juristischen ist mit der den Ärzten 
unkritisch unterschobenen Tendenz, allüberall krankhafte 
Seelenzustände zu sehen, nicht gleichbedeutend. Die weitest¬ 
gehende Berücksichtigung der Individualität ist — im Gegen¬ 
satz zum objektiven Verfahren in foro — Hauptaufgabe des 
Strafvollzuges, wenn anders er am einzelnen Sträfling die dem 
Strafgesetz zugrundegelegten Absichten der Prävention, Ver¬ 
geltung, Besserung bezw. Unschädlichmachung und Sicherung 
erfüllen soll. Er kann dies naturnotwendig nur, wenn er weit 
mehr als dies bisher geschah, sich mit Psychologie, Pädagogik, 
Psychiatrie, kurz mit biologischer Betrachtungsweise des 
Verbrechers befreundet. In dieser Linie liegt die Zukunft des 
Strafvollzuges, und nicht auf dem alten Pfad des juristisch¬ 
theologischen Schuld- und Rachegedankens! In diesem Zu¬ 
sammenhang ganz auf die ausgezeichneten Gedankengänge 
eines modernen Juristen, Dr. von Hentigs (Strafrecht und 
Auslese, Berlin 1914), hinzuweisen, erscheint um so ver¬ 
lockender, als hier gerade die ärztliche Auffassung eine 
bedeutsame Stütze erfährt. 

i Die durch den Revolutionsakt im Zuchthause Straubing 
entlassenen Militärsträflinge können nun hinsichtlich der Straf¬ 
taten in folgende Deliktsgruppen eingeteilt werden: 
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1. Handlungen, die auf Befreiung vom Heeresdienst abzielen: 

Feigheit, unerlaubte Entfernung, Fahnenflucht, Selbst¬ 
verstümmelung; 

2. Auflehnung gegen die militärische Unterordnung: Aufruhr, 

Meuterei, Gehorsamsverweigerung; 

3. Vergehen gegen militärisches Eigentum: Diebstahl von 

Heeresgut und bei Kameraden, Plünderung im Felde; 

4. Handlungen gegen die Treue zum Vaterland: Verrat; 

5. gewöhnliche Diebstähle in der Eigenschaft als Soldat. 

Die offenbar höchst verschiedenartigen psychologischen 
Unterlagen dieser Handlungen werden für die Einschätzung 
der Handelnden als Verbrecher oder Situationsopfer bestim¬ 
mend sein. 

ad 1. 

Die Gruppe Feigheit, unerlaubte Entfernung, Fahnen¬ 
flucht, Selbstverstümmelung steht numerisch obenan. 

Diese Reate haben für oberflächliche Betrachtung den 
gemeinsamen Zug, daß sie für die Absicht der Täter zeugen, 
sich dem Kriegsdienst und seinen mißempfundenen Begleit¬ 
erscheinungen zu entziehen: die Täter trachten, sich in Sicher¬ 
heit vor Gefahr oder doch in ein zusagenderes Milieu zu bringen, 
als es der Militärdienst ist. Ein rein egoistisches Motiv, über 
das hinaus vielleicht beim Täter keine Absicht auf Schädigung 
anderer, nämlich vaterländischer Interessen, angenommen 
werden muß! Erst sekundär könnte eine solche Schädigung 
als (möglichenfalls ungewollte) Fernwirkung angenommen 
werden in Form der Beeinträchtigung der Kriegsführung, 
Untergrabung der Heeresdisziplin und damit der Sicherheit 
des Vaterlandes. Kleine Ursachen, große Wirkungen! 

Bedenkt man einerseits den oft außergewöhnlichen Druck 
des Milieus im Frontkampf oder in der Etappe, andererseits 
die vielfach bei den Tätern gegebene psychische und sonstige 
Gesamtverfassung, so hat der Gedanke Bestechendes an sich, 
diese Reate nicht aus verbrecherischen Instinkten hervor¬ 
gegangen zu erachten. 

Das Volksempfinden hat sie offenbar auch als das Ergebnis 
einer Wechselwirkung angesehen, welche zwischen einem über¬ 
mächtig schwierigen Milieu und einer hiefiir geistig-sittlich nicht 
geschaffenen oder insuffizient gewordenen Persönlichkeit statt¬ 
hatte. 

In der Tat scheinen aber selbst Urteilsbegründungen sich 
in der Richtung dieser Anschauungsweise zu bewegen, indem 
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sie auf Grund der bei der Tat oder dem Täter vorliegenden 
„besqpderen Umstände“ einen „minderschweren Fall“ gegeben 
hielten. 

So stellte das Kriegsgericht bei Fall 17 als „mildernd“ fest, 
daß der Täter, ein 29jähriger Reservist ohne bürgerliche Vor¬ 
strafe, lediger, ungelernter Arbeiter und Sohn eines Fabrik¬ 
arbeiters, zum feigen Verlassen seiner Truppe beim Vormarsch 
dadurch gekommen war, daß er nach 3 Jahren Kriegs¬ 
dienstes infolge Nervosität das Schießen nicht mehr 
hören konnte. 

Fall 37, ein 23jähriger Rekrut, der bereits als Imbeziller 
geschildert wurde, wurde vom Gericht selbst als beschränk¬ 
ter, verführter Mensch beurteilt. 

Solcher Beispiele wären unschwer noch mehrere anzuführen, 
um daraus etwa endlich den Schluß abzuleiten, daß das Delikt 
der Feigheit, unerlaubten Entfernung Fahnenflucht und Selbst¬ 
verstümmelung, als aus rein egoistischen Motiven der Selbst¬ 
erhaltung bezw. Selbstförderung hervorgegangen, unter¬ 
schiedslos nicht durch kriminelle Willensrichtung zustande¬ 
gekommen sei. 

Dies wäre nun irrig: aus dem von mir beobachteten und 
gesichteten Materiale erhellt, daß wohl nur die Fälle von 
Feigheit vor dem Feinde sowie ein Teil der Fälle von un¬ 
erlaubter Entfernung und Fahnenflucht, keineswegs aber 
sämtliche letztgenannte, jene günstigere psychologische 
Deutung verdienen. 

Ich gehe vorab auf das Reat der „Feigheit vor dem Feinde“ 
näher ein: Mut, Heldentum und Todesverachtung in allen 
Lagen sind ethische Werte, über welche mancher nach seiner 
geistigen Anlage und Höhe schlechthin nicht verfügt; außer¬ 
dem ist angesichts langdauernder, zerrüttender Einwirkungen 
der Kriegsstrapazen und Gefahren auf Nervensystem und 
Psyche auch mit einer allmählichen Verdrängung oder Über¬ 
tönung dieser hochwertigen Eigenschaft zu rechnen in den 
Fällen, in denen sie wirklich anfänglich gegeben war. 

Beweisend für die Richtigkeit gerade dieser letzteren Auf¬ 
fassung ist, daß die Fälle von Feigheit vor dem Feinde zu¬ 
nehmend gegen Kriegsende sich zutrugen, und daß, wie 
wiederum einzelne Urteile feststellen, sie gerade von Männern 
verübt wurde, die vorher lange als tapfere Soldaten anerkannt, 
sogar dekoriert worden waren. Bei ihnen handelt es sich 
zweifellos um seelische „Versager“ und Erschöpfungen! 
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Der Überblick über die Fälle von Feigheit vor dem Feindd 
lehrt weiterhin, daß unter ihnen nur 7 bürgerlich vorbestrafte 
Menschen sind, und von diesen wieder nur 2 Mann frühkriminell 
waren. Dagegen hatten 10 Mann Ordensauszeichnungen 
errungen, einer besaß sogar deren zwei, einer war früher 
wegen Tapferkeit zum Gefreiten befördert worden. 

Daß es sich bei diesen Leuten um eine der Kriegssituation 
nicht mehr adäquate nervös-geistige Verfassung handelte, geht 
auch daraus hervor, daß 14 von den 40 Mann schon vorher 
durch unerlaubte Entfernung usw. sich der für sie unerträglich 
gewordenen Lage zu entziehen versucht und in Strafe gebracht 
hatten. 

Aber kein einziger von ihnen ist außer wegen Feigheit 
wegen eines gemeinen Verbrechens, etwa Diebstahl, Betrug, 
Urkundenfälschung oder Plünderung gleichzeitig mitbestraft. 
Auch dieses Moment ist in der Richtung zu deuten, daß der 
Akt der Feigheit vor dem Feinde psychologisch weit richtiger 
als durch elementar vorbrechenden Selbsterhaltungstrieb oder 
nervösen Zusammenbruch entstanden wie auf wirklich krimi¬ 
nelle Anlage basiert angesprochen werden darf. Die verbre-, 
cherische Tendenz ist sohin zu verneinen. 

Anders bei der Gruppe „unerlaubte Entfernung und Fahnen¬ 
flucht!“ 

Hier finden sich zweierlei Repräsentanten: der Typ des 
echten^ Verbrechers und andererseits wieder der harmlose 
Schwächling. 

Die Durchsicht des Materiales ergibt, daß von 56 Mann 
nach vollführter unerlaubter Entfernung oder Fahnenflucht 
15 Mann sofort anschließend gemeine Verbrechen, wie 
Diebstahl, Einbruch, militärischen Diebstahl, Plünderung im 
Felde, Unterschlagung, Urkundenfälschung, Betrug oder Selbst¬ 
befreiung als Gefangene, z. T. gehäuft, verübten. Einer von 
diesen, der auch frühkriminell war, lud neben mehreren Dieb¬ 
stahlsverbrechen sogar einen Totschlagsversuch auf sich. 

Weiterhin fand sich, daß von den 56 Mann 16 Frühkrimi¬ 
nelle waren — bei Gruppe „Feigheit“ von 40 Mann bloß 2! 
— deren ganzes Vorleben von früh auf durch antisoziale Ten¬ 
denzen gekennzeichnet war. Ferner fanden sich 7 weitere, 
die, allerdings ohne im Alter bis zu 18 Jahren bestraft worden 
zu sein, von der Stufe der vollen Strafmündigkeit ab sich jedoch 
durch bürgerliche Vorstrafen als Gesellschaftsfeinde genügend 
manifestiert hatten. 
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15 Mann, darunter die meisten bürgerlich schon vorbestraft, 
hatten auch ausgesprochen schlechte militärische Führung; so 
war z. B. einer wegen tätlichen Angriffs auf einen Vorgesetzten, 
einer wegen militärischen Diebstahls, einer wiederholt diszi¬ 
plinär geahndet worden. 

Frühkriminelle, bürgerlich Vorbestrafte, solche, welche 
anschließend an ihre eigenwillige Entfernung vom Heere sich 
sofort gemeiner Verbrechen schuldig machten, sind wohl 
widerspruchslos nicht unter die zusammengebrochenen, „bedau¬ 
ernswerten“ Opfer der Situation zu rechnen, sondern Menschen 
von krimineller Eigenart. Sie hätten vermutlich auch unter 
anderen Umständen ihre dem Gemeinwohl abträgliche Indi¬ 
vidualität geäußert, und haben den unbequemen und gefahr¬ 
vollen Pfad soldatischer Pflichterfüllung infolge ihres Hanges 
zu Ungebundenheit, aus zügellosem Egoismus und Mangel an 
Altruismus verlassen. 

Nur ein Teil der eben besprochenen Gruppe kann daher 
als im psychologischen Sinn nicht verbrecherisch bezeichnet 
werden. Es handelt sich bei letzteren, wie aus zahlreichen 
Urteilen hervorgeht, um taedium belli, horror campi 
•aus nervöser Alteration, um Angst vor dem Schießen, Ver¬ 
stimmung über nicht erhaltenen Urlaub oder nicht nach Wunsch 
erfolgte Versetzung zum alten Regiment, also um Affekt¬ 
äußerungen und mangelnde nervöse Rüstigkeit. Man wird die 
moralische Defektuosität der Fahnenflucht sicher nicht in 
Abrede stellen, wenn man solche Täter nicht bei den Ver¬ 
brechern einreiht. 


ad 2. 

Die Gruppe „Auflehnung gegen die militärische Unter¬ 
ordnung“ umfaßt diejenigen, welche als Hauptdelikt Meuterei, 
Aufruhr, Gehorsamsverweigerung oder Selbstbefreiung sfch 
hatten zu Schulden kommen lassen. 

3 Mann von diesen gingen im Zuchthaus auf je 15 Jahre 
wegen militärischen Aufruhrs zu, weil sie, in der Garnison 
zu einem Marschbataillon zugeteilt, am Vorabend des Ab¬ 
marsches in einer Wirtschaft demonstrativ Offiziere ignorierten, 
dann beleidigten, andern Tags mit Strohhüten auf dem Kopf 
durch die Stadt zogen, Vorgesetzte in schwerster Art insul¬ 
tierten und unter dem Gejohle der von ihrem Treiben „begei¬ 
sterten“ Menge sich ihrer Festnahme widersetzten und sich 
bis in die späte Nacht abermals in einige Wirtschaften begaben. 
Dieselben ausschreitenden Szenen erneuerten sich am Morgen 
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in der Kaserne, bis sie sich nach einer äußerst schweren 
Schädigung der Disziplin zum Abtransport ins Feld bereit 
erklärten. Auf dem Wege dorthin fanden neuerliche Auftritte 
statt. Das Urteil besagt, „sie haben in kaum zu übertreffender 
Weise sich gegen die Grundsätze jeglicher militärischer Ordnung 
vergangen und mit kalter Entschlossenheit auch die letzte 
Spur jeglicher militärischen Disziplin über den Haufen ge¬ 
worfen.“ 

Psychologisch interessiert an diesen Fällen die weitere Kon¬ 
statierung des Urteils, daß die Angeklagten unmittelbar vorher 
aus einer anderen Garnison gekommen waren, wo ähnliche 
Ausschreitungen — Aufsetzen von Strohhüten und Umzüge — 
und Gewalttaten unter Anteilnahme des Pöbels stattgefunden 
hatten: „Unter dem frischen Eindruck dieser Vorkommnisse 
kamen sie nach E. Es war bei ihnen das Bedürfnis vorhanden, 
in ähnlicher Weise vor dem Abmarsch aufzutreten und die 
Aufmerksamkeit des Zivilpublikums auf sich zu ziehen, aber 
auch den dort geschehenen Unbotmäßigkeiten gegen Vor¬ 
gesetzte freien Lauf zu lassen.“ Das Urteil fährt fort: „Es 
mag sein, daß auch der Alkohol mitgesprochen hat.“ Als 
mildernd wurden hervorgehoben: jugendliches Alter, bisherige. 
Unbestraftheit, recht gute Führung (2 Mann hatten Auszeich¬ 
nungen und waren verwundet!), aufreizender Einfluß des 
Zivilpublikums, schließliche Einwilligung mit der Abstellung 
ins Feld. • 

Aus Gründen der Abschreckung anderer sei „schärfste 
Verurteilung“ am Platze gewesen. 

Nach meinen Erhebungen bei den 3 Gefangenen ist 

Fall 60: ein 21 jähriger Rekrut, ehelicher Sohn eines Großbauern, 
ohne besondere Belastung (ein Bruder des Gefangenen ist allerdings 
Kriegsneurotiker!). Der Gefangene selbst ist vom Anstaltslehrer mit 
111/IV benotet; machte guten Eindruck, bereute die Tat und gab an, 
er sei aufgehetzt worden. War noch nicht im Felde. 

Fall 62: ist ein 20jähriger Infanterist, Sattler von Beruf, außer¬ 
häuslich erzogen, 1. von 8 Kindern eines Taglöhners und vorehelich 
geboren. Gute Schulerfolge. Hat 14jährigen Bruder, Bettnässer, der 
im Traum schwer schreit. Der Gefangene war bereits verwundet und 
besaß das E.-K. II. Im Zuchthaus machte er den Eindruck der De¬ 
bilität. 

Fall 61: ist ein 20jähriger Kriegsfreiwilliger von „recht guter“ 
militärischer Führung, Landwirt und Landwirtssohn, 1. von 12 Kindern, 
dessen Vater und väterliche Verwandtschaft aufgeregte Menschen sein 
sollen. Der Gefangene hat Turmschädel, Prognathie und ist vom Anstalts¬ 
lehrer mit IV zensiert. 

Den Schlüssel zur psychologischen Bewertung dieser in 
ihrer Tragweite äußerst bedenklichen Handlungsweise liefert 
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das Urteil selbst, indem es sagt: „Es kam ihnen nicht nur 
darauf an, die Befehle ihres Vorgesetzten öffentlich abzu¬ 
lehnen, sondern vor allem darauf, denselben durch billige 
Witze vor dem Publikum lächerlich zu machen, der Menge 
zu zeigen, daß man die Autorität der Vorgesetzten nicht 
kenne . . 

Im ganzen also wohl ein mehr pueriles als krimi¬ 
nelles Gebahren! 

Zur selben Kategorie der kriminell kaum ernst zu neh¬ 
menden Leute gehört auch 

Fall 110: Meuterei, der einen 23jährigen, mit E.-K- II ausgezeich¬ 
neten Gefreiten, ledigen Taglöhner aus München betrifft. Außereheliches 
Kind einer später mit dem Vater verheirateten Magd, aus ärmlichen 
Verhältnissen. Vater, Trinker, saß früher als Militärsträfling auf Ober¬ 
haus, ein Bruder des Gefangenen, bestraft gewesen, endete suizidal. Der 
Gefangene ist ohne Vorstrafen. Nach 3 Kriegsdienstjahren erklärte er 
mit noch einem Kameraden, nach Verabredung, er gehe nicht mehr in 
die Stellung, lasse sich ,,da vorne“ nicht mehr zusammenschießen. Sie 
blieben bei dieser Weigerung. Das Urteil lautete auf Meuterei und Feig¬ 
heit und betont, „daß die Häufigkeit solcher Straftaten strenge Bestra¬ 
fung notwendig mache, um abschreckend zu wirken.“ Der Gefangene 
war seit 1913 aktiver Soldat; Tat im März 1917. Nach dem Zeugnis 
des Feldwebels war der Gefangene früher sehr tapfer, hatte sich beson¬ 
ders ausgezeichnet. Im Zuchthause machte er auf Arzt und Geistlichen 
kalten, stumpfen Eindruck. Wollte im Felde das Trinken gelernt haben. 
Somatisch niedrige Stirne, vorgetriebene Seitenwandbeine. Schulbildung 
und Intelligenz gut. * 

Fall 5: Genosse des vorigen, und nach Urteilsausspruch unter 
dessen Einfluß gestanden, ist ebenfalls seit 1913 aktiv und bemerkte zu 
seiner Tat: „Ich weiß nicht, wie es ging; ich hab grad meinen Tag 
gehabt.“ Er ist 23jähriger Bräugehilfe, Vater ist Trinker, Mutter befand 
sich vor 20 Jahren in der Irrenanstalt. Der Gefangene lernte spät sprechen 
und wurde aus der 3. Volksschulklasse entlassen. Er ist ohne Vorstrafen 
und hatte bis zur Tat gute militärische Führung. Somatisch Struma. 
Vom Anstaltslehrer mit IV benotet. 

Für das Reat „Gehorsamsverweigerung“ ist kennzeichnend 

Fall 14: ein 27jähriger Pionier von „sehr guter Führung“, gelernter 
Schreiner aus Großstadt, ehelich aus kinderreicher Taglöhnersfamilie in 
ärmlicher Lage, mit Tuberkulose belastet und auch selbst schon an ihr 
erkrankt gewesen, aber ohne geistige Belastungen und von guter Intelli¬ 
genz. Keine bürgerlichen oder militärischen Vorstrafen. Stand 2 Jahre 
im Felde. Statt mit der Kompagnie zum Vormarsch anzutreten, setzte 
er sich mit Kameraden zu einem Kessel Bier zusammen, man schimpfte 
über den Dienst und weigerte sich, dem gegebenen Befehl Folge zu leisten, 
in der ausdrücklich betonten Absicht, durch Verhaftung und Bestrafung 
wegzukommen. Als beides ausblieb und lediglich Tatbericht erstattet 
wurde, verließen sie die Truppe und meldeten sich rückwärts selbst als 
„Stellungsverweigerer“, da sie zu ihrer „Enttäuschung“ bei der Truppe 
die gewünschte Verhaftung nicht erreicht hatten. — Das Urteil lautete 
auf 8 Jahre Zuchthaus, „wegen ausdrücklicher Gehorsamsverweigerung 
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und Beharren im Ungehorsam im Felde gegen den vor dem Feinde 
erteilten Befehl, unter das Gewehr zu treten, begangen in Meuterei, 
ferner wegen verabredeter und gemeinschaftlich ausgeführter Fahnen¬ 
flucht. 


ad 3. 

Auch bei der Gruppe „Vergehen gegen militärisches Eigen¬ 
tum“ handelt es sich um Täter, die den Diebstahl an Heeresgut, 
bei Kameraden oder die Plünderung im Felde als Haupt¬ 
delikt begingen, also hauptsächlich deshalb bestraft 
wurden. Nicht hierher gehören daher die ad 1. bereits erwähnten 
Fälle von Fahnenflüchtigen, welche erst anschließend an 
ihre Abkehr von der Truppe Eigentumsdelikte verübten, wo¬ 
durch letztere „akzidentell“ erscheinen. 

Die Gruppe umfaßt 10 Fälle: 

2 Mann waren Frühkriminelle (Fall 10 u. 41); 1 Mann 

(Fall 22) ohne alle Vorstrafen, trug 2 Kriegsorden; 2 Mann 
(Fall 20 bezw. 26) waren wegen unerlaubter Entfernung mili¬ 
tärisch während des Krieges vorbestraft; 8 Mann waren dem¬ 
gemäß bürgerlich vollkommen unbescholten. 

Fall 10: betrifft einen 21 jährigen Rekruten, von bis dahin sehr guter 
Führung, nicht belastet, intelligent, nicht auffällig. Er ist frühkriminell 
und insbesondere wegen Diebstahls schon dreimal bürgerlich vorbestraft. 
Soldat seit 1916, nie im Felde, erbrach er gewaltsam die Kasse des 
Rekrutendepots. Vor Einstellung ins Heer büßte er 2 Jahre Gefängnis 
wegen Einbruchs. Karn aus der Strafanstalt unmittelbar zum Militär. 

Fall 41: der andere Frühkriminelle, ein 25jähriger Matrose, von 
Beruf Bäcker, Sohn eines Metzgers in Großstadt, 1. von 3 Kindern, 
ärmlich zu Hause und im Waisenhaus aufgewachsen, von einem anschei¬ 
nend psychopathischen Vater, sonst nicht nachweisbar belastet ist, 
neunmal bereits wegen Diebstahls, dann wegen Unterschlagung, Arbeits¬ 
scheu und Betrugs vorbestraft. Er verging sich im Felde am Eigentum 
von Kameraden. In einer Strafanstalt wurde er früher als streitsüchtig, 
bissig und unverträglich qualifiziert. Der Heimatbogen nennt ihn 
Streuner und arbeitsscheu. 

Die Rubrizierung der beiden Fälle dürfte klar liegen. — 
Nächst diesen interessiert als hinsichtlich der Zuteilung zur 
einen oder anderen Kategorie vielleicht zweifelhaft 

Fall 26: ein 25jähriger Infanterist, lediger Dienstknecht und unehe¬ 
licher Sohn einer ländlichen Taglöhnerin, dessen Vater wegen Roheits¬ 
delikten bestraft und Trinker ist, während die Mutter als neuropathische 
Persönlichkeit geschildert wird. Der Gefangene bekam wegen Einbruchs 
in die Kantinenkasse des Garnisonslazarettes 2 Jahre Zuchthaus. Er 
hatte schon vorher im Felde Kameraden bestohlen, war auch wegen 
unerlaubter Entfernung vorbestraft, jedoch bürgerlich nie. Verwundet 
gewesen. Seit 1912 aktiver Mann, will er nur einmal in seinem Leben 
einen Rausch gehabt haben, und zwar vor Freude, als er zum Heere 
genommen worden war. Zeigte sich im Zuchthause als willensschwacher, 
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gutmütiger Mensch, konnte bei Außenarbeit dem stark aufkeimenden 
Heimweh nicht widerstehen, brannte durch und suchte triebartig die 
Heimat auf. Wurde ergriffen, zurückgebracht und nahm sich die Haus¬ 
strafe sehr zu Herzen. 

Bei 5 weiteren Angehörigen dieser Gruppe, sämtlich bürger¬ 
lich unbescholtenen Leuten, ist auch nach Urteilsbegrün¬ 
dung die Annahme gerechtfertigt, daß sie der Situation 
erlagen. Zu ihnen zählt der auf Seite 87 bereits berührte 
Fall 11, ebenso Fall 106 (an gleicher Stelle), desgleichen Fall 13. 
Das Urteil betont die arg gelockerte Disziplin und die Auf- 
sichtslosigkeit hinter der Front, der die sonst tadellosen 
Leute zum Opfer fielen, indem sie Depotvorräte an Kerzen 
bestahlen und an einheimische französische Bevölkerung, deren 
bittere Notlage sie ansahen, gegen Entgelt abgaben. 

In 2 anderen Fällen ähnlicher Verursachung — Fälle 25 
und 34 — lagen Mehldiebstähle aus Heeresvorräten und Ver¬ 
kauf an die Einheimischen vor. 

Hier tritt mithin eine gewisse moralisch-ethische Depra- 
vation und Relaxation zutage, die unter den Ausnahme¬ 
verhältnissen und der Verwilderung des Krieges vielleicht noch 
als eine „physiologische“ Erscheinung betrachtet werden darf 
und dem wirklichen Verbrechertum doch ferne steht. Ich 
möchte auch auf die Angabe eines dieser Leute, der aus dem 
Verkauf der veruntreuten Waren nur unerheblichen Gewinn 
hatte und selbst in guter finanzieller Lage sich befand, hin- 
weisen, daß ihm die Betrachtung der Not der feindlichen 
Bevölkerung zu Herzen gegangen sei ... . 


ad 4. 

Die Gruppe umfaßt 5 Fälle. 

Bei 2 Fällen — Komplizen — liegt eine Urteilsbegründung 
dem Personalakte leider nicht an: 

Fall 9: betrifft einen 26jährigen Landwirtssohn ohne alle Vor¬ 
strafen und von guter militärischer Führung, ohne wesentliche Belastung, 
von durchschnittlichen Fähigkeiten. Er wurde wegen fortgesetzten 
Kriegsverrates in Tateinheit mit Wachvergehen zum Tode usw. ver¬ 
urteilt und zu lebenslanger Zuchthausstrafe begnadigt. Die Gerichts¬ 
akten gingen bei der Revolution zugrunde. Der Anstaltsgeistliche äußert 
sich: „Macht sehr guten Eindruck und dürfte in.allzu großer Arglosigkeit 
das Opfer seiner Umgebung geworden sein. Ein zweitesmal würde er die 
Dummheit wohl nicht mehr machen, nachdem er die Tragweite der¬ 
selben kennt.“ Er hatte gemeinsam mit anderen als Grenzschutzposten 
den streng verbotenen Grenzverkehr der Bevölkerung nicht gehindert 
und sich zu dessen Ermöglichung bestechen lassen. 
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Fall 8: Komplize des vorigen — verheirateter 31 jähriger Landwirt 
und Fabrikarbeiter, 1. von 11 Kindern, ohne Vorstrafen, ohne erhebliche 
Belastung, vom Anstaltslehrer mit IV benotet, kam mit 4 Jahren davon. 
4 Brüder im Felde, Familie „hochgeachtet“. Auch persönlich als einwand¬ 
frei und fleißig bezeichnet. 

Fall 50: erhielt wegen Verbreitung revolutionärer Schriften, in 
denen im Januar 1918 der Anschluß an die in Rußland ausgebrochene 
Revolution verlangt und zum zwangsweisen Kriegsschluß der Streik der 
Rüstungsindustrie gepredigt wurde, 10 Jahre Zuchthaus (Beihilfe zum 
Kriegsverrat). Es handelt sich um einen 30jährigen verheirateten Schmied, 
der in der Marine stand, im bürgerlichen Leben fünfmal, beim Heere 
einmal wegen Fahnenflucht vorbestraft war; Mutter nervös, 1 Schwester 
epileptisch; persönlich Trinker und bis 13 Jahre Enuretiker. Jüngstes 
von 13 Kindern eines ländlichen Taglöhners, ln der Familie keine Kri¬ 
minellen. Der Gefangene bekannte sich als „Anhänger des Bolsche¬ 
wismus“. 

Fall 69: beging Fahnenflucht, wurde in Holland interniert, gab 
dort auf Ausfragen über geheim zu haltende Dinge dem neutralen Offizier 
arglos Auskunft, da er ihn, wie auch das Urteil anerkannte, nicht als 
Feind ansah. Später nahm er jedoch Dienste in französischer Spionage 
gegen Entgelt, hörte indes nach 6 Monaten aus Reue wieder auf. Seine 
Leistungen für den Feind waren untergeordneter Bedeutung. Das Gericht 
stellte fest, daß er sich „als Soldat besonders gut geführt, im Felde frei¬ 
willig Tüchtiges geleistet und das E.-K- II bekommen hatte.“ Urteil: 
12 Jahre Zuchthaus wegen Landesverrates. 19jähriger Bergmann, 
Schneiderssohn vom Lande, ohne Vorstrafen, geistig ohne Besonderheiten, 
9. von 11 Kindern der Eltern. 

Fall 43: betrifft einen Reichsdeutschen (Reichsländer), der bei 
Kriegsausbruch in Frankreich, ohne naturalisiert zu sein, in die franzö¬ 
sische Armee trat, auf den Namen eines französischen Vetters in deutscher 
Gefangenschaft lebte und entdeckt wurde. Die Skrupellosigkeit der 
vaterlandslosen Gesinnung wurde als straferschwerend bemessen: 
12 Jahre Zuchthaus wegen Landesverrates. 28jähriger Kutscher, ledig, 
Krämerssohn, mit IV vom Lehrer benotet; 1 Geschwister geisteskrank, 
letztes von 15 Kindern der elterlichen Ehe. Keine Vorstrafen. Hatte 
nach Vaters Tode die Brücken nach der Heimat so ziemlich abgebrochen 
und war schon öfters früher nach Frankreich hinübergewechselt. Seine 
Angabe, er sei in Paris zum Heereseintritt gezwungen worden, wurde 
vom Gericht als unwahr nachgewiesen. 


ad 5. 

2 Fälle von gewöhnlichem Diebstahl als Soldat; beide Täter 
sind Frühkriminelle. 

Fall 4: ein ausgesprochen debiler, infantil imponierender 26jähriger 
Ökonomie-Handwerker, von Beruf lediger Schneider und Schneiders¬ 
sohn aus Großstadt, ohne Belastung, von guten Schulerfolgen, aber mit 
schon 7 Diebstahl- und 1 Körperverletzungsstrafe, führte sich auch im 
Zuchthaus schlecht. Hatte in der inländischen Garnison zahlreiche Räder¬ 
diebstähle und Betrüge verübt. Das Urteil bezeichnete ihn richtig als 
unverbesserlich und widerstandslos. 
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Fall 36: ist bereits unter den Epileptikern besprochen. Trieb sich, 
anstatt in Straßburg zum Truppenteil zu stoßen, in Amberg herum und 
verübte Einbrüche. Er ist als habitueller Verbrecher anzusehen. 

Die vorstehende Studie bedarf noch der Abrundung inso¬ 
fern, als der Führung der verurteilten Soldaten im 
Zuchthause zu gedenken ist. Diese war mit ganz wenigen 
Ausnahmen eine tadellose, und sichtlich durch die voran¬ 
gängige Heereszugehörigkeit der Leute stark beeinflußt. 

ln den ganz wenigen Fällen, in denen Konflikte mit den 
Hausgesetzen auftraten, war die alte Erfahrung zu machen 
gewesen, daß immer intellektuelle Unzulänglichkeit oder 
affektive Labilität die Ursache abgaben für ein zu beanstan¬ 
dendes Verhalten, eine Erfahrung, die wenigstens den Arzt 
zwingt, den oft drakonischen Hausstrafen mit ihrer angeblich 
„abschreckenden“ Wirkung recht skeptisch gegenüber zu 
stehen und wie so manches andere, besonders psychologisch¬ 
pädagogische Methoden für die strafhäusliche Behandlung 
durch Betonung biologisch-psychiatrischer Grundsätze an 
Stelle formaljuristischer im Strafvollzug zu wünschen und von 
einer kommenden Reform zu verlangen. 

[Anm. nach Abschluß der Arbeit: Eine inzwischen verfügte Ab¬ 
änderung der Hausordnung f. d. bayr. Strafanst. sieht bereits eine 
ärztlich begrüßenswerte Abmilderung der sinn- und zwecklosen harten 
Hausstrafen des alten Systems vor.] 

Soweit das Material des Zuchthauses Straubing ein Urteil 
zuläßt, dürften folgende Schlüsse aus den gegebenen Dar¬ 
legungen zu ziehen sein: 

1. Die Militärsträflinge der Kriegszeit sind, soweit sie den 
besprochenen Deliktskategorien zugehören, ein nur vorüber¬ 
gehend vorgekommener, selbständiger Typ von Rechts¬ 
brechern. 

2. Sie gehören durch den Besitz von Zeichen sozialer, wirt¬ 
schaftlicher, hereditärer und körperlich-geistiger Unterwertig¬ 
keit und Mangelhaftigkeit zum größten Teil zu den Volks¬ 
genossen, die zum Versagen in den schwierigen Verhältnissen 
und Anforderungen des Weltkrieges sozusagen prädestiniert 
oder präformiert schienen, also von vornherein zum Heeres¬ 
dienst untauglich waren und unter anderen Umständen aus 
ihm wohl baldigst ausgeschieden worden wären, ohne Gelegen¬ 
heit zum Entgleisen erhalten zu haben. 

3. Der größere Teil von ihnen kann psychologisch (natürlich 
nicht rechtlich) bei dieser Gesamtorganisation nicht als ver¬ 
brecherisch, sondern als Opfer der Situation betrachtet werden. 



4. Nur bei diesem Teil der Militärsträflinge war die Befrei¬ 
ung beim Revolutionsakt vom 8./9. November 1918 zu begreifen. 

5. Untersuchungen im weitesten Umfange an der Hand von 
Akten und krankengeschichtlichen Aufzeichnungen erscheinen 
wünschenswert, um durch Erhalt großer Zahlen über die 
Erscheinung der kriminell gewordenen Vaterlandsverteidiger 
noch mehr ins Klare zu kommen. 

6. Gelegentliche spätere „katamnestische“ Erhebungen 
über die Entlassenen würden lehren, ob und inwiefern das 
Leben dieser Leute noch weiter durch Nachwirkungen der 
im Kriegsgefolge erlittenen Erschütterung oder durch echt 
kriminelle Anlage beeinflußt wird. 

Fall 107 ging z. B. inzwischen erneut wegen Eigentumsdelikten 
bei uns zu, nachdem der Mann sich in München in den Tagen der 
Räterepublik als „Platzkommandant“ etc. hervorgetan und deshalb 
auch eine längere Festungsstrafe zudiktiert erhalten hatte! 



Die Individualisierung beim Vollzug der 
Freiheitsstrafen. 

Von Dr. jur. et pol. Ervin Hacker, 

Privatdozent an der Universität Pozsbny (Pressburg). 


Seit dem bahnbrechenden Auftreten Wahlbergs ist in 
der Strafrechtswissenschaft einer der wichtigsten Grundsätze: 
das Prinzip der Individualisierung. Und auch in der Gefängnis¬ 
kunde ist eines der volkstümlichsten Losungsworte, die wich¬ 
tigste Reformbestrebung: gegenüber den Verurteilten das 
Prinzip der Individualisierung um so vollkommener zur Geltung 
zu bringen. 

Unter Individualisierung versteht man: die einzelnen Ver¬ 
brecher einer solchen Behandlungsweise teilhaftig werden zu 
lassen, die ihren persönlichen Eigentümlichkeiten und ihrer 
Individualität am besten entspricht. Die Individualität be¬ 
deutet daher die Berücksichtigung der persönlichen Eigen¬ 
schaften der Verbrecher. Das Bestreben, die Strafart und das 
Strafmaß dem Charakter des Verbrechers anzupassen, ist das 
Ergebnis jener kriminalpsychologischen Forschungen, auf 
deren Grund man feststellte, daß die Verbrecher keine homo¬ 
gene Masse bilden, sondern daß sie infolge der verschiedenen 
charakterbildenden Faktoren auch in psychologisch verschieden 
zu behandelnde Gruppen einzuteilen sind 1 . Die auf dem Prinzip 
der Individualisierung beruhende Gerechtigkeit, die den in 
den klassischen Strafrechtstheorien für allein richtig aner¬ 
kannten abstrakten Begriff eines gleichen, einheitlichen Indi¬ 
viduums über den Haufen warf, besteht darin, daß geradeso 
als der Arzt verschiedene Personen bei gleichen Krankheiten 
nicht unbedingt auf gleiche Weise heilt, man auch in der 
Strafrechtspflege die Verbrecher verschieden zu behandeln hat 2 . 

1 Irk, Die Umgestaltung des Strafrechts (in ungarischer Sprache 
erschienen), Kölozsvär 1915, Seite 90. 

2 Vämbery, Strafrechtliche Forderungen (in ungarischer Sprache 
erschienen), Budapest 1900, Seite 8. 
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Die Bedeutung der Individualisation ist darin zu suchen, 
daß man durch ihre Hilfe dahin trachtet, die einzelnen Ver¬ 
urteilten einer ihrer Eigenschaften entsprechende Behandlungs¬ 
weise teilhaftig werden zu lassen. Der Ausgangspunkt der 
meisten Strafgesetzgebungen: zu generalisieren, sämtlichen Ver¬ 
brechern gegenüber dieselbe Regel anzuwenden, ist nicht rich¬ 
tig 1 . Und es ist nur scheinbar ungerecht, daß bei Realisierung 
des Prinzips der Individualisierung die Rechtsbrecher einer 
verschiedenen Behandlungsweise teilhaftig werden. Es ent¬ 
spricht gerade den Anforderungen der Gerechtigkeit, wenn 
man die einzelnen Verurteilten individualisierend behandelt 2 . 
Wenn die Gerechtigkeit es erfordert, daß alle Verbrecher, die 
in einem relativ gleichen Grade schuldig befunden werden, 
ein intensiv gleiches Strafübel erleiden, so erheischt es das 
Prinzip der Gleichheit, daß dort, wo nach der besonderen Be¬ 
schaffenheit des Verbrechens und des Verbrechers die äußerlich 
gleiche Strafe für denselben ein ungleich härteres Übel sein 
würde wie für andere, diese ungerechte Ungleichheit durch 
eine Surrogatstrafe ausgeglichen werde 3 . 

Die Individualisierung von heute bietet einzelnen keine 
Vorrechte; es wird nur anerkannt, daß die Verbrecher ver¬ 
schieden sind, daß ein-jeder einer anderen Natur ist, daß man 
sie in verschiedenen Klassen gruppieren kann; es wird nur 
anerkannt, daß man beipi Beurteilen des Falles auch dem 
NaturUl des Verbrechers einen Einfluß sichern muß 4 . Der 
Grundgedanke der Individualisierung ist: die Strafe eines 
jeden Verbrechers ohne Betracht auf seine im Straffall inne¬ 
gehabte Rolle in erster Reihe seinen persönlichen Eigenschaften 
entsprechend zu gestalten 5 . 

Nach dem heutigen Stand der Strafrechtswissenschaft ist 
die wirkliche Gerechtigkeit darin zu suchen, daß die ungleichen 
Individuen keiner gleichen Behandlungsweise teilhaftig werden; 
dies hat zu bedeuten, daß man die Verbrecher und die Straf¬ 
fälle nicht in gleicher Weise, allein nur auf Grund der Größe 
und des Wertes des verletzten Rechtsobjektes zu beurteilen 


1 Balogh, Die Jugendlichen und das Strafrecht (in ungarischer 
Sprache erschienen), Budapest 1909, Seite 38. 

* Eckert, in Holtzendorff-Jagemann, Handbuch des Gefängnis¬ 
wesens, Hamburg 1888, Bd. 11, Seite 71. 

3 Wahlberg, Das Prinzip der Individualisierung in der Straf¬ 
rechtspflege, Wien 1869, Seite 160. 

4 Prins, Science pgnal et droit positif, Bruxelles 1899, Seite 403. 

5 Vidal, Cours de droit criminel et de Science p£nitentiaire, Paris 
1916, Seite 572. 



hat, sondern daß die individuelle Schuld des Verbrechers aus¬ 
schlaggebend zu sein hat 1 . Die Verwirklichung des Prinzipes 
der Individualisierung ist gegenwärtig besonders deshalb von 
großer Wichtigkeit, da man im Sinne des humanistischen Zeit¬ 
geistes den Verurteilten gegenüber von der Anwendung einer 
ins Grausame artenden Strenge absieht, und der Inhalt der 
zum Hauptbestandteil der Strafensysteme erhobenen Freiheits¬ 
strafe hauptsächlich sich nur auf Freiheitsentziehung be¬ 
schränkt 2 . 

Die Individualisation hat dreierlei Arten; je nachdem die 
lndividualisation vom Gesetzgeber, vom Richter ausgeht, oder 
aber während dem Strafvollzug zur Geltung kommt. Je nach¬ 
dem die Eigentümlichkeiten des Falles und die Eigenschaften 
des Verbrechers durch den Gesetzgeber, durch den Richter 
oder aber durch den Vollzieher der Strafe berücksichtigt 
werden. Je nachdem als die Individualisierung durch die 
Strafgesetzgebung, durch den Richter, oder aber durch die 
Strafvollzugsbeamten und Organe durchgeführt wird. 

Die Individualisierung durch das Gesetz hat im Verhältnis 
nur einen kleinen Spielraum. 

Einen viel weiteren Spielraum hat die richterliche Indivi¬ 
dualisation. Doch sie allein ist auch noch nicht genügend, da 
sich ihre Wirkung zumeist nur auf die Feststellung der Straf¬ 
dauer beschränkt. Sonst bietet sich dem Richter kaum Gelegen¬ 
heit, auf die Individualisierung im Strafvollzüge, auf die Durch¬ 
führung der sogen, administrativen Individualisation einen 
Einfluß zu üben. Die richterliche Einflußnahme ist in dieser 
Hinsicht aber auch noch dadurch behindert, daß ein überaus 
großer Teil der Richter die Organisation der Strafanstalten, 
die auf die Disziplinarverhältnisse, auf die Beschäftigung und 
auf die Verköstigung der Gefangenen bezughabenden Vor¬ 
schriften aus persönlicher Beobachtung nicht kennt, mit 
einem Worte nicht weiß, was der Verurteilte im Strafvollzüge 
zu erwarten hat 3 . 

Nachdem man derart die Verwirklichung der Individuali¬ 
sation vom Gesetzgeber und vom Richter nur im kleinen Maße 
erwarten kann, fällt der Schwerpunkt der Individualisation 
zumeist auf den Strafvollzug. Die Individualisation im Straf- 

1 Finkey, Lehrbuch des ungarischen Strafrechts (in ungarischer 
Sprache erschienen), Budapest 1914, Seite 41. 

2 Baumgarten, Strafrechtliche Studien (in ungarischer Sprache 
erschienen), Budapest 1907, Bd. II., Seite 282. 

3 Vämbery, a. a. O., Seite 99. 
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Vollzüge besteht darin, daß die Strafe derart vollstreckt wird, 
daß deren Zweck im gegebenen Falle mit Betracht auf die 
Individualität des Verbrechers verwirklicht werde; ihre Be¬ 
deutung ist besonders bei den Freiheitsstrafen, als auch bei 
den einer Freiheitsstrafe ähnlichen Sicherheitsmaßregeln eine 
besonders große. Neuerdings geht man bei der Individuali- 
sation im Strafvollzüge immer weiter; die Durchführung der 
Individualisierung wird durch die Gesetzgebungen in manchen 
Fällen in den Wirkungskreis der Strafvollzugsbeamten derart 
hinübergespielt, daß der Richter nur abstrakte individualisiert; 
nämlich daß der Richter den Strafvollzugsorganen eine gewisse 
Latitüde läßt, und daß diese in mancher Hinsicht das letzte 
Wort zu sagen haben; z. B.: daß sie feststellen, zu welchem 
Zeitpunkte die Verurteilten zu entlassen sind 1 . 

Die Individualisation während des Strafvollzuges ist auch 
deshalb unumgänglich notwendig, da jede Strafe auf das Indi¬ 
viduum verschieden und ungleich wirkt, je nach der Emp¬ 
fänglichkeit für äußere Eindrücke, und da der Richter dies 
im vorhinein festzustellen nicht imstande ist 2 . Die Indivi¬ 
dualisation im Strafvollzüge ist auch deshalb unentbehrlich, 
da vor dem Richter zumeist nur eine einzige Tat des Ver¬ 
brechers aufgeklärt ist, er nur die Umstände und die Details 
dieser einen Tat kennt, und derart zur Beurteilung der Indivi¬ 
dualität des Verbrechers nur wenig Stützpunkte findet; es 
ist daher zweckmäßig die Strafvollzugsorgane damit zu be¬ 
trauen, daß sie die Details des Strafvollzuges dem Arbeits- 
fleiße, dem Betragen und der Besserung des Verurteilten ent¬ 
sprechend gestalten können. Es ist zweckmäßig, sie dazu zu 
ermächtigen, daß sie die Strafe für vollstreckt erklären können, 
sobald dies durch die Reue und die Besserung des Verurteilten 
motiviert erscheint 3 . 

Zwecks Durchführung der Individualisation wären daher 
für die verschiedenen Klassen der Verurteilten auch verschie¬ 
dene Strafvollzugssysteme festzustellen; und gegenüber den 
in einzelne Klassen Eingeteilten müßte man wieder verschieden 
und derart Vorgehen, daß die Strafe sich in jedem einzelnen 
Falle des Charakters und der Individualität des Verurteilten 
gemäß gestalte. Die Aufgabe der Strafvollzugsindividualisation 
ist daher die, die Freiheitsstrafen derart zu gestalten, daß sie 

1 Angyal, Lehrbuch des ungarischen Strafrechts, Bd. I. (in unga¬ 
rischer Sprache erschienen), Budapest 1909, Seite 460. 

2 Wahlberg, a. a. O., Seite 160. 

3 Saleilles, L’individualisation de la peine, Paris 1909, Seite 14. 


124 


wahrlich die Individualität des Verbrechers treffe, und in 
jedem einzelnen Falle die Erreichung des Strafzweckes för¬ 
dere 1 . 

Und jene persönlichen Umstände und Eigenschaften der 
Verbrecher, die bei Durchführung der Individualisation zu 
berücksichtigen wären, sind folgende: das Alter, der Charakter, 
der Bildungsgrad und die Neigungen, das Vorleben und der 
moralische Zustand, die Religion, die Beschäftigung, die 
Gesundheitsverhältnisse und die Körperkräfte, die Nationalität 
des Verurteilten, das im Strafvollzug bisher zutage gelegte 
Betragen, und noch verschiedene andere Umstände. 

Man sollte dahin trachten, daß die jetzt aufgezählten Eigen¬ 
schaften und Umstände alle beim Vollzug der Freiheitsstrafen 
um so mehr berücksichtigt werden, und daß bei Gestaltung 
der Lebensweise der Verurteilten die Berücksichtigung der 
jetzt erwähnten Umstände wenigstens bis zu einem gewissen 
Grade gesichert sei. 

Die Befolgung einer individualisierenden Behandlungsweise 
fördert die Verwirklichung der Strafzwecke. Demzufolge kann 
man die Individualisierung mit Recht für einen wichtigen 
Bestandteil des Strafvollzuges betrachten 2 . Der Grund dessen, 
daß die Freiheitsstrafen in den Strafensystemen der heutigen 
Strafgesetzgebungen eine so bedeutende Rolle einnehmen, ist 
nicht in letzter Reihe darin zu suchen, daß beim Vollzug der 
Freiheitsstrafen die Individualisation einen so großen Spiel¬ 
raum hat; wenn auch die Details des Strafvollzuges durch die 
Strafgesetzgebungen und durch die Gefängnisordnungen fest¬ 
gestellt sind, bleibt trotzdem noch immer genug Raum zu 
einer individualisierenden Behandlungsweise 3 . 

Dem so vielsagenden Ausspruch Brockways, daß man 
beim Vollzug der Freiheitsstrafen dahin zu trachten hat, dem 
Verbrecher gegenüber die in guten Gewohnheiten und im tadel¬ 
losen Benehmen verkörperte Zwangsjacke solange anzuwenden, 
bis sich der Verbrecher diesen Regeln auch ohne Zwangsmaß¬ 
regeln fügt 4 , — kann man nur dann Genüge leisten, wenn eine 


1 Finkey, Der gegenwärtige Stand und die Reformfragen des 
Gefängniswesens (in ungarischer Sprache erschienen), Budapest 1905 
Seite 180. 

2 Wirth, Abschaffung des Zuchthauses, Zeitschrift für die gesamte 
Strafrechtswissenschaft, Bd. X., Seite 398. 

3 Kriegsmann, Einführung in die Gefängniskunde, Heidelberg 
1912, Seite 103. 

4 Henderson, Modern prison Systems, Washington 1903, Seite XX11. 
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individualisierende Behandlungsweise befolgt wird. Wenn wir 
aber die Resultate der Individualisierung betrachten und beur¬ 
teilen, müssen wir auch dessen bewußt sein, daß soferne wir es 
mit einem erwachsenen Menschen zu tun haben, und wir seine 
Verbesserung, und die Umgestaltung seiner Individualität 
versuchen, dies an viel Schwierigkeiten geknüpft ist, da man 
an den Komplex seiner Eigenschaften gebunden ist 1 . 


Die Durchführung der lndividualisation wird überaus durch 
jene Verschärfungen und Milderungen gefördert, deren An¬ 
wendung während der Vollstreckung der Freiheitsstrafen der 
Richter anordnen kann. Die in den Strafvollzugsgesetzen und 
Gefängnisordnungen bezüglich der Differenzierung der ein¬ 
zelnen Freiheitsstrafarten festgestellten Verfügungen werden 
in der Regel jedem zur betreffenden Strafart Verurteilten 
gegenüber angewendet. Hievon abweichend bieten aber ein¬ 
zelne Gesetzgebungen die Möglichkeit, daß die Freiheitsstrafe 
durch Anwendung von Verschärfungen und Milderungen gegen¬ 
über einzelnen Verurteilten von den für die betreffende Straf¬ 
art im allgemeinen festgestellten Regeln abweichend gestaltet 
werde. 

Als solche Verschärfungen können in Betracht kommen 
die Anwendung von hartem Lager, Kostschmälerung, Dunkel¬ 
arrest, eine abweichende Gestaltung des für die betreffende 
Strafart im allgemeinen festgestellten Arbeitszwanges; — hin¬ 
gegen als ausnahmsweise Milderungen können gelten: Befrei¬ 
ung vom Arbeitszwange, oder aber die Milderung des für die 
Strafart bestehenden Arbeitszwanges, die Gestattung der 
Selbstbeköstigung und der Benützung eigener Gebrauchs¬ 
gegenstände, als auch der eigenen Kleidung. 

Die Anwendung der Verschärfungen ist besonders solchen 
Verbrechern gegenüber am Platze, deren Delikt eine besonders 
große Roheit bekundet; oder aber wenn mit Betracht auf 
ihre besonders roh angelegte Natur zwecks gehöriger Geltung- 
machung des Strafzwanges man die Strafe besonders fühlbar 
gestalten will 2 . Die Anwehdung der Verschärfungen kann aber 
auch noch dadurch begründet sein, daß infolge der Eigen- 

1 Leonhard, Die modernen Strafrechtsideen und der Strafvollzug, 
Leipzig 1910, Seite 21. 

2 Engelberg in den Blättern für Gefängniskunde, Bd. 28, Sonder¬ 
heft, Seite 36. 



tümlichkeiten des Straffalles die Dauer der Freiheitsstrafe nur 
kurz bemessen werden kann, diese aber eben infolge ihrer 
kurzen Dauer ohne Anwendung von Verschärfungen die not¬ 
wendige Intensität nicht erreichen möchte. Bei Anwendung 
der Verschärfungen sind daher in der Regel jene Umstände 
ausschlaggebend, denen bei Durchführung der Individuali¬ 
sierung Aufmerksamkeit zu schenken ist; die Anwendung der 
Verschärfungen ist daher nur eine Art der Durchführung der 
lndividualisation; es ist dies eine durch den Richter verfügte, 
doch erst im Stadium des Strafvollzuges wirksam werdende Art 
der lndividualisation. 

Und ähnlich ist der Fall bei den durch den Richter statt¬ 
haften Milderungen. Diese können nur dann Platz greifen, 
wenn in einzelnen konkreten Fällen die Durchführung der für 
die betreffende Strafart im allgemeinen festgestellten Diffe¬ 
renzierungsregeln und Vollzugsmaßnahmen gegenüber dem 
Verurteilten — mit Betracht auf den Bildungsgrad des Ver¬ 
brechers, auf seine vor der Verurteilung ausgeübte Beschäf¬ 
tigung, auf die Zukunft und mit Betracht auf andere persön¬ 
lichen Eigenschaften und Umstände — sich für allzustrenge 
und demzufolge für ungerecht erweisen möchte 1 . 

Gegen die Verschärfungen wendet man ein, daß sie in den 
Verurteilten eher Trotz und Verbitterung herausfordern, als 
daß sie ihre Besserung fördern. Und daß man sich durch die Ver¬ 
schärfungen gerade von den wirksamsten Disziplinarmaßregeln 
beraubt. Außerdem erhebt man auch noch die Einrede, daß 
es gerade vom Gesichtspunkt der Individualisierung verfehlt 
ist, mit der Strafe bestimmte physische Übel schematisch zu 
verbinden, die in ihrer Wirkung über das mit der Einsperrung 
selbst verbundene Leiden hinausgehen; etwa gerlerell anzu¬ 
ordnen, daß dem Gefangenen von Zeit zu Zeit in regelmäßigen 
Abständen das Nachtlager entzogen werde; man führt an, 
daß derartige Schärfungen nicht notwendig sind, um die 
Freiheitsstrafe zu einem intensiv wirkenden Übel zu machen; 
sie hingegen gerade deshalb gefährlich sind, da sie die Indivi¬ 
dualisierung wesentlich einengen, und durch die Unerbittlich¬ 
keit ihrer Wiederkehr die Erfolge aller Erziehungsarbeit in 
Frage stellen 2 . 

Gegen die Anwendung der Verschärfungen wendet man 
dann auch noch ein, daß nachdem die meisten Verschärfungen 

1 Löw, Materialiensammlung zum ungarischen Strafgesetze (in 
ungarischer Sprache erschienen), Budapest 1880, Bd. 1., Seite 309. 

2 Kriegsmann, a. a. O., Seite 104. 
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eigentlich solche Details der Freiheitsstrafen sind, durch deren 
verschiedene Regelung man die Strafarten differenziert — 
daher, wenn das Strafensystem eine größere Anzahl von 
Freiheitsstrafarten enthält, und ohnehin die erfolgreiche Dif¬ 
ferenzierung schon erschwert ist —, die Anwendung von Ver¬ 
schärfungen und Erleichterungen im Vorhinein schon unmög¬ 
lich wird 1 . 

Bezüglich der Zweckmäßigkeit der Verschärfungen gehen 
die Ansichten auseinander. Gegen ihre Anwendung nehmen 
Stellung z. B. Goldschmidt 2 , Kriegsmann 3 , Liszt 4 , die 
bei Anwendung von Verschärfungen die erfolgreiche Diffe¬ 
renzierung der Freiheitsstrafen gefährdet sehen. Für ihre 
Zweckmäßigkeit sprechen sich aus u. a.: Gennat 5 , Heil¬ 
born 6 , Vämbery 7 , Wach 8 , als auch die in Braunschweig im 
Jahr£ 1894, und in Nürnberg 1901 abgehaltene Wander¬ 
versammlung der deutschen Strafanstaltsbeamten 9 . 

Und wenn man sich schon darüber streitet, ob es zweck¬ 
mäßig sei, den Strafgerichten durch die Möglichkeit der An¬ 
wendung von Verschärfungen und Milderungen eine Einfluß¬ 
nahme auf die Individualisierung des Strafvollzuges zu sichern, 
— um so mehr ist es noch strittig 10 , wie weit diese Verschärfun¬ 
gen und Milderungen reichen sollen. 

Als Verschärfungen können in Betracht kommen: 

Dort wo der Vollzug der Freiheitsstrafen nicht ohnehin 
schon in Einzelhaft geschieht, die Versetzung des Verurteilten 
in Einzelhaft. Doch muß man bei Anwendung dieser Ver¬ 
schärfung darauf Betracht nehmen, daß die Einzelhaft auf die 
einzelnen Individuen eine sehr verschiedene Wirkung ausübt; 
wir wollen auf diese Frage noch zurückkommen. 


1 Gennat, Das Strafensystem und seine Reform, Hamburg 1905, 
Seite 66. 

2 Goldschmidt, Strafen und verwandte Maßregeln, Vergleichende 
Darstellung des deutschen und ausländischen Strafrechts, Allgemeiner 
Teil, Bd. IV., Berlin 1908, Seite 366. 

3 Kriegsmann, a. a. O., Seite 104/5 u. 319. 

1 Liszt, Strafrechtliche Aufsätze und Vorträge, Berlin 1905, Bd. I., 
Seite 518/9. 

• 6 Blätter für Gefängniskunde, Bd. 27., Seite 415; Bd. 44., Seite 554. 

* Heilborn, Die kurze Freiheitsstrafe, Leipzig 1908, Seite 42. 

7 Vämbery, Strafrecht, Heft I. (in ungarischer Sprache erschienen), 
Budapest 1913, Seite 61. 

8 Wach, Die Reform der Freiheitsstrafe, Leipzig 1890, Seite 19/20. 

* Siehe: Blätter für Gefängniskunde, Bd. 28, Sonderheft, Seite 23; 
Bd. 35, Sonderheft, Seite 161. 

10 Merkel in: Holtzendorff, Handbuch des deutschen Strafrechts, 
Bd. II., Berlin 1871, Seite 555. 
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Die Freiheitsstrafe kann auch noch dadurch verschärft 
werden, daß man die Verurteilten zeitweise in Dunkelarrest 
versetzt. 

Ob es zweckmäßig ist, bei der Verpflegung gewissen Ver¬ 
schärfungen oder Milderungen Platz einzuräumen, ist strittig. 
Der Angelpunkt dieser Frage ist, ob man die Verurteilten wäh¬ 
rend Vollstreckung der Freiheitsstrafe mit einer qualitativ und 
quantitativ ausgiebigeren, beziehungsw. minderen Verpflegung 
beteiligen darf, als dies zur Wahrung ihrer Gesundheit und ihrer 
Arbeitskraft unumgänglich notwendig ist. Mit Betracht darauf, 
daß in den meisten Strafanstalten sich die Verpflegung zu¬ 
meist ohnehin nur auf jenes minimale Quantum und Qualität 
erstreckt, welches durch die Erhaltung der Gesundheit und 
des Kräftezustandes der Verurteilten bedingt ist, und mit 
Betracht darauf, daß die Beköstigung in den Strafanstalten 
weit davon entfernt ist, luxuriös zu sein 1 — geht unsere 
Meinung dahin, daß bei der Verpflegung der Verurteilten die 
Anwendung von Verschärfungen zu vermeiden wäre; wir 
wollen nur noch auf die Meinung Freudenthals hinweisen, 
daß: Die Strafe darf keine Strafe an der Gesundheit werden 2 . 

Es wäre zu erwägen, ob es nicht in einzelnen Ausnahme¬ 
fällen empfehlenswert wäre, den Verurteilten zu gestatten, 
sich aus den eigenen Mitteln zu verpflegen. Hiebei kämen in 
erster Reihe die finanziell besser situierten Verurteilten in 
Betracht, da es in erster Reihe doch diesen möglich wäre von 
dieser Erlaubnis Gebrauch zu machen; für die Anwendung 
dieser Milderung auf dem Gebiete der Verpflegung spricht die 
Erfahrung, daß gerade jene, die vor ihrer Verurteilung an eine 
bessere Verköstigung gewöhnt waren, infolge der minder¬ 
wertigen Anstaltskost an ihrer Gesundheit leicht Schaden 
erleiden 3 . Unsere Meinung geht dahin, daß die Individuali¬ 
sierung in jener Hinsicht, daß man den Verurteilten die Ver¬ 
pflegung aus dem Eigenen gestatte, nur bei den Freiheits¬ 
strafen leichteren Grades angebracht ist 4 . 

1 Lilienthal, Der Vorentwurf zu einem deutschen Strafgesetzbuch, 
Zeitschrift für die gesamte Strafrechtswissenschaft, Bd. 30, Seite 237. 

2 Freudenthal, Die staatsrechtliche Stellung der Gefangenen. 
Jena, Verlag von Gustav Fischer, 1910, Seite 25. — Bezüglich der auf 
den Gesundheitszustand der Verurteilten ausgeübten Wirkung der Ver¬ 
schärfungen bei der Verpflegung verweisen wir auf den Aufsatz von 
Pollitz: Beibehaltung des strengen Arrests, Deutsche Strafrechts¬ 
zeitung, Bd. 1, Seite 218. 

3 Vorschläge zu einem Reichsgesetz über den Vollzug der Freiheits¬ 
strafen, Heidelberg 1913, Motivierung, Seite 51. 

4 Vergleiche die Bestimmungen des italienischen Rechts, laut welchen 
die zu einer sechs Monate nicht übersteigenden Freiheitsstrafe Verurteilten 
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Hier wollen wir noch erwähnen, dalj der Verein der deut¬ 
schen Strafanstaltsbeamten im Jahre 1886 in seiner Frank¬ 
furter Versammlung dahin Stellung genommen hat, daß man 
bei der Beköstigung der Verurteilten nicht nur auf die Indivi¬ 
dualität, sondern auch auf die Arbeitsleistung der Gefangenen 
Rücksicht zu nehmen hat; und daß solchen Gefangenen, 
welche durch die Einflüsse der Haft in ihrer Konstitution 
erheblich geschädigt werden, vorübergehend eine besondere, 
den Bedürfnissen entsprechende Kost zu gewähren ist 1 . 

Außer den bei der Beköstigung platzgreifenden Milderungen 
ist es in manchen Gesetzgebungen dem Strafrichter ermög¬ 
licht, den Verurteilten gegenüber den Grad des Arbeitszwanges 
zu mildern, oder die Erlaubnis zu erteilen, daß sie ihre eigene 
Wäsche tragen, ihr eigenes Bettzeug und andere Gebrauchs¬ 
gegenstände während dem Vollzüge der Freiheitsstrafen be¬ 
nützen dürfen, endlich daß sie sich der bezüglich der Haar- 
und Barttracht aufrechtstehenden Vorschriften ausnahms¬ 
weise nicht zu unterwerfen haben. 

Beim Arbeitszwange reicht die Milderung zumeist dahin, 
daß der Arbeitszwang nur mit einem Grade gemildert wird; 
derart, daß den zu einer leichteren Freiheitsstrafe Verurteilten, 
die daher zumeist nur unter Beschäftigungszwang stehen und 
sich in dem Arbeitsbetriebe der Strafanstalten zu beschäftigen 
hätten, Selbstbeschäftigung gestattet wird; — und daß die 
nur zur Selbstbeschäftigung Verpflichteten vom Arbeitszwange 
vollkommen befreit werden. 

Bei der Arbeitsleistung kann auch noch die Milderung 
Platz greifen, daß jene, die über eine Vorbildung höheren Grades 
verfügen und nicht wegen eines aus gemeinem Motiv verübten 
Verbrechens verurteilt wurden, in den Strafanstalten von den 
Haushaltungsarbeiten und anderen untergeordneten Verwal- ■ 
tungsarbeiten (z. B. vom Reinigen der Räume) enthoben wer¬ 
den. Andere 2 sind hingegen der Ansicht, daß auf dem Gebiete 
der Beschäftigung eine Milderung nur mit Rücksicht auf den 
Körperzustand, der Gebrechlichkeit, oder den Krankheits¬ 
zustand des Verurteilten, hingegen nie infolge der Unterschiede 
in der Bildung am Platze sind. 

Erlaubnis erhalten können, sich aus eigenen Mitteln Brot, Suppe, zweierlei 
Speisen, Käse, Obst, Kaffee und 1 Liter Wein anzuschaffen (siehe dies¬ 
bezüglich: Civoli, Trattato di diritto penale, Bd. 1., Milano 1912, 
Seite 239). Diese Verfügung ist gerade ein Gegenteil der Verschärfung 
der kurzen Freiheitsstrafen. 

1 Blätter für Gefängniskunde, Bd. 22, Seite 35. 

2 Z. B. Finkey, Der gegenwärtige Stand und die Reformfragen des 
Gefängniswesens usw., Seite 192. 

Blätter für Gefängniskunde, Bd. LI II. 
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Die Anwendung der oben erwähnten Verschärfungen kann 
entweder während der ganzen Dauer der Freiheitsstrafe in 
rückkehrenden Perioden — oder bei längeren, mehrjährigen 
Freiheitsstrafen rückkehrend jederzeit am Jahrestage der Ver¬ 
übung des Verbrechens — oder kurz vor der Entlassung 
zwecks besonderer Hebung des Strafübels und der Intensität 
der Strafe angewendet werden. 

Mit der Anwendung dieser Verschärfungen und Milderungen 
kann statt des Strafrichters eventuell auch der Direktor der 
Strafanstalt oder aber auch die höchste Strafvollzugsbehörde 
betraut werden. 

Die Strafgesetzgebungen bieten deshalb Gelegenheit zur 
derart verschiedenen Gestaltung der Freiheitsstrafen und die 
Strafjustiz fordert deshalb ein solch großes Arsenal von Straf¬ 
mitteln, damit durch ihre verschiedene Gestaltung die graduelle 
Verschiedenheit der Verbrechenserscheinungen zu würdigen und 
die verschiedene Individualität der Verbrecher zu berück¬ 
sichtigen möglich sei 1 . 


III. 

Wenn wir die einzelnen Phasen und Momente des Straf¬ 
vollzuges in Betracht nehmen, so sehen wir, daß die im engeren 
Sinne genommene Strafvollzugsindividualisation in überaus 
verschiedenen Richtungen zur Geltung kommen kann. 

Die Feststellung jener Grenzen, zwischen welchen den 
Verurteilten gegenüber eine individualisierende Behandlungs¬ 
weise platzgreifen kann, geschieht bei der Differenzierung der 
Freiheitsstrafarten. 

Zur Individualisierung bietet sich vor allem Gelegenheit bei 
Feststellung des Beginnes der Vollstreckung als auch bei 
Erledigung der auf Aufschub der Strafvollstreckung gerich¬ 
teten Gesuche 2 . Hier bietet sich zur Berücksichtigung der 
Eigentümlichkeiten der einzelnen Straffälle viel Gelegenheit; 
so z. B. wenn der Verheiratete zur Unterbringung seiner 
Familie, oder aber der Vater zur Unterbringung seiner noch 
unmündigen Kinder um Strafaufschub bittet. 

Sehr auseinandergehend sind die Ansichten bei Beurteilung 
jener Frage, welchen Einfluß die verschiedenen Gefängnis¬ 
systeme auf die Verwirklichung des Prinzips der Individuali- 

1 Schmidt, Die Aufgaben der Strafrechtspflege, Leipzig 1895 
Seite 301. 

2 Saleilles, a. a. 0., Seite 267. 
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sierung nehmen. Bei Erledigung dieser Frage müssen wir vor 
allem darauf mit Betracht sein, welchen Einfluß die verschie¬ 
denen Gefängnissysteme auf die Individualität der einzelnen 
Verurteilten ausüben 1 . 

Viele nehmen dafür Standpunkt, daß bei Vollstreckung 
der Freiheitsstrafen auf Grund des Systems der Einzelhaft 
die Verwirklichung des Prinzipes der Individualisierung beson¬ 
ders erleichtert sei. Sie meinen, daß da beim Einzelhaftsystem 
der Verkehr der Gefangenen mit den Bediensteten mehr ein 
unbefangener und ein unmittelbarer werden kann, erfahrungs¬ 
gemäß auch die nähere Kenntnis von der Eigenschaft des 
Gefangenen überaus gefördert ist 2 . Man führt auch noch an, 
daß beim Einzelhaftsystem den hiezu würdigen Verurteilten 
die Gewährung von Milderungen erleichtert sei ohne daß 
hiedurch der — zwar grundlose und unberechtigte — Neid 
der anderen erregt wäre; in diesem Umstand ist vielleicht 
auch der Grund jener Erfahrung zu suchen, daß während für 
den größten Teil der Gefangenen die Einzelhaft als eine bedeut¬ 
same Erschwerung ihrer Lage gilt, hingegen von den über eine 
größere Intelligenz und Bildung verfügenden Gefangenen die 
Einzelhaft für eine Erleichterung betrachtet wird 3 . 

Dann wird auch noch darauf hingewiesen, daß die Einzel¬ 
haft selbst auf den Verurteilten, der sich nicht einmal noch 
während der Vollstreckung der Freiheitsstrafe der Gefängnis¬ 
ordnung fügen will, das Gefühl der Ohnmacht besser und ganz 
zum Bewußtsein bringt 4 . 

Als Resultat berufen wir uns auf den Ausspruch Wahl¬ 
bergs, laut welches, wenn es auch zweifellos ist, daß das 
Einzelhaftsystem zur Verwirklichung des Prinzipes der Indi¬ 
vidualisierung viel Gelegenheit bietet, es doch eine Übertrei- * 
bung sei, wenn man dieDurchführung der Individualisierung nur 

1 Berner, Lehrbuch des deutschen Strafrechts, Leipzig 1895, 
Seite 205. Ähnlich: Heimberger, Zur Reform des Strafvollzuges, 
Leipzig 1905, Seite 18. 

2 Eckert, a. a. ()., Seite 75. —Ähnlich: Wirth, Abschaffung des 
Zuchthauses, Zeitschrift für die ges. Strafrechtswissenschaft, Bd. 10, 
Seite 399. —Aschaffen bürg, Das Verbrechen und seine Bekämpfung, 
Heidelberg 1906, Seite 243. 

3 Über die verschiedene Wirkung der Einzelhaft finden wir interes¬ 

sante Geständnisse ehemaliger Verurteilter in dem Buch Auers: Zur 
Psychologie der Gefangenschaft, München 1905, siehe besonders Seite 52, 
59, 72 und 121. " * • 

4 Krohne, Lehrbuch der Gefängniskunde, Stuttgart 1889, Seite 248. 
— Helle, Der heutige Stand der Ansichten über Wert und Wirkung 
der Einzelhaft, Göttingen 1912, Seite 54. 
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beim Einzelhaftsystem gesichert sieht. Wahlberg wünscht, 
daß, da es mehrere Kategorien von Gefangenen gibt, welche die 
ausschließliche Isolierung ohne Gefahr für die Erhaltung ihrer 
leiblichen und geistigen Integrität und Individualität nicht 
ertragen, damit die Individualität, der Gesundheitszu¬ 
stand, und besonders auch noch die frühere Beschäftigung 
der Gefangenen berücksichtigt werden könne, — einen dua¬ 
listischen Bestand der Gefängnissysteme derart, daß neben 
der Einzelhaft auch noch das progressive System angewendet 
werde, und daß durch die Wählbarkeit des Haftsystems ein 
energisches Mittel der individuellen Einwirkung auf jeden 
einzelnen Verbrecher gesichert sei 1 . 

Hingegen dafür, daß beim Progressivsystem die Verwirk¬ 
lichung der Individualisierung besser gesichert sei, führt man 
an, daß bei Anwendung dieses Systems während dem Stadium 
der Gemeinschaftshaft zur Erkennung der bösen Neigungen 
der Verbrecher viel Gelegenheit sich bietet 2 . 

„ Damit die vom Standpunkte der Individualisierung wich¬ 
tigen Vorteile der einzelnen Gefängnissysteme genügend aus¬ 
nützbar seien, müßte man besonders dazu Gelegenheit geben, 
daß bei Feststellung des beim Strafvollzug zum Grunde genom¬ 
menen Gefängnissystems nicht so sehr die Dauer der Freiheits¬ 
strafe, als vielmehr die Individualität der Verbrecher einen 
entscheidenden Einfluß ausüben möge. Damit man aber die 
Individualität der Verurteilten richtig erkenne, wäre es not¬ 
wendig, die Verurteilten am Anfänge ihrer Freiheitsstrafe für 
einen kürzeren Zeitraum in Einzelhaft zu versetzen. 

Viel Gelegenheit finden wir zur Individualisierung bei Aus¬ 
wahl des durch den einzelnen Verurteilten zu verrichtenden 
Arbeitszweiges. Selbst den zu einer Freiheitsstrafe schwersten 
Grades Verurteilten gegenüber sollte man bei Auswahl ihrer 
Arbeit auf ihre Körperkräfte, auf ihren Gesundheitszustand, 
und auf ihren bisherigen Berufe mit Betracht sein 3 . Dies liegt 
nicht nur im Interesse der Verwirklichung des Prinzipes der 
Individualisierung, sondern auch im Interesse der Arbeits¬ 
betriebe 4 . Vom Gesichtspunkte der Individualisierung ist es 
besonders wünschenswert, daß den vor ihrer Verurteilung im 

1 Wahlberg, a. a. O., Seite 200—202. 

2 Vämböry, Strafrechtliche Forderungen usw., Seite 101. 

3 Der deutsche Vorentwurf von 1909 verfügt im § 17 derartig, daß 
den Gefängnisgefangenen eine solche Arbeit zu übertragen ist, welche 
dem Beruf entsprechen, dem sie angehören. 

4 Finkey, Der gegenwärtige Stand und die Reformfragen des Ge¬ 
fängniswesens usw., Seite 192. 
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Freien beschäftigt ge/wesenen Verurteilten auch während Voll¬ 
streckung der Freiheitsstrafe im Freien zu verrichtenden 
Arbeiten übertragen werden. Damit die Verurteilten mit 
einer ihrer früheren Beschäftigung entsprechenden Arbeit 
beschäftigt werden mögen, sollte man schon bei ihrer Zuweisung 
in die einzelnen Strafanstalten darauf mit bedacht sein, daß 
sie in eine solche Strafanstalt kommen, wo der betreffende 
Arbeitszweig vorhanden ist 1 . Hier müssen wir jenes Vorteils 
des Einzelhaftsystems gedenken, daß bei Befolgung dieses 
Gefängnissystems die Individualisierung beim Arbeitsbetriebe 
einigermaßen erleichtert ist; insbesondere wenn man den 
betreffenden Arbeitsbetrieb auch in einem kleineren Raum 
ausüben kann; ein Beispiel bietet hiezu das in Schweden, 
Finnland und auch in Dänemark übliche Sloyd-System 2 . 

Bei Individualisierung der Arbeit muß man aber auch noch 
auf andere Umstände Betracht nehmen. Man muß z. B. darauf 
achten, daß solche Verbrecher, die zu Gewalttätigkeiten geneigt 
sind, nicht in solchen Arbeitsbetrieben beschäftigt seien, wo 
sie zu zum Angriff und zu Gewalttätigkeiten geeigneten Werk¬ 
zeugen gelangen können 3 . Durch Zulassung der Selbstbeschäf¬ 
tigung finden besonders die Kopfarbeiter Gelegenheit, Kennt¬ 
nisse in ihrem beruflichen Fache zu erwerben und sich zu 
vervollständigen; dieserart können wir ihr Fortkommen nach 
ihrer Entlassung fördern 4 5 . 

Auch die Art des Arbeitsbetriebes ist vom Gesichtspunkte 
der Individualisierung ausschlaggebend. Die Durchführung 
der Individualisierung ist überaus erleichtert, wenn die Straf¬ 
anstalten die Strätlingsarbeit auf eigene Rechnung (in eige¬ 
ner Regie) betreiben. Während wenn man sie an Unternehmer 
vergibt, ist die Individualisierung bei der Arbeit beinahe 
unmöglich®. 

Zur Individualisierung bietet sich weiter Spielraum bei 
Feststellung und Verwaltung der Arbeitsbelohnung. Insbeson- 


1 Stoos, Lehrbuch des österreichischen Strafrechts, Wien-Leipzig 
1910, Seite 205. 

2 Vidal, a. a. O., Seite 666. 

3 Ein preußischer Erlaß vom 10. Januar 1881 untersagt für Diebe 
die Schlosserei (Holtzendorff-Jagemann, Handbuch des Gefängnis¬ 
wesens, Hamburg 1888, Bd. II., Seite 236). 

4 Wulffen, Reformbestrebungen aitf dem Gebiete des Strafvollzuges, 
Dresden 1905, Seite 25. 

5 Stoos, Lehrbuch des österreichischen Strafrechts, 2. Aufl., Wien- 
Leipzig 1913, Seite 211. 
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dere wenn der Verurteilte Erlaubnis zur Verwendung eines 
Teiles seiner Arbeitsbelohnung erbittet. Bei Erteilung der 
Erlaubnis, daß der Verurteilte einen Teil seiner Arbeits¬ 
ersparnisse zum Kauf von Lebens-, eventuell von Genuß¬ 
mittel, oder zur Unterstützung seiner notleidenden Angehöri¬ 
gen, oder zur Einschaffung nützlicher Gebrauchsgegenstände 
verwenden könne, — muß man jederzeit ein individuali¬ 
sierendes Verfahren befolgen. Um dies zu ermöglichen, ist 
unumgänglich notwendig, daß bei' Feststellung der Arbeits¬ 
belohnung eine gewisse Latitüde zur Verfügung stehe. 

Bei Befriedigung der geistigen Bedürfnisse der Verurteilten 
muß man vor allem bei der religiösen Pflege, bezüglich deren 
Notwendigkeit und Masse die Eigentümlichkeiten der einzelnen 
Fälle sorgsam beachten 1 . 

Beim Unterricht ist auch die Befolgung einer individuali¬ 
sierenden Behandlungsweise wünschenswert. Hiezu bietet sich 
beim gemeinsamen, volksschulartigen Unterricht viel Gelegen¬ 
heit. Damit steht im lebhaften Kontrast die in Belgien einge¬ 
bürgerte Gepflogenheit, daß die in Einzelhaft sich befindlichen 
Verurteilten während des Unterrichts in Stalls untergebracht 
sind, und sich die Tätigkeit des Lehrers ausschließlich nur auf 
die Erklärung und Besprechung des Lehrstoffes beschränkt; 
hingegen die Befragung der Gefangenen über den Lehrstoff, 
wobei zur Annäherung an die Individualität der Verurteilten 
sich viel Gelegenheit bietet, nicht üblich ist 2 . 

Die Durchführung des Prinzips der Individualisierung be¬ 
züglich der Auswahl der Lektüre ist bei Anwendung des Einzel¬ 
haftsystems um vieles erleichtert 3 . Ausnahmsweise können die 
in Einzelhaft sich befindlichen Verurteilten die Erlaubnis 
erhalten, Bücher auch außerhalb der Anstaltsbibliothek zu 
benützen; besonders gegenüber den Verurteilten größeren 
Bildungsgrades muß man hiezu Gelegenheit bieten. Für die 
geistig höherstehenden Gefangenen muß eine entsprechende 
geistige Nahrung vorhanden sein. Werke von wirklichem 
wissenschaftlichen Werte aus dem Gebiete der Naturwissen¬ 
schaften, der Geographie, Geschichte müssen geboten werden. 
Manchen kann man durch Gewähren von sprachwissenschaft¬ 
lichen Werken, mit deren Hilfe sie sich zur Erleichterung ihres 

1 Saleilles, a.a. 0., S. 279. 

2 Behringer, Die Gefängnisschule, Tübingen 1901, Seite 121. 

3 Cuche, Traite de Science et de legislation penitentiaire, Paris 1905, 
Seite 350. 
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späteren Fortkommens fremde Sprachen aneignen, anderen 
wieder durch Fachzeitschriften zur Hilfe kommen, und ihnen 
zur Erweiterung, oder aber wenigstens darin behilflich sein, 
daß sie ihre Kenntnisse auf der Höhe der Zeit erhalten; denken 
wir nur z. B. an die Notwendigkeit der Fortbildung eines 
Ingenieurs, eines Elektrotechnikers 1 . 

Im Disziplinarverfahren muß man auch den Eigentümlich¬ 
keiten, sowohl dem bisherigen Betragen der Gefangenen, als 
auch anderen Eigenheiten der einzelnen Fälle Beobachtung 
schenken; es ist nur eine gerechte Forderung, daß das Indivi¬ 
dualisieren auch bei Handhabung der Disziplin und der Dis¬ 
ziplinarstrafen zu durchführen ist 2 3 . 

Bezüglich der Anrede der Verurteilten sollte man auch 
anstatt des Grades und des Charakters der Freiheitsstrafe 
vielmehr auf das Alter, dem Bildungsgrad und auf die Indivi¬ 
dualität der Anstaltsinsaßen mit Betracht sein 2 . 

Und ähnlich müßte man bei Feststellung der Dauer des 
Spazierganges Vorgehen; manchem Gefangenen wird gesund¬ 
heitlich gedient, wenn er in rauher, kalter Jahreszeit von dem 
Spaziergang ganz dispensiert wird, so bei blutleeren, kränk¬ 
lichen,.altersschwachen; wiederum wird man manchem Gefan¬ 
genen, namentlich nervösen und unruhigen, nützen, wenn man 
ihm noch einen Extraspaziergang verordnet. Auch hier hat 
die individuelle ärztliche Fürsorge reichlich Gelegenheit, sich 
außerordentlich wohltätig und nützlich zu erweisen 4 . 

In den Strafanstaltsbetrieben findet sich aber auch noch 
auf anderem Gebiete reiche Gelegenheit zur Individualisierung. 
In einzelnen geeigneten Fällen kann man den Genuß von 
Tabak gestatten. Andere können die Erlaubnis erhalten, in 
ihren Einzelzellen sich lebende Blumen zu halten 5 . Den wäh¬ 
rend eines langen Zeitraumes in Einzelhaft sich befindlichen 
Gefangenen hingegen kann gestattet werden, daß sie in An¬ 
erkennung ihres Fleißes und guten Betragens in ihren Zellen 
einen Kanarienvogel halten dürfen; dies paralisiert die Wir- 

1 Vorschläge usw., Motive, Seite 57. — Wulften, a. a. 0., Seite 30. 

2 Klein, Die Vorschriften über die Verwaltung in den preußischen 
Justizgefängnissen, Berlin 1914, Seite 23. 

3 Siehe diesbezüglich: Leuß, Aus dem Zuchthaus, Berlin 1903, 
Seite 23. 

4 Baer, Die Hygiene des Gefängniswesens, Jena 1897, Seite 135. 

5 Pulszky-Tauffer, Die Geschichte, die Theorie und der gegen¬ 
wärtige Stand des Gefängniswesens, mit besonderer Berücksichtigung 
Ungarns (in ungarischer Sprache erschienen), Pest 1867, Seite 165. 
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kung der Stille und ist mit guter Wirkung auf das Gemüt der 
Gefangenen 1 . 

Der Weg, der die Erweiterung und die vollständige Durch¬ 
führung des Gedankens der Individualisierung bezweckt, führt 
logischer Weise zum Institut der unbestimmten Verurteilun¬ 
gen 2 . Schon Wahlberg wünschte, daß, damit die Forderung 
des Individualisierens ihre Befriedigung finde, man den Straf¬ 
urteilen eine solche relative Fassung gebe, mit deren Hilfe die 
Strafrechtspflege der Subjektivität des Sträflings eine ange¬ 
messene Berücksichtigung auch noch während des Strafvoll¬ 
zuges angedeihen lassen kann 3 . 

Die Akzeptierung des Institutes der unbestimmten Urteile 
fördert faktisch die Durchführung des Prinzips der Individuali- 
sation. Wir lernen den Verbrecher, wenn überhaupt, während 
des Vollzuges einer nicht bloß nach Tagen und Wochen be¬ 
stimmten Freiheitsstrafe viel besser kennen, als während einer 
kurzen Gerichtsverhandlung. Mit dieser Erkenntnis ist uns 
die Richtung vorgezeichnet, in welcher das Institut der unbe¬ 
stimmten Urteile vorgeht. Die zu lösende Aufgabe kann nur 
dahin gehen, die endgültige Strafzumessung erst während des 
Strafvollzuges eintreten zu lassen 4 . Gerade wie es der Arzt 
im Vorhinein nicht feststellen kann, wie lange die Dauer der 
Genesung dauern wird, ist es auch für den Richter unmöglich, 
im Vorhinein den Zeitpunkt der Besserung festzustellen; den 
Zeitpunkt der Besserung kann wahrlich nur derjenige bestim¬ 
men, dem es ermöglicht ist, den Verurteilten Wahrend des 
Strafvollzuges zu beobachten 5 . Und geradeso wie es augen¬ 
scheinbar nicht zweckmäßig ist, solche Individuen, die die 
Sicherheit der Rechtsordnung nicht mehr gefährden, noch 
weiter gefangen zu halten, auch wenn ihre Strafzeit noch nicht 
abgelaufen ist, — wäre es verfehlt, denjenigen nach Ablauf 
seiner Freiheitsstrafe freizulassen, der sich voraussichtlich 
auch in der Zukunft der Rechtsordnung nicht fügen, und dies 
ständig gefährden wird 6 . Bei den unbestimmten Urteilen ist 

1 Finkey, Der gegenwärtige Stand und die Reformfragen des 
Gefängniswesens usw., Seite 43. 

2 Irk, Die Umgestaltung des Strafrechts (in ungarischer Sprache 
erschienen), Klausenburg 1915, Seite 93. 

3 Wahlberg, a. a. O., Seite 161. 

4 Liszt, Strafrechtliche Aufsätze und Vorträge, Berlin 1905, Bd. I., 
Seite 333. — Saleilles, a. a. O., Seite 274ff. 

5 Saleilles, a. a. 6., Seite 268. 

8 Friedmann, Die unbestimmten Urteile (in ungarischer Sprache 
erschienen), Budapest 1910, Seite 121. 



— 137 — 


es verläßlicher gesichert, daß die Strafe mit den im Volks¬ 
bewußtsein lebenden und vom Staate im Interesse seiner 
Rechtspflege aufs sorgfältigste zu pflegenden Werturteile über 
die verschiedenen Formen rechtswidrigen Verhaltens in Über¬ 
einstimmung bleiben wird 1 . Die unbestimmten Urteile, die 
in der Strafrechtswissenschaft auch heute noch ständig eine 
Reformfrage bilden, sind ein bedeutsames Mittel der Straf¬ 
vollzugs- Individualisation. 

Auch das Institut der bedingten Entlassung bietet bei seiner 
Handhabung viel Gelegenheit zur Individualisierung. Dieses 
Institut wird seinen Zweck nur dann wahrlich verwirklichen, 
wenn es richtig angewendet wird. Wenn die Verurteilten 
dieser Begünstigung nur sehr selten teilhaftig werden, so sind 
sie nicht genug angespornt, sie zu verdienen. Hingegen wenn 
man mit dieser Begünstigung zu freigebig ist, so ist dies mit 
der Gefahr verbunden, daß der Strafrichter, um die bedingte 
Entlassung zu paralisieren, die Dauer der Freiheitsstrafen im 
vorhinein höher setzen wird. Der Zweck 4er bedingten Ent¬ 
lassung wird nur dann verwirklicht werden, wenn dies Institut 
nicht schablonenhaft gehandhabt wird, sondern nur jene Ver¬ 
brecher bedingt entlassen werden, die diese Begünstigung auf 
Grund ihrer Individualität, ihres guten Betragens und ihrer 
Besserung wirklich verdienen. 

Endlich ist auch bei den am Zeitpunkt der Entlassung 
aktuellen Patronagebestrebungen ein individualisierendes Vor¬ 
gehen von größter Wichtigkeit 2 . Nach der Entlassung stellt 
sich bei Rückkehr in das freie Leben dem Verurteilten von 
drei Seiten ein Hindernis entgegen: die Menschen nehmen den 
Freiwerdenden nur sehr schwer in ihre Mitte auf, und ver¬ 
gessen ungern ihre Vergangenheit; — die Anpassung in die 
neue Umgebung und in den Arbeitsplatz ist auch mit vielen 
Hindernissen verbunden; — endlich ist das Fortkommen der 
Entlassenen auch durch ihre mißliche finanzielle Lage überaus 
erschwert; die Besserung ihrer wirtschaftlichen Lage, das 
Bieten einer Arbeitsgelegenheit, die Hebung des sozialen 
Milieus ist der sicherste Weg zur Rettung der Entlassenen; auch 
hier ist aber ein individualisierendes Vorgehen von größter 
Wichtigkeit 3 . 

1 So lautet die Ansicht Lammaschs, zitiert aus dem schon an¬ 
geführten Werke Schmidts, Seite 270. 

2 Fuchs, Die Gefangenen-Schutztätigkeit und die Verbrechens- 
Prophilaxe, Berlin 1898, Seite 190. 

3 Saleilies, a. a. 6., Seite 281. 
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Die Kontrolle der Entlassenen kann eine überaus verschie¬ 
dene sein; bei Auswahl der Art der Kontrolle muß man auch 
auf die Eigentümlichkeiten des Falles Betracht nehmen. Die 
Kontrolle kann durch einen Betrauten der Strafanstalt oder 
aber durch ein hiezu separat angestelltes Kontrollorgan (Pro¬ 
bation Officer) durchgeführt werden; hiemit kann aber auch 
der Arbeitgeber des Entlassenen oder das Mitglied eines 
Patronagevereines betraut werden; wenn eine strengere Kon¬ 
trolle notwendig ist, wird die Bestellung eines berufsmäßigen 
Kontrollorgans am Platze sein. Die Gestaltung der Kontrolle 
bietet auch übrigens noch reiche Gelegenheit zur ‘Individuali¬ 
sierung 1 . Der Hauptzweck der Patronagebestrebungen ist, 
die den Entlassenen sich entgegenstellenden Hindernisse zu 
beseitigen; dieses Ziel werden wir aber nur dann erreichen, 
wenn wir bei der Patronagetätigkeit überaus individualisierend 
vorgehen. 

Die Wirkung der Strafvollzugsindividualisation läßt ihre 
Wirkung in den verschiedensten Richtungen verspüren. Mit 
Betracht darauf, daß ihre Durchführung auf die Verwirk¬ 
lichung der Strafzwecke von größter Bedeutung ist, bildet sie 
mit Recht eine ständige, bedeutsame Reformbestrebung auch 
auf dem Gebiete des Gefängniswesens. 


IV. 

Die Durchführung der Individualisation stoßt auf ver¬ 
schiedene Hindernisse. 

Die Grenzen der Individualisation sind sowohl durch die 
Strafvollzugsgesetze als auch durch die Gefängnisordnungen 
genau abgesteckt. Vom Standpunkt der Strafvollzugsindivi¬ 
dualisation ist es daher wünschenswert, daß die Strafvollzugs¬ 
vorschriften elastisch seien, damit sie zur verschiedenartigen 
Gestaltung der Freiheitsstrafen Möglichkeit bieten, und damit 
den Strafanstaltsorganen zum Individualisieren im Strafvollzug 
Gelegenheit geboten sei; natürlich darf dies aber auch nicht 
zur Willkürlichkeit ausarten 2 . Je größer die zur individuali¬ 
sierenden Behandlungsweise dienende Latitüde ist, um so größer 


1 Herr, Das moderne amerikanische Besscrungssystem, Stuttgart 
1907, Seite 352ff. 

2 Finkey, Der gegenwärtige Stand usw., Seite 194. — Saleilles, 
a. a. O., Seite 267. 
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ist die Hoffnung, daß die Durchführung des Prinzips der Indivi¬ 
dualisierung vollkommen gelingen wird. Auch die auf die Ver¬ 
urteilten am Gebiete der Besserung und der Erziehung auszu¬ 
übende Wirkung wird in erster Reihe davon abhängen, ob 
diese Latitüde genügend groß ist. Bei der großen Bedeutung 
des Erziehungsgedankens werden die Gesetze sich vor gar zu 
schematischer Umschreibung und Anwendung der Strafmittel 
zu hüten haben. Es ist deshalb auch verfehlt, mit der Strafe 
bestimmte physische Übel schematisch zu verbinden 1 . Die 
zur Durchführung der Individualisierung dienende Latitüde 
wäre überaus erweitert, wenn man das Institut der unbestimm¬ 
ten Urteile einführen möchte. 

Die weiteren Schranken der Individualisierung sind in der 
Übelsnatur der Freiheitsstrafe selbst zu suchen; dann ist es 
auch im Interesse der Ordnung und der Disziplin unumgäng¬ 
lich notwendig, daß in den Strafanstalten den Verurteilten 
gegenüber ein gewisses schablonenhaftes Verfahren bekundet 
werde. Die Strafe hat auch den Zweck: die Auferlegung des 
Strafleidens, und daß auf den Gefangenen ein abschreckender 
oder bessernder Einfluß ausgeübt werde. Der Strafvollzug 
muß an der Übelsqualität der Strafe selbst auch dann fest- 
halten, wenn weder die Besserung noch die Abschreckung 
erreicht werden kann. Der Strafvollzug muß daran festhalten, 
daß der Verbrecher zu erziehen, und zwar in der Unfreiheit 
für die Freiheit zu erziehen ist 2 . Die Bestrebung zur Indivi¬ 
dualisierung kann nicht zu weit gehen, dem Sträfling muß 
während dem Strafvollzug das Moment des Zwanges jederzeit 
zum Bewußtsein kommen 3 . 

Es ist überaus schwer, die beim Vollzug der Freiheitsstrafen 
zur Individualisierung dienende Latitüde richtig zu bemessen 
und festzustellen. Wie man dem Strafrichter bei der Straf¬ 
ausmessung eine gewisse Latitüde lassen muß, damit er die 
Strafe im konkreten Falle allen Begleitumständen gemäß 
richtig bemessen könne, — ebenso kann man auch die Tätig¬ 
keit der Strafvollzugsbeamten durch Strafvollzugssysteme und 
Strafvollzugsregeln nicht vollkommen lahmlegen. Auch ihnen 
muß man Gelegenheit bieten, damit sie beim Vollzug der Frei¬ 
heitsstrafen diese der Individualität und der Gesinnung der 
Verurteilten gemäß gestalten. Das größte Hindernis ist in 
den Strafvollzugssystemen selbst zu suchen, die von dem 


1 Kriegsmann, a. a. O., Seite 104. 

2 Kriegsmann, a. a. O., Seite 103ff. 

3 Leonhard, a. a. O., Seite 16. 



falschen Ausgangspunkt ausgehen, daß die Gerechtigkeit in 
einer vollkommen gleichen Behandlungsweise zu suchen sei; 
dies wäre nur dann richtig, wenn die Individualität aller Ver¬ 
brecher die gleiche wäre. Andererseits aber kann die aus der 
verschiedenen Individualität der Verbrecher entspringende 
abweichende Behandlungsweise gesetzliche Grenzen nicht ent¬ 
behren 1 . Man darf nicht vergessen, daß das Prinzip der Indivi¬ 
dualisierung eine überaus zweischneidige Waffe bildet; wenn 
einesteils ihre umso vollkommenere Durchführung überaus 
wünschenswert ist, so darf man aber auch nicht vergessen, 
daß sie zugleich das Platzgreifen despotischer Verfügungen 
ermöglicht, und ganz unbemerkt die durch so viel Blutopfer 
erkämpfte persönliche Freiheit gefährden kann 2 . Die Indivi- 
dualisation kann auch nie soweit gehen, daß hiedurch die 
Freiheitsstrafe ihren Übelscharakter verliert; man muß auch 
darauf Betracht nehmen, daß das Prinzip der Individuali- 
sation nicht zum Vorwand ungerechter Bevorzugung werde 3 . 

Durch die Individualisierung muß man gegenüber den Ver¬ 
urteilten in erster Reihe darauf dringen, daß der mit der 
Freiheitsstrafe verbundene Strafzwang und das Strafübel nicht 
zur Grausamkeit und Ungerechtigkeit werde; andererseits 
aber, daß die gegenüber den Gefangenen angewandte Huma¬ 
nität nicht bis zur Schwäche und übertriebenen Nachsicht 
gehe. Von diesem Standpunkte aus ist bei Beurteilung der 
Details des Strafvollzuges viel Menschenkenntnis, Feingefühl 
und richtige Erkenntnis der Lage notwendig. Das Prinzip der 
Individualisierung erheischt nicht, daß die Vorteile der Indivi- 
dualisation nur den besser gesinnten und nur den sich gut 
benehmenden Gefangenen zugute komme, sondern daß auch 
die moralisch niedriger stehenden Individuen einer gerechten 
und billigen Behandlungsweise teilhaftig werden. 

ln der Literatur der Gefängniskunde findet man nur 
allzuoft die Meinung 4 , daß die Gefangenen, die den sogen. 

' Sichart, Die Reform der Freiheitsstrafe nach deutschem Rechte, 
Zeitschrift für die gesamte Strafrechtswissenschaft, Bd. 11, Seite 512. 

2 Angyal, a. a. O., Seite 16. 

3 Eckert, a. a. O., 71 ff. 

4 Kriegsmann, a. a. 0., Seite 107. — Leuß, Aus dem Zuchthaus, 
Berlin 1903, Seite 68ff. — Treu, Der Bankrott des modernen Straf¬ 
vollzugs und seine Reform, Stuttgart 1904, Seite 48ff. — Wulffen, 
a. a. O., Seite 30ff. — Bezüglich der Anzahl der über einen höheren 
Bildungsgrad verfügenden Gefangenen teilt interessante Daten mit: 
Mayr, Statistik und Gesellschaftslehre, Band 111; Moralstatistik mit 
Einschluß der Kriminalstatistik, Tübingen 1917, Seite 819ff. 
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gebildeten Klassen angehören, und die vor ihrer Verurteilung 
an eine bessere Lebensweise gewöhnt waren, den mit der 
Freiheitsstrafe verbundenen Zwang besonders und relativ 
intensiver verspüren, als die anderen Gefangenen; dieser Un¬ 
gleichheit könnte man auch nur durch eine stark individuali¬ 
sierende Behandlungsweise abhelfen. Es wird niemandem ein¬ 
fallen, für sie im Strafvollzug besondere Privilegien in An¬ 
spruch zu nehmen; allein es ist doch wohl gerechtfertigt, wenn 
wenigstens bei dem Vollzüge der leichteren Freiheitsstrafen 
ihnen gewisse Zumutungen erspart bleiben, die sie als ganz 
besonders herabwürdigend empfinden 1 . Doch müssen wir auch 
darauf hinweisen, daß die Individualisierung von heute nicht 
zur Bevorzugung einzelner Gesellschaftsklassen führen 
darf 2 . 

Zur Durchführung der Individualisierung ist es unum¬ 
gänglich notwendig, daß die Strafanstaltsbeamten über die 
persönlichen Verhältnisse der Gefangenen pünktlich und ver¬ 
trauenswürdig orientiert seien. Nur auf diese Weise ist es 
ermöglicht, die nach der heutigen vorherrschenden Auffassung 
in den Vordergrund gestellte individualisierende Wirkung der 
Freiheitsstrafe zu verwirklichen 3 . Mit Betracht darauf, daß 
beim Einzelhaftsystem die Strafanstaltsbeamten die Gefan¬ 
genen in den Zellen zu besuchen haben, bietet sich zur Erkennt¬ 
nis der Individualität der Verurteilten mehr Gelegenheit. Da¬ 
mit man den Verbrecher gehörig behandeln könne, muß man 
vor allem seine Individualität kennen lernen; seine Fähig¬ 
keiten, seinen Charakter, seine Neigungen und Gewohnheiten; 
wir müssen ihn nicht nur körperlich, sondern auch seine Seele 
kennen lernen. Sowohl seine normalen, als auch seine ab¬ 
normalen Eigentümlichkeiten; ansonsten können wir sein 
Gemüt nicht würdigen und verstehen; man muß besonders 
darauf Gewicht legen, daß man der vorhandenen schlechten 
und der fehlenden guten Eigenschaften bewußt werde. Wir 
können über die zu befolgende Behandlungsweise uns nur 
dann eine Meinung bilden, wenn wir von der Individualität 
des Verbrechers vollkommen Kenntnis erlangen; die Ver¬ 
gleichung seiner Individualität mit der anderer Menschen gibt 
nicht genügend Grundlage zum Aufbau einer gründlichen 
Meinung 4 . Zur Erkennung der Individualität des Verurteilten 

1 Kriegsmann, a. a. ü., Seite 108. 

2 Prins, a. a. O., Seite 403. 

3 Prins, a. a. O., Seite 40. 

4 Wines, Punishment and reforniation, New York 1910, Seite 312. 
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dient die Einsicht der Strafakten, als auch der Briefwechsel 
der Gefangenen 1 2 . 

Wir müssen auch dessen bewußt sein, daß die Aufgabe der 
Individualisierung immer besteht; daß es keinen Straffall 
gibt, der ihr entrückt sein könnte 3 . 

Die Durchführung des Prinzips der Individualisation stellt 
die Strafvollzugsbeamten vor eine überaus schwere Aufgabe. 
Dieser Aufgabe werden sie nur dann entsprechen können, wenn 
sie die Freiheitsstrafen nicht maschinenmäßig vollstrecken. 
Gegenwärtig ist es im Gefängniswesen ein großer Übelstand, 
daß der Einfluß der Strafanstaltsbeamten auf die Gefangenen 
ein allzu geringer ist 3 . 

Wir haben schon erwähnt, daß die Durchführung der Indivi¬ 
dualisation auch deshalb überaus erschwert ist, da wir einer 
überaus großen Masse von Verbrechern gegenüberstehen. Da¬ 
mit wir uns zwischen ihnen orientieren können, ist eine Klassi¬ 
fizierung notwendig. Derart wird die Klassifizierung der Ver¬ 
urteilten vom Gesichtspunkt der Individualisierung von großer 
Wichtigkeit. Die Klassifizierung ist eigentlich der Übergang 
zur Individualisierung, ohne der Klassifizierung könnten wir 
die Verbrecher einer individualisierenden Behandlungsweise 
nicht teilhaftig werden lassen. Unter den Verurteilten finden 
sich viele mit gleichen Zügen; jene, die einen ähnlichen 
Charakter aufweisen, kann man in eine Klasse gruppieren, 
und einer gleichen Behandlungsweise unterwerfen. Wir müssen 
aber dessen bewußt sein, daß die Vollzugsindividualisierung 
nicht dahin führen kann, daß man jedem einzelnen gegenüber 
eine verschiedene Behandlungsweise befolge; dies würde die 
Lage zu sehr komplizieren 4 . Den in einer Klasse Befindlichen 
gegenüber kann natürlich eine weitere individualisierende 
Behandlungsweise angewendet werden. Und wenn man die 
mit der Klassifizierung verbundenen Vorteile mit jenen der 
Individualisierung vergleicht, so steht es außer Zweifel, daß 
die Wirkung der Individualisation höher zu schätzen ist 5 . 


1 Klein, a. a. O., Seite 23. 

2 Rosenfeld, Die richterliche Strafzumessung, Vergleichende Dar¬ 
stellung des deutschen und ausländischen Strafrechts, Allgemeiner Teil, 
Bd. III., Berlin 1908, Seite 142. 

3 Aschaffenburg, Zeitschrift für die ges. Strafrechtswissenschaft, 
Band 18, Seite 370. 

4 Finkey, Der gegenwärtige Stand usw., Seite 180. 

5 Eckert, a. a. O., Seite 71 ff. 
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Eine weitere Konsequenz der Individualisierung und der 
damit verbundenen Klassifizierung ist die Spezialisierung der 
Strafanstalten; die derart durchzuführen wäre, daß die auf 
eine grundverschiedene Behandlungsweise angewiesenen Ver¬ 
brecher auch in verschiedene Strafanstalten einzuweisen wären 1 . 

Und wenn man die Möglichkeit der Durchführung des Prin- 
zipes der Individualisierung untersucht, so kommt man zu dem 
Resultat, daß ihre faktische Durchführung in den Strafanstalten 
während dem Strafvollzüge nur dann zu erhoffen ist, wenn die 
auf das Gefängniswesen bezughabenden Vorschriften strenge, 
jedoch gerecht und human sind, und der Stand des Gefängnis¬ 
wesens ein geordneter und guter ist, endlich wenn die oberste 
Leitung des Gefängniswesens in guten Händen liegt, und genü¬ 
gend fachgebildetes und zahlreiches Strafanstaltspersonal zur 
Verfügung steht. 

Die Verwirklichung des Hauptzweckes der Strafrechts¬ 
pflege: die Verbesserung der Verbrecher ist nur dann zu er¬ 
hoffen, wenn die Strafe den Gefangenen auf der Stufe erfaßt, 
auf der er eigentlich steht; der Strafvollzug muß, um im 
Gefangenen den Verbrecher zu ertöten, den Menschen erfassen 
und bilden, muß mit einem Worte das Individuum zu treffen 
suchen 2 . Die Bestrebung geht heute dahin, daß sich die Strafe 
bis zur weitesten Möglichkeit der Individualität des Verbre¬ 
chers anpasse. Für alle Individuen, von dem Geisteskranken 
an bis zu dem normalen Rechtsbrecher gilt die gleiche Formel: 
Anpassung der sozialen Repression an die Individualität des 
Rechtsbrechers 3 . 

Der Hauptmangel der heutigen Strafsysteme ist darin zu 
suchen, daß sie nicht genügend Möglichkeit zur Berücksich¬ 
tigung des persönlichen Faktors bieten. Heute ist der Sträfling 
kaum mehr als eine Nummer, auf welche man die klösterlichen 
Mittel der Strafe: Zelle, Arbeit, Unterricht, einwirken läßt 4 ; — 
gegen die Freiheitsstrafe wendet man auch ein, daß ihre Wir¬ 
kung diejenige der Eintönigkeit, des Mangels gewohnter Fülle 
und Abwechslung in Lebensreizen ist 5 , allen diesen Bedenken 
werden wir nur dann erfolgreich begegnen können, wenn man 

1 Finkey, Der gegenwärtige Stand usw., Seite 194. — Stoos, 
Lehrbuch, Ausgabe von 1910, Seite 205. 

2 Alinge, Besserung auf dem Wege der Individualisierung, Leipzig 
1865, Seite 21. 

3 Aschaffenburg, Das Verbrechen usw., Seite 258 u. 272. 

4 Ferri, Das Verbrechen als soziale Erscheinung, übersetzt von 
Kurella, Leipzig 1896, Seite 452. 

5 Leppmann, Der Gefängnisarzt, Berlin 1909, Seite 57. 
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für eine genügend individualisierende Behandlungsweise Sorge 
trägt. 

Wir müssen damit im Reinen sein, daß in Zukunft gegen¬ 
über den Verbrechen die Repression man nicht nach starren 
Schablonen gestalten soll, sondern schärfer als es bisher 
geschehen ist, individualisieren muß 1 . 

1 Liepmann, Einleitung in das Strafrecht, Berlin 1900, Seite 115. 
— Bar (Gesetz und Schuld, Bd. II, Berlin 1907, Seite 14) fordert auch 
eine fortschreitende Individualisierung der Strafe! 



Die Invaliden- und Hinterbliebenen-Weiter- 
versicherung Strafgefangener. 

Von Dr. Fritz Höchtl, Rechtspraktikant in Straubing. 

Der neuzeitliche Strafvollzug hat sich von der früher 
herrschenden Anschauung, Strafzweck sei vor allem Vergel¬ 
tung, vielleicht auch noch Abschreckung, erfreulicherweise 
losgesagt. Heute will der Staat mit seinen Strafen, nament¬ 
lich mit den Freiheitsstrafen vor allem erzieherisch, bessernd 
wirken, nebenbei auch die Allgemeinheit vor gemeingefähr¬ 
lichen Menschen schützen, erst in zweiter Linie auch als Rächer 
der Übeltat dem Verbrecher seine strafende Macht fühlen 
lassen. 

So sind die Zuchthäuser von ehedem, in denen der allgewal¬ 
tige Eisenmeister die Verbrecher büßen ließ, zu Einrichtungen 
geworden, in denen Juristen, Ärzte, Geistliche und Lehrer 
nach wohldurchdachten, freilich mit Ernst und Strenge gepaar¬ 
ten Grundsätzen sich um die Besserung der gefallenen Menschen 
bemühen. Vor allem durch Erziehung zu regelmäßiger Arbeit 
sucht man die Gefangenen wieder auf den rechten Weg zu 
bringen. Die Erfahrung, daß arbeitsame Menschen selten 
straucheln, läßt die Fürsorge des Staates, der Strafanstalten, 
der zahlreichen Obsorgevereine für entlassene Sträflinge sich 
schon während der Strafzeit auch auf die Zukunft des Gefan¬ 
genen erstrecken und dem Gefangenen nach Möglichkeit 
Arbeitsplätze nach seiner Entlassung sicherstellen. 

Daß man hiebei an den Wohlfahrtseinrichtungen, die der 
moderne Staat arbeitsamen Menschen in der Invaliden- und 
Hinterbliebenenversicherung geschaffen hat, nicht achtlos 
vorüberging, war nur folgerichtig. Es war — glaubte man an 
die bessernde Wirkung der Straftat notwendig — den Arbei¬ 
tern, die vor Antritt der Strafhaft in versicherungspflichtiger 
Beschäftigung gestanden waren und durch ordnungsgemäße 
Beitragsentrichtung sich die Anwartschaft auf späteren Renten¬ 
bezug erhalten hatten, auch weiterhin die Segnungen dieser 
sozialen Gesetzgebung zugänglich zu machen. 


Blätter für Gefängniskunde, Bd. LIII. 
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Die Weiterversicherung nach § 1244 RVO. bot hie¬ 
zu Gelegenheit. 

Die Haft der Gefangenen, der Entzug der Freiheit und die 
damit verbundene, wenn auch nicht rechtliche, so doch tat¬ 
sächliche Verfügungsbeschränkung verlangte eine besondere 
staatliche Regelung der Weiterversicherung der Gefangenen 
und so haben denn fast alle deutsche Staaten ihre Strafanstalten 
angewiesen für die Weiterversicherung der Gefangenen Sorge 
zu tragen. 

Für Bayern hat die autographierte justizministerielle Ent¬ 
schließung vom 29. 4. 12 Nr. 15685 die Weiterversicherung der 
Strafgefangenen geregelt. Die bayer. Bestimmungen sollen den 
Ausgangspunkt der nachstehenden Erörterungen bilden. Wegen 
der zum Teil abweichenden Regelung der Frage in anderen 
deutschen Staaten werden hiebei die einschlägigen Bestimmun¬ 
gen der anderen fünf größten deutschen Staaten vergleichs¬ 
weise herangezogen. 

Es kommen hier in Frage: 

1. Rundverfügung des preußischen Justizministers v. 30. 1. 08 
betreffend die Invalidenversicherung der Gefangenen. 

2. Verfügung des württembergischen Justizministers v. 28. 2.14 
betreffend den Vollzug der RVO. vom 19. 7. 11, § 13. 

3. Verfügung des sächsischen Ministeriums des Innern vom 
11. 10. 01 und 1. 7. 02 betreffend die freiwillige Fortsetzung 
der Versicherung durch Strafgefangene. 

4. Verfügung des badischen Ministeriums des Innern vom 
29. 4. 02 und 11. 11. 08 die Invalidenversicherung der Straf¬ 
gefangenen betreffend. 

5. Verordnung des General-Staatsanwalts von Hessen vom 
13. 12. 11 betreffend die Invalidenversicherung der Straf¬ 
gefangenen. 

Die bayer. Verfügung lautet: 

München, 29. 4. 12. 

An die 

Verwaltungen 
der Strafanstalten. 

Die Vorschriften der RVO. vom 19. 7. 11 über die Invaliden- 
und Hinterbliebenen-Versicherung sind gemäß a. 2 des Ein¬ 
führungsgesetzes am 1. 1. in Kraft getreten. 

Nach § 1280 RVO. erlischt die Anwartschaft aus der 
Invalidenversicherung, wenn während zweier Jahre nach dem 
auf der Quittungskarte verzeichneten Ausstellungstag weniger 
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als 120 Wochenbeiträge auf Grund der Versicherungspflicht 
oder der Weiterversicherung entrichtet worden sind. Nach 
§ 1420 soll die Karte binnen zweier Jahre nach dem Tag der 
Ausstellung zum Umtausch eingereicht werden, widrigenfalls 
der Versicherte im Streitfall zu beweisen hat, daß die Anwart¬ 
schaft erhalten ist. 

Die Gefahr, daß während der Verbüßung einer Freiheits¬ 
strafe in einer Strafanstalt der Verlust der Anwartschaft ein- 
tritt, oder dei Umtausch der Karte versäumt wird, besteht für 
jeden Gefangenen. Sie wächst mit der Länge der Strafzeit. 
Da die RVO. in den §§ 1258ff. die Vorteile der Invaliden¬ 
versicherung unter gewissen Voraussetzungen auch auf die 
Hinterbliebenen erstreckt, würden durch den Verlust der 
Anwartschaft künftig nicht nur die Gefangenen selbst betroffen, 
sondern unter Umständen auch andere Personen in Mitleiden¬ 
schaft gezogen werden. Es wird deshalb den Verwaltungen 
der Strafanstalten zur Pflicht gemacht, dahin zu wirken, daß 
die Gefahr des Verlustes der Anwartschaft von den Gefangenen 
tunlichst abgewendet wird. Zu diesem Zweck wird unter Auf¬ 
hebung der Entschließung vom 13. 2. 09 Nr. 40247 im Ein¬ 
verständnis mit den Ministerien des Innern und der Finanz 
angeordnet: 

1. Jeder Gefangene, der zu dem Kreis der versicherungs¬ 
berechtigten Personen gehört und nicht eine lebenslängliche 
Strafe zu verbüßen hat, ist, wenn er eine Quittungskarte in 
die Anstalt nicht eingebracht hat, zu fragen, ob er eine 
solche besitzt. Hat der Gefangene länger als neun Monat 
in der Anstalt zu bleiben, so ist die Karte durch Vermitt¬ 
lung der Heimatbehörde zu erholen, in deren Bezirk sie sich 
nach Angabe des Gefangenen befindet. Beträgt die Dauer 
der Strafe weniger als neun Monate, so ist der Gefangene 
weiter zu befragen, wann die Karte ausgestellt ist, wer sie 
in Verwahrung hat und ob die Beiträge rechtzeitig und 
richtig geleistet wurden. Ergibt sich aus seinen Angaben 
nicht mit voller Sicherheit, daß die Karte in Ordnung sei 
und daß weder der Verlust der Karte, noch der Anwart¬ 
schaft zu befürchten sei, so ist sie einzuholen. 

(Regelung in anderen Staaten: Preußen: nur bei län¬ 
gerer als einjähriger Strafdauer; Württemberg: setzt 
überhaupt keine Grenze bezüglich der Strafdauer, will 
also alle Gefangenen einbegriffen haben; Sachsen: nur 
bei längerer als einjähriger Strafdauer; Baden: nur bei 
mehr als sechsmonatlicher Haft; Hessen: bei mehr als 
neunmonatlicher Strafdauer.) 


io* 
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2. Es ist zu prüfen, ob die eingebrachte oder eingeholte Quit¬ 
tungskarte noch gültig und ob durch ihren Inhalt die Er¬ 
haltung der Anwartschaft dargetan ist; treffen diese Vor¬ 
aussetzungen zu, so ist durch rechtzeitigen Umtausch der 
Karte (§§ 1419, 1420 RVO.) und durch Weiterversicherung 
(§ 1244 RVO.) für die Erhaltung der Anwartschaft zu 
sorgen. 

(Alle übrigen zum Vergleich herangezogenen Staaten 
treffen gleichlautende oder im Sinne gleiche Bestim¬ 
mungen.) 

Bei Gefangenen vorgeschrittenen Alters, besonders bei 
kränklichen, der Invalidität nahen, oder bei arbeitsscheuen, 
der Landstreicherei ergebenen Gefangenen, die bisher nur 
wenig Beiträge entrichtet haben und etwa noch die Karte 
Nr. 1 und diese nur als Ausweis führen, wird nicht selten 
schon im voraus mit voller Sicherheit anzunehmen sein, 
daß sie in der Freiheit die Mindestzahl von 100 Pflicht¬ 
beiträgen (§ 1279/1 RVO.) nicht mehr erreichen werden. 
Zur Vermeidung nutzloser Aufwendungen wird es daher 
in das Ermessen der Verwaltungen gestellt, ob in solchen 
Fällen in die Weiterversicherung eingetreten werden oder 
mit Zustimmung des Gefangenen als offenbar aussichtslos 
unterlassen werden soll. 

(Preußen, Sachsen, Baden und Hessen berücksichtigen 
diese Fälle überhaupt nicht, Württemberg: hier findet 
sich die merkwürdige Bestimmung: „Keine Anwendung 
finden die Bestimmungen auf diejenigen Gefangenen, für 
die nicht vor ihrer Einlieferung bereits 100 Beiträge auf 
Grund eines, die Versicherungspflicht oder die Berechti¬ 
gung zur Selbstversicherung begründenden Verhältnisses 
geleistet worden sind (§ 1279 RVO.). Über die Berechti¬ 
gung dieser Bestimmung weiter unten!) 

3. Für die Weiterversicherung des Gefangenen sind vom Zeit¬ 
punkt seiner Einlieferung an soviel Beiträge zu leisten 
(§ 1392 RVO.) als notwendig sind (§ 1280 RVO.). Die Bei¬ 
träge sind nach derjenigen Lohnklasse zu entrichten, der die 
Mehrzahl der schon in der Quittungskarte verwendeten 
Marken entspricht. Der Einwilligung des Gefangenen 
zur Weiterversicherung bedarf es nicht. 

(Preußen und Hessen: ebenso; Württemberg und 
Sachsen mit Zustimmung des Gefangenen ist die Weiter¬ 
versicherung aufzunehmen; Baden: prinzipiell Zustim¬ 
mung des Gefangenen erforderlich, der Direktor der 
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Anstalt kann aber, wenn er es für zweckmäßig hält, auch 
ohne die Zustimmung des Gefangenen die Weiterversi¬ 
cherung aufnehmen.) 

4. Die zur Zahlung der Beitragsmarken notwendigen Geld¬ 
beträge sind dem von dem Gefangenen eingebrachten Geld 
zu entnehmen, wenn der Gefangene in diese Verwendung 
einwilligt. Verweigert der Gefangene diese Einwilligung oder 
ist eingebrachtes Geld nicht vorhanden, so ist der Betrag 
vorschußweise auf Rechnung der Arbeitsbelohnung des 
Gefangenen zu bestreiten; dabei ist jedoch darauf zu 
achten, daß der mit der Bewilligung der Arbeitsbelohnung 
verfolgte Zweck (§ 74 der Hausordnung der Strafanstalten, 
HO.) nicht beeinträchtigt wird. Soweit hiernach die Arbeits¬ 
belohnung zur Bestreitung der Ausgaben für die Beitrags¬ 
marken nicht ausreicht, dürfen diese aus den laufenden 
Mitteln der Anstalt beschafft werden. 

(Sämtliche anderen Vergleichsstaaten treffen ähnliche 
oder gleiche Bestimmungen.) 

5. Wenn der Gefangene mehr Beiträge leisten will, als zur 
Erhaltung der Anwartschaft notwendig und ausreichend 
sind, so ist ihm dies unter der Voraussetzung gestattet, daß 
Anstaltsmittel zur Beschaffung der Beiträge nicht verwendet 
werden. Unter der gleichen Voraussetzung darf auch lebens¬ 
länglichen Gefangenen auf ihr Ansuchen die Weiterversi¬ 
cherung gestattet werden. Etwaigen Wünschen der Gefan¬ 
genen wegen der Höhe der Beiträge ist in diesen Fällen zu 
entsprechen. 

(Hier wird die Frage angeschnitten, ob auch lebens¬ 
längliche Gefangene zu versichern sind; in Preußen, Würt¬ 
temberg, Baden und Hessen sind die lebenslänglichen 
Gefangenen ausdrücklich ausgeschlossen, Sachsen spricht 
sich hierüber nicht aus.) 

6. Stellt sich bei der Prüfung der Quittungskarte heraus, daß 
die Anwartschaft nur durch nachträgliche Entrichtung von 
rückständigen Beiträgen für eine versicherungspflichtige 
Beschäftigung in der vor der Einlieferung liegenden Zeit 
oder durch die nachträgliche Entrichtung freiwilliger Bei¬ 
träge für diese Zeit erhalten werden kann (§§ 1442, 1443 
RVO.), so sind die erforderlichen Beiträge nachträglich 
zu entrichten, wenn die Ausgaben entweder aus der Arbeits¬ 
belohnung oder dem mitgebrachten Geld bestritten werden 
können und der Gefangene nach Belehrung über die Sach¬ 
lage damit einverstanden ist. 
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(Preußen, Sachsen und Hessen treffen ähnliche Be¬ 
stimmungen, Württemberg und Baden erwähnen diese 
Fälle nicht.) 

7. Es ist in allen Fällen zu beachten, daß nach dem Eintritt 
dauernder oder vorübergehender Invalidität freiwillige Bei¬ 
träge weder nachträglich noch für die weitere Invalidität 
entrichtet werden können (§ 1443 RVO.). 

(Auch die Verfügungen der übrigen Vergleichsstaaten 
enthalten ähnliche Hinweise.) 

8. Es wird dem Ermessen der Verwaltungen anheimgegeben, 
ob sie für Quittungskarten, deren Umtausch während der 
Übergangszeit zu erfolgen hat, Marken der alten oder Marken 
der neuen oder Marken beider Werte zur Erhaltung der An¬ 
wartschaft verwenden wollen. Dabei ist jedoch zu beachten, 
daß für die Zeit nach dem 1. 1. 12 nur Marken der neuen 
Werte verwendet werden dürfen (a. 72 EG. zur RVO.). Et¬ 
waige Wünsche der Gefangenen wegen der Verwendung 
alter oder neuer Marken sind tunlichst zu berücksichtigen. 

(Die Vergleichsstaaten treffen hierüber keine Bestim¬ 
mungen.) 

9. In allen zweifelhaften Fällen, besonders in den Fällen des 
§ 1283 RVO. oder des a. 74 EG. zur RVO. ist die beteiligte 
Landesversicherungsanstalt oder Sonderanstalt um Äuße¬ 
rung zu ersuchen. 

(Auch die anderen Staaten treffen gleiche Bestim¬ 
mungen.) 

10. Die im vorstehenden getroffenen Anordnungen gelten auch 
für diejenigen Gefangenen, die vor dem Erlaß dieser Ent¬ 
schließung in die Strafanstalten bereits eingeliefert wurden, 
nach den bisherigen Vorschriften der zwangsweisen Ver¬ 
sicherung aber nicht unterlagen. 

(In den Entschließungen der Vergleichsstatuten findet 
sich keine ähnliche Bestimmung.) 

gez.: Thelemann. 

Bevor dazu übergegangen wird, die aus der Befolgung dieser 
Vorschriften entstehenden Rechtsverhältnisse und Rechts¬ 
folgen zu beleuchten, sollen die vorstehend angeführte Ent¬ 
schließung und die Bestimmungen der Vergleichsstaaten auf 
ihre Zweckmäßigkeit hin geprüft und Vorschläge zur Änderung 
gemacht werden. 

Zu 1. ,,Ergibt sich aus den Angaben des Gefangenen nicht 
mit voller Sicherheit, daß die Karte in Ordnung ist, so ist sie 
einzuholen.“ 
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Hier ist wohl ohne Bedenken zu setzen: „Die Karte ist 
unter allen Umständen einzuholen“; denn die Unwissenheit, 
Böswilligkeit und nicht zuletzt die oft staunenswerte Gleich¬ 
gültigkeit der Angehörigen gerade der hier in Frage stehenden 
Bevölkerungskreise verbürgt in keinem Fall eine wahrheits¬ 
gemäße, vollständige Angabe. Wenn schon der Staat die 
Regelung dieser Frage selbst in die Hand nimmt, darf er sich 
nicht der Gefahr aussetzen, seine Absicht durch die Böswillig¬ 
keit, Unwissenheit oder Gleichgültigkeit gerade dessen, für den 
die Tätigkeit entfaltet wird, vereitelt zu sehen. 

Zu 2. Ziffer 2 Abs. 11 stellt es in gewissen Fällen in das 
Ermessen der Verwaltungen, ob die Weiterversicherung ein- 
treten oder mit Zustimmung des Gefangenen unterlassen wer¬ 
den soll, nämlich bei Kranken, der Invalidität nahen, arbeits¬ 
scheuen, der Landstreicherei ergebenen Gefangenen vorge¬ 
schrittenen Alters. 

Während die übrigen Vergleichsstaaten hierüber überhaupt 
keine Bestimmung treffen, findet sich in der Verfügung des 
württembergischen Justizministers der Satz: „Keine Anwen¬ 
dung finden die Vorschriften über die Weiterversicherung auf 
Gefangene, für die nicht vor ihrer Einlieferung bereits 100 
Beiträge auf Grund eines versicherungspflichtigen oder die 
Selbstversicherung begründenden Verhältnisses geleistet wor¬ 
den sind (§ 1279 RVO.)“. 

Diese Bestimmung findet weder eine Begründung im Wort¬ 
laut des § RVO., noch wird sie dem Bestreben des Erlasses 
des RVA. vom 12.2.01 (AN. 1 01/366) gerecht, der anordnet, 
daß mit Zustimmung des Gefangenen die Weiterversicherung 
aufzunehmen ist und damit zweifellos anstrebt, daß die Weiter¬ 
versicherung in allen Fällen, in denen sie überhaupt möglich 
ist und nicht von vorneherein aussichtslos erscheint, auch auf¬ 
genommen wird. 

Der Wortlaut des § 1279: „Die Beiträge für die freiwillige 
Versicherung werden auf die Wartezeit für die Invalidenrente 
nur dann angerechnet, wenn mindestens 100 Beiträge auf 
Grund der Versicherungspflicht oder der Selbstversicherung 
geleistet worden sind,“ verlangt nicht, daß schon vor Beginn 
der Weiterversicherung 100 Pflichtbeiträge geleistet sein müs¬ 
sen, sondern sagt nur, daß bei Eintritt des Versicherungsfalls, 
also in dem Zeitpunkt, in dem der erhobene Rentenanspruch ge¬ 
prüft wird, im ganzen wenigstens 100 Pflichtbeiträge sich vor¬ 
finden müssen, wenn anders die auf Grund der freiwilligen 
Versicherung gezahlten Beiträge angerechnet werden sollen. 


1 AN. = Amtliche Nachrichten. 
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Dies geht nicht nur klar aus dem Gesetzestext hervor, das 
ist überdies klar ausgedrückt in einer Entscheidung des RVA. 
vom 11.3. 13: „Die Versicherungsordnung setzt zur Befugnis 
der Weiterversicherung nicht voraus, daß mindestens 100 Bei¬ 
träge geleistet worden sind“ (vgl. AN. 1913/485). 

Diese Bestimmung berücksichtigt außerdem nicht, daß das 
Erfordernis der 100 Beiträge auf Grund der Pflicht- oder Selbst¬ 
versicherung wohl für die Wartezeit in bezug auf die Invaliden¬ 
rente, nicht aber in bezug auf die Altersrente erhoben ist. 

Der Erfolg dieser mit Unrecht so allgemein gehaltenen 
Verfügung des württ. Justizministeriums ist, daß unter Um¬ 
ständen einem etwa 20jährigen Gefangenen, der nicht bereits 
100 Pflichtbeiträge aufzuweisen und eine dreijährige Freiheits¬ 
strafe zu verbüßen hat, die Möglichkeit, die noch laufende 
Anwartschaft aufrecht zu erhalten, genommen, und damit der 
Zweck der Verfügung vereitelt wird. 

Diese Bestimmung erscheint darum als ungerechtfertigt 
und zweckwidrig. 

Es kann auch nicht als richtig angesprochen werden, daß 
die übrigen Staaten dieser Frage überhaupt keine Beachtung 
geschenkt haben. Sie ist zweifellos der Beachtung wert und es 
erscheint erforderlich, den Verwaltungen die Möglichkeit zu 
geben, in Fällen, in denen es klar zutage liegt, daß die An¬ 
rechnung der geleisteten Beiträge nicht mehr erreicht werden 
wird, von Ausgaben, die die ohnedies spärlichen Arbeitsbeloh¬ 
nungen der Gefangenen immerhin erheblich schmälern, abzu¬ 
sehen. Solche Fälle werden aber wohl in den von der bayer. 
Verfügung angezogenen Verhältnissen gegeben sein, wobei zu 1 
beachten ist, daß es sich um Gefangene vorgeschrittenen Alters 
handelt. Es wäre demnach zweckmäßig, wenn die bayer. 
Bestimmung in allen Staaten übernommen würde. 

Zu 3. Die bayerische, preußische und hessische Verfügung 
machen die Weiterversicherung nicht von der Zustimmung 
des Gefangenen abhängig. Württemberg und Sachsen fordern 
dagegen die Zustimmung, während Baden zwar prinzipiell die 
Zustimmung fordert, dann aber es doch dem Direktor über¬ 
läßt in Fällen, in denen es ihm geeignet erscheint, auch ohne 
die Zustimmung des Gefangenen die Weiterversicherung an¬ 
zuordnen. De lege ferenda würde es sich auch hier empfehlen, 
eine einheitliche Regelung zu treffen, und zwar: allgemein die 
Weiterversicherung von der Zustimmung des Gefangenen los¬ 
zulösen. ' 

Als Gründe hiefür sind anzuführen: Der Gefangene befindet 
sich gerade bei seiner Einlieferung häufig in einem Zustand 
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äußerster seelischer Bedrücktheit; die kurz vorausgegangene 
Verurteilung, die Überführung in das Zuchthaus und andere 
mit der Aufnahme in das Strafhaus notwendige Förmlichkeiten 
wirken auf den geistigen Zustand dessen, der nicht schon als 
gewohnheitsmäßiger Verbrecher mit dem Aufenthalt im Zucht¬ 
haus wohl vertraut ist, außerordentlich stark ein und nicht 
selten in der Art, daß sich des Gefangenen zunächst Hoffnungs¬ 
losigkeit und Verzweiflung bemächtigt, die sich später häufig 
in eine tiefe Gleichgültigkeit umzuwandeln pflegt. 

Wenn dem Gefangenen in diesem Zustand die Frage vor¬ 
gelegt wird, ob er versichert und seine Karte in Ordnung ist, 
ob er weiterversichert werden will, damit die Anwartschaft 
aufrecht erhalten bleibt, so wird der Gefangene häufig entweder 
aus Gleichgültigkeit oder aus Bosheit und Trotz ungenaue und 
unrichtige Angaben machen oder gar es ablehnen, Auskunft 
zu geben. 

Er wird durch die Frage nach seiner Zustimmung wenn 
nicht in vielen, so doch in manchen Fällen veranlaßt, seine 
Zustimmung nicht nur nicht zu geben, sondern sie ausdrücklich 
zu verweigern und damit wäre die Weiterversicherung durch 
den Staat unmöglich; denn es ist durch die später zu erörternde 
rechtliche Konstruktion des Verhältnisses zwischen Staat und 
Gefangenen als Vertretung ohne Vertretungsmacht bedingt, 
daß Beiträge, die trotz verweigerter Genehmigung des Gefan¬ 
genen entrichtet werden unwirksam und nicht geeignet sind, 
einen Rentenanspruch zu erzeugen. 

Es ist also die Weiterversicherung des Gefangenen nicht 
von seiner Zustimmung abhängig zu machen. Wohl aber ist 
sie einzuholen, wenn die Versicherung nach Ziff. 3 unterlassen 
werden soll. 

Zu 5. Hier wird als Ausnahme von der in Ziff. 1 getroffenen 
Bestimmung, daß lebenslängliche Gefangene auszuscheiden 
haben, auch lebenslänglichen Gefangenen die Möglichkeit 
gegeben, sich weiterzuversichern, wenn nämlich die Mittel 
hiezu aus eigenen Geldern bestritten werden können. 

Preußen, Württemberg, Baden und Hessen schließen die 
Lebenslänglichen überhaupt aus, Sachsen übergeht diese. 

Diese Bestimmungen, sowohl insoferne die Lebenslänglichen 
ganz ausgeschlossen sind, als auch insoferne ihnen wie in 
Bayern die Weiterversicherung nur unter erschwerenden Um¬ 
ständen gestattet wird, sind nicht gerechtfertigt und können 
von den davon Betroffenen mit Recht als Zurücksetzung 
gegenüber ihren Mitgefangenen empfunden werden. Die zu¬ 
grunde liegende Idee, der Lebenslängliche ist eben durch seine 



— 154 — 


Strafe für Lebensdauer versorgt, und bedarf später keiner 
Rente, ist in jeder Hinsicht falsch und nicht stichhaltig. 

Vor allem wird infolge neuerer Übung nicht selten auch 
lebenslänglichen Gefangenen durch einen Begnadigungsakt die 
Freiheit wiedergeschenkt; und gerade für sie, die ja, wenn 
überhaupt, erst in vorgerücktem Alter die Anstalt verlassen, 
und dann durch die lange Entwöhnung hilflos dastehen, ist 
es dringend zu wünschen, daß ihnen alle Segnungen der sozialen 
Gesetzgebung zugutekommen. 

Selbst wenn aber der Lebenslängliche seine Strafe restlos, 
also bis zu seinem Lebensende abzubüßen hat, so ändert das 
doch nichts an der Unterstützungsbedürftigkeit seiner Ange¬ 
hörigen bezw. Hinterbliebenen. 

Wie der Eingang zur bayer. Verfügung selbst sagt, ist die 
Regelung der Weiterversicherung durch den Staat ja gerade 
deswegen erfolgt, weil durch sie die Schädigung der Angehörigen 
und Hinterbliebenen vermieden werden soll. Und sollte das 
Gesetz selbst seiner ausdrücklich kundgegebenen Bestimmung 
entgegen, einen Teil der von der Fürsorge an sich mitinbegrif¬ 
fenen Personen ausschließen? Es ist nichts was angeführt 
werden könnte, um diese Ausnahme gerechtfertigt erscheinen 
zu lassen, auch nicht die Schwere der Straftat; denn die 
Weiterversicherung soll ja nicht als Belohnung für den Gefan¬ 
genen gelten, sondern sie erfüllt eine soziale Forderung, ist ein 
notwendiges Glied unserer sozialen Gesetzgebung und darf 
nicht von kleinlichen Rücksichten beeinflußt sein. 

Der Einwand, daß vielleicht der Versicherungsfall nicht 
eintreten, und so die etwa angegebenen Staatsmittel umsonst 
verwendet sein könnten, vermag die wirtschaftlichen und sozi¬ 
alen Vorteile für den Gefangenen und seine Angehörigen nicht 
aufzuwiegen. 

Diese Ausnahmevorschrift für- Lebenslängliche wäre dem¬ 
nach zu beseitigen. 

Zu 6. Hier ist für Bayern die Entrichtung rückständiger 
Beiträge oder die nachträgliche Entrichtung von Beiträgen 
gemäß §§ 1442, 1443 RVO. von der Zustimmung des Gefan¬ 
genen, in allen Staaten aber von dem Vorhandensein eigener 
Mittel oder ausreichender Arbeitsbelohnung abhängig gemacht. 

Vor allein ist kein Grund vorhanden, daß gerade hier die 
Zustimmung des Gefangenen gefordert wird. Da mangels 
eingebrachten Geldes die Entrichtung der Beiträge ohnedies 
aus der Arbeitsbelohnung zu geschehen hat, ist diese Bestim¬ 
mung überflüssig. Die Arbeitsbelohnung (d. h. derjenige Teil 
des Arbeitsertrags, der dem Gefangenen nach § 74 HO. für 
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Strafanstalten gutgeschrieben wird, um ihm bei seiner Ent¬ 
lassung ausgehändigt zu werden) wird ja erst Eigentum des 
Gefangenen bei seiner Entlassung. Erst dann kann er über 
sie verfügen (§ 75 HO.). Es bedarf also seiner Zustimmung 
nur, wenn die Mittel aus seinem eigener! Geld genommen 
werden sollen. 

Auch erscheint es nicht gerechtfertigt, daß hier nicht wie 
unter Ziff. 4, wenn eigenes Geld nicht vorhanden und die 
Arbeitsbelohnung nicht ausreichend ist, Staatsmittel zur Ver¬ 
fügung gestellt werden. Wenn schon der Zweck der Verfügung 
ist, die Weiterversicherung in allen möglichen Fällen durchzu¬ 
führen, warum hier aus nicht ausschlaggebenden finanziellen 
Gründen die Regel durchbrechen? Zudem bleibt ja dem Staat 
die Möglichkeit, die etwa aufgewendeten Mittel aus der zu¬ 
künftigen Arbeitsbelohnung zu entnehmen. Diese Einschrän¬ 
kung dürfte somit wegfallen. 

Einheitliche Regelung bedarf endlich auch noch das Straf- 
minimum, bei dem die Regelung der Weiterversicherung durch 
den Staat übernommen wird. Es schwankt in den ange¬ 
führten Verfügungen zwischen 6—12 Monaten. Das Mittel 
zwischen beiden, neun Monate, erscheint angemessen. 

Als Zusammenfassung und Ergebnis dieser Untersuchungen 
darf hier ein Entwurf angefügt werden, wie er etwa einem zu 
erlassenden Reichsgesetz über den Strafvollzug angegliedert 
werden könnte: 

„Um das gemäß § 1280 RVO. eintretende Erlöschen der 
Anwartschaft und die damit verbundenen Nachteile für den 
Gefangenen, seine Angehörigen bezw. Hinterbliebenen hint¬ 
anzuhalten, wird bestimmt: 


§ 1 . 

Jeder Gefangene mit neun oder mehr als neun Monaten 
Strafzeit, auch der Lebenslängliche, der durch Antritt seiner 
Strafe aus einem zur Versicherung verpflichtenden oder 
berechtigenden Verhältnis ausscheidet, ist wenn er ver¬ 
sichert war und die Anwartschaft aufrecht erhalten ist, 
gemäß. § 1244 RVO. weiterzuversichern. Der Zustimmung 
des Gefangenen bedarf es nicht. 

§ 2 . . 

Bei Gefangenen vorgeschrittenen Alters besonders bei 
Kranken, der Invalidität nahen, oder bei arbeitsscheuen, der 



156 



Landstreichern ergebenen Gefangenen, die bisher nur wenig 
Beiträge entrichtet haben, und bei denen mit Wahrschein¬ 
lichkeit anzunehmen ist, daß sie die nach § 1279 RVO. not¬ 
wendigen 100 Pflichtbeiträge nicht mehr erreichen werden, 
kann nach Ermessen der Verwaltung von einer Weiter¬ 
versicherung- abgesehen werden, wenn der Gefangene seine 
Zustimmung hiezu gibt. 


§ 3. 

Die Beiträge sind, wenn der Gefangene zustimmt, aus 
dem eingebrachten Geld bezw. dem Verdienst aus Selbst¬ 
beschäftigung zu entnehmen. Verweigert der Gefangene 
seine Zustimmung, oder sind solche Mittel nicht vorhanden, 
so sind die Beiträge aus den gutgeschriebenen Arbeits¬ 
belohnungen, und wenn diese nicht ausreichen aus Anstalts¬ 
mitteln zu entnehmen. Im ersten Fall ist die von dem 
Gefangenen gewünschte, im andern Fall die niederste Lohn¬ 
klasse zu wählen. 


§ 4 . 

ln Fällen, in denen gemäß §§ 1442, 1443 RVO. die An¬ 
wartschaft nur durch nachträgliche Entrichtung von Bei¬ 
trägen erhalten werden kann, sind diese Beiträge nachträg¬ 
lich zu entrichten; auch hier bedarf es der Zustimmung des 
Gefangenen nur, wenn die Beiträge aus dem eingebrachten 
Geld oder dem Verdienst aus Selbstbeschäftigung bestritten 
werden. 


§ 5. t 

Nicht zu versichern sind: 

a) Gefangene, die überhaupt in keinem versicherungspflich¬ 
tigen oder zur Selbstversicherung berechtigenden Ver¬ 
hältnis waren; 

b) Gefangene, die zwar in einem solchen Verhältnis standen, 
deren Anwartschaft aber erloschen ist und auch nicht 
durch nachträgliche Beitragsentrichtung wieder aufleben 
kann; 

c) Gefangene, bei denen bereits dauernde oder vorüber¬ 
gehende Invalidität eingetreten ist. 
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Wenn nun die eben besprochenen Vorschriften ordnungsgemäß 
ausgeführt werden, wie sind dann die daraus entspringenden 
Rechtsverhältnisse zu beurteilen? 

(Beantwortung unter Zugrundelegung ausschließlich der Ver¬ 
fügung des bayer. Just.-Min. vom 29. 4. 12.) 

Der beabsichtigte Zweck ist: eine Weiterversicherung des 
Gefangenen gemäß § 1244 RVO. zu erreichen. 

§ 1244 lautet: Wer aus einem versicherungspflichtigen Ver¬ 
hältnis ausscheidet, kann die Versicherung freiwillig fortsetzen, 
oder später nach § 1283 RVO. erneuern. (Weiterversicherung.) 

Aus welchen Gründen das versicherungspflichtige Verhält¬ 
nis beendigt wird, ist unerheblich, ob durch freiwilliges Aus¬ 
scheiden oder durch Ausübung eines staatlichen Zwangs, wie 
bei der Strafhaft. Daß die Weiterversicherung auch den Straf¬ 
gefangenen offen steht, hat das Reichsversicherungsamt (RVA.) 
in seiner am 26.4. 12 herausgegebenen „Anleitung über den 
Kreis der nach der RVO. versicherten Personen“ in deren 
Nummer 75 ausdrücklich festgestellt: „Die Ursache des Aus¬ 
scheidens ist unerheblich, deshalb sind auch Strafgefangene 
zur Weiterversicherung befugt“ und verweist dann auf das 
Rundschreiben des RVA. vom 1. 7. 08 AN. 08/535 (in dem 
dann die Verfügung des preuß. Just.-Min. vom 30. 1.08 an¬ 
gezogen wird). Die rechtliche Konstruktion 'des durch die 
Weiterversicherung zustande kommenden Verhältnisses zwi¬ 
schen Versicherungsanstalt und Gefangenem begegnet dann 
keinerleiBedenken, wenn, wie es in derEntschließung vorgesehen 
ist, tatsächlich aber nur selten vorkommt, der Gefangene zur 
Weiterversicherung seine Zustimmung gibt und die notwen¬ 
digen Beiträge aus dem eingebrachten Geld des Gefangenen 
bestritten werden; in diesem Falle kann man mit Recht von 
einer freiwilligen Weiterversicherung des Gefangenen sprechen; 
denn der Gefangene ist es, der in diesem Fall sich entschließt, 
sich weiterzuversichern, er ist es, der auch die notwendigen 
Auslagen aus seinen Mitteln bestreitet und zu diesem Zweck 
über sie verfügt; er ist nur nicht in der Lage — infolge der 
den wesentlichen Teil seiner Sttafe bildenden Freiheitsberau¬ 
bung und der dadurch bedingten tatsächlichen Verfügungs¬ 
beschränkung — die notwendigen Handlungen (Ankauf von 
Marken, Umtausch der Karten, Verkehr mit dem Versiche¬ 
rungsamt) selbst vorzunehmen und bedient sich daher des 
Staates, der sich ihm selbst anbietet, als Stellvertreter. Er 
tritt dadurch zur Versicherungsanstalt in das durch die RVO. 
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geschaffene öffentlich-rechtliche Verhältnis des Versichertseins 
auf Grund der Bestimmungen der RVO. 

Das Verhältnis zwischen Staat und Gefangenem aber ist 
nach §§662ff. BGB. als Auftrag zu beurteilen, was für die 
später zu erörternde Frage der Haftung des Staates von Wich¬ 
tigkeit ist. 

Gleichgelagert ist der Fall, wenn die Auslagen für die Bei¬ 
träge mit Zustimmung des Gefangenen aus dem ihm gebüh¬ 
renden Verdienst genommen werden. 

Arbeitsverdienst, der in das Eigentum des Gefangenen 
übergeht, noch während der Strafzeit übergeht, ist aber nur 
in einem Fall denkbar, nämlich im Falle des §71 der HO. für 
Strafanstalten, der lautet: Gefängnissträflingen, die noch keine 
Zuchthausstrafe verbüßt haben und im Besitz der bürgerlichen 
Ehrenrechte sind, kann mit Genehmigung der Aufsichts¬ 
behörde widerruflicherweise gestattet werden, sich selbst zu 
beschäftigen. Die Selbstbeschäftigung unterliegt der Beauf¬ 
sichtigung des Vorstandes. Ihr Ertrag verbleibt dem 
Gefangenen. (Ganz im Gegensatz zum sonstigen Arbeits¬ 
ertrag. Darüber weiter unten.) 

Es können die Beiträge für die Weiterversicherung mit 
Zustimmung des Gefangenen, also auch aus diesen Mitteln 
bestritten werden; auch in diesem Fall handelt der Staat als 
Beauftragter des Gefangenen. 

Wesentlich anders zu beurteilen ist das Verhältnis zwischen 
Gefangenem und Staat, wenn der Gefangene seine Zustim¬ 
mung zur Verwendung der von ihm eingebrachten Gelder ver¬ 
weigert, oder eingebrachtes Geld nicht oder nicht ausreichend 
vorhanden ist und daher gemäß Ziffer 4 der bayer. Verfügung 
die Beiträge aus Vorschüssen der Arbeitsbelohnung des Gefan¬ 
genen zu nehmen sind und zwar ohne Zustimmung des Gefan¬ 
genen. 

Es ist Veranlassung zu erörtern, was unter Arbeitsbelohnung 
des Gefangenen zu verstehen ist und wie es sich überhaupt 
mit der Arbeit des Gefangenen und ihrem Ertrag verhält. 

Hierbei ist zu unterscheiden zwischen Zuchthaus, Gefängnis 
und Festung. (Haft kommt wegen ihrer kurzen Dauer hier 
nicht in Betracht.) 

Für die Zuchthaussträflinge, wie für die zu Gefängnis Ver¬ 
urteilten besteht der Arbeitszwang (§ 64 HO.). Während die 
Zuchthaussträflinge zu jeder in der betreffenden Anstalt ein¬ 
geführten Arbeit „anzuhalten sind“ (§ 15 RStGB.), „können“ 
die zur Gefängnisstrafe-Verurteilten nach Ermessen der Ver- 
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waltung zu einer Arbeit verwendet werden, die ihren Fähig¬ 
keiten und Verhältnissen angemessen sein soll. 

Sie haben ein Recht auf Arbeit (§ 16 RStGB.). Bei Festung 
und Haftstrafen (mit Ausnahme der nach § 361 Z. 3—8 RStGB. 
Verurteilten) findet ein Arbeitszwang nicht statt (88 17, 18 
RStGB.). 

Über den Arbeitszwang gibt § 97 HO. für Gerichtsgefäng¬ 
nisse und § 74 HO., für Strafanstalten Aufschluß. Der Ertrag 
der Gefangenenarbeit fließt in die Staatskasse. 

Besonders zu erwähnen ist §92/11 HO. für Gerichtsgefäng¬ 
nisse: Hiernach können auch solche Gefangene, die zur Arbeit 
nicht gezwungen werden können, sich freiwillig zur Arbeit 
melden und beschäftigt werden. Es wäre zu erwarten, daß der 
Ertrag dieser freiwilligen Arbeit dem Gefangenen selbst zu¬ 
fließen würde. Dem ist aber nicht so; denn § 99 HO. für 
Gerichtsgefängnisse sagt: „Gefangene, die arbeiten, obwohl 
sie zur Arbeit nicht angehalten werden können, dürften über 
den gutgeschriebenen Verdienstanteil zur Nachschaffung von 
Zusatznahrungsmitteln, von Schnupftabak, Briefpapier und 
zur Bestreitung von Porto verfügen. Ein Rechtsanspruch auf 
die Herausgabe des Verdienstanteiles steht effem Gefangenen 
nicht zu.“ 

Diese Regelung über den Arbeitsertrag entspricht zweifellos 
nicht der Billigkeit, sodaß der Beschluß einer Versammlung 
des Vereins deutscher Strafanstaltsbeamten sich auch schon 
mit Anträgen auf Änderung befaßt hat (vgl. Blätter für Gefäng¬ 
niskunde, ^Bd. 21/192, 22/38). 

Die Freiheitsstrafe schließt somit auch in ihrer mildesten 
Form eine vollständige Konfiskation der Arbeitskraft des 
Gefangenen in sich. Eine gewisse Milderung erfährt diese Tat¬ 
sache durch die Einrichtung der sogen. Arbeitsbelohnungen 
und Gutschreibung von Verdienstanteilen. Nach § 98 HO. für 
Ger.-Gef. und § 74 HO. für Str.-A. kann den Gefangenen ein 
Teil des Ertrags ihrer Arbeit als Entlohnung gutgeschrieben 
werden. Dieser Teil wird ihnen dann bei der Entlassung aus¬ 
gehändigt und geht dann, aber auch erst dann, in ihr Eigen¬ 
tum über. § 75 HO. für Str.-A. sagt noch ausdrücklich: Ein 
Rechtsanspruch auf Herausgabe der Arbeitsbelohnung steht 
dem Gefangenen nicht zu. 

Das Ergebnis dieser Untersuchungen ist: Der Gefangene 
kann sich während seiner Strafzeit durch seine Arbeit Ver¬ 
dienst nicht erwerben, abgesehen von der Ausnahme der Selbst¬ 
beschäftigung gemäß § 71 HO. für Str.-A. 
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Die Frage nach dem Eigentumsverhältnis an dem Ertrag 
der Gefangenenarbeit ist deswegen hier von Wichtigkeit, weil 
nach dem Ergebnis dieser Untersuchungen Aufwendungen, 
die aus den Arbeitsbelohnungen des Gefangenen genommen 
werden, nicht Aufwendungen des ^Gefangenen, sondern Auf¬ 
wendungen des Staates sind; im gegebenen Fall: wenn nach 
Ziffer 4 der bayer. Verfügung die Beiträge zur Weiterversiche¬ 
rung des Gefangenen nicht aus dessen eingebrachtem Geld, 
sondern aus den ihm gutgeschriebenen Arbeitsbelohnungen 
genommen werden, so haben wir es nicht mehr mit einer 
Weiterversicherung des Gefangenen durch ihn selbst, sondern 
mit einer Versicherung des Gefangenen durch Vermittlung und 
auf Kosten des Staates zu tun. 

So taucht hier die Frage auf: Ist die Weiterversiche- 
rung eines Versicherten durch einen Dritten mög¬ 
lich? 

Es liegt die Annahme nahe, das Versicherungsverhältnis 
sei ein gegenseitiger Vertrag, bei dem der Leistung von Bei¬ 
trägen auf der einen Seite die Annahme dieser Beiträge und 
die Verpflichtung zur Rentenzahlung auf der anderen Seite 
entspräche. Dieser Ansicht ist das RVA. wiederholt entgegen¬ 
getreten: ,,Die Versicherungspflicht tritt unabhängig von dem 
Willen der Beteiligten kraft Rechtsvorschrift ein; eine gewisser¬ 
maßen vertragliche Begründung der Versicherung durch Lei¬ 
stung und Annahme von Beiträgen kennt das Gesetz nicht 
(vgl. Rev.E. 448 u. 625 AN. 95/135, 08/160). Es genügt viel¬ 
mehr nach AN. 64/479 der Wille eines Dritten dem andern 
eine Versicherung zuteil werden zu lassen. Auch unter der 
Herrschaft des neuen Rechts (gemeint ist die RVO., die ja in 
diesem Punkt gegenüber dem Invaliden-Versicherungsgesetz 
keine Änderung aufweist) ist eine, wenn auch unbestimmte 
Willensrichtung, die sich gerade auf die freiwillige Aufrecht¬ 
erhaltung der Versicherung als solche bezieht, nicht zu ver¬ 
langen, es genügt vielmehr für die Anrechnung der Beiträge 
als freiwillig geleisteter, wenn der Wille vorhanden war, die 
Beitragsmarken überhaupt zur Versicherung zu verwenden. 
AN. 03/538. Die hier zum Ausdruck kommende Meinung, daß 
zur Gültigkeit der Versicherung durch einen Dritten schon 
der Wille des Dritten genüge, den andern zu versichern, .hat 
in einer späteren Entscheidung des RVA. eine nicht unwesent¬ 
liche Einschränkung erfahren; die Rev.E. vom 2. 7. 07 (AN. 
07/491) legt den Grundsatz fest, daß freiwillige Beiträge, die 
ein Dritter für einen Versicherten ohne dessen Zustimmung 
entrichtet, rechtswirksam sind, wenn der Versicherte die Ent- 
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richtung nachträglich ausdrücklich oder stillschweigend ge¬ 
nehmigt. ' 

Aus der Begründung sei folgendes angeführt: „Es ist grund¬ 
sätzlich anzuerkennen, daß die Versicherung durch einen Drit¬ 
ten für einen Versicherten und an seiner Stelle wirksam vor¬ 
genommen werden kann; es liegt hier ein ähnliches Verhältnis 
vor, wie bei der Geschäftsführung ohne Auftrag im bürgerlichen 
Recht. Der Regelfall wird allerdings der sein, daß der Ver¬ 
sicherte um die Entrichtung der Beiträge weiß. Es liegt aber 
kein gesetzlicher Grund vor, den ohne Wissen des zu Versi¬ 
chernden entrichteten Beiträgen die Rechtswirksamkeit abzu¬ 
sprechen. Die Voraussetzung ihrer Gültigkeit ist natürlich, 
daß der Versicherte die Vertretung genehmigt; diese Geneh¬ 
migung ist z. B. schon darin zu finden, daß der Versicherte 
sich zur Begründung des Rentenanspruchs auf die von dem 
Dritten geleisteten Beiträge beruft. Die Auffassung, die Weiter¬ 
versicherung sei ein persönliches Recht des Versicherten, das 
begrifflich nicht ohne ausdrückliche Genehmigung Von dem 
Dritten ausgeübt werden könne, ist rechtsirrtümlich. In dem 
Wortlaut des § 14 IVG. (jetzt 1244 RVO.) oder diesem Gesetz 
überhaupt findet sie ebensowenig eine Rechtsgrundlage, wie 
in allgemeinen Rechtsgrundsätzen. Zwar ist nach § 180 BGB. 
bei einseitigen Rechtsgeschäften Vertretung ohne Vollmacht 
unzulässig, aber die sinngemäße Anwendung dieses Paragraphen 
— abgesehen davon, ob er überhaupt sinngemäß auf das'Gebiet 
der Arbeiterversicherung angewendet werden kann — würde 
im vorliegenden Fall nicht zu den von dem Schiedsgericht 
angenommenen Ergebnis führen (gemeint ist das Ergebnis, 
daß Marken, die von einem Dritten entrichtet sind, ohne Zu¬ 
stimmung des Versicherten nicht anzurechnen sind). Die 
Beitragsentrichtung entspricht auf dem Gebiete des bürger¬ 
lichen Rechts der Zahlung. Diese aber ist ein zweiseitiges 
Geschäft, unterliegt deshalb nicht den Beschränkungen des 
§ 180 BGB. 

Wenn das Schiedsgericht das Recht zur Weiterversicherung 
als ein rein persönliches Recht ansieht, so ist dies zwar richtig, 
nötigt aber nicht zu dem Schluß, daß nicht ein Dritter an 
Stelle des Versicherten die Leistungen der freiwilligen Ver¬ 
sicherung entrichten und die entsprechenden Rechte auch für 
ihn erwerben kann, sofern sich der Versicherte mit den Ver¬ 
tretungshandlungen nachträglich ausdrücklich oder stillschwei¬ 
gend einverstanden erklärt. Im Gegenteil führt das Grund¬ 
gepräge des IVG. als eines Zwangsgesetzes, das die Versiche¬ 
rung ohne jeder Rücksicht auf den Willen des Versicherten 
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sogar gegen seinen Willen durchirrt, zu der Annahme, daß 
auch bei der freiwilligen Versicherung dem Erfordernis des 
darauf gerichteten Willens nur eine beschränkte Bedeutung 
zukommt (vgl. AN. 03/530, 04/477). Wirtschaftlich aber liegt 
ebenfalls kein Grund vor, die Durchführung der freiwilligen 
Weiterversicherung durch einen Dritten an Stelle des Ver¬ 
sicherten einzuschränken, zudem der Gesetzgeber die frei¬ 
willige Versicherung mit allen Mitteln zu erleichtern bestrebt 
ist und es sich in den meisten Vertretungsfällen um Personen 
handeln dürfte, die der Fürsorge zumindest ebenso bedürftig 
sind, wie der der Versicherungspflicht unterstellte Personen¬ 
kreis. Ihre natürliche Begrenzung findet die Befugnis des 
Dritten in dem Erfordernis der ausdrücklichen oder stillschwei¬ 
genden, wenn auch nachträglichen Genehmigung der durch 
ihn bewirkten Beitragsleistungen durch den Versicherten.“ 

Durch diese Entscheidung ist klar gestellt, daß die Weiter¬ 
versicherung nicht notwendig durch den Versicherten selbst, 
sondern auch durch einen Dritten geschehen kann. 

Das öffentlich-rechtliche Verhältnis zwischen Versichertem 
und Versicherungsträger, das seinen wesentlichsten Ausdruck 
in der Anwartschaft, der Tatsache des Versichertseins findet, 
kommt durch Bezahlung der Beiträge durch den Staat für den 
Gefangenen zustande. 

Nun erst ist die Frage zu beantworten: Welche Bezie¬ 
hungen rechtlicher Natur entspringen aus diesem 
Tatbestand für Staat und Gefangenen? 

Der Staat besorgt hier Geschäfte: Er kauft die Beitrags¬ 
marken, läßt sie einkleben und entwerten, sorgt für Umtausch 
der Karten, wie überhaupt dafür, daß alle Schritte getan wer¬ 
den, um die Anwartschaft zu erhalten und bei dem etwa 
eintretenden Versicherungsfall dem Gefangenen den Bezug 
der Rehte zu sichern. (Wobei freilich die Einschränkung des 
§ 1312 RVO. in Wirksamkeit tritt: die Rente ruht, solange der 
Berechtigte eine Freiheitsstrafe von mehr als einem Monat 
verbüßt. . . .) Diese Besorgung von Geschäften geschieht „für 
einen anderen“, nämlich den Gefangenen, der in diesem Falle 
dem durch die Anstaltsverwaltung vertretenen Staat gegen¬ 
übersteht. Diese Geschäftsbesorgung hat der Staat im Interesse 
des Gefangenen auf sich genommen und zwar nicht in Aus¬ 
übung einer ihm, dem Gefangenen gegenüber obliegenden 
Pflicht, auch nicht in Verfolgung einer ihm zustehenden Be¬ 
rechtigung, sondern freiwillig. 

Damit sind alle Merkmale der Geschäftsführung ohne Auf¬ 
trag gegeben. Die durch die vom Staat besorgte Weiterversi- 
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cherung des Gefangenen aus Mitteln der staatbegründeten 
rechtlichen Beziehungen zwischen Staat und Gefangenem sind 
demnach nach den §§ 679ff. BGB. über Geschäftsführung ohne 
Auftrag zu beurteilen, und werden weiter unten noch Anlaß 
zu näheren Erörterungen geben. 

Zunächst ist festzustellen, welche Wirkungen diese Ge¬ 
schäftsführung ohne Auftrag dem Dritten gegenüber, also der 
Versicherungsanstalt gegenüber, hat. Zur Beurteilung dieser 
Frage sind maßgebend die §§ 177—185 BGB. über Vertretung 
ohne Vertretungsmacht. 

Es handelt sich hier um die Zahlung von Beiträgen; da 
in der Zahlung kein einseitiges Rechtsgeschäft zu erblicken 
ist, sondern ein zweiseitiges (vgl. Rev.E. vom 2. 7. 07), 'findet 
§180 BGB. nach dem bei einseitigen Rechtsgeschäften die 
Vertretung ohne Vertretungsmacht unzulässig ist, hierauf keine 
Anwendung, vielmehr § 177 BGB., wonach die Wirksamkeit 
eines Vertrags, den jemand ohne Vertretungsmacht im Namen 
eines anderen abschließt, von der Genehmigung des Vertre¬ 
tenen abhängt. Diese Genehmigung braucht nicht sofort 
erklärt zu werden, sie kann — vorausgesetzt, daß nicht die 
Versicherungsanstalt den Gefangenen auffordert, sich über die 
Genehmigung oder Verweigerung zu erklären (§ 177/11 BGB.) 
— unter Umständen erstmals erklärt werden durch die Er¬ 
hebung des Anspruchs auf Zahlung der Rente im Versicherungs¬ 
fall. Bis zu der erfolgten Erklärung des Vertretenen hat der 
Vertreter das Recht des Widerrufs (§ 178 BGB.), was aber 
hier nicht in Betracht kommt, da ja dem Staat der Mangel 
der Vertretungsmacht wohl bekannt ist. 

Bis zur erfolgten Genehmigung ist die Wirksamkeit des 
zweiseitigen Geschäftes in Schwebe. 

Ebenfalls Geschäftsführung ohne Auftrag liegt vor in dem 
weiteren Fall, wenn der Staat die Versicherung des Gefangenen 
betreibt aus Mitteln des Staates mit Wissen des Gefangenen, 
aber ohne dessen ausdrückliche Zustimmung. 

ln allen Fällen, in denen die Weiterversicherung betrieben 
wird, nicht mit Zustimmung und aus Mitteln des Gefangenen, 
kann dieser von vornherein seine Zustimmung verweigern; 
dann sind die trotzdem vom Staat geleisteten Beiträge nicht 
geeignet die Anwartschaft des Gefangenen aufrecht zu erhalten 
und einen Anspruch auf Rentenzahlung zu erzeugen; die 
Geschäftsführung bleibt unwirksam (§ 177/1 BGB.). 

Nachdem im vorhergegangenen dargetan ist, welche Rechts¬ 
beziehungen zwischen dem Gefangenen einerseits und dem 
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Staat und den Versicherungsträgern anderseits entstehen, unter 
welchen Umständen dem Gefangenen aus der Weiterversi¬ 
cherung auf der Grundlage der bayer. Verfügung Ansprüche 
gegen den Versicherungsträger entstehen, ist noch zu erörtern, 
welcher Art die Ansprüche sind, die der Gefangene aus der 
ordnungsgemäß erfolgten Weiterversicherung im Versicherungs¬ 
fall hat: 

a) Wie schon die Begründung der bayer. Verfügung andeutet: 
,,Da die RVO. in den §§ 1255ff. die Vorteile der Invaliden¬ 
versicherung unter gewissen Voraussetzungen auch auf 
die Hinterbliebenen erstreckt“, enthalten diese Para¬ 
graphen Bestimmungen, nach denen die Hinterbliebenen 
eines Versicherten gewisse Bezüge erhalten und zwar: 

1. bekommt die Witwe eines versicherten Mannes eine 
Witwenrente, wenn sie dauernd invalide ist (§ 1258 
RVO.); 

2. erhalten die Kinder eines Versicherten nach dessen 
Tod bis zu ihrem 15. Lebensjahr eine Waisenrente 
(§ 1259 RVO.). 

b) Ein weiterer Anspruch (dessen Geltendmachung aller¬ 
dings, wovon weiter unten noch gesprochen werden wird, 
nicht durch den Gefangenen erfolgen kann) erwächst bei 
aufrecht erhaltener Anwartschaft und erfüllter Wartezeit 
bei Eintritt des Versicherungsfalls aus § 1312 RVO.: 

„Die Rente ruht, solange der Berechtigte eine Frei¬ 
heitsstrafe von mehr als einen Monat verbüßt, oder in 
einem Arbeitshaus oder einer Besserungsanstalt unter¬ 
gebracht ist; hat er im InJand Angehörige, die er 
ganz oder überwiegend aus seinem Arbeitsver¬ 
dienst unterhalten hat, so wird ihnen die In¬ 
validen- oder Altersrente überwiesen.“ 

« 

Es fällt auf, daß dieser Paragraph nicht auch die Über¬ 
weisung der Bezüge eines in Haft genommenen Hinterbliebenen¬ 
rentenempfängers vorsieht. Stier-Somlo sagt in Anmerk. 4 
zu § 1312: „Eine entsprechende Vorschrift ist für die Familie 
eines in Haft befindlichen Hinterbliebenen-Rentenempfängers 
entbehrlich. Ist ein Witwer oder eine Witwe in Haft, so wird 
für die Waisen durch die Waisenrente ausreichend gesorgt. 
Dasselbe trifft bei der Haft eines Waisenrenten-Empfängers für 
die übrigen Waisen, die Witwe und den Witwer zu. In allen 
diesen Fällen haben die Hinterbliebenen keinen Schaden, wenn 
eine Rentenzahlung für einen eingestellt wird, der eine Frei- 
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ikitsstrafe verbüßt “(siehe Begründung 411). Diese Erwägung 
wäre richtig, wenn in § 1312 nur vom anderen Ehegatten und 
von den Kindern die Rede wäre; § 1312 aber spricht von 
„Angehörigen“. Dieser Begriff ist weiter und umfaßt Personen, 
die bei der jetzigen Fassung von der Wohltat der Überweisung 
ausgeschlossen sind, z. B. Geschwister. 

Es hätte also einer Regelung auch in bezug auf die Hinter¬ 
bliebenenrente sehr wohl bedurft. 

Es ist die Frage zu beantworten: Ist § 1312/11 überhaupt 
auf die Fälle anzuwenden, in denen ein Versicherter eine län¬ 
gere Freiheitsstrafe zu verbüßen hat und der Versicherungsfall 
erst während der Strafzeit eintritt? 

Der Wortlaut: ,,Die Rente kann an die Angehörigen über¬ 
wiesen werden, die der Gefangene,ganz oder überwiegend aus 
seinem Arbeitsverdienst unterhalten hat,“ spricht nicht ohne 
weiteres dafür. 

Auch die etwa zum Vergleich herangezogene Fassung des 
entsprechenden Paragraphen im 1VG., §48, ergibt kein klares 
Bild: „Hat in den Fällen der Ziffer3 (das Recht auf Renten¬ 
bezug ruht, wenn der Berechtigte eine die Dauer von einem 
Monat übersteigende Freiheitsstrafe zu verbüßen hat) der 
Rentenberechtigte eine im Inland wohnende Familie, deren 
Unterhalt er bisher aus seinem Arbeitsverdienst bestritten 
hat, so ist dieser die Rente zu überweisen.“ 

Zwar wäre nach der sprachlichen Fassung des Abs. II der 
Ausdruck „bisher“ dahin zu verstehen, daß der Berechtigte 
seine Familie bis zum Antritt der Strafe aus seinem Arbeits¬ 
verdienst unterhalten haben muß. Im übrigen aber macht es 
der Wortlaut namentlich der Ziffer 3 sehr wahrscheinlich, daß 
der § 48 nur den Fall berücksichtigt, daß ein Versicherter sich 
bereits im Genuß der Rente befindet, der Versicherungsfall 
also schon eingetreten ist und dann der Rentenbezug durch 
eine Freiheitsstrafe unterbrochen wird. — Es heißt: „Das 
Recht auf Rentenbezug ruht, wenn der Berechtigte eine . . . . 
Freiheitsstrafe zu verbüßen hat.“ Dieser Begriff des zu¬ 
künftigen „zu-verbüßen-habens“ setzt als Gegensatz einen 
gegenwärtigen Zustand voraus, nämlich den des Renten- 
beziehens. 

Hieraus ergibt*sich auch ein neuer Gesichtspunkt für die 
Auslegung des Ausdrucks „bisher“: wenn der Gefangene schon 
vor Antritt seiner Strafe die Rente bezog, muß er schon vorher 
Invalide gewesen sein, kann also nicht bis zum Antritt der 
Strafe seine'Angehörigen aus seinem Arbeitsverdienst (der nach 
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§ 1255 As. II RVO. nicht ein Drittel des normalen Verdienstes 
betragen kann) unterhalten haben. 

Das Wörtchen „bisher“ kann sich nur auf den Zeitpunkt 
des Eintrittes der Erwerbsunfähigkeit beziehen und der Sinn 
des §48/11 IVG. nur dahingehen; die Rente ist an bedürftige 
Angehörige zu überweisen, wenn der Berechtigte bis zum Ein¬ 
tritt der Erwerbsunfähigkeit ihren Unterhalt aus seinem 
Arbeitsverdienst bestritten hat. 

Daß auch das preußische Ministerium des Innern (Ressort 
für Strafanstaltsverwaltungen) der gleichen Ansicht ist, geht 
aus seinem Erlaß vom 16. 10.06 (abgedruckt in AN. 07/404) 
hervor, der lautet: 

„Nach den Vorschriften der Unfall- und der Invaliditäts- 
versicherungs-Gesetze ruht der Bezug der Rente, während 
der Rentenberechtigte eine über einen Monat dauernde 
Strafe verbüßt.... Die Vorsteher der Strafanstalten und 
der mir unterstellten Gefängnisse haben in Zukunft bei 
Durchführung dieser Gesetzes-Regel grundsätzlich mitzu¬ 
wirken. Sobald ihnen durch Antrag auf Lebensbescheinigung 
oder sonstwie bekannt wird, daß eine für länger als einen 
Monat eingelieferte Person eine Rente bezieht, ist dem 
Versicherungsträger von dem Strafaufenthalt des Betreffen¬ 
den ohne Angabe des Grundes Kenntnis zu geben.“ 

In diesem Erlaß wird offensichtlich nur der Fall in Betracht 
gezogen, daß ein bereits Rentenberechtigter eine Freiheitsstrafe 
zu verbüßen hat. 

§ 48 IVG. gibt somit für die Anwendbarkeit des § 1312RVO. 
auf den Fall des Eintrittes der Invalidität eines Strafgefan¬ 
genen während seiner Strafzeit und der Überweisung der Rente 
an dessen Angehörige keinen Anhaltspunkt. 

Düttmann (Kommentar zur RVO.) scheint der Ansicht 
zu sein, daß auch § 1312 RVO. — wie §48 IVG. — nur den 
Fall treffen will, daß der Rentenberechtigte schon vor Antritt 
der Strafe die Rente bezog; denn er schreibt: 

„Es kommt nicht darauf an, ob der Rentenberechtigte 
bis zum Beginn der Strafzeit den Unterhalt der Angehörigen 
aus seinem Arbeitsverdienst bestritten hat, sondern ob er 
bis zum Eintritt der Erwerbsunfähigkeit der Verpflichtung 
zum Unterhalt seiner Angehörigen nachgekommen ist. Es 
ist also im allgemeinen der Zeitpunkt der Rentenbewilligung 
maßgebend. Es kommt hauptsächlich darauf an, ob die 
Rente wenigstens zum Teil für den Unterhalt der Angehörigen 
verwendet wird.“ 
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Trotzdem halte ich es für richtig, und der ratio legis ent¬ 
sprechend, anzunehmen, daß auch bei Eintritt des Versiche¬ 
rungsfalles während der Strafzeit des Berechtigten die Über¬ 
weisung der Rente an die Angehörigen erfolgen kann, wenn der 
Berechtigte bis zum Beginn der Strafhaft seiner Unterhalts¬ 
pflicht gegen seine Angehörigen nachgekommen ist. 

Auch wenn man nicht annehmen will, daß schon die ver¬ 
änderte Fassung des § 1312 RVO. (,,Die Rente ruht, solang 
der Berechtigte eine Freiheitsstrafe verbüßt“) gegenüber dem 
§ 48 IVG. („Das Recht auf Rentenbezug ruht, wenn der Berech¬ 
tigte eine Freiheitsstrafe zu verbüßen hat“) in der Absicht 
erfolgt ist, die Anwendbarkeit des § 1312 auszudehnen, so 
führen doch andere Erwägungen zur Notwendigkeit seiner 
extensiven Auslegung in der angedeuteten Richtung. 

Damit, daß das Gesetz die Überweisung der Rente davon 
abhängig macht, daß der Rentenberechtigte die zu unter¬ 
stützenden Angehörigen ganz oder überwiegend aus seinem 
Arbeitsverdienst unterhalten hat, will es erreichen, daß die 
Überweisung nur in solchen Fällen stattfindet, in denen die 
Abwesenheit des Rentenberechtigten einen stark fühlbaren 
Ausfall in den Einnahmen zur Folge hat, Fälle also, in denen 
die Überweisung der Rente an die Angehörigen einen starken 
Minderverdienst wenigstens zum Teil ausgleichen soll. Dieser 
Gesichtspunkt fällt weg, wenn der Rentenberechtigte sich 
schon vor Anfall seiner Rente seit längerer Zeit nicht mehr 
um seine Angehörigen gekümmert hat, was bei Landstreichern, 
Bettlern und überhaupt in den Kreisen, aus denen sich die 
Verbrecher zu ergänzen pflegen, nicht selten ist. 

Es liegt der Gedanke zugrunde: Die Überweisung der Rente 
unterbleibt, wenn zu vermuten ist, daß der Rentenberechtigte, 
auch wenn er in Freiheit wäre, von der ihm zukommenden 
Rente nichts für seine Familie verwenden würde. 

Es ist nicht schwer hiezu den Gegensatz zu konstruieren: 

Die Überweisung der Rente hat zu erfolgen, wenn begrün¬ 
dete Annahme '.besteht, daß der Rentenberechtigte, wenn er 
sich in Freiheit befände, die Angehörigen bis zum Eintritt der 
Erwerbsunfähigkeit unterstützt und ihnen dann auch von 
seiner Rente einen entsprechenden Betrag zugewendet hätte. 

Diese Vermutung aber trifft bei Strafgefangenen, die bis 
zum Beginn ihrer Strafzeit für ihre Angehörigen ordnungs¬ 
gemäß gesorgt haben, zu. Die Erwägung, daß etwa der 
Versicherungsfall erst nach langen Jahren schon verbüßter 
Strafe eintrete und die Angehörigen inzwischen sich längst 
mit dieser Tatsache des Wegfalls ihres Ernährers abgefunden 
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und sich in ihren wirtschaftlichen Verhältnissen der ver¬ 
änderten Lage entsprechend angepaßt haben werden, tritt 
zurück gegenüber dem Gesichtspunkt, daß derjenige, der 
seiner Unterhaltspflicht gegenüber den Angehörigen, solange 
ihm die Möglichkeit dazu gegeben war, gewissenhaft nach¬ 
kam, späterhin auch die Genugtuung haben soll, auch trotz 
seiner durch die Freiheitsstrafe bedingten Erwerbslosigkeit 
seinen Angehörigen in bedrängter Lage helfen zu können. 

Es ist noch darauf hinzuweisen, daß der Anspruch auf 
Überweisung nicht durch den Gefangenen geltend gemacht 
werden kann, sondern durch die in Betracht kommenden 
Angehörigen. 

c) Endlich wird durch die Weiterversicherung infolge Ver- 
hinderns des Erlöschens der Anwartschaft nach § 1280 
RVO. auch für den Fall, daß erst nach verbüßter Strafe 
die Invalidität eintritt, oder die Vorbedingungen für die 
Altersversicherung gegeben sind, das Recht auf Bezug 
der Rente gewahrt. 

III. Teil. 

In dem Bisherigen ist dargelegt worden, durch welche Maß¬ 
nahmen der Staat es verhindern will, daß der Gefangene der 
Vorteile der Invaliden- und Hinterbliebenenversicherung ver¬ 
lustig geht, wie die aus diesen Maßnahmen entspringenden 
Beziehungen rechtlich zu würdigen sind, und wie sie wirken. 

Weiterhin soll untersucht werden, welche Folgerungen aus 
dieser Regelung für die Haftung des Staates und der Beamten 
dem Gefangenen gegenüber sich ergeben. 

Da der Strafvollzug den Gefangenen nicht rechtlos macht, 
braucht dieser nicht gehindert zu werden, seine Weiterversiche¬ 
rung zu betreiben, soweit er im Rahmen der Hausordnung dazu 
in der Lage ist. Soweit er es aber nicht ist, hat er gegen den 
Staat keinen Anspruch darauf, daß der Staat während der 
Strafzeit für die Aufrechterhaltung der einmal erworbenen 
Anwartschaft sorge. 

Es liegt im Wesen der Freiheitsstrafe und ihrer notwendigen 
Folgen, daß der von ihr Betroffene nicht nur in der Bewegungs¬ 
freiheit auf das Äußerste beschränkt, sondern auch gehindert 
ist, eine Reihe von Rechten, die ihm an sich zustehen, aus¬ 
zuüben, wie auch einer Reihe von Pflichten, die ihm nach 
wie vor obliegen, nachzukommen. Liegt auch die Erwägung 
nahe, daß, nachdem die RVO. einem gewissen Kreis von Per¬ 
sonen nicht nur ein Versicherungsrecht gibt, sondern sogar 
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einen Versicherungszwang auferlegt, kein Grund vorliegt, dem 
Strafgefangenen dieses Recht zu beschneiden, nachdem es dem 
Wesen des Strafvollzugs keinerlei Abbruch tut, so kann doch 
dem entgegengehalten werden, daß beim Strafvollzug viel wich¬ 
tigere Rechte und Pflichten beeinträchtigt werden, daß z. B. 
dem Gefangenen ja auch jede Möglichkeit genommen ist, sich 
durch Arbeit Verdienst zu erwerben, obwohl es sich mit dem 
Charakter und dem Zweck der Strafvollstreckung sehr wohl 
vereinen ließe. 

Wenn freilich der Staat trotzdem aus Gründen der staat¬ 
lichen Fürsorge es freiwillig auf sich nimmt seine Beamten 
anzuweisen, für die Weiterversicherung der Strafgefangenen 
Sorge zu tragen, so weiß der Gefangene, der nach seinem 
Versicherungsverhältnis, dem Verbleib seiner Karte usw. gefragt 
werden muß, um diese Regelung, und unterläßt es womöglich 
— im Vertrauen darauf — andere, zur Wahrung seiner Rechte 
geeignete Schritte zu tun. 

Deshalb hat der Gefangene auch ein wesentliches Interesse 
daran, ob der Staat ihm haftet, wenn die Weiterversicherung 
entweder ganz unterlassen, oder nicht so betrieben wird, wie 
es zur Aufrechterhaltung der einmal erworbenen Anwartschaft 
notwendig ist. 

Eine solche Haftung ist gegeben und zwar bemißt sie sich 
je nach der oben besprochenen rechtlichen Qualifizierung des 
Verhältnisses zwischen Staat und Gefangenem. 

1. Kontraktliche Haftung. 

Wenn die Weiterversicherung mit Zustimmung des Gefan¬ 
genen betrieben wird, so stellt sich das Verhältnis zwischen 
Staat und Gefangenem als Auftrag dar. Die einseitigen Ver¬ 
bindlichkeiten und Verpflichtungen des Staates bemessen sich 
nach den §§ 662ff. BGB., die Haftung nach §§ 276, 278 BGB. 
Daraus erhellt, daß der Staat für jedes Verschulden, für Vor¬ 
satz und Fahrlässigkeit seiner gesetzlichen Vertreter und der 
Personen, deren er sich zur Erfüllung seiner Verbindlichkeiten 
bedient, d. h. in diesem Falle für seine Beamten haftet. (Dabei 
sind Schäden, die auf falschen oder unvollständigen Angaben 
des Gefangenen, also auf dessen eigenem Verschulden beruhen, 
von der Haftung des Staates ausgeschlossen.) 

Ebenso verhält es sich, wenn die Weiterversicherung ohne 
Zustimmung des Gefangenen aus Mitteln des Staates betrieben 
wird und der Staat als Geschäftsführer ohne Auftrag für den 
Gefangenen auftritt. 

Auch hier bestimmt sich die Haftung nach §§ 276, 278 BGB. 
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Nur im Falle der Weiterversicherung trotz ausdrücklicher 
Weigerung des Gefangenen, seine Genehmigung zu erteilen, 
tritt die strengere Haftung nach §678 BGB. in Kraft; wenn 
der Geschäftsführer gegen den ihm bekannten Willen des 
Geschäftsherrn sich in dessen Angelegenheiten einmischt, 
befreit ihn auch die sorgfältigste Ausführung nicht vom 
Schadenersatz: Er handelt rechtswidrig und haftet für alle 
aus dieser Geschäftsführung entstehenden Schäden auch dann, 
wenn ihm ein sonstiges Verschulden nicht zur Last fällt. 

Dabei ist zu beachten, daß ein Versicherungsverhältnis nicht 
zustandekommt (siehe oben II 2) und daher aus der mehr oder 
weniger sorgfältigen Durchführung dieser scheinbaren Weiter¬ 
versicherung als solcher dem Gefangenen kein Schaden ent¬ 
stehen kann, wohl aber aus Handlungen, die aus Anlaß und 
im Zusammenhang mit dieser Weiterversicherung vorgenom¬ 
men sind. 

2. Außerkontraktliche Haftung. 

Für die außerkontraktliche Haftung ist es von grund¬ 
legender Bedeutung, ob — wie wir es angenommen haben — 
der Staat in allem was er für die Weiterversicherung des 
Gefangenen tut, nur als privates Rechtssubjekt tätig wird, 
oder ob seine Tätigkeit in dieser Richtung als Ausfluß seiner 
obrigkeitlichen Gewalt, seiner Staatshoheit anzusehen ist. 

Im ersten Fall bestimmt sich die Haftung des Staates 
nach §§31, 89, 831 BGB. 

§31 BGB. sagt: „Der Verein ist für den Schaden ver¬ 
antwortlich, den der Vorstand, ein Mitglied des Vorstandes, 
oder ein anderer verfassungsmäßig berufener Vertreter durch 
eine in Ausübung der ihm zustehenden Verrichtungen began¬ 
genen, zum Schadenersatz verpflichtenden Handlung einem 
Dritten zufügt.“ 

§89 BGB. überträgt diese Vorschrift auch auf den 
Fiskus: „Die Vorschrift des §31 findet auch auf den Fiskus 
sowie auf Körperschaften, Stiftungen und Anstalten des 
öffentlichen Rechts entsprechende Anwendung.“ 

Es handelt sich hier nicht um die Haftung des Staates aus 
Rechtsgeschäften überhaupt, nicht um die Haftung des Staates 
für Verschulden seiner gesetzlichen Vertreter bei Erfüllung 
von Verbindlichkeiten, sondern um die außerkontraktliche 
Haftung des Staates ohne Rücksicht auf die culpa. 

Voraussetzung ist, daß die schädigende Handlung durch 
einen verfassungsmäßig berufenen Vertreter gesetzt wird. 
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Die Verantwortung für den richtigen Vollzug der durch die 
bayer. Verfügung angeordneten Maßnahmen trägt in bayer. 
Strafanstalten der Vorstand der Verwaltung, an den sich die 
ministerielle Weisung richtet. Beamte haben als verfassungs¬ 
mäßig berufene Vertreter dann zu gelten, wenn sie nach RG. 
74/21 durch ein Gesetz oder eine gleichwertige allgemein organi¬ 
satorische Bestimmung vorgesehen sind, vorausgesetzt, daß 
sie nach den betreffenden Bestimmungen überhaupt Vertre¬ 
tungsgewalt einem Dritten gegenüber haben sollen. 

Der Schaden muß weiter zugefügt werden „in Ausübung 
der dem Beamten zustehenden Verrichtung“. Das bedarf 
keiner weiteren Erörterung. Die dem Beamten nach der eben 
angezogenen Verfügung auferlegten Verrichtungen „stehen ihm 
auch zu“. 

Der Schaden kann natürlich sowohl durch Handlung als 
auch durch Unterlassung entstehen. 

Insoweit nicht verfassungsmäßig berufene Vertreter im 
Sinne der obigen Ausführung die schädigende Handlung vor¬ 
nehmen würden, sondern Angestellte, würde sich die Haftung 
nach §831 BGB. richten, indem eine wesentlich geringere 
Haftung vorgesehen ist, der Staat haftet nämlich nur dann, 
wenn der von ihm zu einer Verrichtung Bestellte einem andern 
in Ausführung dieser Verrichtung widerrechtlich einen Schaden 
zufügt. Auch von dieser Ersatzpflicht ist der Staat befreit, 
wenn er bei der Auswahl der Personen die im Verkehr erforder¬ 
liche Sorgfalt beachtet hat, oder wenn der Schaden auch bei 
Anwendung dieser Sorgfalt entstanden wäre. 

So ist die Frage der Haftung des Staates gegenüber dem 
Gefangenen zu beantworten, wenn die Beamten in Ausführung 
der durch die Verfügung vom 29.4. 12 ihnen aufgetragenen 
Verrichtungen als verfassungsmäßig berufene Vertreter in Aus¬ 
übung privatrechtlicher Vertretungsmacht handeln. 

Wie aber verhält es sich, wenn angenommen wird, daß es 
sich nicht um Ausübung privatrechtlicher Vertretungsmacht 
handelt, sondern um Handlungen, die der Beamte als Ver¬ 
treter der obrigkeitlichen Gewalt des Staates, kraft der ihm 
übertragenen öffentlichen Gewalt vornimmt? 

Hierüber gibt Aufschluß a. 77 EGBGB.: „Unberührt blei¬ 
ben die landesgesetzlichen Vorschriften über die Haftung des 
Staates, der Gemeinden und anderer Kommunalverbände für 
den von ihren Beamten in Ausübung der diesen anvertrauten 
öffentlichen Gewalt zugefügten Schaden, sowie die landes¬ 
gesetzlichen Vorschriften, welche das Recht des Geschädigten 
von den Beamten Ersatz eines solchen Schadens zu ver- 



langen, insoweit ausschließen, als der Staat oder Kommunal¬ 
verband haftet.“ 

Die landesgesetzliche Bestimmung für Bayern findet sich 
im bayerischen Ausführungsgesetz zum BGB. a. 60: ,,Verletzt 
ein Beamter des Staates in Ausübung der ihm anvertrauten 
öffentlichen Gewalt vorsätzlich oder fahrlässig die ihm einem 
Dritten gegenüber obliegende Amtspflicht, so trifft dem Dritten 
gegenüber die in §839 BGB. bestimmte Verantwortlichkeit an 
Stelle des Beamten den Staat oder den Verband, in dessen 

Diensten der Beamte steht. Der Beamte lfat dem Staat 

den Schaden zu ersetzen, der dem Staat aus der Verletzung 
der Amtspflicht entsteht.“ 

Der Kreis der von diesem Artikel umfaßten Personen wird 
bestimmt durch das Erfordernis, daß ein Beamter ,,in Aus¬ 
übung der ihm anvertrauten öffentlichen Gewalt handelt“. 

Auf diesen Punkt hat sich die Untersuchung hauptsächlich 
zu erstrecken: 

1. Handelt ein Beamter bei Ausführung der durch die Ver¬ 
fügung vom 29. 4. 12 angeordneten Verrichtungen in Aus¬ 
übung öffentlicher Gewalt? 

2. Handelt es sich bei Ausführung dieser Verrichtungen um 
Ausübung einer dem Beamten auch dem Dritten gegen¬ 
über obliegende Amtspflicht? 

1. Wer die Frage bejahen will, hat die RGE. vom 28. 1. 12 
Bd. 78/326 für sich, die darin gipfelt, daß der. Staat beim 
Strafvollzug in Ausübung seines Hoheitsrechtes handelt und 
somit auch alle Handlungen die zum Strafvollzug notwendig 
sind, in Ausübung der öffentlichen Gewalt geschehen. 

Des Näheren wird dort ausgeführt: ,,Der Staat handelt 
bei der Strafvollstreckung zweifellos in Ausübung obrigkeit¬ 
licher Gewalt. Auch die ärztliche Behandlung, die der Staat 
den Gefangenen in der Strafanstalt durch den Anstaltsarzt 
zuteil werden läßt, die Verpflegung im weitesten Sinne, also 
die Ernährung, Kleidung, gehören mit zum Strafvollzug. 
Daran ändert es auch nichts, daß z. B. die ärztliche Behand¬ 
lung des Gefangenen für sich allein betrachtet als ein Akt staat¬ 
licher Fürsorge erscheint; denn die Ausübung eines Hoheits¬ 
rechtes besteht nicht notwendig in der Ausübung eines staat¬ 
lichen Zwangsrechtes, vielmehr kann die Ausübung eines 
Hoheitsrechts auch in dem Akt des staatlichen Schutzes und 
der staatlichen Fürsorge liegen. 

Der Strafvollzug spaltet sich in eine Reihe von auf einen 
Zweck gerichteten Handlungen. Alle fallen in den Bereich der 
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öffentlichen Autorität und Gewalt. Eine Betätigung dieser liegt 
auch dann vor, wenn die betreffende einzelne Handlung oder 
Unterlassung nicht unmittelbar auf die Ausübung einesZwangs, 
gerichtet ist. Daher ist es nicht zulässig, eine einzelne Äuße¬ 
rung der öffentlichen Gewalt, weil sie für sich allein keinen 
Zwangscharakter trägt, nicht mehr als die Ausübung eines 
Hoheitsrechts anzusehen. Auch die ärztliche Behandlung eines 
Gefangenen, die nur aus Anlaß und in engster Verbindung mit 
dem Strafvollzug erfolgt, die der Wiederherstellung der Gesund¬ 
heit des Gefangenen und damit auch dem Strafvollzug dient, 
teilt daher dessen Charakter als Ausübung eines stattlichen 
Hoheitsrechts. 

Die einzelnen Tätigkeiten beim Strafvollzug lassen sich 
auch nicht in der Weise von einander trennen, daß man einige 
davon, wie z. B. die Verwahrung der Gefangenen und vielleicht 
auch deren Beschäftigung als Ausübung eines Hoheitsrechts, 
andere dagegen, z. B. die Verpflegung als eine fiskalische 
Tätigkeit, als Teilnahme des Staates als juristische Person am 
Geschäftsverkehr, als Ausführung einer privatrechtlichen Ver¬ 
richtung ansieht. Denn all diese Handlungen dienen dem einen 
Zweck des Strafvollzugs, sie werden in ihrem Charakter sämt¬ 
liche durch diesen Zweck bestimmt und gehören deshalb auch 
sämtliche dem Bereich der Ausübung eines Hoheitsrechtes an.“ 

Die RGE. vom 10. 12.03, Bd. 56/216 sagt: „Gewiß ist es 
richtig, daß auch der Strafvollzug, die Verpflegung und Be¬ 
schäftigung des Gefangenen privatrechtliche Verträge not¬ 
wendig machen, und wenn die Strafanstalt z. B. die Gefangenen 
nicht auf eigene Rechnung beschäftigt, sondern mit gewerb¬ 
lichen Unternehmungen sich in Verbindung setzt, so ist es 
natürlich, daß hierdurch den Unternehmern gegenüber ein 
privatrechtliches Verhältnis in bezug auf die Arbeitstätigkeif 
der Gefangenen geschaffen wird, aus welchem dem Staat als 
Vermögenssubjekt, als Fiskus, Rechte und Pflichten erstehen, 
ln solchen Fällen kann nur davon gesprochen werden, daß im 
Zusammenhang mit der Ausübung des Hoheitsrechts bei 
•Gelegenheit und Anlaß der Tätigkeit der öffentlichen 
Gewalt des Staates die Schadenzufügung entstanden sei, nicht 
in Ausübung der öffentlichen Gewalt. 

Dem Gefangenen aber gegenüber kommt für den Staat 
keinerlei privatrechtlicher Gesichtspunkt in Betracht; gegen 
ihn tritt der Staat in der Strafvollstreckung und in dem zum 
Zweck des Strafvollzugs gemachten Anordnungen in keiner 
Weise als vermögensrechtliches Subjekt, als Träger privater 
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Pflichten und Rechte auf. Der Gefangene gerade ist es, gegen 
den allein die öffentliche Gewalt als solche sich richtet.“ 

Wenn deshalb ein Beamter in seiner Tätigkeit im Dienst 
der Strafvollstreckung vorsätzlich oder fahrlässig einem Gefan¬ 
genen gegenüber seine Amtspflicht verletzt, so ist der Fall 
des a. 77 EGBGB. für Bayern, also die Anwendung des a. 60 
AGBGB. gegeben. 

So nahe nun der Schluß liegt, auch die Weiterversicherung 
des Gefangenen als einen Teil des Strafvollzuges als in Aus¬ 
übung einer öffentlichen Gewalt geschehen, anzusehen, so kann 
doch dieser Annahme nicht beigetreten werden. 

Schon nach der einen, der eben angeführten Entscheidungen 
muß zugegeben werden, daß gelegentlich der Ausübung der 
öffentlichen Gewalt des Staates ein privatrechtliches Verhältnis 
entstehen kann, so daß also z. B. der Staat für den Verlust 
von Gegenständen, die auf seine Anordnung hinterlegt wurden, 
oder für Kleider, Geld und andere Gegenstände, die bei der 
Aufnahme des Gefangenen in die Anstalt verwahrt werden, 
privatrechtlich haftet. 

Ebenso aber, wie hier ein privatrechtlicher Aufbewahrungs¬ 
vertrag zwischen Staat und Gefangenem zustandekommt, stellt 
sich auch das möglicherweise mit einem solchen Aufbewahrungs¬ 
vertrag sogar zusammenhängende Verhältnis — die Verwen¬ 
dung der so aufbewahrten Gelder auf Weisung des Gefangenen 
zu einem bestimmten Zweck und damit verwandte Fälle — 
als privatrechtliches Verhältnis dar und keineswegs als Aus¬ 
übung einer öffentlichen Gewalt. 

Es soll nicht verkannt werden, daß alle durch den Straf¬ 
vollzug notwendig werdenden Handlungen — mögen sie 
nun gerichtet sein auf welche Zwecke nur immer, ob Zwangs¬ 
maßregeln oder nicht — als Teile des Strafvollzugs und damit 
als in Ausübung einer öffentlichen Gewalt vorgenommen anzu¬ 
sehen sind, wenn ohne sie der Strafvollzug nicht denkbar ist: 
Verpflegung, Kleidung, Ernährung, ärztliche Behandlung usw., 
die notwendige Bestandteile, ein essentiale des Strafvollzugs 
bilden. 

Das gilt aber nicht von Handlungen, die als willkürliche 
zufällige Erscheinungen den Strafvollzug begleiten, nicht als 
essentiale, sondern als accidens, Handlungen, die nicht inner¬ 
halb und nicht als Teile des Strafvollzugs vorgenommen anzu¬ 
sehen sind. 

Ein solcher Fall ist die Weiterversicherung des Gefangenen. 

Die Frage, ob der Beamte bei Ausführung der durch die 
Verfügung vom 29.4.12 ihm auferlegten Verrichtungen in 
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Ausübung einer ihm anvertrauten öffentlichen Gewalt handelt, 
ist also zu verneinen. 

2. Hiebei ist das weitere Erfordernis des a. 60AGBGB. 
ganz unberücksichtigt gelassen, daß die verletzte Amtspflicht 
dem Beamten auch, noch dem geschädigten Dritten gegenüber 
obliegen muß, ein Erfordernis, das als nicht gegeben anzu¬ 
sehen ist. Eine Pflicht ist dem andern gegenüber dann gegeben, 
wenn entweder diesem Dritten ein Rechtsmittel oder Be¬ 
schwerderecht zusteht, oder wenn aus den besonderen Dienst¬ 
vorschriften hervorgeht, daß dem Dritten ein Anspruch ein¬ 
geräumt sei auf Vornahme der betreffenden Handlung durch 
den Beamten. 

Keines von beiden trifft hier zu. 

Es bleibt noch darauf hinzuweisen, daß im Falle die Voraus¬ 
setzungen des a. 60AGBGB. gegeben sind, nach dem Gesetz 
vom 8. 8. 76 über die Errichtung eines Verwaltungsgerichts¬ 
hofes (VGH.) a. 7, eine Vorentscheidung des VGH. darüber 
notwendig ist, ob der Beamte sich einer Überschreitung seiner 
Amtsbefugnis oder der Unterlassung einer ihm obliegenden 
Amtshandlung schuldig gemacht hat. 

Anmerkung: Daß die durch die Verfügung vom 29. 4. 12 
notwendig werdenden Handlungen dem Beamten als eine 
öffentlich rechtliche Pflicht dem Staat gegenüber obliegen, 
hindert nicht, daß nicht auch aus solchen Handlungen dem Staat 
Haftung nach den Vorschriften des BGB.erwachsen könnte. Das 
RG. sagt in der Entscheidung Bd. 65/115 ausdrücklich: ,,Auch 
öffentlich-rechtliche Verhältnisse können Rechte und Verbind¬ 
lichkeiten erzeugen, die unter analoger Anwendung der Vor¬ 
schriften des BGB. zu beurteilen sind und deren Verletzung 
zum Ersatz des dadurch dem anderen Teil zugefügten Schadens 
nach eben diesen Vorschriften verpflichtet. Der Anspruch auf 
Ersatz des Schadens, der durch die Verletzung einer öffent¬ 
lichen Rechtspflicht entsteht, ist regelmäßig im geordneten 
Rechtsweg zu verfolgen und nach den Vorschriften des Bürger¬ 
lichen Rechts zu beurteilen.“ 

Auch die in den Blättern für Rechtsanwendung Bd. LXX1V 
384 angeführte RGE. vom 26. 11.08 sagt: „Der Staat oder 
die Gemeinde können, wenn sie auf Ersatz des Schadens in 
Anspruch genommen werden, den ihre Beamten durch Ver¬ 
nachlässigung ihrer Obliegenheiten Dritten zugefügt haben, 
keine gesonderte Rechtsstellung um dessentwillen beanspru- 
, chen, weil diesen die von ihnen verletzte Pflicht als eine öffent¬ 
lich rechtliche obliegt.“ 



Wird bei Handhabung dieser Obliegenheiten diejenige Sorg¬ 
falt außer acht gelassen, die im Rechtsleben und nach dem 
BGB. zu beachten ist, so muß sich auch der Staat und die 
Gemeinde die Beurteilung der Handlungsweise ihrer Beamten 
nach den allgemeinen Vorschriften des Bürgerlichen Rechts in 
den §§ 276, 823 BGB. gefallen lassen, wie ihre eigene Haftung 
für die den allgemeinen Vorschriften der §§31, 89, 831 BGB. 
untersteht. 

Nachdem so die Haftpflicht des Staates gegen¬ 
über dem Gefangenen klar gestellt ist, erübrigt nur 
noch die Haftung des Beamten zu erörtern. 

Haftet der mit dem Vollzug der Verfügung vom 29. 4. 12 
betraute Beamte für pflichtgemäße Ausführung nach § 839 
BGB.? 

Diese Frage ist zu verneinen; denn der Wortlaut des 
§ 839: „Verletzt ein Beamter vorsätzlich oder fahrlässig die 
ihm einem Dritten gegenüber obliegende Amtspflicht“ ver¬ 
langt wieder, daß die Pflicht des Beamten, die ihm vom Staat 
aufgetragenen Obliegenheiten zu erfüllen, ihm auch dem Dritten 
gegenüber obliege, diesem Dritten also ein Anspruch gegen den 
Beamten, ein Rechtsmittel oder Beschwerderecht zusteht. 

Dies ist zu verneinen. 

Es kann sich also nur um eine Haftung nach §823 BGB. 
handeln, abgesehen von den oben festgestellten Fällen, in 
denen der Beamte zur Haftung des Staates als Mitschuldner 
haftet, bezw. vom Staat als regreßpflichtig in Anspruch genom¬ 
men werden kann. 

Was das letztere betrifft, so ist a. 13 des bayer. Beamten¬ 
gesetzes maßgebend: „Verletzt ein Beamter vorsätzlich oder 
fahrlässig seine Amtspflicht, so haftet er dem Staat für den 
daraus entstehenden Schaden.“ 

Die Anwendbarkeit des §823/1 BGB. aber ist insoweit 
gegeben, als die Weiterversicherung des Gefangenen aus dessen 
eingebrachtem Geld oder den Ertrag seiner Selbstbeschäftigung 
betrieben wird, also eine Verletzung des Eigentums des Gefan¬ 
genen möglich ist. 

Die Anwendbarkeit des Abs. II jedoch hängt davon ab, ob 
die Verfügung des Just.-Min. als ein den Schutz eines andern 
bezweckendes Gesetz anzusehen ist. Diese Frage ist zu bejahen. 
Die Verfügung hat den selbstverständlichen in ihr selbst 
wörtlich ausgesprochenen Zweck, den Gefangenen und seine 
Hinterbliebenen vor deni Verlust der Anwartschaft zu schützen. 
Daß auch Verfügungen unter dem § 823/11 verstanden sind, 
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siehe Staudinger zu 823/111 A2a: „Zweifellos ist ferner 
nach der Entstehungsgeschichte des Gesetzes, daß unter 
§823/11 nicht nur Gesetze im eigentlichen staatsrechtlichen 
Sinne, sondern jede Rechtsnorm, z. B. auch Verordnungen 
und Polizeivorschriften fallen können und daß das Anwendungs¬ 
gebiet des § 823/11 nicht auf strafrechtliche Normen beschränkt 
ist, sondern auch das weitere Gebiet der privatrechtlichen 
Schutzgesetze umfaßt. 

Soweit also ein Beamter in Ausübung der ihm übertragenen 
Obliegenheiten gegen diese Verfügung verstößt, macht er sich 
haftbar nach Maßgabe des §823/11. 

Eine vertragliche Haftung des Beamten kommt nicht in 
Frage, da der Beamte dem Gefangenen gegenüber in keinem 
Vertragsverhältnis steht. 


Zusammenfassung. 

Um den Strafgefangenen und ihren Angehörigen, bezw. 
Hinterbliebenen die Vorteile der Invaliden- und Hinterblie¬ 
benenversicherung zu erhalten, sind auf Anregung des RVA. 
durch die einschlägigen einzelstaatlichen Ministerien Verfü¬ 
gungen ergangen, die die Weiterversicherung der bereits ver¬ 
sicherten Strafgefangenen anordnen. 

Die dadurch entstehenden rechtlichen Beziehungen zwischen 
Gefangenem einerseits und Staat und Versicherungsträger 
anderseits, sind, wenn es sich um eine Weiterversicherung des 
Gefangenen mit dessen Zustimmung aus eigenen Mitteln ham 
delt, als Auftrag, wenn um eine Weiterversicherung ohne 
Zustimmung des Gefangenen aus Mitteln des Staates, als 
Geschäfsführung ohne Auftrag zu beurteilen. 

Die Frage, ob die Weiterversicherung eines Versicherten 
durch einen Dritten wirksam geschehen kann, ist grundsätz¬ 
lich zu bejahen. 

Die aus der ordnungsgemäß erfolgten Weiterversicherung 
für den Gefangenen und seine Angehörigen sich ergebenden 
Vorteile erhellen aus den §§ 1258ff., 1280, 1312 RVO. 

Was die Frage der Haftung anlangt, so haftet der Staat 
dem Gefangenen für ordnungsgemäße Durchführung der im 
Interesse des Gefangenen erlassenen Verfügung: 

a) kontraktlich nach Maßgabe der §§278, 276 BGB.; 

b) außerkontraktlich nach Maßgabe der §§31, 89. 831 BGB. 

Die Anwendbarkeit der a. 77 EGBGB. und a. 60b. AGBGB. 

ist zu verneinen, da der Beamte, der die ihm nach der Ver- 
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fügung obliegenden Verrichtungen ausführt, nicht in Aus¬ 
übung einer ihm anvertrauten öffentlichen Gewalt handelt. 

Die Haftpflicht des Beamten bemißt sich — abgesehen 
von Fällen der Mithaftung und Regreßpflicht — nach §823/1 
und II (die Eigenschaft der Verfügung als eines den Schutz 
eines anderen bezweckenden Gesetzes ist anzuerkennen). 

Die Anwendbarkeit des §839 BGB. wird verneint, da der 
Beamte keine ihm, dem Dritten gegenüber obliegende Amts¬ 
pflicht verletzt. 

Angesichts der hiernach sich ergebenden erheblichen Haf¬ 
tung des Beamten und der durch Verwirrung der Verhältnisse 
infolge des Krieges immer schwierigeren Handhabung des 
Gesetzes erscheint die Forderung billig, daß die mit dem Voll¬ 
zug dieser Verfügungen betrauten Beamten auf Kosten des 
Staates in eine Haftpflichtversicherung aufgenommen werden. 
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Ein langjähriges, treues und hochverdientes Ausschußmitglied 
des Vereins der deutschen Strafanstaltsbeamten 
Strafanstaltsdirektor, Oberregierungsrat a. D. 

Julius Michal 

ist am 27. Mai 1919 in Nürnberg-Erlenstegen durch den uner¬ 
bittlichen Tod aus unserer Mitte gerissen worden. 

Er war geboren am 6. September 1850 in Schweinfurt, wo¬ 
selbst er im Jahre 1868 das Gymnasium absolvierte. Er bezog 
sodann die Universitätsstadt Erlangen, um dort seiner Militär¬ 
dienstpflicht als Einjährig-Freiwilliger zu genügen und sich 
dem juristischen Studium zu widmen. Vom 21. Juli 1870 bis 
15. April 1871 nahm er als Junker und Leutnant am Feldzug 
gegen Frankreich rühmlichst teil und machte die Schlachten 
bei Weißenburg, Wörth und Sedan, sowie die Belagerung von 
Paris mit. Im Jahre 1872 bestand er die erste juristische 
Prüfung, im Jahre 1875 die zweite juristische Staatsprüfung 
mit ausgezeichnetem Erfolge. Nachdem er bis zum Jahre 
1879 Rechtskonzipient, hernach Staatsanwaltssubstitut in 
Freising und 3. Staatsanwalt in Landshut gewesen war, wurde 
er am 16. August 1880 zum Amtsrichter in Nürnberg, am 
1. Mai 1886 zum 2. Staatsanwalt in Würzburg, am 1. Juni 
1892 zum Landgerichtsrat in Weiden, am 16. November 1897 
zum 1. Staatsanwalt in Nürnberg und am 1. Mai 1901 zum 
Oberlandesgerichtsrat an dem dortigen Oberlandesgericht 
befördert. Unterm 8. Dezember 1901 wurde ihm auf Ansuchen 
die Stelle des Direktors bei dem Zellengefängnis Nürnberg 
unter Ernennung zum Regierungsrat, im Jahre 1910 der Titel 
und Rang eines Oberregierungsrates verliehen. Die unglück¬ 
lichen Jahre des blutigen Weltkrieges und dessen zermürben¬ 
den Folgen, die vermehrte Arbeitslast, die Verwundung und 
Gefangennahme seines einzigen Sohnes auf dem Schlachtfeld 
in Flandern, der plötzliche Tod seiner zärtlich geliebten Tochter, 
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der traurige Zusammenbruch seines Vaterlandes, an dessen 
glorreichem Aufbau er seinerzeit stolz und mutig unter Daran¬ 
setzung von Blut und Leben mitgewirkt hatte und welches 
er echt und glühend liebte, alle diese schweren Heimsuchungen 
haben die Kraft des trotz seines Alters noch äußerst rüstigen 
und geistig frischen Mannes gebrochen, so daß er nicht einmal 
mehr den wohlverdienten Ruhestand genießen konnte, in den 
er ab 1. April 1919 auf Ansuchen unter Anerkennung seiner 
ausgezeichneten und hervorragenden Dienstleistung versetzt 
worden ist. Bei seinem Abschied von dem ihm so lieb gewor¬ 
denen Amte äußerte er wehmütig: „Glücklich sind in diesen 
traurigen Zeiten die Toten!“ Rascher als er woTil selbst gedacht 
hat, ist er dieses von ihm gepriesenen Glückes nach längerem 
Kränkeln, jedoch wenigen Tagen letzten Leides teilhaftig 
geworden. 

Mit Oberregierungsrat Michal ist eine Leuchte unseres 
Standes, ein scharfdenkender Jurist, eine anerkannte Größe 
auf dem Gebiete des Strafvollzugs und der Schutzfürsorge, 
ein Meister in der Behandlung der Sprache in Wort und 
Schrift, ein pflichtgetreuer gewissenhafter Beamter, ein Mann 
von edelstem und lauterstem Charakter, ein hochherziger 
Wohltäter und Menschenfreund dahingegangen. Mit der ihm 
eigenen unermüdlichen Willens- und Schaffenskraft widmete 
er sich in jeder Stellung den ihm übertragenen schwierigen 
Aufgaben und löste diese stets mit ganz besonderem Geschick. 
Sein gründliches und umfassendes Wissen, seine Vielseitigkeit 
und reiche Erfahrung, seine vollkommene Beherrschung des 
Materials, seine maßvolle Haltung bei aller kritischer Schärfe 
machten es selbstverständlich, daß man in Fachkreisen und 
an höchster Stelle sehr häufig seinen Rat erholte und auf seine 
Vorschläge immer das größte Gewicht legte und daß ihm für 
seine unübertroffenen Verdienste um die Wissenschaft und 
die Gesamtheit die verschiedensten Ehrungen und viele hohe 
Auszeichnungen zuteil geworden sind. Die außergewöhnliche 
Trauer bei seinem Hinscheiden und die zahlreiche Beteiligung 
bei seiner Beerdigung, sowie der von einer Reihe von Rednern 
mit herrlichen Worten am Grabe niedergelegte Blumenschmuck 
gaben beredtes Zeugnis ab von der Hochschätzung und der 
Beliebtheit, deren sich der Verstorbene allenthalben erfreute. 
Seine vortrefflichen Charaktereigenschaften, sein Gerechtig¬ 
keitssinn und die gewinnende Liebenswürdigkeit seines Wesens 
machten ihn seinen Mitarbeitern und seinen Untergebenen 
gleich wert und erwarben ihm restlos die Liebe und das Ver¬ 
trauen sämtlicher, die mit ihm zu tun hatten, ganz besonders 
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auch der Gefangenen und der Armen und Verlassenen über¬ 
haupt. Für jedermann hatte er stets ein teilnehmendes warm¬ 
fühlendes Herz. Er half jeglichem in seinen Nöten und An¬ 
liegen, soviel und wo er nur immer konnte. Keine bittere 
Erfahrung und Enttäuschung, kein Undank schreckte ihn bei 
seinem Liebeswerk zurück. Um nur von einigen Beispielen 
seiner Verdienste in dieser Beziehung zu sprechen, sei auf die 
Schöpfung der Hauptstelle für Gefangenenobsorge, die haupt¬ 
sächlich er veranlaßt hat, sowie auf die Gründung der Schreib¬ 
stube für stellenlose Kaufleute in Nürnberg hingewiasen. Wie¬ 
vielen armen Sträflingen und deren Familien wurde dadurch 
in ihrem Elend geholfen, wie viele sind dadurch wieder auf 
bessere Wege geführt worden und zu Verdienst und in Stellung 
gekommen! Wie sehr lag ihm noch die Errichtung einer 
Arbeitsstätte für Entlassene in Nürnberg am Herzen, woselbst 
letztere für die erste schwere Zeit nach der Rückkehr in die 
Freiheit Arbeit und Unterkunft finden und damit wieder in 
geordnete Lebensverhältnisse geleitet werden sollten! Der 
unheilvolle Krieg und sein allzufrüher Tod haben den bis zu 
seinem letzten Augenblick schaffensfrohen Mann leider dieses 
Vorhaben nicht mehr ausführen lassen. 

Ein äußerst arbeitsames, aber auch erfolgreiches Leben 
liegt hinter dem Entschlafenen, der es verstanden hat, sich 
unsere Liebe und unseren unauslöschlichen Dank über das 
Grab hinaus zu sichern und dessen Hinscheiden von allen als 
ein schmerzlicher, unersetzlicher Verlust beklagt wird. Sein 
Andenken wird stets in hohen Ehren gehalten werden. 

Nürnberg. Liebwein , Strafanstalts-Inspektor. 


Unser Verein hat mit Michal viel verloren! Er gehörte dem 
Ausschuß seit 1903 an und war ein regelmäßiger Besucher 
unserer Versammlungen, bei denen sein Wort und sein Rat 
hochgeschätzt war und sein freundliches geselliges Wesen alle 
Herzen gewann. Große Verdienste hat er sich auch als Kom¬ 
missions-Mitglied beim Zustandekommen unserer Vorschläge 
für ein Reichsstrafvollzugsgesetz erworben; er war Bericht¬ 
erstatter für die §§ 6, 22—24, 59—62, die er auch bei der 
Hamburger Versammlung nachdrücklich vertrat. Mit Wehmut 
denken wir anderen Kommissions-Mitglieder an die Tage, die 
wir mit Michal in gemeinschaftlicher Arbeit und geselligem 
Zusammensein in Ludwigsburg und Heidelberg verbringen 
durften. Hatten wir doch dabei die beste Gelegenheit sein 
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umfassendes juristisches Wissen, und sein für die Nöte der 
Gefangenen warm schlagendes Herz, sein sonniges Gemüt 
und seinen Frohmut kennen zu lernen. Er war ein aufrechter, 
charaktervoller Mann, ein treuer Freund, ein stets arbeits¬ 
freudiger und hilfsbereiter Berufsgenosse, eine Zierde unseres 
Standes! Wer das Glück hatte, ihn näher zu kennen, wird 
ihn nie vergessen. 

Ehre seinem Andenken! 

Friede seiner Asche! 

Ludwigsburg. Schwandner. 



Nachruf 

für Herrn Geheimrat Ernst Stöcker, Oberst a. D. 

Vorstand des Männerzuchthauses in Bruchsal. 

Am letzten Tag des Monat Mai 1918 hat der Tod über¬ 
raschend dem Männerzuchthaus Bruchsal seinen Vorstand, 
Herrn Geheimrat Ernst Stöcker, im Alter von 65 Jahren 
geraubt, ln Ludwigshafen am Bodensee war er am 1. November 
1852 geboren, wählte, der Tradition seines Hauses gemäß, 
nach der üblichen Vorbildung die militärische Laufbahn und 
trat am 30. Juli 1870 als Fähnrich in das in Konstanz garni- 
sonierende 6. badische Infanterie-Regiment Nr. 114 ein. Im 
deutsch-französischen Krieg wurde er Leutnant, durchlief dann 
rasch die militärischen Rangstufen bis zum Regimentskomman¬ 
deur, wurde mit vielen Orden ausgezeichnet und nahm im 
Jahre 1906 seinen Abschied. 

Als Pensionär in Freiburg i. Br. lebend, erhielt er durch 
Großherzog Friedrich die Stellung als Direktor des Männer¬ 
zuchthauses angeboten und übernahm dieselbe mit der ihm 
eigenen Lebensfrische und Energie. Eine Haupttriebfeder hiezu 
war gewiß dies Bedürfnis, wieder arbeiten und der Wunsch, 
der Menschheit noch wertvolle Dienste erweisen zu können. 
Er trat eine ihm vollständig unbekannte Tätigkeit an, in die 
er am 1. Oktober 1910 durch den damaligen Ministerial- 
referenten, Herrn Geh. Rat v. Engelberg eingeführt wurde. 

Nur der Eingeweihte weiß, welch vielseitige und kompli¬ 
zierte Tätigkeit einer Strafanstaltsdirektion obliegt. Der Neu¬ 
ernannte wußte das vom Landesgefängnis Freiburg her, wo 
er einen Einblick in den Betrieb gewonnen hatte; aber er 
traute sich auch die Kraft zu, alle Schwierigkeiten zu über¬ 
winden. Er begann seine Tätigkeit mit der Inspizierung der 
ganzen Anstalt in ihren Einzelheiten, der Vorstellung sämt¬ 
licher Beamten, dem Studium der Dienst- und Hausordnung, 
und dann der Reihe nach mit einer Dienstrubrik nach der 
andern, bis er in alle Details eingearbeitet war. Sodann be¬ 
suchte er die Gefangenen und suchte sich über sie auf Grund 
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ihrer Akten zu informieren. Schließlich beschäftigte er sich 
mit den geschichtlichen Daten der Anstalt, mit der Gefängnis¬ 
wissenschaft, den Hausbüchern für Gefängniswesen, den Auf¬ 
sätzen über die Einzelhaft und den Blättern für Gefängnis¬ 
kunde. Neben diesen Arbeiten aber suchte er auch fleißig sich 
über die Literatur, für Beamten- und Gefängnisbibliothek 
geeignet, zu orientieren. Es lag eine Summe von Energie mit 
Fleiß verbunden in dieser logisch-folgerichtigen Einarbeitung 
in das neue Amt. Alles dies ging mit erstaunlicher Raschheit 
vor sich, wie man es bei einem Mann von Jahren kaum hätte 
erwarten dürfen. Man konnte daher mit bestem Rechte sich 
diese tatkräftige Natur zum Vorbild seines Schaffens auser¬ 
sehen. 

So durch eigenes Studium, aber auch durch Besuch anderer 
Strafanstalten, wie z. B. Freiburg, Mannheim und Ludwigs¬ 
burg, auch durch den Besuch der Strafanstaltsbeamten- 
Versammlungen in Mannheim im Jahre 1911 und Hamburg 
1914 weitergebildet, hat sich Herr Stöcker eine eigene, viel¬ 
leicht von andern namentlich juristisch vorgebildeten Direk¬ 
toren abweichende Anschauung über die Aufgabe und das 
Ziel des Direktoriats herausgearbeitet. Ich gebe das wieder, 
was ich in der Mitarbeit wahrgenommen und zu einem Gesamt¬ 
bild verwoben habe. 

Ich fasse das Programm seiner Direktion in 4 Gesichts¬ 
punkte zusammen: 1. Das erreichbare Ziel des Strafvollzugs 
an Zuchthausgefangenen ist: Bewahrung der Mitwelt vor Ver¬ 
brechern. 2. Die Grundlage eines geordneten Betriebs im Zucht¬ 
hause ist strenge Disziplin. 3. Im Strafvollzug muß der Unter¬ 
schied zwischen Zuchthaus- und Gefängnisgefangenen wieder 
mehr hervortreten. 4. Im innern Dienst gibt es nur eins: 
Zentralisation in der Hand des Direktors. 

1. Das alte Ziel des Gefängnisaufenthaltes war: Abschrek- 
kung. Diese Theorie war abgelöst worden durch den Humani¬ 
tätsgedanken im Strafvollzug auch der Zuchthausgefangenen. 
Herr Geheimrat Stöcker aber war zu pessimistisch veranlagt, 
um an eine hervorragende Besserung der Züchtlinge zu glauben. 
Er stand schon von Anfang an skeptisch den Anschauungen 
gegenüber, welche von hervorragenden Erfolgen der Besse¬ 
rungsarbeit an den Zuchthausgefangenen sprach. Je länger 
er in der Anstalt tätig war, je mehr wurde er in seinen pessi¬ 
mistischen Anschauungen bestärkt. Dagegen hielt er mehr den 
andern Gedanken für den erreichbaren Zweck des Strafvollzugs: 
Bewahrung der Mitwelt vor den Verbrechern. Er dachte also 
beim ganzen Strafvollzug vielmehr an die menschliche Gesell- 
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schaft als an das Individuum des Gefangenen. Die logische 
Folge davon war: Bei Einlauf von Gnadengesuchen: sorg¬ 
fältigste Prüfung und nur in allerdringendsten Fällen Befür¬ 
wortung derselben. Vorläufige Entlassungen sollten in zweifel¬ 
haften Fällen nicht stattfinden, nur dann, wenn keine oder 
kleine Vorstrafen, untadelhaftes Verhalten, Unterkunft und 
Arbeit und endlich eine ziemlich sichere Gewähr für Bewäh¬ 
rung in der Freiheit vorliegen. Urlaub auf Wohlverhalten sollte 
Zuchthausgefangenen überhaupt nicht gewährt werden, weil 
im Gesetz nicht begründet. Ebenso hielt er Strafunterbrechung 
von Zuchthausgefangenen zur Arbeit in der Heimat nicht für 
angebracht. 

2. Als Soldat durch und durch brachte er von seinem frü¬ 
heren Beruf den Grundsatz mit, daß bei einem so kompli¬ 
zierten Dienst vor allem nur straffe Disziplin und genaue 
Befolgung der Dienstobliegenheiten eine Garantie für Ordnung 
und Pünktlichkeit biete. Er verlangte daher von allen seinen 
Beamten und den Gefangenen strikteste Befolgung der Dienst- 
und Hausordnung, sehr oft in wörtlicher nicht bloß sinngemäßer 
Auslegung der einzelnen Paragraphen. Verfehlungen gegen die 
Dienstpflichten wurden genau untersucht und streng bestraft. 
Da er vor allem ein Feind von Ausreden oder Ausflüchten war, 
so wurde der am mildesten beurteilt, der sein Vergehen frei 
bekannte; wenn aber ein Gefangener log, hatte er doppelt 
harte Strafe zu gewärtigen; daher galt er allgemein im Haus 
als ein strenger Vorstand. Auf der andern Seite war er aber auch 
von großer Leutseligkeit und Freundlichkeit, wenn gerechte 
Klage, tatsächliche Mißstände, Not oder Krankheit da und 
dort bei Beamten vorhanden waren, oder wenn bei einem Ge¬ 
fangenen wahre Reue, Willenskraft sich aufzuraffen und Trieb 
zu besonders fleißiger Arbeit vorhanden war. 

3. Sodann bewegte ihn der Gedanke wegen Reform des 
Gefängniswesens und zwar nach der Seite hin, daß der ziem¬ 
lich verwischte Unterschied zwischen Zuchthaus- und Gefängnis¬ 
gefangenen wieder mehr herausgearbeitet werden müsse. Die 
Kriegszeit mit den durch sie gebotenen Einschränkungen gab 
ihm Gelegenheit, diesen Gedanken leichter durchzuführen. So 
wurde die pünktliche Einhaltung der 6 wöchentlichen Empfang¬ 
zeit und Schreibzeit für Briefe durch Anlegung von Listen 
überwacht. Bei Besuchen wurde im allgemeinen nur eine 
Person zugelassen, ln den Zellen wurde weder Schmuck noch 
Bilder an den Wänden geduldet; die Einzelhaft wurde mög¬ 
lichst streng durchgeführt; an Büchern durften mit wenigen 
Ausnahmen nur Schul-, Unterhaltungs- und Religionsbücher 
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in der Zelle aufbevvahrt sein; die Zellenvisitationen mußten 
nach der Dienst- und Hausordnung pünktlich ausgeführt wer¬ 
den; die meisten Vergünstigungen fielen- weg oder wurden 
eingeschränkt: z. B. Bücher anzuschaffen, Schreibhefte zu 
führen, Lernen von Fremdsprachen, Zeichnen und Ausübung 
von Liebhabereien; Ansichtspostkarten wurden nicht ausge¬ 
händigt. Schreiberlaubnis mit Verhältnissen wurde selten, mit 
Kindern, die mißbraucht waren, gar nicht erteilt. — So wurde 
aus der Hervorhebung des Unterschieds zwischen Zuchthaus¬ 
und Gefängnisgefangenen eine strengere Zucht der Zücht¬ 
linge. 

4. Im innern Dienst vertrat Herr Geheimrat Stöcker die 
Ansicht, daß nur die Zentralisation aller Arbeit in der Hand 
der Direktion den ersprießlichen Dienst ermögliche. Daher 
ging sein Bestreben dahin, selbständige Regungen einzelner 
Teile des Betriebes nicht aufkpmmen zu lassen. In die Ver¬ 
waltung mit dem gesamten Arbeitsbetrieb wollte er Einsicht 
haben und besonders wichtige Entscheidungen selbst treffen. 

Er verlangte vor allem, daß die Rücksichten auf den polizei¬ 
lichen Dienst denen auf den gewerblichen Dienst vorangingen; 
die Werkaufseher sollten genau nach der Dienstordnung auch 
zu polizeilichem Dienst herangezogen werden; die gewerbliche 
Beschäftigung des Gefangenen sollte dem Gefangenen und nicht 
in erster Linie der Anstalt Vorteil bringen, d. h. ein Gefangener 
sollte möglichst in einem Berufe ganz ausgebildet werden, 
daß er nach seiner Entlassung auch Gewinn von der Zuchthaus¬ 
arbeit fürs bürgerliche Leben habe. Jeder langjährige Gefan¬ 
gene sollte möglichst ein Gewerbe erlernen. Mit mechanischer 
Taglohnarbeit sollten nur die Gefangenen mit kurzen Strafen, 
die alten, oder die blöden beschäftigt werden. 

Der Beamtenkonferenz sprach er aus derselben Ge¬ 
dankenführung heraus das Recht der Beschlußfassung ab; er 
billigte ihr nur beratende Stimmen zu. Vorläufige Entlassung, 
Befürwortung von Gnadengesuchen, Beurlaubungen, Verhän¬ 
gung von Polizeiaufsicht, Überführung in Korrektionsanstalten 
u. dgl. legte er der Konferenz zwar vor, holte auch die Äußerun¬ 
gen und Meinungen darüber ein, behielt sich aber auch hier 
die Entscheidungen vor. 

Die einzelnen Konferenzbeamten sollten nichts unter¬ 
nehmen, ohne sich vorher mit der Direktion verständigt zu 
haben, also z. B. keine Stellen für Entlassene besorgen, keine 
Fürsorge für sie einleiten, keine Versprechungen früherer Ent¬ 
lassung geben, auch sollten sie von den Briefen Entlassener, 
die sie erhielten, Mitteilung machen; die Beantwortung von 
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Korrespondenz. 

Aus Strafanstalten. 

Jahresbericht der Strafanstalt Basel-Stadt für 1918 (Direktor Widmer). 

(Zu vergl. Bd. 52, S. 132.) 

Gesamtzahl der in der Anstalt und in der Weiberabteilung im 
Lohnhof untergebrachten Gefangenen: 413 (im Vorjahr 326) mit 36 033 
Verpflegungstagen. Tagesdurchschnitt: 91,01. -Höchster Gefangenen¬ 
stand: im Dezember mit 111,48, niederster im Januar: 85,38. 

Von den neu eingelieferten Zuchthausgefangenen waren 81 Prozent, 
und von den Gefängnissträflingen 47 Prozent rückfällig. 

Nur 5,01 Proz. hatten Strafen von mehr als 1 Jahr; bis zu 3 Monaten: 
59,85 Proz.; bis zu 6 Monaten: 83,51 Proz.; mehr als 6 Monate hatten: 
16,48 Proz. Von den 243 Gefängnissträflingen hatten 88,06 Proz. Strafen 
von 3 Wochen bis zu 6 Monaten. 

Disziplinarstrafen: Verweise 75; Entzug des Vesperkaffees 26; 
andere Strafen 26; Arrest 9. 

Von den 36033 Verpflegungstagen waren 28704 Arbeitstage; davon 
24289 = 84,62 Proz. Kundenarbeiten und 4415 = 15,38 Proz. Haus¬ 
arbeiten, die mit 50 Cts. berechnet wurden. 

Netto-Ertrag der Gefangenen-Arbeit: 174063 Fr. Durchschnittlich 
wurde im Arbeitstag 6,06 Fr. verdient (abzüglich 21,19 Cts. als Verdienst¬ 
anteil der Gefangenen). Der Verdienstanteil ist zur Erleichterung des 
Fortkommens des Entlassenen bestimmt; er darf während der Strafzeit 
nicht verwendet werden, außer zur Unterstützung notleidender Ange¬ 
höriger oder für Anschaffung von Kleidern auf den Zeitpunkt des Aus¬ 
trittes. 

Staatszuschuß: 86640 Fr.; es kostete 1 Gefangener den Staat 
netto im Tag 1 Fr. 61 Cts. (60,8 Cts. im Vorjahr); im Jahr: 587,65 Fr. 
(gegen 221,97 Fr. im Vorjahr). 

Das Essen wurde, um Ersparnisse zu machen, von der staatlichen 
Volksküche bezogen. Anfänglich kostete der Liter Suppe 20, später 
25 Cts., die Portion Gemüse 40, dann 45 Cts. An Sonntagen wurde in 
der Anstalt Fleisch gekocht. Die Nahrungskosten in der Männer-Abteilung 
beliefen sich bei 33823 Verpflegungstagen auf 1 Fr. 57 Cts. im Tag (im 
Vorjahr 1,04 Fr.). 

Die Sorge um die Beschaffung der Nahrungsmittel in den kommen¬ 
den Jahren legt den Gedanken auf Einführung eines landwirtschaftlichen 
Betriebs nahe; an die Ausführung konnte noch nicht herangetreten 
werden. 

Zu den hohen Einnahmen aus dem Gewerbebetrieb (6,06 Fr. Rein¬ 
ertrag im Tag) wird bemerkt, daß diese Zunahme während der Kriegs¬ 
zeit nicht der Mehrarbeit, sondern dem Gewinn am Material zuzuschreiben 
sei (Kriegsgewinn). 

Auch in den Schweizer Strafanstalten begann der Kampf um Dienst¬ 
erleichterungen des Aufsichts-Personals. Die Zahl der Freitage ist auf 
104 pro Jahr und Mann gestiegen, nämlich: 60 Freitage, 52 Halbtage 
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und 3 Wochen Ferien. Zur Durchführung mußte in Basel das Aufsichts- 
Personal um 4 Mann vermehrt werden, so daß jetzt auf 96 Gefangene 
25 Aufseher kommen. Damit sind aber die Wünsche des Personals nicht 
voll erfüllt: der Kampf geht um den Achtstundentag und um das Nacht¬ 
schlafen der Tages-Aufseher; eine .endgültige Lösung ist noch nicht 
gefunden. Eine Konferenz von 21 schweizerischen Anstalts-Vorstehern 
kam nach eingehender Beratung zu dem Schluß: 

1. daß eine Verkürzung der Arbeitszeit der Gefangenen aus ethnischen 
und praktischen Gründen nicht angehe; 

2. daß die Aufsicht und die Besserungsarbeit in den Anstalten ein¬ 
heitlich bleiben soll und nicht durch häufigen Wechsel des Tages¬ 
personals (Schichtenbetrieb usw.) unterbrochen werden dürfe; 

3. daß die Präsenzzeit des Personals nicht wesentlich verkürzt werden 
könne, wohl aber ein Ausgleich gegenüber dem anderen Staats¬ 
personal mit kürzerer Arbeitszeit baldmöglichst in den Besol¬ 
dungen zum Ausdruck kommen müsse. 

Vom „Schichtenbetrieb“ sagt der Bericht, daß „auf ihm kein Segen 
ruhen könne. Wo in einer Werkstätte jeden Tag verschiedene Meister 
nacheinander das Szepter führen, ist von einem erzieherischen Einfluß 
derselben keine Rede mehr, noch kann eine erfolgreiche Anleitung zur 
Arbeit möglich sein, weil die Ansichten, Methoden und Fähigkeiten der 
Meister viel zu weit auseinandergehen. Diese großen Nachteile wurden 
von der Vorsteherkonferenz in Olten am meisten empfunden und disku¬ 
tiert. Ebenso ist betont worden, daß beim Schichtenbetrieb niemand 
mehr verantwortlich gemacht werden könne. 

Eines schickt sich nicht für alle! Wer zum Anstaltsdienst geht, 
sollte sich vorher überlegen, daß die Insassen jeden Tag 24 Stunden lang 
da sind und überwacht werden müssen. Seine Pflichten können daher 
mit jenen irgendeines Staatsarbeiters nicht verglichen werden, auch des¬ 
halb nicht, weil er es mit Menschen, jener aber bloß mit Sachen zu tun 
hat. Das Amt des Aufsehers ist ein erhabeneres und erfordert selbst¬ 
vergessene treue Hingabe.“ 

Die Angestellten erhalten zu den Teuerungszulagen noch Nacht¬ 
teuerungszulagen; im ganzen erhielten die Angestellten 37686 Fr., die 
Beamten 8271 Fr. = 60 bezw. 35 Prozent der Besoldungen als Zulagen. 
Infolgedessen und durch die Personalvermehrung sind die Auslagen für 
die Verwaltung von 99233 Fr. im Vorjahr auf 140800 Fr. gestiegen. 

Ein verheirateter Werkmeister ohne Kinder unter 18 Jahren bezieht 
heute im Höchstgehalt 4730 Fr.; ein Aufseher 4412 Fr. 

.Ludwigsburg. Schwandner. 


Aus Vereinen und Versammlungen. 

91. Jahresbericht der Rheinisch-Westfälischen Gefängnis-Gesellschaft über 

das Vereinsjahr 1917/18. 

(Zu vergl. Bd. 52, S. 134ff.) 

Am 2. Oktober 1918 fand die 89. Jahresversammlung des Vereins 
in Düsseldorf statt. Dem vom 1. Geschäftsleiter, Pfarrer Just-Düssel- 
dorf, erstatteten Jahresbericht ist zu entnehmen: In Ausführung des 
Beschlusses der vorjährigen Verhandlung betr. neue Fürsorgemaßnahmen 
für gefallene Frauen und Mädchen (zu vgl. Bd. 52, S. 137) hatte der 
Vereinsausschuß am 26. II. 1918 Beratung gepflogen und folgende Maß- 
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nahmen zur Bekämpfung der Prostitution und zur Verbesserung der 
Fürsorge für gefährdete und gefallene Mädchen für notwendig erachtet: 

I. Ausbau der bestehenden Fürsorgeeinrichtungen, und zwar: 

a) der offenen Fürsorge: amtliche Fürsorgerinnen der Polizeibehörde, 
Fürsorgeschwestern und Fürsorgevereine; 

b) der geschlossenen Fürsorge: Auskunftshäuser zu vorübergehendem 
Aufenthalt, Zufluchtshäuser und Heime zu länger dauernder 
Unterbringung, vor allem auch Errichtung solcher Heime in Form 
von ländlichen Arbeiterinnenkolonien. 

11. Förderung der Fürsorge durch Maßnahmen der Gesetz¬ 
gebung und Verwaltung, durch die insbesondere ein direkter 
oder indirekter Zwang gegenüber den Fürsorgebedürftigen zum Ver¬ 
bleib in den Fürsorgeanstalten ausgeübt wird. 

Als Mittel hierzu kommen in Betracht: 

1. Auf Grund der bestehenden Gesetzgebung. 

a) Überweisung an die Landespolizeibehörde und Unter¬ 
bringung der Überwiesenen in Zufluchtshäuser. 

Es ist darauf hinzuwirken, daß bei Sittenpolizeiübertretungen 
in größerem Umfange auf Überweisung an die Landespolizeibehörde 
erkannt wird. Die Überwiesenen sind dann aber in geeigneten 
Fällen nicht in der Arbeitsanstalt, sondern in einem Zufluchtshaus 
entweder unter entsprechender Anwendung des Ministerialerlasses 
vom 23. November 1916 betr. die männlichen „großen Kinder“ 
oder unter Anwendung des § 362 Satz 2 des Strafgesetzbuchs unter¬ 
zubringen, ein Verfahren, wie es in mehreren Regierungsbezirken 
(z. B. Köln, Minden) schon angewandt ist. Eine allgemeine Ein¬ 
führung dieser Praxis wird auch von selbst zur Folge haben, 
daß der Richter leichter auf Überweisung an die Landespolizei- 
behörde erkennen wird, wenn er sich bewußt ist, daß diese Über¬ 
weisung nicht in allen Fällen Unterbringung in der Arbeits¬ 
anstalt bedeutet. 

b) Entmündigung der geistesschwachen Fürsorgebedürf¬ 
tigen. 

Zu dem Zwecke sind auf ihren Geisteszustand zu untersuchen 
die in Betracht kommenden Fürsorgezöglinge vor ihrer Entlassung 
und die in der Arbeitsanstalt und in Zufluchtsheimen unter¬ 
gebrachten Korrigendinnen. Um Entmündigung in dem erforder¬ 
lichen Umfange durchzuführen, ist erforderlich, daß § 6 des BGB. 
eine weitere Auslegung erfährt, daß insbesondere entsprechend dem 
Erlaß des Ministers des Innern vom 23. November 1916 unter 
diesen Paragraphen auch solche fallen, die infolge ihres Geistes¬ 
zustandes „außerstande sind, selbständig und ohne zu straucheln 
durchs Leben zu gehen.“ 

c) Gewährung von Strafaussetzungen unter Bedingungen. 

Von großem Wert ist es, bei Fürsorgebedürftigen die Aus¬ 
setzung der Strafvollstreckung an die Bedingung zu knüpfen, daß 
die Verurteilten sich während der Bewährungsfrist den Maßregeln 
eines Fürsorgevereins unterstellen. 

d) Tragung der Unterbringungskosten. 

Auf den vorbezeichneten Wegen kann nur dann wirksam 
geholfen werden, wenn nicht nur die rechtliche Möglichkeit der 
Ünterbringung und Festhaltung geboten wird, sondern auch die 
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Kosten der Unterbringung getragen werden. Bis jetzt ist dies 
der Fall bei den unter a) Genannten, wenn sie in der Arbeits¬ 
anstalt untergebracht werden, ln seltenen Fällen wird auch ein 
gewisser Pflegesatz aus Staatsmitteln bei Unterbringung in Zu¬ 
fluchtshäusern gewährt. Bei den unter b) Genannten ist die 
Kostentragung nur dann geregelt, wenn sie irrenanstaltspflege¬ 
bedürftig sind. Bei den unter c) Genannten bestehen Stellen für 
die Kostentragung überhaupt nicht. Es sind daher Staats-, 
Provinz- und Gemeindemittel bereitzustellen, um daraus auch in 
denjenigen Fällen, in denen die Kosten aus öffentlichen Mitteln 
bisher nicht gedeckt werden, vor allem bei denjenigen geistig 
Schwachen, die nicht irrenanstaltspflegebedürftig sind, diese Kosten 
zu decken. 

2. Neue gesetzgeberische Maßnahmen. 

a) Erstreckung der Höchstdauer der Überweisung an die Landes¬ 
polizeibehörde auf mindestens 5 Jahre. 

b) Regelung der Frage der Unterbringung der geistig Minderwertigen, 
• auch soweit sie nicht entmündigt werden können, etwa im Sinne 

des § 14 des GE. zum Vorentwurf eines neuen Strafgesetzbuches. 

c) Gesetzliche Regelung der Aufbringung der Kosten der Unter¬ 
bringung, soweit diese Kosten nicht jetzt bereits im Verwaltungs¬ 
wege bereitgestellt werden können. 

Die Rheinisch-Westfälische Gefängnis-Gesellschaft hat sich dieser- 
halb mit Eingaben an den Herrn Reichskanzler, an die Herren Minister 
des Innern und der Justiz, an die Herren Oberlandesgerichtspräsidenten 
und Oberstaatsanwälte in Rheinland und Westfalen, an die Herren 
Regierungspräsidenten sowie an eine Reihe von Abgeordneten des Reichs¬ 
tags und des Landtags gewandt. Gleichzeitig legte sie Hand an den Aus¬ 
bau der schon bestehenden Fürsorgeeinrichtungen. Wird es doch für 
einen großen Teil der Fürsorgebedürftigen erforderlich sein, sie aus der 
bisherigen Umgebung und von der Straße — in vielen Fällen auch aus 
der Stadt — wegzubringen und ihnen das schützende Dach eines Fürsorge¬ 
heims zu bieten. Vor allem ist es erwünscht, solche Heime als auch 
ländliche Arbeiterheime, nach Art der sogen. Arbeiterltotonien zu 
schaffen. Zwecks Erlangung der hiezu erforderlichen Mittel beschloß 
der Ausschuß, sich mit einem Aufruf an die leistungsfähigen und voraus¬ 
sichtlich gebewilligen Kreise der beiden Provinzen zn wenden. Es wurde 
ein Ehren- und Arbeitsausschuß gebildet. 

Am 4. April wurde die Genehmigung der Sammlung durch den Herrn 
Staatskommissär für Regelung der Kriegswohlfahrtspflege erteilt und 
darauf im Juni mit der Verbreitung des Aufrufs begonnen. Die Sammlung 
ist noch nicht abgeschlossen; ihr Anfang berechtigt zu der Hoffnung 
auf ein günstiges Ergebnis, das die Durchführung des Planes ermöglicht, 
in beiden Provinzen je ein evangelisches und ein katholisches ländliches 
Arbeitsheim für sittlich gefährdete Mädchen und Frauen zu errichten. 
Gründung und Leitung dieser Anstalten werden die genannten vier 
großen Frauenverbände übernehmen. Der Provinzialausschuß der Rhein¬ 
provinz hat am 25. Juni d. Js. eine für diese Bestrebungen außerordent¬ 
lich wichtigen und dankenswerten Beschluß gefaßt. Dadurch hat der 
Provinzialverband es übernommen, weibliche Personen, die wegen 
Gewerbsunzucht der Landespolizeibehörde überwiesen sind, nicht mehr 
wie bisher lediglich in der Provinzial-Arbeitsanstalt Brauweiler, sondern 
in geeigneten Fällen mit Hilfe der Fürsorgevereine auch in andern An- 



stalten unterzubringen. Ein Kostenzuschuß bis zu 1.50 M. täglich soll 
gewährt werden. 

Die Zahl der Hilfsvereine ist von 138 auf 140 gestiegen. In der 
Rheinprovinz beträgt die Zahl der Tochtergesellschaften und Hilfs¬ 
vereine 97. Die Zahl der Mitglieder hat sich von 16777 auf 16684 ver¬ 
mindert; die Einnahmen sind von 61910 M. auf 53987 M. gesunken. 
Die Zahl der Fürsorgefälle ist von 9328 auf 10204 gestiegen. 

In Westfalen ist die Zahl der Hilfsvereine (42) unverändert geblieben. 
Die Gesamteinnahme ist von 17437 M. auf 23662 M., die Gesamtausgabe 
von 17920 M. auf 23985 M. gestiegen. Die Zahl der in Fürsorge genom¬ 
menen Personen ist von 2491 auf 4435 gestiegen. 

An Stelle des im Berichtsjahre verstorbenen hochverdienten Vereins- 
Vorsitzenden, Senatspräsidenten a. D. vom Rath wurde Senats-Präsident 
Geh. Oberjustizrat Meyer-Düsseldorf zum Vorsitzenden des Vorstandes 
gewählt. 

Seit dieser Berichterstattung sind furchtbare Ereignisse über das 
Gebiet der Gefängnis-Gesellschaft hereingebrochen; mit banger Sorge 
sehen wir ihrem nächsten Bericht entgegen. 

Ludwigsburg. Schwandner. 


Aus dem Jahresbericht der Rheinisch-Westfälischen Gefängnis- 
Gesellschaft für 1918/19. 

(Berichterstatter: Pfarrer Just, Düsseldorf.) 

(Zu vgl. Bd. 52, S. 134.) 

Der Bericht über das Geschäftsjahr 1918/19 kann nicht erfreulich 
sein, denn der unglückliche Ausgang des Krieges und die unheilvollen 
Wirren, in die unser Vaterland gestürzt worden ist, haben unsere Arbeit 
stark beeinträchtigt und unsere Rheinisch-Westfälische Gefängnis-Gesell¬ 
schaft, welche in den letzten Jahrzehnten eine glänzende Entwicklung 
zu verzeichnen hatte, nahe an den Rand des Abgrundes geführt. 

Der Beginn des Geschäftsjahres stand noch im Zeichen des Krieges. 
Wohl waren die größeren Gefängnisse allenthalben überfüllt, aber die 
Entlassenenfiirsorge machte wegen des großen Arbeitsangebotes keine 
Schwierigeren. Dabei hatte sich uns ein neues großes Arbeitsfeld auf¬ 
getan, die Errichtung ländlicher Arbeitsheime für sittlich gefährdete 
Mädchen und Frauen. DieSammlung hiefiir hat bis jetzt in bar M. 194, 267 
ergeben. Außerdem hat der Rheinische Provinzial-Ausschuß für die 
beiden Arbeitsheime im Rheinland je M. 40000 und der Westfälische 
für die beiden Anstalten in Westfalen je M. 30000 gespendet. Mit diesen 
Summen konnte wenigstens ein Anfang gemacht werden. Der vom 
geschäftsführenden Ausschuß der Rheinisch-Westfälischen Gefängnis- 
Gesellschaft gewählte „Ausschuß zur Gründung ländlicher Arbeitsheime 
für sittlich gefährdete Mädchen und Frauen“ vermochte am 29. Oktober 
1918 einem Antrag der Rheinischen Frauenhilfe zu entsprechen zwecks 
Zuteilung eines Betrages von M. 47000 an das Elberfeld-Barmer Zufluchts¬ 
haus für den Ausbau des Arbeitsheims bei Aprath. Dort ist das Gut 
Bäumchen angekauft worden, wo zunächst 10 Stellen eingerichtet wurden. 
Am 30. Dezember 1918 wurde dem Elberfeld-Barmer Zufluchtshaus ein 
weiterer Betrag von M. 5500 zugewiesen und zwar für das Gut Langen- 
siepen, wo weitere 24 Pfleglinge untergebracht werden konnten. Außer¬ 
dem wurde der bereits bestehenden Anstalt zu Wengern i. W. ein Betrag 
in der Höhe von M. 37500 zugeteilt. Beide Anstalten haben sich ver¬ 
traglich verpflichtet, dauernd gefährdete und gefallene Mädchen und 
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Frauen evangelischen Glaubens aufzunehmen. Am 18. Februar 1919 lag 
ein Antrag des Katholischen Fürsorgevereins für Mädchen, Frauen und 
Kinder in Köln vor, betreffs Zuteilung des ihm aus der Sammlung 
zustehenden Betrags von M. 60000 für das Arbeitsheim in Heimbach- 
Eifel. Es wurde dem Antrag entsprechend beschlossen. Leider konnte 
infolge gänzlich unerwarteter Schwierigkeiten die Eröffnung dieser über¬ 
aus notwendigen Anstalt noch nicht erfolgen. Auch der Fürsorgeverein 
für Mädchen, Frauen und Kinder in Münster i. W. hat die Errichtung 
eines Arbeitsheims ins Auge gefaßt, die allerdings noch nicht verwirk¬ 
licht werden konnte. — Die Frage der Überweisung der wegen Unzucht 
bestraften weiblichen Personen an die Landespolizeibehörde ist noch 
nicht völlig geklärt. Die Herren Oberlandesgerichtspräsident und Ober¬ 
staatsanwalt in Düsseldorf haben von uns Bericht gewünscht, welche 
Gefängnis-Hilfsvereine bereit und imstande seien, in weitem Umfange 
und mit weitgehenden Befugnissen bei der Unterbringung der der Landes¬ 
polizeibehörde überwiesenen Personen mitzuwirken. Ferner konnte be¬ 
richtet werden, daß allein die in der Rheinprovinz bereits bestehenden 
evangelischen Zufluchtshäuser, Asyle und Arbeitsheime 190 Betten zur 
Verfügung gestellt haben. Erforderlich ist eine ministerielle Anregung 
im Sinne der im vorjährigen Bericht bereits mitgeteilten Vorschläge der 
Rheinisch-Westfälischen Gefängnis-Gesellschaft für die Richter, dahin¬ 
gehend, daß gefallene und gefährdete Mädchen und Frauen möglichst bei 
Ahndung der ersten Verfehlung der Landespolizeibehörde zu überweisen 
sind, daß aber die Strafe nicht im Provinzial-Arbeitshaus verbüßt werden 
soll, wenn die Betreffenden sich freiwillig der Fürsorge unterstellen, sich 
in eins unserer Arbeitsheime aufnehmen lassen und sich daselbst längere 
Zeit einer einwandfreien Führung befleißigen. Diese Anregung ist von 
uns beantragt worden. 

Über die sonstige Tätigkeit der Rheinisch-Westfälischen Gefängnis- 
Gesellschaft ist zu berichten, daß die Zahl der Hilfsvereine sich zwar 
auf der bisherigen Höhe gehalten hat. Nur ein Verein, der Verein für 
Heimatlose in Düsseldorf, hat ausdrücklich seine Auflösung erklärt. 
Sein Vermögen hat er der Rheinisch-Westfälischen Gefängnis-Gesellschaft 
überwiesen. Aber von einer langen Reihe unserer kleineren Hilfsvereine 
ist nicht mit Bestimmtheit zu sagen, ob und wann sie ihre Tätigkeit 
wieder aufnehmen werden, und von den meisten gilt, was der Vorsitzende 
des Gefängnisvereins in Cleve schreibt: ,,Die Vereinstätigkeit lag völlig 
darnieder und konnte unter dem Zwange der äußeren Verhältnisse auch 
nicht neu belebt werden. Um den Verein zu einer segenbringenden Ein¬ 
richtung aufzubauen, muß die Werbearbeit von vorne anfangen.“ 

In der Rheinprovinz beträgt die Zahl der Mitglieder 12878 gegen 
16684 im Vorjahr. Die Einnahmen sind von M. 53987 auf 59998 gestiegen 
und die Ausgaben von M. 55226 auf 60114. Die Zahl der Fürsorge¬ 
fälle ist von 10204 auf 4897 gefallen, was sich namentlich daraus erklärt, 
daß die Gefängnisse wiederholt geleert wurden und an manchen Orten 
die Erwerbslosenunterstützung den Entlassenen keinen Anlaß bot, sich 
ernstlich um Arbeit zu bemühen, geschweige denn Vereinshilfe in An¬ 
spruch zu nehmen. Das Steigen der Ausgaben hängt damit zusammen, 
daß in den größeren Städten z. B. in Köln, Düsseldorf, Elberfeld, Barmen 
und Essen aus Anlaß der politischen Vorgänge mancherlei Verschiebungen 
in der Art der Fürsorge eintreten mußten. Dem Gefängnisverein in 
Köln erwuchsen z. B. dadurch namhafte Ausgaben, daß infolge der all¬ 
gemeinen Straferlasse eine große Zahl der einmalig zu unterstützenden 
Strafentlassenen, weil sie nicht gleich in den ersten Tagen nach der Ent¬ 
lassung in den Genuß der Arbeitslosenunterstützung traten, die Hilfe 
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des Vereins in Anspruch nahmen. Im Wuppertal schwoll gegen Ende 
des Winters die Zahl der unterstützungsbedürftigen Familien stark an. 
Eigentümliche Erfahrungen sind in Düsseldorf gemacht worden: Bis 
zum November 1918 ist die Fürsorge an den Gefangenen und deren 
Angehörigen gekennzeichnet durch die Worte: „Wenig Arbeitsvermitt¬ 
lung, hohe und häufige Familienunterstützungen.“ Die viel zahlreicheren 
und höheren Beihilfen gegenüber der Friedenszeit waren bedingt durch 
die hohe Kriminalität der letzten Jahre. Die zunehmende Teuerung in 
der Lebenshaltung hatte eine beträchtliche Steigerung der Unterstüt¬ 
zungssätze zur Folge. Es wurde nicht wahllos gegeben, sondern nur dann, 
wenri die Verhältnisse in den Familien geprüft waren. Als am 8. Novem¬ 
ber in einer Reihe von Gefängnissen und Zuchthäusern die Insaßen 
sämtlich oder doch der Mehrzahl nach befreit waren, fiel die Familien- 
unterstützung meistens fort. Dafür aber traten namhafte Beihilfen für 
die entlassenen Gefangenen, deren Zahl sich noch durch die bald folgenden 
Straferlasse vermehrte. Unter den Entlassenen befanden sich nicht 
wenige, die gänzlich mittellos waren. Die Kleider waren bei der Plün¬ 
derung der Strafanstalt abhanden gekommen ; das wenige Geld, das den 
Leuten als Arbeitslohn zuteil geworden wäre, hätte zur Not für einige 
Tage oder auch für die Heimreise gereicht. Alles hatte man ihnen geraubt. 
Nun wandten sie sich an die Gefängnisvereine, die ihnen nach Kräften 
halfen. Auch durch die Besatzung um Düsseldorf herum entstanden 
dem Verein nicht geringe Opfer, denn die Einreise der entlassenen 
Gefangenen wurde trotz aller möglichen Bescheinigungen von seiten des 
Gefängnisses, des Paßamtes und der Polizeibehörden nur in den selten¬ 
sten Fällen sofort bewilligt. Es bedurfte eines förmlichen Antrages, 
während dessen Erledigung (3—4 Wochen) die Freigelassenen ohne 
Arbeitslosenunterstützung (weil hier nicht heimatsberechtigt) dem Ge¬ 
fängnisverein zur Last fielen. 

Wahrhaft erquickend und ermutigend für die Vorstände anderer 
Hilfsvereine, die meist unter dem Eindruck der traurigen Zeitverhält¬ 
nisse nur trübe Bilder zeichneten, ist der Schluß des Berichts aus Kreuz¬ 
nach. Er lautet: „Der Fürsorgeverein hat sich durch die Schwierig¬ 
keiten der gegenwärtigen Lage durchaus nicht beirren lassen, auf seinem 
als richtig und notwendig erkannten Wege fortzuschreiten. Die Fürsorge 
an den Entlassenen ist, wie bereits erwähnt, nicht zum Stillstand gekom¬ 
men. Die vom Verein im Jahre 1912 eingerichtete Arbeitsstätte für 
arbeitslose Entlassene auf der Lindenmühle hier wird weiter erhalten.“ 

Auf Grund des Erlasses des Herrn Ministers des Innern vom 2. April 
1917 Ile 721 betreffend Regelung der Fürsorge für willensschwache 
Wanderarme, der sogen, großen Kinder, hat der Verein die Einrichtung 
getroffen, daß diese künftig hier auch nach dem Bielefelder Verfahren 
behandelt werden, d. h. es wird in jedem gegebenen Falle, in dem der 
Verurteilte sich zum Eintritt in eine Arbeiterkolonie bereit erklärt, 
dahin gewirkt werden, daß die Vollstreckung der Nachhaft ausgesetzt 
wird und die Unterbringung in einer Kolonie erfolgt. Einige auswärtige 
Kolonien haben sich zur Aufnahme derartiger Personen bereit erklärt. 
Die hiesige Polizeiverwaltung ist bereit, die Zuführungen in die Kolonien 
durch Polizeibeamte auf Kosten des Vereins ausführen zu lassen. Im 
verflossenen Geschäftsjahr hat sich kein Fall zu einem derartigen Ver¬ 
fahren ergeben.“ 

Unser Arbeitsasyl in Herbesthal hat sich gleichfalls wiederum treff¬ 
lich bewährt. Noch ist über seine Zukunft nicht entschieden. Aber was 
auch damit geschehen mag, soviel steht fest, daß diese Einrichtung 
einen dringenden Notstand auf die einfachste und billigste Weise beseitigt 
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hat. Im Jahre 1918 wurden 2Ü3 obdachlose und mittellose Personen 
aufgenommen. Darunter waren 60 unter 18 Jahren. In das elterliche 
Haus wurden zurückgesandt 40, mit Kleidung versehen 11, Fahrkarten 
erhielten 27. Die Zahl der Verpflegungstage betrug 1018. Außerdem 
wurde viel durchmarschierendes Militär verpflegt. Daneben nahm sich 
der Katholische Fürsorgeverein in Herbesthal der Kinder und Frauen an. 
Unter den hilflosen Kindern befanden sich 3 alleinreisende Knaben im 
Alter von 6 bis 14 Jahren und 5 Mädchen im Alter von 10 bis 18 Jahren. 
Die Gesamtausgabe betrug M. 6760. Ein verhältnismäßig sehr geringer 
Betrag, wenn man bedenkt, wie wahrhaft lebensrettend die Einrichtung 
des Arbeitsasyls sich erwiesen hat. Wenn es nicht eingehen soll, bedarf 
es weiterer Zuschüsse. Das gleiche gilt von den Schreibstuben, Arbeits¬ 
stellen und Asylen, die der Rheinisch-Westfälischen Gefängnis-Gesell¬ 
schaft ihre Entstehung verdanken. Wir haben uns deshalb mit einem 
Gesuch an den Justizminister gewandt und erhielten daraufhin eine ein¬ 
malige dankenswerte Beihilfe in der Höhe von M. 8050, welche vom 
geschäftsführenden Ausschuß verteilt werden konnte. 

In Westfalen sank die Zahl der Mitglieder ebenfalls und zwar von 
4935 auf 4522. Die Einnahmen betrugen M. 22187, im Vorjahr 
M. 23662 gegen M. 17920 im Jahre 1916/17. Auch die Ausgaben sind 
etwas gesunken ; sie betragen M. 22394 gegen M. 23985 im Vorjahr. 
Ein wenig gestiegen ist die Zahl der in Fürsorge genommenen Personen 
und zwar von 4435 im Vorjahr auf 4595. 

Auch an die größeren westfälischen Gefängnisse gingen die Stürme 
der Revolution und führten eine starke Inanspruchnahme der Vereins¬ 
mittel durch die plötzliche Entlassung völlig unbemittelter Gefangenen 
herbei. Sonst jedoch unterschied sich die Tätigkeit namentlich der 
größeren Vereine, z. B. in Dortmund, wenig von der in den früheren 
Jahren. Alle Fürsorgegesuche konnten daselbst erledigt werden, obwohl 
die Zahl der Mitglieder besonders nach der Revolution stark zurück¬ 
ging, da die gewaltsame Befreiung der Gefangenen bei vielen Mitgliedern 
den Eindruck erweckt hat, als ob nun die Gefängnisse dauernd leer 
blieben. Das ist jedoch keineswegs der Fall. Die großen Gefängnisse 
haben sich wieder gefüllt und sind zum Teil wieder überbelegt. Als 
weiterer Grund wurde die herrschende Unsicherheit angegeben. Viele 
Mitglieder verloren infolgedessen die Lust noch weiter Beiträge zu zahlen. 
Der Gedanke, die Tätigkeit der Vereine ganz einzustellen, wurde fallen 
gelassen, als sich ergab, daß Arbeitslosenunterstützung nicht wie in 
Berlin an jeden Arbeitslosen gezahlt wird, sondern nur an solche Personen, 
die körperlich arbeitsunfähig sind. Einen schönen Beweis hochherziger 
Gesinnung gab der evangelische Gefängnisverein in Dortmund, indem 
er auch im vergangenen Jahre dafür sorgte, daß unterernährte Kinder 
von Gefangenen aufs Land kamen. Auch Kriegspatenschaften mit 
Lebensversicherung bei Kindern von ehemaligen Gefangenen wurden 
übernommen. 


Der 11. Jahresbericht des Vereins Stuttgarter Fürsorgeheim (Wichernhaus) 

für 1918 (vgl. Bd. 52 S. 143) trägt die Überschrift: 

Jugendnöte. 

Was der Berichterstatter, Stadtpfarrer Wüterich-Stuttgart, dar¬ 
über zu sagen hat, ist von so allgemeinem Interesse und ist so packend, 
daß es im Wortlaift hier aufgeführt werden soll: 
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„Ein Krieg von dem Ernst und der langen Dauer des hinter uns 
liegenden kann nicht ohne die schwersten Erschütterungen des ganzen 
Volkslebens bleiben; die Jugend hat ihr volles Teil davon abbekommen. 
Die hohen Menschenverluste gerade auch unter der Blüte der Bevöl¬ 
kerung sind nicht der einzige Schaden. Auch die in der Heimat ver¬ 
bliebene Jugend ist stark in Mitleidenschaft gezogen worden. Deni 
jungen Volk haben 4 Jahre lang die Väter gefehlt, die älteren Brüder, 
die Meister und Gesellen. Darunter mußte das Erziehungsgeschäft in 
Familie und Beruf schwer leiden, und die Folgen sind nicht ausgeblieben. 
Vielfach hat die Gewalt der Mutter nicht zugereicht, die nötige Zucht 
aufrecht zu erhalten. Die Jugendfürsorgestellen haben viel mit Erzie¬ 
hungsschwierigkeiten zu tun bekommen. Die Hoffnung, daß die heim¬ 
kehrenden Väter das gestörte Gleichgewicht wieder herstellen werden, 
hat sich nur zum Teil erfüllt. Sie kamen nicht selten zu spät, um den 
Schaden wieder gut zu machen. Für die im Lehrverhältnis oder in 
sonstigen Arbeitsstellen befindliche Jugend hat nicht bloß die Anwesen¬ 
heit der Lehrmeister und älteren Arbeiter schädlich gewirkt; eine starke 
Quelle der Gefährdung wurden namentlich auch die Kriegsindustrien. 
Massenhafte Jugendliche wurden plötzlich an den Mittelpunkten der 
Kriegsindustrie angehäuft, oft unter wenig guten gesundheitlichen Ver¬ 
hältnissen, und unter noch ungünstigeren sittlichen Verhältnissen. Der 
ungeahnt sich auftürmenden neuen Aufgaben ist die Jugendfürsorge 
nur ungenügend Herr geworden. Es fehlten Räume und besonders 
Menschen, die in die Lücken treten konnten. Der Arbeitermangel und 
die ungewöhnlich hohen Verdienste haben die jungen Leute verwöhnt, 
ihr Selbstbewußtsein und ihre Keckheit gesteigert und ihren sittlichen 
Halt untergraben. Haben auch die besseren Elemente zweifellos gespart, 
die Keckeren und Schwachwilligen haben sich an große Ausgaben, an 
Wirtshaus, Tabak, Kino und schlimmere Exzesse gewöhnt und haben 
die Kraft eingebüßt, einem wirtschaftlichen Rückschlag mit innerer 
Widerstandskraft zu begegnen. 

Und dieser Rückschlag ist eingetreten. Der Krieg hat für uns 
unglücklich geendet. Unter den einschnürenden Umständen eines harten 
Waffenstillstands und unter den Wirkungen der Rückflut der Millionen¬ 
heere ist eine große Stockung des wirtschaftlichen Lebens eingetreten. 
Rohmaterialien und die Aufträge fehlten. Die Revolution hat die Unter¬ 
nehmungslust noch weiter vermindert. Tausende sind arbeitslos, und die 
Jungen sind zuerst davon betroffen worden. Die Not kann auch eine 
Weckerin guter Kräfte werden, Demut, Gewissenhaftigkeit, Sparsam¬ 
keit, Arbeitsenergie fördern. Die Besten im Volk haben sich dieser Hoff¬ 
nung hingegeben. Aber nur für die Gefährdeten kann sie auch eine neue 
Gefahr werden. Die Neigung unserer Zeit, die Verantwortung für die 
Katastrophe einzelnen Personen und Kreisen zuzuschreiben, ist ihnen 
zu einem bequemen Faulpolster geworden, auf dem das eigene Verant¬ 
wortlichkeitsgefühl eingeschlafen ist, die Begehrlichkeit sich aber in 
•wacher Behaglichkeit reckt. Zur Arbeitslosigkeit ist vielfach Arbeits¬ 
unlust getreten, und die gut gemeinte und für viele rettende Arbeits¬ 
losenunterstützung hat bei weniger ehrenwerten Elementen die Arbeits¬ 
unlust gesteigert. Dazu kam ein bedauerliches Sinken der Volksmoral, 
der Respekt vor dem Gesetz, die Achtung vor fremdem Eigentum hat 
sich vermindert. Häßliche Begleiterscheinungen der überstürzten De¬ 
mobilisierung haben weiter in dieser Richtung gewirkt. Schwere Dieb¬ 
stähle mehren sich in erschreckender Weise. Es vergeht fast kein Tag, 
an dem nicht mehrere neue Anklagen gegen Jugendliche einlaufen. Die 
bei der Revolution geleerten Gefängnisse sind iiberfüflt. 
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So ist das Bild, das ein Teil der Jugend unter den jetzigen unglück¬ 
lichen Umständen darbietet, ein Bild voll Schaden und Not. Man darf 
um ihrer selbst willen die Schuld der Jugend nicht verkleinern, aber 
man darf sich auch dem mitleidvollen Gedanken nicht verschließen, 
daß sie vielfach ein Opfer der Zeit geworden ist. Und diese Tatsache ruft 
alle ernsthaften Kreise des Volkes auf zur Arbeit der Fürsorge an den 
Gefährdeten, auch zur Mitarbeit an unserem Werk, das nötiger ist denn je. 
Wir lassen die Hoffnung nicht fahren, daß es möglich ist, vieles zu stärken 
und einem geordneten Leben wiederzugewinnen, was jetzt schwach und 
krank ist.“ — 

Das Wichernhaus hat im Berichtsjahr 185 jungen Leuten seine Für¬ 
sorge zugewendet: 114 Württembergern, 62 sonstigen Deutschen und 
9 Ausländern; 126 Evangelischen, 57 Katholiken und 2 Israeliten. 
183 standen im Alter unter 20 Jahren, 2 darüber. Dem Beruf nach 
waren 5 Schreiber, 24 Schüler, 14 Kaufleute, 62 Handwerker und 80 
ungelernte Arbeiter. Auffallend ist gegenüber früheren Jahren die große 
Zahl der Schüler, eine bezeichnende Erscheinung für diese Zeit, in der 
elterliche Zucht und Schulbetrieb zu kurz gekommen sind. Von Gefäng¬ 
nissen kamen 16, von der Polizei übernommen 106, 30 kamen aus freien 
Stücken, 33 wurden von Vereinen zugewiesen. 15 wurden beraten, 
170 ins Wichernhaus aufgenommen. Von diesen wurden heimbefördert 64, 
• in Anstalten verbracht 22, 39 ihrem Beruf wieder zugeführt, 15 sonst 
in Arbeit gebracht, 14 traten zum Militär ein, 8 sind entwichen. 39 der 
Aufgenommenen waren Fürsorgezöglinge. 70 Prozent unter den Un¬ 
gelernten hatten früher eine Lehre angefangen, aber nicht vollendet. 

Von der revolutionären Unruhe hat sich im Betrieb des Heims 
wenig bemerkbar gemacht, auch ein gutes Zeichen für den Geist des 
Hauses. 

Schw. 


Jahresbericht des Wiener Unterstützungs-Vereins für aus der Haft Ent¬ 
lassene und Familien von Verhafteten für 1918. 

Erstattet in der 53. Vereinsversammlung in Wien am 30. März 1919 vom 
Vereinsdirektor, Oberlandesgerichtsrat Dr. Altmann. 

Das wichtigste Ereignis des Berichtsjahres war die Gründung des 
Jugendheims in Judenau. Die Vereinsdirektion war seit Jahren bemüht, 
die Vereinstätigkeit mit den modernen Anschauungen über soziale Für¬ 
sorge für aus dem Gleichgewicht geworfene Personen in Einklang zu 
bringen; sie will in erster Linie den Vereins-Schützlingen moralisch Hilfe 
angedeihen lassen, und ihnen durch liebevolles Entgegenkommen be¬ 
weisen, daß sie die Hoffnung auf die Zukunft nicht aufgeben müssen. 
Diesen Erwägungen entsprang der Gedanke, Bewahrungsheime für 
kriminelle Jugendliche zu schaffen, die den besserungsfähigen Jugend¬ 
lichen zunächst ein Asyl gewähren, wo sie von den Gefahren der Straße 
behütet, an ein geordnetes Leben gewöhnt und zur Arbeitsfreude heran¬ 
gezogen werden sollen. 

Am 4. Juni 1917 trat die Vereinsdirektion mit dem Gedanken an 
die Gründung eines solchen Bewahrungsheims zum ersten Male vor den 
Vereinsausschuß, welcher dem Projekt seine Zustimmung gab und ein 
Komitee zur Vornahme der Vorarbeiten einsetzte. Die eingeleiteten 
Sammlungen ergaben einen Fonds von über 500000 Kr. ; dieser glänzende 
Erfolg ist in erster Linie dem verstorbenen Justizminister, Exzellenz 
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Dr. v. Körber und dem Ehrenpräsidenten des Vereins Dr. Vittoreili, 
Präsidenten des österr. Verfassungsgerichtshofes, zu verdanken. Der 
Verein hat nun in Anzbach an der Westbahn ein Hotel mit vollstän¬ 
diger Einrichtung und Wäsche um 130000 Kr. gekauft und zugleich den 
fürstlich Lichtensteinischen Meierhof in Judenau um jährlich 6000 Kr. 
gepachtet und letzteren mit dem Inventar von Anzbach eingerichtet; 
auch das Justizministerium hat leihweise Betten und Strohsäcke nach 
Judenau überlassen. Am 10. September 1918 wurde dieses neue Jugend¬ 
heim für besserungsfähige Jugendliche mit 32 Zöglingen eröffnet, von 
denen ein großer Teil bereits in Lehrstellen untergebracht werden konnte. 
Die bisher gemachten Erfahrungen lassen die Hoffnung gerechtfertigt 
erscheinen, daß das Streben des Vereins von Erfolg begleitet sein werde. 

Wir beglückwünschen den Verein zu dieser hervorragenden Leistung, 
die im Hinblick auf die Schwere der Zeit und die Ungunst der Verhält¬ 
nisse nicht hoch genug angeschlagen werden kann. 

Aus dem übrigen Inhalt des Jahresberichts ist noch hervorzuheben: 
Zahl der Mitglieder: 1821 (Jahresbeitrag mindestens 5 Kr.). 

Summe der Einnahmen .... 34500 Kr. 

,, ,, Ausgaben .... 24500 ,, 

Überschuß .... 10000 Kr. 

Die gewährten Geldunterstützungen betrugen: 15659 Kr. Hievon . 
entfallen auf 448 aus der Strafhaft Entlassene 7444 Kr., somit durch¬ 
schnittlich 16.60 Kr. auf den Kopf; 7299 Kr. wurden an 475 Familien 
von Verhafteten mit 820 Kindern verteilt, durchschnittlich auf 1 Familie 
15.40 Kr. ln 61 Fällen wurde an aus Untersuchungshaft entlassene Per¬ 
sonen Unterstützungen bewilligt. Abgewiesen wurden nur 55 Gesuche. 

Die Vereinsleitung bittet die Mitglieder dringend, sich auch als 
persönliche Fürsorger verwenden zu lassen und hebt dabei die wirksame 
Unterstützung, die ihr in dieser Richtung vom St. Vinzenz-Verein 
geleistet werde, hervor. Seit 15. März 1919 hat der Verein einen Fürsorge¬ 
beamten angestellt, um wenigstens den dringendsten und wichtigsten 
Fällen nachgehen zu können. 

Für eine Reihe von Schützlingen wurden mit Erfolg Gnadengesuche 
gemacht, Aufhebung von Ausweisungen („Abschaffungen“) erwirkt und 
Tilgung von Verurteilungen durchgesetzt. Mehrere Schützlinge haben 
sich dafür durch Spenden für das Jugendheim erkenntlich gezeigt. Zahl¬ 
reichen Personen, die ihre Strafe auswärts verbüßten, wurden Mittel 
zur Heimreise gegeben. 

Ein besonderes Augenmerk wurde den kriminellen Jugendlichen 
zugewendet, wobei der Verein vom Komitee für Jugendgerichtshilfe 
(unter der Leitung des Jugendrichters Dr. H. Fiala) unterstützt wurde, 
das auch einen Teil der Verpflegungskosten in Judenau trägt. Auch die 
polizeilichen Jugendheime leisten wirksam Mithilfe durch einstweilige 
Verpflegung der Judenauer Zöglinge bis zu ihrem Abtransport. 

Von 29 Stellungsgesuchen wurden 19 durch Unterbringung erledigt. 
Die Schreibstube hatte 21 Schreiber; der durchschnittliche Tagesverdienst 
für 1 Handschreiber betrug ca. 6 Kr., für 1 Maschinenschreiber 12 Kr. 
Die Schreibstube wurde von 760 Parteien mit 1400 Aufträgen in An¬ 
spruch genommen; sie verfügt über 9 Maschinen und 1 Vervielfältigungs- 
Apparat. Der Reingewinn für den Verein betrug: 97 Kr. 

Zum Vereinspräsidenten wählte die Versammlung den Oberlandes¬ 
gerichtspräsidenten v. Gernerth. 

Die Vereinssatzung wurde abgeändert und dahin erweitert, daß der 
Verein sich um alle Personen kümmern soll, welche im Sprengel' des 
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Wiener Landgerichts in ein Strafverfahren verwickelt worden sind. Auch 
soll dem Verein die Möglichkeit eröffnet werden, in Ausnahmefällen auch 
für solche Personen zu sorgen, die in andern Gerichtssprengeln straf¬ 
fällig geworden sind. 

Ludwigsburg. Schwaminer. 


Ein Deutscher juristenbund ist am 1. Dezember im Reichsjustiz¬ 
ministerium begründet worden. Einer Anregung des Herausgebers der 
Deutschen Juristen-Zeitung entsprechend, haben sich sämtliche berufs¬ 
ständischen Vereinigungen der Juristen zu gemeinsamer Arbeit zusam¬ 
mengeschlossen. Dem neuen Bunde können auch Einzelpersönlichkeiten 
mit juristischer Vorbildung angehören (Anmeldungen zunächst an Dr. Lieb¬ 
mann, Berlin W. 57). Der Juristenbund wird u. a. dafür eintreten, daß 
dem gelehrten Juristentum die ihm gebührende Stellung erhalten bleibt. 
Er soll alle Interessen gemeinsam vertreten, die den gesamten deutschen 
Juristenstand angehen, bei der Gesetzgebung an den Entwürfen mit- 
wirken. Nachdem Reichsjustizminister Schiffer namens der Reichs¬ 
justizverwaltung, die Vertreter der preuß. und bayer. Justizministerien, 
Exz.Unterstaatssekretär Dr. Mügel und Staatsrat Dr. Meyer, München, 
die Begründung des Deutschen Juristenbundes lebhaft begrüßt hatten, 
entwickelte der zum 1. Vorsitzenden gewählte Oberlandesgerichtspräsi¬ 
dent Dr. v. Staff, Düsseldorf, die Zwecke und Ziele des neuen Bundes. 
Es begrüßten darauf den neuen Bund: als Vertreter des Deutschen 
Richterbundes Landgerichtsdirektor Dr. Neuenfeldt, namens des Deut¬ 
schen Anwaltvereins Geh. Justizrat Dr. Eugen Fuchs, und Vertreter 
der höheren Verwaltungsbeamten, der Universitätsprofessoren und Notare. 
Einstimmig und mit Freuden wurde darauf die Begründung des Deutschen 
Juristenbundes beschlossen. Den Vorstand bilden: von Richtern: Ober¬ 
landesgerichtspräsident Dr. v. Staff, Düsseldorf, Senatspräsident 
Dr. Koffka, Berlin, und Erster Staatsanwalt Dr. Leeb, München, 
1. Vors, des Deutschen Richterbundes, von Rechtsanwälten: der Vors, 
des Deutschen Anwaltvereins Geh. Justizrat Dr. Heiliger, Köln, bezw. 
Justizrat Kurlbaum, Leipzig, Geh. Justizrat Dr. Eugen Fuchs, 
Berlin und Justizrat Dr. Buhmann, München, für die höheren Verwal¬ 
tungsbeamten: der 1. Vors, des Bundes der höheren Verwaltungsbeamten, 
Staatsminister Dr. Lentze, Berlin, und der Vors, des Berufsvereins der 
höheren Kommunalbeamten, Oberbürgermeister a. D. Dr. Künzer, 
Berlin, für die Rechtslehrer an den Universitäten: Prof. Dr. Kauf¬ 
mann, Berlin, und Geh. Justizrat Prof. Dr. Zitelmann, Bonn, für die 
Gruppe derjenigen, die keiner berufsständigen Vereinigung angehören: 
der Herausgeber der Deutschen Juristen-Zeitung Dr. Liebmann, zum 
1. Schriftführerder Vors, des Bundes der Assessoren, Assessor Dr. Wachs¬ 
mann, Berlin, zum 2. Schriftführer der 1. Vors, des Bundes der Referen¬ 
dare und Rechtspraktikanten, Referendar Kempner, Berlin. Der 
geschäftsführende Ausschuß wurde gebildet aus: von Richtern: Geh. 
Justizrat, Landgerichtsdirektor Dr. Neuenfeldt als Vors., Amtsgerichts¬ 
präsident Dr. Becker, 1. Vors, des Sächs. Richtervereins, Dresden, von 
Rechtsanwälten: Justizrat Max Hahn und Justizrat Magnus, Berlin, 
fürdie höheren Verwaltungsbeamten: Oberverwaltungsgerichtsrat Dr. Lin¬ 
den au und ein noch zu ernennender Herr, von den Professoren: die 
Geh. Justizräte Prof. Dr. Heymann und D. Dr. Kahl, Berlin, sowie 
je einem Vertreter der Assessoren und Referendare. Der Beirat besteht 
aus einer Anzahl Persönlichkeiten, welche die dem Juristenbund ange- 



schlossenen Vereinigungen wählen. Es wurden sofort mehrere Kommis¬ 
sionen zur Beratung der zu erwartenden großen gesetzgeberischen Re¬ 
formen eingesetzt. Mit dem Deutschen Juristenbund tritt nach langen 
Bemühungen eine Organisation ins Leben, die vor allem die großen 
berufsständischen Richter, Vereinigungen: Anwälte, Verwaltungsbeam¬ 
ten und Professoren, wie die dem Juristenbund sonst Angehörenden aus 
dem ganzen Deutschen Reich vereinigt. Damit erhalten endlich alle 
deutschen Juristen ihre gemeinsame standesgemäße Vertretung. 
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Amschi, Beiträge zur Anwendung des Strafverfahrens. 3. Heft. Wien 
1915. Manzsche Hofverlags- u. Universitätsbuchhandlung. 213 Seiten. 

Dieses Buch, dessen Vorwort das Datum des 22. Juni 1914 trägt, 
ist bei uns in Deutschland bisher nicht gebührend gewürdigt worden. 
Es sei hiemit aus dem Winkel, in den es durch den Krieg gedrängt wurde, 
hervorgeholt und den deutschen Strafanstaltsbeamten aufs angelegent¬ 
lichste zum Studium empfohlen. Amschi gibt in den ersten 9 Kapiteln 
einen kurzen, aber aufschlußreichen Abriß des österreichischen Straf¬ 
verfahrens und der damit zusammenhängenden Fragen, während das 
10., „Strafanstalten“ überschriebene Kapitel eingehend österreichischen 
Strafvollzug behandelt. Der Verfasser übt als Oberstaatsanwalt in Graz, 
offenbar seit vielen Jahren, die Dienstaufsicht über die Strafanstalten 
seines Bezirks, erweist sich also mit dem Gegenstand des Buches aufs 
innigste vertraut. Aber mehr als das: an mehr als einer Stelle der Schrift 
kommt hinter dem Juristen der Mensch zum Vorschein, eine sympathische, 
abgeklärte Persönlichkeit voll Milde und Güte, die einen Hauch von 
Wärme auch über die weniger interessierenden Kapitel des Buches 
verbreitet. Darstellungen ausländischen Rechts und seiner Anwendung 
mögen für den deutschen Juristen immer lehrreicher sein, solche über 
Österreich sind es in besonderem Maße, weil dessen enge Kulturverbunden¬ 
heit mit tms, die wenn dem Naturdrang keine Hindernisse bereitet worden 
wären, auch politischen Ausdruck gefunden hätte, ohne weiteres die 
Übertragung österreichischer Einrichtungen auf deutsche Verhältnisse 
gestattet. Unter diesem Gesichtspunkt ist bemerkenswert z. B. die Ein¬ 
richtung obligatorischer Winterkurse für Aufseher. Amschi be¬ 
richtet: „Um die Aufseher, die . . . am Erziehungswerk mitwirken sollen, 
aus- und fortzubilden, ist in den Wintermonaten Oktober—April ein 
Kurs mit ihnen abzuhalten, wöchentlich 1 Stunde. Der Unterricht hat 
sich auf die wesentlichsten Grundsätze des Strafvollzugs im allgemeinen, 
die das Aufsichtspersonal betreffenden Bestimmungen der Dienstvor¬ 
schriften, die Hausordnung, und die den Strafvollzug betreffenden, auch 
für das Aufsichtspersonal wichtigen Verordnungen und Erlasse zu erstrek- 
ken. Die Erteilung des Unterrichts obliegt dem Vorsteher der Anstalt, 
doch ist dieser berechtigt, die Abhaltung einzelner Unterrichtsstunden 
auch einem anderen Beamten zu übertragen.“ Heute, wo die Aufseher¬ 
schaft, wohlorganisiert, bei der Regelung des Anstaltsbetriebs mit¬ 
spricht und dadurch zur Mitverantwortlichkeit herangezogen ist, erhält 
die Frage der Aufseherbildung neue, erhöhte Bedeutung. Die Stellung 
des Verwalters, d. h. des wirtschaftlichen Leiters der Anstalt, ist in 
Österreich dadurch ausgezeichnet, daß z. B. „die Wahl der Arbeits¬ 
aufseher, sowie deren Enthebung nur auf Vorschlag des Verwalters 
erfolgt.“ Über den Wert der Schule findet Amschi treffliche Worte: 
,,Dermalen ist die Schule vielleicht der einzige Ort in der Strafanstalt, 
in dem der Sträfling sich als Mensch, als Mitglied jener großen Gemein- 
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schaft fühlt, der er entzogen ist; .... der einzige Ort, der ihn auf wenig 
Stunden dem Materialismus des überwuchernden Nützlichkeitsgedankens 
entzieht.“ Diese ernste und hohe Auffassung sticht vorteilhaft ab von 
der Haltung mancher Praktiker, die in der Anstaltsschule mehr nur ein 
zwar notwendiges at»er für den Arbeitsbetrieb doch unbequemes Schmuck¬ 
stück erblicken. Auch für den Gesangsunterricht bricht Amschi ,,eine 
warme Lanze“. Etwas weniger militärisch als bei uns, mehr haus¬ 
väterlich ist die Stellung des Hausmeisters— Wachinspektor heißt’s 
in Österreich — gestaltet. Eigenartig ist die Einrichtung des Haus¬ 
kommissars. Der Hauskommissar ist Bevollmächtigter der Aufsichts¬ 
behörde, in der Regel wohl ein Staatsanwalt. Er kommt jeden letzten 
Werktag im Monat zu einer unter seinem Vorsitz stattfindenden Haus¬ 
kommissionssitzung in die Anstalt, wobei der Direktor und die anderen 
Beamten mündlich Bericht erstatten und Sträflinge vernommen werden, 
die sich zur Audienz vor dem Hauskommissar gemeldet haben. Neben 
dieser monatlichen Hauskommission besteht die auch bei uns übliche 
Jahresvisite des Oberstaatsanwalts — die ,,Jahreskommission“. Ich 
möchte diese österreichische Einrichtung um so mehr in den Vorder¬ 
grund rücken als ich mich mit Amschi in der Ablehnung einer anderen 
Institution eins weiß, deren Einrichtung bei uns in Deutschland gegen¬ 
wärtig zur Diskussion steht, der Anstaltsbeiräte nämlich, oder wie sie 
in Österreich heißen: der Strafvollzugskommission. Amschi bestätigt von 
dieser Kommission, was badische und Nürnberger Anstaltsleiter über 
die dort bestehenden Parallelinstitute schon vor Jahrzehnten berichtet 
haben: überflüssige Dekoration! „Nach ihrer gegenwärtigen Zusammen¬ 
setzung erschöpft sich ihre Tätigkeit in Erfüllung einer Formalität, auf¬ 
recht erhalten dem Laienelement zuliebe, das man weder in der Straf¬ 
rechtspflege noch im Strafvollzüge missen zu können glaubt.“ Beachtens¬ 
wert ist weiterhin, was Amschi über den Sonntag in der österreichischen 
Strafanstalt berichtet: „Nach dem Gottesdienst beschäftigen sich die 
Gefangenen mit Lesen, Anhören der Vorlesung eines Mitgefangenen 
oder des Vortrags eines Beamten, mit Ausarbeitung von Schulauf¬ 
gaben; Zeichnen, Briefschreiben und solchen freiwilligen Arbeiten, die 
die Ruhe und Ordnung des Hauses nicht stören...“ Dann: die Ein¬ 
richtung der sogen. Mittelkost, die seit 1904 an alle nicht in Spital¬ 
pflege stehenden tuberkulösen oder tuberkuloseverdächtigen Sträf¬ 
linge verabreicht wird und zeitweise auch auf solche Gefangene aus¬ 
gedehnt werden kann, die ohne Gefährdung ihrer Gesundheit die einfache 
Kost nicht vertragen. Ferner kann den Sträflingen bestimmter Arbeits¬ 
kategorien wegen der Schwere ihrer Arbeit Krankenkost gewährt werden 
(während bei uns nur Kostzulagen in Betracht kommen). Über die 
Einzelhaft und die den Willen brechenden Disziplinarstrafmittel 
urteilt Amschi mit Recht skeptisch; er führt ein Wort Obornikers aus 
Groß’ Archiv Bd. 30, VIII an: „Die Gefangenen werden zwar in der 
Einzelhaft Moralpredigten leichter zugänglich sein, grübeln, sich ihrem 
Schmerz hingeben, auch die besten Vorsätze fassen. Aber wie Seifen¬ 
blasen in der Luft vergehen diese guten Vorsätze, wenn der Sträfling 
mit der rauhen Wirklichkeit in Berührung kommt. Das gute Betragen 
(stumpfsinnige Gehorchen) kommt daher, daß die Betreffenden bereits 
gebrochen sind. Wie soll ein solcher Mensch noch ein nützliches Glied 
der Gesellschaft werden?“ — Das sind Anschauungen, die auch auf 
deutscher Seite immer stärker betont werden. Von der Kartonnage- 
arbeit sagt Amschi, sie züchte den Stumpfsinn und verekle die Arbeit. 
„Auf Wechsel in der Beschäftigung ist ebenso zu sehen wie auf Wechsel 
in der Kost. Die gewerbliche Arbeit soll durch den Schulunterricht, durch 
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Turnen (Freiturnübungen!), lesen und schreiben unterbrochen werden, 
um nicht die materiellen Interessen des Sträflings allein aufzurütteln, 
sondern auch die geistigen, die Oemütskräfte zu wecken.“ Bedenklich 
für deutsche Ohren klingt seine Erwähnung, daß Gefangene zum Unter¬ 
richt an Mitgefangenen herangezogen werden und daß ,,den zu geistigen 
Arbeiten befähigten Sträflingen gestattet werden kann, den Gegenstand 
ihrer Beschäftigung frei zu wählen“, wobei dahin zu wirken sei, daß sie 
„eine dem Gefängniswesen verwandte Aufgabe zum Gegenstand ihrer 
Beschäftigung machen und ihre Erfahrungen und Ansichten über 
den Strafvollzug in schriftlichen Ausarbeitungen niederlegen“. Bei 
uns pflegt dieses letztere für gewöhnlich nur in den an die Beschwerde¬ 
instanz gerichteten Eingaben zu geschehen: in Österreich packt man den 
Stier bei den Hörnern — alle Achtung! In manchem, was Amschi für 
Österreich fordert, sind wir in Deutschland bereits vorangezogen, so 
z. B. in der Einrichtung landwirtschaftlicher Arbeiterkolonien, in 
denen entlassene Strafgefangene im Notfall ein Unterkommen finden. 

Schon dieser kurze Gang durch Amschis Buch dürfte gezeigt haben, 
daß jeder Strafanstaltsbeamte, der von anderen hinzuzulernen bereit 
und willig ist, aus ihm reiche Anregung schöpfen kann. 

Dr. Daniel. 


Dr. Rudolf Bußmann, Das Verbrechen am Verbrecher. In Verbindung 
mit C. S. Curtius, Dr. Eugen Alexander, Dr. Ruot Uolf, Dr. Sturm und 
einem Verbrecher herausgegeben. Akad. Buchhandlung von Max Drech- 
sel, Bern 1917. Preis: brosch. M. 3.25. 

Dieses Buch der Schweizer, das tiefe Probleme tief behandelt, seines 
Titels oder seiner Ergebnisse wegen geringschätzig mit dem Wort „Huma¬ 
nitätsduselei“ abtun zu wollen oder, wie es geschehen ist, über „messieurs 
les assassins“ zu spotten, vor denen darin der Hut gezogen sei, wäre sehr 
oberflächlich. Freilich, das Buch der Schweizer ist „radikal“. Aber, 
was heißt denn „radikal“? Nichts anders als „zur Wurzel vordringend“. 
Und wahrlich, es ist notwendig, von Zeit zu Zeit zu den Gründen hinab¬ 
zusteigen, Einrichtungen, Anschauungen und Gewohnheiten an die 
Wurzel zu gehen und nachzuprüfen, ob sie noch gesund sind. Diese 
Prüfung vollziehen Bußmann und seine Freunde an unserer heutigen 
Strafjustiz; ihr Buch bedeutet nichts anderes als eine Konfrontation 
des Strafvollzugs mit den vorwärts treibenden Geistesströmungen unserer 
Zeit: Naturalismus, Positivismus, Christentum und Mystik. Freilich — 
um es gleich zu sagen —: Naturalismus und Positivismus kann ich als 
vorwärtstreibende Zeitströmungen nicht mehr gelten lassen. Manche auf 
ihrem Boden erwachsene Anschauungen, die insbesondere in den Bei¬ 
trägen von Sturm, Curtius und z. T. auch von Bußmann selbst, zum Aus¬ 
druck kommen, erscheinen mir antiquiert; ich teile sie nicht. Aber diese 
rationalistischen Einsprengsel ändern am Grundcharakter der Schrift 
wenig. Von ihr im ganzen kann man sagen, daß die neue religiöse Welle, 
die in der Schweiz besonders hochgeht (Ragaz, Kutter), auch sie hervor¬ 
gebracht hat. Ein großer starker Zug von Wahrhaftigkeit beseelt sie, 
ein kühner Geist des Durchbrechens um jeden Preis (auch den des 
persönlichen Opfers, der Selbstzucht, der Konsequenz anderer, vertiefter 
eigener Lebensgestaltung). Und dieser Geist muß zeugend wirken, auch 
wenn im Scheidewasser des zünftigen Gelehrten von unmittelbar Greif¬ 
barem wenig oder nichts zurückbliebe. Wir teilen die Überzeugung 
Herders, daß der Mensch sich in einen künftigen besseren Zustand 
hineinglauben, nicht hineinrechnen muß. Als der kühne Wurf solch 
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schöpferischen Glaubens stellt sich uns das Werk Bußmanns und seiner 
Gefährten dar. Von Krohne, dem Altmeister des modernen deutschen 
Strafvollzugs, wird berichtet, er (der später die zu so betrüblichen Er¬ 
gebnissen führende preußische Statistik über die Rückfallshäufigkeit ver- 
anlaßte) habe einst auf einer Vereinstagung, als von der Unverbesser¬ 
lichkeit des Verbrechers die Rede war, dem Sprecher das flammende 
Wort entgegengerufen: ,,Rauben Sie mir den Glauben an die Mensch¬ 
heit nicht!“ Das war das Schöpferische an ihm. Und diese Grundüber¬ 
zeugung — der Mensch ist gut —, die als leise Melodie durch alle Seiten 
des Bußmannschen Werkes hindurchklingt, wird auch es zum schöp¬ 
ferischen machen. 

Zwei besondere bedeutungsvolle Probleme verdienen selbst im 
Rahmen einer Besprechung etwas genauer dargelegt zu werden: 

1. Die Lehre von der Schuld- und Heilsgemeinschaft aller Menschen, 

2. die Lehre von der Immanenz der Strafe. 

Die erstere besagt: die Menschen, ja darüber hinaus alle Kreaturen, 
sind im tiefsten Grunde, auf uns unerklärbare Weise — mystisch —, 
miteinander verbunden. Die christliche Lehre von der in Adam gesche¬ 
henen Erbsünde und der in Christus geschehenen Erlösung sind die groß¬ 
artigsten und überragendsten Ausflüsse dieses Glaubens. Was sich aber 
in Adam und Christus prototypisch vollzogen hat, vollzieht sich im 
kleinen noch heute: Auch deine Güte wirkt befreiend, deine Verfeh¬ 
lung wirkt verwüstend über den ganzen Erdkreis hinweg; und wiederum: 
was ein anderer verbricht, hast du mitverbrochen, was er Gutes tut. 
dient auch dir zum Heile. In dem Kapitel „Verbrechen und Mystik“ 
wird diese Lehre sehr eindringlich zur Darstellung gebracht. Eine Ge¬ 
schichte wird erzählt, wie einst ein Brandmörder auf dem Weg zum Galgen 
einem Einsiedlermönch begegnet, wie dieser plötzlich auf den Delin¬ 
quenten zugeht, ihn umarmt und spricht: „Sei stark, Bruder, sei stark 
im Tode und vergib mir meine Sünden an Dir!“ Dem den armen Sünder 
begleitenden Priester erklärt der Waldheilige sein Tun mit folgenden 
Worten: „Alle Schuld lebt in mir. Alle, alle Schuld der Welt hat auch 
in meiner Seele ihren Herrscherthron. Ja die ganze Hölle mit all ihren 
Teufeln haust in meiner eigenen Seele. Gottes Gnade allein bewahrt 
mich davor, daß die Teufel aus meinem Leibe ihre gierigen Arme aus¬ 
strecken können, um Mord und Brand und Unkeuschheit in die Welt 
zu werfen. Nicht meine Tat ist es, daß die Bosheit und Sündengier in 
mir verborgen ruht. Gottes Cherub wacht an der Pforte meines Tempels 
mit bloßem Schwerte: Allein, weil die Sünde in mir ist, ist Sie auch in 
der Welt, ist sie in jenen Armen und Elenden, die wir Sünder zu nennen 
pflegen. Durch uns ist die Schuld auch in ihnen. Mit schuld sind wir 
an ihren Taten; denn es sind dieselben Wesen, die durch sie handeln 
und die in unserem Seelengrunde hausen. Mancher von uns ist ja nur 
aus Schwäche schuldlos. Mit schuld sind wir auch dem Brandmorde 
des Heinrich Kientz. Während wir aber hier weiterleben dürfen und 
Achtung, Ehre und Ruhe genießen, ging er hin, arm, verlassen und ver¬ 
stoßen von allen und büßte für seine und für unsere Schuld mit dem 
Tode. Ja, Kientz ging, für unsere Schuld den Christustod zu leiden.“ 
Und wenige Seiten später: „Soweit der Einzelne Gott in sich hat, wirkt 
der Gotteswille durch ihn hindurch in die Welt hinaus. Soweit der Ein¬ 
zelne gottlos in seinem Wesen ist, wird durch die Leere seiner Seele 
der Hölle Hauch in das Weltall atmen. Klar ergibt sich daraus das 
Verbundensein jedes Einzelnen mit allem Geschehen. Mitbeteiligt ist 
jeder Einzelne an der Wohltat, mitbeteiligt an der Untat.“ — 
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Die Lehre von der Immanenz der Strafe kommt an zwei Steilen 
der Bücher zum Vorschein. Zuerst in dem Abschnitt „Denken und 
Strafe“, wo — im Ausdruck paradox — von einer „Moralität des Kausali¬ 
tätsgesetzes“ gesprochen wird. „Aus dem Walten des Naturgesetzes, 
wonach jede Wirkung adäquat der Ursache ist, folgern wir, daß im Falle 
der unentdeckten Untat die Folgen, weil sie äußerlich nicht adäquat 
der Ursache sind, innerliche sein müssen, daß z. B. beim unentdeckten 
Diebstahl der äußeren Bereicherung eine innere sittliche Verarmung in 
demselben Maß der Tatschwere gleichkommen muß. Der Rechtsbrecher 
weiß davon wohl wenig; aber versenkt man sich beobachtend in seine 
Psyche, so sind die Spuren dieser kausalen Zusammenhänge der Untat 
unverkennbar. Auch der Rechtsbrecher, der philosophisch die tatsäch¬ 
liche Wirksamkeit jeder sittlichen Ordnung verwirft, fühlt in sich selbst, 
daß er nach der Tat innerlich ein anderer ist als zuvor. Nicht gewichtig 
genug kann diese Tatsache betont werden ... Sie trifft den Täter selbst 
mehr, gerade weil sie sich auf sein Inneres richtet und nicht auf sein 
wechselvolles Äußere. Unser Verfolgungs-, Ächtungs- und Gerichts¬ 
verfahren ist es, das dem Rechtsbrecher die Möglichkeit nimmt, die 
inneren Wirkungen der Untat so recht eindringlich wahrzunehmen. Die 
Staatsgewalt zwingt den Untäter zur Verteidigung, lenkt damit gerade 
seine Aufmerksamkeit von sich selbst nach außen ab, um dann als Folge 
seines Tuns die äußere Strafe hinzustellen, die der Verbrecher als von 
anderen Menschen und nicht der Tat selbst ihm zugeworfen empfinden 
muß. Das ist die psychologische Ursache der Verstocktheit, der Ver¬ 
härtung der Verbrecher.“ Diese Auffassung darf nicht leichthin von 
der Hand gewiesen werden. Auch Kant sagt in seiner Rechtslehre (Akad. 
Ausgabe, Bd. 6, S. 318), als natürliche Folge sei mit dem Moralisch- 
Bösen Strafe verbunden, das Laster bestrafe sich also von selbst, worauf 
freilich der Richter keine Rücksicht nehmen könne. An einer späteren 
Stelle des Bußmann sehen Buches nimmt ein Verbrecher das Wort und 
erhärtet die Anschauung des Theoretikers. Er schildert, wie nach der 
Tat auf einmal im Verbrecher das eigene Bewußtsein wieder erwache: 
„Jetzt steht er da wie nach einem bösen Traum. Was geschehen ist, 
ist geschehen. Es war doch kein Traum! Seine, seine eigenen Hände 
haben es vollbracht. Mag die Verwischung der Spuren vor der Tat — 
noch so klug berechnet worden sein, damals half die Stimme des Fremden 
in der eigenen Brust Römer 7, Vers 17 — immer mit . . ., jetzt ist es 
Tag und alles schaut den Verbrecher so tageshell an. Er allein und nie¬ 
mand sonst muß sich nun mit dieser vorwurfsvollen Wirklichkeit ausein¬ 
andersetzen. Nicht zu schildern sind die Qualen; wer sie nicht selbst 
erlebt hat, vermag sie nur zu ahnen. Da fällt in dieses Nachzittern der 
Tat in zuckender Seele die Verhaftung oder das erste Verhör wie ein 
Blitzschlag . . . der Faden des eigenen, inneren Erlebens der Tat und 
ihrer eigenen inneren Folgen reißt ab und alles Geschehene beginnt eine 
Verbindung mit der Strafjustiz einzugehen, . . . der Übeltäter nimmt den 
Kampf gegen seine Verfolger auf .... Eine Erbitterung entsteht. Er 
sagt zu der Menschheit: Gut, ich habe gefehlt. Aber ich wollte wieder 
zu dir, wollte wieder einig mit dir sein. Du aber hast mich zurückgestoßen. 
Nun denn, so sollst du das mir sein, was du selbstgewollt schon bist — 
mein Feind!“ Nicht alle Konsequenzen aus dieser Erkenntnis, der übrigens 
auch der Praktiker Wulffen im II. Band seiner „Psychologie des Ver¬ 
brechers“, S. 481, Ausdruck verliehen hat, sind im Bußmann sehen Buche 
gezogen, vor allem nicht die persönliche, auf die ich, da wir doch den 
Strafprozeß als solchen nicht kurzweg aus der Welt schaffen können, 
den größten Nachdruck legen möchte. Nicht in seiner Tragweite dar- 
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gestellt, nicht voll bewußt ergriffen ist die These: Strafreform ist 
Selbstreform, Selbstreform ist Wiedergeburt. Nicht nur das 
Reich Gottes, auch der Staat ist in dir! Wir fordern in unserer 
Zeit so viel — Schönes, Gutes, Berechtigtes. Wer aber soll’s denn erfül¬ 
len? Der „Staat“, das Abstraktum, die — menschlich ach so unvoll¬ 
kommenen — Staatslenker von heute? Nein, du selbst mußts erfül¬ 
len. ,,Du bist der Mann!“ Nicht richten sollen wir das Böse, sondern 
durch uns es zur Buße führen lassen. So lehrt uns Paulus, der tiefe Denker 
und glühende Wahrheitssucher im 2. Kap. des Römerbriefes, Vers 1 u. 4. 
Auch das Böse in der Welt ist dazu bestimmt, uns zum Heile zu werden; 
der Verbrecher muß uns erziehen, mehr als wir ihn, das ist 
die paradoxe Lehre des Apostels, und sie ist wahr. 

Auf meiner] eigenen Gedankenwegen sind mir die Schweizer im Buß¬ 
mann begegnet. Manchem ihrer Ausgangspunkte, mancher ihrer Schluß¬ 
folgerungen stehe ich fern, im Herzensrhythmus aber und im Geiste 
ihrer Ausführungen fühle ich mich innerlichst mit ihnen verwandt. Ich 
wünsche ihrem Buch liebevoll-nachdenkliche Leser. Dr. Daniel. 

Der vorstehenden Besprechung der Bußmannschen Schrift möchte 
ich noch einige Bemerkungen beifügen: 

Ich bin ganz damit einverstanden, daß man an ihr nicht achtlos 
und naserümpfend Vorbeigehen soll. Dazu ist in den Abhandlungen von 
Bußmann und seinen Freunden zu viel ehrliches und aufrichtiges Streben, 
zu viel ernste Frömmigkeit und warmherzige Nächstenliebe enthalten. 
Das Buch gibt auch den „Zellenmenschen“ viel zu denken und Anlaß 
zu ernster Selbstprüfung. Das gilt besonders von dem von Dr. Daniel, 
näher besprochenen Abschnitt über: Verbrechen und Mystik von Dr. Ruot 
Uolf, den ich als den besten und packendsten der ganzen Schrift be¬ 
zeichnen möchte. Wer von uns hat nicht bei der Betrachtung der Lebens¬ 
schicksale einzelner Gefangener schon bei sich gedacht: „Wenn Du so 
aufgewachsen wärest, wärest Du vielleicht auch als Gefangener hier!“ 
und gewiß hat jeder ernste Christ bei tiefgehender Selbstprüfung mit 
Schrecken erkannt, wie viel Neigung und Gedanken zum Bösen in der 
Tiefe der eigenen Brust schlummern. — Auch die Verantwortung für 
das Böse, das andere getan, lastet oft schwer auf uns! Wie vieler Unter¬ 
lassungssünden und Lieblosigkeit hat man sich anzuklagen. Ich stimme 
auch darin den Ausführungen von Dr. Daniel zu: Strafreform ist Selbst¬ 
reform, Selbstreform ist Wiedergeburt. Auch damit bin ich einverstanden, 
wenn Dr. Sturm in Reform des Strafsystems (S. 73) die Reform der 
sozialen Verhältnisse in den Vordergrund stellt und S. 27 eine Umge¬ 
staltung der Lebensordnung unter dem Gesichtspunkt der Verminderung 
von Außenumständen, die Reize in Begleitung von Lust zu antisozialem 
Handeln auszuüben vermögen, verlangt; und Dr. Alexander in „Chri¬ 
stentum und Strafe“ (S. 37) fordert: „Änderung der Gesellschaftsordnung 
in dem Sinne, daß die Verhältnisse des Lebens die Verführung zu einer 
unchristlichen Willensbetätigung mindern.“ Und wer von uns Straf¬ 
anstaltsbeamten, denen die Fürsorge für die Entlassenen und die Rehabili¬ 
tation so warm am Herzen liegt, sollte nicht zustimmen, wenn Alexander 
weiter fordert: „Nach erfolgter Festigung des christlichen Betätigungs¬ 
willens im Rechtsbrecher ist dieser so zu achten und zu fördern, wie wenn 
er niemals einen Rechtsbruch begangen hätte.“ 

Solche Forderungen können nicht laut genug in die Öffentlichkeit 
hineingerufen werden! 

Aber — wenn nun die von Bußmann rufen: Abschaffung des Straf¬ 
verfahrens; fort mit der Strafe, sie ist unchristlich! Jede Verfolgung 
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und Bestrafung des Verbrechens, der Strafvollzug und was damit zu¬ 
sammenhängt ist ein „Verbrechen am Verbrecher“; der Verbrecher ist 
durch sein böses Gewissen genug bestraft; man muß ihm nur Zeit und 
Gelegenheit zur Reue und Buße und Sinnesänderung geben; seine Ver¬ 
stockung ist psychologisch nur aus seiner Verfolgung abzuleiten (S. 40), 
der Verbrecher ist der wertvollere Mensch (S. 64), so sind das Übertrei¬ 
bungen, die den schärfsten Widerspruch herausfordern. 

Ich stehe nun 40 Jahre im Dienste der Strafjustiz: 10 Jahre als 
Staatsanwalt und Richter, 30 Jahre im Strafvollzug und Gefangenen¬ 
fürsorge. Ich habe mich redlich bemüht, immer im Verbrecher das gött¬ 
liche Ebenbild und den verirrten Bruder zu sehen: „seiner Seele vom 
Tode zu helfen“ (Jak. 5, 20), und habe es tief schmerzlich oft erfahren, 
wie sehr unser Tun auch hierin nur Stückwerk ist und wie wenig wir 
Menschen über andere vermögen; ich bin mir auch bewußt, wie viel 
hätte besser gemacht werden können, wie viel ich unterlassen habe — 
aber daß ich 40 Jahre lang „Verbrecher am Verbrecher“ gewesen sein 
soll —, das geht mir über die Hutschnur! 

Daß die Strafe mit dem Christentum nicht zu vereinigen sei — da¬ 
gegen sollen unten die Theologen zu Worte kommen, deren Ausführungen 
ich beitrete. Wundern muß ich mich, daß Alexander die Stelle: Römer 13 
ganz bei Seite läßt. 

Der Staat, auch unser moderner Volksstäat — und der erst recht —, 
braucht zur Sicherung der Lebensbedingungen der Gesellschaft die Strafe. 
Das Verbrechen ist ein Angriff auf diese Lebensbedingungen. Das 
Kriminalunrecht beginnt da, wo die Strafe durch die Interessen der Gesell¬ 
schaft geboten ist (Ihering, Der Zweck im Recht, S. 485ff.). Daran 
wollte der nichts ändern, der dem Kaiser geben wollte, was des Kaisers 
ist! Mit der „Immanenz der Strafe“ ist dem Staat und der Gesellschaft 
nicht gedient! Wahrlich unsere Zeit ist nicht dazu angetan, auf die Strafe 
zu verzichten, wenn man sieht, wie das Verbrechen so furchtbar das Haupt 
erhebt! Wie viele von den Münchener Geiselmördern würden wohl von 
der Reue geplagt zur Umkehr bewogen worden sein, wenn man sie 
unbelästigt hätte laufen lassen? Kein einziger! Und unsere Rückfälligen! 
Wie wenig sieht man da von Reue und Umkehr. Aber nicht etwa infolge 
der Verfolgung und Bestrafung, vielmehr weil sie Freude am ungebun¬ 
denen und liederlichen Leben haben, oder weil sie Willensschwäche und 
geistig minderwertige Leute sind. Was die Begründung der Verstockung 
betrifft, halte ich es lieber mit Stellen in der hl. Schrift, wie Ps. 81 V. 13 
oder Hebr. 6, 6 oder Hiob 33 V. 24—30, als mit den Ausführungen in 
„Strafe und Verbrecherwelt, von einem Verbrecher“ S. 50ff„ die ich für 
die schwächsten der Bußmann sehen Schrift halte. — 

Bußmann und seine Mitarbeiter geben denn auch zu, daß ihre Fol¬ 
gerungen und Forderungen zunächst für die Praxis nicht von großem 
Einfluß sein werden (vgl. auch die Ausführungen Dr. Daniels: „im 
Scheidewasser des zünftigen Gelehrten bleibt vom unmittelbar Greif¬ 
baren wenig oder nichts übrig“). Besonders Dr. Sturm (in Reform des 
Strafsystems, S. 70ff.) ist so ehrlich, einzuräumen, daß das von ihm 
und seinen Freunden ersehnte Stadium der Justiz in so urgrauer Ferne 
liege, daß es sich einer Darstellung und Diskussion entziehe. Auf 
dem Boden der Wirklichkeit strebt er an: unbestimmte Verurteilung 
bis zur Besserung. Darüber kann man reden und wird man reden bei der 
kommenden Strafrechtsreform. „Für eine weitere Stufe der Entwick¬ 
lung, d. h. für eine Zeit, wo der Anteil der Gesamtheit am Einzelnen 
ein größerer sein wird, als wir ihm heute begegnen, wo daher auch die 
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Opferwilligkeit der Gemeinschaft an die der Familie für ein Glied der¬ 
selben erinnert,“ verlangt er „weite Teritorien, wo die Rechtsbrecher 
gesondert nach bestimmten Tatneigungen auf Eigengrund und großer 
Freiheit gemäß einer von ihnen selbst geschaffenen Ordnung eine Ge¬ 
sellschaft bilden, die sich unter den ihrer Individualität angepaßten 
Bedingungen entwickelt, ohne die Unterstützung der einst von ihnen 
gefährdeten Gesellschaft, die sie durch ihre Tat leiden ließen, zu ent¬ 
behren.“ 

Wenn derselbe Verfasser in seiner Abhandlung über „Naturwissen¬ 
schaftliche Anschauung und Strafe“ (S. 18ff.) „Behandlung des Ver¬ 
brechers wie jede andere abnorme Erscheinung im Leben des Menschen 
durch den Arzt“ und „Ersatz der Strafanstalten durch psychologische 
Erziehungsanstalten“ fordert, so kann man auch darüber reden und 
man hat darüber geredet in den verschiedenen strafrechtlichen Reform- 
Vorschlägen in Absicht auf Einführung der sichernden Maßnahmen und 
besonderer Verwahrungs- und Sicherungsanstalten für geistig Minder¬ 
wertige, Trunksüchtige, Arbeitsscheue und mehrfach Rückfällige; wie 
dann überhaupt die „Behandlung“ des Rechtsbrechers im künftigen 
Strafrecht in Deutschland, in der Schweiz und in Österreich neben der 
Bestrafung desselben eine hervorragende Rolle spielen wird. 

Freilich auf Bekehrungsanstalten, wie sie Alexander (S. 37) vor¬ 
schlägt, wird sich keine Strafreform einlassen. 

Manches, was Bußmann und seine Freunde anstreben, wird bei der 
Strafreform zu verwerten sein, mit ihren Übertreibungen aber werden 
sie der Sache nur schaden. Wenn sie ihrerseits rufen: „Weg mit der Strafe, 
Abschaffung des Strafverfahrens“, so möchte man ihnen zurufen: 

„Verdirb es nicht; es ist ein Segen drinn!“ 

Ludwigsburg. Dr. Schwandner. 


Dr. Eugen Alexander kommt in seinem Aufsatz: 

„Christentum und Strafe“ 

zu dem Resultat, daß „zwischen Christuswort und dem Rechtssystem 
der christlichen Staats- und Gesellschaftsordnung ein Widerspruch be¬ 
stehe“. Zu diesem Resultat gelangt er durch die irrtümliche und irre¬ 
führende Eocegese, in welcher er Worte Christi und der Apostel, die 
sich entweder auf das persönliche Verhalten der Christen zu einander 
oder auf das göttliche Gesetz beziehen, ohne weiteres auf das Gebiet 
des weltlichen Rechts überträgt. Daran ändert es auch nichts, 
daß er sich ausdrücklich gegen eine solche Verwechslung verwahrt 
(S. 33 oben). Aus dem ganzen Zusammenhang der Bergpredigt erhellt 
es doch klar, daß Christus mit seinem Wort „Richtet nicht!“ dem 
lieblosen Aburteilen der Christen übereinander begegnen will, wie er 
denn auch sagt: „auf daß ihr nicht gerichtet werdet!“ Wie kann man 
bei diesen Worten an ein richterliches Urteil denken? Und Paulus gibt 
seine Vorschriften im Römerbrief sicherlich nicht solchen Christen, die 
je einmal auf einem weltlichen Richterstuhl gesessen sind oder zu sitzen 
Aussicht hatten. Der Gedanke an die Strafjustiz lag ihm völlig ferne. 
Gerade Röm. 2, das A. anführt, weist auf das Richten von Sünden 
(in Kap. 1) zurück, welche fast alle sich jedem menschlichen Gericht 
damals entzogen und heute noch entziehen. — Wenn A. weiter sich 
auf das Schriftwort beruft: „Die Rache ist mein“, um daraus „die 
Unchristlichkeit der Strafjustiz“ abzuleiten, so hätte er zu dieser Fol¬ 
gerung nie kommen dürfen angesichts der andern Schriftstelle Röm.. 13: 
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„Die Obrigkeit ist Gottes Dienerin, eine Rächerin zur Strafe 
über den, der Böses tut.“ Geradezu unverständlich ist die Anschau¬ 
ung, „die Schuld des Verbrechers gehe niemand etwas an, 
als allein den Verbrecher“. Wie kann A. überhaupt von einer 
Schuld reden, da er doch (S. 31) den Verbrecher sprechen läßt: „Was 
ich Unrecht getan, tat nicht ich, sondern die Sünde in mir“. Und dann 
— woher nimmt der Staat, wenn ihn die Schuld des Verbrechers nichts 
angeht, das Recht, die vom Verf. vorgeschlagenen „Anstalten zur 
Bekehrung des Rechtsbrechers“ einzurichten? Glaubt er etwa, 
daß der Rechtsbrecher aus freien Stücken diese Anstalten aufsuchen 
werde? Wie nun, wenn der Rechtsbrecher die an ihm versuchte Besse¬ 
rung ablehnt, was leider die Regel ist? Dann bleibt nur die vom Straf¬ 
gesetzentwurf angestrebte zwangsweise dauernde Internierung dieser 
„Unverbesserlichen“ übrig. Das wäre aber nach A. eine unverantwort¬ 
liche Widerchristlichkeit. Daß nicht Strafe, sondern „Besserung der 
Zweck des Strafvollzugs“ ist — diese Entdeckung war nicht 
Dr. Alexander, sondern J. Wiehern Vorbehalten. „Eine Änderung 
der Gesellschaftsordnung in dem Sinn, daß die Verhältnisse 
des Lebens die Verführung zu einer unchristlichen Willens¬ 
betätigung mindern“ — dieses an sich edle Ziel des Vf. war der Ver¬ 
wirklichung nie ferner gerückt, als in unserer Zeit, wo mit dem Grund¬ 
satz „Religion ist Privatsache“ die sauerteigartige Durchdringung aller 
Verhältnisse mit dem Geiste Christi von vornherein unterbunden wird. 

Ludwigsburg. Pfarrer Bertsch. 


Die von Dr. Rudolf Bußmann unter dem Titel und Leitgedanken 
„Das Verbrechen am Verbrecher“ herausgegebenen Aufsätze dürfen 
das eine für sich in Anspruch nehmen, daß sie aus dem besten Willen 
heraus geschrieben sind, das Schicksal der straffällig gewordenen Menschen 
zu verstehen und zu verbessern. Daß es auf dem Gebiet des Strafvollzugs 
vieles zu reformieren gibt, ist die übereinstimmende Überzeugung aller, 
die sich von Berufs wegen mit diesem ebenso wichtigen als schwierigen 
Problem beschäftigen. An Vorarbeiten und Entwürfen für eine befrie¬ 
digende gesetzliche Regelung dieser Materie fehlt es nicht. Wenn man 
bisher noch zu keinem endgültigen Abschluß kommen konnte, so liegt 
die Schuld nicht daran, daß das gleichbedeutend wäre mit der Aufgabe 
des Gewohnten, Bequemen, Eingefahrenen oder mit der Verurteilung 
des eigenen Lebens, wie Dr. Ruot Uolf in seinem Beitrag „Reform des 
Lebens“ meint, sondern in der Schwierigkeit der Sache selbst und auch 
daran, daß die Öffentlichkeit sich viel zu wenig dafür interessierte. Der 
Schwerpunkt der Bekämpfung des Verbrechens liegt aber, wie auch in 
der Broschüre mit Recht hervorgehoben wird, nicht in der Zeitspanne der 
Strafverbüßung, sondern viel mehr in der Zeit vor und nach derselben, 
mit anderen Worten, es ist von entscheidender Bedeutung, welche Stel¬ 
lung die menschliche Gesellschaft zu dem entlassenen Sträfling einnimmt 
und in welchem Umfange sie an der Entgleisung der straffällig Gewordenen 
mitschuldig ist. Mag sein, daß die Fachzeitschriften und die darin ent¬ 
haltenen einschlägigen, mehr wissenschaftlich gehaltenen Beiträge den 
Weg ins Volk nicht gefunden haben. Wenn es der vorliegenden, mit 
viel Temperament geschriebenen Schrift gelänge, das Interesse 
weiterer Kreise für die in Frage stehenden Probleme zu wecken, so hätte 
sie schon um dessentwillen ihre volle Berechtigung. Und wenn sie es 
fertig brächte, in die dicke Mauer der Vorurteile gegen die „Zuchthäusler“ 
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eine Bresche zu legen, so wäre das doppelt zu begrüßen. Dann wäre die 
Bahn frei für die Einführung von Verbesserungen, die auf dem Boden 
der Wirklichkeit stehen. Diesen Wirklichkeitssinn lassen aber gerade 
die von Dr. Bußmann und seinen Mitarbeitern geforderten Reformen 
in hohem Grade vermissen. Man wird mit ihnen weite Wege Zusammen¬ 
gehen können, soweit es sich um die Kritik bestehender Verhältnisse 
handelt, die Wege trennen sich bei der Beantwortung der Frage, was 
nun statt des Bestehenden kommen soll; sie trennen sich grundsätzlich 
schon deshalb, weil wir sowohl den Ausgangspunkt als den Zielpunkt 
der Erörterungen für falsch halten. So wertvoll die einzelnen Beiträge 
sind, so viel Verständnis sie für die seelischen Vorgänge im Menschen 
und für die gesellschaftlichen Mißstände haben, sie stehen und fallen 
mit der Bejahung oder Verneinung der Begriffe freier Wille, Verant¬ 
wortung, Sünde und Strafe. Soviel ist richtig, wenn es keinen freien 
Willen des Menschen gibt, dann hat auch die Strafe keine Berechtigung. 
Dann wird der bisherige Verbrecher zu einem Kranken, die Strafanstalt 
zu einem Sanatorium. Das ist aber im Grunde die einzige Veränderung. 
Denn ohne zwangsweise Internierung, ohne Disziplin, ohne — Mißerfolge 
wird es auch hier nicht gehen. Es wird immer eine mehr oder weniger 
große Zahl von Menschen geben, die sich in die bestehende Ordnung 
nicht fügen können oder wollen. Ob diese Zahl kleiner wird, wenn man 
ihnen sagt, sie selbst seien für ihr Tun nicht verantwortlich, sondern 
ihre Veranlagung, ihr Gehirnsystem, der Staat, die Gesellschaft usw. 
dürfte sehr fraglich sein. Etwas Wahres ist ja sicherlich daran, daß zur 
Entgleisung eines Menschen verschiedene außer ihm liegende Umstände 
mitwirken. Man darf aber nicht so weit gehen und seine eigene Schuld 
verneinen. Das bedeutete nüchtern betrachtet die Ausschaltung des 
Christentums, in welches die Begriffe Schuld und Strafe, Sünde und 
Sühne so fundamental eingebaut sind, daß eine Herausnahme das ganze 
Gebäude stürzt. Ja noch mehr, das Prinzip des Guten und drs Bösen 
und die Möglichkeit sich freigewollt zum einen oder andern zu bekennen, 
ist so alt wie das Menschengeschlecht. Das erste Gebot im Paradies und 
alle folgenden göttlichen Gebote mit ihren Lohnverheißungen und Straf¬ 
androhungen haben nur dann einen Sinn, wenn der Mensch sich so oder 
so frei entscheiden kann. Schon zu Kain ward das Wort gesprochen: 
„Unterdrücke die Lust zur Sünde und herrsche über sie“, schon Moses 
legte seinem Volke Segen oder Fluch vor je nach ihrem Verhalten Gottes 
Gebot gegenüber; St. Paulus klagt zwar darüber, daß ein anderes Gesetz 
in seinen Gliedern sei, das dem Gesetze des Geistes widerstrebe, er bekennt 
aber auch mit freudigem Bewußtsein: „Ich vermag alles in dem, der 
mich stärkt.“ In Christi Leben und Lehre vollends wiederholen sich die 
Worte Sünde und Strafe, Buße und Besserung, Verzeihung und Ver¬ 
stockung so oft, daß es sich erübrigt, auf einzelnes einzugehen. Dem 
mysterium iniquitatis, dem adversarius diabolus gegenüber lautet die 
Parole: Widerstehet ihm standhaft im Glauben! Mit all dem ist die 
Möglichkeit des Kampfes und Sieges, also auch die Verantwortlichkeit 
gegeben, die Verantwortlichkeit vor allem Gott gegenüber. Diese Funda¬ 
mentaltatsache läßt Dr. Bußmanns Broschüre ganz außer acht. Sie 
redet immer nur von dem Verhalten des Menschen gegenüber den Mit¬ 
menschen. Die erste und letzte Verpflichtung aber zum Kampf gegen 
das Böse wurzelt in dem Willen Gottes, der den Menschen als freies 
Wesen schuf und ihm Gesetze gab, über deren Beobachtung er ihn 
zur Rechenschaft ziehen wird. Letzten Endes sind die Verbrechen nichts 
anderes, als die Übertretung des 6., 7. und 8. Gebotes, eine Mißachtung 
des: Du sollst und Du sollst nicht. Wo dieses Pflichtmotiv versagt, da 
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werden auch alle anderen Ersatzmotive nichts nützen. Experto crede! 
Es läßt sich gewiß über manches, was in den Beiträgen „Reform des 
Lebens“, „Reform der Anschauung“, „Reform des Strafsystems“ usw. 
gesagt ist, mit Erfolg diskutieren, es wäre sicherlich zu wünschen, daß 
die wirtschaftlichen Verhältnisse, die Verteilung der irdischen Güter usw. 
besser geregelt würden, es wird nicht zu leugnen sein, daß mancher Ver¬ 
brecher ein Opfer der Erziehung und Mitwelt ist und daß es für den 
einmal Gefallenen außerordentlich schwer ist, wieder hoch zu kommen, 
das alles ist aber nicht beweiskräftig genug, um dem Wort Verbrecher 
seine Bedeutung zu nehmen und vollends nicht, um die Bestrafung 
des Verbrechers selber ein Verbrechen zu nennen. Auf Grund lang¬ 
jähriger Arbeit im Dienste der Gefangenen weiß ich wohl, wieviel Unglück 
in den Strafanstalten zusammenfließt, ich weiß aber auch, daß weitaus 
die meisten Gefangenen sich über ihre Schuld, über die Möglichkeit 
es anders zu machen, vollkommen klar sind. Deswegen wird man auch' 
fernerhin ohne Strafanstalten im eigentlichen Sinne des Wortes nicht 
auskommen. Wie diese Anstalten im einzelnen auszugestalten und zu 
leiten sind, ist eine Frage, die ernster Beratung wert ist, Folterkammern 
waren sie schon bisher nicht. Wer an ihrer Verbesserung mitarbeitet, 
noch mehr an der Besserung der Gefangenen und an ihrer Wiedereinrei¬ 
hung in die menschliche Gesellschaft, der soll uns von Herzen willkommen 
sein, ln diesem Sinne gesprochen sehen wir auch in den Verfassern 
der Bußmann sehen Schrift wertvolle Mitarbeiter, auch wenn wir in grund¬ 
legenden Fragen mit ihnen nicht einig gehen können. 

Ludwigsburg. Pfarrer Mayerhausen. 

Gefängnisse als Trinkerheilstätten. In einem Aufsatz über dieses 
Thema von Leo Egloffstein, Direktor des Arbeitshauses Rebdorf in 
Bayern, in der Zeitschrift „Die Alkoholfrage“, Wissenschaftlich-prak¬ 
tische Vierteljahrsschrift, herausgeg. von Prof. Gonser-Berlin (Mäßig¬ 
keits-Verlag), Jahrg. in 4 Heften. M. 6.—, entnehmen wir folgende 
beachtenswerte Gedanken und Anregungen: 

Daß nirgends die Zahl der Trinker und Trunksüchtigen so groß ist, 
wie in den Strafanstalten, bestreitet niemand. Nach einer Erhebung 
im Pommerschen Zentralgefängnis haben dort 80 Prozent aller Sträf¬ 
linge ihre Tat in der Trunkenheit oder deren Folgen begangen, und zwar 
Verbrechen gegen Leib und Leben 93, gegen Eigentum 75, gegen die 
Sittlichkeit 88 Prozent. Damit ist nicht nur gesagt: 80 Prozent Sträf¬ 
linge sind Trinker, sondern auch: von den übrigen 20 Prozent werden 
wahrscheinlich wiederum bis zu 80 Prozent noch Trinker werden. Ähn¬ 
lich liegen die Verhältnisse in allen Strafanstalten. Und damit ist die 
Notwendigkeit gegeben, die Gefängnisse zugleich als Trinkerheilstätten 
auszubauen. Grundsätzlich ist für alle Sträflinge zu fordern: Beschrän¬ 
kung der Einzelhaft aufs Unerläßliche, stufenweise Erleichterung der 
Strafen mit zunehmender Bewegungsfreiheit bei Tag, erzieherischer Unter¬ 
richt, Berufsausbildung und möglichst Nachholung alles dessen, was dem 
Rechtsbrecher durch schlimme Lebenslage versagt war und ihn auf 
Abwege brachte. Auf dieser Grundlage läßt sich leicht eine Trinker¬ 
heilstätte mit dem Strafvollzug verbinden. 

Als Behausung mag der Zellenflügel einer Strafanstalt dienen, an 
den ein blumenreicher, selbstbestellter, unverschlossener Garten sich 
anschließt oder besser ein freistehendes Landgut oder Hütten mitten in 
Pflanzstätten. Nur für die Nacht und für freie Stunden hält E. eine 
Zelle oder einen Verschlag für unentbehrlich, ausgenommen bei kurzen 
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Abstellungen. Sonst drückt der Mindere den Besseren seelisch nieder 
und aller gute Einfluß verkümmert. Bei Arbeit, Unterricht und inniger 
gemeinsamer Unterhaltung ist genug Gelegenheit, die Widerstandsfähig¬ 
keit sich anzueignen, die im täglichen Leben unerläßlich ist, aber in reiner 
Einzelhaft verloren geht. 

Die beste Arbeit ist, wie in jeder Trinkerheilstätte, die im Garten 
und auf dem Feld, wenn nötig im Wechsel mit Haus- und Berufsarbeit. 
Beim Unterricht muß auch die Trinkerfrage zu ihrem Recht kommen. 
Zu den vielen Dingen, die der Sträfling erst lernen muß, gehört die Ver¬ 
wendung der freien Stunden. Darum muß ihm alles geboten werden, 
was zur Volksbildung und veredelnden Volksunterhaltung gehört, also 
Volksbücherei und -bilderei und Tonspiele, dann nach eigener Wahl 
Zeichnen, Formen, gute Liebhaberkünste und Basteleien, Tonkunst, 
Gesang, Vortragsübungen, Turnen, Turnspiele, Schwimmen. 

Sehr wichtig ist die Kost. Veraltete Zuchthauskost mit ihrem ewigen 
Brei macht schlapp und träge und erregt die Gier nach Rauschgetränken. 
Man nütze den Garten vor allem für die eigene Anstalt aus, trockne 
Gemüse und Früchte für den Winter. Das Fleisch und das Gemüse 
schmore man, anstatt ihnen Kraft und Saft für eine schlappige Suppe 
zu entziehen. E. befürwortet eine Kostordnung nach Hindhedes Vor¬ 
schlägen, mit der man ohne Mehrkosten alle Mängel der heutigen Ge¬ 
fängnisernährung vertreiben und reichste Abwechslung schaffen könne. 

Um den Mut zu neuem Leben nicht zu verkümmern, müsse alles 
Niederdrückende aus dieser Zweiganstalt verschwinden, also insbesondere 
die Sträflingskleider und ebenso auch die Hausstrafen. Diese seien auch 
unnötig, denn wer nicht gut tue, werde in die geschlossene Anstalt 
zurückversetzt. 

Selbstverständlich müsse der Leiter der Anstalt und seine Helfer 
auch in der Enthaltsamkeit den Anstaltsinsassen mit gutem Beispiel 
vorangehen und volle Enthaltsamkeit üben. . 

Als Insassen denkt sich E. Erstmalsbestrafte bei einer Strafdauer 
von 3 Monaten bis zu einem Jahre. Außerdem bei guter Führung Leute 
mit längerer Strafzeit gegen Ende der Verwahrung. In Betracht kommen 
weder alle Trunksüchtige noch ausschließlich Trunksüchtige, vor allem 
nicht die unheilbaren Trinker; die gehören in kein Trinkerrettungsheim 
und in keine Strafanstalt, sondern endlich einmal in eine Verwahrungs¬ 
anstalt für geistig Minderwertige. Alle übrigen aber sind auf dem besten 
Wege, unrettbare Trinker zu werden. Wenn an diesen die Trinkerrettung 
versucht wird, so wird dreierlei bezweckt: Man entgeht der ungemein 
schwierigen Feststellung, wer als Trinker zu bezeichnen ist. Die Arbeit 
setzt zu einer Zeit ein, da der Pflegling noch unter der erschütternden 
Wirkung der Verurteilung und Strafe steht. Endlich kann auf diesem 
Wege die Rettung der Trunksüchtigen versucht werden, ehe bei denselben 
schon alle Willenskraft und das Verständnis für die eigene Lage abge¬ 
schwächt ist, wie dies meist der Fall ist, wenn die Trinker in eine Trinker- 
heilstätte verbracht werden. 

Dafür, daß auf diesem Wege etwas erreicht werden kann, hat die 
Schweizer Strafanstalt Witzwil im Kanton Bern unter ihrem Direktor 
Kellerhals den Beweis erbracht. Die Anstalt liegt mitten im Moor¬ 
land und umfaßt zweieinhalb Kilometer im Geviert. Das Sumpfland 
wird von Strafgefangenen in Weide und Feld und schließlich in Garten¬ 
land verwandelt. Die Gefangenen erlangen je nach Führung immer mehr 
Freiheit, von engster Zellenhaft zu Arbeit im Freien unter Aufsicht, 
dann gehen sie allein zur Arbeit, ja sie bewirtschaften selbständig ein 
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Stück Land oder versehen einen Stall, einige verwalten selbständig ein 
Vorwerk. Manche fühlen sich so heimisch, daß sie über ihre Strafzeit 
hinaus verbleiben, weil sie sich dort geschätzt und geachtet und frei von 
Versuchung fühlen, andere kehren dorthin freiwillig zurück, wenn sie 
draußen keine Arbeit finden, oder wenn sie fürchten, den Anfechtungen 
von Trunk und Verbrechertum nicht gewachsen zu sein. 


Dr. Fetisch, Wirk!. Geh. Admiralitätsrat, Schriften über Jugend¬ 
politik, Heft 1: Wesen und Aufgaben der Jugendpolitik. Hermann 
Bousset Verlag, Berlin 1918. 

Der in der deutschen Jugendarbeit an führender Stelle stehende 
und um sie hochverdiente Verfasser hat die Herausgabe einer Schriften¬ 
reihe übernommen, deren erstes Heft aus seiner eigenen Feder uns heute 
vorliegt. In packender Darlegung, die bei aller Kürze den Sachkenner 
auf jeder Seite verrät, werden die wichtigsten Fragen der Jugendpolitik 
erörtert und in ihrer hohen Bedeutung dem Verständnis des noch Abseits¬ 
stehenden nahegebracht. Würde zwar auch da und dort eine Stelle 
heute nach den grundstürzenden Ereignissen des vorigen Novembers eine 
andere Wendung erhalten haben, an Geist und Temperament brauchte 
die Schrift sich nicht zu ändern. ,,Wer bei der Formung einer neuen 
Jugend mitraten und mittaten will, muß die äußeren Hergänge unserer 
Zeit verstehen, aber zugleich ein Mitleidender, ein Seher und ein Neu¬ 
schöpfer sein. Er muß sich den Glauben an den deutschen Idealismus 
bewahren und nicht daran verzweifeln, daß wir trotz aller Auswüchse 
innerlich größer werden und unsere Jugend größer machen müssen . . . 
Wir müssen den Glauben an Deutschlands sittlichen Beruf festhalten.“ 
Jawohl, heute mehr als je, heute erst recht! 

Ludwigsburg. Dr. jur. Daniel. 


Hans Groß, Die Erforschung des Sachverhalts strafbarer Handlungen. 
4. Aufl. 1918. J. Schweitzer Verlag (Artur Sellier) München. Geb. 4 M. 

Dieser so bekannte als beliebte „Leitfaden für Beamte des Polizei- 
und Sicherheitsdienstes“ hat in neuer Auflage, um einige Abschnitte 
von der Hand des Wiener Ersten Staatsanwalts Ritter v. Höpler ver¬ 
mehrt, seinen Weg wiederum angetreten, um als eine Fundgrube krimi¬ 
nalistischen Wissens allen, die mit Verbrechen und Verbrechern zu tun 
haben, Anleitung, Belehrung und Förderung darzubieten. Als ein ge¬ 
drängter, faßlich gehaltener Auszug aus dem großen zweibändigen „Hand¬ 
buch des Untersuchungsrichters“ ist dieser Leitfaden auch für den Juri¬ 
sten zur Einführung und ersten Orientierung von Wert. Eingehendste 
Beachtung verdienen insbesondere die trefflichen Ausführungen über 
die Vernehmung des Beschuldigten und über das Geständnis. Neben 
leidenschaftsloser Ruhe verlangt Groß vor allem peinlichste und ängst¬ 
liche Wahrhaftigkeit des Vernehmenden: „Es gibt nichts Gefährlicheres 
und Entwürdigenderes, als den Beschuldigten anzulügen, sich etwa zu 
stellen, als ob man durch Mitbeschuldigte, durch Zeugen oder durch einen 
Fund mehr wisse als tatsächlich der Fall ist; ebenso: ihm unwahre 
Versprechungen zu machen oder mit etwas zu drohen, was man nicht 
tun kann oder darf . . . Der einzig richtige Weg zur Erlangung eines 
Geständnisses sind nicht Drohungen, Hunger oder körperliche Leiden, 
nicht Seelenqual oder andere Marter, sondern derartige Feststellungen, 
Aufklärungen und Erhebungen, die den Verdächtigen zu der Überzeugung 
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bringen, daß sein Tun kein Geheimnis mehr ist.“ Solche und ähnliche 
Worte, die gleich wertvoll fast auf jeder Seite des Buches zu finden sind, 
möchte man in goldenen Lettern über jede Amtsstube schreiben. Bei 
Jugendlichen will Groß mit Recht eine nicht absolut gebotene Verhaftung 
durch den Polizeibeamten tunlichst vermieden wissen, weil eine solche Ver¬ 
haftung das Ehrgefühl des Jugendlichen entweder aufs empfindlichste ver¬ 
letzt oder aber in ungesundem Maße steigert. Wenn auf polizeiliche Aus¬ 
sagenjugendlicher gegen Eltern, Lehrer oder andere ähnlich gestellte Per¬ 
sonen nicht verzichtet werden kann, so sei doch immer darauf zu achten, 
daß nicht das natürliche Achtungs- und Autoritätsgefühl dabei ver¬ 
letzt wird. — Eine Reihe von Tafeln und Abbildungen erhöht das Ver¬ 
ständnis des Textes auch in der neuen Auflage. 

Ludwigsburg. Dr. jur. Daniel. 


Dr. Kolb, Med.-Rat, Die Nervös-Kriegsbeschädigten vor Gericht und 
im Strafvollzug. München' 1919, J. Schweitzer Verlag (Artur Sellier). 
82 Seiten. Preis geh. M. 4.—. 

Die Schrift ist der Niederschlag eines Vortragskurses, den der Ver¬ 
fasser, Direktor der Heil- und Pflegeanstalt Erlangen, im Frühjahr 1919 
auf Anordnung der bayr. Staatsministerien der Justiz und des Innern 
vor Richtern, Strafanstaltsbeamten und Ärzten gehalten hat. Daß dem 
behandelten Thema eine außerordentliche Bedeutung zukommt, können 
am allerbesten Vorstände und Beamte von Untersuchungsgefängnissen 
ermessen, in denen sich die Nervös-Kriegsbeschädigten gegenwärtig der¬ 
art drängen, daß das Haus oft mehr einer psychiatrischen Station als 
einem Untersuchungsgefängnis gleicht. In den beiden ersten Abschnitten 
handelt die Schrift von denjenigen geistigen Defekten, die auf direkter 
Hirnverletzung (Kopfschuß) oder auf indirekter Schädigung des Gehirns 
(Schädeldachbrüche, Blutungen in die Gehirnhäute, Gehirnerschütte¬ 
rungen), mithin also auf organischen Veränderungen der Hirnsubstanz, 
beruhen. Diese Fälle seien relativ selten, ebenso die Fälle der eigent¬ 
lichen Geisteskrankheiten, von denen nur die progressive Paralysp als 
Folge einer im Krieg erworbenen Syphilis im nächsten Dezennium 
häufiger auftreten werde. Große forensische Bedeutung hat dagegen der 
Kriegsneurotiker erlangt und von ihm handelt der Hauptteil der Kolb- 
schen Broschüre, unter reichlicher Heranziehung statistischen Materials 
und graphischer Tabellen. Nachdem zunächst die Symptome der 
Kriegsneurose (Zittern, Geh- und Sprachstörungen, Krampfzustände, 
Anfälle, Empfindungsstörungen) einer kurzen Würdigung unterzogen sind, 
wendet sich die Schrift der Frage nach der Entstehung der Kriegs¬ 
neurose zu und kommt dabei zu dem Ergebnis, daß die Krankheit, zu¬ 
meist bei infolge angeborener Veranlagung dafür disponierten Personen, 
durch Angstaffekte ausgelöst und durch Krankheitsgefühl, Beispiel und 
Wunschrichtung (Rentenhysterie!) fixiert werde. Für die Heilung sei 
vor allem wichtig, dem Neurotiker klar zu machen, daß wertvoller als 
selbst die größte Rente die Wiedererlangung der vollen Gesundheit sei. 
Auch im simulationsverdächtigen Falle solle man ihn als schwachen, 
der Versuchung leicht unterliegenden, im Grunde aber nicht verdorbenen 
Menschen betrachten, der mit Konsequenz und ernster Güte (nicht aber 
mit Ironie!) zu behandeln sei. Eine möglichst rasche Durchführung 
des Strafverfahrens stelle die größte Wohltat für den Kriegsneurotiker 
dar; denn die gemütliche Spannung der Untersuchungshaft bedeute eine 
schwere seelische Schädigung, ja eine unmittelbare Gefahr für ihn. Sehr 
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lästig sei die Neigung vieler Erregbaren und einzelner hysterisch ver¬ 
anlagter Kriegsneurotiker, die Hauptverhandlung durch Erregungs¬ 
zustände (Anfälle) zu stören. Gefangenenaufseher, bisweilen auch Staats¬ 
anwalt und Richter sehen darin einen Ausfluß bösen Willens, was aber 
nicht zutrifft. Zu empfehlen sei möglichste Abkürzung der Verhandlung, 
Beschränkung der Zeugenvernehmung auf das Allernotwendigste, und, 
wenn sich der Angeklagte in Erregung hineinsteigere, Unterbrechung der 
Sitzung für einen kleinen Augenblick. Freisprechung und nichtindividua- 
lisierende Amnestie stellen in der Regel einen schweren Fehler dar, weil 
sie die beiden Wurzeln der Neurose, Krankheitsgefühl und Krankheits¬ 
willen, steigern. Wo Zweifel an der Zurechnungsfähigkeit bestehen, sollte 
das Verfahren niemals ohne weiteres eingestellt, sondern der Neurotiker 
einer Anstalt überwiesen werden, wo er häufig zu der Einsicht gelangt, 
daß Strafanstalt besser sei als Irrenanstalt. Für gewisse Gruppen von 
Kriegsneurotikern, die früher nicht nennenswert straffällig geworden sind, 
insbesondere für Jugendliche, empfehle sich bedingte Begnadigung mit 
verständnisvoller Schutzaufsicht. Im Hinblick auf die Kriegsneurotiker 
bestehe für jede größere Anstalt das Bedürfnis nach einer psychiatrischen 
Abteilung mit einem irrenärztlich geschulten Hausarzt. Landwirtschaft¬ 
licher und Gärtnereibetrieb dürften nicht fehlen. Daß Alkohol und 
Nikotin ferngehalten werden müssen, sei selbstverständlich, Pflege der 
Musik hingegen wirke wohltätig. — Mit einem Überblick über die sehr 
vielen durch den Krieg ausgelösten sozialen Mißstände, die auf die Psyche, 
namentlich der Haltloseren, verheerend zurückwirken, schließt die vor¬ 
treffliche Broschüre, die in gedrängtester Kürze eine immense Fülle 
wertvollster Beobachtungen und Erfahrungen verarbeitet hat, um sie 
für die Praxis des Juristen brauchbar zu machen. 

Ludwigsburg. Dr. Daniel. 

Dr. Edmund Mezger, Der psychiatrische Sachverständige im Prozeß. 

J. C. B. Mohr, Tübingen 1918. (Beilageheft zu Bd. 117 des Archivs für 
die Civilistische Praxis.) 203 Seiten. M. 9.25. 

Diese Schrift des Tübinger Privatdozenten unternimmt es, die neu¬ 
eren Ergebnisse der Prozeßrechtswissenschaft überden Sachverständigen¬ 
beweis auf den besonderen Fall des psychiatrischen Sachverständigen 
anzuwenden und an ihm nachzuprüfen. In flüssiger Darstellung und 
unter steter Heranziehung aller wichtigeren Literatur behandelt sie im 
1. Abschnitt die prozeßrechtliche Natur des Sachverständigen im Gegen¬ 
satz zum Zeugen, um dann auf Grund scharfer Unterscheidung zwischen 
der dem Sachverständigen obliegenden Tatsachenfeststellung und der 
ihm obliegenden Tatsachenbewertung (2. Abschnitt) den Nachweis zu 
führen (—3. Abschnitt —), daß das psychiatrische Gutachten fast durch¬ 
weg — über bloße Tatsachenfeststellung hinausgehend — Tatsachen¬ 
bewertung sei. Dieser 3. Abschnitt des Buches dürfte nicht nur der 
gegenüber den rein prozeßrechtlichen Partien mit ihren Distinktionen und 
Schlußfolgerungen interessantere sein (sonderlich für die Leser dieser 
Zeitschrift), er stellt auch zweifellos den Kern der ganzen Schrift dar. 
,,Die gesamte Tätigkeit des gerichtlichen Psychiaters ruht 
auf wertender Grundlage, denn schon der allgemeine Krank¬ 
heitsbegriff im Sinne der gerichtlichen Psychiatrie ist in 
letzter Linie an Werturteilen orientiert.“ Diese These verficht 
Mezger und geht nun der Reihe nach die einzelnen Psychosen, psycho¬ 
pathischen Charaktertypen und psychopathischen Handlungsweisen 
durch, um nachzuweisen, daß ,,zu der rein naturwissenschaftlich-psycho¬ 
logischen Betrachtung Wert- und Interessenabwägungen treten, nach 
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denen die Grenzziehung zwischen gesundem und krankem Seelenleben 
zu erfolgen hat.“ Zur Veranschaulichung seien die beiden gegensätz¬ 
lichsten Fälle hier erwähnt: dementia paralytica und Paranoia, diese fast 
ganz auf sozialer Wertung beruhend, jene fast gar nicht. Die Diagnose 
der progressiven Paralyse kann sich in weitem Umfang auf objektive, 
körperlich-somatische Symptome stützen. Ihr Charakter als Geistes¬ 
krankheit ist dann so eindeutig und kräftig umschrieben, daß für Wert- 
und Interessenabwägungen — etwa um zur Entscheidung über die Frage 
des §51 StGB, zu kommen — kein Raum übrig bleibt oder höchstens, 
wie Mezger meint, in den unsicheren Anfangsstadien der Krankheit. 
Ganz anders in den meisten Fällen der Paranoia, „dem für unsere Unter¬ 
suchung interessantesten psychotischen Krankheitsbild“. Sichere soma¬ 
tische Merkmale fehlen hier; der Schwerpunkt der Diagnose liegt ganz 
auf seiten der psychologischen Merkmale des Krankheitsbildes. Es handelt 
sich um Wahnbildung, d. h. eine auf krankhafter Grundlage ruhende 
unkorrigierbar falsche Vorstellungstätigkeit. „Hier ist ersichtlich, daß 
die Feststellung, eine falsche Vorstellung sei unkorrigierbar, nicht möglich 
ist ohne subjektive Wertungen. Welche Anforderungen an die Nach¬ 
giebigkeitdeseinzelnen in der Korrektur seiner unrichtigen Vorstellungen 
gestellt werden, kann nur auf Grund eines Werturteils entschieden werden. 
Damit ist laienmäßigen, insbesondere juristischen Erwägungen eine Be¬ 
rechtigung eingeräumt. Der ganze Paranoiabegriff hängt letzthin an 
einem sozialen Werturteil“. Sehr drastisch illustriert wird diese Tat¬ 
sache durch Ausführungen, die Professor Dr. Gaupp-Tübingen neulich 
im „Corresp.-Bl.“ des württ. ärztl. Landesverbands gemacht hat. Er 
berichtet hier über eine Anzahl Fälle von Kriegsdienstverweigerungen 
aus religiösen Motiven und tritt der Auffassung entgegen, daß dabei not¬ 
wendig eine paranoide Krankheitserscheinung zugrunde liege. „Die 
Überwertigkeit der religiösen Überzeugung gehört meines Erachtens zum 
Wesen lebendigen Glaubens. Sie kann abnorm sein, wenn die Norm 
der Durchschnitt ist; damit ist sie aber noch nicht pathologisch. Der 
Psychiater muß sich hüten, das Außergewöhnliche, namentlich in leiden¬ 
schaftlich-bewegter Zeit, kurzerhand zum Pathologischen £u stempeln.“ 
Schärfer und das Entscheidende kräftiger hervorhebend als in der gegen¬ 
wärtigen Schrift hat übrigens Mezger das ganze Problem schon früher 
in Aschaffenburgs Monatsschrift (10. Jahrg., S. 585ff.) behandelt. Hier 
heißt es in nicht mehr überbietbarer Zuspitzung an einer Stelle: „Wir 
müssen den Versuch, für forensische Zwecke den Begriff der geistigen 
Krankheit auf rein naturwissenschaftlich-deskriptivem Boden festlegen 
zu wollen, als verfehlt aufgeben. Das entscheidende Moment liegt gar 
nicht auf naturwissenschaftlichem Gebiet, . . . sondern in der Frage, ob 
eine vorhandene Veränderung im psychischen Leben eines Individuums 
dessen Tauglichkeit für bestimmte und zwar gerade für seine Aufgaben 
im sozialen Leben mindert oder aufhebt, ob die vorhandene Störung in 
diesem Sinne eine wesentliche ist.“ Nicht daß der psychiatrische Sach¬ 
verständige Tatsachen bewertet — das tut auch der sonstige Sach¬ 
verständige fast immer — sondern daß er sozial wertet, Rechtsgüter¬ 
abwägungen vornimmt und so halb unbewußt auf das sonst dem Richter 
allein vorbehaltene Gebiet hinübergreift, das macht die Besonderheit 
gerade der psychiatrischen Sachverständigen aus. Dieser Umstand hat 
freilich die Kehrseite, daß weil und insoweit der Psychiater in seinem 
Gutachten die richterliche Funktion der Interessenabwägung vorweg¬ 
genommen hat, er sich die richterliche Nachprüfung und allenfalls Kor¬ 
rektur seines Gutachtens gefallen lassen muß. Diesem Gegenstand ist 
der 4. und letzte Abschnitt des Mezgerschen Buches gewidmet. 

Ludwigsburg. Dr. jur. Daniel. 
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Handausgabe der Reichsverfassung vom 11. August 1919. Von 
Dr. Fritz Poetzsch, Geh. Legationsrat, früher stellv. Mitglied des Reichs¬ 
rates. Otto Liebmann, Verlagsbuchhandlung, Berlin W 57, Potsdamer- 
Straße 96. M. 5.50, geb. M. 6.50. 

Die neue Reichsverfassung. Im Gegensatz zu den scharfen 
Kämpfen um die grundsätzliche Frage des Zusammentrittes der National¬ 
versammlung, die gleich nach der Revolution das ganze deutsche Volk 
bewegten, hat das größte Werk der Nationalversammlung, die neue 
Reichsverfassung, während der Beratung kaum über die Berufspolitiker 
hinaus Beachtung gefunden. Und doch bringt dieses Gesetzgebungs¬ 
werk soviel Neuerungen, daß jeder Staatsbürger — gleichgültig, wie er 
zu den einzelnen Bestimmungen vom politischen Standpunkt aus stehe — 
sich mit seinen Bestimmungen vertraut machen müßte. Über die recht¬ 
liche Stellung des Reiches und der Länder, des Reichstages, des Reichs¬ 
präsidenten und der Reichsregierung, des Reichsrates usw., ferner über 
den ganz neuen Abschnitt von den „Grundrechten und Grundpflichten 
des Deutschen“, der bei den kommenden Neuwahlen zum Reichstag eine 
große Rolle spielen wird, sollte jeder Mann und jede Frau unterrichtet 
sein. In den Geist der neuen Verfassung einzudringen, ist nicht mehr 
nur für den Juristen und Verwaltungsbeamten, für Parlamentarier, 
Berufspolitiker, Arbeitersekretäre, Schriftleiter erforderlich, sondern für 
jeden Gebildeten, der am öffentlichen Leben Interesse nimmt, auch für 
Leiter, Direktoren und Lehrer aller Unterrichtsanstalten, da die Verfas¬ 
sung von jetzt an Unterrichtsgegenstand aller Schulen und Fortbildungs¬ 
schulen sein wird. Dem Bedürfnis all dieser Kreise nach Einführung in 
das neue Verfassungsrecht kommt die erläuterte Handausgabe der Reichs¬ 
verfassung von Geh. Legationsrat Dr. Poetzsch (Verlag Otto Liebmann, 
Berlin W 57, 5.50 M., geb. 6.50 M.) entgegen. Der Verfasser hat als 
Mitglied des Staatenausschusses an allen Beratungen des Gesetzes teil¬ 
genommen und ist daher zur Auslegung besonders berufen. Seine Aus¬ 
gabe enthält in ihrem einleitenden Teile eine zusammenfassende Darstel¬ 
lung der Vorgeschichte der Reichsverfassung. Den Erläuterungen selbst 
sind zusammenfassende Übersichten und Begriffserklärungen, welche ein 
rasches Erfassen des Stoffes ermöglichen, vorausgeschickt, während die 
Anmerkungen bei den Artikeln zu den einzelnen besonderen Fragen die 
notwendige Ergänzung bringen. Die Poetzsche Handausgabe kann nur 
warm empfohlen werden. 


J. Schiedermair, Kommentar zum bayerischen Fürsorgeerziehungs¬ 
gesetz. J. Schweitzer Verlag (Artur Sellier), München 1917. Preis: geb. 
M. 6.—. 

Der Umstand, daß eine an Lebensfülle, Problemen und Beziehungen 
so reiche Materie wie die Fürsorgeerziehung in eine verhältnismäßig 
geringe Anzahl von Paragraphen zusammengedrängt ist, der fernere 
Umstand, daß die auf diesem Gebiet ergangene Judikatur sehr unüber¬ 
sichtlich und schwer zugänglich ist, macht Wunsch und Bedürfnis nach 
einem Kommentar besonders rege. Für das bayrische Fürsorgeerziehungs¬ 
gesetz haben wir einen solchen in dem oben genannten Werke, das, 
wie schon eine flüchtige Durchsicht ergibt, als sehr gediegen und brauch¬ 
bar bezeichnet werden darf. Besonders anzuerkennen ist die Aufnahme 
des Textes auch des preußischen, sächsischen, württembergischen und 
badischen Gesetzes. Bei der weitgehenden, oft geradezu wörtlichen 
Übereinstimmung im Wortlaut ist der bayrische Kommentar in den 
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meisten Fragen auch für die andern Bundesstaaten benutzbar, um so 
mehr als auch die nichtbayrische Rechtsprechung reichlich herangezogen 
ist. Bei der engen Berührung, die Strafrecht und Fürsorgeerziehung mit¬ 
einander haben, wird ohne Zweifel auch mancher Strafrichter und Straf¬ 
anstaltsbeamter das Büchlein gerne zur Hand nehmen, um sich über die 
Handhabung der Fürsorgeerziehung im einzelnen näher zu unterrichten. 

Ludwigsburg. Dr. jur. Daniel. 


Deutschösterreichische Anwalts-Zeitung. (Herausgeber: Verband 
Wiener Rechtsanwälte; erscheint halbmonatlich seit 1. Juli 1919.) 

Nr. 2/3 enthält eine mit juristischem Scharfsinn geschriebene Ab¬ 
handlung aus der Feder unseres gesch. Vereinsmitgliedes und Mitarbei¬ 
ters: Dr. E. Lohsing, RA. in Wien: ,,Der Zerfall Österreichs und 
die Strafrechtspflege“, in der der Verfasser den Einfluß der Bildung 
selbständiger Nationalstaaten in Österreich auf die Strafrechtspflege, 
namentlich in Beziehung auf die Verschiebung der Grenzen im In- und 
Ausland, auf den Strafvollzug, auf die Amnestie-Erlasse, auf die Wieder¬ 
aufnahme des Verfahrens und Tilgung der Verurteilung, auf einzelne 
Deliktsbegriffe und auf die Stellung des Verteidigers behandelt. 

Uns interessiert besonders die Erörterung der Strafvollzugsfragen: 

1. Hat unter allen Umständen einer der neuen Staaten die von 
einem ehemaligen k. k. Gerichte ausgesprochenen Strafen zu voll¬ 
ziehen ? 

Ja, wenn es sich um Strafurteile handelt, die in einer in 1. In¬ 
stanz bei einem ehemaligen k. k. Gerichte anhängig gewesenen Straf¬ 
sache ergangen sind und entweder dieses Gericht nunmehr ein 
Gericht des betr. Nationalstaats geworden ist, mag das Strafurteil 
einen In- oder Ausländer betreffen, oder das Strafurteil (mag das 
ehemalige k. k. Gericht heute ein Gericht dieses oder jenes neuen 
Staates sein) einen Angehörigen dieses Staates betrifft. Bei derartigen 
Fällen handelt es sich um Angelegenheiten, die in den Wirkungs¬ 
kreis des andern Staates fallen. 

2. Ist der Strafvollzug, der z. B. gegen einen jugo-slavischen 
Staatsangehörigen auf Grund eines Urteils eines damals k. k. gewe¬ 
senen, jetzt tschecho-slowakischen Gerichts in einer deutschöster¬ 
reichischen Strafanstalt eingeleitet worden ist, fortzusetzen? 

Ja, denn der Strafvollzug ist rechtmäßig, d. h. auf Grund eines 
gültigen Strafvollstreckungsurteils, eingeleitet worden und der 
staatliche Umsturz ist an sich kein Ereignis, daß eine vorzeitige 
Strafentlassung von Rechts wegen zur Folge hätte. 

3. Wenn aber — des Kostenpunktes halber — der strafvollzie¬ 
hende Staat von dem Staat, zu dem seit dem Umsturz der Straf¬ 
fall vermöge des Territorialitäts- oder des Personalitäts-Prinzips 
gehört, die Übernahme des Strafvollzugs verlangt und dieser der 
Aufforderung nicht entspricht? Soll der Sträfling dann auf freien 
Fuß gesetzt werden? 

Verfasser verneint, denn das Verbrechen wäre nicht getilgt 
durch eine derartige Enthaftung, ebensowenig, wie wenn durch 
Seuchen, Kriegslage, Elementarereignisse eine Unterbrechung des 
Strafvollzugs praeter legem erfolgen müßte; er gibt aber zu, daß 
diese Verneinung de lege lata zweifelhaft sei. Die Justizverwaltung 
müsse in dieser Richtung Wandel schaffen. 
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4. Anders bei der korrektioneilen Strafhaft! Die Aufnahme 
in eine Korrektions-Anstalt (Arbeitshaus usw.) ist seither schon ein 
privilegium odiosum der Inländer. Die Verpflegungskosten hat das 
Land der Heimatsgemeinde des Korrigenden zu tragen. Ausländer 
sind des Landes zu verweisen und abzuschieben. Dadurch erfährt 
die inländische Rechtssicherheit keinen Abbruch. 

Ludwigsburg. Schwandner. 


Im „Täglichen Berichtsdienst für Kommunalwirtschaft und Kom¬ 
munal-Politik“ (herausgegeben von Erwin Stein, Berlin Friedenau) 
behandelt Wohlfahrtspolizeikommissär Winkler-Leipzig „Arbeitshaus- 
Aufgaben“ mit besonderer Berücksichtigung der kommunalen Arbeits¬ 
häuser und deren künftigen Verwendung und Verwertung (zu vergl. der 
Aufsatz Winklers in unseren Blättern, Bd. 49, S. 234ff.). 

Verfasser geht davon aus, daß künftig dem staatlichen bezw. Pro- 
vinzial-Arbeitshaus durch die Not der Zeit das Wachsen der Kriminalität 
und durch Reform der Strafgesetzgebung so umfangreiche Aufgaben 
werden gestellt werden, daß die bestehenden Korrektionshäuser nicht 
mehr ausreichen werden, Neubauten zu erstellen, werden aber keine 
Mittel vorhanden sein. Hier könnten dann kommunale Arbeitshäuser 
zur Aushilfe verwendet werden. 

Aber auch auf dem Gebiet der Entlassenen-Fürsorge könnten 
sie zur Ergänzung herangezogen werden: als Übergangsstationen für 
solche Entlassene, die sonst nirgends unterzubringen wären und die 
eine Abneigung für alle Fürsorge der inneren Mission und alles, was mit 
der „Geistlichkeit“ Zusammenhänge, haben, aber doch von dem auf¬ 
richtigen Willen beseelt seien, auf andere Bahnen zu kommen. 

Ob aber auf diese Weise die Bevölkerung der kommunalen Arbeits¬ 
häuser nicht zu gemischt würde, als daß Ersprießliches in der Erziehung 
zur Arbeit und geordnetem Wesen geleistet werden könnte? 

Ludwigsburg. Schwandner. 
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Mölle, Strafanstalts-Oberinspektor, in Bonn. 

Neunast, Gefängnisdirektor, in Danzig. 

Reitz, Dr., kath. Gefängnis-Pfarrer, in Coblenz. 

Ritzler, Reg.-Rat, in Isenhagen. 

Rohden, Dr., von, Pfarrer, in Spören. 

Schaumann, Pfarrer, Anstaltsgeistlicher in Moringen-Solling. 
Schwartz, Oberinspektor, in Cleve. 

SträteV, Geh. Reg.-Rat, in Aachen. 

Wippermann, Erster Staatsanwalt, in Erfurt. 



- 221 


Sachsen. 

Hofmann, Dr. Med.-Rat, Anstaltsarzt in Bautzen. 

Höckner, Ober-Reg.-Rat, in Hohnstein. 

Vogel, Reg.-Rat, Gefängnis-Direktor in Dresden. 

Württemberg: 

Ellinger, Kriegsgerichtsrat, in Ulm a. D. 

Gauß, Oberpräzeptor, Hausgeistlicher am Zellengefängnis Heilbronn. 
Götz, Landrichter, in Cannstatt. 

Jäger, von, Direktor im Finanzministerium in Stuttgart. 

Scheu, Strafanstalts-Inspektor, in Schwäb.-Hall. 

Gestorben: 

Baden: 

Frauendorfer, Oberarzt amJ^andesgefängnis Mannheim. 

Hauser, Dr,, Anstaltsarzt, in Bruchsal. 

Stöcker, Direktor des Zuchthauses in Bruchsal. 

Bayern: 

Finkl, Pfarrer, Hausgeistlicher an der Gef.-Anstalt Niederschönenfeld. 
Höchtl, Oberlehrer am Zuchthaus in Straubing. 

Mecklenburg: 

Griewank, Dr., Hausarzt an der Strafanstalt Dreibergen. 

Preußen: 

Passarge, Strafanstaltsinspektor, in Insterburg. ' 

Rosenfeld, Dr., Staatsanwalt, in Berlin. 

Rüping, Domkapitular, in Münster i. W. 

Sagemüller, kath. Gefängnis-Pfarrer, in Bochum. 

Trautmann, Strafanstalts-Direktor, in Rheinbach b. Cöln. 

Österreich: 

Hohenburger, Dr. von, österr. Justizminister, in Wien. 

Eingetreten: 

Baden: 

Graser, Dr., Gerichtsassessor am Landesgefängnis in Bruchsal. 

Riffel, Dr., Med. Rat, Hausarzt am Landesgefängnis in Bruchsal. 

Mecklenburg: 

Warncke, Otto, Strafanstalts-Rendant, in Dreibergen. 

Preußen: 

Opificius, Strafanstalts-Inspektor, in Hameln. 

Sachsen: 

Poller, Dr. jur., Ober-Reg.-Rat, Direktor der Strafanstalt in Waldheim. 
Röntsch, Ober-Reg.-Rat, Direktor der Strafanstalt in Bautzen. 
Viehweger, Dr., Inspektor bei der Landesstrafanstalt Bautzen. 

Württemberg: 

Heß, Ministerial-Rat im Justizministerium in Stuttgart. 

Rau, Stadtpfarrer, Hausgeistlicher am Zellengefängnis Heilbronn. 
Schlaich, Pfarrer, evang. Hausgeistlicher am Zellengefängnis Heilbronn. 
Weißenrieder, Landrichter, stellv. Vorstand des Zellengefängnisses in 
Heilbronn. 
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Sonstige Veränderungen: 

Antoni, Oberamtsrichter, jetzt Karlsruhe i. B., Bismarckstr. 57. 

Strobel, Dr., Landgerichtsrat, jetzt Reg.-Rat und Direktor des Zucht¬ 
hauses in Bruchsal. 

Kapferer, Verwalter des Landesgefängnisses und der Weiberstrafanstalt 
Bruchsal, erhielt den Titel Rechnungsrat. 

Kärcher, Ministerialrat beim Justizministerium in Karlsruhe, zum Land¬ 
gerichtspräsidenten in Konstanz ernannt. 

Bernauer, Dr., Oberlandesgerichtsrat, zum Vortragenden Rat im bad. 
Justizministerium ernannt. 

Haggenmüller, Assessor in Lauffen a. S., jetzt Strafanstalts-Inspektor 
daselbst. 

Oheim, Assessor in Lichtenau, zum Strafanstalts-Inspektor daselbst. 

Franz, Strafanstalts-Direktor in Lauffen a. S. erhielt den Titel Ober- 
Reg.-Rat. 

Mayer, evang. Hausgeistlicher an der Gefangenen-Anstalt Lichtenau, 
den Titel eines Kirchenrats. 

Langesee, Assessor,zum Inspektorder Gefangenen-Anstalt Zweibrücken 
ernannt. 

Dessauer, Dr. jur., jetzt Assessor an der Gefangenenanstalt Laufen a.S. 

Mainz, Prov.-Arresthausverwaltung; jetzige Bezeichnung: Land¬ 
gerichtsgefängnis Mainz. 

Heuk, Geh. Min.-Rat im Justizministerium in Schwerin, jetzt Min.- 
Direktor. 

Aschrott, Dr., Landgerichtsdirektor a. D., in Berlin, erhielt den Titel 
Geh. Justizrat. 

Göbel, Gef.-Direktor, Berlin, zum Staatsanwaltschaftsrat am Kammer¬ 
gericht Berlin ernannt. 

Pollitz, Dr., Strafanstalts-Direktor in Düsseldorf, nun Leiter der Straf¬ 
anstalt Lüttringhausen. 

Czudnochowski, Strafanstalts-Inspektor in Siegburg, jetzt Ober¬ 
inspektor. 

Hasse, Gefängnis-Direktorin Bochum, nun Direktor des Untersuchungs¬ 
gefängnisses Moabit und Hilfsarbeiter im preuß. Justizministerium. 

Dronsch, Oberinspektor in Mewe a. Weichsel, jetzt Strafanstalts- 
Direktor in Striegau i. Schl. 

Petschull, Dr., Strafanstaltsarzt in Dietz a. Lahn: Titel Med.-Rat. 

Tiede, Strafanstalts-Inspektor Wittlich, zum Oberinspektor befördert. 

Dietze, Oberinspektor an der Strafanstalt Zwickau, nun Direktor an 
der Gefangenenanstalt Chemnitz i. S. — Auch wurde ihm das Ritter¬ 
kreuz I. KL des Albrechtsordens, das Ehrenkreuz II. KL vom österr. 
Roten Kreuz und die Bronz. Medaille vom türk, roten Halbmond 
verliehen. 

Hanske, Dr., Reg.-Ass. in Hoheneck, zum Oberinspektor der Straf¬ 
anstalt Hoheneck befördert. 

Hagen, Reg.-Ass., in Bautzen, nun Anstalts-Inspektor in Waldheim i. S. 

Birkigt, Strafanstalts-Oberinspektor in Bautzen, nun Oberamtmann an 
der Strafanstalt Waldheim i. S. 

Peschek, Oberdirektor in Capodistria, nun Vorstand der Männerstraf¬ 
anstalt Pilsen i. Böhmen. 

S tarn me r, Kapitänleutnant a. D., zum Admiralitätsrat und ständigen 
Hilfsarbeiter an der Admiralität ernannt. _ 
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Hievon sind abzuziehen: 

die für 1919 vorausbezahlten Mitgliederbeiträge ... 23 M. 58 Pfg. 

verbleibt somit auf 31. Dezember 1918 ein Reinvermögen 

von.. 8770 ,, 77 „ 

Dasselbe hat am 31. Dezember 1917 betragen . . . . 7681 ,, 05 ,, 
Somit Vermögenszunahme .... 1089 M. 72 Pfg. 

Ludwigsburg, im Juli 1919. 


Für den Vereins-Ausschuß: 
Der Vorsitzende: 
Direktor Dr. Schwandner. 
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Bibliothekskommission. 


6. Nachtrag zum Bücherverzeichnis 1 . 

(Okt. 1919.) 

1. Religion. . 

Faulhaber, Dr. M. v., Keppler, Dr. P. W. v. und Donders, Dr. A.: 
Das Schwert des Geistes. Feldpredigten im Weltkriege. 525 Seiten. 
Freiburg, Herder. Kath., ungeb. M. 7.70, geb. M. 3.—. 

Hennig, D. M.: Die Welt des Jenseits. Blicke in das Reich d. Geister. 

112 S. Hamburg, Rauhes Haus. Erw. Ev. kart. 
M. 2.—. 

,, ,, ,, Unsere Kirche. Tatbeweise ihres Lebens. 96 S. Ebenda. 

Ev. kart. M. 2.—. 

Simsa, Jos.: Das Geheimnis der Person Jesu. 100 S. Ebenda., geb. 
erw. Ev., kart. M. 2.—. 


2. Geschichte. 

Avenarius, Ferd.: Ludwig-Richter-Gabe. Eine Auslese a. d. Werken 
des Meisters m. Text. 16 Bilder. Leipz. Dürr, ungeb. M. 1.75. 
Kleinpaul, Dr. J.: Unser täglich Brot. Kulturhist. Bilder aus guter 
alter Zeit. 178 S. M.-Gladbach, Volksverein, kart. M. 2.70, geb. 
M. 3.20. 

Wirth, Dr. A.: Deutsche Geschichte für d. deutsche Volk. 128 S. 
Stuttg. Franckh., ungeb. M. 1.35. 

\ 

3. Länder- und Völkerkunde. 

Hedin, Sven: Jerusalem. 159 S. 111. u. 1 Karte. Leipz. Brockhaus, ungeb. 
M. 1.50. 

Huber, O. S. B.: Im Reiche der Pharaonen. Freiburg, Herder, f. Gebild. 
geb. M. 7.50. 

Klinger: Im ewigen Sommer. Verlag Tirolia. f. Gebild., geb. M. 4.50. 
Kenn an: Zeltleben in Sibirien. (Meyers Volksb.) Leipz. Bibi. Inst., 
ungeb. M. 2.25. 

Mayrhofer, Joh.: Spanien. Reisebilder. 258 S. III. u. 1 Karte. Frei¬ 
burg, Herder, für Gebild., ungeb. M. 4.20, geb. 
M. 5.20. 

,, ,, Der Zauber des Südens. Regensb. Pustet, f. Geb., 

geb. M. 3.—. 

,, ,, Durch Länder u. Meere. Ebend. f. Geb., geb. M.2.40. 

1 Das von der Bibi.-Kommission i. J. 1914 in 2. Aufl. herausgeg. 
Bücherverzeichnis (Verlag Carl Winter, Heidelberg) ist im Buchhandel 
zum Preise von M. 1.60 erhältlich. 
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4. Naturkunde. 

Bals, Heinr.: Aus d. niederen Tierwelt d. Meeres. 134 S. ill. Regensb. 
Manz. Jug., ungeb. M. 2.—. 

Brehm: Die Menschenaffen. Leipz. Bibi. Inst. (Meyers Volksbücher), 
ungeb. M. 0.90. 

,, Die Bären. Ebenda, ungeb. M. 0.90. 

,, Die Haushunde. Ebenda, ungeb. M. 0.90. 

,, Kriechtiere und Lurche. Ebenda, ungeb. M. 0.45. 

,, Pferde und Esel. Ebenda, ungeb. M. 0.45. 

,, Die Elefanten. Ebenda, ungeb. M. 0.45. 

,, Die Säugetiere. Ebenda, ungeb. M. 0.45. 

,, Löwe und Tiger. Ebenda, ungeb. M. 0.45. 

Flöricke, Dr. K-: Gepanzerte Ritter. Aus d. Naturgesch. d. Krebse. 

94 S. ill. Stuttg. Franckh. 7. Aufl. ungeb. 
M. 1.40. 

,, ,, ,, Kriechtiere und Lurche Deutschlands. 112 S. ill. 

Ebenda. 14. A. ungeb. M. 1.40. 

Hünseler, Dr. F.: Die Chemie unserer Nahrungs- und Genußmittel 
nebst Einführung i. d. Chemie. 143 S. ill. Kempten Kösel. geb. 
M. 2.—. 

Klein, Prof., Dr. H.: Die Welt der Sterne. Allgemeinverständl. Dar¬ 
stellung. 111S. ill. Stuttg. Strecker u. Schröder, ungeb. M. 1.—, 
geb. M. 2.—. 

Kölsch, Dr. A.: Bunte Beute. Naturwiss. Plaudereien. 151 S. Stuttg. 

Steinkopf. geb. M. 1.65. 

,, ,, ,, Mit Vögeln und Fischen auf Reisen. 135 S. Ebenda, 

geb. M. 1.65. 

Lämmermayer, Dr. L.: Unser Wald. Ein Kapitel denkender Natur¬ 
betrachtung im Rahmen der 4 Jahreszeiten. 180 S. ill. Leipz. Theod. 
Thomas, ungeb. M. 1.35. 

Marx, Arno: Seltsame Käuze. Geschichte a. d. Tierleben. 175 S. 
Stuttg. Franckh. geb. M. 1.50. 

Schmitt: Erlebte Naturgeschichte. Leipz. Teubner. geb. M. 5.20. 
Schnegg: Unsere Speisepilze. Ebenda, geb. M. 3.50. 

,, Unsere Giftpilze und ihre eßbaren Doppelgänger. Ebenda, 
geb. M. 2.—. 


5. Handel, Gewerbe, Technik usw. 

Feldhaus, E. M.: Ruhmesblätter d. Technik von d. Urerfinduiigeu 
bis zur Gegenwart. 631 S. ill. Leipz. Brandstetter. (Abschn. üb. 
„Höllenmaschinen“ S. 166/175 leicht zu entfernen), ungeb. M. 8.—, 
geb. M. 10.—. 

Grabisch, Jos. M.: Aus Kontor und Leben. Wege und Winke z. Wohl¬ 
stand. 252 S. Berl. Curtius. ungeb. M. 3.60. 

Hummel, Prof.: Die Wärmemotoren. Eine für weitere Kreise berech¬ 
nete Darstellung d. Entwickl. u. d. Wesens unserer wichtigsten 
Kraftmaschinen. 205 S. ill. Leipz. Theod. Thomas, ungeb. M. 1.35. 

Wolf, Theo: Vom Ochsenwagen zum Automobil. Gesch. d. Wagen¬ 
fahrzeuge u. d. Fahrwesens von ältester bis zu neuester Zeit. 170 S. 
ill. Leipz. J. Ambr. Barth, geb. M. 3.60. 
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6. Bücher vermischten Inhalts. 

Blau, P.: Am Wegsaum. Jahrbücher f. d. deutsche Volk. 11. Jahrg. 
224 S. (auch die früheren Jahrgänge empfehlenswert). Hamb. Rau¬ 
hes Haus., geb. ev. Erw., geb. M. 4.80. 

Bortisch, Dr. med.: Mutter und Kind. Ein ärztlicher Ratgeber für 
junge Frauen. 240 S. Ebenda., geb. M. 5.50. 

Schlipköter, Gebr. A. G. W.: Das Buch der Mutter. Ein Wegweiser 
zur Erziehung, Bildung und Unterhaltung der Kleinen. Mit einer 
Gesundheitslehre v. Dr. med. Neumann. Ebenda, ev. Frauen, 
geb. M. 6.—. 

Schriften gegen den Mißbrauch geistiger Getränke. 

(Berlin W 15, Mäßigkeitsverlag. 20 Proz. Teuerungszuschlag), 

a) Für die Hand des Geistlichen und Lehrers. 

Baer u. Laquer: Die Trunksucht und ihre Abwehr. 2. Aufl., ungeb. 
M. 3.—, geb. M. 4.—. 

Fritsch: Das Wirtshaus, eine Volksgefahr, ungeb. M. 1.—. 

Quellenmaterial zur Alkoholfrage. Nach dem statist. Reichs¬ 
amt. 3. A., ungeb. M. 1.—. 

Ulbricht, W.: Die Alkoholfrage und die Schule. Mit 29 Tafeln i. Text., 
ungeb. M. 2.50, geb. M. 3.—. Hierzu 18 Tafeln im Format 98X125 cm, 
zus. M. 25.— auf Leinen, gefaltet M. 63.—, auf Leinen mit Stäben 
und Ringen M. 95.25. 

b) Für die Hand des Geistlichen und Lehrers und zugleich 

für die Gefangenen. 

Bode, Dr.: Deutsche Worte über deutsches Trinken. 5. A. M. 0.20, 
100 St. M. 6.—, 1000 St. M. 50.—. 

,, ,, Der größte Betrüger. Aufklärung über den Alkohol. M. 0.20, 

100 St. M. 10.—, 1000 St. M. 80.—. 

Quensel: Der Alkohol und seine Gefahren. M. 0.20, 100 St. M. 10.—. 
Schindler, H.: Was sollst du vom Bier, Wein und Branntwein wissen? 
7. A. M. 0.25, 100 St. M. 15.—. 

c) Für die Gefangenen allein. 

Bode, Dr.: Nachdenkliche Geschichten vom Trinken. M. 0.20, 100 St. 
M. 10.—, 1000 St. M. 80.—. 

Büchlein zum Weitergeben: 1. Lebensschicksale. —2. Palm¬ 
sonntag. „Verdorben, gestorben“. — 3. ln erhöhter 
Laune usw. — 4. Eine Geschichte in Bildern. — 5. Die 
Anklage einer Mutter usw. — 6. Winterrosen usw. — 
7. Ein fröhliches Weihnachten usw. Je M. 0.15, 100 St. 
M. 10.—. 

Kleinertz, L.: Wie Peter Bartels aus einem Milchverächter zu einem 
Milchfreunde wurde. M. 0.10, 10 St. M. 0.50, 100 St. M. 4.—. 
Asmußen: Streben und Stranden. Erzählg., ungeb. M. 2.—. 
Schöllenbach: Der heimliche König (namentl. für Jugendliche), ungeb. 
M. 3.50, geb. M. 5.—. 

7. Romane, Erzählungen usw. 

Achleitner, A.: Stöffele. Lebensbild eines tirolischen Heldenpriesters. 
2. A. 302 S. (S. 238 u. 242!!) Regensburg, Habbel, ungeb. M. 4.—, 
geb. M. 5.50. 


/ 
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Albert, G.: Die letzte Nacht. Erz. 125 S. Ebenda, geb. erw. Kath., 
ungeb. M. 1.50, geb. M. 2.50. 

Bartels, Adolf: Kinderland. 473 S. Leipz. Armanenverl. einf. geb. 
Erw., auch Frauen, geb. M. 5.—. 

Bartsch, R. H.: Lukas Rabesand. Leipz. Staackmann. geb. Erw., 
geb. M. 5.—. 

Berend, A.: Die zu Kittelsrode. München, Langen, geb. M. 6.—. 
Berg, B.: Ein Germane. Leipz. Dunker, geb. M. 3.50. 

Beyer, R.: Anastasia. Hist. Rom. a. d. Mittelalter. Schwerin, Bahn, 
einf. geb. Erw., auch Frauen, geb. M. 8.50. 

,, ,, Die alte Herzogin. Rom. a. d. Z. d. 30jähr. Kriegs. Ebenda. 

ev. Erw., auch Frauen, geb. M. 6.—. 

,, ,, Pascholl. Volksrom. a. d. Franzosenzeit. Ebenda, einf. geb. 

Erw., auch Frauen, geb. M. 6.—. 

Blunck, H. Fr.: Jan Günt. Braunschw. G. Westermann. Erw., geb. 
M. 5.—. 

Boeckh-Arnold, Ella: Haus Vanloor. Rom. 250 S. Hamb. Rauhes 

Haus. geb. Erw., geb. M. 6.80. 

,, ,, Das große Sehnen. 228 S. Ebenda, weibl. 

Erw., geb. M. 5.50. 

Bomhard, Aug.: Deutsches Blut. Gesch. a. Erfurts Vergangenheit. 

220 S. Ebenda. Ev., geb. M. 5.20. 

,, ,, Aufrechte Leute. Gcsch. a. d. Tagen d. Väter. 190 S. 

Ebenda, geb. Ev., geb. M. 5.50. 

Bonseis, W.: Menschenwege. Frankf. a. M. Rütten u. Löning. f. Geb., 
geb. M. 8.—. 

Boßhardt: Von Jagdlust, Krieg und Übermut. Basel, Ver. f. Verbr. 

volkstüml. Schriften, ungeb. M. 1.—. 

Bräker, Ulr.: Der arme Mann ein Toggenburg. 246 S. Berl. deutsche 
Bibliothek. Erw., auch Frauen, geb. M. 3.50. 

Brand, Fr.: Der Meister. Köln Bachem, erw. Kath., geb. M. 5.—. 
Dörfler, P.: Das Geheimnis des Fisches. Freiburg Herder, erw. Kath., 
geb. M. 1.50. 

Dose, Joh.: Einer v. Anno Dreizehn. Denk- u. Merkwürdigkeiten des 
Hans Ohnesorge. 674 S. Altenb. Rade. Jug. u. Erw., ungeb. M. 6.—, 
geb. M. 7.50. 

Ehrler, H.: Der Hof des Patrizierhauses. Stuttg. Strecker u. Schröder, 
f. m. Gebild., geb. M. 5.—. 

Ertl, E.: Der Antiaßstein. Leipz. Staackmann. geb. Erw., geb. M. 8.—. 
Eschelbach, H.: Sonnensehnsucht. Berl. Veritas. erw. Kath., geb. 
M. 8.—. 

Fabri de Fabris: Zerstörtes Glück. Cleve, Hansen. Erw., geb. M. 1.—. 
Falke, G.: Drei gute Kameraden. 167 S. Mainz, Scholz. Jug. u. Erw., 
geb. M. 3.—. 

,, ,, Das Schützenfest in Fischerdorf. 160 S. Reutlingen Enßlin 

u. Laiblin. Jug. u. Erw., geb. M. 3.—. 

Federer, H.: Patria. Freiburg Herder. Erw., geb. M. 1.—. 

,, ,, Eine Nacht in den Abruzzen. Heilbronn Salzer. Erw., 

geb. M. 1.—. 

,, ,, Sixto und Sexto. Ebenda. Erw., geb. M. 1.—. 

,, ,, Das letzte Stündlein des Papstes. Ebenda. Erw. geb. 

M. 1.80. 

Ferdinands, C.: Die Pfahlburg. 155 S. Mainz Scholz. Jug. u. Erw., 
geb. M. 3.—. 
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Filek, Eg.: Wachtmeister Pummer. Berl. Ullstein. Erw., geb. M. 4.—. 
Fischer, W-: Die Freude am Licht. Rom. 443 S. München G. Müller. 

Erw., ungeb. M. 4.—, geb. M. 5.—. 

Fock, G.: Seefahrt ist not. 282 S. Glogau Flemming. Jug. u. Erw., 
ungeb. M. 5.50, geb. M. 7.75. 

Fran£ois, L. v.: Frau Erdmutens Zwillingssöhne. 436 S. Leipzig 
Inselverl. einf. Erw., auch Frauen, geb. M. 3.—. 

Frenssen, G.: Die Brüder. Berl. Grobe, geb. Erw., geb. M. 6.50. 
Frey, A. M.: Der Mord ohne die Tat. München G. Müller, geb. Erw., 
geb. M. 7.—. 

Ganghofer, L.: Der Besondere. Hochlandsgesch. 234 S. Stuttgart 
Bonz u. Co. einf. geb. Erw., auch Frauen, ungeb. M. 3.—, geb. 
M. 4.—. 

Geißler, H. W.: Der Zauberlehrling. Parcus u. Co. Erw., geb. M. 3.—. 
Gerhard, A.: Am alten Graben. Berl. Morawe u. Scheffelt. Erw., 
geb. M. 6.50. 

Glaß, M.: Die stillen Wunder. Leipzig Staarkmann. Erw., geb. 
M. 6.—. 

Godin, M. A.: Feinde. Köln. Bachem. Erw., geb. M. 5.—. 
Goldmann, K-: Der große Fischzug. Berl. Fleischei. Erw., geb. 
M. 3.50. 

Greeven, Z. A.: Das Haus im süßen Winkel. Ebenda, geb. Erw., 
geb. M. 3.—. 

Hansjakob, H.: Feierabend. Stuttg. Bonz u. Co. Erw., geb. M. 4.—. 
Herbert, M.: Das goldene Feld. Nov. u. Verse. 127 S. Regensb. 

Habbel, erw. Kath., ungeb. M. 1.50, geb. M. 2.50. 
,, ,, ln Kampf und Stille. Geschichten. 159 S. Ebenda. Kath. 

geb. M. 1.50. 

,, ,, Der blutige Lehrpfennig. Köln Bachem. Erw., geb. 

M. 2.—. 

Herzog, R.: Die Burgkinder. Rom. 447 S. Stuttg. Cotta. Erw., geb. 
M. 5.50. 

,, ,, Die Stoltenkamps u. ihre Frauen. Rom. (Gesch. d. Farn. 

Krupp). 499 S. Ebenda, geb. M. 6.50. 

Hesse 1 bacher, K-: Mit güldener Waffe. Stuttg. Ev.-Gesellsch. 175 S. 

Jug. u. Erw., geb. M. 3.—. 

,, ,, Vom Vaterland d. Treue. 208 S. Ebenda. Jugend 

u. Erw., ungeb. M. 2.50, geb. M. 3.50. 

Hofmann, K-: Das Erbe der Helfensteiner. Freiburg Herder, geb. 
M. 4.20. 

Holländer, F.: Der Tänzer. Berl. Fischer, geb. Erw., geb. M.8.—. 
Holm, K.: Herz ist Trumpf. München Langen, geb. Erw., geb. M. 7.—. 
Hutten, M.: Des Weges Ende. Köln Bachem, geb. Erw., geb. M. 5.—. 
Kotzde, W.: Der Tag von Rathenow. 213 S. Mainz Scholz. Jug. u. 
Erw., geb. M. 3.—. 

Kühl, A. G.: Eider, der Treue hielt. Berl. Pätel. Erw., geb. M. 6.50. 
Künzelmann, F.: Die Fahrt ins Bürgerliche. Berl. Fleischel. Erw., 
geb. M. 3.50. 

Kurz, H.: Das Glück in der Sackgasse. Leipz. Quelle u. Meyer, geb. 
Erw., geb. M. 5.—. 

Lienhard, Fr.: Westmark. Rom. a. d. gegenw. Elsaß. 200 S. Stuttg. 

Greiner u. Pfeiffer, geb. Erw., ungeb. M. 5.50, geb. M. 6.60. 

Löns, Herrn.: Die Häuser v. Ohlenhof. Hannover Sponholtz. geb. 
Erw., geb. M. 4.—. 
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Löns, Herrn.: Der letzte Hansbur. 244 S. Ebenda. Erw., ungeb. 
M. 4.50, geb. M. 7.15. 

,, ,, Aus Wald und Heide. 110S. Ebenda. Jug. u. Erw., 

kart. M. 1.75. 

,, ,, Dahinten in der Heide. 219 S. Ebenda. Erw., ungeb. 

M. 4.15, geb. M. 7.15. 

,, ,, Mein grünes Buch. Jagdschilderungen. 207 S. Hanno¬ 

ver, Gersbach. Jug. u. Erw., geb. M. 6.60. 

,, ,, Der Werwolf, eine Bauernchronik. 244 S. Jena, Die- 

derichs. Erw., geb. M. 9.—. 

Lucka, E.: Das Brauten der Berge. Berl. Ullstein, geb. Erw., geb. 
M. 4.—. 

Maltzahn, E. v.: Ein Mann. Berl. Warneck. Erw., geb. M. 5.40. 
Molo, W. v.: Fridericus. München, Langen. Gebild., geb. M. 7.—. 

,, ,, ,, Im Schritt der Jahrhunderte. Ebenda. Gebild., geb. 

M. 7.50. 

Pichler, Ad.: Allerlei Geschichten a. Tirol. 327 S. München, G. Müller. 
Erw., ungeb. M. 3.—, geb. M. 4.—. 

,, ,, Hochrauten. 376 S. Ebenda. Erw., ungeb. M. 3.50, 

geb. M. 4.50. 

Pocci, Fr. v.: Märchen, Lieder u. lustige Komödien. 145 S. München, 
Etzold u. Co. Jug. u. Erw., kart. M. 2.—. 

Nagler, Franziskus: An der Stadtmauer. Bilder und Geschichten 
aus der Kleinstadt. 202 S. Meißen, Buchheim, kart. M. 3.—, 
geb. M. 4.90. 

Presber, R.: Der Schatz in der Tüte. Eißler u. Co. Erw., geb. M. 2.50. 
,, ,, Glückliche Finder. Stuttgart Verl.-Anst. Erw., geb. 

M. 5.50. 

Rose, Felicitas: Meerkönigs Haus. Rom. 256 S. Leipz. Bonz u. Co. 

Erw., auch Frauen, geb. M. 7.—. 

,, ,, Heideschulmeister Uwe Karsten. Rom. 320 S. Ebda. 

geb. Erw., auch Frauen, geb. M. 9.40. 
Rosegger, P.: Wildlinge. Leipz. Staackmann. Erw., geb. M. 5.—. 
Schmidthenner, Ad.: Novellen. 506 S. Leipz. Grunow. Erw., auch 

Frauen, geb. M. 6.—. 

,, ,, Neue Novellen. 439 S. Ebenda. Erw., auch 

Frauen, geb. M. 6.—. 

,, ,, Die 7 Wochentage u. a. Novellen. 284 S. Stuttg. 

Verl.-Anst. Erw., auch Frauen, ungeb. 
M. 3.50, geb. M. 4.50. 

Schneller, D. Ludw.: Konfirmanden-Erinnerungen. 118 S. Leipz. 

Wallmann, geb. M. 2.50. 

,, ,, ,, Weihnachtserinnerungen. 120 S. Ebenda, geb. 

M. 2.50. 

,, ,, ,, Auf allerhand Schulbänken. 134 S. Ebenda. 

geb. M. 2.60. 

Schreckenbach, P.: Markgraf Gero. Rom. a. d. Gründungszeit des 

alten deutschen Reiches. 306 S. Leipz. 
Staackmann, ungeb. M. 4.—, geb. M. 5.50. 
,, ,, Die Pfarrfrau v. Schönbrunn. 181 S. Stuttg. Ev. 

Ges. Erw., geb. M. 4.35. 

Schrott-Fiechtl, H.: Sonnenseitige Menschen. Freiburg, Herder.erw. 

Kath., geb. M. 6.—. 

,, .,, ,, Wetterkannen. Köln, Bachem, erw. Kath., 

geb. M. 5.—. 
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Sohle, K-: Schummerstunde. Leipz. Staackmann. Erw., geb. M. 4.—. 

,, ,, Der verdorbene Musikant. Ebenda. Erw., geb. M. 6.50. 

Speckmann, Diedrich: Geschwister Rosenbrock. Erz. 435 S. Berl. 

Warneck. Erw., geb. M. 8.25. 

,, ,, Erich Heydenreichs Dorf. Erz. 394 S. Ebend. 

geb. Erw., geb. M. 8.25. 

,, ,, Der Anerbe. Erz. 410 S. Ebenda. Erw., 

geb. M. 8.25. 

,, ,, Die Heidklause. Erz. a. d. Gegenwart. 224 S. 

Ebenda, geb. M. 6.50. 

Sperl, Aug.: Konradin der Grafensohn. 158 S. Stuttg. K. Thiene¬ 
mann. Jug. u. Erw., geb. M. 3.50. 

Spindler, K.: Der Invalide. Berl. Globusverl. Erw., ungeb. M. 1.80. 
Spitteier, C.: Konrad, d. Leutnant. 206 S. Jena, Diedrichs. Erw., 
ungeb. M. 3.—, geb. M. 4.—. 

Stanley, H.: Mein Leben. 412 S. Basel, Reinhardt. Jug. u. Erw., 
geb. M. 6.25. 

Stutzer, Gust.: Meine Therese. Aus dem bewegten Leben einer deut¬ 
schen Frau. 221 S. Braunschw. Wollermann. 
ev. Frauen, geb. M. 5.50. 

,, ,, Reiseerinnerungen eines alten Mannes a. d. Jahren 

1909—1914. 200 S. Ebenda, ev. Erw., ungeb. 
M. 4.50, geb. M. 5.—. 

,, ,, Lebenserinnerungen. In Deutschland und Brasilien. 

466 S. Ebenda, ev. Erw. 6. A., geb. M. 8.—. 

,, ,, Tausend und eine Nacht. Leipz. Bibi. Inst. (Meyers 

Volksb.), ungeb. M. 3.60. 

Villinger, H.: Meine Tante Anna. Berl. Scherl. Erw., geb. M. 4.—. 
Weidemann, L.: Karl Maria Kasch. Auch ein Leben. 177 S. Hamb. 
Janssen. Erw., geb. M. 3.—. 

Weigand, W.: Die Frankentaler. 316 S. Leipz. Insel-Verlag. Erw., 
geb. M. 3.—. 

Wibbelt, A.: Drüke-Möhne. 256 S. Essen, Fredebeul. Erw., auch 
Frauen, ungeb. M. 2.60, geb. 3.60. M. 

Wiesebach, W.: Der Einzige u. a. Erz. 166 S. Regensb. Habbel, erw. 

Kath., ungeb. M. 1.50, geb. M. 2.50. 

Wieser, Seb.: Selig sind die. Köln, Bachem. Erw., geb. M. 5.50. 
Xylander, J. W.: Seevolk. 244 S. Leipzig, Merseburger. Jug. und 

Erw., ungeb. M. 2.50, geb. M. 3.50. 

,, ,, ,, Die Jungen auf Metsola. 239 S. Ebenda., ungeb. 

M. 2.50, geb. M. 3.50. 

Zahn, E.: Die Klari Marie. Rom. 326 S. Stuttg. Verl.-Anst., ungeb. 
M. 4.—, geb. M. 5.—. 

Zobelhitz, F. v.: Die Junker. Berl. Ullstein. Erw., geb. M. 7.—. 


8. Bücher vom Weltkriege. 

Aspern, K-: Illustr. Geschichte des europäischen Krieges. Regensb. 

Habbel. 10 Bde. je 550 S. ill., geb. M. 8.—. 

Domanig, M.: Große Liebe. Vom stillen Frauenheldentume. Erzählg. 
a. d. Kriegszeit. 160 S. Regensb. Habbel, erw. Kath., ungeb. 
M. 1.50, geb. M. 2.50. 

Köck-Gmeiner, M.: Herr Stützerl als Landsturmmann. 223 S. Ebenda. 
Erw., ungeb. M. 2.50, geb. M. 3.50. 
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Pfeilschifter, Dr. G.: Feldbriefe kathol. Soldaten. Freiburg, Herder. 

1. Teil: Aus Tagen des Kampfes. 226 S., ungeb. M. 4.50, kart. 

M. 5.30. 

2. ,, Aus Ruhestellung und Etappe. 263 S., ungeb. M. 4.60, kart. 

M. 5.50. 

3. ,, Die religiöse Gedankenwelt der Feldsoldaten. 169 S., ungeb. 

M. 3.30, kart. M. 4.20. 

Der große Krieg in Einzeldarstellungen. Oldenburg, G. Stal- 
l>ng. 

24. Heft: Müller-Brandenburg. Die Schlacht bei Grodek-Lemberg. 

88 S., 1 Reliefk., 7 Kartenskizzen u. 3 Textskizzen, 
ungeb. M. 2.40. 

31. ,, Flex, Dr. W.: Die russische Frühjahrsoffensive 1916. 

102 S. 1 Reliefk., 2 Kartenskizzen u. 1 Textskizze, 
ungeb. M. 2.40. 

39. ,, Kaupisch, Hugo: Die Befreiung von Livland und Est¬ 

land. 88 S. u. 3 Karten, ungeb. M. 2.40. 


9. Bücher aus dem Verlag von Hesse und Becker-Leipzig. 

a) Klassikerausgaben. 

Gandy, Fr. v.: Ausgewählte Werke. 3 Bde. in 1 Bd. geb. zus. 499 S. 
Erw., auch Frauen, geb. M. 4.20. 

Hebel, J. P.: Sämtl. poetische Werke in 6 Bde. zus. 1309 S. Jug. u. 
Erw., M. 6.—. 

Simrok, K-: Werke. Kl. Ausg. in 7 Bd. zus. 1532 S. Erw.,geb. M. 12.—. 
Stiehler, K.: Werke. 5 Teile in 1 Bd. zus. 509 S. Erw., geb. M. 6.—. 

b) Volksbücher. 

Arndt, E. M.: Rügenmärchen. 166 S. Jug. u. Erw., ungeb. M. 1.30, 
geb. M. 2.40. 

Eyth, M.: Mönch und Landsknecht. Erz. a. d. Bauernkrieg. 184 S. 
Jug. u. Erw., ungeb. M. 1.30, geb. M. 3.—. 

,, ,, Aus dem Wanderleben eines Ingenieurs. Wahrheit und 

Dichtung im Lande der Pharaonen. 158 S. Jug. u. 
Erw., ungeb. M. 1.30, geb. M. 2.40. 

Falke, G.: Dörten u. a. Erzählg. 138 S. Erw., ungeb. M. 1.30, geb 
M. 2.40. 

Fischer-Graz, W.: Das Haus der Wichtel u. a. Erzählg. 171 S. Jug. 

u. Erw., auch Frauen, ungeb. M. 1.30. 

Greinz, R.: Tiroler Bergluft. Lustige Geschichten. 76 S. Erw., ungeb. 
M. 0.65. 

Höfer, Edm.: Im roten Haus. Zwei alte Soldaten. 87 S. Erw., ungeb. 
M. 0.65. 

,, ,, Der Schäfer von Rodek. 88 S. Erw., ungeb. M. 0.65. 

Kurz, Herrn.: Die Zaubernacht u. a. Nov. 75 S. Erw., auch Frauen, 

ungeb. M. 0.65. 

,, ,, Eine reichsstädtische Glockengießerfamilie u. a. Erzähl. 

204 S. Erw., auch Frauen, ungeb. M. 1.30. 

,, ,, Urbans Krug u. a. Erzählg. 71 S. Erw., auch Frauen, 

ungeb. M. 0.65. 

Niese, Ch.: Mamsell v. Ehren u. a. Erzähl. 168 S. Erw., auch Frauen, 
ungeb. M. 1.30. 



Pichler, A.: Der Flüchtling. Ein Brautpaar. 2 Gesch. aus Tirol. 132 S. 
Erw., ungeb. M. 1.30. 

Rietschel, E.: Jugenderinnerungen. 95 S. Jug. u. Erw., ungeb. 
M. 0.65, geb. M. 1.50. 

Schmid, Herrn.: Die Zuwiderwurzn. Gesch. a. d. bayr. Bergen. 142 S. 

Erw., ungeb. M. 1.30, geb. M. 2.40. v 
,, ,, Die Goldsucher. Gesch. a. d. bayr. Bergen. 112 S. 

Erw., ungeb. M. 0.65. 

,, ,, Mohrenfranzi. Gesch. aus den bayr. Bergen. 74 S. 

Erw., ungeb. M. 0.65. 

Schücking, L.: Hart am Rande. Deutsche Eroberungen. 2 Novellen. 

139 S. Erw., ungeb. M. 1.30. 

,, ,, Die Turmschwalbe. Roman. 207 S. Erw., ungeb. 

M. 1.95, geb. M. 3.—. 

Seidl, J. G.: 10 ausgew. Novellen. 200 S. Erw., ungeb. M. 1.30. 

10. Bücher aus dem Verlage von Ph. Reclam jun. Leipzig. 

Algenstädt, L.: Frau Rübezahl u. a. Nov. 103 S. Erw., ungeb. 
M. 1.70. 

Arndt, E. M.: Erinnerungen aus dem äußeren Leben. 391 S. Erw., 
ungeb. M. 4.—. 

Bleibtreu, K.: Bei Jena u. a. Nov. 86 S. Erw., ungeb. M. 1.70. 

,, ,, Friedr. d. Große bei Kolin. 152 S. Erw., ungeb. 

M. 3.40. 

Brausewetter, A.: Große Liebe. Erw., geb. M. 6.50. 

Bulwer, E. L.: Die letzten Tage von Pompeji. 623 S. Erw., ungeb. 
M. 8.45. 

Defoe, V.: Robinson Crusoe. 357 S., ungeb. M. 5.10. 

Ernst, O.: Vom Strande des Lebens. 115 S., ungeb. M. 1.70. 

Eyth, M.: Berufstragik. 198 S., ungeb. M. 3.40. 

Grillparzer, Fr.: Das Kloster bei Sendomir. Der arme Spielmann. 
83 S. Erw., ungeb. M. 1.70. 

Hagen, A.: Norica. Nürnbergische Novellen aus alter Zeit. 224 S. Erw., 
ungeb. M. 3.40. 

Hansjacob, H.: Theodor. 114 S. Erw., ungeb. M. 1.70. 

Heyse, P.: Zwei Gefangene. 104 S. Erw., ungeb. M. 1.70. 
Immermann, K-: Der Oberhof. 399 S. Erw., ungeb. M. 5.10. 
Kügelgen, W.: Jugenderinnerungen eines alten Mannes. 538 S. Erw., 
ungeb. M. 8.45. 

Mügge, Th.: Afraja. 2 Bde. zus. 776 S. Erw., ungeb. M. 11.80. 

,, ,, Der Vogt v. Sylt. 284 S. Erw., ungeb. M. 5.10. 

Pocci, Fr. v.: Puppentheater. 3 Bde. zus. 170 S. Jug. u. Erw. je ungeb. 
M. 1.70. 

Reuter, Fr.: Eine heitere Episode aus einer traurigen Zeit. 88 S. Erw., 
ungeb. M. 1.70. 

Riehl, W. H.: Die vierzehn Nothelfer. 48 S. Erw., ungeb. M. 1.70. 

,, ,, ,, Burg Neideck. 64 S. Erw., ungeb. M. 1.70. 

Scheffel, V. v.: Ekkehardt. Geschichte a. d. 10. Jahrhundert. 604 S. 

Erw., ungeb. M. 10.—. 

,, ,, ,, Juniperus. Geschichte eines Kreuzfahrers. 96S-Erw., 

ungeb. M. 1.70. 

,, ,, ,, Hugideo. 96 S. Erw., ungeb. M. 1.70. 

Spindler, K.: der Jude. 3 Bde. zus. 899 S. Erw., ungeb. M. 10.—. 
Stanley, H.: Wie ich Livingstone fand. 494 S. Erw., ungeb. M. 8.50. 
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Tolstoi, L.: Krieg und Frieden. Rom. 1257 S. Erw., ungeb. M. 20.30. 
,, ,, Auferstehung. 473 S. Erw., ungeb. M. 10.—. 

11. Bücher aus dem Verlage von Otto Hendel, Halle a. S. 

Björnson, E.: Auf Gottes Wegen, geb. Erw., ungeb. M. 2.60, geb. 
M. 3.50. 

Carlyle, Th.: Französische Revolution. 2 Bde. je ungeb. M. 3.90, 
geb. M. 5. — . 

Defoe, D.: Robinson Crusoe, ungeb. M. 2.60, geb. M. 3.50. 

Grimm, Gebr.: Deutsche Sagen, ungeb. M. 2.60, geb. M. 3.50. 
Immerman, K-: Der Oberhof. Erw., ungeb. M. 1.95, geb. M. 2.75. 
Irving, W.: Die Alhambra oder das neue Skizzenbuch. Jug. u. Erw. 
ungeb. M. 1.95, geb. M. 2.75. 

Kingsley, Ch.: Hypatia. geb. Erw. ungeb. M. 3.90, geb. M. 5.—. 
Kipling, R.: Schlichte Geschichten aus den indischen Bergen, ungeb. 
M. 2.60, geb. M. 3.50. 

Manjoni, A.: Die Verlobten. Erw. ungeb. M. 4.55, geb. M. 5.75. 

W la c e , L.: Ben. Hur. Erw., auch Frauen, ungeb. M. 4.55, geb. M.5.75. 
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.An unsere Vereinsmitglieder! 

„Bücher haben ihre Schicksale“, so möchte ich den dies¬ 
maligen Band unserer grünen Blätter überschreiben! 

Die Abnahme der Mitgliederzahl unseres Vereins während 
des Krieges und erst recht nach seinem unglücklichen Ausgang 
und die erschreckende Zunahme der Papier- und Druckkosten 
mahnten zur Vorsicht und ließen einen Versuch zur Hebung 
der wirtschaftlichen Lage unseres Vereins für geboten er¬ 
scheinen. Zunächst erhöhte der Vereins-Ausschuß den Mit- 
glieder-Beitrag von 4 M. auf 8 M. und billigte einen Aufruf 
an die Justizverwaltungen des Reiches und der Länder, 
folgenden Inhalts: 

Hohem Justizministerium 

gestatte ich mir in Sachen unseres Vereins folgendes 
vorzutragen: 

Unser Verein, dessen Leistungen für die Entwicklung des 
deutschen Strafvollzugs ich als bekannt voraussetze und 
dessen Satzung ich beschließe, hat im Verlauf von. 56 Jahren 
die Blätter für Gefängniskunde in 53 Bänden heraüsgegeben 
und die Mittel hierzu aus seinen Mitgliederbeiträgen aufge¬ 
bracht, was nur dadurch möglich war, daß die Mitarbeiter 
zum größten Teil auf jede Belohnung verzichteten. Diese 
Blätter sind eine wahre Fundgrube für alle praktische und 
wissenschaftliche Arbeit auf jlem Gebiet des Gefängnis¬ 
wesens geworden. 

Auch für die bevorstehende reichsgesetzliche Regelung 
des Strafvollzugs hat unser Verein wichtige Vorarbeit getan, 
indem er durch eine besondere Kommission „Vorschläge zu 
einem Reichsgesetz über den Vollzug der Freiheitsstrafen 
und sichernden Maßnahmen“ ausarbeiten ließ, in einem 
Sonderheft zu Band 47 der Blätter für Gefängniskunde ver¬ 
öffentlichte und in seiner Hamburger Tagung im Jahre 1914 
zur Erörterung stellte. 

(Zu vgl. Band 48, Heft 2 / 3 der Blätter für Gefängniskunde.) 
Damit dürfte der Beweis erbracht sein, daß unser Vereins- 
Organ wichtigen öffentlichen Zwecken dient und für die Weiter¬ 
entwicklung des Strafvollzugs in Deutschland von hervor¬ 
ragender Bedeutung ist. 

Nun stellen sich aber dem Weitererscheinen dieser Blätter 
große Hindernisse entgegen: die Druckkosten sind in unge- 



ahnter Weise in die Höhe, unsere Mitgliederzahl aber erheblich 
zurückgegangen! 

Wie aus der Zusammenstellung auf Seite 63ff. der bei¬ 
geschlossenen Geschichte unseres Vereins ersehen werden 
wolle, hatte unser Verein in den Jahren 1907/10 seine höchsten 
Einnahmen mit — 8437 M., 8526 und 8668 M., dabei mußten 
für Druckkosten 8287 M., 8419 M. und 8620 M. ausgegeben 
werden. Während des Krieges ist die Zahl unserer Mitglieder, 
sind aber auch die Druckkosten insofern zurückgegangen, 
als jährlich nur 1 Heft herausgegeben wurde (gegen 3 bis 4 
in der Vorkriegszeit). Auf diese Weise war es auch noch 
während der Kriegszeit möglich, Einnahmen und Ausgaben 
im Gleichgewicht zu erhalten. Der unglückliche Ausgang 
des Krieges hat nun aber dieses Gleichgewicht gestört: durch 
die Abtrennung weiter Gebiete im Westen und Osten unseres 
Vaterlandes ist die Zahl der Mitglieder weiter zurückgegangen; 
dazu kommt, daß die immer mehr fortschreitende Teuerung 
viele unserer Mitglieder zum Austritt bewogen hat. Im 
Rechnungsjahr 1919 betrugen unsere Einnahmen aus Mit¬ 
gliederbeiträgen nur noch 3072 M. (bei 4 M. Jahresbeitrag); 
die Ausgaben für Druck- und Versandkosten aber 3700 M. 
Für das laufende Jahr hat uns unser Verlag, die Wintersche 
Universitätsbuchhandlung in Heidelberg, die Druckkosten für 
ein Heft mit etwa 200 Seiten zu 9000 M. veranschlagt; die 
Versandkosten werden sich auf 500 M. belaufen, die sonstigen 
Verwaltungskosten ebenfalls auf 500 M. Für Mitgliederbeiträge 
können wir aber nur rund 3000 M. in Rechnung nehmen. 
Nun werden wir ja unsere Mitgliederbeiträge von 4 M. auf 
8 M. erhöhen müssen, wobei jedoch wieder neue Austritte 
zu befürchten sind. So werden wir unsere Einnahmen nicht 
höher als mit 6000 M. veranschlagen können. Unser Kapital¬ 
vermögen besteht aus 7400 M., darunter 5700 M. in Kriegs¬ 
anleihen. 

Sonach müßten wir die Herausgabe der Blätter für Ge¬ 
fängniskunde und damit unsere ganze Vereinsarbeit aufgeben, 
wenn es nicht gelingt, weitere Einnahmen zu erschließen durch 
die Unterstützung der einzelnen Justizverwaltungen. Diese 
Unterstützung könnte geleistet werden: einmal dadurch, daß 
die den einzelnen Justizverwaltungen unterstellten Behörden, 
die mit Strafgerichtsbarkeit, Strafvollstreckung und Straf¬ 
vollzug zu tun haben, (Amtsgerichte, Landgerichte, Staats¬ 
anwaltschaften, Strafanstalten) angewiesen werden, dem Ver¬ 
ein als Mitglieder beizutreten, soweit dies noch nicht der 
Fall ist, bzw. die Blätter für Gefängniskunde gegen Bezahlung 
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von 8 M. zu beziehen; dann aber auch durch Leistung einer 
jährlichen Unterstützung. 

Indem ich namens unseres Vereins um hochgeneigte Ge¬ 
währung einer derartigen Förderung und Unterstützung 
unserer Vereinssache ergebenst bitte, schließe ich bei: 1 Ab¬ 
druck der Vereinssatzung, 1 Abdruck der Geschichte unseres 
Vereins, 1 Abdruck der Vorschläge für ein Reichsstrafvollzug¬ 
gesetz mit Begründung, 1 Abdruck der Hamburger Tagung. 

Ehrerbietig 

Der Vorsitzende des Vereins-Ausschusses. 

Strafanstalts-Direktor 

Dr. jur h. c. Schwandner. 

Der Erfolg war, daß vom Reichs-Justizminister folgender 
Erlaß erging: 

Der Reichsminister der Justiz. Berlin W.9, den 14. Febr. 1921 
Nr. 11 a 88 Ki. Voßstraße 4. 

Auf das am 14. v. Mts. hier eingegangene Schreiben vom 
Dezember v. Js. erwidere ich ergebenst, daß ich es sehr be¬ 
dauern würde, wenn die Blätter für Gefängniskunde zu er¬ 
scheinen aufhören' müßten. Die Reichsjustizverwaltung hat 
ein starkes Interesse daran, daß der Verein der deutschen 
Strafanstaltsbeamten seine verdienstliche Tätigkeit in vollem 
Umfange fortsetzt und hegt den Wunsch, daß es ihm gelingen 
möge, die gegenwärtig der weiteren Herausgabe seiner Zeit¬ 
schrift entgegenstehenden Hindernisse zu überwinden. Um 
ihm hierbei tatkräftig zu helfen und in der Voraussetzung, 
daß auch die Landes-Regierungen zur Unterstützung bereit 
sind und dadurch ein Gesamtbetrag aufkommt, der das 
Erscheinen des fälligen Bandes ermöglicht, habe ich in Aus¬ 
sicht genommen, dem Verein aus den Mitteln des kommenden 
Rechnungsjahres eine einmalige Beihilfe von 500 M. zu ge¬ 
währen. Ich darf demnächst einer Mitteilung über den Erfolg 
der zur Aufbringung der notwendigen Geldmittel eingeleiteten 
Schritte entgegen sehen und behalte mir vor, wenn sich 
danach die bezeichnete Voraussetzung erfüllt, die Reichs- 
Hauptkasse mit entsprechender Ausweisung zu versehen. Zu 
diesem Zwecke wird noch um Angabe des Bankkontos gebeten, 
dem der Betrag zu überweisen wäre. In Vertretung 

gez.: Dr. Joel. 

Vom mecklenburgischenjjustizministerium erhielten wir 
1000 M., vom preußischen Justizministerium 500 M., vom 
oldenburgischen Justizministerium 300 M., vom württ. Justiz- 
ministerium300M. und vom hessischen Justizministerium 200 M. 



Das preußische Justizministerium ließ eine Aufforderung 
im Sinne unserer Eingabe an die mit der Strafrechtspflege und 
dem Strafvollzug befaßten Behörden ergehen, welche die 
Anmeldung von 171 Behörden als Vereinsmitglieder zur Folge 
hatte. Außerdem gingen auch noch zahlreiche Anmeldungen 
von Einzelmitglieder ein, so daß der Verein nunmehr wieder 
935 Mitglieder zählt. 

Durch diese Unterstützung, für die den hohen Justiz¬ 
verwaltungen auch an dieser Stelle ehrerbietiger Dank gesagt 
sein soll, und durch die Ersparnisse des Jahres 1920, in welchem 
kein Heft herausgegeben, wurde es möglich, diesen neuen 
Band herauszugeben, um dessen freundliche Aufnahme die 
Schriftleitung bittet. 

Auch in unserem Vereins-Ausschuß sind Änderungen 
vorgegangen: der zum Ministerialdirigenten im preußischen 
Justizministerium beförderte Herr Oberstaatsanwalt Klein 
hat um Enthebung von der Stelle eines 11. Vereins-Vorsitzenden 
gebeten; an seine Stelle wurde vom Ausschuß Herr Regierungs¬ 
rat du Roi in Wolfenbüttel-Brjyjnschweig zum II. Vor¬ 
sitzenden im Vereins-Ausschuß gewählt. 

Für den verstorbenen Herrn Ober-Reg.-Rat Michal- 
Nürnberg, und die zurückgetretenen Ausschußmitglieder 
H. H. Büttner-Breslau und Göbel-Berlin wurde in den Aus¬ 
schuß gewählt die Herren: 

Regierungsrat Link in Nürnberg, 
Oberstrafanstalts-Direktor Muntau in Plötzensee und 
„ Brucks in Tegel. 

Wir wollen versuchen, das Vereins-Schifflein weiter durch 
die brandenden Wogen der gegenwärtigen Notzeit unseres 
Vaterlandes zu steuern und bitten unsere alten Vereinsfreunde 
um treues Zusammenhalten und um Werbung neuer Vereins¬ 
mitglieder. Besonders dringend bitten wir, der beigeschlossenen 
Zahlkarten sich freundlichst bedienen zu wollen, um uns die 
kostspieligen und zeitraubende Arbeit der Mahnschreiben zu 
ersparen! 

Möge der Wiederaufstieg unseres Volkes uns bald wieder 
eine Vereinsversammlung ermöglichen! 

Mit herzlicher kollegialer Begrüßung an alle unsere Mit¬ 
glieder, besonders auch die, die uns in Österreich, Ungarn 
und der Schweiz treu geblieben sind. 

Ludwigsburg, im August 1921. 

Der Vorsitzende im Ausschuß: 

Direktor Dr. Schwandner. 



Die Gefangenenarbeit in den deutschen 

Strafanstalten. 

Von Dr. iur. et rer. pol. Philipp Borchers, Regierungsrat. 

Art und Umfang der Ausführungen. 

Mit der Arbeit der. Gefangenen in den deutschen Straf¬ 
anstalten sollen sich die nachfolgenden Ausführungen be¬ 
schäftigen. Das weist für die örtliche Umgrenzung des 
Kernes der Abhandlungen auf alle die Ländergebiete hin, 
in denen Deutsche als Glieder der deutschen Nation in ge¬ 
schlossenen Siedlungen wohnen. Wegen der Unterwerfung 
unter fremdländisches Recht, wegen Nichtvorliegens der- 
jeweiligen Vorschriften, mit Rücksicht auf den Umfang 
dieser Ausführungen und aus sonstigen Gründen ist jedoch 
eine Einschränkung geboten. So sind sämtliche deutsche 
Kolonialsiedlungen nicht berücksichtigt, mögen sie bis vor 
kurzem in deutscher Verwaltung gewesen sein (z. B.Kamerun), 
oder seit Jahrhunderten (Baltenland) oder stets (Süd-Brasilien) 
unter fremder Herrschaft gestanden haben. Ausgelassen sind 
ferner die niederländisch-flandrischen Gaue, weil deren Bewoh¬ 
ner sich nicht als eigentliche Deutsche fühlen und — wenigstens 
zurZeit—keinen Anschluß an das Deutsche Reich suchen; 
ebenso aus letzterem Grunde Luxemburg und die deutschen 
Kantone der Schweiz 1 . Demnach bleibt für unsere Be¬ 
trachtungen das Deutsche Reich und Deutschösterreich, 
deren baldiger Zusammenschluß diesseits erhofft wird. Dabei 
soll auch auf die Darstellung des deutschen Rechts der geraub¬ 
ten Gebiete nicht verzichtet werden, und so sind die deutschen 
Vorschriften Elsaß-Lothringens besonders angeführt, während 
im übrigen auf die Bestimmungen Preußens und Deutsch¬ 
österreichs zurückzugreifen ist. Als zeitliche Umgrenzung 
dient die Gegenwart, d. h. es sind diejenigen Vorschriften 
zugrunde gelegt, die augenblicklich rechtens sind. Die in den 
letzten Jahren besonders wieder hervorgetretenen Reform- 

1 Über Schweizer Verhältnisse berichtet Otto Lutz in seiner vor 
22 Jahren erschienenen, aber noch nicht überholten Dissertation „Die 
Arbeit in den Strafanstalten“, in welcher auch die wichtigsten einschlä¬ 
gigen Gesetze usw. aller Schweizer Kantone aufgeführt sind. Die Zer¬ 
splitterung im Strafvollzug ist in der Schweiz ähnlich wie im Deutschen 
Reiche. Vgl. Pfenninger, Einheit im Strafrecht und Zersplitterung 
im Strafvollzug, in Schw. Zeitschr. f. Strafrecht 32 S. 210ff. 
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bestrebungen veranlassen zu einem Ausblick auf die Zukunft 
unter Hinweis auf die zur Zeit vorliegenden Entwürfe. Ein 
Rückblick auf die Vergangenheit geht vorauf. In sachlicher 
Hinsicht beschäftigen sich diese Ausführungen, von einem 
kurzen Anhang über den Militärstrafvollzug abgesehen, nur 
mit dem von den bürgerlichen Behörden ausgeübten Straf¬ 
vollzüge. 

Innerhalb dieser Grenzen werden sämtliche Arten 
von Freiheitsstrafen berücksichtigt, also Zuchthaus, die 
sogen, qualifizierte Haft gemäß § 362 RStGB., Gefängnis, 
(einfache) Haft und Festungshaft des Deutschen Reichs und 
schwerer Kerker, (einfacher) Kerker, strenger Arrest, (einfacher) 
Arrest und Hausarrest Deutschösterreichs. Absichtlich ist 
jene von der landläufigen reichsdeutschen Aufzählungsweise 
abweichende Reihenfolge gewählt worden. Denn ich will 
damit zugleich die Abstufung der Schwere der Strafen kenn¬ 
zeichnen, nicht wie die Strafen im Strafgesetzbuch rechtlich 
bewertet werden, sondern wie sie in der Praxis vollzogen 
und auch von den Verurteilten empfunden werden. So ist die 
Übertretungsstrafe der qualifizierten Haft ein Mittelding 
zwischen Zuchthaus und Gefängnis 1 , während die Verbrechens¬ 
und Vergehensstrafe der Festungshaft in weitem Abstande 
von den übrigen Strafarten steht, zumal wenn sie, wie das 
bisher häufig geschah, von den Militärbehörden auch an 
Zivilpersonen vollzogen wurde 2 . Von den österreichischen 
Strafen entspricht nach Schwere der damit bedrohten Strafart 
und im wesentlichen auch nach Art des Vollzuges schwerer 
Kerker dem reichsdeutschen Zuchthaus, einfacher Kerker 
und strenger Arrest dem Gefängnis 3 , einfacher Arrest der 
einfachen Haft. Der Hausarrest, dem deutschen Militär- 
Stubenarrest ähnlich, ist eine Besonderheit; er ist, was vielfach 
bedauert wird, in der Praxis in Vergessenheit geraten. Er¬ 
gänzend sei bemerkt, daß eine custodia honesta als solche 


1 Gleicher Ansicht Goldschmidt in Vergl. Darst., Allg. Teil, IV 
S. 337. Pollitz, Strafe und Verbrechen, S. 50. — Sachsen und Anhalt 
fassen übrigens Korrektionäre, also Leute, an denen rechtlich nur eine 
Nebenstrafe oder sichernde Maßnahme vollzogen wird, sogar ganz offiziell 
mit Züchtlingen zusammen. Siehe Sa.HO., insbes. §§ 24ffAnh. Coswig 
§§9,10,31. 

2 Neuerdings sollen in Preußen alle Festungshaftstrafen im Zentral¬ 
gefängnis Gollnow vollstreckt werden. Allg. Verf. v. 4. 6. 19. Preuß.Just.- 
Min. Bl. 1919, S. 319. 

3 So auch Entsch. d. k. k. obersten Gerichts- und Kassationshofes 
vom 8. 1. 1875 und 18. 3. 1898 in Manz’sche Taschenausgabe des ÖStG. 
§ 14, Anm. 2. 
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in Österreich nicht besteht, daß jedoch diesem Mangel, teil¬ 
weise durch die Allerhöchste Entscheidung vom 28. 10. .1849 
und Just.-Min.-Erlaß vom 24. 6. 1864 abgeholfen wird, indem 
politischen Verbrechern eine Reihe von Vergünstigungen 
gewährt werden. 

Die von mir gewählten Ausdrücke „Gefangene“ und 
„Strafanstalten“ finden somit eine Erläuterung dahin, daß 
damit sämtliche Arten von an der Freiheit Bestraften und von 
Einrichtungen zum Vollzüge dieser Strafen gemeint sind 1 . 
Wo es im Zusammenhänge zweckdienlich erscheint, sind auch 
kurz die Vorschriften über Untersuchungs-, Transport-, 
Polizei- und Zivilgefangene erwähnt. Dagegen ist, und zwar 
nicht zum mindesten wegen Nichtvorliegens der in Frage 
komTnenden Vorschriften, die Unterbringung im Arbeitshause 
aus dem Kreis der Erörterungen ausgelassen, wiewohl diese 
in der Praxis wie andere Freiheitsstrafen vollzogen wird 
und vor allem von den Betroffenen als solche empfunden 
wird, mögen nun die Rechtslehrer sie als Nebenstrafe oder 
sichernde Maßnahme ansehen 2 . Eine sichernde Maßnahme 
ist dagegen wohl unbestreitbar die jedenfalls nicht einzu¬ 
beziehende Fürsorgeerziehung. Denn der hierbei vom Staat 
ausgeübte Zwang richtet sich nicht wie bei der Freiheitsstrafe 
gegen die persönliche Freiheit des Kindes, sondern gegen das 
Erziehungsrecht seiner Eltern bzw. seines Vormundes, die 
seine natürlichen Erzieher sind und mit diesem Recht zugleich 
auch die Pflicht zur Erziehung haben, diese aber nicht so, 
wie es dem Wohlergehen der menschlichen Gesellschaft frommt, 
ausüben können oder wollen. 

Im nachstehenden ist die Arbeit von dem Standpunkte 
aus betrachtet, wie sie an den Gefangenen herantritt und auf 
ihn wirkt, also vornehmlich von der kriminalpolitischen 
Seite. Mit voller Absicht ist deswegen im Thema das Wort 
„Gefangenenarbeit“ und nicht „Gefängnisarbeit“ gewählt. 
Denn es interessiert hier weniger die Arbeit, die im Gefängnis 
als solchem geleistet wird, sondern wie und wozu diese Arbeit 

1 Dies ist zu erwähnen, weil z. B. in Preußen die Anstalten, in denen 
die Zuchthausstrafe verbüßt wird, amtlich „Strafanstalten“ heißen, im 
Gegensatz zu den „Gefängnissen“, die vornehmlich zur Verbüßung der 
Gefängnis- und Haftstrafe bestimmt sind. Der allgemeine Begriff „Ge¬ 
fangene“ findet sich auch in der Amtssprache, z. B. in den Bundesrats¬ 
grundsätzen. 

2 So v. Hippel, Finger, Lehrbuch S. 441, v. List, Lehrbuch 
S. 251, Olshausen zu §262, Goldschmidt in Vergl. Darst., Allg. 
Teil, IV S. 275 und RG. 35, 435 (Nebenstrafe) gegen Kriegsmann, 
Gefängniskunde S. 239 (sichernde Maßnahme). 
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von dem Gefangenen geleistet wird. In diesem Sinne sind 
finanzielle und volkswirtschaftliche Fragen insoweit ein¬ 
geschränkt, als sie den Gefangenen nicht oder nur wenig 
angehen. Insbesondere ist die Frage des Arbeitssystems, 
also Unternehmer-, Akkord- oder Regie-Betrieb, sowie eine 
Statistik über die Beschäftigung in den einzelnen Arbeits¬ 
zweigen mit Rücksicht auf die Denkschrift des Reichskanzlers 
vom 22. 2. 07 beiseite gelassen, zumal, ganz abgesehen von 
einem übermäßigen Anschwellen dieser Ausführungen, gegen¬ 
über einem derartigen, von dem gesamten zuständigen Be¬ 
amtenapparate des Deutschen Reichs zusammengetragenen 
Werke (und mag es auch 14 Jahre alt sein) ein einzelner 
nur Stückwerk liefern könnte. Auch rein bürotechnische 
Bestimmungen, etwa über das Schema der Arbeitsbelohnungs- 
Abrechnungsbücher, interessieren natürlich nicht. Im übrigen 
ist, soweit es sich hier um eine vergleichende Darstellung des 
deutschen Gefängnisrechtes handelt, eine erschöpfende Er-' 
fassung aller Rechtsquellen erstrebt worden dergestalt, daß 
außer den im Einzelfalle angeführten Belegen weitere nicht 
vorhanden bzw. nicht ermittelt sind. Mit der Zusammen¬ 
stellung aller dieser Vorschriften nebst Kritik und Begründung 
soll zu den Vorarbeiten zu einem deutschen Strafvollzugs¬ 
gesetz beigetragen werden. 

Geschichtlicher Rückblick. 

Eine Verwendung der Arbeitskraft von Gefangenen läßt 
sich bis in die älteste Zeit unserer Geschichte zurück nach- 
weisen. So kannten die Ägypter neben den in jenem Zeit¬ 
abschnitte allgemein üblichen Strafen des Todes, der Ver¬ 
stümmelung und anderer Körperqualen, der Verbannung 
und Geldbuße auch die zeitige und lebenslängliche Zwangs¬ 
arbeit. Die Athener der klassischen Zeit und die Römer der 
Republik wie der Kaiserzeit wandten die Zwangsarbeit meist 
in Bergwerken an; über die damnatio in metallum vel in opus 
metalli, d. h. Bergwerksarbeit in leichten oder schweren Ketten, 
und die damnatio in opus publicum (meist Wegebauarbeit) 
ist in l. 8 §§ 4, 7, 11 D. de poenis 48, 19 berichtet. Die Ver¬ 
urteilten sind servi poenae und die Strafe ist mit Hafthaltung 
verbunden. Diese Strafart ist aber in ihrem inneren Wesen 
von der heutigen mit Zwangsarbeit verbundenen Hafthaltung 
verschieden. Denn die Freiheitsstrafe war dem römischen 
Recht, wie auch dem Recht der meisten übrigen Völker des 
Altertums fremd oder ihre Anwendung wird als Fehlspruch 
verboten. Der Kerker diente nur zur Verwahrung der Unter- 
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suchungsgefangenen bis zur Verurteilung und weiter bis zur 
Vollstreckung der Strafen 1 . 

Diese Anschauungen sind die logische Folgerung aus- der 
Geschichte des Strafrechts überhaupt. Die ursprüngliche 
Privatrache sowie die in der Folgezeit verhängte staatliche 
Strafe wurden im wesentlichen durch gleichartige Strafmittel 
betätigt: Die Vernichtung oder das Quälen des Körpers des 
Rechtsbrechers (Todes- und Leibesstrafen), seine wirtschaft¬ 
liche Vernichtung (Zerstörung des Eigentums), wozu als neue 
Staatsstrafe die Ausschließung aus der Staatsgemeinschaft 
(Verbannung) trat. Als man dann aber einsah, daß damit 
neben der vom Rechtsbrecher verübten auch noch eine weitere 
wirtschaftliche Schädigung der Volksgemeinschaft eintrat, 
versuchte man neben dem Zweck der Vergeltung und der Ver¬ 
brechensverhütung durch die Strafe zu einem Ersatz des 
vom Rechtsbrecher angerichteten Schadens zu gelangen, 
indem man sein Eigentum beschlagnahmte, statt es zu zer¬ 
stören, indem man ihn bzw. seine Arbeitskraft ausnutzte, 
statt sie durch seine Tötung, Verstümmelung oder Verbannung 
zu vernichten. So ist also bei der Zwangsarbeitsstrafe der 
Alten der Arbeitszwang der eigentliche Inhalt der 
Strafe, während die Hafthaltung nur eine an sich unbe¬ 
absichtigte, aber durch die Ausführung der Zwangsarbeit 
bedingte Nebenerscheinung ist. Man muß demnach hier — im 
Gegensatz zu der heutigen mit Zwangsarbeit verbundenen 
Hafthaltung — von einer mit Hafthaltung verbundenen 
Zwangsarbeit sprechen. 

Diese Entwicklung fand auch im deutschen Recht und 
in dem der übrigen mittelalterlichen europäischen Staaten 
statt, und die Rechtsauffassung und die Strafmittel des Alter¬ 
tums behaupteten sich sogar bis in die neueste Zeit hinein. 
Allerdings erkannte man die Vorteile der Zwangsarbeit erst 
spät und nicht bedingungslos oder glaubte, die blutigen Strafen 
doch nicht entbehren zu können. Auch bei der Verbüßung 
der durch Friedrich II. (1215—1250) in der Constitutio regni 
Siciliae III, 44, 45, 89 verordneten Kerkerstrafe und des 
durch die Bamberger und die Peinliche Gerichtsordnung 
vom Jahre 1507 und 1532 als Strafe zugelassenen „ewigen“ 
oder zeitigen Gefängnisses (Artt. 176, 192, 195 PGO.) ist eine 
Gefängnisarbeit unmöglich gewesen; das bezeugt heute noch 

1 /. 8. § 9 D. 48, 19 (Ulpianus): Solent praesides in carcere continendos 
damnare aut ut in vinculis contineantur: sed id eos facere non oportet, nam 
huiusmodi poenae interdictae sunt: carcer enim ad continendos homines, non 
ad puniendos haberi debet. 



12 




der Zustand der damaligen Gefängnisse, wie z. B. des Loch¬ 
gefängnisses in Nürnberg, wenn man nicht gerade das Wasser- 
holen im unterirdischen Gang von der Nürnberger Burg als 
„Arbeit“ bezeichnen will. Immerhin finden wir, — abgesehen 
von der etwas abseits liegenden altgermanischen Schuld¬ 
knechtschaft — seit Karl VII. (1422—1461) in Frankreich 
eine Verwendung der Verbrecher als Ruderknechte auf den 
Galeeren und ein gleiches in Genua, Venedig, Neapel. Sogar 
Luzern besaß zu diesem Zwecke eine eigene Galeere auf dem 
Vierwaldstättersee. Staaten ohne eigene Seemacht verkauften 
Sträflinge, z. B. Nürnberg und Ansbach um das Jahr 1570 
an Genua, Österreich ständig bis 1762 an Venedig und Neapel, 
Württemberg an Venedig. Erst am Ende des 18. Jahrhunderts 
wird die Galeerenstrafe abgeschafft. Die Verurteilung zu 
öffentlichen Arbeiten läßt sich zuerst (1577) für Nürnberg 
nachweisen, das Gefangene zum Gassenkehren „in die Springer 
schlagen“ ließ. Württemberg ersetzte 1626 allgemein das 
Rutenauspeitschen durch öffentliche Arbeit und diesem 
Beispiele folgten viele Staaten nach. Ihre wichtigste Form 
wurde die Festungsbaugefangenschaft, auch wohl Karren¬ 
strafe genannt, die erst 1845 überall in Deutschland ver¬ 
schwunden war und dann sogar noch in einigen Staaten, 
z. B. Hannover, bis längstens 1870 in der Kettenstrafe eine 
Nachfolgerin fand. Eine derartige wirtschaftliche Ausnutzung 
des Rechtsbrechers stimmte durchaus mit der mittelalterlichen 
Strafpolitik überein. Der Verbrecher war niemals Gegen¬ 
stand der Fürsorge, sondern nur ein Ausbeutungsobjekt, 
sofern man doch nicht vorzog, zur größeren Abschreckung 
der anderen und zur ganz sicheren Unschädlichmachung 
ihn mit größerem oder geringerem Quälen vom Leben zum Tode 
zu beförden. 

Die christliche Kirche war in der Praxis über diese An¬ 
schauungen durchaus nicht erhaben. Dennoch gebührt ihr 
der Ruhm, wenn auch in bescheidenem Umfange, so doch 
zuerst eine Strafhaft mit dem Zwecke der Buße und Besserung 
eingeführt zu haben. Schon im 4. Jahrhundert kennt sie als 
Disziplinarstrafe für Klostergeistliche die in der Regel mit 
Arbeitszwang verbundene Verwahrung in einem klösterlichen 
Arbeitshaus, dem ergastulum L Seit dem 6. Jahrhundert 
kommt diese Strafe als kriminelle Verbrechensstrafe und gegen 
Kleriker überhaupt vor und wird zuerst im Klosterkerker, 

1 Beschluß des Benediktiner-Convents zu Aachen vom Jahre 817: 
His qui e monasterio fugere voluerint aliorumve gravium criminum rei 
fuerint, aut quibus ex integro factae sunt reguläres disciplinae, ita ut jratrum 
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seit Innozenz III. (1189—1216) in besonderen Gefängnissen 
mit strengem Arbeitszwange vollzogen 1 . Schließlich findet 
diese Bestrafung auch gegen Laien Anwendung. Offenbar 
erreicht diese Bewegung unter Papst Clemens XI. ihren 
Höhepunkt, als dieser im Jahre 1703 das Bösebubenhaus zu 
San. Michele in Rom gründete. Es diente gleichzeitig als 
Gefängnis für jugendliche Verbrecher und Zwangserziehungs¬ 
anstalt für Verwahrloste. Die Wahlsprüche über dem Eingang 
„ut qui inertes oberant, instructi rei publicae serviant “ und am 
Hauptsaal „ Parum est coercere improbos poena, nisi probos 
efficias disciplina “, die als „Motto aller Gefängnisreform“ 
bezeichnet werden 2 , kennzeichnen scharf den Grundgedanken 
dieser Einrichtung. Man suchte ihn durch strenge Arbeits¬ 
zucht und sorgfältige geistliche Unterweisung zu verwirklichen. 
Die Gefangenen befanden sich nachts in Einzelzellen und 
arbeiteten tags in Gemeinschaftshaft mit streng durchge¬ 
führtem Schweigegebot. Zu Fleiß und guter Führung wurde 
durch Belohnungen angespornt, die Namen der Belohnten 
wurden in den Arbeitssälen ausgehängt. Bei der Auswahl 
der Arbeit wurde darauf Bedacht genommen, daß die jungen 
Menschen ein Handwerk erlernten. Alles in allem eine auf¬ 
fallende Ähnlichkeit mit den Grundsätzen des modernen 
Strafvollzuges! 

Mit der Einrichtung dieses Straf- und Erziehungshauses trat 
die katholische Kirche gleichzeitig auch einer internatio¬ 
nalen Bewegung bei, die unabhängig von ihr in den pro¬ 
testantischen germanischen Ländern ihren Ursprung 
gefunden hatte. Den Anlaß zu dieser Bewegung hatten einer¬ 
seits die mit der Renaissance einsetzende Abneigung gegen 
die bisherigen blutigen Strafen, andererseits die wirtschaft¬ 
lichen und sozialen Verhältnisse gegeben. Die zahlreichen 
Kriege am Ausgange des Mittelalters hatten in Mitteleuropa 
eine weitgehende Verarmung und Arbeitsunlust hervorgerufen 
(wie heute!). Heimat- und Besitzlose überschwemmten als 
Bettler, Landstreicher, Diebe, Räuber, Brandstifter das 
Land. Wie eine Hydra tauchte ihr Heer in doppelter Stärke 
auf, mochten auch die einzelnen Territorien durch die alt- 

consortio omnino privati sint, domus semota fieri praecipitur huiusmodi, 
in qua hieme possit ignis accendi et atrium iuxta esse in quo valeant, 
quod eis iniungetur operari. Vgl. Krohne, Lehrbuch S. 8. 

1 Vgl. c. 3 in 6to de poenis 5, 9. — c. 40, 41 Dist. 50. — c. 35 X 
de sent. excomm. 5,39. Ferner Hinschius, Kirchenrecht, Bd. IV 
S. 815; Kober, Die Gefängnisstrafe gegen Kleriker und Mönche, in 
Tüb. theol. Quartalschrift 59 S. 65, 71, 619. 

2 Freudenthal, Gefängnisrecht S. 84. 
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hergebrachten Todes- und Leibesstrafen und Abschub über 
die Grenze sich der Überflutung noch so sehr zu erwehren 
suchen. Die Fruchtlosigkeit der alten Methoden einsehend, 
fand man endlich dafür Verständnis, daß wirtschaftliche 
Schäden der Gesamtheit und gesellschaftsschädliche Eigen¬ 
schaften des Einzelmenschen, wie geistige und körperliche 
Minderwertigkeit, Hang zum Verprassen des Arbeitsver¬ 
dienstes ohne Rücksicht auf die Zukunft, Müßiggang, Arbeits¬ 
entwöhnung und Faulheit der Nährboden des Verbrechens 
und des Verbrechers sind. Um das Übel an der Wurzel anzu¬ 
packen, blieb man nicht stehen sowohl bei dem alleinigen 
Strafzweck der Unschädlichmachung, Abschreckung und Ver¬ 
geltung, als auch bei dem bis dahin der öffentlichen Zwangs¬ 
arbeit allein zugrunde liegenden Gedanken, die Arbeitskraft 
des Rechtsbrechers für die Allgemeinheit nutzbringend zu 
verwerten. Vielmehr fügte man den Besserungszweck hinzu 
und stellte ihn in den Vordergrund, den Zweck der zwangs¬ 
weisen Erziehung zu Ordnung und Arbeit und damit der 
Umwandlung des sozialen Schädlings in einen brauchbaren 
Menschen 1 . Damit hatte man den Weg zu der modernen 
Auffassung von dem Zweck der Gefängnisarbeit beschritten, 
während die bislang und von da ab noch jahrhundertelang 
nebenherlaufend angewandte öffentliche Zwangsarbeit nur 
als eine Art Vorläuferin betrachtet Werden kann 2 . 

Die erste Anstalt, in der dieser Gedanke verwirklicht 
wurde, scheint Bridewell gewesen zu sein, ehemals ein 
königliches Schloß, in dem 1553 die Stadt London ein house 
of correction errichtete, dazu bestimmt, Bettler und Müßig¬ 
gänger durch Arbeit zur Arbeit zu erziehen. Es war jedoch 
nur ein Korrektionshaus, da eigentliche Schwerverbrecher 
darin keine Aufnahme fanden. In Deutschland war es wiederum 
die Stadt Nürnberg, die mit dieser neuen kriminalpolitischen 
Maßnahme voranging. 1558 verwandelte sie ein Siechenhaus 
in ein Spinnhaus, „um Kinder, die sich auf dem Bettel be¬ 
treten lassen, und arbeitsscheue Weibspersonen darinnen 
unterzubringen 3 “. Ein dauernder Einfluß dieser beiden 
Einrichtungen auf die Umwelt läßt sich jedoch nicht nach- 
weisen, zumal das englische Zuchthaus bald wieder in Verfall 
geriet. 


1 Freudenthal, Gefängnisrecht S. 85. 

2 Ähnlich Freudenthal, Gefängnisrecht S. 84f. A. A. Kriegs¬ 
mann, Gefängniskunde S. 4f. 

3 Krohne, Lehrbuch S. 15. 
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Allgemein vorbildlich wurden dagegen die Einrichtungen 
in Amsterdam. Wie der Chronist Isac Pontanus berichtet, 
wurde 1589 die Frage aufgeworfen, „ob es nicht geraten wäre, 
ein Haus zu gründen und vorzuschreiben, in welchem man 
alle Vagabonden, Übeltäter, Spitzbuben und dergl. zur Züch¬ 
tigung einsperren und arbeiten lassen könne, und zwar solange, 
als von den Schöffen nach ihren Delikten oder Missetaten 
für angemessen befunden würde 1 “. Am 3. Februar 1596 
wurde das in einem ehemaligen Kloster eingerichtete Männer¬ 
zuchthaus („Tuchthuis“oder „Rasphuis“) mit den ersten zwölf 
Gefangenen belegt. Ein Weiberzuchthaus („Spinnhuis“) folgte 
1598 nach im ehemaligen St. Ursula-Kloster, „worin junge 
Mädchen und andere, welche sich an Bettel und Müßiggang 
gewöhnen, mit Wollspinnen beschäftigt werden und den 
Unterhalt verdienen könnten“. Im Jahre 1600 wurden dann noch 
das „separate“ oder „sekrete“ Zuchthaus für Söhne anständiger 
Bürger eröffnet (gemeinschaftliche Arbeit bei Tage, nächtliche 
Unterbringung in Einzelzellen) und von dem „openbaren“ ge¬ 
trennt. Die Insassen dieser Anstalten waren gerichtlich 
Bestrafte, auf Befehl des Bürgermeisters Eingelieferte (also 
auf Polizeiverfügung) und aufgegriffene gesunde Bettler. 
Auch „Jungfrauen, die Unzucht getrieben“, ferner „ungeratene 
unbändige Kinder“ wurden auf Antrag der Eltern aufgenommen. 
Die Anstalten waren also zugleich Straf-, Korrektions- und 
Zwangserziehungshäuser. Wir dürfen dabei aber nicht ver¬ 
gessen, daß damals der Begriff des kriminellen Unrechts noch 
nicht so scharf herausgeschält war wie heute. Regelmäßige 
intensive Arbeit im Dienste des Erziehungsgedankens war das 
Grundprinzip der Anstalten. Bezeichnend ist der Spruch 
am Weiberzuchthaus: „Fürchte dich nicht! Ich räche nicht 
Böses, sondern zwinge zum Guten. Hart ist meine Hand, 
aber liebreich mein Gemüt“. Dementsprechend wurden die 
Gefangenen nicht rücksichtslos ausgenutzt'und nicht durch 
schlechte Behandlung und schlechte Ernährung gequält und 
körperlich heruntergebracht. Denn man hatte erkannt, daß 
solche körperlich und geistig niedergedrückte Individuen 
nach ihrer Rückkehr in die Freiheit ebenso wertlos wie früher 
und vielleicht noch gefährlicher und gemeinschädlicher seien 
als vorher. Vielmehr war man bemüht, die Häftlinge durch 
gute Unterbringung, gute Ernährung, Reinlichkeit, Seelsorge 
und Schulunterricht (besondere Anstaltsgeistliche und Lehrer) 
zu harter Arbeit in der Anstalt, wie später im freien Lebens- 

1 Vgl. v. Hippel, Beiträge zur Geschichte der Freiheitsstrafe, in 
Zeitschr. f. d. ges. Strafr.-Wiss. 18 S. 419ff., 608ff. 
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kämpfe wieder brauchbar zu machen. Der Hauptarbeitszweig 
für Männer war das Farbholzraspeln, ein einträgliches Ge¬ 
werbe, für das dem Zuchthaus sogar ein „Gunstbrief“, d. h. 
ein Monopol erteilt wurde, für Weiber das Spinnen und Weben. 
Doch auch andere Beschäftigungen waren eingeführt, damit 
bei der Auswahl der Arbeit die Eigenart der Gefangenen berück¬ 
sichtigt werden konnte (ingenium vel artus cuiusque . . . ac 
robur). Jugendliche und sonstige noch bildungsfähige ‘Ge¬ 
fangene wurden in der Erlernung eines Handwerks unterrichtet. 
Interessant ist die Zuteilung eines bestimmten Arbeitspensums, 
„Feierabend“ genannt, Kostschmälerung bei Trägheit, Be¬ 
lohnung für Leistung eines Überpensums (z. B. ein Gulden 
für 100 U Raspelspäne) unter teilweiser Gutschrift und Aus¬ 
zahlung erst bei der Entlassung 1 . 

Der Erfolg war, wie der Chronist berichtet, ein glänzender: 
Lahme lernten das Gehen, Blinde das Sehen, Diebe wurden 
vom Stehlen geheilt, Bettler und Räuber verschwanden von 
den Gassen und Landstraßen. Der Heilige des Raspelhauses, 
Sanctus Raspinus, wie man in humorvoller Weise sagte, wirkte 
Wunder und sein Ruhm verbreitete sich weithin. Viel wird 
zu diesem Erfolge auch beigetragen haben, daß die Ergreifung 
der Übeltäter eine ziemlich allumfassende war und dement¬ 
sprechend dje Hoffnung des einzelnen, er würde wohl dem 
Arm der Gerechtigkeit ganz entgehen oder nur über die Landes¬ 
grenze abgeschoben werden, nur gering sein konnte. Insofern 
ist auch das Moment der Abschreckung vorhanden. 

Dem Beispiele und Vorbilde Amsterdams folgten bald die 
norddeutschen Hansestädte Bremen 1609, Lübeck 1613, 
Hamburg 1622, Danzig 1629 und die flandrischen Städte 
Brügge und Gent 1627. Alsdann wurden Zuchthäuser errichtet 
in Wachsenburg 1660, Breslau und Wien 1670, Leipzig 1671, 
Lüneburg 1676, Braunschweig 1678, Frankfurt a. M. 1679, 
München 1682, Spandau und Magdeburg 1687, Königsberg 
J691 2 . Bis 1786 waren in Deutschland über 60 Zuchthäuser 
vorhanden. Auch nach England und Nordamerika (William 
Penn) wurde der Gedanke getragen, über Rom (Bösebuben¬ 
haus) ist bereits oben gesprochen. 


1 Vgl. Art. 5, 7, 21 der Ordnung und Gebräuche des Zuchthauses 
und Art. 17 — 19 der Ordnung der Zuchtkinder; abgedruckt bei v. Hip¬ 
pel, Beiträge zur Geschichte der Freiheitsstrafe, in Zeitschr. f. d. ges. 
Strafr.-Wiss. 18 S. 472ff. und Lutz, Die Arbeit in den Strafanstalten 
S. 165. 

2 Kriegsmann, Gefängniskunde S. 6. 
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Die deutschen Zuchthäuser hatten die Amsterdamer 
Zuchthausordnung entweder direkt übernommen (1604 
Bremens Bitte an Amsterdam, die Zuchthausordnung ,,tho 
einer Nachrichtung thokamen tho laten“) oder wollten — 
wenigstens die älteren — dem Geiste derselben folgen, so daß 
eine Anführung ihrer Grundsätze nach der Schilderung der 
Amsterdamer sich erübrigt. Hervorgehoben zu werden ver¬ 
dient jedoch, daß der Arbeitsertrag nur teilweise zur Ent¬ 
lastung der Haftkosten verwendet wurde, teilweise dagegen 
den „Zwänglingen“ als Arbeitsbelohnung zugeteilt wurde 1 . 
Was die Insassen betraf, so waren es zunächst vielfach nur 
Korrigenden, und die Zuchthäuser trugen „ehrlichen“ Charak¬ 
ter. Nach und nach fanden aber überall auch „unehrliche“ 
Personen, „grobe Malifikanten“ (Danzig) Aufnahme, vielfach 
unter Trennung von den „ehrlichen“. 

So war die mit wirtschaftlich organisierter Arbeit 
verbundene Freiheitsstrafe in den Kreis der Straf¬ 
politik getreten. Allerdings vermochte sie nicht ohne 
weiteres restlos sich durchzusetzen und die übrigen Strafmittel 
zu vertreiben, namentlich aber auch nicht in ihrer lauteren 
Form sich zu erhalten. Am Ausgang des 17. Jahrhunderts 
kam der Rückschlag. Man fiel in die alten Methoden der 
Leibesqualen zurück. Die Münchener Zuchthausordnung 
vom 4. Juni 1682 kennzeichnet das trefflich, indem sie als 
Zweck angibt: „um daselbst zu Buß, Arbeit und besserem 
Leben gebracht, oder an ein solches Ort gesetzt zu werden, 
wo er niemand mehr beschweren, noch andere verführen kann“ 
und ferner, „daß sie daselbst nach ihrem Verschulden in 
Eisen und Banden bei geringer Atzung und schlechtem Lebens¬ 
unterhalt mit harter Arbeit, Karbartsch und Rutenzüchtigung 
oder in anderem Weg wohl empfindlich abgestraft und morti- 
fiziert werden.“ Die Galeeren und Festungsbaustrafen waren 
gleichfalls noch in Anwendung. Dazu kam neu die Gefängnis¬ 
strafe ohne Arbeitszwang und Arbeitsmöglichkeit. Weder 
in den Zuchthäusern noch in den Gefängnissen fand eine 
ordnungsmäßige räumliche Trennung statt: Straf-, Unter- 
suchungs- und Schuldgefangene, Korrigenden, wie Bettler 
und Landstreicher, Armenhäusler, Waisenkinder und Geistes¬ 
kranke hausten ohne Trennung der Geschlechter und ohne 
hinreichende Aufsicht beieinander in verkommenen Anstalten 
oder in den „Lochgefängnissen“ des Mittelalters. „Das Ge¬ 
fängnis ist Kloake, Verbrecherschule, Bordell, Spielhölle und 

1 Vgl. v. Hippel, Beiträge zur Geschichte der Freiheitsstrafe, in 
Zeitschr. f. d. ges. Strafr.-Wiss. 19 S. 458ff.; Lutz, a. a. O., S. 2. 

Blätter für Oefängniskunde, Bd. L1V. 2 
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Schnapskneipe, nur nicht eine Anstalt iin Dienste des Straf¬ 
rechts zur Bekämpfung des Verbrechens“ 1 . Von einer erzieh¬ 
lichen Arbeit kann dabei natürlich keine Rede sein. Nur die 
niederländischen Anstalten, insbesondere die 1772—75 neu 
aufgebaute und neu organisierte Maison de force in Gent, 
sowie die Zuchthäuser in Bremen und Hamburg blieben den 
guten Überlieferungen treu. 

Die einer Gefängnisreform gleichgültig gegenüberstehende 
'öffentliche Meinung wurde erst durch die zähe, zielbewußte 
und von Begeisterung getragene Lebensarbeit des John 
Howard (1726—1790) aufgerüttelt. Seinen großen Gefängnis- 
Forschungsreisen durch ganz Europa bis zur afrikanischen 
Küste und an die Grenzen Kaukasiens, seiner 1777 erschiene¬ 
nen Schrift über das Gefängniswesen Englands und seinem 
persönlichen Eintreten vor Fürsten, Parlament, der Gelehrten¬ 
welt und der breiten Volksmasse ist der nun folgende 
Aufschwung in erster Linie zu danken. Offenbar angeregt 
durch die Behandlung der Gefangenen in den niederländisch¬ 
niedersächsischen Zuchthäusern verkündete er als Leitsatz seiner 
Lehre: „Gewöhnt sie an Arbeit und sie werden ordentliche 
Leute“ 2 . Andere Gefängnisforscher und Reformer folgten, so vor 
allem in Deutschland der Gefängnisprediger H. B. Wagnitz 3 
und der preußische Justizminister v. Arnim 4 . 

Damit war der Bann der grausamen Anschauungen des 
Altertums und des Mittelalters endgültig gebrochen. Und wenn 
sich die Reformen auch nur nach und nach durchsetzten, 
so lag das im wesentlichen weniger am Wollen und Versuchen 
zu erkennen, als am Können, namentlich auch aus finanziellen 
Gründen. Darüber, daß die Arbeit den Zwecken des Straf¬ 
vollzuges dienstbar zu machen sei, war man sich im allgemeinen 
einig. Der Kampf der Geister bewegte sich vielmehr darum, 
was Zweck und Ziel des Strafvollzuges sei und wie die Einzel¬ 
maßnahmen sein müßten, um .diese Ziele zu erreichen, Und 
diese bezogen sich weniger auf die Arbeit als solche, als viel¬ 
mehr auf die Art der Hafthaltung. Wir können deswegen 
darüber mit kurzen Worten hinweggehen. Die lautesten 
Kämpfer waren im Anfang des 19. Jahrhunderts in Nord¬ 
amerika: Pennsylvanisches Einzelhaft- gegen Auburnsches 


1 Krohne, Lehrbuch S. 22; vgl. die Abhilfeversuche in Haus¬ 
und Dienstordnung für das Zucht- und Tollhaus zu Celle von 1752. 

2 “Make them diligent and they will be honest”. 

3 Wagnitz, Historische Nachrichten und Bemerkungen über die 
merkwürdigsten Zuchthäuser, 1791. 

4 v. Arnim, Bruchstücke über Verbrechen und Strafen, 1802. 



Schweigesystem 1 . Es folgten das Klassifikationssystem, 
zuerst eingeführt 1833 in Genf und 1840 in Sachsen; ferner 
das Progressivsystem, — Einzelhaft, Gemeinschaftshaft in 
•verschiedenen Stufen, vorläufige Entlassung —, Gedanke 
von Wagnitz 1791, zuerst durchgeführt 1842 in Pentonville; 
endlich um 1850 das „irische System“ — wie Progressiv- ' 
System, obendrein noch Zwischenanstalt mit landwirtschaft¬ 
licher Arbeit in halber Freiheit vor Entlassung —, das auch in 
Deutschland (Dreibergen i. Mecklbg. 1851) Eingang fand. 
Die Systeme sind für die Gefangenenarbeit insofern von Be¬ 
deutung, als durch sie vielfach die Arten der ausführbaren 
Arbeiten bedingt werden (Innen- und Außenarbeit, land¬ 
wirtschaftliche, handwerksmäßige und 'Äbrikmäßige Arbeit) 
und damit auch die Auswahl in der Arbeitszuteilung an den 
einzelnen Gefangenen. Weder im gesamten Deutschland noch 
in den einzelnen Ländern hat sich eines dieser Systeme aus¬ 
schließlich durchsetzen können. Ihrer historischen Ent¬ 
wicklung nach neigen im wesentlichen zur Gemeinschaftshaft 
bzw. einem gemischten System mit überwiegender Gemein¬ 
schaftshaft Bayern, Braunschweig, Hamburg und ein großer 
Teil der kleinen Bundesstaaten, die sich noch mit alten Ge¬ 
meinschaftshaftgefängnissen behelfen müssen, ferner tatsäch¬ 
lich Österreich, wo offiziell das Progressivsystem besteht; 
zum Klassifikationssystem mit Elementen von Progression 
Sachsen; zur Einzelhaft vor allem Baden, Oldenburg und 
Mecklenburg, dann auch Hessen, Württemberg und im Laufe 
der Zeit mehr und mehr Preußen, dieses namentlich infolge 
des Einflusses von Wiechern und K roh ne. Es läßt sich 
aber nicht verkennen, daß im Laufe der Zeit vielfach eine 
Annäherung der Anschauungen in den verschiedenen Ländern 
eingetreten ist. 

HAUPTSTÜCK. 

Das gegenwärtige Recht. 

Zum Eingang: 

Die Quellen und ihre Entstehung. 

Das Reichsstrafgesetzbuch vom 15. 5. 1871 und das 
österreichische Strafgesetz vom 27. 5. 1852 sind Quellen, 
die nur recht spärlich fließen. Denn die §§ 14ff., insbesondere 


1 Zu Unrecht, aber vielleicht seinem insofern homogenen Volks¬ 
charakter durchaus entsprechend, nimmt Amerika in Anspruch, in Auburn 
zuerst gemeinschaftliche Arbeit bei Tage mit Schweigegebot und nacht- 
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§§ 15—18, 362 RStGB. und die §§12, 14, 18, 240, 244—247, 
253, 262 ÖStG. deuten lediglich in skizzenhafter Weise einige 
Grundzüge des Strafvollzuges an, ohne die einzelnen Haft¬ 
arten fest zu umgrenzen, geschweige denn für die Arbeit der- 
Gefangenen mehr als einige Grundsätze aufzustellen. Noch 
weniger ist aus den einander fast gleichen §§ 116 Abs. 3 der 
Reichsstrafprozeßordnung vom 1. 2. 1877 und 185 der 
österreichischen Strafprozeßordnung vom 23. 5. 1873 
sowie aus § 497 RStPO. und §§381,388 ÖStPO. zu schöpfen. 
Es besteht nur noch ein Reichsgesetz betr. die Unfallfürsorge 
für Gefangene vom 30. 5. 1900 (RGBl. S. 536). Damit ist 
aber die alle Länder gleichmäßig umfassende gesetzliche 
Regelung des Strafvollzuges erschöpft. 

Schon im norddeutschen Bundesparlament war am 4. 3. 
1870 der Ruf nach ausführlicherer bundesrechtlicher Regelung 
laut geworden und fand dann in wiederholten Anträgen (ins¬ 
besondere Teilkampf 1874) im Reichstage seinen Ausdruck. 
Demzufolge legte die Reichsregierung am 19. 3. 1879 einen 
„Entwurf eines Reichsgesetzes über die Vollstreckung 
der Freiheitsstrafen 1 “ dem Bundesrat vor. Er scheiterte 
aber schon im Bundesrat, und zwar hauptsächlich aus finan¬ 
ziellen Gründen, da die darin vorgesehene vermehrte Durch¬ 
führung der Einzelhaft selbst bei höchst zulässiger Beschrän¬ 
kung einen Aufwand von 114 Millionen M. erfordert haben 
würde, wovon allein auf Bayern 33—35 Millionen, auf Sachsen 
11—12 Millionen entfallen wären. 

Immerhin wirkte dieser Entwurf nicht nur befruchtend auf 
das Schrifttum, auf das Interesse der gesetzgebenden Körper¬ 
schaften und der Öffentlichkeit, sowie auf die praktischen Refor¬ 
men im Gefängniswesen, sondern war auch der Vorläufer und ein 
nicht unwesentliches Baumaterial für die „Grundsätze, 
welche bei dem Vollzüge gerichtlich erkannter Freiheits¬ 
strafen bis zu weiterer gemeinsamer Regelung zur Anwendung 
kommen“ sollten. Die Bundesregierungen hatten sich im 
Bundesratsbeschluß vom 28. 10. 1897 über diese Grundsätze 
geeinigt, „um die baldmöglichst wieder aufzunehmende Auf¬ 
gabe der Gesetzgebung vorzubereiten und um auch schon 
einstweilen eine Gleichartigkeit des Strafvollzugs nach festen 


liehe Trennung eingeführt zu haben. Dieser Gedanke war bereits 1600 
im -sekreten Zuchthaus zu Amsterdam, 1705 im Bösebubenhaus zu 
San Michele (Rom) und 1775 in der Maison de Force zu Gent in die Praxis 
umgesetzt. 

1 Abgedruckt bei Krohne, Lehrbuch S. 553ff. und Bl.f. Gefk. 14 
S. lff. 
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Regeln anzubahnen 1 “, was allerdings innerhalb der inzwischen 
verflossenen 23 Jahre noch nicht gelungen ist. Die „Grund¬ 
sätze“ befassen sich mit den wichtigsten Punkten des Straf¬ 
vollzugs, insbesondere mit dem Arbeitsbetrieb; allerdings 
bei weitem nicht erschöpfend, aber andererseits doch so, 
daß man eben die Grundsätze für die einzelnen Fragen dort 
niedergelegt vorfindet. Man konnte jedoch nicht umhin, 
der verschiedenen historischen Entwicklung des Gefängnis¬ 
wesens, namentlich des Gefängnisbauwesens in den einzelnen 
Bundesstaaten Rechnung zu tragen, und so finden sich nur 
allzuhäufig Einschränkungen wie ,,wo es ausführbar ist“, 
„in der Regel“, „nach Möglichkeit“, „tunlichst“, „vorzugs¬ 
weise“ usw. 

Die rechtliche Natur dieser „Grundsätze“ ist eine 
eigenartige. Als Bundesratsverordnung können sie nicht ange¬ 
sehen werden, ja überhaupt nicht als Rechtsnorm aus eigener 
Kraft 2 . Schon ihre Veröffentlichung im nichtamtlichen Teil des 
Reichsanzeigers vom 8. 11. 1897 hat dies von vornherein zum 
Ausdruck gebracht. Der Bundesrat war bei ihrer Festlegung 
nur vermittelnde Stelle für die einzelnen Bundesstaaten, 
nicht selbständige verordnende Körperschaft. Ich vergleiche 
daher die „Grundsätze“ mit völkerrechtlichen Verträgen, 
die erst dann für die einzelnen Staatsangehörigen bindend 
werden, wenn sie durch Staatsgesetz (oder Verordnung) in 
die Rechtsnormen ihres Heimatsstaates aufgenommen worden 
sind. Dementsprechend dürfen die Gefängnisbeamten die 
„Grundsätze“ erst dann als Norm anwenden und die Ge¬ 
fangenen sich erst dann darauf berufen, wenn ihre Nach¬ 
achtung von dem betreffenden Bundesstaate ausdrücklich 
vorgeschrieben ist. Das ist aber, soweit ich aus den Gefängnis¬ 
ordnungen oder sonst feststellen konnte, nur in Bayern 3 , Sachsen 
(Just. Min. 4 ), Lübeck 5 , und Hamburg geschehen. Und so 
finden sich formell unanfechtbar selbst in Gefängnisordnungen, 
die erst nach 1897 entstanden sind, Bestimmungen, die im 
Gegensatz zu den „Grundsätzen“ stehen, allerdings nur in 

1 Text der Begründung abgedruckt bei Aschrott in Zeitschr. f. d. 
ges. Strafrechtswissenschaft 18 S. 384ff. 

2 Kriegsmann, Gefängniskunde S. 140, verneint gleichfalls die 
verbindliche Kraft der „Grundsätze“. 

3 Durch Min.-Erl. vom 27.2. 1898; vgl. Degen-KÜmmer S. 551. 

4 Sa.GO. § 1862: „Diesen Grundsätzen.haben die Gefängnis¬ 

beamten allenthalben nachzugehen.“ 

5 Persönliche Mitteilung der Strafanstaltsverwaltung. 
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Einzelfällen von untergeordneter Bedeutung 1 . Aber die 
Bundesstaaten haben sich — ebenso wie derartiges bei völker¬ 
rechtlichen Staatsverträgen zu geschehen pflegt — durch 
ihre Einigung auf die „Grundsätze“ verpflichtet, dieselben 
in ihrem Herrschaftsgebiete zur Durchführung zu bringen. 
Das ist bei einer ganzen Reihe von Ländern in der Weise 
geschehen, daß die „Grundsätze“ inhaltlich in die später 
erlassenen Strafvollzugsordnungen aufgenommen worden sind. 
Soweit dagegen die Bundesstaaten bei ihren alten Vollzugs¬ 
ordnungen stehen geblieben sind, ist anzunehmen, daß die An¬ 
wendung der „Grundsätze“ stillschweigend zugelassen ist 
und überall Eingang gefunden hat. Insoweit sind diese also 
als kodifiziertes Gewohnheitsrecht anzusehen. Von diesem 
Gesichtspunkte aus rechtfertigt es sich, in den nachstehenden 
Ausführungen die „Grundsätze“ so zu behandeln, als ob sie 
eine reichsrechtliche Norm wären. Wo sie Lücken der Landes¬ 
normen ausfüllen können, werden sie es ohne weiteres tun, 
wo sie dagegen in Widerspruch mit den Landesnormen stehen, 
wird, man nicht ohne weiteres, wie der Verfasser der Denk¬ 
schrift des Reichskanzlers vom 22. 2. 07 (S. 5) meint, sag.en 
dürfen „Reichsrecht bricht Landesrecht“ oder „lex posterior 
derogat priori “, sondern im einzelnen Falle prüfen müssen, 
ob die abweichende Landesnorm als rechtsgültig anzusehen ist 
oder nicht. 

Somit ist die Regelung des Gefängnisrechts im wesent¬ 
lichen den einzelnen Ländern überlassen geblieben. 
Diese haben dazu weit überwiegend den Weg der Ministerial- 
verordnung gewählt. Landesgesetze befassen sich nur mit 
Einzelfragen des Gebietes, insbesondere mit der Einweisung, 
so in Bayern, Württemberg, Baden; sie sind für die Gefangenen¬ 
arbeit ohne Bedeutung. Die Hausordnung für die bayrischen 
Strafanstalten vom 20. 9.07 beruht auf königlicher Verordnung. 
Ministerialverordnungen mit landesherrlicher Genehmigung 
finden wir in Baden (nur Zentralstrafanstalten), Sachsen- 
Weimar, Mecklenburg-Strelitz (nur Verordnung vom 22. 12. 70), 
Sachsen-Meiningen, Schwarzburg-Rudolstadt, Reuß ä. L. 
und j. L., Verordnungen von Senat und Bürgerschaft bzw. 
Senatskommission in den Hansestädten. Die Hausordnungen 
für die Gefängnisse der Thüringer Gemeinschaft beruhen 
auf Staatsvertrag. Am bescheidensten ist Schwarzburg- 
Sondershausen bezüglich der eigenen Gefängnisse gewesen: 

1 So Bayern (Ger. § 84), Württemberg (Amtsg. § 77) und Oldenburg 
(Birkenfeld § 64) hinsichtlich der Selbstbeschäftigung von Häftlingen 
gegen Gds. § 19; siehe unten S. 61. Vgl. ferner S. 98. 
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die Dienstinstruktionen beruhen auf Verfügungen des Amts¬ 
richters als Gefängnisvorstand. Die dürftige Hausordnung 
für das Gefängnis in Bergedorf hat „der Senator, Landherr 
für Bergedorf“ erlassen, die Ordnung für das Marstall- 
gefängnis in Lübeck das Polizeiamt. ln Oldenburg (nur Regu¬ 
lative für Vechta und Birkenfeld) und Braunschweig sind die 
vom Gefängnisvorsteher bzw. Kreisdirektor festgesetzten 
Vollzugsordnungen vom Ministerium genehmigt. Alle übrigen 
grundlegenden Strafvollzugsbestimmungen sind reine 
Ministerialverordnungen. Daneben bestehen noch Aus- 
führungs- und Spezialverfügungen, Hausordnungen, Dienst¬ 
anweisungen usw. von Ministerien, Oberstaatsanwälten, Ge¬ 
fängnisvorstehern in zahlenloser Fülle. Ich mache mich 
nicht anheischig, sie sämtlich (und zwar auch soweit sie nur 
in den verhältnismäßig engen Rahmen meiner Ausführungen 
fallen) aufgefunden zu haben. Eine Zusammenstellung der 
wichtigsten Vorschriften findet sich am Schluß 1 . Sie tragen 
meistens den Namen einer Gefängnisordnung, Hausordnung, 
Dienstordnung, Dienstanweisung u. ä. In der Mehrzahl 
gelten sie für sämtliche Gefangenenanstalten des betr. Bundes¬ 
staats, häufig ist aber für jedes einzelne Gefängnis oder jede 
Gattung von Gefängnissen eine besondere Vorschrift erlassen. 
Die verhältnismäßig größte Fruchtbarkeit zeigt darin Olden¬ 
burg. 

Die Rechtsgültigkeit dieser Landes-Bestimmungen 
ist, theoretisch wenigstens, nicht ohne Anzweifelung geblieben 2 . 
Denn sie zeigen sich nur zu einem geringen Teil ohne weiteres 
als Gesetze oder Rechtsverordnungen, d. i. also Verordnungen, 
welche, auf Grund gesetzlicher Ermächtigung von der Ver¬ 
waltungsbehörde erlassen, Rechtsätze schaffen (das Reichs¬ 
gesetz vom 4. August 1914 und die darauf gegründeten zahl¬ 
losen „Kriegsverordnungen“ sind wohl die bekanntesten 
Beispiele). Derartig in ununterbrochener Kette abgeleitet 
sind die bayrischen Hausordnungen, welchen der Art. 27 
des Bayr. Ausführungsgesetzes vom 18. 8. 1879 ausdrücklich 
die Regelung der Gefangenenbehandlung zuweist. Soweit 

1 Erschöpfende Sammlungen der in Preußen.( Just.-Min.) und Bayern 
ergangenen Einzelverfügungen findet man in Klein, Verwaltung und 
Strafvollzug, und Degen-KHmmer, Strafvollstreckung. Ich führe 
diese Einzelbestimmungen im Register nicht besonders auf, sondern ver¬ 
weise nötigenfalls auf diese beiden Bücher. 

2 Siehe insbes. Freudenthal, Gefängnisrecht S. 78ff., 103; Ders., 
Die staatsrechtliche Stellung des Gefangenen; Ders., Der Strafvollzug 
als Rechtsverhältnis, in Zeitschr. f. d. ges. Strafr. Wiss. 32 S. 223ff.; 
Wahlberg, in Bl.f. Gefk. 19 S. 95. 


4 *, • 



24 — 


die Dienstordnungen dagegen nur Verwaltungsverordnungen 
sind, können sie sich ihrem inneren Wesen nach lediglich an 
die der verordnenden Stelle untergeordneten Behörden wenden 
und diese binden, nicht aber die Allgemeinheit der Staats¬ 
bürger. Wenn man nun in dem Gefängnisrecht eine Regelung 
des Verhältnisses zwischen dem Staat und den am Straf¬ 
vollzug beteiligten Personen erblickt 1 und es demzufolge 
als Staatsrecht (in weiterem Sinne) erachtet, so können der¬ 
artige Verwaltungsverordnungen so außerordentliche Ein¬ 
griffe in die Rechtssphäre des Gefangenen, wie sie tatsächlich 
darin ausgesprochen werden, von sich allein aus nicht rechtlich 
begründen. Auch § 37 Gds. 2 ist schon wegen des oben aus¬ 
geführten Wesens der „Grundsätze“ als Rechtsfundament 
ungeeignet. Für die gegenwärtige Strafvollzugspraxis ist 
ein Streit hierüber oder eine Untersuchung, auf welchem Grunde 
die einzelnen Dienstordnungen aufgebaut sind, müßig. Denn 
es ist nicht bekannt geworden, daß etwa ein Sträfling unter 
Berufung auf Artt. 5, 9, 27, 33 der alten preußischen oder 
Artt. 111, 114, 117, 118, 153 der neuen Reichsverfassung 
der Vernichtung mitgebrachter Schnapsflaschen und Eßwaren 
(PrDO. § 99), der Beschränkung des Briefverkehrs, der zwangs¬ 
weisen Zuteilung einer nicht genehmen Arbeitsart u. ä. als nicht 
zur gesetzlichen Freiheitsstrafe gehörig widersprochen hat 
bzw. mit Erfolg hat entgegentreten können. Alle Dienst¬ 
ordnungen usw., mögen sie nun rechtlich anfechtbar gewesen 
sein oder nicht, bestehen daher tatsächlich unangefochten 
als gültige Rechtsnormen und dürften zum mindesten als 
Kodifikationen anzusehen sein, die im Laufe der Jahre Ge¬ 
wohnheitsrecht geworden sind 3 . Dennoch empfiehlt es sich 
für die Zukunft, derartige Zweifelsmöglichkeiten von vorn¬ 
herein durch gesetzliche Bestätigung der Vollzugsordnungen 
abzuschneiden. Es soll dabei allerdings nicht behauptet 
werden, daß das, was ein Parlament oder eine parlamentarische 
Kommission — etwa gar in Verquickung mit Parteiprogrammen 
oder im Wege des parlamentarischen Kuhhandels — hervor¬ 
bringt, besser sei als das Erzeugnis eines fähigen Kopfes 
aus dem Kreise der Strafvollzugspraktiker und Wissenschaftler. 
Aber da wir nun einmal dank der Errungenschaften der Revo¬ 
lution die Volksvertretungen als alleinige Gesetzgeber haben, 

1 Näheres darüber unten S. 92ff. 

2 „Für jede Anstalt wird von der Aufsichtsbehörde eine Hausordnung 
erlassen, welche alle die Behandlung der Gefangenen regelnden Vor¬ 
schriften enthält.“ 

3 Gleicher Ansicht Lutz, Die Arbeit in den Strafanstalten S. 38. 
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so dürfen sie nicht übergangen werden. Denn es kommt ja 
bekanntlich heute weniger auf die Güte der Gesetze an, als 
darauf, daß wohlerworbene Volksrechte gewahrt bleiben. 

Die Strafvollstreckung als Verwaltungstätigkeit unter¬ 
steht durchweg den Justizministerien oder in kleinen Bundes¬ 
staaten, die sich mit zusammengefaßten Ressorts oder auch 
nur einem einzigen Staatsministerium begnügen, diesem, 
meist mit dem Zusatz ,,Departement der Justiz“ oder ähnlich. 
Der viel angefeindete Dualismus in Preußen ist seit dem 
1. 4. 1918 äußerlich aufgehoben, indem laut Verfügung vom 
27. 3. 18 (Min. Bl. f. Pr. Inn. Verw. Nr. 4 vom 30. 4. 18) die 
bisher dem Ministerium des Innern unterstellten Gefangenen¬ 
anstalten mit Ausnahme der Polizeigefängnisse in die Ver¬ 
waltung des Justizministeriums übergegangen sind 1 . Die 
bisherigen Strafvollzugsordnungen sind aber bestehen geblieben 
und es wird in den ehemaligen Gefangenenhäusern des Mini¬ 
steriums des Innern nach der Dienstordnung vom 14. 11. 02, 
in den des Justizministeriums nach der Gefängnisordnung 
vom 21. 12. 1899 nach wie vor vollstreckt. Nur die Geschäfts¬ 
anweisung des M. d. I. für den Arbeitsbetrieb vom 3. 10. 08 
ist aufgehoben; es wird also jetzt in allen preußischen Ge¬ 
fangenenhäusern nach der Ordnung des Just. Min. über die 
Verwaltung der Arbeitskassen vom 3. 3. 04 und nach den 
Grundsätzen über die Berechnung des Arbeitsverdienstes 
vom 31. 3. 04 verfahren 2 . Und das oft zum Kummer der alten 
Zuchthausbeamten, die darüber klagen, daß an Stelle ihrer bis¬ 
herigen alles umfassenden einen Geschäftsanweisung nunmehr 
zwei Verordnungen und ferner eine in den Justiz-Ministerial¬ 
blättern vieler Jahre verstreut liegende Fülle von Einzel¬ 
vorschriften getreten sei, die obendrein mehrfach in Wider¬ 
spruch mit der gültig gebliebenen „Dienstordnung“ stünden. 
Worte wie „Wir sind zur Justiz, aber die Justiz ist nicht zu 
uns gekommen“ habe ich mehrfach gehört und möchte 
diese Klagen auf diese Weise zur Kenntnis der zuständigen 
Stellen und zur Nachprüfung, inwieweit sie begründet sind, 
bringen. Die Zweiteilung in Sachsen besteht unverändert, 
soll jedoch demnächst wie in Preußen aufgehoben werden 3 . 
Die deutschösterreichischen Weiberstrafanstalten, die 


1 Eine ähnliche Abgrenzung der Zuständigkeit besteht seit langem 
auch in anderen Bundesstaaten z. B. in Württemberg, Oldenburg. 

2 Der Kürze halber habe ich die alten Bezeichnungen „Preußen 
(M. d. J.)“ und „Preußen (Just. Min.)“ beibehalten, weil mir dies als die 
einfachste Bezeichnung für die beiden Strafhausgruppen erscheint. 

3 Blätter für Gefk. 53 S. 14. 
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bisher von weiblichen Ordenskongregationen verwaltet 
’ wurden, sind seit 1913 als solche aufgelöst; der Strafvollzug 
an Weibern erfolgt dort jetzt auch in staatlichen Anstalten. 

Wir haben somit eine Fülle von Str^fvo llzugs- 
bestimmungen, ein rechtes Abbild der alten Kleinstaaterei. 
Auch der jüngst erfolgte Zusammenschluß der Thüringer 
Staaten und Coburgs Anschluß an Bayern hat, soweit bekannt 
geworden, bislang eine Änderung in den StrafvoUzugsnormen 
noch nicht gebracht. Die Denkschrift des Reichskanzlers 
vom 22. 2. 07 (S. 51—55) zählt 60 Quellen auf, man kann 
aber auch mehr als 100 anführen. So gefährlich dies für die 
Einheit der deutschen Rechtsordnung beim ersten Anblick 
aussieht, so kann man bei näherer Betrachtung doch die Fest¬ 
stellung machen, daß die einzelnen Vorschriften häufig einander 
ähnlich oder inhaltlich oder sogar wörtlich gleichlautend sind. 
Dies erklärt sich häufig damit, daß innerhalb der einzelnen 
Bundesstaaten für jede Gefangenenanstalt oder Gattung 
von Gefängnissen eine besondere Dienstordnung erlassen ist, 
z. B. in Württemberg, Flessen, beiden Mecklenburg, Oldenburg, 
Coburg-Gotha und Bremen. Aber auch mehr oder weniger 
nahe Beziehungen zwischen den einzelnen Bundesstaaten sind 
zu bemerken. So bilden die Gefängnisordnungen in Mecklen¬ 
burg-Schwerin und Mecklenburg-Strelitz einerseits und in 
Weimar, Meiningen, Altenburg, Reuß ä. L. und j. L. anderer¬ 
seits Gruppen, die in ihrer Anlage von derselben Disposition 
ausgehen und im Text zum großen Teile gleichlautend sind. 
Gewisse Zusammenhänge sind ferner nachweisbar zwischen 
Preußen (M. d. I.) und Mecklenburg-Schwerin (DO. Bützow), 
zwischen Braunschweig und Anhalt, zwischen Sondershausen 
und Lippe 1 , zwischen Rudolstadt und Lübecks alten Vor¬ 
schriften und schließlich auch Zwischenösterreich und Sachsen. 
Obendrein haben die meisten Bundesstaaten die „Grundsätze“ 
des Bundesrats in ihre Vollzugsordnungen eingearbeitet und 
dazu dieselben neu kodifiziert. Nur Baden (Zentralstraf¬ 
anstalten), Braunschweig, Meiningen, Rudolstadt, Sonders¬ 
hausen, Reuß ä. L., Lippe, Lübeck, Hamburg (Bergedorf) 
und Elsaß-Lothringen behelfen sich heute noch mit ihren 
alten Vorschriften. Aber auch diese bestehen teilweise nur 
noch formell, während sie tatsächlich nicht mehr zur An¬ 
wendung kommen. So werden in Lübeck die Pr.DO. des M. d. I., 

1 Die „Bestimmungen über die Verwendung des Überverdienstes“ 
sind in beiden Ländern völlig gleichlautend. Oder sollte etwa der Buch¬ 
binder des Reichsjustizministeriums ein Lippesches Doppelexemplar 
fälschlich zu Sondershausen geheftet haben? 



27 


in Braunschweig im wesentlichen die Bestimmungen der 
Pr.GO. f. d. Justizverwaltung angewandt; der letzteren ist 
auch die Gefängnisordnung für Schaumburg-Lippe nach¬ 
gebildet 1 . Diese ist übrigens die einzigste aller Rechtsquellen, 
die mir nicht zugänglich war, was immerhin bei einem Tages¬ 
durchschnitt von 15 Gefangenen verschmerzt werden kann. 
'Die gesamte Verwaltung von Waldeck wird bekanntermaßen 
von Preußen wahrgenommen. Wenn also Preußen zitiert 
wird, so sind im Zweifel mangels anderweitiger Hervorhebung 
die vorgenannten Staaten gleichzeitig damit einbegriffen. 
Es ist endlich nicht uninteressant, , daß die österreichischen 
Bestimmungen, zu denen doch formell die „Grundsätze“ 
des Bundesrats keine Beziehungen haben, tatsächlich durch¬ 
aus in den Rahmen dieses Niederschlages der derzeit inDeutsch- 
land herrschenden Meinung passen, mögen jene nun älteren 
oder jüngeren Datums sein. Ich sehe darin keinen Zufall, 
sondern eine allseitige absichtliche Betätigung des Bewußt¬ 
seins, das wir alle ein Volk sind, und im besonderen ein Kenn¬ 
zeichen der Anschauungen und Wünsche unserer öster¬ 
reichischen Stammesbrüder, was leider bislang in weiten 
reichsdeutschen Kreisen viel zu wenig gewürdigt worden ist. 


I. Abschnitt. 

Die Bedeutung und die Aufgaben der Gefangenenarbeit. 

(Was soll die Arbeit?) 

Drei Gesichtspunkte sind es, die für die Gefangenen¬ 
arbeit und ihre Gestaltung in Betracht kommen und, leider, 
sich gegenseitig nur zu sehr durchkreuzen: der volkswirt¬ 
schaftliche, der finanzielle und der eigentlich straf¬ 
politische. Dem Kriminalpolitiker muß der letztere, also 
Wirkung der Gefängnisarbeit auf den Gefangenen, vor allem 
naheliegen. Gewiß wird man sich, da man eben nicht nur 
den idealen Bestrebungen nachgehen kann, sondern in der 
rauhen Wirklichkeit stehen muß, wohl stets mit einem Kom¬ 
promiß zwischen den drei Anschauungen begnügen müssen. 
Aber die für das Hervorkehren der volkswirtschaftlichen 
und finanziellen Seite vorgebrachten Gründe erscheinen bei 
. näherer Betrachtung immer weniger stichhaltig. Ich will 
mich darüber nur ganz kurz fassen: 


1 Persönliche Mitteilungen des betr. Ministeriums bezw. Straf¬ 
anstaltsverwaltung. 
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Die volkswirtschaftliche Seite ist das, was meist die 
öffentliche Meinung beschäftigt, die für die anderen Fragen 
nur recht wenig Interesse hat. Das Schlagwort „Gefängnis¬ 
arbeit“ fehlt bei keiner politischen Partei. „Schutz des Privat¬ 
gewerbes vor der Konkurrenz der Gefängnisarbeit“ heißt es, 
und die Regierungen haben diesen Forderungen Rechnung 
tragen müssen 1 . Aber man kann sich des Eindrucks nicht 
erwehren, daß die politischen Parteien diese wirtschaftliche 
Forderung vor allem als politisches Kampf- und Lockmittel 
benutzen, und daß ihnen viel mehr der damit erstrebte Zustrom 
der Wähler am Herzen liegt als die Frage, welchen Zweck 
und welche Folgen die Durchführung der Forderung hat. 
Es ist bekannt, wie die gegen das Gefängnis in Würzburg 
Sturm laufenden Bürstenbinder 2 der Lächerlichkeit anheim¬ 
gefallen sind. Wenn man natürlich wegen eines solchen 
besonders auffälligen Vorkommnisses die ganze Frage nicht 
einfach abtun darf und einengewissen Schutz, insbesondere hin¬ 
sichtlich des Hinwerfens von größeren Mengen Gefängniswaren 
auf kleine Plätze, als berechtigte Forderung anerkennen muß, so 
ist doch — man vergleiche das zahlreiche Schrifttum 3 über 
diese Sonderfrage — nachgewiesen, daß die betreffenden 
Gewerbezweige an anderen Ursachen kranken. Über allem 
darf nicht vergessen werden, daß der Sträfling, falls er nicht 
im Strafhaus, sondern in Freiheit wäre, auch ein Mitbewerber 
am Arbeitsmarkt sein würde oder wenigstens sein sollte. 

Wenigerdas breite Publikum, das in keinem Falle von seinem 
angeblichen guten Recht, über die hohen Steuern zu klagen, 
abgelassen hat und ablassen wird, als vielmehr diejenigen, die 
sich für die Landesverwaltung verantwortlich fühlen, haben 
das Bestreben, die ewigen Sorgen der Finanz-Verwaltung 
ein wenig zu vermindern, indem die teuer erbauten und teuer 
zu unterhaltenden Gefängnisse wenigstens einen Teil der 
Kosten wieder einbringen sollen. Hier wird also ein möglichst 

1 Vgl. Gds. §§ 22; Pr.DO. § 143, GO. § 71 Z. 9; Bay.Str. §§ 64, 67, 
68, Ger. §91; Sa.HO. §25, GO. §1941; Bad.Centr. §§ 213ff., Kr.A. 
§ 135 ff. usw. 

2 Diese klagten darüber, daß sie infolge der Gefängniskonkurrenz 
zugrunde gerichtet würden. Bei Untersuchung der Sache stellte sich aber 
heraus, daß seit 8 Jahren keine Bürste im dortigen Gefängnis angefertigt 
war. Vgl. Enquete 1878 II S. 16. 

3 Denkschrift des Reichskanzlers S. 3ff.; Gerland, Gefängnis¬ 
arbeit, in Jahrbuch f. Nat.Ök. u. Statistik, III. Folge Bd. 18 Heft 2 
S. 226ff.; Seutter, Gefängnisarbeit S. 19ff.; Kriegsmann,-Gefängnis¬ 
kunde S. 208f.; Huber, Die Arbeit, in Schweiz. Zeitschr. f. Strafr. 19 
S. 329, 337; Heims, Beiträge zur Reform des Strafvollzugsrechts, in 
Goltdammers Archiv 1920 S. 44, und andere mehr. 
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Der Strafzweck der Unschädlichmachung, also der 
Sicherung der Gesellschaft vor dem einzelnen, Verbrecher 
(nicht vor ihrer Gesamtheit), würde fraglos viel bes's'er'und 
nachhaltiger durch die Todesstrafe erreicht werden, als durch 
die Freiheitsstrafe. Aber da wir heute nun mal aus guten 
Gründen anders denken als im Mittelalter, so muß Freiheits¬ 
strafe und Gefangenenarbeit mit diesem Strafzweck, der 
anscheinend durch die Arbeit nicht gefördert wird, so gut es 
geht, in Einklang gebracht werden; es muß also Gelegenheit 
zur Flucht vermieden werden. Und das geht bei Anwendung 
der nötigen Sicherungsmaßnahmen, also vor allem durch 
zweckdienliche Auswahl und Überwachung bei Außenarbeiten 
und überhaupt Vorsicht hinsichtlich der Werkzeuge und 
Arbeitsstoffe. Die Gefängnisordnungen 1 deuten dies vielfach 
an, im übrigen muß es als selbstverständlich angesehen werden. 
Schließlich kann die Arbeit von folgendem Gesichtspunkt 
aus zur Sicherung beitragen. Die Beschäftigung der Gefangenen 
ist eins der vorzüglichsten "Mittel, die Disziplin unter ihnen 
aufrecht zu erhalten. Sie kommen weniger leicht auf törichte 
Gedanken; die Gefahr der Zusammenrottung, der Überwälti¬ 
gung der Aufseher und des Ausbruchs wird vermindert. 
Obendrein hat der Gefängnisleiter in Entziehung sowie Art 
und Umfang der Zuteilung ein psychisches Zwangsmittel, daß 
der Gefangene sich vor der Hausordnung beugt. Somit ist 
die Arbeit ein Sicherungsmittel zugunsten der Anstaltsbeamten, 
die doch auch als Mitglieder der menschlichen Gesellschaft 
ein Anrecht auf Schutz vor dem Verbrecher haben. 

Der zweite Straf zweck, die Abschreckung, mag es im 
Sinne der General- oder Spezialprävention sein, tritt gleich¬ 
falls bei der Gefangenenarbeit nicht übermäßig hervor. Gewiß 
gibt es eine ganze Reihe von Gefangenen, die gerade den Arbeits¬ 
zwang als besonderes Strafübel ansehen. Das sind vor allem 
die Landstreicher, Dirnen, Zuhälter und Hochstapler, also 
insbesondere diejenigen, denen die Tore des Arbeitshauses 
offen stehen. Solchen Leuten wird allerdings eine geregelte 
Arbeit zunächst zur Pein, zumal wenn sie eine ernste, aus¬ 
dauernde Arbeit noch nie verrichtet haben und sie vor schwieli¬ 
gen Händen eine besondere Scheu empfinden. Ihnen wird 
so das Gefängnis, das mancher Vagabund im Winter als so 
schön warmes und trockenes Asyl empfindet, doch mehr 
oder weniger verekelt. Aber in den weit überwiegenden 
Fällen wird der Sträfling die Arbeit nicht als Übel, sondern 

1 Pr.DO. § 143 Z. la, GO. §71 Abs. 4; M.-Schw.DO. Bützow §83 
Z. a.; Mein. § 70 Abs. 4; Pr.Mil StV. I. T. § 106 Abs. 2; und andere mehr. 
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als Wohltat, zum mindesten aber als etwas Neutrales emp¬ 
finden. Zur Zeit der englischen Tretmühle war das noch 
anders. Doch inzwischen ist man davon abgekommen, die 
Arbeit so zu gestalten, daß sie dem Gefangenen zur Qual 
werden muß. Hat man sich aber einmal zu dieser Anschauung 
durchgerungen, so ist es unlogisch und nur als Anachronismus 
zu erklären, wenn man in dem Arbeitszwange das Kriterium 
für die Abstufung der einzelnen Freiheitsstrafen sieht. Er¬ 
innert das nicht an die Auffassung des Negers, daß Arbeit 
schände? Abstufungen innerhalb der Arbeit bezüglich Art, 
Umfang und Dauer, bedeuten freilich etwas anderes, und 
darüber ist später zu reden. Aber die Arbeit als solche soll 
nach der heutigen Weltanschauung aller brauchbaren Staats¬ 
bürger den Menschen ehren. Sie ist deswegen — von den be¬ 
sonders hervorgehobenen Ausnahmen abgesehen — zur Ab¬ 
schreckung nicht geeignet, und wo sie es in der Praxis doch 
ist, dort wird der Strafvollzug eben falsch gehandhabt. 

Anders beim Zweck der Besserung. „Wir müssen die Ver¬ 
brecher unschädlich oder sozial erträglich machen; soziale 
Brauchbarkeit hervorzubringen, das ist das höchste Ziel der 
Strafe“ hat Seuffert auf dem Juristentage in Bremen aus¬ 
gerufen. Mag der Praktiker auch von vornherein wissen, 
daß dies höchste Ziel sehr häufig nicht erreichbar ist, versucht 
werden muß es bei allen Gefangenen. Da ist nun die Arbeit 
ein hervorragendes Erziehungsmittel, das m. E. von größerer 
Bedeutung ist als Gottesdienst und Schule, zumal erfahrungs¬ 
gemäß der überwiegende Teil der Gefangenen zur Verstockt¬ 
heit oder Heuchelei dem Pfarrer gegenüber neigt. Die Arbeit 
aber, die den weitaus größten Teil des Tages in Anspruch 
nimmt, ist auch schon rein äußerlich durch die Quantität 
ihrer Eindrücke besonders geeignet, auf den Gefangenen zu 
wirken. Kriegsmann 1 schlägt den Wert der Arbeit so hoch 
an, daß er sagt: „Das Problem des Strafvollzuges ist das 
Problem der Gefängnisarbeit“. In diesem Sinne auch v. Li ß t 2 : 
„Dieser organisierte Arbeitszwang bildet das Wesen der 
Freiheitsstrafe, ist ihr Lebenselement, das Element, mit dem 
sie steht und fällt“. Das Sprichwort „Müßiggang ist aller 
Laster Anfang“ ist eins der wahrsten, die wir haben. 

Man stelle sich einmal vor, der Gefangene sitzt dauernd be¬ 
schäftigungslos in seiner Zelle allein oder in Gemeinschaft, ein 
Zustand, der übrigens entgegen der besseren Einsicht der 


1 Kriegsmann, Gefängniskunde S. 206. 

2 v. Lißt, Die Gefängnisarbeit S. 5. 
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Verwaltungen aus äußeren Umständen das chronische Leiden 
der kleinen Gefängnisse aller Länder ist. In Gemeinschaft 
wird er sich mit den anderen Gefangenen unterhalten, ein 
Schweigegebot wäre unausführbar. Und worüber wird ge¬ 
sprochen zwischen den alten Stammgästen des Strafhauses 
und den Neulingen auf dem Gebiet des Verbrechens? Nun, 
es bedarf keiner weiteren Ausführungen, daß wir da die be¬ 
rüchtigte „Hochschule • des Verbrechers“ haben. Oder der 
Gefangene ist in Einzelhaft ohne Arbeit, ein System, das 
man vor 130 Jahren im Quäkerstaate, von gutgemeinten, aber 
falschen theoretischen Erwägungen ausgehend, als Besserungs¬ 
mittel eingeführt hatte, das aber seinen völligen Zusammen¬ 
bruch bald genug erfahren hat. Einer unserer erfahrensten 
Gefängnisforscher, Aschaffenburg 1 , sagt: „Ohne Beschäf¬ 
tigung allein in seinen vier Wänden, beginnt der Gefangene 
bald das Gespenst der Langeweile, der Einsamkeit, der inneren 
Leere zu fürchten. Erfahrungen haben bestätigt, daß diese 
lähmende Stille viel nachhaltiger wirkt, als die Schrecken der 
Vergangenheit. Viel seltener als man denkt, steigt die Er¬ 
innerung an die Straftat im Gefangenen auf und macht die 
Stunde der Ruhe zur Qual. Das, was den Gefangenen peinigt, 
ist die Unfähigkeit, die langsam dahinkriechende Zeit zu 
beflügeln. Der Sonntag, der Tag der Ruhe und Erholung 
für den freien Mann, wird so zum Tag der inneren Qual für 
den Sträfling. Das haben viele Beobachtungen und Äuße¬ 
rungen von Gefangenen bestätigt. Ja selbst Kranke, die wegen 
körperlicher Leiden beschäftigungslos bleiben, haben oft 
trotz Schmerzen und Fieber gebeten, wieder arbeiten zu 
dürfen; sie konnten das unbeschäftigte Stillsitzen nicht 
aushalten.“ Ein Vorfall aus eigener Praxis, der nicht ohne 
Eindruck auf mich bleiben konnte: Bat mich da ein Unter¬ 
suchungsgefangener mit Tränen in den Augen, ich möchte 
die Erlaubnis geben, daß er arbeiten dürfe, ganz gleich welche 
Arbeit, sei es die schwerste und unangenehmste, nur Arbeit, 
das beschäftigungslose Sitzen in der Zelle wäre zu furchtbar. 
Und ich habe keinen Zweifel daran, daß er es ehrlich meinte. 
Derartiges wird jeder bestätigen können, der sich mit Ge¬ 
fangenen beschäftigt hat 2 . 


1 Asch affen bürg, Das Verbrechen und seine Bekämpfung S. 240. 
Vgl. auch Hei ms a. a. O. S. 24 (Bericht über den Arbeitsbetrieb in Penn- 
sylvanien). 

2 In diesem Sinne erwähnt als erste unsere neueste Dienstordnung 
— Bad.Kr.A. §103 — die Arbeit als Mittel „zur Erleichterung der Lage“. 
Vgl. die „Stacheldrahtkrankheit“ im Kriegsgefangenenlager. 
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Soll man da das fraglos große pönale Moment, das in der Be¬ 
schäftigungslosigkeit liegt, alles andere überflügeln lassen ? Und 
was wäre der Erfolg? Der Gefangene wird verstockter denn je, 
und was er denkt, ist Rache und wie er, so bald er wieder in Frei¬ 
heit ist, ein neues „Ding drehen“ kann. Weniger trotzigeNaturen, 
insbesondere solche, bei denen gute Regungen und Vorsätze noch 
vorhanden sind;werdenmißtrauisch und schließlich abgestumpft. 
Ihre Willenskraft erstirbt, ihre Körperkraft erschlafft. Wenn 
sie nach einem längeren Aufenthalt im Gefängnis wieder ins 
Leben hinaustreten, sind sie körperlich und geistig gebrochen 
und ohne Kraft, den Kampf ums Dasein aufzunehmen, der 
gerade, weil sie aus dem Gefängnis kommen, infolge des mehr 
oder minder berechtigten Mißtrauens' der Gesellschaft um so 
schwerer für sie ist. Es besteht also die Gefahr, daß der Ge¬ 
fangene der Wohltätigkeit der Mitbürger zur Last fällt, oder 
wieder dem Verbrechen anheimfällt. Noch gefährlicher 
wirkt die Beschäftigungslosigkeit auf den Psychopathen oder 
den, der Veranlagung zur Schwermut hat. Für ihn kann 
dann das Strafhaus eine Etappe zum Irrenhaus sein und 
möglicherweise frühen Tod. Ja, wenn wir das wollten! Aber 
das können wir doch nicht wollen. Denn ganz abgesehen von 
den Gründen der Menschlichkeit: Der Gefangene oder seine 
unversorgten Hinterbliebenen würden doch der öffentlichen 
Fürsorge anheimfallen. Soziale Brauchbarmachung in allen 
Fällen gleich Null! 

Ist es da nicht richtiger, die Strafe ruhig weniger hart 
sein zu lassen und dafür, wenn auch nicht die Gewißheit, 
so doch die Möglichkeit einer Besserung des Gefangenen 
einzutauschen? Strafe bleibt noch genügend übrig: Die 
strenge Disziplin, die nur durch wenige Ausnahmen gemilderte 
Abschließung von der Außenwelt; der Verlust der Bewegungs¬ 
freiheit und der freien Erwerbsmöglichkeit, Entziehung der 
Genußmittel, der Kneipe, des Kinos, des Tanzbodens und der 
Minnestunden, das Fernsein von der Familie, der Mangel an 
häuslichen Bequemlichkeiten und schließlich die Tatsache 
des Bestraftseins selbst. Wenn wir aber erreichen, daß der 
Gefangene nach Arbeit verlangt, so ist das doch der Grund¬ 
stock, auf dem seine soziale Brauchbarkeit sich wieder aufbauen 
kann. Denn wie wir zu unserem Kummer in diesen Zeiten der 
politischen und sozialen Verwirrung an unserem ganzen Volks¬ 
körper beobachten müssen: Arbeitsunlust zerstört das Gefüge 
der menschlichen Gesellschaft, nur auf Arbeitsfähigkeit, 
Arbeitswilligkeit und Arbeitsfreude läßt sich ein 
Gemeinwesen gründen und zum Wohle derAllgemeinheit fort- 

Blätter für Gefängniskunde. Bd.LIV. 
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Besuche eines Zuchthauses gesehen, in dem ein zu lebens¬ 
länglicher Zuchthausstrafe begnadigter Mörder seinem 70. Ge¬ 
burtstage und seinem 50jährigen Zuchthausjubiläum — das 
ist wohl die richtige Bezeichnung — entgegengeht. Es ist 
also Aufgabe des Strafvollzugs, zunächst den angeborenen 
Beschäftigungstrieb des Menschen zu fördern, so zu fördern, 
daß es nicht bei einer Tändelei bleibt, sondern ernste Arbeit 
geleistet wird. Geistes- und Körperkräfte sollen nicht nur 
erhalten bleiben, sondern tunlichst erstarken; der Unwissende 
ist zu unterrichten, der Ungeschickte auszubilden, der Faulenzer 
an stetige Arbeit zu gewöhnen; Ausdauer, Sorgfalt und Auf¬ 
merksamkeit sind zu fördern. • Das alles in der Weise, wie 
Sichard sagt 1 : „Wir müssen dem Gefangenen die Arbeit 
lieb und wert machen; dieselbe soll ihm nicht als Plage und 
Quälgeist, vielmehr als tröstende Freundin und Wohltäterin 
erscheinen“. Wenn nun der Gefangene sieht, daß er etwas 
Brauchbares in ausreichender Menge schaffen kann und 
schafft, dann wird er auch schaffen wollen und Freude am Er¬ 
folg haben. Er kann fühlen, daß er nicht unnütz ist in der 
menschlichen Gesellschaft, sondern fähig, für sich und die 
Seinen etwas zu leisten und aus eigener Kraft und mit eigenem 
Können im Lebenskämpfe sich ehrlich durchzuschlagen. 
Gelingt es, diese Fähigkeiten und dieses Bewußtsein im 
Gefangenen so zu wecken, daß sie dauernd erhalten bleiben, 
dann hat er den sittlichen Wert der Arbeit erkannt und bietet 
begründete Aussicht, daß er nach dem Verlassen des Straf¬ 
hauses durch ehrliche Tätigkeit sein Brot verdienen, der Ver¬ 
suchung des Rückfalls widerstehen und somit ein brauchbares 
Mitglied der menschlichen Gesellschaft sein wird. 

Dieses Ziel des Strafvollzuges wird durchweg in fast allen 
Vollzugsordnungen betont und in den wenigen, in denen es 
nicht ausdrücklich hervorgehoben ist, schaut es aus dem 
Geist der gesamten Paragraphen heraus. Teils ist es unter 
den allgemeinen Aufgaben des Strafvollzuges vermerkt. So 
heißt es in der Preußischen Dienstordnung (§ 3): „Durch den 
Vollzug der Freiheitsstrafe soll der Verurteilte unter die 
Rechtsordnung gebeugt, zur Achtung derselben gebracht 
und zu einem geordneten gesetzmäßigen Leben nach der 
Entlassung erzogen werden“; oder in Mecklenburg-Strelitz 
(Zucht. § 18): „Zweck der Strafe ist nicht, den Gefangenen aus 
der bürgerlichen Gesellschaft auszustoßen, sondern ihn zu 
einem ordentlichen nützlichen Gliede derselben zu machen“; 


1 Entnommen aus Strosser, Die Notwendigkeit der Arbeit S. 11. 
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oder in Sachsen (GO. § 1866): „Die Gefangenen sind zur 
Gottesfurcht, zum Fleiße, zur Aufrichtigkeit und Wahrhaftig¬ 
keit, zur Ordnung und Pünktlichkeit, zur Reinlichkeit und 
zur Wohlanständigkeit anzuhalten .... sollen möglichst 
darauf vorbereitet werden, daß sie nach ihrer Entlassung 
zu einem geordneten Leben zurückkehren 1 .“ Teils wird das 
mit der Arbeit verfolgte Ziel besonders umschrieben, etwa 
wie folgt: „Die eingeführten Arbeiten sollen der Besserung 
und geistigen Ausbildung der Sträflinge förderlich, der Ge¬ 
sundheit nicht schädlich sein, den Sträflingen das Bewußtsein 
einer fruchtbaren Tätigkeit gewähren und sie zum redlichen 
Fortkommen nach der Entlassung möglichst befähigen.“ 
Dieser in der Braunschweiger Hausordnung für das Zellen¬ 
gefängnis in Wolfenbüttel (§ 43), also in einer unserer ältesten 
derzeit noch gültigen Vollzugsordnungen niedergelegte Ge¬ 
danke, den ich wegen seiner Schönheit hervorheben möchte, 
ist fast wörtlich in die bayrischen und hessischen Hausord¬ 
nungen 2 , die zu unseren neuesten zählen, übernommen worden. 
Auch sonst wird, allerdings meist in kürzerer Fassung, ähnliches 
erwähnt 3 . 

Wenn diese Ziele erreicht werden sollen, welche Erfordernisse 
muß dann die Arbeit in allen Fällen erfüllen? Ich 
stelle die Antworten wie folgt zusammen: 

1. Die Arbeit muß der Gesundheit zuträglich und 
tunlichst auch förderlich sein. Die Gefängnisordnungen 
betonen das häufig 4 , im übrigen dürfte diese Anschauung 
Allgemeingut sein, auch soweit sie nicht besonders hervor¬ 
gehoben ist. 

2. Es muß ernste Arbeit geleistet werden, die die körper¬ 
lichen und tunlichst auch geistigen Kräfte des Gefangenen 
voll in Anspruch nimmt, und nicht bloß ein Mittel ist, um die 
Langeweile zu vertreiben. 

3. Die Arbeit muß nützlich sein. Mit dieser Forderung 
einer nützlichen, also produktiven Arbeit geht der Kriminal- 

1 Ähnliches ist zu finden in Pr.GO. §6; Bay.Str. § 10; Sa.HO. 
§ 1; Wü.Zucht. §20, Heilbronn §9, Landesgef. §20; Baa.Centr. §§ 16, 
103, Kr.A. §72; He.Zucht, u. Butzbach §9; Weim. §6; Old.Regulativ 
Vechta §14; Braunschw.Zell. §9; Cob.-GothaGer. §3; R.ä. §4; R.j. 
§6; Thiir.Zucht. §31, Gef. §32; Lippe § 1; E.-L.Gef.O. § 17. 

2 Bay.Str. §64; He.Zucht, u. Butzbach §67. 

3 Z. B. in Sa.GO. § 1940; Wü.Zucht. §53, Heilbronn §42, Landes¬ 
gef. §53; Bad.Kr.A. §73; Weim. §66; Old.Regulativ Vechta § 17, HO. 
Gef.Old. §51; Mein. §70; Alt. §71; R.ä. §64; R.j. §70; E.-L.Gef.O. 
§§20. 221; Öst.DV. Marb. §28. 

4 Z. B. Pr.DO. § 143 Z.a, GO. § 71; Bay.Str. § 12; Sa.GO. § 1940; 
Wü. Zucht. §52; Bad.Kr.A. § 138; Öst.DV.Marb. §28 usw. 
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Politiker mit den Hütern der Staatsfinanzen ja ein gutes 
Stück auf demselben Wege, wenn auch aus verschiedenen 
Motiven. Vom kriminalpolitischen Standpunkt aus betone 
ich, daß eine Arbeitsfreudigkeit nur dann eintreten kann, 
wenn der Gefangene einen positiven Erfolg seiner Arbeit 
sieht. Nur allzu wahr sagte ein Redner auf dem internationalen 
Gefängniskongreß zu London 1872, er habe eine 18jährige 
Erfahrung und dirigiere ein Gefängnis mit 600 Gefangenen, 
aber er habe noch keinen kennen gelernt, der durch die Tret¬ 
mühle besser geworden sei 1 . In erhöhtem Maße'gilt dies von 
dem berüchtigten, aber in jener Zeit noch öfters angeordneten 
Steinekarren von der einen Seite des Gefängnishofes zur 
anderen. Eine derartige Arbeit kann nur eine Qual für den 
Gefangenen sein. Dies ist ja nun abgeschafft, und wir glauben 
über derartiges erhaben zu sein, ob mit vollem Recht, werden 
wir später sehen. Auch widerwärtige Arbeiten, die sich zwar 
nicht ganz vermeiden lassen, sollen wenigstens nicht zum 
Prinzip gemacht werden. Daß die Arbeit nützlich sein soll, 
wird in den meisten Dienstvorschriften mit diesen ausdrück¬ 
lichen Worten 2 oder in umschriebener Weise gefordert. 

4. Endlich muß die Arbeit belehrend sein. Wenn der 
Gefangene bereits früher ein Gewerbe gelernt hat, so sollen 
ihm seine Fähigkeiten und Kenntnisse erhalten bleiben; hat 
er aber keine Berufsausbildung erfolgreich genossen, so soll 
er unterwiesen und fortgebildet werden. Der Erfolg soll eben 
sein, daß er auf Grund dessen, was er im Strafhaus gelernt 
oder sich erhalten hat, befähigt ist, sich in der Freiheit auf 
ehrliche Weise weiterzubringen. Das wird, theoretisch wenig¬ 
stens, in den Vollzugsordnungen auch durchweg gefordert 3 . 

* II. Abschnitt. 

I 

Die Arbeitszweige. 

* (Was wird gearbeitet?) 

Um zu überschauen, ob und wie alle diese Forderungen 
in die Praxis umgesetzt werden können und werden, bedarf 
es eines Überblicks über alle die Tätigkeiten, die infolge der 
Eigenart des Strafhausbetriebes einerseits ausgeübt werden 
müssen, andererseits ausgeübt werden können. Zu den ersteren 

1 Bl. f. Gefk. 7 S. 150; Seutter, Gefängnisarbeit S. 20. 

2 Pr.GO. §71; Bay.Str. §64; Sa.GO. § 1940; He.Prov.Arr.H. 
§78; Weim. §66; Mein. §30; Alt. §71; Cob.-Gotha Gef. §45; Anh. 
Ger. §64; R.ä. §64; R.j. §70. 

3 Vgl. die Belege auf S. 36. 
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gehören alle diejenigen, die zur Aufrechterhaltung der Haus¬ 
wirtschaft erforderlich sind; ihr gefängnistechnischer Ausdruck 
ist ,,Hausarbeiten“. Zu den letzteren, die ich zusammen¬ 
fassend ,,Erwerbsarbeit“ nennen will, rechne ich alle die 
Arbeiten, die von den übrigbleibenden Arbeitskräften in An¬ 
griff genommen werden können. Sie zerfallen je nach ihrer 
Betriebsform 1. in Gewerbearbeiten, und zwar in a) klein¬ 
gewerbliche und b) industrielle Arbeiten, und 2. in land- und 
forstwirtschaftliche und sonstige Erdbodenarbeiten. Legt 
man den Arbeitsort zugrunde, so finden wir die Einteilung 
in Arbeit innerhalb und außerhalb des Gefängnisses. Dabei 
ist die Scheidelinie eine doppelte. Nämlich einerseits wird zur 
Außenarbeit nur eine Tätigkeit außerhalb der Gefängnismauern 
gerechnet; Arbeit im Gefängnishof oder-garten gilt als Innen¬ 
arbeit. Diese Begriffsabgrenzung wird im RStGB. und in 
den politischen und wirtschaftlichen Erörterungen durchweg 
zugrunde gelegt. Andererseits ist es vom Standpunkt des 
Gefangenen aus gesehen namentlich in gesundheitlicher und 
beruflicher Hinsicht ziemlich gleich, ob er etwa im Gefängnis¬ 
garten oder bei einem Privatgärtner arbeitet* und ausschließlich 
die Rückwirkungen auf das Schamgefühl sind dabei beachtlich. 
Von diesem Gesichtspunkte aus gehört also zur Innenarbeit 
nur die Tätigkeit in den Zellen und sonstigen geschlossenen 
Räumen, und auch nicht alle Zweige der Hausarbeit brauchen 
notwendig Innenarbeit zu sein. Den letztgenannten weiteren 
Begriff der Außenarbeit nenne ich Arbeit im Freien. 

Wir sehen demnach, daß diese verschiedenen Einteilungen 
sich durchschneiden müssen. Tatsächlich wird aber der 
Arbeitsbetrieb in Deutschland so gehandhabt, daß der weit 
überwiegende Teil der Haus- und Gewerbearbeiten in geschlos¬ 
senen Gefängnisräumen ausgeübt wird, also Innenarbelt 
im engeren Sinne ist — beachtliche Ausnahmen, nur Bau¬ 
arbeiten (Gefängnisbauten) —, während als Außenarbeiten vor¬ 
nehmlich land- und forstwirtschaftliche in Frage kommen. 

Die Hausarbeiten nehmen natürlich einen verhältnis¬ 
mäßig breiten Raum ein. Die Statistik 1 berichtet von 16,1% 
(Baden) bis 36,7% (Hamburg), von 20% in Preußen und 22% 
Gesamtdurchschnitt im Reich. Dabei sind allerdings Arbeiten, 
wie Bäckerei, Schlosserei, Schneiderei usw. für den Bedarf 
der Gefängnisverwaltung eingerechnet; die eigentlichen Haus¬ 
arbeiten, die als solche auch für den Gefangenen in Erscheinung 
treten, machen etwa 11 % aus, was für uns zugrunde zu legen 


1 Denkschrift des Reichskanzlers S. 24. 
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ist. Gewiß, diese Arbeiten könnten ja auch von freien Arbeits¬ 
kräften ausgeführt werden; es wäre aber doch recht unprak¬ 
tisch, wenn nicht gar widersinnig, namentlich wenn man be¬ 
denkt, um was es sich handelt. Das ist also vor allem das 
Reinigen der Gefängnisräume, einschließlich aller Unrat¬ 
entfernung, Waschen, Kochen, Essenaustragen, aber auch 
Holzzerkleinern, Zeugflicken u. ä., endlich Pflege erkrankter 
Gefangener. Die Gefängnisordnungen 1 bestimmen deswegen 
durchweg, daß diese Hausarbeiten von den Gefangenen aus¬ 
zuführen sind. Soweit man von den Gefangenen, die aus 
gebildeten Ständen stammen, absieht, sind diese Hausarbeiten 
sehr beliebt. Wenn es im Strafhaus bekannt wird, daß ein 
„Hausknecht“ (oder „Kalfaktor“ oder wie sonst der. technische 
Ausdruck lauten mag) demnächst zur Entlassung kommt 
oder für längere Zeit erkrankt ist, dann überhäufen sich die 
Gesuche um diesen Posten. Und in der Tat; diese Arbeiten 
sind abwechslungsreicher als Federreißen, Wergzupfen oder 
Tütenkleben, welche man nicht gerade als Wohltat bezeichnen 
kann 2 . Auch-mancherlei Vorteile in bezug auf Lebensführung 
sind damit oft verbunden. Ich habe z. B. noch nie einen 
abgemagerten Koch gesehen. Oder ich traf einmal in einem 
Zuchthause einen Krankenwärter mit gut gepflegtem Äußeren 
in schneeweißem Kittel, daß man ihn fast für den Arzt selbst 
halten konnte. Endlich bedingen die Hausarbeiten eine weniger 
strenge Aufsicht und größere Bewegungsfreiheit. Sie erfordern 
somit eine Art von Vertrauensstellungen und ihre Zuteilung 
ist als Bevorzugung zu betrachten. Dieser Auffassung folgen 
die Gefängnisordnungen 3 , sofern sie nicht schweigen; nur 
in den Gefangenhäusern der österreichischen Gerichtshöfe 
(§ 11) gilt die Hausarbeit als unangenehme Arbeit. 

' Der Schwerpunkt unserer heutigen Strafhausarbeit, etwa 
80% 4 , liegt bei der im Innern der Strafhäuser ausgeübten 
Gewerbearbeit. Das ist sowohl durch das Wesen der 
derzeitigen Freiheitsstrafe, als auch durch die uns überkom¬ 
menen baulichen Einrichtungen bedingt und würde aus 
letzterem Grunde auch gar nicht leicht geändert werden 

1 Pr.DO. § 143, GO. §§55, 71; Bay.Ger. §90; Bad.Rr.A. § 135 usw. 

2 Quanter, Deutsches Zuchthaus- und Gefängniswesen S. 290. 

3 Wü.Zucht. §32; Bad.Centr. §149; Braunschw.Zell. §44; öst.- 
HO.Männ.Marb. § 11, JugendMarb. § 10. Man beachte den Gegensatz 
zwischen den Kerkerstrafanstalten und Gerichtsgefängnissen in Österreich. 

4 Vgl. Denkschrift des Reichskanzlers S. 59, 60. Im Gegensatz zu 
den dortigen wirtschaftlichen Betrachtungen ist es kriminalpolitisch 
gleichgültig, ob derartige Arbeiten zur Aufrechterhaltung des Strafhaus¬ 
betriebes dienen oder kaufmännisch verwertet werden. 
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können, selbst wenn etwa der Gedanke der „Freiluftzucht¬ 
häuser“ plötzlich allgemein Anerkennung finden würde. 
Die Natur der Freiheitsstrafe und die Einrichtungen des 
Strafhauses beschränken nun die Zahl der ausführbaren 
Arbeiten von vornherein wesentlich, namentlich gilt das für 
Arbeit in Einzelhaft. Den Forderungen der Nützlichkeit 
und Belehrung entspricht im besonderen Maße die sogenannte 
gelernte Handwerksarbeit. Schneiderei, Schuh- und Pantoffel¬ 
macherei, Schreinerei, Buchbinderei und Papierarbeiten, 
standen in Deutschland bislang weitaus an erster Stelle. Im 
ganzen werden 67 verschiedene Arbeitszweige gezählt 1 . Es 
ist klar, daß die größtmögliche Mannigfaltigkeit wünschenswert 
ist, um eine individuelle Behandlung des Sträflings ausüben 
zu können. Natürlich kann in den einzelnen Strafanstalten 
immer nur ein Teil dieser Arbeitszweige betrieben werden 
und wiederum wird deren Anzahl je nach der Größe der 
Gefängnisse größer oder kleiner sein. 

Leider macht sich bei der Auswahl der einzelnen Arbeits¬ 
zweige noch immer viel zu sehr der Einfluß der Leute bemerk¬ 
bar, die ein lautesWehgeschrei über die Gefängniskonkurrenz 
erheben und denen die zuständigen Behörden, und zwar, wie 
ich meine, vielfach gegen 'ihre bessere Überzeugung, will¬ 
fahren zu müssen geglaubt haben 2 . „Wenn das so weiter geht, 
haben wir bald gar keine Arbeit mehr im Zuchthause“ klagte 
mir gegenüber kürzlich ein Anstaltsbeamter; „nachdem uns 
schon so vieles verboten ist, namentlich unsere blühende 
Schneiderei, haben wir jetzt die Korbflechterei eingeführt, 
aber da kommen schon die Kriegsblinden und sagen, diese 
Tätigkeit müsse allein für sie reserviert bleiben.“ Gewiß, 
diese bedauernswerten Leute sind des Schutzes durchaus 
bedürftig. Aber das ist auch ein extremer Fall, den ich gerade 
deswegen anführe, um zu zeigen, mit welchen Schwierigkeiten 
die Anstaltsleitung auf diesem Gebiete zu kämpfen hat. Im 
Laufe der 13 Jahre, in denen ich mich für das Gefängniswesen 
interessiert habe, habe ich noch keinen Anstaltsleiter getrof¬ 
fen, der nicht wegen der Arbeitsbeschränkungen Sorgen ge- 
•habt hätte. 

Andererseits liegen aber auch vielfach in dem Gefangenen 
selbst die Gründe, weswegen er dies und jenes Handwerk 
nicht ausüben kann. Denn die gründliche Aneignung der 

1 Denkschrift des Reichskanzlers S. 59f. 

2 Vgl. Preuß.Just.Min.Erl. v. 21.3.82, 16.4.88, 4.10.95, 25.10. 
96,25.11.09, 10. 12. 09, abgedruckt bei Klein, § 71, Anm. 11. Bay. 
Just.Min.Erl. v. 29. 6. 08, abgedruckt bei Degen-Klimmer S. 107. 
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Handwerksfertigkeiten erfordert meist eine längere Lehrzeit. 
Im Zuchthaus kann daher ein bedeutend vielseitigerer und 
geregelterer Arbeitsbetrieb aufrecht erhalten werden, als in 
den Gefängnissen für Kurzzeitige, in denen handwerksun¬ 
kundige Gefangene über die Anfangsgründe eines Handwerks 
gar nicht hinauskommen können. Pollitz 1 , ein alter erfahrener 
Strafanstaltsleiter, schätzt die Zahl der Gefangenen, für die 
eine Ausbildung in einem Berufe in Frage kommt, auf 25%. 
Welch eine Crux der Strafvollzug an Kurzzeitigen in den 
kleinen Gerichtsgefängnissen mit ihrem geringen und schwan¬ 
kenden Gefangenenbestande ist, ein Zustand, der übrigens 
in allen Ländern der Erde der gleiche ist, wird auch amtlich 2 
und halbamtlich anerkannt. „Regelmäßige Innenarbeit, auf die 
das Hauptgewicht gelegt werden muß, ist für alle kleinen 
Gefängnisse nicht durchführbar, weil die für einen größeren 
Betrieb geeigneten Räumlichkeiten nicht vorhanden sind, 
und die Gefängnisbeamten meist keine technischen Kennt¬ 
nisse und Erfahrungen besitzen, hauptsächlich aber, weil 
auch wenigstens leidlich geschulte Arbeitskräfte fehlen. Da 
in kleinen Gefängnissen regelmäßig nur kurzzeitige Freiheits¬ 
strafen vollstreckt werden, ist die Ausbildung der Gefangenen 
und die Schaffung eines erfahrenen Arbeiterstammes nicht 
zu ermöglichen, und es werden daher die kleinen und selbst 
auch die mittleren Gefängnisse oft nur auf Gelegenheitsarbeiten 
angewiesen sein. Bei der Beschaffung solcher spielt die Rührig¬ 
keit und Findigkeit der Gefängnisbeamten eine wesentliche 
Rolle 3 .“ Einige Hausordnungen 4 geben denselben Ratschläge, 
indem sie solche Arbeiten aufzählen, die eine „erhebliche 
Vorbildung nicht erheischen“. Aber meist werden die Ge¬ 
legenheitsarbeiten Verlegenheitsarbeiten sein, also Arbeiten 
stark mechanischer Natur ohne erziehlichen Wert, wie Feder¬ 
reißen, Tauzupfen, Auslesen von Hülsenfrüchten; auch Tüten¬ 
kleben gehört hierher. Wenn aber einmal eine lohnende Arbeit 
vorhanden ist, die das immer drohende Gespenst des Arbeits¬ 
mangels zu bannen vermag, dann wird sie gehütet, wie das 
Brot in einer belagerten Festung, auf daß sie ja nicht allzubald 
zu Ende sei, selbst unter Herabsetzung der Arbeitsintensität. 
Dieses Übels Wurzel liegt jedoch nicht allein an den kleinen 


1 Pollitz, Strafe und Verbrechen S. 68. 

2 Denkschrift des Reichskanzlers S. 6. 

3 Klein, §71 Anm. 2a. Vgl. dazu Kriegsmann, Gefängniskunde 
S. 321. 

4 Wü.Amtsg. §64; Old.Birkenfeld §63; Anh.Ger. §64; Rud.HO. 
§ 22 . 
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Gefängnissen als solchen, vielmehr hauptsächlich an der krimi¬ 
nalpolitischen Unbrauchbarkeit der kurzen Freiheits¬ 
strafe überhaupt 1 . Allerdings lassen sich die genannten Ver¬ 
legenheitsarbeiten sowie Handlangerdienste auch in großen Ge¬ 
fängnissen und für Langzeitige nicht ganz entbehren, nämlich 
für solche Sträflinge, die infolge körperlicher oder geistiger 
Mängel zur Erlernung und Ausübung einer selbständigen 
gewerblichen Tätigkeit unfähig sind. 

Lebhafter Streit herrscht z. Z. noch darüber, welche 
Hilfsmittel dem Gefangenen in die Hand zu geben sind, 
insbesondere ob Kraftmaschinen verwendet werden sollen oder 
nicht. Die Strafvollzugsordnungen schweigen darüber durch¬ 
weg. Nur der halbamtliche bayrische Kommentar 2 und Gennats 
Hamburger Schilderungen 3 lehnen maschinelle Einrichtungen 
ab, während in Baden 4 grundsätzlich „die Verbesserung der 
vorhandenen Betriebe nach den Anforderungen der fort¬ 
schreitenden Technik“ gefordert wird. In dem älteren Schrift¬ 
tum 5 wird durchweg die kleinhandwerksmäßige Beschäftigung 
der Gefangenen gefordert. Abgesehen von wirtschaftlichen 
Gründen (Gefängniskonkurrenz) hat man geglaubt, daß einer 
industriellen Beschäftigungsweise entgegengearbeitet werden 
müsse, weil die Großindustrie auf die Entwicklung des Ver¬ 
brechertums ungünstig eingewirkt hätte, und hat gehofft, daß 
der Gefangene nach der Entlassung nicht wieder in die Fabrik 
zurückkehre, sondern beim Kleinhandwerk verbleiben werde. 
Ich kann dieser Auffassung nicht beipflichten. Man kommt 
nun einmal nicht darüber hinweg, daß das Kleinhandwerk 
gegenüber dem modernen Fabrikbetriebe keinen goldenen 
Boden mehr hat. Ein Meister in seinem Fach wird freilich 
sich im Wirtschaftsleben obenauf erhalten können. Aber 
wieviele Gefangene, die bislang kein Handwerk erlernt haben, 
bringen es denn im Gefängnis zu einem vollendeten Können? 
Häufig sind sie zu ungeschickt, oder die Strafzeit ist zu kurz. 
Und welchen Zweck hat es, sie als Flickschuster oder Rahmen¬ 
tischler oder in einem sonstigen Gewerbezweige Pfuscher¬ 
arbeit machen zu lassen, wobei sie doch keinen ausreichenden 

1 Siehe statt anderer Kriegsmann, Gefängniskunde S. 318. 

2 Degen-KÜmmer, Anm. 2a zu §90 Bay.Ger. 

3 Gennat, Das Gefängniswesen Hamburgs S. 31. 

4 Bad.Centr. §213. 

5 Bauer, Gewerbs-Betrieb in den Strafanstalten S. 62ff.; Ort- 
loff, Beschäftigung der Gefängnis-Sträflinge S. 26ff.; Krohne, Gesetz¬ 
liche Regelung des Strafvollzugs S. 30f.; Ders., Lehrbuch S. 398; Lutz, 
Die Arbeit in den Strafanstalten S. 8; Amschel, Gefängnisreform, in 
Allgem. österr. Ger.-Zeitung 1902; Gerland, a. a. O. S. 216. 
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Verdienst haben? Obendrein gelingt es erfahrungsgemäß 
sehr selten, Industriearbeiter in das Kleinhandwerk — oder 
gar Landwirtschaft — dauernd zurück zu verpflanzen. Ist 
es da nicht besser, den Gefangenen die Bedienung von Maschi¬ 
nen lernen zu lassen, und zwar von modernen Maschinen, 
nicht „Urväter Hausfät“? Ein tüchtiger Industriearbeiter („ge¬ 
lernter Arbeiter“) ist immer gesucht, und der dumme oder 
der, dem nur eine kurze Lehrzeit zur Verfügung steht, wird 
dann die erworbenen Kenntnisse immer noch besser ver¬ 
werten können, als der Stümper im Kleinhandwerk 1 . Als 
Beispiel greife ich den mechanischen und den Handwebstuhl, 
die Kreissäge und die von zwei Mann geführte große Hand¬ 
säge heraus. Aber leider versagt sich, soweit ich feststellen 
konnte, der deutsche Strafvollzug auch heute noch fast durch¬ 
weg alle mit Motoren betriebenen maschinellen Einrichtungen 2 . 
Ich kann mich des Gefühls nicht verschließen, daß auch in den 
großen Strafhäusern eben wegen der „Gefängniskonkurrenz“ zu 
sehr mit derProduktion gespart werden muß. Daraus entspringen 
dann Arbeitsmethoden, wie das Sägen von Baumstämmen 
in Bretter mit der Handsäge, was ich im freien Gewerbe¬ 
betriebe selbst auf dem Balkan und in Rußland nicht mehr 
vorgefunden habe. Oder die Bandsäge, die im übrigen ein 
Mann bedient, muß durch je drei Mann in zwei Schichten, 
also sechs Mann, angetrieben werden, die weiter nichts tun, 
als ein Rad drehen. Erinnert das nicht doch noch ein wenig 
an die berüchtigte Tretmühle, über die wir jetzt angeblich 
so erhaben sind? 

Die- Arbeit im Freien ist vornehmlich von Bedeutung 
für die Gesundheit des Häftlings. Trotz allen peinlichen 
Putzens ist nun mal der typische Gefängnisgeruch in jedem 
Gefängnis vorhanden und die „sitzende“ Lebensweise ist 
nicht hur im übertragenen, sondern auch im eigentlichen 
Sinne des Wortes vorhanden. Wenn demgegenüber der Ge- 


1 Gleicher Ansicht: Aschaffenburg, Das Verbrechen und seine 
Bekämpfung S. 238; Kriegsmann, Gefängniskunde S. 207f„ 216, 322; 
Huber, Die Arbeit in den Gefängnissen, in Schweiz. Zeitschr. f. Strafr. 19, 
S. 335; Herz, Arbeit und Arbeitsbetrieb, in Archiv f. Sozial-Wissensch. 
u. Sozialpolitik Bd. 32, Heft 2 S. 509f.; Hiekmann, Die Gefängnis¬ 
arbeit in Preußen, in Bl. für Gefk. 47 S. 411; Vargha, Abschaffung 
der Strafknechtschaft; Widmer, Die Beschäftigung der Gefangenen, 
in Mon.Schr.f.Krim.Psych. 7. Jahrg. S. 374ff. Nach Heims a. a. O. 
S. 14 findet in den großen Gefängnissen des Staates New-York fabrik¬ 
mäßiger Arbeitsbetrieb mit modernen Maschinen statt. 

2 Vgl. Kriegsmann, Gefängniskunde S. 216; ferner Preuß. Just.- 
Min.Erl. v. 25. 11. und 10. 12. 09 bei Klein § 71 Anm. 11 d. 
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fangene in frischer Luft sich tüchtig Bewegung schaffen kann, 
so daß er abends rechtschaffen müde ist, und er obendrein 
noch eine Reihe von Eindrücken empfängt, die im geschlossenen 
Raum fehlen müssen, so wird das auf Körper und Geist vom 
medizinischen Standpunkt aus einen günstigeren Einfluß aus¬ 
üben als Innenbeschäftigung. Der Mangel der Zelleneintönigkeit, 
die größere Abwechslung und Beweglichkeit und die häufig 
damit verbundene geringere Aufsicht läßt Zuteilung zu solcher 
Arbeit durchweg als Bevorzugung erscheinen. Tatsächlich 
empfinden die Gefangenen dies durchweg so, und auch in 
einer Reihe von Gefängnisordnungen ist dies zum Ausdruck 
gebracht 1 , im übrigen zwischen den Zeilen zu lesen, zumal 
wenn noch dem durch die frische Luft gesteigerten Appetit 
Rechnung getragen wird 2 . Daß Gefangene, die zu Toben, 
Demolieren, Unbotmäßigkeit und Ausbrechen neigen oder 
dessen verdächtig sind, besser in den Zellen gehalten werden, 
ist selbstverständlich 3 . 

Als Arbeit im Freien, aber innerhalb der Gefängnis¬ 
mauern, finden wir in Deutschland vornehmlich das — be¬ 
sonders in kleinen Gefängnissen beliebte — Holzhauen, ferner 
Bauarbeiten und Gartenarbeiten. Sie findet nur selten besondere 
Erwähnung 4 und spielt schon mit Rücksicht auf die be¬ 
schränkte Größe der Gefängnishöfe und -gärten im allgemeinen 
nur eine untergeordnete Rolle. 

Viel wichtiger, sowohl was die Zahl der Fälle, als auch 
was die Rückwirkung in kriminalpolitischer und wirtschaft¬ 
licher Hinsicht betrifft, ist die „Außenarbeit“ im gefängnis¬ 
technischen Sinne, also die Beschäftigung außerhalb der 
ßefängnismauern. Das Reichsstrafgesetzbuch sagt darüber 
in den §§ 15, 16, 362, daß Zuchthäusler und qualifizierte Haft¬ 
gefangene auch gegen ihren Willen, Gefängnissträflinge nur 
mit ihrer Zustimmung dazu angehalten werden dürfen und 


1 Preuß. Instruktion v. 30.5.1854 §§ 5, 6; Bay.Str. §86, Ger. 

§46; Wü.Zucht. §55, Landesgef. §55; Bad.Centr. §219; He.Zucht, 
u. Butzbach §§ 46, 70; _ Braunschw.Zell. § 44; Anh. Coswig § 9, Ger. 
§ 65; Brem.Osl. 21; Öst. HO.Männ.Marb. § 11, JugendMarb. § 10, 
Gerichtshöfe §11 Abs. 5. * 

2 Sa.HO. Beilage A I 11c; Thür.Zucht. §26, Gef. §27; Lippe §50. 

3 Z. B. erwähnt in Bay.Ger. §93 und in vielen anderen Hausord¬ 
nungen. 

4 Bad.Centr. § 219; ähnlich Braunschw.Zell. § 44; Anh. Coswig § 9, 
Ger. §65; Brem.Osl. 21. 
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die Gefangenen von freien Arbeitern getrennt zu halten sind 1 , 
während das österreichische Strafgesetz sich nicht dazu 
äußert. Die meisten Gefängnisordnungen wiederholen in¬ 
haltlich jene wie überhaupt auch die sonstigen dürftigen reichs¬ 
gesetzlichen Strafvollzugsbestimmungen, was an sich über¬ 
flüssig, aber insofern praktisch ist, als der Strafvollzugsbeamte 
in seiner Dienstordnung sämtliche für ihn in Frage kommenden 
Vorschriften vorfindet. Der Gesetzgeber geht hierbei wohl 
ausschließlich von dem Gesichtspunkte aus, daß ein berech¬ 
tigtes Schamgefühl im Gefängnissträflinge geschützt werden 
soll 2 . Denn wie wir oben sahen, muß die Arbeit im Freien 
vom gesundheitlichen und kriminalpolitischen Standpunkt 
aus als Vorzug angesehen werden. Bei der erdrückenden Mehr¬ 
heit der Gefangenen wird nun die meist geringe Möglichkeit, 
vom großen Publikum gesehen zu werden, nur gering an¬ 
geschlagen, vielmehr wird die „Außenarbeit“ als Bevor¬ 
zugung empfunden. In diesem Sinne ist in Deutschösterreich, 
wo das Gesetz nichts dem § 15 Abs. 2, § 16 Abs. 2 RStGB. 
entsprechendes sagt, bestimmt, daß in der Regel nur Kerker¬ 
sträflinge der obersten Disziplinarklasse außerhalb der Anstalt 
beschäftigt werden sollen 3 . Der Versuch des Reichsstraf¬ 
gesetzbuches, in Hinblick auf die Einwilligung zur Außen¬ 
arbeit eine grundlegende Unterscheidung zwischen Zuchthaus 
und geschärfter Haft einerseits und Gefängnis andererseits 
zu schaffen, kann jedenfalls nicht als gelungen bezeichnet 
werden, wie ja überhaupt die Praxis lehrt, daß wesentliche 
Vollzugsunterschiede zwischen diesen Strafarten nicht durch¬ 
führbar sind. Zu den Bestimmungen des Strafgesetzbuches 
gibt diese und jene Gefängnisordnung weitere Einschränkungen 
sowie Erläuterungen. So dürfen z. B. Weiber nur ausnahms¬ 
weise zur Außenarbeit verwandt werden 4 ; ferner müssen 
die Gefängnissträflinge zu der beabsichtigten Aussenarbeit sich 
schriftlich verpflichten und diese Erklärung ist dann für die 
darin genannte Arbeit unwiderruflich 5 ; oder auch einfache Haft¬ 
gefangene dürfen mit ihrer Zustimmung außerhalb des Gefäng- 


1 Während des gegenwärtigen Krieges, der insofern erst drei Monate 
nach Friedensschluß mit den Vereinigten Staaten von Amerika als beendet 
gilt, dürfen Gefängnissträflinge auch ohne ihre Zustimmung und ohne 
Trennung von freien Arbeitern außerhalb der Anstalt beschäftigt werden. 
Verordnung vom 4.3. 1915 (RGBl. S. 130), 16.5. 1917 (RGBl. S. 412), 
19. 11. 1920 (RGBl. S. 1906). 

2 Ebenso Öst.HO. Jugend Marb. §10, Gerichtshöfe §20 Abs. 2. 

3 Öst.HO.Männ.Marb. § 11 Abs. 3. 

4 Pr.DO. §67; Old.HO.Weib.Vechta § 26. 

* 6 Pr.DO. §67 Z. 1. 
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nisses beschäftigt werden 1 . Tiefgehende Unterschiede bestehen 
aber in den verschiedenen Bundesstaaten darüber, ob die 
Außenarbeit überhaupt wünschenswert ist oder nicht. Führer 
der extremen Richtungen sind Bayern 2 3 4 und Baden 34 ; dem 
letzteren folgen in der ausgesprochenen Abneigung gegen 
Außenarbeit Württemberg, Weimar, Oldenburg, Meiningen, 
Altenburg (in jedem einzelnen Falle Genehmigung des 
Ministeriums einzuholen), Coburg-Gotha, Anhalt, Lippe 5 6 . 
Die sonstigen Bundesstaaten nehmen meist einen vermit¬ 
telnden Standpunkt ein, so Preußen bei Langzeitigen für, 
bei Kurzzeitigen gegen Außenarbeit. 

Wie im Preußischen Justiz-Ministerium über diese Frage 
gedacht wird, geht aus folgender Äußerung Kleins in seinem 
Kommentar zur Preuß. Gefängnisordnung (§ 72 Anm. 1 b) 
hervor: „Obwohl sich gegen eine Beschäftigung der Gefangenen 
außerhalb des Gefängnisses erfahrungsgemäß schwerwiegende 
Bedenken geltend machen, ist diese Arbeit doch nicht zu um¬ 
gehen und sogar im Interesse der aus dem Arbeiterstande her¬ 
vorgegangenen Bevölkerung der Gefängnisse vielfach erwünscht 
. ... Es darf aber folgendes nicht übersehen werden: .... Ein 
geordneter Strafvollzug erfordert, daß die Gefangenen nach 
dem Eintritt in das Gefängnis zunächst in der Anstalt gehalten 
werden, und zwar anfangs grundsätzlich in Einzelhaft (§ 38 
Abs. 2 GO.). Von diesem Grundsätze ausgehend, ist bereits 
in § 4 der Instruktion vom 30. 5. 1854 bestimmt, daß zur 
Außenarbeit nur solche Gefangene herangezogen werden 
dürfen, deren bisheriges Betragen im Gefängnis zu der 
Annahme berechtigt, daß sie zu Unordnung keinen Anlaß 
geben werden. § 5 derselben Instruktion sagt ferner, .... daß 


1 Degen-Klimmer, Bay.Ger. §92 Anm. 3. Vgl. auch He.Prov. 
Arr.H. §79. 

2 Degen-Klimmer, Bay.Ger. §91 Anm. 2, Str. §68. 

3 Bad.Centr. § 219, Kr.A. § 141 Z. 3. 

4 Die Antipoden Bayern und Baden sind übrigens in mehrfacher 

Hinsicht von Interesse. Bayern hat 2 neue Vollzugsordnungen (1907 
und 1910), Baden die derzeit neueste (1913) und eine alte (1890), aber 
nicht veraltete. Aus ihnen schaut heraus einerseits ein klerikal-konser¬ 
vativ-patriarchalischer, andererseits ein liberal-demokratischer Geist, was 
ja auch den bisherigen Regierungsanschauungen in diesen Ländern ent¬ 
spricht. Im übrigen nur einige Schlagworte: Neigung zu Gemeinschafts¬ 
haft, Handwerksbetrieb, Außenarbeit, kleinen Erleichterungen (Bier) in 
Bayern, zu Einzelhaft, modernen Maschinen, nur Innenarbeit, strengem 
Vollzüge in Baden. 

6 Wü.Zucht. §55, Landesgef. §55, Amtsg. §65; Weim. §67; Old. 
HO.Gef.Old. §50, Birkenfeld §63; Mein. §71; Alt. § 72; Cob.- 
GothaGer. §46; Anh.Ger. §65; Lippe §35. 
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die Gefangenen .... Außenarbeit .... als Belohnung anzu¬ 
sehen haben. Diese Bestimmungen sind durch den Erlaß 
vom 16. 5. 1905 mit dem Hinweis in Erinnerung gebracht, 
daß eine Verwendung zu Außenarbeit erst dann eintreten 
dürfe, wenn der Gefangene durch den Strafvollzug im Ge¬ 
fängnisse dessen Wirkung empfunden und gezeigt habe, 
daß er sich der durch den Strafvollzug bedingten Ordnung 
und Zucht zu unterwerfen willens und imstande sei. ln Über¬ 
einstimmung hiermit ist in der im Justizministerium be¬ 
arbeiteten Statistik dargelegt, daß kurzzeitige Gefangene 
sich zur Außenarbeit überhaupt nicht und langzeitige 
in der Regel nur dann eignen, wenn sie einen Teil der 
Strafe — etwa 3—6 Monate — innerhalb des. Gefängnisses 
verbüßt haben und den Ernst der Strafe empfunden haben. 
Aus diesen Sätzen ist zu folgern, daß Gefängnisse, in denen 
nur Strafen bis zu drei Monaten vollstreckt werden, Außen¬ 
arbeit in der Regel nicht werden übernehmen können.“ Im 
Zuchthause sollen mindestens ein Jahr bereits verbüßt sein, 
der Strafrest höchstens ein bzw. noch zwei Jahre betragen 1 . 

Die Durchführung dieser Anschauung wird seitens des 
Ministeriums bis auf den heutigen Tag strenge gefordert und 
ist ein beliebter Punkt der Gefängnisrevisionen. Allerdings 
werden damit die Vorsteher der kleinen Gefängnisse oft in 
nicht geringe Verlegenheit gebracht. Denn wie ich in der 
Praxis gefunden habe, ist bei diesen die Außenarbeit häufig 
die einzigste dauernde Arbeitsmöglichkeit und der Vorsteher 
steht vor der peinlichen Alternative, entweder dem Willen 
der Vorgesetzten Behörde entgegenzuhandeln oder die Ge¬ 
fangenen beschäftigungslos zu lassen. So sehr ich dem von 
Klein entwickelten Gedanken eines progressiven Straf¬ 
vollzugs — ich komme darauf weiter unten zurück — grund¬ 
sätzlich beipflichte und seine reichsrechtliche Durchführung 
für wünschenswert halte, so möchte ich doch die Außen¬ 
arbeit Kurzzeitiger für das bedeutend geringere Übel als 
Beschäftigungslosigkeit halten. Und das vor allem, weil 
ich glaube, daß das poenale Element der Strafe vor dem 
Besserungszweck zurückzutreten hat. Dazu kommt, daß 
in der dauernden Verwahrung im Innern der Anstalt unter 
Umständen eine ungerechtfertigte Verschärfung der Strafe 
liegen kann, nämlich für den an die Arbeit im Freien gewohnten 
Landmann gegenüber dem Städter. In derartigen Fällen 
widerstrebt auch eine Innenbeschäftigung der Forderung, 
den Gefangenen tunlichst in seinem Beruf zu beschäftigen. 


1 Denkschrift des Reichskanzlers S. 13. 



Von der durch das RStGB. gegebenen Befugnis, Gefangene 
mit Außenarbeit zu beschäftigen, wurde in der Praxis zunächst 
fast gar kein Gebrauch gemacht. Erst 1895 fand im Deutschen 
Reich ein Umschwung statt, und zwar mit der Einführung 
von Landeskulturarbeiten neben der allgemeinen land¬ 
wirtschaftlichen und gärtnerischen Tätigkeit, während die 
Beschäftigung in Steinbrüchen usw. immer mehr zurück ging. 
In Österreich wurde bereits 1886 mit Wildbachregulierungen 
begonnen (Strafanstalt Laibach). Hierbei fanden sich finan¬ 
zielle, wirtschaftliche und kriminalpolitische Rücksichten 
auf einem Wege. Der Mangel an landwirtschaftlichen Arbeitern 
ließ eine unliebsame Gefängniskonkurrenz nicht aufkommen. 
Ja für die eigentlichen Landeskulturarbeiten, wie Entwäs¬ 
serung und Aufforstung von Mooren in Ostpreußen und 
Hannover, Bepflanzung der Dünen der Halbinsel Heia, Anlage 
von Weinbergen usw., wären freie Arbeiter schwer auftreibbar 
gewesen und die Unternehmungen wären ganz unrentabel 
geworden. 

Vom kriminalpolitischen Standpunkt aus sind die Landes¬ 
kulturarbeiten in zweifacher Hinsicht von Bedeutung. Einer¬ 
seits sind sie eine geeignete Arbeit für Leute, die auch 
bisher im Freien gearbeitet haben, ferner aber anderer¬ 
seits auch für Großstädter, denen so gewissermaßen eine 
Zwangs-Sommer- und -Winterfrische verabfolgt wird (wobei 
ich allerdings nicht verkenne, daß eine dauernde Verpflanzung 
aufs Land nur selten erzielt wird), endlich für die unsozialen 
Elemente der Liederlichen und Arbeitsscheuen, die „in regel¬ 
mäßiger Wiederkehr wie Postretourpferde immer wieder in 
denselben Stall (nämlich das Gefängnis) zurückkehren 1 .“ 
Bei letzteren handelt es sich allerdings vielfach um einen 
Übergang von deT Strafe zur sichernden Maßnahme, sofern 
die Unterscheidung in Zukunft überhaupt aufrecht zu erhalten 
ist, und ferner in der zweckdienlichen Durchführung noch 
sehr um Zukunftswünsche. Es ist dabei von ausschlaggebender 
Bedeutung, daß gerade Krohne, der Vorkämpfer für Einzel¬ 
haft, die Landeskulturarbeit für besonders geeignet hält, 
jene „verlumpten Existenzen“ zu 4 lehren, „dauernd ehrliche 
anständige Arbeit zu tun, sie wieder an solche Arbeit zu 
gewöhnen, sie dahin zu bringen, daß ihre körperlichen Kräfte, 
die sie verlumpt und verludert haben, wieder gestählt werden, 
und ihnen vor allen Dingen die Lebensenergie zu geben, 

1 Worte von Krohne über „Die Verwendung der unsozialen Ele¬ 
mente zu landwirtschaftlichen Kulturarbeiten“, in Veröffentlichungen des 
Kgl. Preuß. Landes-Ökonomie-Kollegiums, Heft 4 S. 15. 
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welche sie nötig haben, um sich in einem geordneten sozialen 
Leben aufrecht zu erhalten 1 .“ In der Verfolgung dieses Zwecks 
liegt aber auch die andere Seite der Bedeutung der Landes¬ 
kulturarbeiten, wie der land- und forstwirtschaftlichen Arbeit 
überhaupt. Denn so ist ein Weg zur progressiven Gestaltung 
des Strafvollzugs gegeben, der ja auch tatsächlich bereits 
beschritten wird. Freilich würde es verfehlt sein, wenn jeder 
Gefangene am Ende seiner Strafzeit mit derartigen Außen¬ 
arbeiten beschäftigt werden müß'te. Denn ein Allheilmittel 
kann es nicht sein. Aber bei der erforderlichen Individu¬ 
alisierung kann es ein wesentliches Hilfsmittel für die Er¬ 
reichung des Strafzwecks sein. 

Die Praxis hat auch in Deutschland das bestätigt. Aller¬ 
dings finden Landeskulturarbeiten in wesentlichem Umfange 
nur in Preußen, Bayern, Oldenburg, Schaumburg-Lippe, 
Hamburg und Österreich statt, während bezüglich der sonstigen 
landwirtschaftlichen Arbeiten außer den genannten Ländern 
nur Coburg-Gotha hervorzuheben ist. Die Gesamtzahl der 
so beschäftigten Gefangenen beträgt im Deutschen Reiche 
etwa 4—5000, also 6—8% des Gesamtbestandes. Für Öster¬ 
reich gilt ein ähnlicher Prozentsatz 2 . Eine prozentual wesent¬ 
lich erhöhte Verwendung wird auch wohl erst dann eintreten, 
wenn die vielen kurzen Strafen, mit denen der heutige Straf¬ 
vollzug belastet ist, fortgefallen sind. Die Berichte über die 
Durchführung der Landeskultur- und ähnlichen Außenarbeiten 
lauten zum großen Teile recht günstig. Unter den neueren 
möchte ich die von Krohne, Hiekmann, v. Baehr und 
der bayrischen Denkschrift 3 besonders hervorheben. Es wird 
darin geschildert nicht nur, welche wirtschaftlichen Werte 
geschaffen sind, sondern auch, wie die Gefangenen gearbeitet, 
gewohnt und sich verhalten haben, wie gut die großstädtischen 
Industriearbeiter die bisher ungewohnte Arbeit verrichtet 
haben, wie gut die Disziplin war, wie wenig Fluchtversuche 
unternommen worden sind und vor allem, welche erfreulichen 
Ergebnisse in bezug auf die Gesundheit und sittliche Hebung 
der Gefangenen erzielt worden sind. Auch aus Deutschöster- 


1 Krohne in Landes-Ökonomie-KoIIegium, Heft 4 S. 15. 

2 Herz, a. a. O. S. 506. 

3 Krohne in Landes-Ökonomie-KoIIegium, Heft 4 (1911); Hiek¬ 
mann in B!. f. Gefk. 47 S. 411 ff. (1913); v. Baehr, Zuchthaus und 
Gefängnis S. 197ff. (ausführliche Schilderung) (1912); Denkschrift 
über die Beschäftigung der Gefangenen in den bayerischen Strafanstalten 
und Gerichtsgefängnissen (1913), insbes. S. 20ff. 
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reich erschallen empfehlende Worte 1 . Wenn es daher gelingt 
die Tatsache zur Anerkennung zu bringen, daß die Anhaltung 
. zur Arbeit das wesentlichste Hilfsmittel in der Behandlung 
der Verbrecher ist und daß das Haftsystem sich den Anfor¬ 
derungen des Arbeitsbetriebes anzupassen hat, nicht aber 
umgekehrt dieser sich nach dem Haftsystem richten muß, 
so erscheinen diese „Freiluftzuchthäuser“ als eine der ent¬ 
wicklungsfähigsten Einrichtungen unseres Strafvollzuges 2 , 
und wir können an einen Vergleich mit den Zeiten gemahnt 
werden, da vor 300 Jahren in Amsterdam ebenfalls neue 
Grundlagen in der Verbrechensbekämpfung gelegt worden 
sind. 

111. Abschnitt. 

Die Arbeit als Pflicht und Recht des Gefangenen. 

(Wer arbeitet?) 

A. Der Arbeitszwang 3 . 

Die für alle Menschen, also auch für den Gefangenen be¬ 
stehende sittliche Pflicht zum Arbeiten ist für den zahlenmäßig 
weitaus größten Teil der Sträflinge bereits durch das Strafgesetz 
zu einer rechtlichen gemacht. Kaum 20% aller jeweils in Ge¬ 
fangenschaft gehaltenen Personen (die zu etwa 2% Straf¬ 
gefangene, zu 17% Untersuchungs- und sonstige Gefangene 
sind 4 , werden gesetzlich zur Arbeit nicht gezwungen; 


1 Vgl. den Bericht von Marcovich in Bl. f. Gefk. 32 S. 177ff.; 
Reuschel in Bl. f. Gef.Wiss. I 68ff. 

2 Kriegsmann, Gefängniskunde S. 219f., 323. 

3 Mit dem generellen Arbeitszwang befassen sich: RStGB. §§ 15, 

16, 362; ÖStG. §§ 18, 244, 245; Gds. § 17; Pr.DO. §§ 40, 67, GO. §§ 96, 
103; Bay.Str. §83 Abs. 26, Ger. §92; Sa.HO. §24 und Beilage A I 3 
GO. §§ 19,47, 1970, 1972; Wü.Zucht. §52, Heilbronn §41, Landesgef. 
§52, Amtsg. §72, oberamt. §53; Bad.Centr. §§ 104, 140, Kr.A. § 103; 
He.Zucht, u. Butzbach §67, Prov.Arr.H. §80; M.-Schw. HO.Dreibergen 
§8, HO.Bützow §8, DO.Bützow §§ 23, 82, Amtsg. §13; Weim. §§68, 
90, 96; M.-Strel.Zucht. §8, Straf. 18, land. 20, Arrttsg. §9; Old.HO*. 
Vechta §§ 8, 26, HO.Gef. Old. §§ 20, 50, Amtsg. § 40, Birkenfeld § 63; 
Braunschw. Zell. §42, Landes. § 15; Mein. §§ 72, 94,101; Alt. §§73, 96, 101; 
Cob.-Gotha Ger. §§30,63; Anh.Coswig §§9, 45, Ger. §§43, 87,95; Rud.HO 
§30 Abschn. 2 A u. B; Sond.Dl. §§37, 44; R.ä. §§65,87, 93; Ri 
§§72, 94, 101; Thür.Zucht. §§48, 63 Z. 13, Gef. §§51, 66 Z. 13; Lippe 
§40, Lüb.St.Annen §§ 15, 30, Marstall §§21, 38; Brem.Osl. 21, Gefan¬ 
genenhaus Bremerhaven §7, Polizeigef. Bremerhaven §7, Gefangenen¬ 
haus Vegesack §7; Hamb.HO.Straf. §26, Bergedorf §7, Cux. §62* 
E.-L.Gef. O. §§ 19, 20, 204, 221, 223, Dienstanweisung für Amtsrichter 
§10; Öst.HO.Männ.Marb. §11, JugendMarb. §10, Gerichtshöfe §§ 11 
29, Bez.Ger. §5. ’ 

4 Entnommen aus: Denkschrift des Reichskanzlers S. 15; Stati¬ 
stik des Deutschen Reichs, Kriminalstatistik für die Jahre 1912, 1913. 
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nämlich Festungshaft- und einfache Haft-Gefangene in 
Deutschland 1 , politische Verbrecher 2 , Hausarrestanten und 
einfache Arrestanten in Österreich, letztere jedoch nur, sofern 
,,der Verurteilte sich seinen Unterhalt aus eigenen Mitteln 
oder durch Unterstützung der Seinen zu verschaffen fähig ist“ 
und sich selbst beschäftigt (ÖStG. § 244), ferner überall Unter¬ 
suchungsgefangene (§ 116 RStPO., § 185 ÖStPO.) und Zivil¬ 
häftlinge 1 . Arbeitspflichtig dagegen sind die Sträflinge 
in Zuchthaus, Gefängnis, qualifizierter Haft, Kerker und 
strengem Arrest (§§ 15, 16, 362 RStGB., §§ 18, 245, ÖStG.). 

Aus dem Gesetz (§ 15 RStGB., § 18 ÖStG.) geht bereits 
deutlich hervor, daß die Zuchthaus- und Kerkersträflinge 
zu den von der Anstalt eingeführten Arbeiten anzuhalten 
sind. Dementsprechend war eine Erläuterung oder Ergänzung 
in den „Grundsätzen“ nicht von Nöten. Auch die Vollzugs¬ 
ordnungen der Länder wiederholen lediglich meist wörtlich 
den Gesetztext wohl vornehmlich der Vollständigkeit halber 3 . 

Weniger präzise ist die Bestimmung' des RStGB. § 16: 
„Die zu Gefängnisstrafe Verurteilten können .... be¬ 
schäftigt werden“, d. h. also, die Behörde darf diese Gefangenen 
zur Arbeit zwingen, braucht es aber nicht. Dabei ist offenbar 
die mehr oder minder vorhandene Möglichkeit der Arbeits¬ 
beschaffung berücksichtigt. Es wird den Gefängnissträf¬ 
lingen aber, wie die „Grundsätze“ in § 17 sagen, „in der Regel 
Arbeit zugewiesen“. Jedenfalls besteht für diese Gefangenen¬ 
gattung eine generelle Arbeitspflicht. Dies bringen die Voll¬ 
zugsordnungen durchweg zum Ausdruck. So sagt die Pr.DO. 
in § 67: „Die Gefängnissträflinge haben die ihnen zugewiesenen 
Arbeiten zu verrichten“. Vielfach treten Bekräftigungen 
hinzu wie: „während der Arbeitszeit haben die Gefangenen 
unausgesetzt fleißig und sorgfältig zu arbeiten“ (Bay. Str. 
§ 83 Abs. 26; vgl. Bad. Centr. § 104) oder „sind zu anhaltender 
Arbeit verpflichtet“ (Old. HO. Männ. Vechta § 26 Z. 1; Brem. 
Osl. 21) oder „jeder Gefangene hat sich der ihm aufgegebenen 
Beschäftigung willig zu unterziehen“ (Cob.-Gotha Ger. § 30 
Z. 16). Diese Bekräftigungen gelten natürlich meist für alle 

1 Vgl. auch Pr.GO. §§100, 104; Bay.Ger. §92; Öst.Gerichtshöfe 
§§ 1, 13, 44. 

2 Allerhöchster Erlaß vom 28. 10. 1849 und Just.Min.Erl. vom 
24. 6. 1864, weil in Österreich eine besondere custodia honesta fehlt. 

3 So Pr.DO. §66; Sa.HO. § 24 Z. 1; Wü.Zucht. §52; Bad. Centr. 
§139; He.Zucht. §67; M.-Schw.HO. Dreibergen §8; M.-Strel.Zucht. 
§8; Old.HO.Zucht. §26; Braunschw.Zell. §42, Landes. § 15; Thür. 
Zucht. §48; Lüb. St.Annen §§15, 30; Brem.Osl. 21; Öst.HO.Männ. 
Marb. § 11. 
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Haftarten mit Arbeitspflicht. Im übrigen ist mehrfach auch 
noch die Pflicht zur Arbeit auf Grund des Zusammenhanges 
aus der angeordneten allgemeinen Gehorsamspflicht zu folgern 1 . 
Es handelt sich hierbei natürlich in der Praxis genau so wie 
im Zuchthaus um „eingeführte“ Arbeiten, wenngleich diese 
ausdrückliche Bezeichnung nur in wenigen Gefängnisordnungen 
zu lesen ist 2 . Entsprechend besteht in Österreich bei strengem 
Arrest die Verpflichtung, die im Strafhause eingeführten 
Arbeiten zu verrichten 3 . 

Hinsichtlich der Arbeitspflicht der zu geschärfter Haft 
Verurteilten gilt, sofern man von der Pflicht zur Außenarbeit 
absieht, formell meist dasselbe oder ähnliches wie für Gefäng¬ 
nissträflinge, wenn auch tatsächlich der Vollzug häufig der 
Zuchthausstrafe (soweit überhaupt Unterschiede vorhanden 
sind) ähnelt, dies namentlich, falls die Verbüßung im Arbeits¬ 
hause erfolgt 4 , ln den Vollzugsordnungen sind daher die 
Bestimmungen für Gefängnis und geschärfte Haft vielfach 
zusammengefaßt oder es wird von den einen auf die anderen 
verwiesen 5 . 

Für beide Strafarten behalten sich die Verwaltungen dem 
„in der Regel“ des § 17 Gds. folgend vielfach vor: „wenn die 
Möglichkeit einer angemessenen Beschäftigung vorhanden 
ist 6 “, indem sie den tatsächlichen Schwierigkeiten der Arbeits¬ 
beschaffung namentlich in kleinen Gefängnissen Rechnung 
tragen. Bemerkenswert in dieser Hinsicht ist aber die Vor¬ 
schrift in unserer jüngsten Dienstordnung (Bad. Kr. A. § 155), 
daß an das Justizministerium Bericht zu erstatten ist, wenn 
ein arbeitspflichtiger Gefangener länger als drei Tage be¬ 
schäftigungslos gelassen werden mußte. 

Von dieser allgemeinen Arbeitspflicht bestehen einzelne 
Ausnahmen. Daß Kranke, Alte und Schwache nicht oder 
nur nach Maßgabe ihrer Kräfte beschränkt arbeitspflichtig 
sind, ist eigentlich selbstverständlich, wird aber gelegentlich 
doch erwähnt (z. B. Wü. Amtsg. § 73). Auch daß in den großen 


1 Sond.Regulativ § 1; R.ä. §42; R.j. §47;- Hamb. Bergedort § 7. 

2 Z. B. Bay.Str. §64, Ger. §90; Hamb.Cux. §62. 

3 ÖStG. §245; Ost. Gerichtshöfe § 11, Bez.Ger. §5. 

4 Vgl. Meckl.-Strel. Publicandum v. 7.2.1880 und ferner Sachsen und 
Anhalt, wo Zuchthäusler und Korrektionäre auch formell einander fast 
gleich gestellt sind (oben S. 8 Anm. 1). 

5 Pr.DO. § 68 Z. 7, GO. § 103; Sa.GO. § 1972 u. a. m. 

6 Bay.Ger. §92; ähnlich Sa.GO. § 1970; Wü.Amtsg. §72; R.ä. 
§87; R.j. §94; vgl. ferner Old.Amts. § 41 („soweit tunlich“); Alt. § 96; 
Anh.Coswig §9, Ger. § 87, 95; Sond.DI. §37; Thür.Gef. §51 („in der 
Regel“). 
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preußischen und hessischen Anstalten die Gefangenen jeweils 
zwei Tage nach der Einlieferung und vor der Entlassung in 
besonderen Zellen ohne Arbeit zu lassen sind 1 , ist mehr der 
Vollständigkeit halber zu erwähnen. Von prinzipieller Be¬ 
deutung ist da-gegen nur die in Preußen für die ehemals dem 
Minister des Innern unterstehenden Anstalten erlassene Vor¬ 
schrift: „Gefangenen, deren Strafzeit höchstens zwei Wochen 
beträgt, und die ihre Strafe in Einzelhaft verbüßen, sind in 
der Regel ohne Arbeit zu lassen 2 .“ Dazu gibt es dann 
noch schmale Kost. Es ist also das, was man im Volksmunde 
typisch mit „Brummen“ bezeichnet. Ich kann dieser Auf¬ 
fassung nicht beipflichten und stütze mich daJbei auf Krohne, 
der einmal den Ausspruch getan hat, es dürfe keinenGefangenen 
geben, der, auch wenn er nur einen Tag zu verbüßen habe, 
nicht gewerblich beschäftigt würde 3 . Es ist m. E. schon 
schlimm genug, wenn die Sträflinge aus Mangel an Arbeit 
beschäftigungslos bleiben müssen. Von wesentlicher praktischer 
Bedeutung ist übrigens die Vorschrift nicht, weil in jene 
Anstalten durchweg Langzeitige eingeliefert werden. 

Recht eigenartig mutet die offenbar nur in einseitigem 
Hinblick auf die finanzielle Seite gegebene anhaltinische 
Vorschrift an, daß, wer sich selbst beköstigt, „mit Arbeit 
zu verschonen“ ist (Anh. Ger. § 87). Ebenso dürfte auch die 
oldenburgische Anordnung, daß einzelne Gefangene teilweise 
oder ganz von Arbeit befreit werden können (Old. HO. Gef. 
Old. § 54), in ihrer allgemeinen Fassung ein wenig über das 
Ziel hinausschießen und eher mit den erläuternden Worten 
Württembergs (Amtsg. § 73) am Platze sein. Jedenfalls wären 
diese Fälle besser mit der Selbstbeschäftigung zu berück¬ 
sichtigen gewesen. 

Wie oben bereits erwähnt, können Festungshaft-, Haft-, 
Untersuchungs- und Zivilgefangene gesetzlich nicht 
zur Arbeit gezwungen werden, ln der Erkenntnis von dem 
Werte der Arbeit findet aber doch in einzelnen Ländern .ein 
durchaus zu billigender indirekter Zwang zur Arbeit gegenüber 
diesen Gefangenen statt. So sagt die Pr.DO. in § 142: „Es 
ist darauf hinzuwirken, daß auch Gefangene ohne Arbeits¬ 
zwang, sofern die Dauer der Haft zwei Wochen übersteigt, 


1 Pr.DO. §§ 108, 189; He.Zucht. u. Butzbach § 124. 

2 Pr.DO. § 142 Abs. 3. In den „Justizgefängnissen“ Preußens sollen 
dagegen auch Kurzzeitige, wenn es nur irgend möglich ist, dauernd be¬ 
schäftigt werden; vgl. Klein, Anm. 2 zu § 71 Pr.DO. 

3 Mitgeteilt von Gennat, Gefangenenarbeit als Unternehmer¬ 
betrieb, in Deutsche Strafrechtszeitung, 1. Jahrg. (1914), S. 410. 



54 


entweder sich selbst Arbeit verschaffen oder an den im Ge¬ 
fängnis eingeführten Arbeiten sich beteiligen.“. In Mecklen¬ 
burg-Schwerin (DO. Biitzow § 82 Z. 2) finden wir fast den 
gleichen Wortlaut. Vorsichtiger drückt man sich in Süddeutsch¬ 
land aus: „Ein Zwang, um die Gefangenen zur Beschäftigung 
anzuhalten, darf nicht ausgeübt werden. Es ist jedoch mit 
den sonst geeigneten Mitteln darauf hinzuwirken, daß 
dieselben nicht unbeschäftigt bleiben“ (Wü. Hohenasperg. 
§ 36, betrifft also Festungshaft, vgl. auch Wü. Amtsg. § 74, 
oberamt. § 53). „Nicht arbeitspflichtige Gefangene sind, 
wenn sie sich nicht selbst beschäftigen, unter Belehrung 
über die Wirkung der Arbeit auf Erzielung von Ruhe und 
Schlaf sowie über die Arbeitsbelohnungen zur Arbeit aufzu¬ 
fordern“ (Bad. Kr. A. § 75, vgl. § 65). Auch das ist eine der 
Proben dieser so vorzüglichen Dienstordnung. Im Polizei¬ 
gefängnis zu Bremerhaven (§ 7) und im Gefangenhause zu 
Vegesack (§ 7) besteht anscheinend, wenigstens nach dem Wort¬ 
laut des Reglements, eine allgemeine Arbeitspflicht für jegliche 
Art von Häftlingen. In allen übrigen Vollzugsordnungen ist 
entsprechendes nicht vermerkt.- 

Dagegen können fast überall die Haft- und Untersuchungs¬ 
gefangenen zum Aufräumen und zur Reinigung ihrer Zelle 
einschließlich Geschirrwaschen und Nachtkübelabtragen an¬ 
gehalten werden 1 , vorbehaltlich der Befreiung in besonderen 
Fällen, wobei dann allerdings in einigen Ländern eine Ver¬ 
gütung 2 zu entrichten ist. Festungshaft- und Zivilhaftge¬ 
fangene sind durchweg unentgeltlich davon befreit 3 . • 

Zur Durchführung der Arbeitspflicht sind durchweg 
Zwangsmittel und häufig Aufmunterungen vorgesehen. Die 


1 Pr.DO. §§68, 70, ,GO. §55; Bay.Ger. §57; Sa.GO. § 1947; 
WLi.Amtsg. aus § 134 Abs. 7 zu folgern; Bad.Kr.A. §§ 65, 100; He.Prov. 
Arr.H. §57 und Verf. d. Just.Min. vom 15.6.04; M.-Schw.DO.Biitzow 
§24 Z. 1 u. 6, §26 Z. 8, Amtsg. § 19; Weim. §49; M.-Strel,Straf. 25, 
land. 27, Amtsg. §15; Old.Birkenfeld §60, Mein. §52; Alt. §55- 
Cob.-GothaGer. §30; Rud.HO. §20, Verh. §4; R.ä. §47; R.j. §52; 
(Lüb.Marstall §§ 25, 38); Hamb. Cux. §§84, 85; E.-L. aus Gef.O. § 279 
zu folgern; Öst.Gerichtshöfe §37 Abs. 1. 

2 Klein Anm. 3 zu Pr.GO. §55; Bad.Kr.A. §§65, 100 (3 Pfg. täg¬ 
lich); M.-Schw.DO.Biitzow § 24 Z. 1 und 6, § 26 Z. 8, § 23 Z. 9; Hamb. 
Cux. §§84, 85; vgl. auch Thür. Gef. §51 Abs. 9. 

3 Pr.GO. §104 Z. 6 (dazu Klein Anm. 3), §106 Z. 1; Bay.Ger 
§57; Sa.GO. § 1973; Wü.Amtsg. § 134; Bad.Kr.A. §100; He.Prov. 
Arr.H. §57; M.-Schw. Amtsg. §25 Z. 7; Weim. §99; Mein. §104- 
Alt. §§ 102, 103; Cob.-Gotha Ger. §65; Anh.Ger. §§98, 101; Rud.Ho’ 
§ 30 Z. 3; R.ä. §96; R.j. § 104; Hamb.Cux. § 87; E.-L. Gef.O. § 279 : 
Öst.Gerichtshöfe §44 Abs. 4, vgl. auch § 11 Abs. 4. 






55 


Zwangsmittel werden angewandt, wenn der arbeitspflich¬ 
tige Gefangene entweder die Arbeit überhaupt verweigert, 
oder bei der Arbeit träge ist oder vorsätzlich ungeschickt 
arbeitet. Lediglich in Bayern, den kleinen sächsischen Ge¬ 
fängnissen, Weimar, Meiningen und Anhalt ist derartiges 
nicht besonders erwähnt, doch wird es von der allgemeinen 
Gehorsamspflicht und Disziplinarbestrafung bei Zuwider¬ 
handlung dagegen (Bay. Str. § 90, Ger. § 61; Sa. GO. § 1947; 
Weim. § 44; Mein. § 47) mitumfaßt, ln allen übrigen Ländern 
kann beim Vorliegen jenes Tatbestandes Bestrafung mit 
den allgemeinen Disziplinarstrafen eintreten 1 . Bremen (Osl. 21) 
sieht außerdem Verwendung zu „schlechteren Arbeiten“ vor. 
Nach den allgemeinen Verwaltungsgrundsätzen der Straf¬ 
häuser ist natürlich überall die Möglichkeit gegeben, durch 
die Art der Arbeitsauswahl oder durch die laut Verordnung 
eingeführten verschiedenen Kostsätze 2 einen gewissen Druck 
auf die Arbeitswilligkeit der Gefangenen auszuüben. 

Hierin liegt aber gleichzeitig auch schon ein Anreiz 
zu ordentlichem und fleißigem Arbeiten. Überhaupt wird 
«in verständiger Gefängnisvorsteher die sogenannten „Haus¬ 
ordnungsmäßigen Vergünstigungen“ lediglich den Gefangenen 
zukommen lassen, die sich nicht nur gut führen, sondern auch 
nach ihren Kräften fleißig arbeiten. Das ist zwar nur in 
wenigen Vollzugsordnungen gesagt, sollte aber, mag es hoffent¬ 
lich schon tatsächlich Allgemeingut sein, es auch formell 
werden. In Deutschösterreich, Sachsen und Württemberg, 
also Ländern mit Klassensystem, ist dauernder Arbeitsfleiß 
eine der Bedingungen für das Aufrücken in die höhere Klasse 3 . 
In Württemberg 4 sind außerdem folgende Aufmunterungen 

1 Pr.DO. § 143 Z. 1 h, GO. § 71 Z. 6; Sa.HO. § 18 Z. 1; Wü.Zucht. 
§58, Heilbronn §47, Landesgef. §59, Amtsg. §76 Abs. 13, oberamt. 
Hausregeln Z. 5, 9; Bad.Centr. §§104, 129, Kr.A. §136; He.Zucht, u. 
Butzbach §67, Prov.Arr.H. §89; M.-Schw.HO.Dreibergen u. HO. 
Bützow §§ 1, 8, Amtsg. § 20 Z. 3f und g nebst Hausordnung Z. 28; 
M.-Strel.Zucht. §§ 1, 8, Straf. 28, land. 28, Amtsg. §16 Z. 3 f u. g 
nebst Hausordnung Z. 28; Old.HO.Vechta §26, HO.Gef.Old. §53; 
Braunschw.Zell. § 57; Alt. § 96 Abs. 5; Rud.HO. §25; Sond.Regulativ 
§6; R.ä. §50; R.j. §55; Thür.Zucht. §63 Z. 15 u. 26, Gef. §66 Z. 15 
u. 26; Lippe §106; Brem.Osl. 21, Gefangenhaus Bremerhaven §§ 7, 
12, Polizeigefängnis Bremerhaven §§ 7, 11, Gefangenenhaus Vegesack 
§§ 7, 11; Hamb.HO.Straf. §27, Cux. §64; E.-L.Gef.O. § 228; Öst.HO.- 
Männ.Marb. § 29, JugendMarb. § 28, Gerichtshöfe § 29 Abs. 3. 

2 Vgl. z. B. HO. für die Strafanstalt zu Lüneburg §10; Anh.Coswig 
§ 35. 

3 Sa.HO. § 14, GO. § 1949 Z. 4; Wü.Zucht. §78, Landesgef. §78; 
Öst.HO.Männ.Marb. §6, JugendMarb. §4. 

4 Vgl. Wü.Zucht. § 78, Heilbronn § 67, Landesgef. § 78. 
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und Belohnungen vorgesehen: Extragenußmittel, Erweiterung 
der Korrespondenz und Besuchserlaubnis, Verwendung zu an¬ 
genehmeren und lohnenderen Arbeiten, höhere Berechnung des 
Arbeitsverdienstes innerhalb des vorgeschriebenen Rahmens, 
Empfehlung zur vorläufigen Entlassung, zur Abstandnahme 
von der Polizeiaufsicht und zur Begnadigung. Ähnliche aus¬ 
führliche Aufzählungen sind vorhanden in Bayern, Sachsen, 
Baden, Coburg-Gotha, Lippe-Detmold und Bremen 1 , kürzere 
in beiden Mecklenburg, Oldenburg, Braunschweig und Anhalt 2 , 
ln Bayern (Str. §§ 73, 79, 86, 88) und Hessen (Zucht, und 
Butzbach § 82 a) sind besondere Fleißprämien bis zum Betrage 
von 10 M., die neben der ,,Arbeitsbelohnung“ gezahlt werden, 
vorgesehen, ln Sachsen (HO. § 23 Z. 1) kann dem, der sich 
durch Fleiß auszeichnet, vor den versammelten Gefangenen 
ein Lob erteilt werden. Laut Verwaltungsordnung für die 
Gefangenenanstalt zu Detmold (§ 143) können die Auszu¬ 
zeichnenden zu „Aufsehern über die Mitgefangenen“ bestellt 
werden. In Baden (Centr. § 140 Abs. 2 Z. 3) ist die Gestattung 
der Selbstbeschäftigung als Belohnung vorgesehen. Die Be¬ 
stimmung der Pr.DO. § 137, wonach den mit Landeskultur¬ 
arbeiten beschäftigten Gefangenen der Gebrauch von Schnupf- 
und Kautabak als Belohnung für Fleiß und gute Führung 
genehmigt werden konnte, ist durch die Allgem. Verf. d. 
Just.-Min. vom 19. 12. 1918, welche den Tabak den Zusatz¬ 
nahrungsmitteln allgemein gleichstellt, überholt worden. 

B. Das Recht auf Arbeit. 

Der sittlichen und durchweg auch gesetzlich bestehenden 
Pflicht zum Arbeiten entspricht zweifellos ein moralisches 
Recht des Gefangenen auf Arbeit. Wie aus folgendem erhellt, 
ist ein solcher Anspruch auf Arbeit auch durch Gesetz oder 
Verordnung als rechtlich begründet zu erachten. Es ist dabei 
gefängnistechnisch zwischen den sogenannten „eirigeführ- 
ten Arbeiten“ und der „Selbstbeschäftigung“ zu 
unterscheiden. 

Daß Zuchthaus- und Kerker Sträflinge nicht nur ver¬ 
pflichtet sondern auch berechtigt sind, an den „eingeführten 
Arbeiten“ teilzunehmen, folgt aus dem Gesetzestext (§ 15 


1 Bay.Str. § 13 Abs. 7 Z. 4, § 86; Sa.HO. § 23 Z. 1, Bad.Centr. §§ 125 
126, Kr.A. §§ 112; Cob.-Gotha Ger. §§ 5, 41; Lippe §§ 135-144; Brem. 
Osl. 26. 

2 M.-Schw.HO.Dreibergen und HO.Bützow §§ 1, 8; M.-Strel.Zucht. 
§§ 1, 8; Old.Dienstanweisung für die Aufseher der Strafanstalten zu 
Vechta § 28; Braunschw.Zell. § 45; Anh.Coswig §§ 33, 35. 
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RStGB., § 18 ÖStG.), wird im übrigen in der Praxis nie Gegen¬ 
stand des Zweifels oder Unvermögens 1 sein. 

Weniger einfach ist die Sachlage bei den übrigen Haft¬ 
arten, namentlich wegen der tatsächlichen Schwierigkeiten 
in der Arbeitsbeschaffung für kleine Strafhäuser. .Freilich 
sagt das RStGB. (§ 16 Abs. 2) in dürren Worten bezüglich der 
Gefängnissträflinge: „Auf ihr Verlangen sind sie in dieser 
Weise zu beschäftigen“, und in manchen Vollzugsordnungen 2 
sind diese Worte nachgedruckt. Demnach sollte man annehmen, 
daß überall eine Arbeitsmöglichkeit vorhanden sein müßte 
und daß der Gefängnissträfling ein unbestrittenes Recht 
zur Beteiligung daran habe. Dennoch lesen wir in der Pr.DO. 
§ 142: „Gefangenen, deren Strafzeit höchstens zwei Wochen 
beträgt, und die ihre Strafe in Einzelhaft verbüßen, sind in 
der Regel ohne Arbeit zu lassen. Sie sind zu beschäftigen, 
falls sie dies verlangen und -geeignete Arbeit für sie 
vorhanden ist.“ Ähnliche Klauseln finden sich in Bayern 
(Ger. § 92 Abs. 1), Württemberg (Amtsg. § 72 Abs. 4, oberamt. 
§ 53), beiden Mecklenburg (M.-Schw. Amtsg. § 13 Abs. 4, 
M.-Strel. Amtsg. § 9 Abs. 4), Weimar (§ 90), Meiningen (§ 94 
Abs. 3), Altenburg (§ 96 Abs. 1), Reuß ä. L. (§ 87 Abs. 3), 
Reuß j. L. (§ 49 Abs. 3). Die vorsichtigeren Worte der „Grund¬ 
sätze“ (§ 17) „in der Regel“ werden auch in Thür. Gef. § 51 
Abs. 1 und Lippe § 35 gebraucht. Die Verwaltungen stellen 
sich also auf den Standpunkt: ultra posse nemo obligatur. 
Immerhin ist es kein erfreulicher Zustand, wenn eine Behörde 
eingestehen muß, daß sie die Gesetzesvorschrift nicht restlos 
zu erfüllen vermag, und es ist entweder das Gesetz oder der 
Strafvollzug reformbedürftig. Man glaube nun nicht, daß 
es in den kleinen Gefängnissen der anderen Bundesstaaten 
besser sei. In der Praxis wird überall die gleiche Kalamität 
herrschen 3 . In jenen Vollzugsordnungen ist man wenigstens 
offen und ehrlich. Die übrigen schweigen über diesen Punkt. 
Auf Badens beachtenswerte Vorschriften zur Erzielung 
einer vollumfassenden Gefangenenbeschäftigung (Bad. Kr.A. 
§§ 135ff.) soll auch an dieser Stelle hingewiesen werden. 

Von Gefangenen in geschärfter Haft dürfte aus ört¬ 
lichen Gründen im allgemeinen tatsächlich dasselbe wie von 
Gefängnissträflingen gelten, soweit sie in den kleinen Ge- 


1 Vgl. Denkschrift des Reichskanzlers S. 57. 

2 Z. B. Sa.GO. § 1970; Wii.Amtsg. §72 Abs. 2; Bad.Centr. § 140; 
Rud.HO. § 30 Z. 2 A. 

3 Vgl. Klein Anm. 2 zu § 71 Pr.GO. Über Mißstände dieser Art in 
Amerika berichtet Heims a. a. O. S. 7, 8, 15, 45. 



fängnissen untergebracht sind. Aus dem Gesetze ist ein 
Recht auf Beschäftigung in derselben Weise wie für Züchtlinge 
abzuleiten. 

Für Festungshaftgefangene kommt eine Beteiligung 
an den eingeführten Arbeiten deswegen meist nicht in Frage, 
weil in den betreffenden Sonderanstalten Arbeiten nicht 
,,eingeführt“ zu sein pflegen. Soweit diese Strafe in gewöhn¬ 
lichen Strafhäusern verbüßt wird, geht das Recht der Teilnahme 
schon aus § 19 Gds. hervor und wird auch gelegentlich in den 
Vollzugsordnungen (Alt. §§ 103, 99; Anh. Ger. § 101; Hamb. 
HO. Straf. § 36) erwähnt. 

Gefangene in einfacher Haft, Arrest I. Grades und 
Zivilhaft sind bezüglich ihres Rechts auf Zuweisung von 
Arbeit durchweg einander gleichgestellt. Unter der Voraus¬ 
setzung, daß geeignete Arbeit vorhanden ist und daß die Häft¬ 
linge darum nachsuchen, wird ihnen Arbeit zugewiesen (vgl. 
Gds. § 19). Dies tritt in den Dienstordnungen teilweise als 
ausgesprochenes Recht der Häftlinge in Erscheinung, z. B. 
durch die Worte „ist zuzuweisen“ (Pr.GO. § 100) 1 , während 
teilweise aus dem Text nur eine Befugnis des Gefängnisvorstehers 
zu folgern ist, z. B. wenn es heißt „können auf ihr Verlangen 
beschäftigt werden“ (Bay. Ger. § 92 Abs. 2) 2 . In letzterem 
Sinne ist — abgesehen von Baden (Kr.A. § 75) und Hamburg 
(HO. Unters. § 26, Cux. § 84), wo ein Recht auf Arbeit besteht— | 
allgemein die Arbeitsbeteiligung der Untersuchungsgefan¬ 
genen geregelt, wozu dann noch die richterliche Genehmigung 3 
hinzutreten muß. Im übrigen sind aber alle diese Gefangenen¬ 
gattungen einander gleichgestellt. Beteiligt sich nun ein solcher 
Häftling freiwillig an den eingeführten Arbeiten, dann über¬ 
nimmt-er auch alle Rechte und Pflichten, die daraus sonst 
entspringen 4 . Er erhält also einerseits die gegebenenfalls 


1 Vgl. ferner Pr.DO. §68 Z. 2, § 69; Bad.Kr.A. § 75; M.-Schw. 
Amtsg. § 13 Abs. 1; Weim. §§93, 99; M.-Strel.Amtsg. § 9 Abs. 1; Old. 
HO.Gef.Old. §56; Mein. §§98, 104; Alt. §§99, 102; Anh.Ger. §§91, 

98; Rud.HO. § 30 Z. 2 u. 3; Sond.DI. §41; R.ä, §§ 90, 96; R.]. §§98, 
104; Hamb.HO.Straf. §36; Unters. §26, Cux. §§ 84, 85, 87. 

2 Vgl. ferner Pr.DO. §70, GO. §92; Sa.GO. §§ 1968, 1972, 1973; 
Wü.Amtsg. § 74, oberamt. § 53; He.Prov.Arr.H. § 80; Weim. § 86; 
Old.Amts. § 42, Birkenfeld §64; Braunschw.Landes. § 15; Mein. §90; 
Alt. §92; Cob.-Gotha §§47, 48, 60, 64, 65; Anh.Ger. §82; Rud.HO. 

§ 30 Z. 1; R.ä. § 83; R.j. § 90; (Lüb.Marstall § 50); Brem. Gefangenhaus 
Bremerhaven §7; Öst.Gerichtshöfe § 11 Abs. 7, §44. — Belege beziehen 
sich auch auf Untersuchungsgefangenc. 

3 RStPO. § 116 Abs. 5; vgl. ferner Pr.DO. § 70, GO. § 92; Bay.- J 

Ger. §92; Wü.Amtsg. §74; Bad.Kr.A. §111; Weim. §86 usw. ! 

4 Gleicher Ansicht Klein Anm. 2a zu § 100 Pr.GO. j 
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zuständige erhöhte Kost, die Aussicht auf Arbeitsbelohnung u.ä. 
Andererseits ist er aber auch verpflichtet, während der ganzen 
Arbeitszeit ordentlich und fleißig zu arbeiten und überhaupt 
den Anweisungen der den Arbeitsbetrieb leitenden Beamten 
und Werkmeister Folge zu leisten, kann also nicht etwa zum 
Vertreiben der Langeweile täglich zwei bis drei Stunden 
arbeiten, um sich für den Rest des Tages dem Nichtstun 
hinzugeben. Fast ausnahmslos heben die Vollzugsordnungen 1 
derartiges hervor, wenn auch gelegentlich gewisse Vergünsti¬ 
gungen zugestanden werden, z. B. keine Strafe bei Unter¬ 
pensum in Sachsen (GO. § 1968), Zulässigkeit der Verkürzung 
der Arbeitszeit durch den Vorsteher in Baden (Kr.A. § 139). 
ln Ermangelung entsprechender Vorschriften ist dafür zu 
halten, daß ein nicht arbeitspflichtiger Gefangener jederzeit 
seine Beteiligung an den eingeführten Arbeiten wieder aufgeben 
kann 2 . Mehrmals 3 findet sich der jeweils überall gleichlautende 
Satz: ,,Es kann einzelnen Gefangenen gestattet werden, andere 
als die eingeführten Arbeiten zu betreiben.“ Nach dem Zu¬ 
sammenhänge scheint es sich hierbei nicht um die sogenannte 
Selbstbeschäftigung mit ihren besonderen Folgen, die dann 
in späteren Paragraphen erwähnt wird, zu handeln, sondern 
gewissermaßen um eine Einführung dieser Arbeit ad hoc. 

Endlich kann allen Arten von Sträflingen gestattet werden, 
an Sonn- und Feiertagen, an denen die Arbeit an sich 
ruht, sich mit geräuschlosen Arbeiten zu beschäftigen. Es 
ist das ifn wesentlichen eine Vergünstigung für solche Ge¬ 
fangene, die infolge geistigen Tiefstandes nicht in der Lage 
sind, sich anders als mit mechanischer Tätigkeit zu beschäfti¬ 
gen, und wird sich in diesem Falle meistens wohl auf die 
Werktagsarbeit richten, soweit nicht Zeugflicken und ähnliches 
in Frage kommt. Andererseits handelt es sich aber bei geistig 
regeren Gefangenen um Arbeiten, die zur Erholung und zum 


1 Pr.DO. §§ 68-70, GO. § 74 Z. 1, § 92; Sa.GO. § 1968; Wü.Amtsg. 
und oberamt.Hausregeln Z. 5; Bad.Kr.A. § 103 Abs. 1, § 139 (mit be¬ 
sonderer Schärfe); He.Butzbach §68 Abs. 1, Prov.Arr.H. §81; M.- 
Schw.DO.Biitzo w §24 Z. 2; Weim. §§93, 60, 90; Old.HO.Gef.Old. 
§§56, 58, Amts. §42, Birkenfeid §64; Mein. §73; Alt. §74; Coburg- 
Gotha § 48; R.ä. § 66; R.j. § 73; (Lüb.Marstall § 38); Brem.Gefangenen¬ 
haus Bremerhaven §7; Hamb. HO.Unters. §27, Cux. §66; E.-L.Gef.O. 
§ 226. 

2 Gleicher Ansicht Klein, Anm. 2 zu §92 und Anm. 2a am Ende 
zu § 100 Pr.GO. 

3 Pr.GO. § 71 Z. 2; He.Prov.Arr.H. § 78; Weim. § 66 Abs. 3; Mein. 
§70 Abs. 3; Alt. §71 Abs. 2; R.ä. §64 Abs. 3; R.j. §70 Abs. 3; 
Hamb. Cux. § 62 Abs. 2. 
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Vergnügen dienen. Die einzelnen Texte 1 haben zwar mehr 
oder weniger ausführliche Fassungen, kommen aber im wesent¬ 
lichen auf das gleiche hinaus und dort, wo nichts gesagt ist, 
kann nicht ohne weiteres auf die Unzulässigkeit dieser Sonn¬ 
tagsarbeit geschlossen werden. Nur in Hamburg ist derartiges 
streng verboten 2 . 

Gesondert von allen diesen Tätigkeiten steht die soge¬ 
nannte „Selbstbeschäftigung“ da. Hierunter versteht man 
eine außerhalb der „eingeführten“ Arbeiten stehende Tätig¬ 
keit, die der Gefangene, soweit keine Beschränkung laut 
Gesetz, Verordnung usw. besteht, nach freiem Belieben 
sich auswählt und durch eigene Mittel ermöglicht. Der 
Begriff erfordert natürlich eine Nichtteilnahme an den ein¬ 
geführten Arbeiten, was z. B. in Pr.DO. § 144 besonders hervor¬ 
gehoben ist. 

Deswegen ist die Selbstbeschäftigung in erster Linie für 
solche Gefangenen vorgesehen, die gesetzlich zur Arbeit 
nicht gezwungen werden dürfen, also Gefangene in 
Festungs-, einfacher, U n te rsu chungs-und Zivi lhaft, 
sowie Arrest ersten Grades mit der oben erwähnten be¬ 
sonderen Voraussetzung. Diese allgemeine Umgrenzung ohne 
Einzelaufzählung wird in einer Reihe von Vollzugsordnungen 3 
angegeben, und zwar gelegentlich mit der Erweiterung auf alle 
Gefangenen, die tatsächlich von der Gefängnisverwaltung 
nicht beschäftigt werden 4 , was in Altenburg besonders 
deutlich hervorgehoben ist. Teilweise stellt sich die Selbst¬ 
beschäftigung als ein Recht des nicht arbeitspflichtigen 
Gefangenen dar 5 , teilweise wird aber nur dem Gefängnisvor- 

1 Pr.DO. §145 Z. 5; Bay.Str. §81 Abs. 4; Sa.HO. §36, GO. 
§ 1944; Wü.Zucht. §63, Heilbronn §51, Landesgef. §63; Bad.Kr.A. 
§ 112, M.-Schw.HO.Dreibergen § 7 Abs. 5, HO.Bützow § 7 Abs. 8, DO. 
Bützow §85, Amtsg. § 10 Z. 9; M.-Strel. Straf. 13, land. 14, Amtsg. 
§6 Z. 9; Old.HO.Vechta §29 Abs. 1; Braunschw.Zell. §54; Anh. 
Coswig § 79; Thür.Zucht. § 63 Z. 18, Gef. § 66 Z. 18; Lippe § 98; Brem. 
Osl. 20; Öst.HO.Männ.Marb. § 43 Abs. 9, JugendMarb. §41 Abs. 9. 

2 Siehe Gennat, Gefängniswesen Hamburgs S. 33. 

3 Pr.GO. §76 Z. 1; Bay.Ger. § 94; He.Prov.Arr.H. §83; Cob.- 
Gotha Ger. §49; Anh.Ger. §66; Hamb. Cux. §68, sowie die Belege 
unter 4. 

4 Wü.Amtsg. §77; Weim. §71; Mein. §75; Alt. §76; R.ä. §68; 
R.j. § 75. 

5 Pr.DO. §68, GO. §76; Sa.GO. § 1972; Bad.Kr.A. § 103 Abs. 10; 
He.Prov.Arr.H. §83; M.-Schw.DO.Bützow §24 Z. 2; Weim. §§71, 93; 
Old.HO.Gef.Old. §56, Amts. §42; Mein. §§ 75, 98; Alt. §§ 76, 99;' Rud. 
HO. §30 Z. 2 u. 3; Sond.DI. §41; R.ä. §§68, 90; R.j. §§75, 98; Gef. 
im Landgerichtsgebäude zu Detmold § 58; Hamb.HO.Straf.' §36 A 5 
u. B 9, Cux. § 68; Öst.Gerichtshöfe § 11 Abs. 6. 
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Gröber) ist nicht durchgedrungen; sie forderte ein solches 
Recht für alle Gefängnissträflinge, deren Tat nicht eine ehrlose 
Gesinnung bekunde. Die Dienstordnungen wiederholen 
meist die Worte der „Grundsätze“, sofern sie überhaupt eine 
Selbstbeschäftigung für Gefängnissträflinge vorsehen 1 . Ge¬ 
legentlich finden sich noch einschränkende Erläuterungen 
wie in Pr.DO. § 67: „Die Selbstbeschäftigung ist nur auf 
Antrag und nur dann zu gestatten, wenn die in der Anstalt 
eingeführten Arbeiten dem Bildungsgrade der betreffenden 
Gefangenen und ihren Berufsverhältnissen nicht entsprechen 
und die Verwaltung nicht in der Lage ist, anderweite Arbeit 
zu beschaffen 2 .“ ln Baden (Centr. § 140) wird die Zulassung 
auch auf die Art der Straftat abgestellt. Im Weibergefängnis 
zu Vechta (Oldenburg) ist Selbstbeschäftigung überhaupt 
nicht vorgesehen im Gegensatz zum dortigen Männergefängnis. 
Für Gefangene im österreichischen strengen Arrest ist 
gleichfalls eine Selbstbeschäftigung nicht erwähnt. 

In Sachsen (GO. § 1972) und Cuxhaven-(Hamburg) (§ 86) 
ist es ausdrücklich verboten, Sträflinge in geschärfter 
Haft zur Selbstbeschäftigung zuzulassen. In einigen anderen 
Ländern, z. B. Bayern (Ger. § 94), ist das gleiche aus dem Ver¬ 
ordnungstext infolge Nichtaufzählung zu folgern. Im übrigen 
/ stellen die Dienstordnungen im allgemeinen diese Häftlinge 
den Gefängnissträflingen gleich oder aus ihrem Schweigen 
sind Folgerungen nicht zu ziehen. Wendet man aber, und das 
muß man hier, die „Grundsätze“ subsidiär an, so kommt 
man aus der Auslassung bei der Aufzählung aller anderen 
in Frage kommenden Strafarten zu dem Schlüsse, daß Ge¬ 
fangene in geschärfter Haft allgemein zur Selbstbeschäftigung 
nicht zugelassen sind. 

Zuchthausgefangenen wird Selbstbeschäftigung niemals 
gestattet, ebensowenig Kerkersträflingen außer politischen 
Gefangenen. 


1 Pr.DO. §67 Z. 3, GO. §76; Bay.Str. §71, Ger. §94; Sa.HO. 

§24 Z. 5, GO. §1971; Wü.Heilbronn §45, Landesgef. §56, Amtsg. 
§77; Bad.Centr. §140, Kr.A. §103; He.Butzbach §68 Abs. 1, Prov.- 
Arr.H. §83; M.-Schw.HO.Biitzow §8 Abs. 10, DO.Bützow §§23 84 
Amtsg. §13 Abs. 7; M.-Strel.Straf. 18, land. 20, Amtsg. §9 Abs 4- 
Old.HO.Männ.Vechta §26 Z. 8, HO.Gef.Old. §50, Birkenfeld §64; Alt! 
§76 Abs. 2; Cob.-Gotha Ger. §63; Anh.Coswig §9, Ger. §§66, 87* 
Thür.Gef. §51 Abs. 5; Hamb.HO.Straf. §26, Cux. §68; E.-L.Gef.O ’ 
§ 221 nebst Verfügung des Ministeriums v. 22. 2. 98 Ziffer 7. ® 

2 Ähnlich He.Butzbach § 68 Abs. 1, Prov.Arr.H. §83; M.-Schw.HO. 
Bützow § 8 Abs. 10, DO.Bützow §§23, 84; M.-Strel.Straf. 18, land' 
20; vgl. ferner Sa.HO. §24 Ziffer 3. 
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Allgemein unterliegt die Arbeit der Beaufsichtigung des 
Gefängnisvorstandes, wie es in §§ 17, 19 Gds. allgemein und § 17 
Abs. 4 RStGB. besonders für die Festungshaft ausgesprochen 
ist. Erläuternd wird über Art und Ausführung z. B. in 
Preußen (DO. § 144) gesagt: „Die von derr Gefangenen sich 
selbst beschaffte Arbeit muß mit der Sicherheit und Ordnung 
des Gefängnisses und mit dem Haftzwecke verträglich sein. 
Sie unterliegt der Aufsicht des Vorstehers. Gefangene, die 
sich selbst beschäftigen, sind stets in Einzelhaft zu halten.“ 
Diese Grundsätze finden wohl überall 1 Anwendung, teils 
verkürzt, indem die Einzelhaft nicht besonders angeordnet 
ist (z. B. in den Thüringer Staaten), teils erweitert wie: Es 
darf „nicht bloß Unterhaltung und Zerstreuung bezweckt, 
sondern“ es müssen auch die „Arbeitskräfte der Gefangenen 
angestrengt“ werden (Sa.HO. § 24 Z. 3 und E.-L. Gef.O. § 221), 
oder die Arbeiten sollen „dem Stand und den Vermögens¬ 
verhältnissen des Gefangenen entsprechen“ (Wü.Amtsg. § 77; 
vgl. Bad.Kr.A. § 103 Abs. 11). Alles dies steht im Zusammen¬ 
hang mit den Vorschriften über Untersuchungsgefangene in 
RStPO. § 116 Abs. 3 2 . Baden (Kr.A. § 103 Abs. 10) verlangt 
obendrein „daß dem Staat durch die Beschaffung und Kon¬ 
trolle keine Unkosten erwachsen“. 

Von der unten eingehend einer Kritik zu unterziehenden 
Erwägung ausgehend, daß die Arbeitskraft des arbeitspflichtigen 
Gefangenen für die Dauer der Haft dem Staat gehöre, ist die 
Zahlung einer Entschädigung an die Staatskasse seitens 
des Gefangenen vorgesehen. Wenn dagegen ein Gefangener 
überhaupt nicht zur Arbeit gezwungen werden kann, so darf 
ihm auch nach jener Erwägung für die Ausübung der Selbstbe¬ 
schäftigung als solche eine Vergütung nicht abverlangt werden. 


1 Vgl. Pr.GO. §76; Bay.Str. §71, Ger. §94; Sa.HO. §24 Z. 3, 
GO. § 1940; Wü.Heilbronn §45, Landesgef. §56, Hohenasperg §§ 8, 36, 
Amtsg. §77; Bad.Centr. § 140, Kr.A. §65, § 103 Abs. 11; He.Butzbach 
§68, Prov.Arr.H. §§80, 83; M.-Schw.DO.Bützow §§ 23, 24,84, HO. 
Bützow §8 Abs. 11, Amtsg. §13 Abs. 8; Weim. §§71, 85; M.-Strel. 
Amtsg. §9 Abs. 4; Old.HO. Mann. Vechta §26 Z. 8, HO.Gef.OId. 
§§50, 56, Amts. §42; Braunschw.Landes. §16; Mein. §§72, 89; Alt. 
§§76, 91; Cob.-Gotha Ger. §64; Anh.Coswig §9, Ger. §66; Sond.Dl. 
§41; R.ä. §§68, 90; R.j. §§ 75, 98; Thür.Gef. §51; Hamb.HO.Straf. 
§26, Cux. §68; E.-L.Gef.O. §221; Ost.Gerichtshöfe §11 Abs. 4. 

2 „Bequemlichkeiten und Beschäftigungen, die dem Stande und den 
Vermögensverhältnissen des Verhafteten entsprechen, darf er sich auf 
seine Kosten verschaffen, soweit sie mit dem Zwecke der Haft vereinbar 
sind und weder die Ordnung im Gefängnisse stören, noch die Sicherheit 
gefährden.“ Ebenso ÖStPO. § 185. 
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Die Haftpflicht für die Strafvollzugskosten muß davon natür¬ 
lich ganz unberührt bleiben. 

Die Nichtforderung einer Entschädigung von nicht ar¬ 
beitspflichtigen Gefangenen ist in einigen Dienstordnungen 
ausdrücklich hervorgehoben 1 , in anderen aus dem sonstigen 
Text 2 zu entnehmen. Letzteres gilt auch von den „Grund¬ 
sätzen“. Wo also nichts besonderes erwähnt ist, haben 
Häftlinge dieser Art nichts zu zahlen. Nur in Birkenfeld 
(§ 64 des aus dem Jahre 1903 stammenden Regulativs) ist 
man anderer Ansicht und verlangt auch von nicht arbeits¬ 
pflichtigen Gefangenen eine Entschädigung von täglich 
80 Pfennig. Vielleicht soll damit aber auch nur ein Pauschsatz 
für die Strafvollzugskosten angegeben werden und es liegt 
eine unklare Fassung des Textes vor. ln Österreich ist von 
einer Entschädigungspflicht nirgends etwas gesagt. Die 
Zahlungspflicht betrifft also nur die Gefängnissträflinge, 
was auch in den „Grundsätzen“ (§ 17 Abs. 3) als zulässig 
(„kann .... abhängig gemacht werden“) erwähnt wird. Ihnen 
folgt die Mehrzahl 3 der Vollzugsordnungen, soweit diese sich 
überhaupt mit dieser Frage beschäftigen. Doch ist gerade 
in den größten Bundesstaaten für die großen Gefängnisse 
die Zahlungspflicht obligatorisch 4 , wenngleich in Preußen 
und Hessen in besonderen Fällen davon entbunden werden 
kann, ln Hamburgs Fuhlsbütteler Anstalten wird niemals 
eine Entschädigung verlangt 5 . Die Höhe der Summe wird 
meist von der Aufsichtsbehörde nach billigem Ermessen fest¬ 
gesetzt. Richtlinien werden nur selten gegeben, so in Anhalt 6 ; 
„Nicht geringer als der durchschnittliche Ertrag lohnender 
Arbeit gesunder Personen.“ Als feste Sätze für jeden Arbeits¬ 
tag geben an Baden (Centr. § 140 Anm. 2) 1,20 M. und (Kr.A. 


1 Pr.GO. §100; He.Butzbach §68 Abs. 1, Prov.Arr.H. §80 Z. 3; 
M.-Schw.DO.Bützow § 24 Z. 2; Anh.Coswig § 9i; Hamb. Cux. § 85. 

2 Pr.DO. §144 Z. 2; Bay.Gar. §94; Sa.GO. §1971; Wü.Amtsg. 
§73; Bad.Kr.A. § 103 Abs. 12; M.-Schw.Amtsg. §13 Abs. 8; M.-Strel. 
Amtsg. §9 Abs. 4; Old.HO.Gef.Öld. §§50, 56; Alt. §76. 

3 Pr.GO. §76; Bay.Ger. §§94; Wü.Amtsg. §73; He.Prov.Arr.H. 
§ 83; M.-Schw.Amtsg. § 13 Abs. 8; M.-Strel.Straf. 18, fand. 20 
Amtsg. § 9 Abs. 4; Old.HO.Männ.Vechta § 26, HO.Gef.Old. § 50; Alt. 
§76; Cob.-Gotha Ger. § 49a; Anh.Coswig §9, Ger. §87; Thür.Gef. 
§51 Abs. 6; Hamb.Cux. §68. 

4 Pr.DO. §144; Bay.Str. §71; Sa.HO. §24 Z. 3, GO. §1971; 
Wü.Heilbronn §45; Landesgef. §56; Bad.Centr. §140, Kr.A. §103 
Abs. 12; He.Butzbach §68; M.-Schw.DO.Bützow §84; E.-L.Gef.O. 
§221; sowie Old. Birkenfeld §64. 

5 Gennat, Gefängniswesen Hamburgs S. 33. 

6 Anh.Coswig §9; vgl. ferner Anh.Ger. §87. 
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§ 103 Abs. 12) 1,—M., Hessen (Butzbach § 68) 1,50 M., Mecklen¬ 
burg-Schwerin (DÖ. Bützow § 84, Amtsg. § 13 Abs. 8) 1,— M., 
desgl. Strelitz (Amtsg. § 9 Abs. 4) I,—M., Hamburg (Cux. 

§ 68) 0,90 M. Als Rahmen bestimmen Preußen 1 1—3 M., Sach¬ 
sen (GO § 1971) 0,50 bis 1,— M. 

Die praktische Bedeutung aller dieser Vorschriften ist 
eine außerordentlich geringe. Laut Statistik 2 vom 1. 12. 1905 
haben im ganzen Deutschen Reich nur 28 Männer und sieben 
Frauen im Gefängnis und zwei Männer und drei Frauen in 
Haft sich selbst beschäftigt. Neuerdings dürfte eine ansteigende 
Kurve zu verzeichnen sein, nachdem man es für gut gehalten 
hat, gewisse „Kriegsvergehen“, z. B. Geheimschlachtung, 
ausschließlich mit Gefängnis zu bedrohen und so "Leute, die 
zweifellos eine Ordnungsstrafe verwirkt hatten, mit den ge¬ 
meinen Verbrechern auf eine Stufe zu stellen. 

Meine These, daß die Arbeit nicht nur eine Pflicht, sondern 
auch ein Recht des Gefangenen ist, wird dadurch erhärtet, 
daß in allen deutschen Ländern die Entziehung der Arbeit* 
zur Strafe vorgesehen ist. Diese Verwirkung des Rechts auf 
Arbeit muß einerseits bei gewissen Disziplinarstrafen und 
Sicherungsmaßnahmen, wie Fesselung und Dunkelarrest, 
mit Notwendigkeit folgen. Andererseits ist aber auch Ar¬ 
beitsentziehung als solche als Hausstrafe angedroht. In 
grundlegender Weise ist hierüber in Gds. § 34 ausgesprochen: 
„Als Disziplinarmittel sind zulässig: 1. ...; 2. Entziehung 
hausordnungsmäßiger Vergünstigungen. 3_; 4. Bei Einzel¬ 

haft Entziehung der Arbeit bis zu Pauer einer Woche; 5. ., 

. . . 9. Einsame Einsperrung bis zur Dauer von sechs Wochen 

. Die einsame Einsperrung kann geschärft werden 

a) durch Entziehung hausordnungsmäßiger Vergünstigungen 

_c) durch Entziehung der Arbeit . . . .“ Dabei ist mit dem 

Wort „Arbeit“ die Zwangsarbeit gemeint, während in den 
„hausordnungsmäßigen Vergünstigungen“ u. a. auch die Selbst¬ 
beschäftigung und Sonntagsarbeit enthalten ist. 

Der Text der „Grundsätze“ ist in alle neueren Vollzugs¬ 
ordnungen mit Ausnahme der Württembergs, Badens und 
Bremens wörtlich oder beinahe wörtlich übernommen 3 , und 


1 Pr.DO. § 144; ferner Grundsätze für die Berechnung und Ver¬ 
teilung des Arbeitsverdienstes der Gefangenen in den Gefängnissen der 
Justizverwaltung vom 31.3. 1904 §8. 

2 Seutter a. a. O. S. 140. 

3 Pr.DO. §169, GO. §58; Bay.Str. §91, Ger. §62; Sa.HO. §19, 
GO. § 1950; He.Zucht. § 118, Butzbach § 118, Prov.Arr.H. § 160; M.- 
Schw.HO.Dreibergen § 14, HO.Bützow § 14, DO.Bützow § 106; Amtsg. 

Blätter für Gefängniskunde. Bd. LIV. 
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Form der „Grundsätze“ („wird Rücksicht genommen“) ge¬ 
folgt, sondern hat dies als zwingend („ist Rücksicht zu nehmen“) 
angeordnet 1 . In Hessen (Zucht. § 67), Elsaß-Lothringen (Gef. 
0. § 225) und Deutschösterreich (ÖStG. § 18, HO. Männ. Marb. 
§ 11) soll auch bei Zuchthaus- bzw. schweren Kerkersträf¬ 
lingen, deren Bildungsgrad und Berufsverhältnisse berück¬ 
sichtigt werden, und auch in Preußen (M. d. I. DO. § 127) 
ist dies, wenn auch nicht im besonderen bei den die Arbeit 
betreffenden Paragraphen, so doch hinsichtlich der allgemeinen 
Behandlung der Gefangenen angeordnet. Andere Hausord¬ 
nungen wiederholen nur den Inhalt des deutschen Straf¬ 
gesetzbuchs 2 , andere ordnen nur allgemein Beschäftigung 
„in angemessener Weise“ an 3 , andere schweigen ganz 4 . Es 
besteht jedoch Grund zu der Annahme, daß auch dort das 
gewollt wird, was die „Grundsätze“ aussprechen. Diese 
allgemeinen Sätze werden dann aber noch nach dieser oder 
jener Richtung erläutert. Weniger aus theoretischen, als 
vielmehr aus praktischen Gründen dürfte allgemein über das 
Einigkeit herrschen, was in Preußen (GO. § 96 Abs. 2) aus¬ 
gesprochen ist: „Unter den den Fähigkeiten und Verhält¬ 
nissen angemessenen Arbeiten sind nicht bloß solche zu ver¬ 
stehen, welche der Gefangene schon früher gelernt oder 
betrieben hatte 6 .“ Es pflegen sich daran noch Vorschriften 
derart anzuschließen, daß der Gefängnisvorstand oder ein 
höherer Gefängnisbeamter (und nicht ein Aufseher bzw. 
Werkmeister oder gar der Gefangene selbst) im Zweifel darüber 
zu entscheiden hat, ob eine Arbeit den Fähigkeiten und Ver¬ 
hältnissen des Gefangenen entspricht, und wer im allgemeinen 
den Gefangenen einem bestimmten Arbeitszweige zuweist; 
daß der Gefangene bei der Einlieferung auf seine Arbeits¬ 
fähigkeit ärztlich untersucht und im Laufe der Haft über- 

Schw.DO.Biitzow §23; Amtsg. § 13 Abs. 3; M.-Strel.Amtsg. §9 Abs. 3 
(Zuchthäusler in beiden Mecklenburg nicht erwähnt); Old.HO.Vechta 
§26, HO.Gef.Old. §52; Braunschw.Zell. §44, Landes. §15; Alt. §71 
Abs. 4; Cob.-Gotha Ger. § 45; Anh.-Coswig § 24, Ger. §64; Thür. Zucht. 
§51, Gef. §51; Brem.-Osl. 21; Öst.Männ.Marb. §11, Jugend Marb. § 10. 

1 So in Preußen, Bayern, Sachsen, Baden, Hessen, beiden Mecklen¬ 
burg, Altenburg. 

2 Weim. §90; Mein. §94; Rud.HO. §22, Verh. §5, Sond.DI. §37; 
R.ä. §87; R.j. §94; Lippe § 36. 

3 Old.Amts. §41; Hamb.Cux. §62. 

4 Kleine Bremer Gefängnisse, Hamburg Straf, und Bergedorf, Öst. 
Bez. Ger. 

5 Vgl. Degen-Klimmer Anm. 1 zu Bay.Ger. §92; ferner Wü. 
oberamt. §53; Weim. §90; Mein. §94; Alt. §96; R.ä. §87; R.i. 
§94; Thür.Gef. §51 Abs. 3; Hamb. Cux. §62. 



wacht werden soll; daß auf Kranke und Gebrechliche sowie 
gefährliche und fluchtverdächtige Gefangene bei der Arbeits¬ 
zuteilung ein besonderes Augenmerk zu richten ist u. ä. Es 
wird auf Lebensstellung, Vorleben, sowie Grund und Grad der 
Verschuldung hingewiesen, ebenso wie die Führung des Ge¬ 
fangenen im Strafhause berücksichtigt werden soll 1 . Auch 
Wünsche des Gefangenen sollen tunlichst erfüllt werden 2 . 
Bayern (Str. §§ 12, 15, Ger. § 45) legt eine solche individuali¬ 
sierende Behandlung seinen Strafanstaltsbeamten mit schönen 
und besonders eindringlichen Worten nahe. Bemerkenswert 
ist ferner, namentlich auch hinsichtlich der Wirkung der 
Arbeit als solche, das, was in Thüringen (Gef. § 51 Abs. 8) 
gilt: „Wider ihren Willen dürfen Gefangene zu solchen Arbeiten 
nicht gebraucht werden, in deren Verrichtung nach ihren 
Verhältnissen eine Erschwerung der Strafe liegen würde.“ 
Neben diesen allgemeinen Vorschriften, die der heutigen 
Auffassung von der Gesetzesformulierung entsprechend meist 
abstrakt gehalten sind, werden einige häufiger wiederkehrende 
Sonderfälle hervorgehoben. In Oldenburg (HO.Gef.Old. 
§ 52 Abs. 3) soll der, der bereits ein Handwerk betrieben 
hat, in der Regel wieder darin beschäftigt werden; das benach¬ 
barte Bremen (Osl. 26) behält sich die Erlaubniserteilung 
zur Handwerkserlernung als Belohnung für gutes Betragen 
vor; in Österreich (DV.Marb. § 41) ist die Erteilung eines 
Handwerkslehrbriefes (auch für Erwachsene) vorgesehen. 
Es finden sich ferne^Einzelheiten über Haus-, Hof- und 
Außenarbeiten und ihre Zuteilung an zu bevorzugende oder 
zurückzusetzende Gefangene, je nachdem diese Arbeiten 
als besonders -angenehm oder unangenehm erachtet werden. 

Besondere Schwierigkeiten für eine zweckmäßige und 
gerechte Arbeitszuweisung machen erfahrungsgemäß Gefan¬ 
gene aus gebildeten und halbgebildeten Ständen. Mehr 


1 Vgl. über alles dies Pr.DO. §§86, 107, Gef.O. §§ 18, 96; Bay.Str. 
§§ 6, 12, 13, 66, 68, Ger. §§ 45, 46, 93; Sa.HO. §§11, 13, 47, GO. §§ 1943; 
Wü.Zucht. §§ 52ff., 78, Heilbronn §§41 ff., 67, Landesgef. §§32ff., 78, 
Amtsg. §76; Bad.Centr. §§ 18, 149, 219, offizielle Anmerkung zu § 140, 
Kr. A. §§60, 64, 72, 112, 132, 140; M.-Schw.DO.Bützow §§68, 82; 
Old.HO.Vechta §3, HO.Gef.Old. §52; Braunschw.Zell. §4; Alt. § 18; 
Thüringer Gemeinschaft, Dienstvorschrift für den Anstaltsarzt §§ 5, 6, 
14; Lippe §37; (Lüb. St.Annen §28); Öst.DV.Marb. §§ 28, 60, 96, 98, 
102, Gerichtshöfe § 11. 

2 Pr.GO. § 96 Abs. 4; Bay.Ger. § 93, Wü.Heilbronn § 43, Landesgef. 
§ 54, Amtsg. §76; He.Zucht. § 69, Butzbach §69, Prov.Arr.H. §80; 
Weim. §90; Mein. § 94, Alt. § 96; Sond.Dl. §37; R.ä. §87; R.j. § 94; 
Hamb.Cux. §62, E.-L.Gef.O. § 225, Dienstanweisung für Amtsrichter § 10. 
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nach der negativen Seite hat hierzu der preußische Justiz¬ 
minister 1 unter Würdigung der vorhandenen Schwierigkeiten 
bestimmt, daß Gefangene von höherer Bildung und Lebens¬ 
haltung nicht zu Arbeiten untergeordnetster Art heranzu¬ 
ziehen sind. Die Arbeiten, die der bisherigen Beschäftigung 
derartiger Gefangener meist entsprechen, nämlich Schreib¬ 
und Rechnungsarbeiten sind in den preußischen Justizgefäng¬ 
nissen (Pr.GO. § 71 Abs. 5) und denen einiger anderer Länder 2 
ausdrücklich genannt. Ob die für die übrigen preußischen 
Gefängnisse geltende Vorschrift „zu Büroarbeiten dürfen 
Gefangene nicht verwendet werden 3 “ sich nur auf die eigentliche 
Verwaltungstätigkeit der Strafanstalt selbst oder auch auf 
jede schriftliche Arbeit bezieht, dürfte der weisen Ent¬ 
scheidung der Anstaltsvorsteher vorzubehalten sein. Für 
solche Gefangene, die durch die sonstigen Umstände gewöhn¬ 
lich schon besonders schwer betroffen werden, würde die 
Beschäftigung mit den sonst so beliebten sogenannten Haus¬ 
arbeiten durchweg eine unbegründete Härte bedeuten. Man 
wird sie daher nicht gegen ihren Wunsch als Hausknechte 
anstellen. Über die eigenen Bedürfnisse ist in der Pr.DO. 
§ 67 Abs. 10 in grundlegender Weise bestimmt: „Gefängnis¬ 
sträflinge, welche sich im Besitze der bürgerlichen Ehren¬ 
rechte befinden, kann der Vorsteher von der Verpflichtung, 
die Zellenräume und die Einrichtungsgegenstände zu reinigen, 
gegen eine angemessene, von der Aufsichtsbehörde festzu¬ 
setzende Entschädigung entbinden 4 .“ Gleiches gilt in einer 
Reihe anderer Länder 5 , wo gelegentlich noch besonders auf 
die bürgerlichen Verhältnisse verwiesen oder es zur Bedingung 
gemacht wird, daß der Gefangene nicht wegen ehrloser Hand¬ 
lung verurteilt worden ist (Altenburg, Cuxhaven). 

1 In der Zirkularverfügung vom 13.2. 1897, abgedruckt bei Klein 
Pr.GO. §34 Anm. 8b; vgl. dazu Wü.Amtsg. §26; Alt. § 18; Rud.HO. 
§ 22 . 

2 Bad.Centr. § 140, Kr.A. § 140 Abs. 4; He.Prov.Arr.H. §78; M.- 
Schw.DO.Bützow § 83c; Alt. §71; Cob.-Gotha Ger.§45; Thür. Gef. 
§53; Öst.DV.Marb. §28 (hier nur für Jugendliche). 

3 Pr.DO. § 143 Abs. lc hat den jetzigen Wortlaut durch Verordnung 
des Min. d. I. Verordnbl. 1904 Nr. 22 erhalten, nachdem ursprünglich der¬ 
artige Arbeiten zulässig gewesen waren. 

4 Nach Klein Pr.GO. §55 Anm. 3 gilt für die Preußischen Justiz¬ 
gefängnisse das gleiche. 

5 Sa.GO. §§ 1947, 1970; He. Verfügung d. Min. d. Just. v. 15. 6.04; 
M.-Schw.DO.Bützow §23 Abs. 9; Amtsg. §19; Weim. §49; M.-Strel. 
Amtsg. § 15; Braunschw.Zell. § 44; Mein. § 94 Abs. 4; Alt. § 96 Abs. 4- 
Cob.-Gotha Ger. §30 Abs. 4; Anh.Ger. §87; Rud.HO. §20, Verh. § 4 : 
Sond.DI. §37; R.ä. §47; R.j. § 52; Thür.Gef. §51 Abs. 9; Hamb. 
Cux. §63; E.-L.Gef.O. §225; Öst.Gerichtshöfe § 11 Abs. 4. 
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Als besondere Gruppe von Gefangenen werden in einigen 
Gefängnisverwaltungen die Rückfälligen abgesondert. 
Dieser technische Ausdruck wird in Preußen (M. d. 1.), Baden, 
Braunschweig, Anhalt, Hamburg und Elsaß-Lothringen ge¬ 
braucht, während Bayern (Gerichtsgefängnisse) zwar die Be¬ 
zeichnung „strenger zu behandelnde Gefangene“ hat, aber 
in der Sache selbst wohl das Gleiche meint. Dagegen ist 
in den preußischen Justizgefängnissen, den bayrischen Straf¬ 
anstalten (abgesehen von der durch Str. § 16 Abs. 5 angeord¬ 
neten Absonderung) und den badischen Kreis- und. Amts¬ 
gefängnissen der Rückfallbegriff unbekannt. Wer als rück¬ 
fällig zu betrachten ist, das ist überall verschieden. Eine Defi¬ 
nition, jedoch ohne Namensbezeichnung und ohne hier in 
Frage kommende Folger), ist aus Gds. § 16 zu entnehmen: 
Wer mit Zuchthaus oder Gefängnis über zwei Wochen oder 
mehrfach mit Gefängnis oder mit geschärfter Haft vorbestraft 
ist. Preußen (DO. § 85) macht zur Bedingung „drei Freiheits¬ 
strafen“ (Zuchthaus, Gefängnis, Korrektionshaft), darunter 
mindestens eine von sechs Monaten, und sieht keine Rück¬ 
fallverjährung vor. In Bayern (GO. § 46) genügt eine einzige 
innerhalb der letzten fünf Jahre erlittene Freiheitsvorstrafe 
jeder Art. Baden (Centr. § 19) erfordert dagegen als Vorstrafe 
Zuchthaus oder Arbeitshaus oder mindestens zweijährige 
Gefängnisstrafe oder vier Gefängnis- oder Haftstrafen, alles 
innerhalb der letzten fünf Jahre. Ähnliches galt in Elsaß- 
Lothringen (Gef.O. § 212a). Hamburg (Beschluß der Gefängnis- 
Deputation vom 21. 1. 1896) sieht als rückfällig die an, die 
nach Verbüßung von Zuchthaus oder mindestens drei Monaten 
Gefängnis oder mindestens drei Monaten Arbeitshaus nach 
drei Jahren zu einer Strafe von mindestens gleicher Länge 
wieder eingeliefert werden. Die sächsische GO. (Just.Min.), 
die in § 1887 Z. 5 das Wort Rückfällige gegenüber Erstbe¬ 
straften gebraucht und räumliche Trennung anordnet, baut 
den Begriff sonst nicht aus. Dagegen berücksichtigt Sachsen 
im Bereich des Min. d. 1. (HO. § 14) ebenso wie Württemberg 
{Zucht. § 31, Landesgef. § 31), Braunschweig (Landes. § 7: 
„Rückfällige, d. h. wegen Eigentumsvergehens Vorbestrafte, 
werden in die zweite Klasse eingereiht“) und Anhalt (Coswig 
§ 10, Abgrenzung ähnlich wie in Braunschweig) die Vorstrafen 
im Klassifikationssystem (drei bzw. zwei Disziplinarklassen). 
Lippe (§ 37) spricht von Verbrechern geringeren Grades und 
schwereren Verbrechern. 

Im Gegensatz zu manchen anderen Dingen (wie Arbeits¬ 
belohnung, Zusatznahrungsmittel) wird hinsichtlich der 
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Arbeitszuteilung der Rückfall nicht übermäßig in den Vorder¬ 
grund geschoben. Ganz allgemein bestimmt Pr.DO. § 85 über 
Rückfällige: „Sie sind möglichst von anderen Gefangenen 
zu trennen, strenger zu behandeln und zu hausordnungs¬ 
mäßigen Vergünstigungen erst zuzulassen, wenn sie sich 
mindestens ein Jahr tadellos geführt haben.“ Ähnliches gilt 
in Baden (Centr. § 19) und Elsaß-Lothringen (Gef.O. §212b), 
wo alle Rückfälligen im übrigen den Zuchthäuslern gleich¬ 
gestellt sind. In diesen drei Ländern schließt der Rückfall 
also Selbstbeschäftigung, Befreiung von Zellenreinigung u. ä. 
aus, während der Anstaltsvorsteher zur Auslegung der „stren¬ 
geren Behandlung“ berufen bleibt. Hamburg zieht Folgen, 
die hier überhaupt nicht in Betracht kommen. Bayern (Ger. 
§ 46) spricht sich am eingehendsten aus: „Die strenger zu 
behandelnden Gefangenen sollen während der ganzen Arbeits¬ 
zeit zur Arbeit angehalten und mit schwereren Arbeiten, ins¬ 
besondere auch mit den schwereren Hausarbeiten, beschäftigt 
werden. Zu Arbeiten im Gefängnishof und zu Arbeiten außer¬ 
halb des Gefängnisses sind sie nur zu verwenden, wenn sie 
im Innern des Gefängnisses nicht passend beschäftigt werden 
können.“ Sachsen und Württemberg schreiben nichts be¬ 
sonderes für die Arbeit der Sträflinge in der untersten Klasse 
vor, dagegen werden dieser in Braunschweig (Landes. § 15) 
und Anhalt (Coswig §§ 13, 27) die „unangenehmen und 
schmutzigen Arbeiten“ zugewiesen' ähnlich ist es in Lippe 
(§ 37). 

Bei dieser Gelegenheit möge erwähnt werden, daß in 
Österreich (HO.Männ.Marb. § 44, Jugend Marb. § 43, Ge¬ 
richtshöfe § 40, Bez. Ger. § 18) „die Zuweisung einer unlieb¬ 
samen oder schweren Arbeit“ als Disziplinarstrafe vorgesehen ist, 
was auch wohl anderwärts in der Praxis Vorkommen dürfte. 

Eine andere Gruppe, die der geistig Minderwertigen, 
wird leider in keiner Strafvollzugsnorm erwähnt. Es ist 
das um so bedauerlicher, als sie zahlenmäßig gar nicht gering 
ist und durchweg einer durchgreifenden Sonderbehandlung 
namentlich in der Arbeitsweise bedarf. Die Praxis in Preußen 
weist jedoch bereits Sonderabteilungen für geistig Minder¬ 
wertige in den Anstalten zu Brandenburg a. H. und Insterburg 
auf 1 . Hier ist jedenfalls einer der Ansatzpunkte der deutschen 
Gefängnisreform. 

Seit einer Reihe von Jahren erfreuen sich dagegen die 
Jugendlichen der Fürsorge. Jugendlich sind in Deutsch- 


1 Vgl. dazu Kluge in Bl.f. Gefk. 43, S. 498ff. 
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land die Verurteilten unter 18 Jahren (§ 57 RStGB.), die dann 
im Laufe der Strafzeit bis zu einem Alter von 20 Jahren, 
gegebenenfalls 20 Jahren und drei Monaten, als Jugendliche 
behandelt werden (Gds. § 4), in Österreich alle Eingelieferten 
unter 20 Jahren (HO. Jugend Marb. § 1). Bei strenger Trennung 
von erwachsenen Gefangenen (Gds. § 4) wird neben den oben 
angeführten Grundsätzen für die Arbeitszuweisung an Er¬ 
wachsene in Gds. § 18 bei Jugendlichen besonderes Gewicht 
auf die Erziehung gelegt. Die Dienstordnungen, die diesen 
Gedanken wiederholen 1 , führen ihn selten weiter aus und dann 
auch nur mit der Wiederholung des schon allgemein zu berück¬ 
sichtigenden Fortkommens nach der Entlassung (z. B. Preußen 
M. d. I., Mecklenburg-Schwerin, Bremen, Österreich) oder 
mit einem kurzen Hinweis auf Näh-, Strick- und Flickarbeit 
für Mädchen (Preußen M. d. I., Mecklenburg-Schwerin) 
oder auf die Erlernung von Zeug- und Stiefelflicken für 
Burschen (Elsaß-Lothringen Gef.O. § 244 Abs. 4) oder auf 
handwerksmäßige Beschäftigung (Bremen) oder auf Garten¬ 
arbeit (Mecklenburg-Schwerin). Dagegen wird der Schul¬ 
unterricht natürlich überall in den Vordergrung gestellt. Aus¬ 
führliche Anweisungen allgemeiner Natur sind in Baden 
(Kr.A. § 73) und konkreten Inhalts in Österreich erlassen. 
Letztere (Öst.DV.Marb. § 28) verdienen wegen ihrer prak¬ 
tischen Bedeutung hervorgehoben zu werden: „Der Ober- 
Direktor wacht darüber, daß ... die Sträflinge durch die 
Erlernung der ihnen zugewiesenen Beschäftigung in den 
Stand gesetzt werden, sich nach ihrer Entlassung ehrlich 
fortzubringen. Insbesondere hat er darauf zu sehen, daß 
die Sträflinge der Jugendabteilung je nach Beruf, Eignung 
und Fähigkeiten mit der Verrichtung von Feld- und Garten¬ 
arbeiten oder mit der Erlernung eines Handwerks beschäftigt 
werden. Will ein jugendlicher Sträfling erst einen Beruf er¬ 
greifen, so ist ihm Gelegenheit zu bieten, wenigstens die ersten 
Handgriffe unter fachkundiger Leitung zu erlernen. Jugend¬ 
liche Sträflinge, die weder der Kathegorie der landwirtschaft- 


1 Pr.DO. §§84, 143 Abs. 2, GO. §71 Abs. 6; Bay.Str. §66, Ger. 
§§45, 93; Sa.HO. §24 Z. 4, GO. § 1970; Wü.Rottenburg § 3; Bad. 
Centr. § 18, Kr.A. §§ 73, 138, 140; He.Prov.Arr.H. §78; M.-Schw.DO. 
Bützow §§81, 83 k, Amtsg. §13; M.-Strel.Amtsg. §9; Old.HO.Männ. 
und Weib.Vechta § 26 Abs. 6, HO.Gef.Old. §52; Alt. §71; Cob.-Gotha 
§45; Anh.Coswig §24, Ger. §64; Thür. Gef. § 51; Lippe §197; Brem. 
Osl. Abteilung der Jugendlichen §8; E.-L. Ordnung für das Jugend¬ 
gefängnis §11; Öst.HO. Jugend Marb. §10, DV.Marb. §§24, 28. Die 
übrigen Dienstordnungen schweigen. Vgl. ferner die Verhandlungen des 
Vereins deutscher Strafanstaltsbeamten in Bl. f. Gefk. 40 S. 143ff. 



liehen oder jener der gewerblichen ängehören, jedoch in der 
Freiheit im Comptoirdienste oder Verrechnungsgeschäfte 
ausgebildet wurden, können im inneren Verwaltungsdienste, 
soweit es die Natur desselben zuläßt, verwendet werden. 
Andere als die vorbenannten Arbeiten sind nur ausnahms¬ 
weise gestattet.“ Endlich ist nicht uninteressant, festzu¬ 
stellen, daß in Lippe (§ 197) die für Jugendliche zu treffenden 
Anordnungen dem Anstaltsgeistlichen überlassen sind. 

Über junge Verbrecher, die nicht mehr zu den ,,Jugend¬ 
lichen“ gehören, schweigen Gesetze und Dienstordnungen 
vollständig. 

Soweit die Normen. Die rauhen Notwendigkeiten der 
Praxis gehen allerdings über manches hinweg. 

Weil sie noch das eindrucksvollste Menschenmaterial 
bilden, wird freilich gerade an den Jugendlichen der Er¬ 
ziehungsgedanke in erfreulichem Umfange in die Tat um¬ 
gesetzt. Eine Einrichtung wie das preußische Jugendgefängnis 
in Wittlich 1 , die Krönung von Krohnes Lebenswerk, ver¬ 
körpert die weitgehendsten Forderungen eines modernen 
Gefängnisforschers. Die dort gezeitigten Erfolge haben 
den Männern Recht gegeben, die diesen Gedanken hervor¬ 
gehoben und zur Durchführung gebracht haben. Recht 
schwierig liegen allerdings die Verhältnisse dort, wo die Jugend¬ 
lichen nicht in Sonderanstajten oder Abteilungen untergebracht 
werden können, und nur die von den Gerichten immer mehr und 
mehr zur Anwendung gebrachte Strafaussetzung und Empfeh¬ 
lung zur bedingten Begnadigung wendet manches Unheil ab. 

Die Arbeitsauswahl für Weiber birgt im allgemeinen 
wenig Schwierigkeiten. Denn in jedem Gefängnis gibt es 
etwas zu flicken und zu stopfen und diese Tätigkeit entspricht 
nicht nur durchweg der bisherigen Beschäftigung, sondern 
ist auch angemessen und belehrend für solche Frauen, die 
darin keine oder ungenügende Fertigkeiten besitzen. Auch 
die üblichen Arbeiten in den großen Weiberanstalten, die 
über den eigenen Hausbedarf hinausgehen, entsprechen dem 
im allgemeinen. 

Aber gerade bei der Hauptmasse der Strafhausinsassen, 
den erwachsenen Männern, zeigen sich meist unüber¬ 
brückbare Schwierigkeiten. In jedem Gefängnis können nur 
eine bestimmte Anzahl von Arbeitsbetrieben eingeführt sein, 
ln diese müssen nun alle Gefangene hineingepreßt werden. 

1 Siehe darüber „Das Jugendgefängnis in Wittlich“, eine mit vielen 
und großen Bildern ausgestattete Denkschrift des Pr. Min. d. I. 1917; 
ferner vgl. Freudenthal, Gefängnisrecht S. 94; D.J.Z. 18, 134ff. 
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Gewiß wird der Vorsteher das dem früheren Beruf am nächsten 
Kommende aussuchen. Aber oft ist alles fern davon liegend. 
Der Strafhausarbeitsbetrieb ist im übrigen auf bestimmte 
Produktion zugeschnitten, kann infolge technischer, finanzieller 
und wirtschaftspolitischer Rücksichten nicht täglich geändert 
werden und muß so, wie er ist, aufrecht erhalten bleiben 
oder nach den Absatzmöglichkeiten und wirtschaftlich nicht 
gebotenen Wünschen Dritter sich richten, während die Arbeiter 
nicht nach Bedarf in freier Anwerbung, sondern vom Straf¬ 
richter zwangsweise eingestellt werden. Da ist dann die Wahl 
gering und der Zwang groß. Endlich ist das Menschenmaterial 
häufig ein derart schlechtes, daß, selbst wenn sich alle diese 
Schwierigkeiten beheben ließen, bei solchen verkommenen 
Gestalten jede Arbeit gleichviel oder gleichwenig fruchtet 
und lediglich ein Mittel der Disziplin oder gar nur der Ab¬ 
schreckung bildet. Die Statistik lehrt, daß nicht einmal 10% 
aller Gefangenen so beschäftigt werden können, wie es ihrem 
bisherigen Beruf entspricht 1 . Vorschriften wie z. B. in Olden¬ 
burg § 52 HO.Gef.Old., wonach jeder „in der R-egel“ sein 
bisher betriebenes Handwerk weiter betreiben soll, werden 
daher in der Praxis meist nur schöne Worte und gute Rat¬ 
schläge geblieben sein. 

Auch in anderer Hinsicht hält sich die rauhe Wirklichkeit 
nicht an die Verordnungen. Nach den „Grundsätzen“ ist 
im Gefängnis auf Bildungsgrad und Berufsverhältnisse Rück¬ 
sicht zu nehmen, im Zuchthaus nicht. Tatsächlich pflegt es 
aber gerade umgekehrt zu sein. Denn in den Zuchthäusern 
kann bei der großen Anzahl der Sträflinge, ihrem langen 
Verbleiben, der genauen Befassung mit ihrer Persönlichkeit 
und dem ruhigen geregelten Arbeitsbetriebe dasel.bst für den 
einzelnen meist eine leidlich passende Arbeit herausgefunden 
werden; auch ist hier die Möglichkeit gegeben, daß der Sträfling 
im Handwerk über das Lehrlingsstadium hinauskommt. 
Die großen Gefängnisanstalten mit langzeitigen Gefangenen 
kommen dem noch nahe. In den mittleren und kleinen Ge¬ 
fängnissen mit ihren dauernd wechselnden kurzzeitigen In¬ 
sassen, mit ihren Vorständen, die dies Amt nur nebenberuflich 
ausüben (I. Staatsanwalt, Amtsrichter) und oft weder Zeit 
noch genügend Kenntnisse für die Behandlung des einzelnen 
Gefangenen haben, und endlich mit ihrer notorischen dauernden 
Not in der Arbeitsbeschaffung pflegt man von einer individuellen 
Arbeitszuteilung selten etwas zu merken. Auf diese Umkehrung 
weisen auch manche Äußerungen alter Zuchthäusler hin, denen 


1 Vgl. Seutter, Gefängnisarbeit S. 40. 
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die Ehrenminderung der Zuchthausstrafe gleichgültig ist 
und die das Zuchthaus gegenüber dem Gefängnis loben. 
Allerdings mag dabei etwas die Verpflegung mitsprechen, 
die im Interesse der Erhaltung der Arbeitsfähigkeit im Zucht¬ 
hause tatsächlich besser ist als im Gefängnis. Jedenfalls lehren 
diese Dinge einerseits, daß es verfehlt ist, die Unterscheidung 
der Strafarten auf Unterscheidungen in einer Zwangsarbeit 
aufzubauen, und andererseits, daß auf dem Gebiete der indi¬ 
vidualisierenden Arbeitszustellung der Hebel der Reform 
besonders anzusetzen hat, und zwar vornehmlich in der Praxis 1 . 

B. Die Arbeitszeit. 

(Wann und wie lange arbeitet der Gefangene?) 

Dem bürgerlichen Leben entsprechend wird Werktags 
gearbeitet und zwar soll laut Gds. § 20 die tägliche Arbeitszeit 
in der Regel für die Zuchthäusler nicht mehr als 12 Stunden, 
für Gefängnis- und Haftsträflinge nicht mehr als 11 Stunden 
betragen. Diese Grenzen werden überall innegehalten; denn 
auch Braunschweig, wo laut Tagesordnung in Braunschw. 
Zell. §§ 28, 48, 53 für alle Arten von Gefangenen 12 Stunden 
Arbeitszeit im Sommer und 11 % Stunden im Winter sich 
ergeben, trägt tatsächlich den „Grundsätzen“ Rechnung. 
Diese obere Grenze wird in dem überwiegenden Ländergebiet 
ausdrücklich wiederholt 2 . Württemberg, Elsaß-Lothringen 
und einige mitteldeutsche Kleinstaaten setzen niedrigere 
Grenzen fest 3 , während für die badischen Zentralstrafanstalten 
(§ 109), das Gefängnis in der Stadt Oldenburg (HO.Gef.Old. 
§ 54), Braunschweig (Zell. §§ 28, 48, 53, Landes. § 19), Hamburg 
(HO.Straf. § 29, Cux. § 51, 52, Bergedorf § 3) und Deutsch¬ 
österreich (HO.Männ.Marb. §§ 36—42, Gerichtshöfe § 37, 
Jugendliche dagegen zehn Stunden Maximum) die Arbeitszeit 
nur aus der Tagesordnung errechenbar ist und in den Hausord¬ 
nungen für Schwarzburg-Rudolstadt und Sondershausen sowie 
für die Bremer Lokalgefängnisse weder eine Arbeitszeit noch 

1 Siehe darüber auch die Verhandlungen in Bl.f. Gefk. 38 S. 174ff.; 
Kriegsmann, Gefängniskunde S. 315f.; Supper, Die kleinen Ge¬ 
fängnisse, in Bl.f. Gefk. 51 S. 62ff. 

2 Pr.DO. §§66, 67, GO. §96; Bay.Str. §72; Sa.HO. §24 Z. 5, 
GO. § 1970; Bad.Kr.A. § 139; He.Zucht. § 75, Butzbach § 75, Prov. 
Arr.H. §80; M.-Schw.DO.Bützow §23 Abs. 4, Amtsg. §13 Abs. 6; 
M.-Strel.Straf. 18, land. 20, Amtsg. § 9; Old.HO.Vechta § 26, Amts. 
§ 41, Birkenfeld § 66; Cob.-Gotha Ger. § 45; Anh.Coswig § 23, Ger. 
§87; Thür.Zucht. §50, Gef. §53. 

3 Wü.Zucht. §56, Heilbronn §44, Landesgef. §57, Amtsg. §75; 
Weim. §90; Mein. §94; Alt. §96; R.ä. §87; R.j. §94; (Lüb. Marstall 
§ 38); E.-L. Hausordnung §4, Dienstanweisung für Amtsrichter § 11. 


) 
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eine Tagesordnung angegeben ist. Eine Mindestarbeitszeit 
von zehn Stunden wird in Preußen (GO. § 96), Baden (Kr.A. 
§ 139), Hessen (Zucht. §75, Butzbach § 75, Prov.Arr.H. § 80) 
und Anhalt (Ger. § 87) gefordert, doch ist auch hier dem 
Vorstand die Befugnis gegeben, für einzelne Gefangene die 
Arbeitszeit weiter herabzusetzen. In Bayern (Str. § 72 Abs. 4, 
Ger. § 95 Abs. 3) wird letzteres ebenfalls erwähnt und zwar 
als Freistunde für geistige Beschäftigung. Zwischen Männern 
und Frauen wird, abgesehen von Oldenburg, kein Unterschied 
gemacht. Jugendliche arbeiten gewöhnlich 1 Stunde weniger, 
die sie dann im Freien zu verbringen haben. 

Festzustellen, wie lange tatsächlich gearbeitet wird, ist 
fehlerlos nicht möglich, weil die wirklichen Arbeitsverhältnisse 
der einzelnen Gefängnisse, und zwar namentlich der kleinen, 
nicht bekannt sind, wohingegen in den großen die Dienstvor¬ 
schriften durchweg eingehalten werden können. Bei dieser 
Feststellung müssen die Tagesordnungen mitberücksichtigt 
werden. Dabei werden Schulstunden und Gottesdienst, soweit 
er Alltags abgehalten wird, als Arbeit gerechnet 1 , der tägliche 
Spaziergang dagegen nicht. 

Es ergibt sich etwa folgende Arbeitszeit für Zücht¬ 
linge: 12 Stunden während' des ganzen Jahres in 
Preußen, Sachsen, Braunschweig, Anhalt und Bremen; 

11 % in Mecklenburg-Schwerin, 11 % in Bayern (im Sommer), 
Baden (Sommer), Hessen (Sommer), Oldenburg (Männer 
im Sommer, % Stunde weniger im Winter, Weiber außerdem' 
stets % Stunde weniger), Elsaß-Lothringen (das ganze Jahr) 
und Deutschösterreich (Sommer); 11% in Mecklenburg- 
Strelit/; 11 in Württemberg (Sommer) und Hessen (Winter); 
10% in Bayern (Winter) und Baden (Winter); 10—11% 
Stunden in Thüringen (Sommer); 10 in Württemberg und Ham¬ 
burg; 9—9% Stunden in Thüringen im Frühjahr und Herbst, 
8—8% Stunden daselbst im Winter, ln Thüringen geht es also 
am gemütlichsten zu, obwohl auch dort die weit höher liegen¬ 
den Höchstzeiten des Bundesrats hervorgehoben werden. Zucht¬ 
häusler und Gefängnissträflinge haben übrigens in den Thürin¬ 
ger undHamburgerZentralstrafanstalten gleich langeArbeitszeit. 

Die Zusammenstellung für Gefängnis- und sonstige 
Gefangene ergibt: etwa 11 Stunden in Preußen (M. d. I. 
das ganze Jahr, Just. Min. im Sommer), Sachsen, Württem¬ 
berg (große Anstalten im Sommer), Hessen (große Anstalten 
im Sommer), beide Mecklenburg, Oldenburg, (allgemein im 

1 Vgl. die ausdrückliche Bestimmung in Wü.Zucht. § 56, M.-Schw. 
HO. Dreibergen § 8 Abs. 8. 
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Sommer, in Vechta im Winter % Stunde weniger, dort Weiber 
außerdem stets % Stunde weniger), Braunschweig, Coburg- 
Gotha, Anhalt (Zentralanstalt und im Sommer in Gerichts¬ 
gefängnissen), Lippe und Bremen; 10% Stunden in Bayern 
(große Anstalten), Baden (große Anstalten im Sommer, evt. 
11 Stunden), Elsaß-Lothringen, Deutschösterreich (Zentral¬ 
strafanstalten im Winter); 10% Stunden in Hessen (große 
Anstalten im Winter); 10—10% Stunden in Thüringen (Zentral¬ 
strafanstalten im Sommer); 10 in Preußen (Just. Min. im 
Winter), Bayern, (Gerichtsgefängnisse im Sommer), Württem¬ 
berg (große Anstalten im Winter), Baden (im übrigen, Elite¬ 
gefangene 9 Stunden), Weimar (Sommer), Meiningen (Sommer), 
Altenburg (Sommer), beiden Reuß (Sommer), Lippe (Winter), 
Hamburg (Zentralanstalt) und Deutschösterreich (Gerichts¬ 
gefängnisse im Sommer); 9% Stunden in Oldenburg (kleine 
Gefängnisse im Winter); 9% in Anhalt (Gerichtsgefängnisse 
im Winter) und Hamburg (Cuxhaven allgemein und LJnter- 
suchungsgefangene in Fuhlsbüttel); 9% in Hessen (Provinzial¬ 
arresthäuser im Sommer); 9—9% in Thüringen (Zentr. im 
Frühling und Herbst); 9 in Bayern (Gerichtsgefängnisse im 
Winter), Württemberg (Amtsgerichtsgefängnisse, evtl, weniger) 
Altenburg (Winter), (Lübetk); 8% in Hessen (Provinzial¬ 
arresthäuser im Winter); 8—9 Stunden im Winter (sämtlich) 
in Weimar, Meiningen, beiden Reuß und Deutschösterreich 
(Gerichtsgefängnisse); 8—8% in Thüringen (Zentr. im Winter); 
8 Stunden in Hamburg-Bergedorf im Sommer und 6% Stunden 
daselbst im Winter. Letzteres ist übrigens nicht eine Errungen¬ 
schaft der Revolution, sondern im Jahre 1887 verordnet. 
Es ist sehr wohl möglich, daß trotz formaler Gültigkeit dieser 
aus der Hausordnung zu entnehmenden Arbeitszeit in Berge¬ 
dorf länger gearbeitet wird. 

In einem preußischen Zuchthaus verläuft ein Arbeitstag 
wie folgt (Pr.DO. § 126): 

Sommer: Winter: 

Aufschluß 5 — 5% Uhr 6 — 6% Uhr 

Arbeit 5%— 6% „ 6 %— 7% „ 

Frühstück 6%— 6% „ 7%— 7y 4 „ 

Arbeit 6 %—12 „ 73/ 4 _l2 

Mittagessen 12 — 1 ,, 12 — 1 „ 

Arbeit 1 — 7 „ 1 — 7 „ 

Abendessen 7 — 7% „ 7 — 7% „ 

Arbeit — “ 7%— 8% „ 

Einschluß 7%— 8 „ 8%— 9 ~ „ 

Diese Tageseinteilung entspricht der allgemein üblichen, 
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nur daß hier und dort noch eine Vesperpause eingelegt wird. 
Soweit die Arbeitszeit kürzer ist, pflegt die Arbeit abends 
eher eingestellt zu werden. Die Morgenstunden werden nirgends 
verschlafen. Hausarbeiten sind erforderlichenfalls auch außer¬ 
halb der üblichen Arbeitsstunden zu verrichten. 

Für die Bewegung im Freien ist allgemein täglich y 2 -\ Stunde 
vorgesehen. Sie findet je nach der Jahreszeit und der Ordnung 
im Strafhause zu verschiedenen Tageszeiten statt. Nur in 
Sondershausen (Dl. § 13) wird in der Regel ein Spaziergang 
von wöchentlich zweimal je x / 2 —\ Stunde für ausreichend 
erachtet. Jugendliche haben sich durchweg täglich 2Stunden lang 
in frischer Luft aufzuhalten. Für den, der Außenarbeit ver¬ 
richtet, fällt natürlich der Spaziergang fort. Notgedrungen 
sind bei Außenarbeit die Lichtverhältnisse maßgebend. Zum 
Ausgleich dafür, daß im Winter nur kurze Zeit gearbeitet 
werden kann, pflegt im Sommer eine längere Arbeitszeit als 
die für Innenarbeit übliche zulässig zu sein. Dagegen bestehen 
dann wieder längere Erholungspausen. Überhaupt stehen 
dabei die konkreten Arbeitsverhältnisse im Vordergrund. 

An Sonn- und Feiertagen ruht die Arbeit, abgesehen 
von den Hausarbeiten und, wie es in Preußen (DO. 145) vor¬ 
sorglich heißt, besonderen Notfällen. Der Tag wird durch 
Gottesdienst, Schularbeiten, Briefschreiben, Bücherlesen, 
Zeugflicken oder in sonstiger mehr oder minder nützlicher 
Weise hingebracht. Auffälligerweise ist in Württemberg 
(Zucht. § 56 Heilbronn § 44, Landesgef. § 57) an diesem Tage 
5 Stunden lang zu arbeiten. Den besonderen Feiertagen der 
beiden christlichen Konfessionen wird meist Rechnung ge¬ 
tragen. Überall außer in Coburg-Gotha, Rudolstadt, Reuß j. L., 
den Thüringer und Hamburger Zentralanstalten, Lippe und 
Bremen werden die Juden am Sabbath und ihren 14 bzw. 
13 hohen Feiertagen zur Arbeit nicht gezwungen. Sie müssen 
dann aber, wenn sie von diesem Recht Gebrauch machen, 
Sonntags und an den christlichen Feiertagen arbeiten — letz¬ 
teres heben Weimar und beide Reuß nicht hervor —. ln 
den Thüringer Zentralanstalten werden den Juden acht 
ihrer hohen Feiertage arbeitsfrei gemacht, ,,im übrigen“ 
liest man in Thiir.Zucht. § 35, Gef. § 37 in kategorischen 
Worten: „haben sie ihreSabbath- und Feiertage an denSonn- und 
christlichen Feiertagen zu feiern“. In dem Hamburger Zentral- 
gefängnis F uhlsbüttel 1 gilt bezüglich des Sabbaths das Gleiche 2 . 

1 Hamburg, Handbuch für Aufsichtsbeamte vom 10. 5. 00, Abschn. 
IV Ziffer 40, 41. 

2 Die Unterlagen für dies Kapitel sind entnommen aus: Pr.DO. 
§§ 66, 67, 126, 141, 145, 162, 164, GO. §§ 75, 78, 96 Abs. 6 nebst Reskript 
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C. Das Arbeitsmaß. 

(Wieviel arbeitet der Gefangene?) 

Einigkeit herrscht darüber, daß der Gefangene seinen 
Kräften entsprechend fleißig zu arbeiten hat und daß Trägheit 
nicht zu dulden ist. Über die Wahl der Mittel, dieses Ziel zu 
erreichen, gehen die Ansichten allerdings auseinander. Gewiß 
wird die Notwendigkeit einer Beaufsichtigung allgemein 
anerkannt. Doch hat man auf Grund der Voraussetzung, 
daß das Aufsichtspersonal recht knapp und eine eingehende 
Beaufsichtigung namentlich bei gewissen Strafvollzugsarten 
(Einzelhaft) schwierig sei, eine allgemeine Aufsicht nicht als 
ausreichend erachtet. So ist man dazu gekommen, zur besseren 
Kontrolle dem einzelnen Gefangenen ein „Pensum“ zuzu¬ 
teilen. Man versteht darunter eine vorher festgesetzte, inner¬ 
halb eines bestimmten Zeitabschnitts (meist an einem Arbeits¬ 
tage) und innerhalb der vorgeschriebenen Arbeitszeit zu 
leistende Arbeitsmenge. Es ist eine recht alte Erfindung. 
Denn bereits in den alten Amsterdamer Zuchthäusern wurde 
ein Tages- oder Wochenpensum, dort „Feierabend“ genannt, 
aufgegeben 1 . 

Die „Grundsätze“ äußern sich zu der Frage des Pensums 
nicht. Es ist jedoch in dem weit überwiegenden deutschen 


vom 11.7.89 und Zirkularverf. vom 12.9.94; Bay.Str. §§42, 72, 80, 
81, 82, Ger. §§72, 85, 95, 96, 103; Sa.HO. §§24 Z. 5, 31, 32, 33, 36, 
42, 43, GO. §§ 1925, 1931, 1944, 1970; Wü.Zucht. §§44, 56, 65, Heil¬ 
bronn §§ 35, 44, 53, Landesgef. §§ 44, 57, 65, Hohenasperg § 27, Amtsg. 
§§75, 119, oberamt. §75; Bad.Centr. §§ 109, 110, 235, Kr.A. §§106, 
112, 120, 139; He.Zucht. §§ 16-18, 39, 75, 112, Butzbach §§12, 34, 
75, 112, Prov.Arr.H. §§ 18, 80, 82, 92, Verf. des Oberstaatsanwalts vom 
14.9.96 und 7.6.07; M.-Schw.HO.Dreibergen §§ 7, 8 Abs. 8, 11, HO. 
Biitzow §§ 7, 8, 11, DO.Bützow §§23, 67, 81, 85, Amtsg. §§ 10, 13, 15; 
Weim. §§54, 70, 72, 90; M.-Strel.Zucht. §§ 7, 11, Straf. 18, land. 20, 
Amtsg. §§ 6, 9, 11; Old.HO.Vechta §§ 15, 26, 29, HO.Gef.Old. §§54, 
55, 63, Amts. §§ 34, 41, Birkenfeld §§ 55, 63, 66; Braunschw.Zell. §§ 28, 
48, 53, 54, Landes. §§ 12, 19; Mein. §§57, 74, 76, 94; Alt. §§75, 78, 
96; Cob.-Gotha Ger. §§33, 45; Anh. Coswig §§23, 39, 88 Anlage C, 
Ger. §§43, 68, 87, 90, 98; Rud.HO. §§ 17, 22; Sond.Dl. §§ 13, 37; R.ä. 
§§52, 67, 69, 87; R.j. §§57, 74, 76, 94; Thür.Zucht. §§35, 37, 48, 50, 
Gef. §§37, 38, 51, 53; Lippe §§38, 90, 98; (Lüb. Marstall §§ 38, 40); 
Brem. Osl. 20; Hamb.HO.Straf u. Unters. §§29, 33, Handbuch für 
Aufsichtsbeamte IV 40 u. 41, Cux. §§51, 52, 67, Bergedorf §3, Gennat, 
Das Gefängniswesen Hamburgs S. 21; E.-L.Gef.O. §§227, 229, 231, 
Hausordnung §4, Dienstanweisung für Amtsrichter § 11, Öst.HO. Männ. 
Marb. §§ 7, 36—43, Jugend Marb. §§ 7, 11, 35—41, Gerichtshöfe §8 8, 
20, 37, 38, Bez.-Ger. §§ 3, 5 Abs. 1,17. 

1 Siehe Anm. 1 auf Seite 16. 
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Ländergebiet 1 eingeführt oder wenigstens zugelassen. Lediglich 
in Mecklenburg-Strelitz, Altenburg, Coburg-Gotha und Rudol¬ 
stadt sowie für die kleinen Amtsgerichtsgefängnisse in Olden¬ 
burg, Bremen, Hamburg und Deutschösterreich ist die Tages- 
maßarbeit nicht vorgesehen. Tatsächlich wird auch in Bayern 
ein Pensum nicht aufgegeben, wie Degen-Klimmer (Anm. 2' 
zu Str. § 73) mitteilen. Vorgesehen ist es freilich dort und 
zwar in den Gerichtsgefängnissen (Ger. § 95 Abs. 2) allgemein, 
in den Strafanstalten (Str. § 73), „wenn es die Art der Be¬ 
schäftigung erfordert“. Ebenso kann in Altenburg (§ 96 Abs. 5) 
abweichend von der Regel namentlich lässigen Gefangenen 
ein Tagesmaß aufgegeben werden. Der Name „Pensum“ 
wird amtlich in Sachsen angewandt, Österreich und Baden 
Übersetzen ihn ins schöne deutsche „Tagwerk“. Im Schrift¬ 
tum und in der Umgangssprache im Strafhause ist es meist 
beim „Pensum“ verblieben. 

Das Tagwerk (Pensum) kann sich bestimmen-einerseits 
nach dem, was im allgemeinen ein fachkundiger Arbeiter 
in der jeweiligen Arbeitsart zu leisten pflegt, andererseits 
nach dem, was der einzelne Gefangene auf Grund seiner 
Kenntnisse, Geschicklichkeit, Alter und Gesundheit zu leisten 
vermag. In Theorie und Praxis pflegen beide Gesichtspunkte 
maßgebend zu sein. In diesem Sinne ist in Preußen (M. d. I.) 
„den Gefangenen ein tägliches Arbeitsmaß festzusetzen, 
das der mittleren Leistung eines gesunden freien Arbeiters 
entspricht. Für Gefangene, die zu einer Arbeit angelernt 
werden müssen, ist während der Lehrzeit das Arbeitsmaß 
zu verringern, ebenso für einzelne Gefangene, deren körper¬ 
licher oder geistiger Gesundheitszustand dies verlangt; der 
Arzt ist darüber zu -hören“ (Pr.DO. § 143g). Vorher ist im 


1 Pr.DO. §§142 Abs. 1, 143h, GO. §71 Abs. 6, §96 Abs. 6, Gen.- 
Verf. d. Just.Min. v. 9.5.86 (bei Klein Anm. 6a zu. §71), Ordnung 
für die Verwaltung der Arbeitskassen § 14 Abs. 1; Bay.Str. §73, Ger. 
§ 95; Sa.HO. § 26, GO. § 1970; Wii.Zucht. § 57, Heilbronn § 46, Landes- 
gef. §58, Amtsg. §76, oberamt. Hausregeln §5; Bad.Centr. §§109 
Abs. 3, 113, 220, Kr.A. § 103 Abs. 1 u. 3, § 136; He.Zucht. §§73-75, 
Butzbach §§ 73—75, Prov.Arr.H. §§ 78, 80; M.-Schw.HO.Dreibergen 
§ 8 Abs. 2 u. 6, HO.Bützow § 8 Abs. 2 u. 7, DO.Biitzow § 83h, Amtsg. 
§§13 Abs. 6; Weim. §90; Old.HO.Vechta § 26, HO.Gef.Old. §§ 53, 54; 
Braunschw.Zell. §47, Landes. §17; Mein. §94; Anh. Coswig §§28, 30, 
Ger. §§64, 87; Sond.DI. §37; R.ä. §87; R.j. §94; Thür.Zucht. §§52, 
63 Z. 15, Gef. §§54, 66 Z. 15; Lippe §39; (Lüb. St.Annen §15); 
Brem.Osl. 30, Nachtrag z. Instruktion f. Aufseher zu Oslebshausen 
§27; Hamb. HO.Straf.§ 27, Gennat, Gefängniswesen S. 32; E.-L.Gef.- 
0. § 228, Hausordnung § 5; Öst.HO.Männ.Marb. §§ 12, 29, Jugend Marb. 
§§11, 28, Gerichtshöfe §29. 
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allgemeinen gesagt: „Allen Strafgefangenen mit Arbeitszwang 
ist eine ihre körperlichen und geistigen Kräfte voll in Anspruch 
nehmende Arbeit zuzuweisen, zu deren Ausführung während 
der vorgeschriebenen Arbeitszeit sie anzuhalten sind“ (Pr.DO. 
§ 142 Ab?. 1). Etwa das gleiche ist in Sachsen (Just. Min.), 
Baden, Hessen, Mecklenburg-Schwerin, Braunschweig, Lübeck, 
Hamburg und Elsaß-Lothringen verordnet. Sachsen (M. d. I. 
HO. §26) und fast gleichlautend Österreich (HO.Männ. Marb. 
§ 12, Jugend Marb. § 11) äußern sich dagegen: „Bei jeder 
Gattung von Arbeit, soweit es die Natur derselben gestattet, 
wird in (verschiedenen) Abstufungen von der Direktion das¬ 
jenige Maß an Arbei+H’estgestellt (festgesetzt), welches ein 
Gefangener (der Sträfling an einem Tage) zu liefern hat.. Die 
niedrigste Abstufung des Pensums (Tagwerks) ist jedenfalls 
so zu bemessen, daß dasselbe bei angenommener mittlerer 
Arbeitsfähigkeit nicht ohne Anstrengung (der Kräfte) geleistet 
werden kann. Die höheren Abstufungen sind für Gefangene 
mit mehr als mittlerer Arbeitsfähigkeit bestimmt.“ Und 
weiter Sachsen allein: „Welche Abstufung des Pensums 
der einzelne Gefangene zu leisten hat, bestimmt die Direktion 
unter Berücksichtigung der Arbeits- und Leistungsfähigkeit 
des Gefangenen.“ In den übrigen Pensum-Ländern, also in 
Preußen (Just. Min.), Bayern, Württemberg, Weimar, Meinin¬ 
gen, Anhalt, Sondershausen, beiden Reuß, Thüringer Ge¬ 
meinschaft, Lippe und Bremen (Oldenburg schweigt) wird 
lediglich die Leistungsfähigkeit des einzelnen Gefangenen 
als Maßstab bestimmt, und zwar durchweg nur mit ganz 
kurzen Worten 1 . 

Je nach der Art der Tätigkeit des Gefangenen wird ihm 
eine kürzere oder längere Lehrzeit gewährt. Für ein Handwerk 
werden dazu mindestens sechs Monate zugebilligt, für Maschi¬ 
nenarbeit oder einfachere Tätigkeiten, wie Korbflechten und 
Korkschneiden, weniger bis zu einem Monat herab. Während 
der Lehrzeit ist das Pensum geringer oder wird überhaupt 
• nicht verlangt. Tagessätze 2 eines Vollarbeiters sind z. B. 
1500 Korken mit der Hand zu schneiden, 4500 Korken mit 
Maschine, 1 Paar Stiefel zur Naht gebracht, vierfünftel Tuchhose 
(ohne Maschine), 2—2 y 2 Drillichhosen, 2 Drillichjacken, 
1*4 Drillichröcke, 4 Unterhosen (mit Maschine) zu nähen, 
1 Paar wollene Männerstrümpfe (ohne Maschine), 12 Paar 
Frauenstrümpfe (mit Maschine) zu stricken, 50 kg Kartoffeln 

1 Die Belege für diesen Absatz sind die gleichen wie auf Seite 81 
Anm. 1 aufgezählt. 

2 Vgl. Krohne, Lehrbuch S. 406; Seutter a. a. O, S. 177. 
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zu schälen. Tüchtige Gefangene pflegen das Anderthalbfache 
und noch mehr zu liefern. Die Mehrzahl überschreitet die 
genannten Tagessätze um ein geringes, soweit sie nicht als 
Lehrlinge oder Halbarbeiter niedrigere Sätze haben. Eigent¬ 
liche Unterpensaten bilden nur einen geringen Bruchteil der 
Sträflingsschaft. 

Nichtleistung des Tagwerks muß naturgemäß aus diszipli¬ 
nären Gründen Gegenstand besonderer Maßnahmen des Ge¬ 
fängnisvorstehers sein, weil die Aufgabe des Pensums ein 
Befehl ist, den der Gefangene, soweit er dazu fähig ist, aus¬ 
führen muß, aber nicht ausführt. Demzufolge ist in Preußen 
verordnet: „Gefangene, welche das vorgeschriebene Arbeits¬ 
maß aus Trägheit, Nachlässigkeit oder bösem Willen nicht 
leisten, oder die Arbeit nicht zufriedenstellend verrichten, 
sind zu bestrafen“ (Pr.DO. § 143h, ähnlich Pr.GO. § 71 Abs. 6). 
Die Nichtleistung des Pensums wird als besonderer Tatbestand 
für Disziplinarbestrafung ferner hervorgehoben in Württemberg 
(Zucht. § 58, Heilbronn § 47, Landesgef. § 59, Amtsg. § 76 
Abs. 13, oberamt. Hausregeln § 5), Baden (Centr. § 129, Kr.A. 
§ 136), Hessen (Prov.Arr.H. §§ 78, 89), Mecklenburg-Schwerin 
(DO.Bützow § 83i), Oldenburg (HO.Gef.Old. § 53), Braun¬ 
schweig (Zell. § 47), Anhalt (Coswig § 29, Ger. § 64), Elsaß- 
Lothringen (Gef.O. § 228) und Österreich (HO.Männ.Marb. 
§ 29, Jugend Marb. § 28, Gerichtshöfe § 29 Abs. 3). Aber 
auch in den übrigen Pensumländern dürfte eine Disziplinar¬ 
bestrafung auf Grund der allgemeinen Bestimmungen über 
Gehorsamspflicht zulässig sein (vgl. z. B. Sachsen HO. § 18). 
Ferner kann in Oldenburg (HO.Gef.Old. § 53), Bremen (Osl. 
30 Z. 2) und Österreich (Beleg wie vorstehend) der Gefangene 
„angehalten werden, in den Feierstunden (oder sonst) das 
Versäumte nachzuholen, beziehentlich die schlecht gefertigte 
Arbeit besser zu machen“. Geschieht dies nicht, so soll der 
Sträfling in Österreich die versäumte Arbeit aus seinem 
Guthaben ersetzen. Den nicht arbeitspflichtigen Gefangenen 
wird namentlich in Württemberg (Amtsg. §76 Abs. 13) und 
Österreich (Gerichtshöfe § 29 Abs. 4) bei Trägheit der Aus¬ 
schluß von der ferneren Teilnahme ander Arbeit angedroht. 
Über Maßnahmen hinsichtlich der Gutschrift einer Arbeits¬ 
belohnung, und zwar vor allem auch von besonderen Be¬ 
lohnungen wegen Leistung eines „Überpensums“, ist unten 
zu sprechen. 

Wenn ein Gefangener das ihm zugeteilte Tagewerk vor 
Ablauf der vorgeschriebenen Arbeitszeit fertig gestellt hat, 
so ist er trotzdem zum Weiterarbeiten bis zum Schluß der 
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Arbeitszeit verpflichtet. In allen Tagewerk-Ländern ist 
das angeordnet 1 ; nur in Preußen (M. d. I.), Sachsen (M. d. I.) 
und Lippe fehlt auffälligerweise eine solche Bestimmung. 
Tatsächlich wird sie freilich wohl auch dort durchgeführt, 
und ich habe sie auch in einer Reihe von den vom Vorsteher 
erlassenen, in den Zellen ausgehängten „Hausordnungen“ 
gedruckt vorgefunden. 

Bei gewissen Arbeiten, z. B. bei den sogenannten Haus¬ 
arbeiten, ist nun die Zuteilung eines bestimmten meßbaren 
Pensums nicht oder nur schwer möglich. Man pflegt das T age- 
lohn-Arbeit zu nennen. Eine verordnungsmäßige Bestim¬ 
mung des Arbeitsumfanges in solchen Fällen kann sich natürlich 
auch nur in allgemeinen Richtlinien bewegen. Bei Arbeiten 
dieser Art „ist durch regelmäßige Kontrolle dafür zu sorgen, 
daß der einzelne Gefangene täglich das leiste, was er nach 
seiner Körperkraft, Fähigkeit und Übung bei angestrengter 
Tätigkeit zu leisten vermag“, heißt es in Württembergs 
Hausordnungen und ähnlich in denen Sachsens, Badens, 
Hessens, Bremens, Elsaß-Lothringens und Österreichs 2 ,während 
die der übrigen Pensum-Länder schweigen. In der Tat ist 
es bei solchen Arbeiten nicht anders möglich, als. der Auf¬ 
merksamkeit und Menschenkenntnis des Aufsichtspersonals 
zu vertrauen. 

Von den oben aufgezählten Ländern, wo grundsätzlich 
ohne Pensum gearbeitet wird, äußert sich Bayern über 
den Umfang der Arbeitspflicht mit fast den gleichen Worten, 
wie sie soeben aus Württembergs Hausordnungen angeführt 
sind 3 . Im Zuchthaus zu Strelitz (§ 8) darf der Gefangene 
während der Arbeitszeit „niemals müßig sein“, sonst wird 
wohl noch Fleiß 4 gefordert oder überhaupt nichts gesagt. 

Die Ansichten über den Wert des Pensums gehen 
sehr auseinander. Aus der großen Zahl der Veröffentlichungen 
hierüber möchte ich die widerstreitenden Meinungen zweier 
Großer, Krohnes und Aschaff enburgs, hervorheben. 
Krohne 5 und mit ihm die überwiegende Zahl der Gefängnis¬ 
beamten glauben auf die Pensumsarbeit nicht verzichten zu 


1 Siehe die Belege auf Seite 81 Anm. 1. 

2 Sa.HO. §26 Z. 4, GO. § 1970 Abs. 3; Wü.Zucht. §57, Heilbronn 

§ 46, Landesgef. § 58, Amtsg. § 76; Bad.Centr. § 220; He.Zucht, u. Butz¬ 
bach §75; Bremen Nachtrag zur Instruktion für Aufseher zu Oslebs¬ 
hausen §27; E.-L. Gef.O. § 228; Öst.HO.Männ.Marb. §12 Abs. 6, 

Jugend Marb. § 11 Abs. 5. 

3 Bay.Str. §73 Abs. 1 inhaltsgleich Wü.Zucht. §57 Abs. 3. 

4 Z. B. Bremerhaven §7; Öst.Bez.Ger. §5 Abs. 1. 

5 Krohne, Lehrbuch S. 406. 
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Arbeitsfleißes und der Arbeitsleistung vorgebeugt, dem nicht 
leichten Amt der Beamten und Werkmeister ein Rückhalt ge¬ 
geben, sowie unangebrachte Härte oder Weichheit tunlichst ver¬ 
mieden 1 . Ich verkenne allerdings nicht — namentlich wenn 
ich auf meine eigene Art und Weise des Arbeitens blicke —, 
daß der Mensch an dem einen Tage mehr, an dem anderen 
weniger zur Arbeit befähigt ist. Dabei möchte ich, indem ich 
auf eine Einrichtung der alten Amsterdamer Zuchthäuser 
zurückgreife, den Praktikern die Einführung eines Wochen¬ 
pensums zur Erwägung und Erprobung anheimgeben. 

Viel wichtiger als die vorerwähnten, gelegentlich auch 
tendenziös vorgebrachten Pensumanfeindungen erscheinen 
mir die Bedenken, die — Krohne entgegen — Aschaffen¬ 
burg 2 auf Grund seiner langjährigen Praxis hegt. Auch 
er ist s. Zt. davon ausgegangen, daß die Tagewerkzuteilung 
ungemein erzieherisch sein müßte. Er bezweifelt aber, daß 
die Gefängnisbeamten stets eine genügende Personalkenntnis 
haben werden, und fürchtet, daß sie sich, wenn nun einmal 
nach Pensum gearbeitet wird, trotz Vorschrift der Individuali¬ 
sierung doch nur zu leicht zur gedankenlosen Zuteilung des 
Durchschnittsmaßes verführen lassen und dann Arbeits- 
. Willigkeit und Arbeitsfähigkeit miteinander verwechseln, auch 
die Gefangenen in ihrer moralischen Qualifikation nur nach 
ihrer geleisteten Arbeit abschätzen. Noch bedenklicher sei, 
daß daneben viele Arbeiten nicht im Pensum ausgeführt 
werden. Es gehöre schon ein ungewöhnlicher Grad von Faul¬ 
heit dazu, bis die Trägheit eines solchen ohne Pensum be¬ 
schäftigten Gefangenen festgestellt werde, so daß also diese 
Gefangenen fast stets von Strafe wegen ungenügender Arbeit 
verschont blieben. Das merke der Pensumarbeiter bald und 
das Gefühl des Zurückgesetztseins, der Benachteiligung gegen¬ 
über der glücklicheren Gruppe der anderen rufe eine beträcht¬ 
liche Erbitterung hervor. 

Solche Erfahrungen eines alten Gefängnispraktikers wage 
ich natürlich nicht mit theoretischen Erwägungen widerlegen 
zu wollen. Es beweist aber, und darin werden alle einig sein, 
daß, wenn wirklich eine Gefängnisreform erforderlich ist, 
sie nicht nur die Strafvollzugsordnungen, sondern auch den 
praktischen Strafvollzug umfassen muß, und wie recht Krohne 
mit seinen Worten hat: „Haben Sie das beste Gesetz, den 
besten Richter, das beste Erkenntnis und es ist der Straf- 

1 Im Ergebnis übereinstimmend Seutter, Die Gefängnisarbeit 
S. 176f. 

2 Aschaffenburg, Das Verbrechen und seine Bekämpfung S. 239f. 
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Ordnungen zu finden. So pflegen in den preußischen Zucht¬ 
häusern drei Kostsätze für Gesunde (daneben natürlich 
Krankenkost) zu bestehen, je nachdem der Gefangene nicht 
oder mit leichten oder mit schweren Arbeiten beschäftigt ist; 
außerdem können noch zwei verschieden hohe Vesperzulagen 
(Kaffee, Brot, Fett) bewilligt werden 1 . Derartige Kostzulagen 
bei Verrichtung schwerer Arbeit sind in dem überwiegenden 
deutschen Ländergebiet vorgesehen 2 , und zwar namentlich 
bei Außenarbeit. In Bayern und Württemberg 3 erhalten 
auch die Krankenpfleger Zulagen. Die Zulagen werden ge¬ 
wöhnlich in Gestalt der üblichen warmen Kost oder als Brot, 
seltener in Form von Fleisch, Fett u. ä. gewährt. Der 
bayrischen Volksseele bzw. Kehle entsprechend darf dort 
den Schwerarbeitern auf Kosten der Anstalt täglich % Liter 
Bier verabreicht werden (ähnliches in Württemberg 4 ), worüber 
man allerdings in Norddeutschland und auch in Baden sich 
bekreuzigt. 

V. Abschnitt. 

' Der Arbeitsertrag. 

Wenn man die Strafvollzugsbehörden und Anstalten eines 
Bundesstaats als wirtschaftliches Staatsunternehmen, etwa 
der Eisenbahn öder Post vergleichbar, betrachtet, so kann 

1 Vgl. Hausordnung für die Strafanstalt zu Lüneburg § 10. Wegen 
der Belassung Kurzzeitiger, ohne Arbeit und der damit verbundenen 
Kostminderung siehe Pr.DO. § 142 Abs. 3, ferner die an die Preuß. 
Just.Min.Verf. vom 31. 3. 08 angeschlossene ,,Kostordnung“ Ziffer 1 2 B. 
Auch bei Disziplinarstrafen, bei denen nicht gearbeitet wird (z. B. bei ein¬ 
samer Einsperrung), tritt Kostminderung ein (Pr.DO. § 169 Z. 9, ferner 
,,Kostordnung“ I 2 C); ähnliches gilt in Mecklenburg-Strelitz (Zucht. 
§ 14 Z. 9). Bemerkenswert ist ferner, daß Bettle-r und Landstreicher 
in Oldenburg (HO.Gef.Old. § 35, Birkenfeld § 22), die prinzipiell auf ge¬ 
minderte Kost gesetzt werden, bei Verrichtung anstrengender Arbeiten 
volle Beköstigung erhalten. 

2 Instruktion des Preuß. Just. Min. vom 30. 5. 1854, § 20 Abs. 2; 
Grundsätze für die Berechnung und Verteilung des Arbeitsverdienstes 
der Gefangenen in den Gefängnissen der (Preuß.) Justizverwaltung vom 
31.3.1904, §5 Z. 1 cT; Vorschriften über die Verpflegung der Gefan¬ 
genen in den Gefängnissen der (Preuß.) Justizverwaltung vom 31.3. 
1908, §11 nebst Kostordnung I 3; Bay.Str. §87; Sa.HO. §38 Z. 2, 
Beilage AI 11c (Vorschriften über landwirtschaftliche Außenarbeiten); 
Wü.Zucht. § 37, Heilbronn § 28, Landesgef. § 37, Amtsg. § 80; Bad.Centr. 
§§207, 208, Kr.A. §77; He.Zucht. §85, Butzbach §85, Prov.Arr.H. 
§74; Old.Birkenfeld §24; Alt.Aniage B2 Ziff. II 3; Anh. Coswig §35; 
Sond.DI. § 14; Thtir.Zucht. §26, Gef. §27; Lippe §50, Hamb. Handb. 
für Aufsichtsbeamte IV 20. 

3 Bay.Str. §48 Abs. 2; Wü.Zucht. §47, Heilbronn §37, Landesgef.§47. 

4 Bay.Str. §87; Wü.Zucht. §§37, 47, Heilbronn §§28, 38, Landes¬ 
gefängnis §§ 37, 47. 
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von einem Ertrag keine Rede sein. Denn Jahr für Jahr ver¬ 
langt das Gefängniswesen, wie aus den Staatshaushalten 
ersichtlich, erhebliche Zuschüsse, die in den letzten Friedens¬ 
jahren durchschnittlich 400—500 M. jährlich für einen Gefan¬ 
genen oder 50—80% der Gesamteinnahmen im Haushalt 
des Gefängniswesens betragen haben 1 . Ein solches Unter¬ 
nehmen arbeitet dauernd mit beträchtlicher Unterbilanz 
und ein ordentlicher Kaufmann müßte es liquidieren, worüber 
die Rechtsbrecher allerdings nicht traurig sein würden. 

Wenn dennoch in den verschiedenen Statistiken Arbeits¬ 
erträge 2 der Strafanstalten aufgezählt werden, so können 
diese nur errechnet werden, indem der Arbeitsbetrieb von 
den sonstigen Strafvollzugsbetrieben abgesondert wird. In 
diesem Sinne wird der Reinertrag der Gefängnisarbeit definiert 
als die Einnahmen aus dem Arbeitsbetrieb abzüglich der 
Ausgaben für den Arbeitsbetrieb und zwar mit Berücksich¬ 
tigung des Wertes der Vorräte in Baden und Württemberg, 
ohne diese Berücksichtigung in Preußen, Hessen, Elsaß- 
Lothringen. Dabei wird in Preußen als Einnahme bezeichnet 
die Einnahme aus den Arbeitslöhnen (also das, was der Privat¬ 
unternehmer an die Gefängniskasse zahlt oder was bei Regie¬ 
betrieb als Verkaufserlös einkommt oder angesetzt wird), 
•als Ausgabe die Ausgabe an Aufsichtskosten, Verpflegungs¬ 
zulagen, Beiträgen zur Invalidenversicherung und Ankaufs¬ 
preise für Rohmaterialen. Wo etwa noch Arbeiten für die 
Anstalt (Hausarbeiten, Ausbesserungen, an Fahrnis und 
Liegenschaft, Herstellung von Gebrauchsgegenständen usw.) 
als rechnungsmäßige Einnahmen für den Arbeitsbetrieb an¬ 
gesetzt werden unter entsprechender Ausgabebuchung für die 
sonstigen Strafvollzugsunkosten, da tritt eine weitere Ver¬ 
schiebung ein, die ein noch rosigeres Bild von dem Arbeits¬ 
ertrag hervorzaubert. Mit gleichem Rechte könnte Post 
und Eisenbahn den Briefmarken- und Fahrkartenverkauf als 
besonders rentabele Tätigkeit hervorheben, während leider 
die Beamtenbesoldung, das Fernsprechdrahtlegen und Loko- 
motivheizen stets ein unangenehmes kostspieliges Unter¬ 
fangen bliebe. 


■ 1 Zahlen entnommen aus: Seutter a. a. O. S. 205; Gennat, Das 

Gefängniswesen Hamburgs S. 40; Krohne, Lehrbuch S. 415f. und 
einigen offiziellen Statistiken, insbes. auch abgedruckt in Bl.f. Gefk. 47 
S. 260. 

2 Z. B. 121 M. ,,reiner Arbeitsverdienst“ auf jeden Gefangenen im 
Jahre 1911 in den Preuß. Justizgefängnissen, Bl. f. Gefk. 47 S. 258. 
Vgl. ferner Seutter a. a. O. S. 194. 
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Selbst bei gesonderter Betrachtung des Arbeitsbetriebes sind 
„die Zahlen der Gefängnisstatistik“, wie Krohne 1 sagt, „nicht 
geeignet, ein klares Bild über den Ertrag der Gefängnisarbeit zu 
geben. Geradezu falsch wird das Bild, wenn man die Zahlen der 
verschiedenen Länder untereinander vergleichen will; denn die 
ziffernmäßige Darstellung des Ertrags wird wesentlich beeinflußt 
durch die Rechnungsgebahrung in den einzelnen Ländern. Das 
Bestreben der Gefängnisverwaltungen, das finanzielle Ergebnis 
der Arbeit in möglichst günstigem Licht erscheinen zu lassen, 
führt zu Gruppierungen der Zahlen, die bewußt oder un¬ 
bewußt über die wahre Sachlage täuschen.“ Und ferner 2 : 
„Man muß scho^ sehr tief eingeweiht sein in die Geheimnisse 
der Rechnungslegung und Zahlengruppierung der verschiedenen 
Länder, um den wahren Wert der Gefängnisarbeit heraus¬ 
zuschälen.“ Noch deutlicher, um nicht zu sagen gröber, äußert 
sich der Engländer Tallack 3 über die Verhältnisse seines 
Heimatlandes, indem er darauf hinweist, daß jeder britische 
Sträfling jährlich 35 Pfd. Sterling die Steuerzahler kostet, 
mit Worten wie: „Diese offiziellen Zahlen begegnen in England 
nur einem ungläubigen Lächeln . . . Einige von diesen soge¬ 
nannten Schätzungen sind ganz unglaublich töricht, obgleich 
sie mit großer Zuversicht in »Blaubüchern« veröffentlicht 
werden.“ 

Jedenfalls ist es verfehlt nur mit Zahlen zu jonglieren, 
die einer realen wirtschaftlichen Unterlage entbehren. Das 
einseitige Herausschälen des Arbeitsbetriebs ist auch theo¬ 
retisch um so unbegründeter, als in Deutschland nach m. E. 
falscher, aber derzeit noch herrschender und namentlich für 
die bisherige Gesetzgebung maßgebender Meinung der Arbeits¬ 
zwang vals ein wesentlicher Strafteil ( essentiale ) und nicht 
nur Begleiterscheinung ( accidentale ) der Zuchthaus-, Kerker-, 
Gefängnis- und strengen Arreststrafe angesehen wird. Wenn 
es z. B. in Oldenburg (HO.Vechta § 26 Z. 4) heißt: „Die 
Arbeitskräfte der Gefangenen und ihr Ertrag gehören dem 
Staat“, so erinnert das durchaus, theoretisch wenigstens, 
an die damnatio in opus metalli oder Festungsbaugefangen¬ 
schaft oder travaux forces und gestattet keine Abstrahierung. 
Lediglich bei reiner Durchbildung der Freiheitsstrafen als 
Strafen an der Freiheit des Menschen allein ließe sich di$ 
Aussonderung des Arbeitsbetriebes rechtfertigen. 

1 Krohne, Gefängnisarbeit, im Handwörterbuch der Staatswissen¬ 
schaften Bd. 4 S. 38ff.; vgl. Seutter a. a. O. S. 194. 

2 Krohne, Lehrbuch S. 415. 

3 Tallack, Penological and preventive Principles S. 204; vgl. 
Krohne, Lehrbuch S. 214. 
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Ein anderer Gesichtspunkt ist es, etwa die einzelne An¬ 
stalt als gesondertes Betriebsunternehmen zu betrachten. 
Zweifellos muß das zu dem Ergebnis führen, daß Zuchthäuser 
sich besser rentieren als Gefängnisse mit ständig wechselnder 
kurzzeitiger Belegschaft. Denn hier können im allgemeinen 
nur einfache, wenig ertragreiche Arbeiten ausgeführt werden, 
sofern überhaupt ausreichend Arbeit vorhanden ist, während 
in jenen der stets langzeitige Sträfling lohnendere Arbeits¬ 
zweige erlernen, mit der Zeit größere Geschicklichkeit darin 
gewinnen und mehr leisten kann. Erfahrungsgemäß werfen 
aber auch unsere ertragreichsten Strafanstalten keinen wirk¬ 
lichen Reingewinn ab. Und wenn es — und zwar oft nicht 
zum Lobe wegen der meist damit verknüpften kriminalpoli¬ 
tischen Nachteile — wie bei dieser oder jener nordameri¬ 
kanischen Strafanstalt 1 oder einigen deutschen Arbeitshäusern 
doch der Fall ist, so würde es sowohl volkswirtschaftlich wie 
strafpolitisch unbegründet sein, derartige Sonderfälle als 
Maßstab zugrunde zu legen. 

Endlich ist es ein Gesichtspunkt, unter Ausschaltung 
der den Durchschnittssatz drückenden kranken Gefangenen 
usw. nur den einzelnen Gefangenen, dessen Unkosten 
und Produktion herauszuheben. Darin steckt ein durchaus 
gerechter Kern. Denn man kann eine solidarische Haftung 
aller jeweils in Gefangenschaft Gehaltenen für die Strafvoll¬ 
zugskosten nicht annehmen 2 . Immerhin muß man dann 
bei der Abrechnung auf der Schuldseite, nicht nur 
die eigentlichen Arbeitsbetriebsunkosten buchen, sondern 
auch die Kosten für die Ernährung, Kleidung, Lagerung des 
Gefangenen, sowie seinen Anteil an den Generalunkosten für 
Gefängnisbau und Unterhaltung einschließlich Amortisation, 
für Heizung usw. und für Beamtengehälter vom Aufseher 
bis zum Dezernenten für Gefängniswesen im Justizministerium 
hinauf. Denn der Gefangene haftet nicht nur aus ethischen, 
sondern auch aus gesetzlichen Gründen 3 für die gesamten 
Kosten der ihn betreffenden Strafvollstreckung. Ganz ab¬ 
gesehen davon, inwieweit eine derartige Berechnung technisch 
durchführbar ist, pflegt aber nach den Erfahrungen der 

1 Vgl. Heims, Beiträge zur Reform des Strafvollzugs S. 42. 

2 Dies folgt aus § 498 Abs. 2 Satz 2 RStPO. 

3 § 497 RStPO,: „Die Kosten mit Einschluß der durch. 

die Strafvollstreckung entstandenen hat der Angeklagte zu tragen, wenn 
er zu Strafe verurteilt wird.“ 

§381ÖStPO.: „Zu denjenigen Kosten des Strafverfahrens, rück¬ 
sichtlich welcher eine Vergütung von Seiten des Beschuldigten stattfinden 
kann, gehören: 1. usw.7. Die Kosten für 

\ 
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Gefängnispraktiker ein Sträfling nur in den seltensten Fällen 
soviel an Werten zu schaffen, als sein Strafvollzug kostet 1 . 
Selbst bei dieser Art der Ermittlung wird also durchweg ein 
Ertrag der Arbeit nicht feststellbar sein. 

Eine andere Frage ist es, ob jene wirtschaftlich zweifellos 
begründete Gegenüberstellung und Aufrechnung juristisch 
sich aufrecht erhalten läßt, ferner, wem der Arbeitsertrag 
gebührt, sofern ein solcher ausnahmsweise übrigbleibt, oder 
sofern man einen solchen unter Nichtberücksichtigung der 
Grundgesetze des Wirtschaftslebens als vorhanden ansieht. 

In beiden Fällen hat eine Prüfung der Sachlage nur dann 
einen Zweck, wenn man davon ausgeht, daß der Gefangene 
Träger von Rechten sein kann. Denn anderenfalls kann ihm 
keine Forderung zustehen, gegen welche der Staat mit den 
Strafvollzugskosten aufrechnet, und kann der Gefangene nicht 
dem Staat oder andern den Arbeitsertrag streitig machen. 
Eine solche Anerkennung des Gefangenen als Rechtspersön¬ 
lichkeit war den früheren Jahrhunderten durchaus fremd. 
Der Verurteilte war rechtlos und stand mit seiner Person 
und seinem Vermögen der Staatsgewalt bedingungslos zur 
Verfügung 2 . Ja sogar noch im Jahre 1895 hat der russische 
Justizministerialrat Mestchaninow diese Anschauung auf 
dem internationalen Gefängniskongreß in Paris 3 vertreten; 
und die grande nation hat dies — ich erinnere nur an die 
erschrecklichen Vorgänge in Frioul bei Marsaille — noch, im 
letzten Kriege gegenüber als Verbrecher bezeichneten Kriegs¬ 
gefangenen in die Praxis umgesetzt. Im allgemeinen aber 
hat sich in der ganzen sogenannten zivilisierten Welt in Theorie 
und Praxis die Anschauung Bahn gebrochen, daß jeder Ge¬ 
fangene in seiner Eigenschaft als Mensch Träger von Rechten 
ist, und daß durch seine Unterwerfung unter den Strafvollzug 


die Vollstreckung eines Strafurteils. Diese Kosten werden von dem'Staate 
vorgeschossen, vorbehaltlich der Rückerstattung nach den Bestimmungen 
der §§389-391.“ ' 

§388ÖStPO.: „Die von einem Verurteilten zu ersetzenden Kosten 
für die Strafvollstreckung des Strafurteils umfassen bei Freiheitsstrafen 
nicht bloß die bestrittenen Auslagen für Verpflegung (§ 387), sondern 
auch jenen Anteil an den Kosten der Bewachung und Verwaltung des 
Straforts, welcher auf jeden Sträfling in der Strafhaft entfällt.“ 

Gleicher Ansicht auch hinsichtlich des Umfangs der Ersatzpflicht 
insbes. Quanter, Deutsches Zuchthaus- und Gefängniswesen S. 291. 

1 Vgl. Krohne, Lehrbuch S. 410 und die Zitate bei Lutz, Die 
Arbeit in den Strafanstalten S. 51 ff. 

2 Krohne, Lehrbuch S. 2; Freudenthal, Gefängnisrecht S. 81. 

3 Bulletin 2. Folge S. 217ff.: il (le detenu) est soumi (l'une moniere 
absolue aux pouvoirs publics. 
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ihm nur diejenigen seiner allgemeinen Menschenrechte genom¬ 
men werden, welche durch das Wesen, der jeweils ihm auf¬ 
erlegten Strafe ausgeschaltet werden müssen. Was des einen 
Recht ist, ist des anderen Pflicht, und mag diese Pflicht nur 
ein Unterlassen verlangen, nämlich die Ausübung des Rechtes 
nicht zu stören. Wenn nun der Gefangene durch die Ge¬ 
fangenschaft in tatsächliche Beziehungen zu dem die Strafe 
vollziehenden Staat tritt, so muß, da beide Träger von Rechten 
und Pflichten sind, zwischen ihnen ein Rechtsverhältnis 
entstehen. Dieses Rechtsverhältnis zwischen Staat und 
Gefangenen ist ein Rechtsverhältnis des öffentlichen Rechts. 
Es entspringt aus der Ausübung eines Staatshoheitsrechts, 
kraft dessen der Gefangene wider seinen Willen dem Straf¬ 
vollzüge unterworfen wird; von einem privatrechtlichen 
Verhältnisse nebst entsprechenden Rechtsfolgen kann also 
keine Rede sein. Der Eingangszwang ist einer der wesentlichen 
Unterschiede vom Rechtsverhältnis des Beamten, der Anlaß 
von dem des Soldaten, historische Begründung, Zweck und 
inneres Wesen von dem dieser beiden. Die Gefangenschaft 
ist also ein ganz eigenartiges Rechtsverhältnis. Aufgabe 
des Gefängnisrechts ist es — da die Aufgabe jedes Rechts 
in der Abgrenzung von Rechten und Pflichten der Rechts¬ 
träger liegt —, die Rechte und Pflichten des Staates und seiner 
Vertreter einerseits und der am Strafvollzüge beteiligten 
Einzelpersonen, insbesondere der Gefangenen, andererseits 
festzustellen. Unter Anwendung der Sätze des öffentlichen 
Rechts, insbesondere des Staatsrechts, hat der Gefangene 
alle einem Staatsbürger an sich zustehenden Rechte abzüglich 
der Rechte, welche dem Gefangenen infolge des Vollzugs 
der Freiheitsstrafe abgehen. Durch diesen so geminderten 
Rechtskomplex wird der Pflichtenkreis des Staates gegenüber 
dem Gefangenen bestimmt. Und umgekehrt: Der Gefangene 
hat neben den allgemeinen Pflichten des Staatsbürgers die 
besonderen des Gefangenen und der Staat hat dem Gefangenen 
gegenüber dementsprechend vermehrte — aber keine un¬ 
umschränkten — Rechte. Es kommt also auf die Feststellung 
hinaus, wodurch diese Differenz der Rechte der besonderen 
von der allgemeinen Art der Staatsbürger bestimmt wird. 
Dies geschieht lediglich durch den Inhalt der im Gesetz an¬ 
gedrohten und vom Richter verhängten Freiheitsstrafe 1 
(bzw. Untersuchungshaft usw.) und es handelt sich somit 
um die Frage: Was ist Freiheitsstrafe? 

1 Der Ausdruck selbst wird übrigens auch in der Oesetzessprache 
verwandt: §§ 19, 28, 29, 74, 77, 78 RStGB. 
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Bis zu diesem Punkte meiner Deduktion dürfte ich eine 
wesentliche Gegnerschaft nicht mehr finden. Aber nun scheiden 
sich die Geister, ln Übereinstimmung mit Wahlberg und 
Freudenthal 1 beantworte ich jene Frage: Freiheitsstrafe 
ist Strafe an dem Rechtsgut der Freiheit des Sträflings, und 
zwar lediglich an der Freiheit. Im besonderen auf 
die Gefangenenarbeit bezogen bedeutet das: Arbeitszwang 
ist kein notwendigesAttribut der Freiheitsstrafe, entscheidendes 
Merkmal dieser ist die Freiheitsentziehung durch Aufenthalts¬ 
zwang. Die Anhaltung zur Arbeit ist lediglich eine Begleit¬ 
erscheinung der Freiheitsstrafe; es wird dadurch von dem 
Sträfling nur das verlangt, was eines jeden freien Menschen 
ethische Pflicht ist. Wenn der Gefangene zur Erfüllung 
dieser Pflicht angehalten wird, so handelt es sich um eine 
Erziehungsmaßnahme, um ein Hinführen zu dem, was ein 
ordentlicher Staatsbürger freiwillig tut, nicht aber um eine 
Entziehung des Rechtes zum Faulenzen. Denn ein solches 
Recht hat weder dem Sträfling in der Freiheit zugestanden, 
noch steht es irgend einem arbeitsfähigen Staatsbürger zu 2 , 
kann also auch nicht dem zu Strafe Verurteilten als Rechts¬ 
minderung entzogen werden. Meine Gegner in dieser Frage, 
insbesondere Lutz, Curti, Wirth. 3 und mit diesem die 
Mehrheit der Versammlung deutscher Strafanstaltsbeamter 
in Wien, sehen in dem Arbeitszwang eine die Freiheitsent¬ 
ziehung steigernde Unterwerfung des Sträflings unter die 
Staatsgewalt, und zwar lediglich als Strafe (Sühne), indem 
sie etwa argumentieren: ,,Das Gesetz will die ganze Arbeits¬ 
kraft des Verurteilten im öffentlichen Interesse zur Sühne 
seiner . Schuld für die Strafdauer in Anspruch genommen 
wissen 4 .“ „Daß der Verurteilte arbeite, ist gerechte Strafe 
für begangenes Unrecht 5 .“ Auch die Verfasser des deutschen 
und österreichischen Strafgesetzbuches sind, wie ich nicht 
bezweifeln will, von diesem Gesichtspunkte ausgegangen, 
indem sie den Arbeitszwang in verschiedenen Graden als 


1 Wahlberg in Grünhuts Zeitschrift Bd. 11 S.401f.; Freuden¬ 
thal, Gefängnisrecht S. 81. 

2 Vgl. darüber Art. 163 Abs. 1 der Deutschen Reichsverfassung. 

3 Lutz a. a. 0. S. 39ff.; Curti, Direktor der Strafanstalt in Zürich, 
auf dem internationalen Gefängniskongreß in Paris: ,,Le prisonnier est 
tenu de travailler en suite de la sentence pinale prononcie contre lui . . .. 
II accomplit son travail comme faisant une partie de sa peine.“ Bulletin 
4. livraison S. 221 ff -; Wirth auf der Wiener Versammlung deutscher 
Strafanstaltsbeamter in Bl.f. Gefk. 17 S. 111. 

4 Wirth wie vorstehend. 

5 Lutz a. a. O. S. 62. 
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Abstufungs- und Unterscheidungsmittel der verschieden hart 
wirken sollenden sogenannten Freiheitsstrafen anzuwenden 
bemüht gewesen sind; und zwar vergeblich, wie uns Krohne 
(Lehrbuch S. 226ff.) auseinander setzt. Sie alle haben 
offenbar den Unterschied zwischen der Freiheitsstrafe und der 
Zwangsarbeitsstrafe nicht restlos erkannt, haben auch wohl 
das Wesen der Arbeit als sittliche Pflicht nicht bis zu Ende 
durchgedacht. Jedenfalls — und das ist wichtig für den 
Strafvollzug de lege lata — zwingt Wortlaut und Sinn des 
Gesetzes nicht dazu, daß man z. B. unsere Zuchthausstrafe 
als ein Gemisch von Freiheits- und Zwangsarbeitsstrafe 
ansehen und dementsprechend vollziehen müßte. Denn es 
kommt doch nicht darauf an, was die Männer die das Gesetz 
verfaßt haben, gedacht und gewollt haben, sondern darauf, 
was das Gesetz als solches sagt. Aus dem bekannten Text 
kann man ebensogut eine gesetzliche Bestätigung der 
ethischen Arbeitspflicht herauslesen; man muß es, wenn man 
folgerichtig sein und jene allgemeine Pflicht nicht leugnen 
will, und wird im übrigen gut tun, im künftigen Strafgesetz¬ 
buch auf Künsteleien, wie sie im bisherigen sind, zu ver¬ 
zichten. 

Zu welchen Ergebnissen die Anwendung dieser verschie¬ 
denen grundsätzlichen Auffassungen in Ansehung der von 
dem Gefangenen durch seine Arbeit geschaffenen Werte 
führt, liegt auf der Hand. Wer den Sträfling überhaupt 
nur als Objekt ansieht, kann ihn auch nicht zum Träger 
von Rechten aus seiner Arbeitsleistung machen. Zu dem 
gleichen Endergebnis kommen diejenigen, die in der Zucht¬ 
haus-, Kerker- und Gefängnisstrafe ein Gemisch von Freiheits¬ 
und Zwangsarbeitsstrafe erblicken. ,,Du hast keinen Anspruch 
auf Arbeitsbelohnung, Du mußt arbeiten, und sollst arbeiten 
wollen, ohne Lohn, weil Du durch Richterspruch im öffent¬ 
lichen Interesse dazu verurteilt bist“, sagt Wirth 1 zum Ge¬ 
fangenen. Unter grundsätzlicher Anerkennung der Rechts¬ 
persönlichkeit des Gefangenen untersucht Lutz 2 , welche 
rechtlichen Gesichtspunkte für einen Anspruch des Gefangenen 
auf Vergütung seiner Arbeit etwa in Frage kommen könnten 
und verneint überall ihre Anwendbarkeit. Er prüft sie auf 
ein privatrechtliches Vertragsverhältnis, ungerechtfertigte 
Bereicherung, Enteignung und analoge Anwendung von 
Beamten- und Wehrmannbesoldung. Die letzte analoge An¬ 
wendung ist auch diesseits bereits oben abgelehnt worden, 

. le Wirth in Bl.f. Gefk. 17 S. 111. 

2 Lutz a. a. O. S. 57ff. 
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zumal das Beamtengehalt als standesgemäße Alimentation 1 , 
die „Löhnung“ des Soldaten (täglich 22, später 33 Pfg. im 
alten Heer) als ein Taschengeld anzusehen sind. Ebenso ist 
Lutz und Wirth beizupflichten, daß zwischen Staat und 
Gefangenen kein privatrechtliches Vertragsverhältnis, etwa 
Dienstvertrag, vorliegt. Sie müssen auch von ihrem Stand¬ 
punkte aus das Vorliegen einer ungerechtfertigten Bereicherung 
und Enteignung ablehnen, weil, wenn das Arbeiten des Ge¬ 
fangenen Gegenstand des staatlichen Strafanspruchs ist, 
der Ertrag dieser Arbeit auf iusta causa (privat- wie öffentlich- 
rechtlich) beruht. 

Dieser letztere Schluß kann vom diesseitiger! Standpunkt 
aus nicht gezogen werden. Selbst bei strenger Interpretation 
des Gesetzes folgt aus dem Arbeitszwange nicht ohne weiteres 
die Verpflichtung, unbezahlte Arbeit zu liefern. Das Gesetz 
spricht nicht von der Verpflichtung, unentgeltlich zu arbeiten, 
sondern nur von der Verpflichtung zur Arbeit. Lediglich 
die Hausordnungen bestimmen die Unentgeltlichkeit, wie 
wir unten sehen werden. Zwangsarbeit als solche braucht 
nicht notwendig mit Unentgeltlichkeit verbunden zu sein, 
wie sie während des Krieges wohl von allen Heeren in Feindes¬ 
land beansprucht worden ist (Hand- und Spanndienste der 
Landeseinwohner, die vom deutschen Heere durchweg bezahlt 
worden sind). Wenn man das oben dargelegte Rechtsver¬ 
hältnis zwischen Staat und Gefangenen zugrunde legt und 
den Satz nicht leugnen will, daß jede Arbeit an sich ihres 
Lohnes wert ist, so ergibt sich: die Einziehung des Arbeits¬ 
ertrages istkein Teil des staatlichen Str af anspr u c h s, weil 
es die Arbeit selbst nicht ist. Wer den Strafanspruch dennoch 
darauf erstrecken will, muß logischerweise implicite eine 
Verurteilung zu Vermögensstrafe voraussetzen.. Das liegt 
aber nicht vor; denn der Gefangene ist nur am Rechtsgut 
der Freiheit, nicht des Vermögens laut Strafurteil zu mindern. 
Die Verurteilung in die Kosten des Verfahrens (§ 496ff. RStPO.) 
ist keine Verurteilung zu Strafe, sondern die Feststellung 
einer obligatorischen Folge aus der Bestrafung; wie denn auch 
subsidiäre Gefängnisstrafe bei Nichtbeitreibung der Kosten 
ausgeschlossen ist. 

Demnach entsteht für den arbeitenden Gefangenen auf 
Grund des zwischen ihm und dem Staat bestehenden besonderen 
Rechtsverhältnisses ein Anspruch auf Entlohnungseiner 
Arbeit. Der Anspruch richtet sich gegen den Staat als den- 

1 Vgl. v. Ihering, Der Zweck im Recht (4. Aufl.) Bd. 1 S. 143ff. 
insbes. S. 152, 155f. 



jenigen, der die Früchte der Arbeit (z. B. die aus gelieferten 
Stoff, Zwirn und Knöpfen vom Gefangenen angefertigte 
Schutzmannshose) infolge des Strafanstaltsbetriebes verwerten 
muß und verwertet. Andererseits ist der Gefangene 
verpflichtet, sämtliche ihn betreffenden Kosten der Straf¬ 
vollstreckung zu tragen (siehe oben S. 91 f.) und zwar 
ist dies ein Anspruch des Staates gegen den Gefangenen. 
Diese beiden Ansprüche stehen einander aufrechenbar gegen¬ 
über (es ist gleichgültig, ob sie aus einem privat- oder öffentlich- 
rechtlichen Rechtsverhältnis entsprungen sind) und der Staat 
wie der Gefangene können jeder seine Forderung gegen die 
Forderung des anderen Teils auf rechnen. Soweit sich nach 
erfolgter Aufrechnung ein Überschuß zugunsten des Gefangenen 
ergibt, behält dieser insoweit den Anspruch auf Befriedigung. 

Sofern die Begründung eines Anspruchs des Gefangenen 
durch das Rchtsverhältnis der Gefangenschaft abgelehnt wird, 
bleibt immer noch der Anspruch aus ungerechtfertigter Be¬ 
reicherung, der ja von jedem privat- und öffentlich-recht¬ 
lichem Rechtsverhältnis unabhängig ist und erst selbst ein 
solches schafft. Ein Überschuß wird allerdings, wie wir sahen, 
nur in den allerseltensten Fällen vorliegen. 

Bei der von den Verwaltungen rechnungsmäßig vorgenom¬ 
menen Trennung des Arbeitsbetriebes von dem sonstigen 
Strafvollzugsbetrieb, müßte man folgerichtigerweise den an¬ 
geblich erzielten Arbeitsertrag dem Gefangenen zusprechen. 
Wir sahen aber, daß eine solche Sonderung wirtschaftlich 
unzulässig ist. Indem ich diese Fehlerquelle erkenne, kann 
ich natürlich jene Folgerung nicht ziehen. Man kommt also 
auf Grund juristischer Überlegung zu demselben Ergebnis, 
wie auf Grund der wirtschaftlichen. Man muß das auch, 
soll nicht die eine falsch sein. 

Die Strafvollzugsordnungen und Verwaltungen gehen fast 
sämtlich von der Fehlerquelle aus, daß allgemein nicht 
nur eine Bruttoeinnahme einkommt (was ich natürlich eben¬ 
falls zugrunde lege), sondern daß auch ein beträchtlicher 
Reinertrag übrig bleibt, indem sie eben den Arbeitsbetrieb 
absondern. So errechnen sich die Verwaltungen einen jährlichen 
Reinertrag von mehreren Millionen Mark oder, je nach dem 
Berechnungssystem, von täglich 20 Pfg. bis 1,40 Mark auf einen 
Gefangenen 1 . Um diesen Fehler wieder auszugleichen, müssen 

1 Vgl. Übersicht über die Ergebnisse der Nachweisungen über die 
■ Beschäftigung der Gefangenen usw. in Drucksachen des Preuß. Ab¬ 
geordnetenhauses, 20. Legislaturperiode, II. Session 1905-06, Bd. 9 
; 5.454ff.; ferner die Zusammenstellungen bei Seutter, Gefängnis¬ 
arbeit S. 196ff.: Bl. f. Gefk. 47 S. 258. 

Blätter für Gefängniskunde. Bd.LIV. 
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sie natürlich einen Rechtsbelielf stipulieren. Der historischen 
Entwicklung in Deutschland folgend verordnen sie in Über¬ 
einstimmung mit den Bundesratsgrundsätzen daher fast 
ausnahmslos 1 : „Der Ertrag der den Gefangenen zügewiesenen 
Arbeit fließt zur Staatskasse“ oder „Anstaltskasse“ oder 
„Arbeitsverdienstkasse“, was aber für den Gefangenen auf 
dasselbe hinauskommt. Lediglich in Braunschweig (Landes¬ 
gefängnis 2 ) ist verordnet: „Gefängnis- und Haftsträflingen, 
die selbst die Strafvollziehungskosten tragen, verbleibt der 
gesamte Ertrag ihrer Arbeit“, und ähnlich in Meiningen, Rudol¬ 
stadt und Reuß j. L. 3 : „Der aus der Beschäftigung der Ge¬ 
fangenen sich ergebende Reinertrag ist zur Deckung der Kosten 
des Strafverfahrens und des Unterhalts der Gefangenen be¬ 
stimmt. Insoweit derselbe hierzu nicht erforderlich ist, verbleibt 
er den Gefangenen als Überverdienst.“ Die dem widersprechen¬ 
den „Grundsätze“ heben aus den auf Seite 21f. dargelegten 
Gründen diese Bestimmungen nicht auf. In diesen vier Ländern 
steht man also, im Endergebnis zum mindesten, im wesent¬ 
lichen auf dem von mir oben vertretenen Standpunkte. Aber 
auch in den übrigen Ländern, sofern der Staat nicht ungerecht¬ 
fertigt bereichert sein soll, dürfte man nicht etwa einen ver¬ 
mögenden Gefangenen neben der Nichtentlohnung seiner 
Arbeit auch noch die vollen Strafvollzugskosten zahlen lassen, 
was ein findiger Finanzbeamter nicht ganz ohne Grund aus 
den Vollzugsordnungen folgern könnte. In der Praxis wird 
allerdings diese Sorge nicht oft Vorkommen, zumal nicht 


1 Gds. §21 Abs. 1; Pr.D.O. § 146 Abs. 1, GO. §77; Bay.Str. §74, 
Ger. §97; Sa.HO. §27, GO. § 1945; Wü.Zucht. §58, Heilbronn §47, 
Landesgef. §59, Amtsg. §78, oberamt. §55; Bad.Centr. §109, Kr.A. 
§ 105 Abs. 6; He.Zucht. § 76, Butzbach § 76, Prov.Arr.H. § 85; M.-Sehw. 
HO.Dreibergen § 9 Abs. 1, HO.Bützow § 9, DO.Bützow § 86 Z. 1, Amtsg. 
§ 14 Abs. 1; Weim. § 90; M.-Strel.Zucht. § 9 Abs. 1, Amtsg. § 10 Abs. 1; 
Old.HO.Vechta §26 Abs. 4, HO.Gef.Old. §58; Amts. §43, Birkenfeld 
§65; Braunschw.Zell. §49; Alt. §77; Cob.-Gotha Ger. § 49a, Amtsg. 
§50; Anh.Ger. §67; Sond.DI. §37; R.ä. §87; Thür.Zucht. §54, Gef. 
§56; Lippe §136 (indirekt); Brem.Osl. 21; Hamb.HO.Straf. §28, 
Cux. §69; E.-L. Hausordnung § 8; Öst.HO.Männ.Marb. § 15, Jugend 
Marb. § 12, Gerichtshöfe § 12 Abs. 1, Bez.Ger. §5. 

2 Braunschw.Landes. § 18 (anders Zell. §49). 

3 Meiningen, Vorschriften über die Behandlung der aus der Beschäf¬ 
tigung der Gefangenen in den Gerichtsgefängnissen entstehenden Ein¬ 
nahmen und Ausgaben § 4 Abs. 1 (Anlage 12 zum Reglement für die 
Gerichtsgefängnisse); Reußj. L., Vorschriften über (wie vorstehend) §4 
Abs. 1; Rudolstadt HO. §22. Die dem französischen System entspre¬ 
chende Lübecker Bestimmung (Marstall §39 Abs. 1), daß der Gefangene 
ein Drittel, die Staatskasse zwei Drittel des Arbeitserlöses erhält, dürfte 
wohl nicht mehr in Kraft sein. 
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nur die Zahl der bemittelten Gefangenen gering ist, sondern 
auch die festgesetzten Pauschsätze beträchtlich unter den 
wahren Strafvollzugskosten bleiben. 

Für nicht arbeitspflichtige Gefangene, die an den eingeführ¬ 
ten Arbeiten sich freiwillig beteiligen, gilt, wie oben S. 58 f. aus¬ 
geführt, im allgemeinen das gleiche, wie für die arbeitspflich¬ 
tigen Gefangenen. Es ist daraus, was nur selten 1 besonders 
hervorgehoben wird, auch das Zufließen des Ertrages ihrer Arbeit 
zur Staatskasse zu folgern, soweit nicht etwa, wie in Österreich, 
ausdrücklich das Gegenteil bestimmt ist 2 oder wenigstens 
hinsichtlich der Untersuchungsgefangenen Vorschriften be¬ 
stehen, wie in Baden: „Den nach beendigtem Strafverfahren, 
aber ohne Verurteilung Entlassenen wird der wirkliche Rein¬ 
ertrag ihrer etwaigen Arbeitsleistung in vollem Betrag aus¬ 
bezahlt 3 .“ 

Wenn mit den „Grundsätzen“ bestimmt wird, daß der 
Ertrag der Selbstbeschäftigung, soweit er nicht auf die 
Entschädigung zu rechnen ist, den Gefangenen verbleibt 4 , 
ist dem durchaus beizufßflichten. Diese hervorgehobene Ge¬ 
genüberstellung gegenüber der „eingeführten“ Arbeit müßte 
allerdings meist ein Spiel mit Worten bleiben, wenn die wirk¬ 
lichen Strafvollzugskosten in Anrechnung gebracht- würden 
und nicht nur aus strafpolitischer Liberalität die auf S. 64f. 
näher bezeichneten Pauschsätze. Dabei ist die durchweg 
geübte Unterscheidung zwischen Entschädigungspflichtigen 


1 Z. B. Bad.Kr.A. §103 Abs. 6; Old.Amts. §43, Birkenfeld §65; 
Alt. §§ 77, 99. 

2 Öst. Gerichtshöfe § 13 Abs. 1: „Die zu Arrest ersten Grades Ver¬ 
urteilten, die sich den Unterhalt aus eigenen Mitteln oder durch Unter¬ 
stützung der Ihrigen verschaffen, erhalten, wenn ihnen auf ihr Ansuchen 
eine im Hause eingeführte Arbeit zugewiesen wird, den ganzen durch 
ihre Arbeit erzielten reinen Verdienst“. Desgl. Zivilhäftlinge §44. — 
In Hamburg (HO.Straf. § 36 A 6, 7, B 10, 11, Unters. § 28) erhalten nicht 
arbeitspflichtige Gefangene 90 vom Hundert des Ertrages bei Selbst¬ 
beköstigung, 50 vom Hundert bei Anstaltsbeköstigung. 

3 Bad.Kr.A. §103 Abs. 6; fast gleichlautend He.Prov.Arr.H. §67 
Abs. 6; inhaltsgleich Öst,GH. § 13 Abs. 2. Im übrigen erhalten in Öster¬ 
reich Untersuchungsgefangene, die verurteilt werden, den halben Er¬ 
trag; ebenso M.-Schw.Amtsg. §14 Abs. 4; vgl. auch Hamburg vor¬ 
stehend Anm. 2. 

4 Gds. § 21 Abs. 2; Pr.DO. § 146 Abs. 2, GO. §77; Bay.Str. §71 
Abs. 3, Ger. §94 Abs. 2; Sa.GO. §§ 1968, 1971, 1972; Wü.Heilbronn 
§45, Landesgef. §56; Bad.Kr.A. §103 Abs. 12; He.Prov.Arr.H. §85; 
M.-Schw.DO.Bützow § 86 Z. 5, Amtsg. § 14 Abs. 7; M.-Strel.Straf. 19, 
Land. 21, Amtsg. §10 Abs. 7; Old.HO.Männ.Vechta § 26 Z. 8, HO.Gef. 
Old. §58, Amts. §43, Birkenfeld §§64, 65; Alt. §77; Cob.-Gotha Ger. 
§49a; Anh.Coswig § 31, Ger. §67; Thür.Gef. §57; Hamb.Cux. §69. 
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Gefängnissträflingen und nichtentschädigung^pflichtigen sonsti¬ 
gen Häftlingen ohne praktischen Wert; denn die Strafvollzugs¬ 
kosten der letzteren müssen um so höher sein. Aus strafpoliti¬ 
schen Gründen verbleibt auch gelegentlich der Ertrag der stillen 
Sonntagsarbeit, wo solche zugelassen ist, dem Gefangenen 1 . 

Die in einigen Ländern als „Remuneration“, „Tantieme“ 
u. ä. bezeichnete Beteiligung der Anstaltsbeamten am Arbeits¬ 
ertrag 2 ist für die Intensität des Arbeitsbetriebes vielleicht 
förderlich und insofern auch vom Gefangenen zu spüren, 
ist aber im übrigen für den Strafvollzug in kriminalpolitischer 
Hinsicht ohne Interesse. 

Die Rechtsgültigkeit aller dieser Verordnungen ist aus 
den oben S. 23f. dargelegten Gründen in der Praxis nicht 
anfechtbar. 

ln einem ist dem summarischen Verfahren der „Grund¬ 
sätze“ und ihrer Ableger durchaus beizupflichten: Es ist 
außerordentlich einfach und führt auch fast ausnahmslos zu 
keinem unberechtigten Ergebnis. Die Führung genauer 
Einzelkonten über jeden Gefangenen würde im wesentlichen 
doch nur vergebliche Arbeit sein, da bei der Abrechnung ein 
Guthaben für den Gefangenen nicht übrig bleiben würde 
und er infolge Mittellosigkeit (soweit man von der neuesten 
Gefangenengattung der Schleichhändler absieht) auch nicht 
in der Lage zu sein pflegt, seinerseits den Forderungsüberschuß 
des Staats zu begleichen. Wenn daher die deutschen Straf¬ 
anstaltsbeamten 3 auch in Zukunft an der jetzigen Regelung 
festhalten wollen, so sind demgegenüber Bedenken nicht zu 
erheben, soweit dabei erkannt wird, daß es sich lediglich um 
eine dem praktischen Bedürfnis entsprechende summarische 
Regelung der Aufrechnung handelt 4 . 

1 Wü.Zucht. §63, Heilbronn §51, Landesgef. §63; Old.HO.Vechta 
§ 28. 

2 Preußen, Just.-Min., Grundsätze für die Berechnung und Ver¬ 
teilung des Arbeitsverdienstes vom 21. März 1904 (Klein, Anlage 12) 
§ 5 Z. 2b (ein Zwölftel des „Reinertrages“); Bayern, Ger. § 100 (jetzt ein¬ 
geschränkt, vgl. Degen-Klimmer Ann. 5); Wü.Amts. §81; M.-Strel. 
Amtsg. § 10 (ein Drittel des Arbeitsverdienstes!); Meiningen, Vorschriften 
über die Behandlung der aus der Beschäftigung der Gefangenen in den 
Gerichtsgefängnissen entstehenden Einnahmen und Ausgaben § 8 (4 vom 
Hundert fest, evtl, mehr bis zu 10 vom Hundert); Reuß j. L. ebenso. 

3 Vorschläge des Vereins der deutschen Strafanstaltsbeamten § 30 
Abs. 1 in Bl. f. Gefk. Bd. 47, Sonderheft A, S. 13. 

4 Auch Krohne, Lehrbuch S. 417, kommt zu dem gleichen End¬ 
ergebnis. Falsch oder mindestens unklar ist Streng, Bl. f. Gefk. 23 
S. 36: „Der Ertrag der Arbeit der Gefangenen gehört, wenn sie gesetz¬ 
lich zur Arbeit verpflichtet sind, dem Staat ohne Rücksicht auf den Er¬ 
satz der Strafvollstreckungskosten.“ 
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VI. Abschnitt. 

Die Arbeitsbelohnung. 

A. Zuwendung und Name. 

Seit Gründung -der Amsterdamer Zuchthäuser hat man es 
überall für angebracht gehalten, den Gefangenen in Ansehung 
der von ihnen geleisteten Arbeit eine Zuwendung zukommen 
zu lassen. Dementsprechend ist in allen deutschen Ländern, 
und zwar auch in den kleinen hanseatischen Gefängnissen, 
obwohl deren dürftige Hausordnungen nichts davon erwähnen, 
für den Sträfling die Möglichkeit vorhanden, auf Grund seiner 
Arbeit sich etwas zu erwerben. Nur in den Oldenburger Amts- 
schließereien 1 und den kleinen Altenburger Amtsgerichts¬ 
gefängnissen (Alt. § 96 Abs. 8) ist das rechtlich ausgeschlossen'; 
tatsächlich soll es ferner so sein in Rudolstadt, weil hier ledig¬ 
lich ein wirklicher „Überverdienst“ ausgezahlt wird, der 
natürlich in der Regel nicht erreichbar ist, während in Braun¬ 
schweig, Meiningen und Reuß j. L. (vgl. S. 98) noch daneben 
eine Zuwendung vorgesehen ist. 

Verschiedenerlei Namen sind für diese Zuwendungen vor¬ 
handen. Überwiegend wird in Übereinstimmung mit den 
„Grundsätzen“ von einer „Arbeitsbelohnung“ gesprochen. 
Daneben finden wir die Bezeichnungen „Fleißbelohnung“, 
„Arbeitsprämie“, „FLeißprämie“, „Verdienstanteil“, „Arbeits¬ 
verdienstanteil“, „Gewinnanteil“, „Arbeitsverdienst“, „Über¬ 
verdienst“, „Nebenverdienst“ und Anteil am „Arbeitslohn 2 “. 

1 Old.Amts. § 43 infolge Nichterwähnung im Gegensatz zu Old.HO. 
Vechta § 27, HO.Gef.Old. § 58 und Birkenfeld § 65. In tatsächlicher Hin¬ 
sicht bestätigt durch Seutter a. a. O. S. 179. 

2 Im einzelnen werden angewandt, und zwar ausschließlich: die Be¬ 
zeichnung „Arbeitsbelohnung“ in Gds. §21; Pr.DO. §§66, 67, 146, 
GO. §96; Sa.HO. §27, GO. § 1945; Bad.Centr. §116, Kr.A. §103; 
He.Zucht. §76, Butzenbach §76, Prov.Arr.H. §87; Mein. §94; Alt. 
§96; Cob.-Gotha Ger. § 49a, Amtsg. §50; R.j. §§68, 94; E.-L.Gef.O. 
§250, Hausordnung §8; die Bezeichnung „Arbeitsprämie“ in Brem.Osl.27 
— In den übrigen Ländern sind mehrere Ausdrücke in Gebrauch. Es ver¬ 
lautet jedoch wenigstens einheitlich in den jeweiligen einzelnen Dienst¬ 
ordnungen: in Bayern „Arbeitsbelohnung“ (Str. §74) und „Verdienst¬ 
anteil“ (Ger. §§ 98, 99); in Württemberg „Nebenverdienst“ (Zucht. § 58, 
Heilbronn § 47, Landesgef. § 59, Rottenburg § 5, Gotteszell § 4), „Arbeits¬ 
prämie“ (Amtsg. §80) und „Arbeitslohn“ (oberamt. §55); in Mecklen¬ 
burg-Schwerin und Österreich „Arbeitsbelohnung“ (M.-Schw.HO.Bützow 
§9, DO.Bützow §86, Amtsg. § 14; Öst.HO.Männ.Marb. § 13, Jugend Marb. 
§12) und „Arbeitsprämie“ (M.-Schw.HO.Dreibergen §9; Öst.Gerichtshöfe 
§ 12, Bez.Ger. §5); in Mecklenburg-Strelitz „Arbeitsbelohnung“ (Straf. 
19, land. 21, Amtsg. § 10) und „Fleißbelohnung“ (Zucht. § 9); in 
Braunschweig „Verdienstanteil“ (Zell.§50) und „Überverdienst“ (Gesetz v. 
22. 12. 1870 § 5); in Anhalt „Arbeitsbelohnung“ (Coswig § 31) und „Über- 
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Die Lübecker Ausdrücke „Vergütung“, „Belohnung“, „Gut¬ 
schreiben“ 1 und vielleicht auch das Braunschweiger „Depo¬ 
situm“ 2 dürften wohl nur noch historische Bedeutung haben. 
Das sprachlich schöne Wort „Sparpfennig“ des Kantons Uri 3 
ist dagegen im Deutschen Reich und Österreich ebensowenig 
zu finden, wie der „Mehrverdienst“ oder das fremdländische 
und obendrein sachlich unzutreffende „Pekulium“ 4 einiger 
anderer deutsch-schweizer Kantone, was der Vollständigkeit 
halber erwähnt sein möge. Bei all’ diesem Wortreichtum der 
deutschen Sprache kommt es aber, abgesehen von Rudolstadts 
„Arbeitsverdienst“ sowie Bayerns und Thüringens „Prämie“ 
auf dasselbe hinaus. Dabei will ich vorausschicken, daß m. E. 
der Ausdruck „Arbeitsbelohnung“ der sachlich treffendste 
und sprachlich schönste ist. 

B. Rechtliche Natur. 

Wenn man die rechtliche Natur dieser Arbeitsbelohnung 
ergründen will, muß man sich gegenwärtig halten, daß es 
nirgends dem Gefangenen erlaubt ist, außer den notwendigen 
Kleidungsstücken, Arbeitsgeräten und der Zellenausrüstung 
irgendwelche Gegenstände zu „besitzen“. Demzufolge kommt 
während der Haftzeit eine Aushändigung von Geld an den 
Gefangenen nicht in Frage, vielmehr nur eine Gutschrift für 
ihn. Dies vorausgesetzt, sind zwei Fragen, wie folgt, aufzu¬ 
werfen: 


verdienst“ (Ger. § 67); in Hamburg „Arbeitsbelohnung“ (HO.Straf. § 28) 
und „Arbeitsverdienst“(Cux. §70).— Innerhalb derselben Dienstordnung 
verwenden verschiedene Ausdrücke: Weimar (§§81, 90) und Thüringer 
Gemeinschaft (Zucht. §§ 54, 55, 59, Gef. §§ 56, 58, 62) „Arbeitsbelohnung“ 
und „Fleißprämie“; Reuß ä. L. (§§78, 80, 87) dieselben Ausdrücke und 
obendrein „Arbeitsverdienstanteil“; Sondershausen (Bestimmungen über 
den Überverdienst 1) und Lippe (§ 156 und Bestimmungen üb. d. Über¬ 
verdienst I) „Überverdienst“ und „Nebenverdienst“. Oldenburg (HO. 
Vechta §§25, 27, HO.Gef.Old. §59, Birkenfeld § 65) ist am vielseitigsten 
mit „Arbeitsbelohnung“, „Arbeitsprämie“, „Überverdienst“ und „Ge¬ 
winnanteil“. — Der „Überverdienst“ in Rud.HO. § 225 und „Arbeits¬ 
verdienst“ in Rud.Verh. §7 soll wirklich das sein, was der Name sagt. 
— Die „Arbeitsprämie“, „Prämie“, „Fleißprämie“ in Bayern (Str. § 79), 
Baden (Centr. § 117) und Thüringer Gemeinschaft (Zucht. § 59, Gef. § 62) 
sind außerordentliche Zuwendungen, die periodisch gewissermaßen als 
„Preise“ an die fleißigsten Gefangenen verteilt werden. 

1 Lüb. St. Annen § 15, Marstall §39; daneben „Arbeitsverdienst“. 

2 Braunschw.Zell. § 72a. 

3 Reglement für die Strafanstalt des Kantons Uri, Artt. 25, 30. 

4 Dies wird auch in der Schweiz in gleicher Weise empfunden; vgl. 
Lutz a. a. O. S. 67ff. 
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1. Hat der arbeitende Gefangene einen Anspruch darauf, 
daß ihm etwas gutgeschrieben werde? 

2. Hat er, wenn ihm etwas gut geschrieben worden ist, 
hiermit eine rechtlich • begründete Forderung, welche als 
Vermögensbestandteil des Gefangenen anzusehen ist? 

Zu 1. Nach den Ausführungen des vorhergehenden Ab¬ 
schnitts ist dem Gefangenen nur auf das, ein rechtlicher An¬ 
spruch zuzubilligen, was nach Aufrechnung gegen die Straf¬ 
verfolgungskosten übrig bleibt. (Die auf S. 98 genannten 
vier Länder sprechen sich ja auch in diesem Sinne aus.) Da 
nun aber in der Regel pichts übrig bleibt, so muß die Arbeits¬ 
belohnung auf einer anderen Grundlage aufgerichtet werden. 
Diese Grundlage kann dann nur noch eine Freigebigkeit des 
Staates sein. Die Möglichkeit, daß der Gefangene somit 
aus zwei Quellen etwas erhält, nämlich aus wirklichem Über¬ 
verdienst und aus freigebiger Zuwendung, ist nicht nur theo¬ 
retisch vertretbar, sondern auch in Meiningen und Reuß j. L. 1 
in die Praxis umgesetzt, wenngleich tatsächlich durchweg 
nur die zweite Quelle fließen wird. Sieht man nun, sei es in 
folgerichtigem Aufbau auf meinen Ausführungen über den 
tatsächlich nicht vorhandenen Ertrag der Arbeit, sei es kraft 
verordneten Abspruchs einer Anteilnahme des Gefangenen an 
dem angeblichen Ertrag, eine Zuwendung an den Gefangenen 
lediglich als freigebige Zuwendung an, so erübrigen sich 
damit alle die zahlreichen in der Literatur und auf den Ge¬ 
fängniskongressen gepflogenen Erörterungen, ob die Arbeits¬ 
belohnung ein Entgelt für geleistete Arbeit oder ein Anspruch 
aus ungerechtfertigter Bereicherung sei. Mit der Ablehnung 
derartiger juristischer Konstruktionen entfällt jeglicher 
Anspruch des Gefangenen auf Gutschrift, selbstwenn dieser 
allen an ihn gestellten Arbeitsforderungen genügt. Unerheblich 
ist dabei, daß etwa der Gefängnisvorstand seiner Vorgesetzten 
Behörde gegenüber in solchem Falle die Beamtenpflicht zur 
Gutschrift haben mag. Demgemäß hat der Sträfling auch 
dann keinen Anspruch auf Gutschrift, wenn die Dienstord¬ 
nungen einen solchen Anspruch nicht ausdrücklich verneinen, 
sondern etwa wie in Preußen, (M. d. I., DO. § 146) lediglich 
sagen: Es .„wird dem Gefangenen . . . eine Arbeitsbelohnung 
gutgeschrieben“. Selbst so kategorische Sätze wie: „aus der 
Arbeitskasse sind zu zahlen ... an den mit zugewiesener 
Arbeit beschäftigten Gefangenen eine Arbeitsbelohnung“ 
(M.Strel.Amtsg. § 10) oder „auch hat der Gefangene .. . darauf 
nur bei tadelloser Führung Anspruch“ (Sondershausen 

1 Siehe die Belege S. 98 Anm. 3. 
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und Lippe, Bestimmungen über den Überverdienst 1) richten 
sich nur an die Gefängnisbeamten, ohne daß der Gefangene 
daraus Rechte herleiten könnte. Zur Vermeidung von Irrtümern 
ist es aber jedenfalls praktisch, wenn mit klaren Worten wie 
in Preußen (Just.Min.GO. §96 Abs. 7), Altenburg (§ 96 Abs. 8) 
und Cuxhaven (§ 70) gesagt wird: „ein Recht auf Gutschrift 
. . . steht dem Gefangenen nicht zu“ und nicht nur wie in 
Bayern (Str. § 74) „ein Teil des Ertrages ... kann .. . über¬ 
lassen werden.“ Dann brauchen auch die Kommentatoren 1 
nicht erst noch zu versuchen, die Rechtslage denen klar zu 
stellen, die sie aus allgemeinen Grundsätzen nicht erkannt 
haben, und dabei spitzfindige Gegensätze zu konstruieren. 
Sie lehren nämlich, der Gefangene in den Strafanstalten habe 
keinen Rechtsanspruch auf die Gutschrift einer Arbeits¬ 
belohnung, in den Gerichtsgefängnissen dagegen habe er ein 
solches Recht. Da der Text der Verordnungen nicht zu 
dieser Ansicht zwingt, ist sie abzulehnen. 

Zu 2. Obwohl der Staat nicht dazu verpflichtet ist, pflegt 
er doch den Gefangenen Geldbeträge gutzuschreiben. Über¬ 
wiegend in der Literatur 2 und gelegentlich in den Strafvoll¬ 
zugsordnungen 3 wird diese Gutschrift als ein „Geschenk“ 
bezeichnet. Dieser Ausdruck ist nur bedingt richtig, nämlich 
wenn damit eine freigebige Zuwendung im allgemeinen be¬ 
zeichnet werden soll. Unklar bleibt er auf jeden Fall und gar 
falsch wird er, falls damit eine Schenkung des bürgerlichen 
Rechts gemeint ist. Zwar sind nicht nur körperliche Sachen 
zur Schenkung geeignet, sondern auch Forderungen. Aber 
die Schenkung ist ein Vertrag (§ 516 BGB.). Die Gutschrift 
der Arbeitsbelohnung erfolgt jedoch durch einseitige Ver¬ 
waltungsverfügung und ist gültig, ohne daß der Gefangene 
sie ausdrücklich oder stillschweigend anzunehmen braucht. 
Wer den Gefangenen kraft des Gefangenschaftsverhältnisses 
nicht nur an der Freiheit, sondern auch an anderen Menschen¬ 
rechten gemindert ansieht, muß obendrein seine Fähigkeit, 
Verträge mit dem Staat zu schließen, überhaupt ablehnen. 


1 Degen-Klimmer Bay.Str. §74 Anm. 5, §91 Anm. 2 Abs. 3, 
Bay.Ger. § 62 Anm. 1. Siehe dazu den Verordnungstexf Bay.Ger. §§ 84, 
97 Abs. 1, 98 Abs. 1. 

2 Z. B. Krohne, Lehrbuch S. 419; Freudenthal, Gefängnis¬ 
recht S. 96; Pollitz, Strafe und Verbrechen S. 73; Lenkeit, Das 
Arbeitsgeschenk der Gefangenen, in Bl. f. Gefk. 46 S. 166; Verein der 
deutschen Strafanstaltsbeamten, Begründung zu einem Reichsstraf¬ 
vollzugsgesetz, in Bl. f. Gefk. 47, Sonderheft B, S. 49. 

3 Sa.GO. § 1945; M.-Schw.HO.Dreibergen §9 Abs. 6, HO.Bützow 
§ 9 Abs. 7; M.-Strel.Zucht. § 9. 
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Wer endlich, wie die Vollzugsordnungen in ihrer Überzahl 
einen Arbeitsertrag als erzielt ansieht, und trotz Bestreitens 
einer Verpflichtung dazu dem Gefangenen einen Anteil davon 
abgibt (vgl. Bay.Str. § 74), kann doch nicht ohne weiteres 
von einer Unentgeltlichkeit der Zuwendung sprechen, die in 
allen auf dem römischen Rechtsbegriff aufgebauten Gesetzes¬ 
bestimmungen Begriffsmerkmal der Schenkung ist 1 . Aus 
den gleichen Gründen ist das Vorliegen einer bedingten Schen¬ 
kung, die auch an die Voraussetzungen der unbedingten 
geknüpft ist, abzulehnen.' Ebensowenig liegt, und zwar schon 
wegen mangelnder Form des § 518 BGB., ein rechtlich bin¬ 
dendes Schenkungsversprechen vor. Mit Rücksicht auf die 
deutsche Gesetzessprache ist daher der Ausdruck „Geschenk“ 
auf jeden Fall zu verwerfen. 

Die Gutschrift einer Arbeitsbelohnung ist vielmehr eine 
nicht empfangsbedürftige einseitige Verwaltungsmaß¬ 
nahme. Sie entspringt strafpolitischen Rücksichten des 
Staats und ist ein Teil der Mittel, die der Staat in der Ge¬ 
fangenenbehandlung anwendet. Sie ist daher Bestandteil 
des öffentlichen Rechts. Es liegt dem Gesetzgeber oder seinem 
Delegat ob, zu bestimmen, welche rechtliche Natur die Gut¬ 
schrift tragen soll 2 . Das Gesetz selbst schweigt und auch 
die Bundesratsgrundsätze weisen die Bestimmung darüber 
der obersten Landesaufsichtsbehörde zu. Überwiegend stehen 
diese auf dem meist klar zum Ausdruck gebrachten Stand¬ 
punkte: „Ein Recht auf Auszahlung der gutgeschriebenen 
Beträge steht dem Gefangenen nicht zu 3 .“ Die Gutschrift 
ist also hier kein Vermögensbestandteil des Gefan¬ 
genen. Erst mit der tatsächlichen Aushändigung des Geldes 
oder seiner Verwendung und Übergabe des dafür Angeschafften 
wird das Geld bzw. das Surrogat in das Vermögen des Ge¬ 
fangenen oder des sonstigen Empfängers übergeführt. Dies 
wird in den Dienstordnungen durchweg noch hervorgehoben. 


1 l. 1 pr. D. 39, 5. BGB. §516. 

2 Zustimmend Lutz a. a. O. S. 72. 

3 Pr.GO. §96 Abs. 7. Gleichlautend oder inhaltsgleich: Pr.DO. 
§147 Abs. 1; Bay.Str. §75, Ger. §99; Sa.HO. §§27, 56, GO. §1959 
Abs. 2; Wü.Zucht. §59, Heilbronn §48, Landesgef. §60; Bad.Centr. 
§116, Kr.A. § 103 Abs. 9; He.Zucht. §78, Butzbach §78, Prov.Arr.H. 
§87; M.-Schw.HO.Dreibergen §9 Abs. 6, HO.Bützow §9 Abs. 7, DO. 
Bützow §86; M.-Strel.Zucht. §9 Abs. 5; Old.HO.Vechta §27 Abs. 1; 
Alt. § 96 Abs. 8; Cob.-Gotha Ger. § 49a; Sond.Bestimmungen ü. d. Über¬ 
verdienst II; Thür.Zucht. §54, Gef. §56; Lippe Bestimmungen ü. d. 
Überverdienstil; Brem.Osl. 27; Hamb. Cux. §70; E.-L.Gef.O. § 270, 
Hausordnung § 8. 
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wenn auch manchmal nicht gerade in juristisch einwandfreier 
Form, so doch gemeinverständlich, wie in Oldenburg (HO. 
Vechta § 27 Abs. 1): „Der Gefangene erwirbt auf die ver¬ 
merkte Belohnung erst dann einen Rechtsanspruch, wenn sie 
ihm ganz oder teilweise ausgezahlt wird“. Die gleiche Rechts¬ 
lage dürfte dort anzunehmen sein, wo die Vollzugsordnungen 
schweigen 1 , und zwar wegen der Art der Hervorhebung der 
Eigenschaft der Arbeitsbelohnung als freigebige Zuwendung. 
Auch wenn in Württemberg 2 bei den Entlassungsvorschriften 
von des Gefangenen „Barschaft und seinem übrigen Eigentum“ 
gesprochen wird, so wird dabei offenbar vorausgesetzt, daß 
die Aushändigung gleichzeitig erfolgt. 

Zweifelhaft kann man bei Österreich 3 sein, wo ein 
Rechtsanspruch auf Herausgabe des Gutgeschriebenen nicht 
ausdrücklich verneint ist, dagegen geschrieben steht: 
„Das nicht verwendete Guthaben . . . wird im Falle 
früheren Absterbens des Sträflings nebst seinem sonstigen 
Nachlaß nach Abzug der Begräbniskosten dem kompeten¬ 
ten Gericht zur Ausfolgung an die berechtigten Erben 
übermittelt.“ — Die gleiche Verpflichtung liegt übrigens, 
wenn es der Gefangene gewünscht hat, den Gefängnisbehörden 
in Baden und Hessen 4 ob, (und zwar in Hessen soweit die 
aufgelaufenen Strafvollzugskosten geringer als die Gutschrift 
sind). Ferner ist in Preußen, Bayern, Sachsen und Württem¬ 
berg 5 der Vorstand zu einer solchen Verfügung bei Notlage 
der Hinterbliebenen ohne Rücksicht auf ein Aktivsaldo 
berechtigt, obwohl in diesen Ländern ein Anspruch des Ge¬ 
fangenen auf die erfolgte Gutschrift ausdrücklich verneint 
wird und teilweise noch besonders darauf hingewiesen wird, 
daß die Gutschrift nicht zum Nachlaß des verstorbenen 
Gefangenen gehört und wieder zugunsten des Staates abzu¬ 
schreiben ist 6 . — Immerhin dürfte man aus der ganzen Fassung 
der Dienstordnungen dazu neigen müssen, daß in Österreich 

1 Württemberg Amtsg. und oberamt., beide Mecklenburg. Amtsg., 
Weimar, Oldenburger kleine Gefängnisse, Meiningen, Anhalt, beide 
Reuß, alle hanseatischen Gefängnisse außer Osl. und Cux. 

2 Wü.Zucht. §82, Heilbronn §71, Landesgef. §82. 

3 Öst.HO.Männ.Marb. § 14 Abs. 3, Jugend Marb. § 13 Abs. 5, 
Gerichtshöfe § 14. 

4 Bad.Centr. § 118, Kr.A. §47 Abs. 8; He.Zucht, u. Butzbach § 80. 

5 Preuß. Reskript vom 14. 6. 1878, Erlaß vom 6. 5. 1909; Bay.Str. 
§77; Sa.HO. §28 Z. 2, GO. § 1946; Wü.Zucht. §59, Heilbronn §48, 
Landesgef. § 60. 

6 Vgl. insbesondere Preuß. Grundsätze f. Arbeitsverdienst § 6 Z. 8, 
Reskript v. 14. 6. 1878, Allg. Veif. v. 23. 3. 1899, Erlaß v. 6. 5. 1909; 
Bay.Str. § 77, Ger. § 99 Abs. 6. 
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die Gutschrift als Vermögensbestandteil des Gefangenen 
anzusehen ist. Unzweifelhaft muß das bei Braunschweig 
geschehen, weil dort verordnet ist: ,,Der einem Sträflinge 
als Verdienstanteil gutgeschriebene Betrag kann nicht mehr 
entzogen werden 1 .“ Es handelt sich hierbei nicht etwa um 
den im Landesgefängnis vorgesehenen wirklichen Überver¬ 
dienst, sondern um die im Zellengefängnis gewährte Arbeits¬ 
belohnung; diese Anordnung ist nach Seutter 2 auch noch 
in neuerer Zeit in Kraft gewesen. Braunschweig ist daher 
der einzige reichsdeutsche Bundesstaat, wo in der erfolgten 
Gutschrift eine rechtlich begründete Forderung des Gefan¬ 
genen erblickt wird. 

Beide oben aufgestellten Fragen sind somit (von zwei 
Ausnahmen absgesehen) zu verneinen. 

Die Folge dieses Rechtszustandes zeigt sich — neben der gene¬ 
rell mangelnden Verfügungsbefugnis des Gefangenen selbst — für 
Dritte namentlich auf dem Gebiet der Zwangsvollstreckung 
Da die gutgeschriebenen Beträge keine Vermögensstücke des 
Gefangenen sind, können sie weder vom Staat als Gläubiger 
wegen der Strafvollstreckungskosten noch von einem Dritten 
(insbesondere dem durch das Verbrechen Geschädigten) zivil- 
rechtlich gepfändet werden. Diese Ansicht ist nicht unbestrit¬ 
ten. Hat doch der schweizer Bundesrat 3 in der irrtümlichen 
Annahme, daß die Gutschrift „aufgespeicherter Lohn für 
geleistete Arbeit“ sei, diese grundsätzlich für pfändbar erklärt 
und lediglich die Einschränkungen der allgemeinen Lohn- 
beschlagnabme im Einzelfalle als möglich erachtet. Dem¬ 
gegenüber ist in mehreren deutschen Bundesstaaten 4 die 
Pfändung der gutgeschriebenen Arbeitsbelohnung ausdrücklich 
verboten worden, am frühesten wohl durch die Kabinettsordre 
des Königs von Preußen vom 28. 12. 1840: „Ich bestimme 
hierdurch .., daß derjenige Anteil am Arbeitsverdienst, welcher 

1 Braunschw.Zell. §51. 

2 Seutter, Die Gefängnisarbeit S. 186. 

3 Entscheid des Schweizer Bundesrats in Archiv f. Schuldbeitrei¬ 
bung und Konkurs III (1894) S. 130ff. Vgl. Art. 93 Schweizer Bundes¬ 
gesetz über Schuldbeitreibung und Konkurs und den Abdruck des Ent¬ 
scheids bei Lutz a. a. O. S. 88ff. 

4 Pr.DO. § 100 Abs. 2, Kabinettsordre vom 28. 12. 1840 (Gesetz- 
samml. 1841, S. 52), abgedruckt bei Klein, Anlage 12 §6 Ziff.5; Bad. 
Centr. §§ 114 Abs. 2, 116, 117, Kr.A. §§47, 103 Abs. 9; Hessen, Gesetz 
vom 6.7.1885 (Regierungsblatt 1885 S. 133); Cob.-Gotha Ger. §49a; 
Anh.Coswig § 31 Abs. 2; Thür. Zucht. § 54, Gef. § 56; Brem.Osl. 27; 
vgl. auch Mein, und R.j. Vorschriften ü. d. Behandlung d. a. d. Beschäf¬ 
tigung d. Gef. i. d. Gerichtsgefängnissen entstehenden Einnahmen und 
Ausgaben § 4. 
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in den Straf- und Gefängnisanstalten grundsätzlich den Sträf¬ 
lingen und Gefangenen während der Dauer ihrer Strafzeit 
oder Haft zufließt, niemals für den Gläubiger ein Gegenstand 
des Arrestschlags oder der Beschlagnahme im Wege der 
Exekution sein soll.“ Doch auch wo nichts gesagt ist, muß 
das gleiche gelten 1 (außer in Braunschweig). In Österreich, 
wo besondere Hervorhebung von Nöten war, ist das durch 
§ 6 des Gesetzes vom 23. 4. 1873 geschehen 2 ; hier hat der 
Sträfling sogar noch eine Schutzzeit bis zum 30. Tage nach 
der Entlassung. 

Im tatsächlichen inneren Verhältnis zwischen Sträfling 
und Strafanstalt freilich wird der gutgeschriebene Betrag 
so behandelt, als ob er ein Vermögensstück des Gefangenen 
wäre, was sich besonders in den vorgesehenen Verwendungs¬ 
möglichkeiten zeigt. Es ist daher vielleicht nicht falsch, 
in dieser Hinsicht Vergleiche mit einer obligatio naturalis 
zu ziehen. 


C. Berechnung. 

Während über die rechtliche Natur und, wie wir noch 
sehen werden, über den Zweck der Arbeitsbelohnung im 
wesentlichen Übereinstimmung besteht, bieten die verschie¬ 
denen Berechnungsarten ein äußerst buntscheckiges Bild. 
Man geht nicht fehl, gerade bei diesem Gebiet auf die beinahe 
an Glücksspiel erinnernden Zufälligkeiten der Einweisung der 
Gefangenen in diese oder jene Anstalt hinzuweisen, und kann 
besonders hier die Beobachtung machen, daß Gefängnisstrafe 
im Vollzüge härter als anderwärts Zuchthausstrafe sein kann, 
worauf von Theoretikern und Praktikern wie Freudenthal, 
Kriegsmann und Roßmy im allgemeinen schon deutlich 
genug hingewiesen ist 3 . Hinzu kommt, daß auch innerhalb 
der einzelnen Länder verschiedenartige Lohnklassentarife 
bestehen. Diese sind z. B. im Osten Preußens niedriger als 
im Westen. Die Annahme, daß in dieser Beziehung namentlich' 
unter Berücksichtigung der persönlichen Ansichten des Ge¬ 
fängnisvorstandes und Arbeitsinspektors beinahe ein jedes 
Gefängnis ein Reich für sich bildet, dürfte nicht allzu abwegig 
sein. Ein übermäßig gewissenhafter Berichterstatter müßte 
daher sich in weitschweifigen Ausführungen ergehen, um schließ¬ 
lich doch nicht erschöpfend zu sein. Ich will deswegen lediglich 

1 Gleicher Ansicht Degen-Klimmer Bay.Ger. §99 Anm.2. 

2 Bl. f. Gefk. 16 S. 135; Lutz a. a. 0. S. 87f. 

3 Vgl. insbes. Freudenthal, Gefängnisrecht S. 92; Kriegsmann, 

Gefängniskunde S. 139ff. ^ 
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versuchen, einige grundsätzliche Gruppierungen aus den 
dem Paragraphen-Füllhorn entströmenden Bestimmungen 
zusammenzustellen, will im übrigen nur die Belege aufzählen 
und auf die Anführung von Einzelfällen bei Seutter 1 ver¬ 
weisen. Das um so mehrmals ausweislich der Statistik 2 in-den 
letzten Vorkriegsjahren z. B. in Württemberg etwa 40 M., 
in Preußen etwa 30 M., in Baden etwa 10 M. (!) jährlich 
(also für einen Arbeitstag etwa 13 bzw. 10 bzw. 3% Pfg.) 
dem einzelnen Gefangenen im Durchschnitt gutgeschrieben 
worden sind, was an das parturiunt montes erinnert und worüber 
Kriegs mann 3 wohl mit Recht sagt:-,,Zu der Geringfügigkeit 
der Summen steht sowohl die Kompliziertheit der Berechnung 
der Arbeitsprämien, wie die Fülle von Hoffnungen, die man 
an ihre Gewährung knüpft, in befremdendem Gegensatz.“ 
Sowohl innerhalb der gegenwärtig erlaubten Grenzen, als 
auch bei deren Absteckung für die Zukunft muß ferner der 
Geldentwertung Rechnung getragen werden, soweit diese 
voraussichtlich eine dauernde sein wird. Heute geschieht 
das, jedenfalls noch nicht genügend, auch wenn an Stelle 
des üblichen Anfangstagessatzes von 2 Pfg. meist 5 Pfg. ge¬ 
treten sind. Denn wenn der Gefangene bei seiner Entlassung 
einen brauchbaren Notgroschen haben soll, so muß dieser 
so groß sein, daß er nicht sofort durch das Eisenbahnfahrgeld 
völlig verbraucht wird. Die namentlich von Quanter 4 
früher schon getadelte Geringfügigkeit tritt heute um so mehr 
in Erscheinung. 

Der Berechnung wird meistens die täglich geleistete Arbeit 
zugrunde gelegt, nur in Oldenburg und Bremen sind Monats¬ 
sätze von 1 M., bzw. 50 Pfg. bis zu 3 und 4 M., vorgesehen. 
Bei den Tagessätzen hat Braunschweig den festen Satz von 
20 Pfg. Als Minimum haben Baden (Centr.) 3 Pfg., Strelitz 
(Gefängnis daselbst) 2 y 2 Pfg., Rudolstadt (für Holzzerklei¬ 
nern) und Lippe 4 Pfg. bzw. 6 Pfg., Österreich (Strafanstalt 
Marburg) 2 Heller. Sonst ist ein Minimum nicht ausdrücklich 
erwähnt. Als Maximum bezeichnen die „Grundsätze“ 20 Pfg. 
für Züchtlinge, 30 Pfg. für Gefängnis- und Haftsträflinge, 
sehen jedoch „unter besonderen Verhältnissen“ die Gut¬ 
schrift höherer Beträge vor. Dem folgen die Vollzugsordnungen 


1 Seutter, Gefängnisarbeit S. 179ff. 

2 Badische und Württembergische Gefängnisstatistik in Bl. f. Gefk.47 
S. 264f.; Übersicht über die Ergebnisse usw. (vgl. S. 97 Anm. 1). 

3 Kri egsm an n, Gefängniskunde S. 224. Siehe ferner unten S. 115 ff. 

4 Quanter, Deutsches Zuchthaus- und Gefängniswesen S. 297f. 
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im allgemeinen. Von den Abweichungen sind die Strelitzer 
Höchstsätze von 5 bzw. 10 Pfg. und die der österreichischen 
Kerkerstrafhäuser von 12 Hellern bemerkenswert, während 
die sonstigen österreichischen Höchstsätze (24 Heller bei 
Innenarbeit, 30 Heller bei Außenarbeit, ausnahmsweise mehr) 
in den Rahmen der „Grundsätze“ passen. Daneben werden 
in Bayern, Baden und der Thüringer Gemeinschaft periodisch 
außerordentliche Fleißbelohnungen etwa im Einzelbetrage 
von 3M. verteilt. Für den, der Pensumarbeit zu leisten hat, 
ist die Vollendung des Tagewerkes Voraussetzung für die 
Tagesgutschrift; Überpensum wird in erhöhtem Maße belohnt 
und bietet allein eine Möglichkeit, höhere Sätze zu erklimmen, 
da z. B. in Preußen die gewöhnlichen Tagesmaßsätze bisher 
nur 2—4 Pfg. zu betragen pflegten, neuerdings auf etwa 
.5—8 Pfg. gestiegen sind. Sogenannte Tagelohnarbeiter sind 
durchweg günstiger gestellt. Alles das muß natürlich in den 
vorbezeichneten Rahmen liegen. Infolgedessen pflegt deren 
Höchstmaß nur ganz selten erreicht zu werden. Im übrigen 
finden auch Abstufungen nach den Arbeitszweigen statt, 
sodaß schon in der Zuteilung dazu eine größere oder geringere 
Erwerbsmöglichkeit liegt. Ferner wird in manchen Ländern 
nur eine bestimmte Quote des sogenannten reinen Arbeits¬ 
ertrages verteilt, und zwar in Preußen, Württemberg, Hessen, 
Meiningen, Altenburg, Anhalt, Reuß j. L., Thüringer Gemein¬ 
schaft, Elsaß-Lothringen und Österreich (Gerichtshöfe). Sie 
schwankt zwischen V 10 (Zuchthaus und geschärfte Haft in 
Elsaß-Lothringen) und y 2 (Altenburg). Bayern hat die Quote 
neuerdings abgeschafft. Weiber erhalten tatsächlich im Durch¬ 
schnitt weniger als Männer, wenngleich das nirgends aus¬ 
drücklich verordnet ist. Für Jugendliche ist dies meist gesagt, 
sofern sie nicht, wie in Bayern, in der Regel ganz ausgeschlossen 
sind, ausnahmsweise aber doch kleine Beträge bis zu 1 M. 
monatlich erhalten können. Die Sätze für Zuchthäusler 
sind geringer, als die für sonstige Gefangene, wenigstens 
jeweils innerhalb eines Bundesstaats. Rückfällige erhalten 
gewöhnlich nur die Hälfte oder einen sonstigen Bruchteil 
der jeweiligen Sätze, für Überpensum diese jedoch in voller 
Höhe (z. B. in Preußen, Hessen und Österreich); in Bremen 
bekommen sie und Zuchthäusler im ersten halben Jahr über¬ 
haupt nichts, während sonstige Gefangene nur einen Monat 
ohne Arbeitsbelohnung bleiben. Die kleinen Thüringer An¬ 
stalten sind mit derartigen Bestimmungen nicht beschwert. 
Um dies auszugleichen, haben die Thüringer Zentralanstalten 
um so eingehendere Abstufungen, auch werden dort Aus- 




länder, aus der Anstalt Entsprungene und Gefangene, die 
Vermögen besitzen (!), zurückgesetzt. Die fünf Länder mit 
Klassifikation, Sachsen, Württemberg, Braunschweig, Anhalt 
und Deutschösterreich, stufen ihre Sätze natürlich auch 
nach Disziplinarklassen ab. In Anhalt (Coswig § 13) erhält 
man in der untersten Klasse überhaupt nichts. Abgesehen 
vom Lohnklassentarif pflegt den Gefängnisvorständen ein 
gewisser Spielraum in der Höhe der Arbeitsbelohnung belassen 
zu sein. Andererseits sind in der Altenburger Gefängnisordnung 
(§ 96) feste Sätze für bestimmte Arbeiten angegeben. Neben 
Arbeitsfleiß wird auch noch gute Führung als Voraussetzung 
für eine Arbeitsbelohnung gefordert in Baden, Mecklenburg- 
Schwerin, Oldenburg, Meiningen, Sondershausen, Reuß j. L., 
Lippe und Bremen. Inwieweit gute Führung in anderen 
Ländern tatsächlich vorliegen muß, ist kaum feststellbar, 
dürfte aber zum mindesten, wie ausdrücklich in Württemberg, 
auf die Höhe häufig von Einfluß sein. Außer den vorerwähnten 
Gesichtspunkten tauchen hier und da auch noch andere auf, 
z. B. Krankenpflege in Bayern. In der Tat eine Fülle, der 
eine gründliche Auslese bitter not täte! 1 

Neben diesen Vorschriften über positive Gutschriften 
sind andererseits diejenigen über eine Verminderung zu 


1 Belege für den vorstehenden Teil dieses Kapitels sind: Gds. §21 
Abs. 1; Pr.DO. § 66 Abs. 2, 67 Abs. 5, 68 Abs. 2 u. 7, 146 Abs. 1, GO. 
§ 96 Abs. 7, Grundsätze f. d. Berechnung u. Verteilung des Arbeits¬ 
verdienstes v. 31.3.04, Erlaß v. 27.4.06, Allg. Verf. v. 31.5.98, Ord¬ 
nung für die Verwaltung der Arbeitskassen v. 3.3.04; Bay.Str. §§74, 
79, Ger. §§ 88 Abs. 3, 98; Sa.HO. §§ 27, 29, Regulativ über die Arbeits¬ 
belohnung, GO. §§ 1862, 1945; Wü.Zucht. §§58, 78 Z. 3 u. 4, Heilbronn 
§§ 47, 67 Z. 2 u. 3, Landesgef. §§ 59, 78 Z. 3 u. 4, Rottenburg § 5 Z. 1, 
Gotteszell §4, Amtsg. §80; Bad.Centr. §§ 19, 116, Kr.A. § 103 Abs. 7; 
He. Zucht. §§ 77,81, Butzbach §§77,81, Prov.Arr.H. § 87; M.-Schw.HO. 
Dreibergen §9, HO.Bützow §9, DO.Bützow §§23, 86, Amtsg. §14 
Abs. 5; Weim. § 90; M.-Strel. Straf. 19, land. 21, Amtsg. § 10; 
Old.HO.Vechta § 27, Verhaltungs-Regeln Zucht, u. Männ.Vechta § 22, 
Verhaltungs-Regeln Weib.Vechta §21, HO.Gef.Old. §58; Braunschweig 
laut Seutter a. a. O. S. 184; Meiningen, Vorschriften über die Behand¬ 
lung der aus der Beschäftigung der Gefangenen entstehenden Einnahmen 
und Ausgaben §4 Abs. 4; Alt. §96 Abs. 6—8; Cob.-Gotha Ger. §49a; 
Anh.-Coswig §§ 13, 31, Ger. §67; Sond. Bestimmungen ü. d. Überver¬ 
dienst 1; R.ä. §87; R.j. Vorschriften über die usw. (wie Meiningen) § 4 
Abs. 4; Thür.Zucht. §§55—59, Gef. §§58—62; Lippe, Bestimmungen 
ü. d. Überverdienst I nebst Anlage (Arbeitstarife); (Lüb. St.Annen 
§15, Marstall §39); Brem.Osl. 27, 28; Hamb.HO.Straf. §28, Cux. 
§70, vgl. auch Gennat Gefängniswesen Hamburgs S. 32; Elsaß-Lothr. 
Ministerialverfügung v. 26. 2. 1883; Österreich HO.Männ.Marb. §§3,4, 
13, Jugend Marb. §§ 4, 12, Gerichtshöfe § 12, Bez.Ger. § 5, Just.Min.Verf. 
v. 12. 1. 1885. 
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betrachten. Soweit diese auf dem Willen des Gefangenen 
beruhen oder in seinem Interesse erfolgen, ist darüber unten 
zu sprechen. Hier handelt es sich um Abzüge gegen den Willen 
und gegen das Interesse des Gefangenen. Sowohl bei der 
rechtlichen Natur der Gutschrift als Verwaltungsmaßnahme 
als auch wenn man sie tatsächlich als eine Art naturalis obli¬ 
gatio ansieht, ist es durchaus verständlich, daß der Staat aus 
dieser zwar nicht rechtlich begründeten, aber doch tatsächlich 
wie ein Vermögensstück des Gefangenen behandelten For¬ 
derung Befriedigung suchen kann. Natürlich darf das nicht 
etwa wegen der ganzen allgemeinen Strafvollstreckungskosten 
geschehen 1 , weil sonst der Zweck der Gutschrift völlig ver¬ 
eitelt würde. Vielmehr muß es sich auf besondere Einzelfälle 
beschränken. Dies vorausgesetzt, bestehen allerdings keine 
Bedenken über die Zulässigkeit von Abzügen, sofern und soweit 
sie in den Vollzugsordnungen, die ja auch die Grundlagen für 
die Entstehung der Gutschrift sind, ausdrücklich zugelassen 
werden. Zwei Gesichtspunkte sind es, unter denen Abzüge 
gemacht zu werden pflegen: Schadenersatz und Strafe. 

ln allen Ländern 2 — außer in den kleinen Gefängnissen 
zu Mecklenburg, Coburg-Gotha, Bremen und Bergedorf, 
in den Oldenburgischen Anstalten zu Vechta und in Rudolstadt 
— muß der Gefangene laut Hausordnung für den von ihm an 
seiner Gefängniskleidung, Arbeitsgerät, Zellenausrüstung u. ä. 
schuldhaft angerichteten Schaden aufkommen, und zwar 
hier ohne Einschränkung (z. B. Thür. Zucht. § 60 Abs. 4), 
dort bei böswilligem oder grobfahrlässigem Handeln (z. B. 
Pr.DO. § 147), anderwärts nur bei „Bosheit oder Mutwillen“ 


1 Besonders hervorgehoben in Bay.Str. § 76 Abs. 4, Ger. § 99 Abs. 5, 
Bad.Kr.A. § 103 Abs. 9; Old.HO.Vechta §27 Abs. 4; vgl. auch Sa.HO. 
§ 7 Ziff. 1 Abs. 2. 

2 Pr.DO. §147 Z. 2a, GO. § 56 Z. 1-3; Bay.Str. §76 Abs. 3, 
§ 83 Abs. 18, Ger. § 58 Abs. 3, § 99 Abs. 3; Sa.HO. § 8 Z. 2c, GO. § 1946 
Abs. 2; Wü.Zucht. §59 Abs. 2, Heilbronn §48 Abs. 2, Landesgef. § 60 
Abs 2, Amtsg. §60; Bad.Centr. §119, Kr.A. §§101, 103 Abs. 9; He. 
Zucht, u. Butzbach §§78, 124, Prov. Arr.H. §58;. M.-Schw.HO.Drei- 
bergen §8 Abs. 5, HO.Bützow §8 Abs. 6, Weim. §50; M.-Strel.Zucht. 
§ 8 Abs. 4, Old.HO.Gef.Old. §§26,59, Birkenfeld §52; Braunschw.Zell. 
§50 Abs. 3; Mein. §94; Alt. §§ 56, 96 Abs. 9; Cob.-Gotha Ger. §30 
Z. 8; Anh.-Coswig §§43, 117, Ger. §49; Sond. Bestimmungen ü. d. 
Überverdienst VII; R.ä. §48; R.j. § 94 Abs. 8; Thür.Zucht. § 60 Abs. 4, 
§ 63 Z. 14, Gef. § 63 Abs. 4, § 66 Z. 14; Lippe §§ 63, 109, Bestimmungen 
ii. d. Überverdienst VII; (Lüb.Marstall §26); Brem.Osl. 21; Hamb. 
HO.Straf. u. Unters. § 10, Cux. § 48; E.-L.Hausordnung § 3 Z. 9; 
Öst.HO.Män. Marb. § 14 Abs. 4, § 27, Jugend Marb. § 13 Abs. 4, § 26, 
Gerichtshöfe §§ 14, 26, Bez.Ger. §5 Abs. 7. 
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(Pr.GO. § 56). Dabei wird es aber wohl tatsächlich im wesent¬ 
lichen überall auf den gleichen Grad der Schuldhaftigkeit 
hinauskommen und etwaige Unterschiede werden mehr auf 
den verschiedenen Auffassungen der hier zum Richter berufe¬ 
nen Anstaltsvorsteher in der Tatfrage beruhen als in der Rechts¬ 
frage. In allen (aus der Anmerkung, wie vorstehend, ersicht¬ 
lichen) Ländern, außer in Weimar, Coburg-Gotha, Reuß ä. L., 
Lübeck (alte Vorschriften) und Hamburg, ist dabei ausdrück¬ 
lich hervorgehoben, daß der Betrag des Schadens von der 
gutgeschriebenen Summe abgezogen werdet) kann. In Preußen 
(M. d. I. DO. § 147 Z. 3) darf sogar die zukünftige Arbeits¬ 
belohnung in dieser Weise ivieder abgeschrieben werden. 
Mehrfach 1 sind ferner die Kosten zu erstatten, die anläßlich 
einer Entweichung des Gefangenen entstehen, oder es 
findet dann auch wohl ein vollständiger Verfall an die Staats¬ 
kasse statt, so in Preußen (Just.Min.), Sondershausen, Lippe 
und Hamburg. In Preußen (M. d. I.) und Sachsen (M. d. I.)* 
sind auch die Kosten der Überführung in eine andere Anstalt 
zu ersetzen, wenn der Gefangene durch falsche Angaben 
seine Einlieferung in eine falsche Anstalt veranlaßt hat. 

Alles dies trägt bereits einen gewissen Strafcharakter. 
Die Streichung der Gutschrift in größerem oder geringerem 
Umfange kommt aber auch als reine Diszrplinar-Geld- 
strafe vor. Dort, wo sie unter den allgemeinen Diszi¬ 
plinarstrafen ausdrücklich aufgezählt ist 3 , ist ein solcher 
Entzug unB^ttenklich. Zweifel dagegen bestehen dort, wo 
lediglich, wie in den ,,Grundsätzen“ (§ 34 Abs. 1), eine Ent¬ 
ziehung „hausordnungsmäßiger Vergünstigungen“ auf 


1 Pr.DO. § 147 Z. 2 b, Grundsätze f. d. Berechnung usw. des Arbeits¬ 
verdienstes (Justizgetängnisse) v. 31.3.04 §6 Z. 6; Sa.HO. §8 Z. 2c, 
DO. § 1946 Abs. 2: He.Zucht, u. Butzbach §78; M.-Schw.DO.Bützow 
§66 Abs. 3; Sond. u. Lippe Bestimmungen ü. d. Überverdienst V; vgl. 
ferner Hamb.HO.Straf. § 28 Abs. 6; Öst.HO.Männ.Marb. §14 Abs. 4, 
Jugend Marb. § 13 Abs. 4. 

2 Pr.DO. § 147 Z. 2c; Sa.HO. § 8 Z. 2c. 

3 Pr.DO. §169 Abs. 1 Z. 2 und Abs. 3; Sa.HO. §19 Z. 2; Wü. 
Zucht. §§ 58 Abs. 4, 70, Heilbronn §§ 47 Abs. 3, 59, Landesgef. §§ 59 
Abs. 4, 70; He.Zucht. §118 Z. 2, Butzbach §118 Z. 2, Prov.Arr.H. 
§60; M.-Schw.HO.Dreibergen §14 Z. 2, HO.Bützow § i4 Z. 2, DO. 
Bützow §106 Z. 2; M.-Strel.Zucht. §14 Z. 2; Mein. §55 Z. 3; Alt. 

§ 58 Z. 7; Rud.HO. § 26 Z. 3 (Sond. u. Lippe Bestimmungen ü. d. Über¬ 
verdienst VI); R.j. §55 Z. 3; Thür.Zucht. §66 Z. 2, Ger. §69 Z. 2 
(Lüb.Marstall §28 Z. 3); Brem.Osl. 30 Z. 5; Hamb.HO.Straf. §2; 
E.-L.Gef.O. §258 Z. 3, Verfügung vom 26. 2. 1883; Öst.HO.Männ.Marb. 
§§ 14 Abs. 4, § 44 Abs. 2 Z. 4, Jugend Marb. § 13 Abs. 4, § 43 Abs. 2 Z. 5* 

Blätter für Gefängmskunde. Bd.LIV. 
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geführt ist 1 . M. E. ist zu ihnen die Arbeitsbelohnung in Hin¬ 
blick auf ihre rechtliche Natur zu rechnen. Denn wenn der 
Gefangene keinen Anspruch auf die Belohnung hat, so kann 
ihre Gutschrift, die auf Verwaltungsakt kraft Hausordnung 
beruht, nichts anderes als eine hausordnungsmäßige Ver¬ 
günstigung sein. Demzufolge ist auch durchaus richtig in 
Preußen (M. d. 1.), Württemberg, Mecklenburg und noch 
deutlicher in Sachsen, Hessen, der Thüringer Gemeinschaft, 
Hamburg 2 der Verlust der Arbeitsbelohnung unter den Er¬ 
läuterungen darüber, was alles als Entziehung hausordnungs¬ 
mäßiger Vergünstigungen anzusehen ist, aufgezählt. Wenn 
demgegenüber Klein 3 für Preußen (Just. Min.) diese Aus¬ 
legung verwirft und sich dabei auf Pr.GO. § 96 Abs. 9 beruft, 
wonach nicht nach bestimmten Hausdelikten, sondern nur 
bei allgemeiner schlechter Führung und tadelnswertem Ge¬ 
samtverhalten die Gutschrift wieder entzogen werden könne, 
.so ist eine solche Ansicht rechtsirrig und Klein dürfte dazu 
wohl nur durch die wenig glückliche Fassung der Gefängnis¬ 
ordnung an dieser Stelle verleitet worden sein; ein zwingender 
sachlicher Grund liegt dafür jedenfalls nicht vor. Ebenso abzu¬ 
lehnen ist die Ansicht von Degen-Klimmer 4 , daß in den 
bayrischen großen Strafanstalten nur das Unterlassen einer 
zukünftigen Gutschreibung, nicht das Wiederabschreiben 
einer bereits gutgeschriebenen Summe zulässig sei; und das 
um so mehr, als Degen-Kl immer selbst die Arbeitsbe¬ 
lohnung als „Vergünstigung“ betrachten. Ihnen ist dagegen 
darin durchaus beizupflichten, daß in den bayrischen Gerichts¬ 
gefängnissen der Entzug unstatthaft ist; denn hier gibt es 
die Disziplinarstrafe des allgemeinen „Entzugs hausordnungs- 


1 Pr.GO. §58 Z. lb; Bay.Str. §91 Abs. 1 Z. 3; Sa.GO. §1950 
Abs. 1 Z. 2 (siehe jedoch § 1945 Abs. 5); Bad.Centr. § 128 Z. 2, Kr.A. 
§ 15 Z. 3, § 103 Abs. 9 (Entziehung des Guthabens außer als Schadens¬ 
ersatz ausdrücklich verboten); M.-Schw.Amtsg.Hausordnung Ziffer 28 
Abs. 3b; Weim. § 52 Z. 2; M.-Strel.Straf. 28, land. 28, Amtsg.Hausordnung 
Ziffer 28; Old.HO.Vechta §9, HO.Gef.Old. §69, Amts. §49; R.ä. §50 
Z. 2 Lippe § 126 (siehe jedoch Bestimmungen ü. d. Überverdiensr VI); 
Hamb. Cux. § 36 (siehe aber §70); Öst.Gerichtshöfe §40, Bez.Ger. § 18. 

2 Pr.DO. § 169 Z. 2; Sa.HO. § 19 Z. 2, GO. § 1945 Abs. 5, § 1950 
Abs. 1 Z. 2; Wii.Zucht. §§ 58, 70, Heilbronn §§47, 59, Landesgef. §§ 59, 
70; He.Zucht, u. Butzbach § 118 Z. 2, Prov.Arr.H. §60; M.-Schw.HO. 
Dreibergen § 14, HO.Bützow § 14, DO.Bützow § 106; M.-Strel.Zucht. 
§ 14; Thür.Zucht. §66 Z. 2, Gef. §69 Z. 2; Hamb.HO.Straf. §2; 
vgl. auch Bad.Centr. § 128 Z. 2. 

3 Klein Anm. 2b zu Pr.GO. § 58. 

4 Degen-Klimme r Anm.2 zu Bay.Str. §91. 
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mäßiger Vergünstigungen“ nicht. Vielmehr werden alle zu¬ 
gelassenen Entziehungen namentlich aufgezählt 1 . 

Aus strafpolitischen Gründen ist in manchen Ländern 
die Höhe der abzuziehenden Summe begrenzt bis zum Betrage 
der Arbeitsbelohnung der letzten zwei oder drei Monate. 
Anderwärts ist aber auch unbeschränkter Abzug zulässig 2 . 
Was entzogen wird, fließt gelegentlich ganz oder teilweise, 
z. B. in Sachsen, Hamburg und Deutschösterreich 3 , in eine 
Gefangenenunterstützungskasse. 

Endlich ist hier zu erwähnen, daß in wenigen, darunter 
aber den größten Ländern 4 aus der Gutschrift die Beerdigungs¬ 
kosten gedeckt werden, falls der Gefangene in der Anstalt 
stirbt. 

D. Zweck und Verwendung. 

Mit der Gewährung einer Arbeitsbelohnung verfolgte man 
ursprünglich den Zweck, dem Gefangenen eine Möglichkeit 
einer besseren Ernährung zu geben, da die schlechte und 
kärgliche Gefängniskost nur knapp ausreichte, den Gefangenen 
am Leben zu erhalten. Nachdem man im Laufe der Zeit dazu 
gekommen ist, den Gefangenen von Anstaltswegen ausreichend 
zu ernähren, ist dieser Zweck zurückgetreten, wenn auch nicht 
ganz aufgehoben. Heute muß man die Zuwendung von einer 
idealen und materiellen Seite betrachteten. 

Zunächst soll die Arbeitsbelohnung, und mag sie auch noch 
sö gering sein, dem Gefangenen vor Augen führen, daß seine 

1 Bay.Ger. §62 und daselbst Degen-Klimmer Anm. 1. 

2 Abzüge der Gutschrift als Disziplinarstrafe sind vorgesehen: 

a) bis zum Betrage von 4 Wochen: Wü.Zucht. § 58 Abs. 4, Heil¬ 
bronn §47 Abs. 3, Landesgef. §59 Abs. 3; 

b) bis zum Betrage von 2 Monaten: Pr.GO. § 96 Abs. 9; He. 

Prov.Arr.H. § 87; Mein. § 55 Z. 3; Rud.HO. § 26 Z. 3; R.j. 

§ 55 Z. 3; (Lüb.Marstall § 28 Z. 3); Öst.HO.Männ.Marb. §44 

Abs. 2 Z. 4, Jugend Marb. §43 Abs. 2 Z. 5; 

c) bis zum Betrage von 3 Monaten: Pr.DO. § 169 Abs. 1 Z. 2; 
Sa.HO. § 19 Z. 2; He.Zucht, u. Butzbach § 118 Z. 2; M.-Schw. 
HO.Dreibergen § 14, HO.Bützcw § 14, DO.Btitzow § 106; M.- 
Strel. Zucht. §14; • 

d) unbegrenzt: Sa.GO. § 1945 Abs. 5, § 1950 Abs. 1 Z. 2; Alt. 

§ 58 Z. 7; Thür.Zucht. § 66 Z. 2, Gef. §69 Z. 2; Brem.Osl. 30 

Z. 5; Hamb.HO.Straf. § 2, Cux. § 70; 

e) „ein Teil des Überverdienstes“: Sondershausen und Lippe Be¬ 
stimmungen ü. d. Überverdienst VI. 

3 Sa.HO. §9 Z. lc; Hamb.HO.Straf. § 28 Abs. 6; Öst.HO.Männ. 
Marb. § 44, Jugend Marb. § 43. 

4 Pr.DO. §157 Abs. 2 (nicht GO.); Sa.HO. § 7 Z. 2d nebst Anm. 
XIX; He.Zucht. u. Butzbach §80; Old.HO.Gef.Old. § 66, Lippe § 152; 
Öst.HO.Männ.Marb. §14 Abs. 3, Jugend Marb. §13 Abs. 3. Siehe im 
übrigen oben S. 106. 
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Tätigkeit für ihn nicht ganz ohne sichtbaren Erfolg ist, soweit 
er nicht schon an der Fertigstellung eines Werkes an sich 
Freude empfindet. Insofern kann sie geeignet sein, in dem 
Gefangenen die meist vergessene Liebe zur Arbeit und 
Freude an der Arbeit wieder zu wecken, sowie ihn den Segen 
der Arbeit schätzen zu lehren. Gefängnispraktiker haben 
berichtet, daß die Gefangenen oft in ihrer Freistunde mit 
sichtlicher Freude in das Studium ihres Gutschriftbüchleins 
vertieft gewesen und daß sie so zur Freude am Besitz und 
am Sparen angeregt worden sind. Auch das Nachdenken 
über die zweckmäßigste Verwendung kommt hinzu. Die 
Gefängnisordnungen schweigen meist über diese Zwecke 
völlig. Unter dem wenigen, das darin zu finden ist, ist wohl 
die schönste Wendung die „Wiederbelebung des Sinns für 
lohnende Arbeit“ (Thüringer Gemeinschaft); in beiden Mecklen¬ 
burg soll die Arbeitsbelohnung „den Gefangenen zu fleißiger 
Arbeit anspornen“ 1 . 

Der materielle Zweck ist wiederum ein zwiefacher, 
nämlich ein staatsfinanzieller und ein strafpolitischer. 
Zweifellos beabsichtigt und erzielt auch der Staat, daß der 
Gefangene bedeutend fleißiger arbeitet, als es lediglich mit 
Strafandrohungen erreichbar wäre; und zwar ist die Mehr¬ 
arbeit so groß, daß dadurch nicht nur die gutzuschreibende 
Summe gedeckt, sonderfi auch noch ein dem Staat zugute 
kommender Überschuß erzielt wird. Das freilich ist nirgends 
zu lesen; denn die vorgenannten Mecklenburgischen und auch 
Österreichischen Bestimmungen, die man zwar in dieser Rich¬ 
tung auslegen kann, werden offiziell einen anderen Sinn haben 
sollen. Der andere, nämlich der den Gefangenen betreffende 
materielle Zweck ist vor allem, dem Sträfling bei der Ent¬ 
lassung die Rückkehr in die menschliche Gesellschaft und 
den Wiederbeginn eines fruchtbringenden, geordneten Lebens 
zu erleichtern 2 .. Daneben soll die Arbeitsbelohnung es ihm er¬ 
möglichen, den durch sein Verbrechen angerichteten Schaden 
zu ersetzen, notleidende Angehörige zu unterstützen und, 


1 Thür.Zucht. §54, Gef. §56; M.-Schw.HO.Dreibergen §9 Abs. 2, 
HO.Bützow § 9, DO. Bützow §86; M.-Strel.Zucht. §9; vgl. ferner 
Brem.Osl. 27; Öst.HO.Mann.Marb. §13 Abs. 2, Jugend Marb. §12 
Abs. 2, Gerichtshöfe § 12. 

2 Vgl. Pr.DO. § 147 Abs. 4; Bay.Str. § 74 Abs. 2; Sa.HO.§ 27 Z. 1, 
GO. § 1959; Wü.Zucht. § 59, Heilbronn § 48, Landesgef. §60; M.-Schw. 
HO.Dreibergen u. Bützow § 9 Abs. 2, DO.Bützow •§ 86; M.-Strel.Zucht. 
§ 9 Abs. 2; Anh.Coswig § 31; Sond. u. Lippe Bestimmungen ü. d. Über¬ 
verdienst I; Lippe § 137; Brem.Osl. 27; Öst.HO.Männ.Marb. § 13 
Abs. 2, Jugend Marb. § 12 Abs. 2. 
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was in der Literatur teilweise heftig bekämpft wird 1 , während 
der Haftzeit sich gewisse Annehmlichkeiten zu verschaffen. 
Die Skepsis Kriegsmanns 2 über die Erreichbarkeit aller 
erstrebten günstigen Wirkungen 3 dürfte nicht unangebracht sein. 

Daß der Gefangene die gutgeschriebene Arbeitsbelohnung, 
die ja rechtlich nicht zu seinem Vermögen gehört, überhaupt 
während der Strafhaft verwenden darf, zeigt einerseits eine 
gewisse Durchbrechung jener starren Rechtssätze in d£r Praxis; 
andererseits bedingt aber der ganze Aufbau eine ausdrückliche 
Zulassung kraft Hausordnung und läßt das Erfordernis der 
Genehmigung im Einzelfalle durch die Gefängnisleitung zu. 
Außer in Weimar und Reuß ä. L. ist in allen Ländern eine 
Verwendung auf Wunsch des Gefangenen während der 
Strafhaft vorgesehen. Damit der Gefangene aber auch 
noch bei seiner Entlassung einen Spargroschen übrig behält, 
darf er während der Haft nicht alles ausgeben. In den meisten 
Ländern darf er generell nur über die Hälfte 4 verfügen, ge¬ 
legentlich aber auch nur zu einem Drittel 5 oder wiederum 
zu zwei Dritteln 6 oder über „einen Teil“, bzw. „einen kleinen 
Betrag“ 7 . Andererseits wird in Bayern, Württemberg und 
Mecklenburg das Übrigbleiben der demnächstigen Heim¬ 
reisekosten, in Baden des Lebensunterhalts für mindestens 
drei Tage verlangt 8 . Als festen Grundstock, vor dessen Er¬ 
reichung Ausgaben unstatthaft sind, verlangt Preußen 
(M. d. I.) 30 M. für Züchtlinge, 20 M. für Gefängnissträflinge, 
Sachsen 8 M., Sondershausen, Lippe und Bremen (letzteres für 


1 insbesondere von Krohne, Lehrbuch S. 420, urjd Lutz a. a. O. 
S. 97ff. A. A. Verein der Strafanstaltsbeamten in Bl.f. Gefk. 19 S.54ff. 

2 Kriegsmann, Gefängniskunde S. 224. Vgl. oben S. 109. 

3 Siehe "darüber insbesondere Lenkeit, Das Arbeitsgeschenk der 
Gefangenen, in Bl. f. Gefk. 46 S. 165ff. 

4 Pr.GO. § 96 Abs. 8; Bay.Ger. § 99 Abs. 1; Sa.GO. § 1946 Abs. 1; 

Bad.Centr. §118; He.Prov.Arr.H. §87; M.-Schw.HO.Dreibergen §9, 
HO.Bützow §9, DO.Bützow §86 Abs. 3, Amtsg. § 14 Abs. 6; M.-Strel. 
Zucht. § 9, Straf. 19, land. 21^ Amtsg. §10 Abs. 3; Braunschw.Zell. 
§50; Mein. §94; Anh.Coswig §§ 32,,33 (ausnahmsweise drei Viertel); 
Sond. u. Lippe Bestimmungen ü. d. Überverdienst I; R.j. §94; Thür. 
Zucht. § 60, Gef. § 63; (Lüb. Marstall § 39 Abs.2); Brem. Osl. 27; 
Hamb.HO.Straf. §28 Abs. 4, Cux. §70; Öst.HO.Männ.Marb. §14, 
Jugend Marb. § 13; Gerichtshöfe § 14, Bez.Ger. §5. 

6 He.Zucht, u. Butzbach § 78 (zur Unterstützung der Angehörigen 
dagegen die Hälfte). 

6 Old.HO.Vechta § 27 Abs. 2. 

7 Old.HO.Gef.OId. §59; Anh.Ger. §67; (Lüb. St.Annen §15). 

8 Bay.Str. §76 Abs. 2; Wü.Zucht. §59, Heilbronn §48, Landes- 
gef. §60; Bad. Kr. A. §77 Abs. 2; M.-Schw.HO.Dreibergen u. Bützow 
u. Strel.Zucht. § 9. 
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Züchtlinge und Rückfällige) 10 M., Bremen (für sonstige Ge¬ 
fangene) und Hamburg 5 M. 1 Sonst ist kein Minimum genannt. 

Jm einzelnen sind Ausgaben zum Zwecke des Ersatzes 
des durch die Straftat angerichteten Schadens lediglich in 
Preußen (M. d. I. DO. § 147 Z. 5a) und Baden (Centr. § 118) 
erwähnt, während die übrigen Dienstordnungen schweigen. 
In der Praxis dürfte davon nur in den seltensten Fällen Gebrauch 
gemacht werden. 

Häufiger, wenn auch etwa nur im Umfange von 8% der 
Gesamtgutschrift, ist die Unterstützung von Angehörigen, 
und zwar im wesentlichen durch langzeitige Gefangene. So 
lassen es auch die Dienstordnungen zu 2 . Doch auch, wo dies 
nicht erwähnt ist, wird es zu gestatten sein, wenn wie z. B. 
in Preußen (Just.-Min.) von einer Verwendungsbefugnis ohne 
Einschränkung des Zweckes die Rede ist 3 . 

Den Hauptteil bildet aber nach wie vor die Verwendung 
zu Kostzulagen und sonstigen Genußmitteln, wenn auch 
in erfreulicher Weise eine fallende Tendenz statistisch fest¬ 
zustellen ist. So wurde in Preußen (Just.-Min.) im Jahre 1900 
mehr als die Hälfte, in den letzten Jahren nur noch ein Drittel 
der gesamten Gutschrift für Genußmittel verwandt. Zu¬ 
gelassen ist dies überall außer in Hessen, beiden Mecklenburg, 
Weimar, Birkenfed und Reuß ä. L.; und zwar sind Genuß¬ 
mittel in Schwerin 4 und Birkenfeld (§ 57) ausdrücklich ver¬ 
boten, die Dienstordnungen der übrigen vier Länder erwähnen 
sie nicht und andererseits sind sie in den Amtsgerichtsgefäng¬ 
nissen in Strelitz (Amtsg. § 10 Abs. 3) erlaubt. Die „Zusatz¬ 
nahrungsmittel“, wie der gefängnistechnische Ausdruck lautet, 
bestehen z. B. in Preußen (DO. § 136 Abs. 4) aus Schwarzbrot, 
Weißbrot, rohem Speck, Schmalz, Milch, Obst, zu denen 


1 Pr.DO. § 136; Sa.HO. § 8 Z. 4 nebst Anm. VIII; Sond. u. Lippe 
Bestimmungen ü. d. Überverdienst VII; Brem.Osl. 27; Hamb. Be¬ 
kanntmachung vom 18. 6. 1896 Ziffer I A. 

2 Pr.DO. §147 Z. 5b; Bay.Str. §76 Abs. 1; Sa.HO. §8 Z. 2d; 
Wü.Zucht. §59, Heilbronn §48, Landesgef. §60; Bad.Centr. §118; 
He.Zucht, u. Butzbach § 78; M.-Schw.HO.Dreibergen u. Bützow § 9, 
Amtsg. § 14 Abs. 6; M.-Strel.Zucht. §9, Straf. 19, land. 21, Amtsg. 
§10 Abs. 3; Old.HO.Vechta §27 Abs. 2; Braunschw.Zell. §50; Anh. 
Coswig §31; Sond. Bestimmungen ü. d. Überverdienst I; Thür.Zucht. 
§ 60, Gef. § 63; Lippe § 139, Bestimmungen ü. d. Überverdienst I; (Lüb.- 
St. Annen §15); Brem.Osl. §27; Hamb.HO.Straf. §28 Abs. 4; Öst. 
HO.Männ.Marb. § 14, Jugend Marb. § 13. 

3 Siehe Klein Anm. 9 zu Pr.GO. § 96 Abs. 8. 

4 M.-Schw.DO.Bützow §77, §23 Z. 8. Elite-Gefängnissträflingen, 
einfachen Häftlingen und Untersuchungsgefangenen kann der Gefängnis¬ 
direktor aber eine Ausnahme gestatten. 
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neuerdings laut Allgem. Verf. v. 19. 12. 1918 als Genußmittel 
der Tabak getreten ist. In Württemberg (Zucht. § 38) werden 
schwarzes und weißes Brot, süße oder saure Milch, kohlen¬ 
saures Wasser, Limonade, Eier, Käse, Butter, Speck und 
Obst gewährt. Wer in Lippe (§ 138) Gefängnis verbüßt, darf 
sich Brot, Butter, Käse, Speck, Schmalz, kaltes Fleisch, 
Heringe, Wurst, Kaffee, Tee, Bier, Kau- und Schnupftabak 
kaufen, oder wohl richtiger, er durfte es, als man überhaupt 
noch im freien Handel ohne Lebensmittelkarten derartiges, 
das inzwischen auch für den freien Bürger ein seltener Lecker¬ 
bissen geworden ist, sich kaufen konnte und noch nicht z. B. 
für ein einziges Ei die Arbeitsbelohnung eines ganzen Monats 
ausgegeben werden mußte. In Baden (Centr. § 100 Abs. 5) 
ist der Alkohol streng verpönt, anderwärts, z. B. in Bayern 
und Österreich, erhält man seinen Schoppen Bier und Wein, 
doch auch in Hamburg ist für einfache Häftlinge u. ä. eine 
Flasche Rotwein vorgesehen. 

Neben den Zusatznahrungsmitteln kommen anderweitige 
Ausgaben, wie Briefporto, Anschaffung von Papier, Büchern 
und Geräten in Betracht. Auch Seife (Österreich) und 
Zahnbürsten (Preußen M. d. I., Baden) sowie Licht (Altenburg) 
werden erwähnt, während man sich anderwärts (z. B. Bremen 
und Schwerin) damit begnügt, generell die Verwendung zu 
kleinen Bedürfnissen oder „zu anderen Zwecken“ zuzulassen. 
Freiwillige Invalidenweiterversicherung ist in Preußen 
(nötigenfalls auch zwangsweise), Bayern und Hessen vorge¬ 
sehen 1 . Ausbesserung und Neuanschaffung von Kleidungs¬ 
stücken gehört wohl richtiger zu den Entlassungsvorgängen. 

Bei alledem ist eine Fülle von mehr oder minder großen 
Unterschieden zu verzeichnen. So darf man sich in Preußen 
ohne Rücksicht auf die Höhe des angesammelten Betrages 
eine Zahnbürste zulegen, in Bayern muß man sich das Brief¬ 
papier selbst kaufen, während es in Sachsen aus der „Spar¬ 
gelderkasse“ angeschafft wird 2 . Namentlich in der Gewährung 
des Ankaufs von Zusatznahrungsmitteln weicht fast jedes 
Land von dem anderen ab. Zuchthäusler und rückfällige 
sonstige Sträflinge sind im allgemeinen schlechter gestellt. 
In Preußen (M. d. I.) z. B. dürfen jene erst nach drei Jahren, 
diese nach einem Jahr sich Zusatznahrungsmittel kaufen, 
in- Elsaß-Lothringen beide erst nach Ablauf der halben Straf- 

1 Pr.Ordnung für Arbeitskassen § 15 Z. 2, Erlaß vom 30. 1. 08 Z. 4; 

Bay.Str. §6; He.Zucht, u. Butzbach § 81 b. * 

2 Pr.DO. § 147 Abs. 5; Bay.Str. § 76, Ger. § 99 Abs. 1, § 106 Abs. 2, 
sowie Degen-Klimmer Anm. 4 zu §106; Sa.HO. §17 Z. 4 Abs. 5. 
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zeit, lebenslängliche nach zehn Jahren 1 . Gefangene in ge¬ 
schärfter Haft werden in Preußen (Just. Min.) dazu überhaupt 
nur ausnahmsweise zugelassen 2 . Wer in Bayern Kranke pflegt, 
darf über die „Belohnung“ dafür ganz verfügen; einfache 
Haftgefangene ebenfalls allgemein 3 . Entsprechende Ab¬ 
stufungen für die verschiedenen Strafarten bestehen hin¬ 
sichtlich der wöchentlich oder monatlich zur Verwendung 
freigegebenen Geldsummen oder Warenmengen, und zwar 
beinahe in allen Ländern in verschiedener Weise. Wo eine 
Klassifikation eingeführt ist, pflegen die Abstufungen noch 
komplizierter zu sein, es sei denn, daß die unterste Klasse sich 
überhaupt kein Genußmittel beschaffen darf (Anh. Coswig 
§ 13). Statt über alles eingehend zu berichten, soll auf die 
angeführten Belege verwiesen werden 4 . 

Wie die Gutschrift selbst, so kann um so mehr die Be¬ 
fugnis, darüber während der Haftzeit zu verfügen, dem 
Gefangenen entzogen werden. Dies wird vornehmlich als 
Disziplinarstrafe angewandt. Wo der „Entzug hausordnungs¬ 
mäßiger Vergünstigungen“ als Hausstrafe vorgesehen ist 5 , 
fällt jenes natürlich darunter. Im übrigen wird die Verfügungs- 


1 Pr.DO. §85, §136 Abs. 1 u. 2; E.-L.Gef.O. §220. 

2 Pr. GO. § 103 Abs. 4. 

3 Bay.Ger. §88 Abs. 3 §99. 

4 Mit Zusatznahrungsmitteln und sonstigen Anschaffungen befassen 
sich : Pr.DO. § 136, § 146 Abs. 5, § 147 Abs. 5c u. 8, § 167 Abs. 5, § 188 
Abs. 3 u. 4, GO. §§ 68, 103 Abs. 4, Instruktion v. 30. 5. 1854 § 20 Abs. 4 
(angedruckt bei Klein Anm. 2 zu §72 GO.), Allg.Verf. v. 19. 12. 1918; 
Bay.Str. §§ 76, 87, Ger. §§ 46 Abs. 2, 84, 99, 106 Abs. 2, Ministerial¬ 
entschließung v. 15. 5. 1885; Sa.HO. § 7, § 8 Z. 2d, § 17, § 40, GO. § 1946; 
Wü.Zucht. §§38, 59, Heilbronn §29 nebst Beilage II, §48, Landesgef. 
§38 nebst Beilage II, §60, Amtsg. §94, Rottenburg §5, Gotteszell §5; 
Bad.Centr. §§ 118, 132, 149 Z. 6, Kr.A. §§77, 89, 100; M.-Schw.HO. 
Dreibergen u. Bützow §9, DO.Bützow §77, §104 Abs. 5; Amtsg. § 14 
Abs. 6; M.-Strel.Straf. 19, land. 21, Amtsg. §10 Abs. 3; Old.HO. 
Vechta §25 Abs. 7, §27 Abs. 2, HO.Gef.Old. §59, Birkenfeld §57; 
Braunschw.Zell. §50; Mein. §68; Alt. §§68, 69 Abs. 3, 80, 96 Abs. 8; 
Cob.-Gotha Ger. §§41, 44, 49a; Anh.Coswig §§ 13, 31, 32, Ger. §§61, 
67, Rud.HO. §26 Z. 2; Sond.Bestimmungen ü. d. Überverdienst I, VII 
Abs. 4; R.j. §68; Thür.Zucht. §§ 25, 60, Gef. §§26, 63; Lippe §§ 138, 
139, Bestimmungen ü. d. Überverdienst I, VII Abs. 4; Brem.Osl. § 27; 
Hamb.HO.Straf. § 28, Bekanntmachung vom 18. 6. 96 Ziffer I B, I C, 
II A bis C nebst Gennat a. a. O. S. 29, Cux. §§70, 74; E. T L.Gef.O. 
§ 220; Öst.HO.Männ.Marb. §§ 14, 15, Jugend Marb. §§ 13, lf; Gerichts¬ 
höfe § 14, Bez.Ger. §5. 

5 Siehe die Belege S. 114 Anm. 1 und ferner: Sa.HO. §19 Z. 2;, 
Sond.Regulativ §6; Brem.Osl. § 30. 
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entziehung vielfach, wie aus der Anmerkung 1 ersichtlich, 
besonders hervorgehoben. Sie pflegt auf höchstens drei 
Monate beschränkt zu sein. 

Wenn das Ziel, dem Gefangenen nach der Entlassung 
die Rückkehr in ein geordnetes Leben zu erleichtern, erreicht 
werden soll, muß nicht nur ein angemessener Betrag der 
Arbeitsbelohnung bei der Entlassung vorhanden sein, sondern 
es müssen auch Vorkehrungen getroffen werden, daß der 
soeben Entlassene das Geld nicht in törichter und leicht¬ 
sinniger Weise zu nutzlosen Anschaffungen verwendet oder 
im Kreise von Verbrechensgenossen und Dirnen schleunigst 
verjubelt. Krohne und Hürbin 2 berichten über derartige 
Vorkommnisse in anschaulicher Weise. Die Vollzugsordnungen 
haben fast ausnahmslos dieser menschlichen Schwäche Rech¬ 
nung getragen, nur in denen von Weimar, Braunschweig, 
Coburg-Gotha, Rudolstadt (und den alten Lübecks) ist darüber 
nichts gesagt und zwar folgerichtig wegen der rechtlichen 
Auffassung in Rudolstadt und vielleicht auch Braunschweig 
(Vgl. S. 98, 101, 106f.); daß im übrigen, namentlich in 
Lübeck infolge der Anlehnung an Preußens Vorschriften, 
doch noch irgendwelche Vorkehrungen bestehen, ist nicht 
unwahrscheinlich. 

Da der Besitz einer ordentlichen Kleidung für eine ordent¬ 
liche Lebensführung notwendig ist, so i^t die Anschaffung 
von Bekleidungsstücken zu diesem Zweck gegen Ende der 
Strafhaft zu den Entlassungsmaßnahmen zu rechnen. Die 
zweckmäßigsten Bestimmungen hierüber finden sich wohl 
in Preußen (DO. § 188), wo der Betrag, der 15 M. übersteigt, 
ganz oder teilweise zur Kleiderbeschaffimg auch zwangsweise 
verwendet werden kann und wo im übrigen von Anstalts wegen 

V 

1 Pr.DO. § 169 Abs. 1 Z. 2 u. Abs. 3; Bay.Str. § 91 Z. 4, Ger. 
§62 Z. 3; Wü.Zucht. §70, Heilbronn §59, Landesgef. §70; He. Zucht, 
u. Butzbach § 118 Z. 2, Prov.Arr.H. §60 (vgl. §87); M.-Schw.HO.Drei- 
bergen u. Bützow § 14 Z. 2, DO.Bützow § 106 Z. 2; M.-Strel.Zucht. 
§ 14 Z. 2; "Mein. §55 Z. 2; Alt. §58 Z. 7; Rud.HO. §26 Z. 2, Verh. 
§ 7; R.j. § 55 Z. 2; Thür.Zucht. § 66 Z. 2, Ger. § 69 Z. 2; (Lüb.Marstall 
§28 Z. 2); Hamb.HO.Straf. §2, Unters. §2, Cux. §36 Abs. 1 Z. 6; 
E.-L.Gef.O. § 258; Öst.HO.Männ.Marb. §44 Z. 3, Jugend Marb. §43 
Z. 4, Gerichtshöfe §40 Z. 3, Bez.Ger. § 18 Z. 3. — Vgl. ferner Pr.GO. 
§ 96 Abs. 9 und die durch die Braunschweigische Sonderauffassung be¬ 
dingte Anordnung in Braunschw.Zell. § 59. 

2 Krohne, Lehrbuch S. 422; Hürbin, Über leichtfertiges Ver¬ 
brauchen des Sparguthabens, in Zeitschr. f. Schweiz. Strafrecht 1895 
S. 44ff. 
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für anständige Entlassungskleidung gesorgt wird. Ähnliches 
gilt auch für den Bereich einer Reihe anderer Verwaltungen 1 . 

Die eigentliche Entlassung pflegt dann wie folgt vorzu¬ 
gehen. Dem auswärts beheimateten Gefangenen wird von der 
Gefängnisverwaltung eine Eisenbahnfahrkarte nach seinem 
Heimatorte gelöst 2 , und zwar gegebenenfalls aus seinem 
Arbeitsguthaben, doch soll durchweg ein Rest übrig bleiben, 
z. B. 15 M. in Preußen (DO. § 190 Abs. 2), 8 M. in Sachsen 
(HO. § 8 Anm. 8). Gefangene, die auf Grund ihres Charakters 
oder sonstiger Umstände eine Gewähr dafür bieten, daß 
sie die Ersparnisse nicht vergeuden, können sofort alles er¬ 
halten 3 . Ebenso pflegt an Kurzzeitige wegen der Gering¬ 
fügigkeit der Summe sogleich alles ausgezahlt zu werden 4 . 
Im übrigen wird nur ein Zehrgeld mitgegeben, der Rest der 
Arbeitsbelohnung aber an Fürsorgeorgane übersandt, die 
das Geld nach und nach an den Entlassenen aushändigen 
sollen 5 . Solche Organe sind Beamte der weltlichen Obrigkeit, 


1 Wü.Zucht. §§ 59, 81 Abs. 2, Heilbronn §§ 48, 70 Abs. 2, Landesgef. 
§§60, 81 Abs. 2; Bad.Centr. § 132, Kr.A. §89; He.Zucht, u. Butzbach 
§ 127; M.-Schw.DO.Bützow § 119 Abs. 1; Old.HO.Vechta §27 Abs. 5, 
§35 Abs. 6, HO.Gef.Old. §80; Alt. §87 Abs. 17; Lippe § 162; Gennat, 
Gefängniswesen Hamburgs S. 37; Öst.DV.Marb. §41; vgl. ferner 
Sa.HO. §§ 9,55 Z. 7 und Thür.Gef. §84 (hilfsweise staatliche Unter¬ 
stützung). 

2 Vgl. u. a. Old?HO.Vechta §35 Abs. 15; Alt. §88; Thür.Zucht. 

§ 80. 

3 Vgl. Pr.DO. §190 Abs. 4; Sa.HO. §56 Z. 2; Thür.Zucht. §60, 
Gef. § 63 Abs. 1 a. E. 

4 Völlige Auszahlung des ganzen Betrages ist vorgesehen in: Preuß. 
Bestimmungen über die Fürsorge für entlassene Gefangene vom 13. 
und 19.6.1895 in Zirk. Verf. vom 20.7.95 Ziffer 8;. Bay.Ger. §99 
Abs. 5, § 110 Abs. 1, aber auch Bay.Str. § 104; Sa.GO. § 1959; Wü. 
Amtsg. §80 Abs. 8; Bad.Kr.A. § 103 Abs. 8, He.Prov.Arr.H. §87; M.- 
Schw.Amtsg. §14 Abs. 6, §24 Abs. 3; Weim. §81 Abs. 11; M.-Strel.* 
Straf. 19, land. 21, Amtsg. §§ 10, 19; Old.HO.Gef.Old. § 78, Birken¬ 
feld §65; Braunschw.Zell. §72; Mein. §85 Abs. 11 (siehe jedoch auch 
§87); Alt. §87 Abs. 16 (jedoch §88); Anh.Ger. §§67, 78; Rud.HO. 
§22; R.ä. §78 Abs. 11 (jedoch §80); R.j. §85 Abs. 11 (iedoch §87); 
(Lüb. St. Annen § 15, Marstall § 39); Hamb.Cux. § 82 Abs. 4; Öst.Gerichts¬ 
höfe § 14. Siehe teilweise auch die Belege in der folgenden Anmerkung. 

5 Pr.DO. § 148 Abs. 3, § 190 Abs. 2 u. 5, § 192, GO. §87 Abs. 15, 
§88, Bestimmungen über die Fürsorge usw. v. 13. u. 19. 6. 95, Reskript 
des Just.Min. v. 5. 11.02, Erl.-des Min.d.I. v. 3. 10.07 in Verbindung 
mit Verf. d. Just.Min. vom 29. 10.07, Allg. Verf. v. 13.3.93 und viele 
mehr, sämtlich abgedruckt bei Klein Anm. zu §§87,88 Pr.G.O; Bay. 
Str. §107 Abs. 4d; Sa.HO. §§55, 56, GO. §§ 1959, 1960; Wü.Zucht. 
§82, Heilbronn §71, Landesgef. §82; Bad.Centr. §133; He.Zucht, u. 
Butzbach §79, Prov.Arr.H. §109; M.-Schw.HO.Dreibergen u. Bützow 
§9 Abs. 5, §18, DO.Bützow §120 Z. 3; M.-Strel.Zucht. §§ 9, 18, In- 


1 

l 



123 — 


wie Gemeindevorsteher, Landrat und städtische Polizei, 
ferner die Pfarrer, die halboffiziös weltlichen oder kirchlichen 
Gefangenenfürsorgevereine oder „sonstige Vertrauenspersonen“ 
(Sachsen, Württemberg). In Anhalt kann die Auszahlung 
ferner an Angehörige erfolgen. Auch jetzt hat der Gefangene 
noch keinen Anspruch auf die Auszahlung. Wenn der Ent¬ 
lassene das Geld nicht rechtzeitig abholt oder die daran jge- 
knüpften Bedingungen nicht erfüllt oder wieder straffällig wird, 
verfällt mehrfach der noch nicht ausgehändigte Rest zu¬ 
gunsten der Staats- oder einer Fürsorgekasse 1 . 

In diesen Grundzügen besteht zweifellos eine gewisse allge¬ 
meine Übereinstimmung. Größte Mannigfaltigkeit zeigt 
sich aber in den Einzelheiten, worüber auf die aufgezählten 
Belege verwiesen werden muß. Hier, z. B. in Bayern 2 , sind 
nur dürftige Bestimmungen vorhanden, dort, z. B. in Preußen, 
sind sie von großer Ausführlichkeit. Hier werden weltliche, 
dort geistliche Fürsorger bevorzugt. Im übrigen greift alles 
dies in die allgemeine Fürsorge für Strafentlassene ein, und 
es dürften noch zahlreiche Verfügungen der Ministerien des 
Innern bestehen, die vorstehend nicht aufgeführt sind. Aber 
so verschieden die Wege auch sein mögen, die zu einer guten 
und erfolgreichen Gefangenenfürsorge führen sollen, sie 
werden immer noch zweckentsprechend sein können, solange 
sie mit der Freizügigkeit der Entlassenen im ganzen Deutschen 
Reich Schritt halten. Das ist jedoch nicht der Fall, wenn, 
wie in Sachsen (HO. § 56 Z. 3), die Fürsorgetätigkeit an den 
grünweißen Grenzpfählen Halt macht und die nach anderen 
Bundesstaaten Entlassenen als Ausländer stets ihr volles 
Guthaben sogleich ausbezahlt erhalten. Derartiges ist schon 
aus grundsätzlichen Überlegungen dringend änderungsbe¬ 
dürftig. 


struktion v. 4.7. 71 §7; Old.HO.Vechta §35 Abs. 7 u. 15; Mein. §87; 
Alt. §88; Anh.Coswig § 110, Ger. §§67, 78, Sond. u. Lippe Bestimmun¬ 
gen ü. d. Überverdienst III, VII; R.ä. §80; R.j. §87; Thür.Zucht. 
§§ 60, 76, 78-82, Gef. §§ 63, 81, 83-87; Brem.Osl. 27 Abs. 5; Hamb. 
HO.Straf. § 28 Abs. 4; E.-L.Gef.O. §§ 270, 271, Verf. vom 26. 2. 83 und 
3.10.95; öst.HO.Männ.Marb. §14 Abs. 3, Jugend Marb. §13 Abs. 3. 

1 Vgl. darüber Pr.DO. §148 Abs. 4, Preuß. Bestimmungen ü. d. 
Fürsorge für entlassene Gefangene vom 13./19. 6. 95 Ziffer 10; Sa.HO. 
§ 28 Z. 1 c, d; Bad.Centr. §133; Sond. und Lippe Best. ü. d. pber- 
verdienst III, IV; Thür.Zucht. §60 Abs. 1, Gef. §63 Abs. 1. Nach 
Krojine, Lehrbuch S. 422f. gilt obenstehendes allgemein. 

2 Auch im Kommentar von Degen-Kümmer ist auf keine wesent¬ 
lichen Sonderverfügungen hingewiesen. 
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Anhang: Militärstrafvollzug. 

Durch den unglücklichen Ausgang des Krieges und die 
innerpolitischen Umwälzungen war die Militärgerichtsbarkeit 
bereits tatsächlich zur Bedeutungslosigkeit verurteilt. In¬ 
zwischen ist sie bis auf geringfügige Reste gesetzlich aufge¬ 
hoben worden. Insbesondere sollen nur noch Freiheitsstrafen 
bis zu sechs Wochen von den Militärbehörden vollstreckt 
werden 1 . Die nachstehenden Bemerkungen haben daher im 
wesentlichen nur noch historische Bedeutung. 

Aber auch schon in den Zeiten der größten Friedensstärke 
trat Heer und Marine mit ihren Verurteilungen gegenüber 
der bürgerlichen Gerichtsbarkeit bedeutend zurück. Die 
Zahlen für das Jahr 1913 lauten auf rund 6000 militärische 
Verurteilungen zu den vier Freiheitsstrafen des RStGB. und 
fast ebensoviele zu Arrest gegenüber mehr als 250000 bürger¬ 
lichen Verurteilungen zu Zuchthaus und Gefängnis allein 2 . 
Es rechtfertigt sich daher, über die Arbeit in den Militär¬ 
strafanstalten nur in aller Kürze zu berichten. 

Dabei ist zu beachten, daß die reichsdeutsche militärische 
Arreststrafe weniger eine kriminelle als eine disziplinarische 
ist, auch wenn sie nicht vom Träger der Disziplinargewalt, 
sondern von einem Gericht verhängt ist. Dem Strafzweck 
zufolge kann daher der Arrest nicht ohne weiteres in eine 
Reihe mit den Freiheitsstrafen des RStGB. gestellt werden. 
Andererseits ist Zuchthaus überhaupt nicht vollstreckt worden, 
sondern Überweisung an die bürgerlichen Behörden erfolgt 3 ; 
in Österreich wird allerdings Kerker in den Militärgefangen¬ 
häusern vollzogen 4 . Auch die bürgerlichen Festungshäftlinge 
bleiben neuerdings aus 5 . Obendrein sind die Militärgefangenen 
durchweg gesunde, junge, kräftige, arbeitsfähige und meist 

1 Reichsverfassung Art. 106 und Gesetz v. 17. 8. 20 (RGBl. S. 1579ff.) 
betr. Aufhebung der Militärgerichtsbarkeit. In §§ 1, 13 d. Ges. v. 17. 8. 20 
ist bestimmt, inwieweit sie aufrecht erhalten bleibt. 

2 Statistik des Deutschen Reichs, Kriminalstatistik für das Jahr 
1913, Vierteljahrshefte zur Statistik des Deutschen Reichs, Heft II S.235. 
„Kriminalstatistik für das deutsche Heer und die kaiserliche Marine“, 
Jahr 1913. 

3 RMilStGB. §15 Abs. 3; Pr.MilStV. I. T. §5 Z. 2; RMarStVO. 
§ 4 Z. .2. 

4 Ost.Mil.Gef. § 1. 

5 In Preußen soll die Festungshaft durchweg im Zentralgefängnis 
zu Gdllnow verbüßt werden. Allgem. Verf. vom 4.6. 19, in Preuß. Just.- 
Min.BI. 1919 S. 319. — In Kleinstaaten wie Braunschweig und Ham¬ 
burg war es stets üblich, aus einer gewöhnlichen Gefängniszelle durch 
Vorh ängen eines Pappschildes mit entsprechender Aufschrift eine „Fe¬ 
stung" zu machen. 




auch arbeitswillige Männer und somit von den bunt zu¬ 
sammengewürfelten Insassen der bürgerlichen Strafhäuser sehr 
verschieden. Militärisches Exerzieren wird neben gewerb¬ 
licher Arbeit betrieben. * 

Rechtsquellen sind neben den Militärstrafgesetzbüchern 
und ■ Gerichts-(Prozeß-)ordnungen die Strafvollstreckungs¬ 
vorschriften wie aus der am Schluß gemachten Aufzählung 
ersichtlich. Sachsen und Württemberg haben die preußische 
Vorschrift eingeführt, Bayern kennt zahlreiche Einzelvor¬ 
schriften. Die Marine überweist an Land ihre Gefangenen 
(außer Arrestanten) den Heeresbehörden 1 . 

Aus den Einzelheiten möge folgendes hervorgelioben 
T werden: Im Deutschen Reich wie in Deutschösterreich findet 
eine räumliche Trennung nach der Länge der Strafe, nach 
militärischem Rang, nach Strafarten und innerhalb der 
Gefängnis-, Kerker-und österr. Arreststrafe nach größerer oder 
geringerer Honorigkeit statt 2 . Überall wird darauf hingewirkt, 
daß der Gefangene Beschäftigung hat, und zwar bei Gefängnis, 
Kerker und österr. strengem Arrest nötigenfalls unter Zwang. 
Art und Umfang der Arbeit ist in den verschiedenen Anstalts¬ 
arten verschieden. Durchweg soll aber jede Arbeit den Fähig¬ 
keiten und Verhältnissen des Gefangenen entsprechen; für 
Chargen sind vorzugsweise schriftliche oder wissenschaftliche 
Arbeiten vorgesehen. Die Arbeitszeit soll in Deutschland 
im Winter nicht unter 9, im Sommer nicht unter 11 Stunden 
dauern; dabei sind aber militärische Übungen und Bewegung 
im Freien eingeschlossen. In Österreich sind 8 Stunden reine 
Arbeitszeit als Mindestmaß angesetzt. Trägheit wird bestraft. 
Entziehung der Arbeit auf die Dauer von 3 bis 14 Tagen ist 
als reichsdeutsche Disziplinarstrafe vorgesehen. Die Gefangenen 
im Reich können eine „Arbeitsbelohnung“ und eine „Führungs¬ 
zulage“ erhalten. Erstere wird lediglich nach dem Fleiße, 
letztere unter Berücksichtigung von Arbeitsleistung und 
Führung gewährt. Erfüllung der Tagesaufgabe ist Bedingung. 
Die Höchstsätze sind 13 bzw. 7 Pfg. tägliche Arbeitsbelohnung, 
3 bzw. 2 Pfg. Führungszulage. In Österreich werden bei 
Erfüllung der Arbeitsaufgabe „Arbeitsverdienstanteile“ bis 
zu höchstens täglich 20 h, für besonders geschickte und 


1 RMarStVO. §4 Z. 5, §6 Z. 1. 

2 Pr.MilStV. I.T. §§ 17, 98, 99: Im Garnisonsgefängnis Kurzzeitige 
bis 6 Wochen, in der Festungsgefangenanstalt honorige, im Festungs¬ 
gefängnis gewöhnliche Gefängnisgefangene; in den Festungsstuben- 
Gefangenanstalten die Festungshaft nach § 17 RStGB. — Öst.MilStG. 
§§ 55ff., Öst.Mil.Gef. §§ 1, 2, 4, 15. 
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fleißige Arbeiter bis zu 30 h gewährt. Offenbar wird dabei 
auch die Führung mitberücksichtigt. Nicht im Deutschen 
Reich, wohl aber in Deutschösterreich ist Entziehung des 
halben Verdienstanteils bis zu zwei Monaten als „Korrek¬ 
tionsstrafe“ vorgesehen. Beschaffung von Zusatznahrungs¬ 
mitteln aus der Arbeitsbelohnung ist in allen Ländern zulässig, 
doch kann diese Befugnis im Wege der Hausstrafe entzogen 
werden 1 . 


Ausblick auf die Zukunft. 

Wie aus den vorstehenden Ausführungen, die nur einen 
Teil, wenn auch einen wichtigen, des Strafvollzugs betreffen, 
allein schon ersichtlich ist, besteht zwar in allen deutschen 
Gauen eine gewisse grundsätzliche Übereinstimmung im Straf¬ 
vollzüge. In zahlreichen Einzelpunkten aber sind erhebliche 
Unterschiede vorhanden, Unterschiede, die so groß sind, 
daß insbesondere die ohnehin schon schwer durchführbare 
Abgrenzung von Zuchthaus und Gefängnis oft derart verwischt 
wird, daß hier Gefängnisstrafe schwerer ist als dort Zuchthaus. 
Dem Rufe nach Rechtseinheit, die nicht mit Zentralisation 
zu verwechseln ist, entsprechend, haben sich Regierungen, 
Theoretiker und Praktiker seit vielen Jahren mit Gesetzes¬ 
entwürfen und Abhandlungen befaßt. Augenblicklich soll 
im Reichsjustizministerium ein Entwurf eines Strafvollzugs¬ 
gesetzes bearbeitet werden. Ob er schon feste Formen ange¬ 
nommen hat, ist nicht bekannt, jedenfalls steht er der öffent¬ 
lichen Besprechung noch nicht zur Verfügung. Demnach 
muß neben den jüngst veröffentlichten Entwürfen zu einem 
deutschen Strafgesetzbuch von 1913 und 1919 auch auf ältere 
Vorschriften zurückgegriffen werden. Dies sind vor allem der 
Vorentwurf zu einem deutschen RStGB. von 1909, der Gegen¬ 
entwurf von 1911, der österr. Regierungsentwurf zu einem 
StGB, und Änderung der StPO, von 1912, sowie die „Vor¬ 
schläge der Strafanstaltsbeamten“ von 1913. 

Über die Zweckmäßigkeit der Einreihung eingehender 
Strafvollzugsbestimmungen in das StGB, (so geschehen im 
Gegenentwurf) oder in die StPO, (so im österr. Reg.-Entwurf) 
oder Schaffung eines besonderen Strafvollzugsgesetzes kann 
man verschiedener Ansicht sein. Ich halte das letztere für 


1 Siehe über alles dies Pr.MilStV. I.T. §§ 17, 49, 51, 57 Z. 4, 58-70, 
72 Z. 1 A u. E, 78, 82, 85 Z. 3, 98, 102, 106, II. T. §§ 28, 105 nebst An¬ 
lage 10 „Bestimmungen über den Arbeitsbetrieb in den Festungsgefäng¬ 
nissen“; Öst.Mil.Gef. §§21, 36 — 47, 58 nebst Anhang „Instruktion für 
den Kommandanten eines Militärgefangenenhauses“ §§ 4, .9. 
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das richtigste, damit das Strafvollzugsrecht möglichst in sich 
geschlossen ist und das allgemeine Strafgesetz nicht unnötig 
weitläufig wird. - 

Dieser Ansicht folgen, wenn auch nicht mit der Tat, so 
doch ihrer Überzeugung nach, die Verfasser des Entwurfs 
von 1919 1 . Mag auch die Reichsregierung dem Entwurf einen 
amtlichen Charakter absprechen 2 , so steht sie natürlich doch 
hinter ihren Verfassern. Soweit vor allem die Finanzlage des 
Reichs und der Länder die Durchführung von Reformen 
zuläßt 1 ' 2 , dürfte also eine umfassende einheitliche Regelung 
des Strafvollzuges, in einem Reichsstrafvollzugsgesetz zu er¬ 
warten sein. Die an sich noch zu ausführlichen Strafvollzugs- 
bestimmungen der drei Reichsentwürfe zu einem StGB, sind 
demnach als dort nur hilfsweise eingestellt zu erachten 1 ’ 3 . 

Aus dem Inhalt aller dieser Entwürfe ist erfreulicherweise 
zu bemerken, daß bei jeder Freiheitsstrafe,'also auch bei 
Einschließung (bisher Festungshaft) und Haft, der Sträfling 
zu ernster Beschäftigung verpflichtet ist, die ihm 
nötigenfalls bei mangelnder eigener Wahl vom Gefängnis¬ 
vorstand zugewiesen wird. Im übrigen sind Abweichungen 
vom Geist der Bundesratsgrundsätze im allgemeinen nicht 
vorhanden, vielmehr sind deren Bestimmungen mehr oder 
minder eingearbeitet. Allerdings haben sich bei dem nach 
wie vor unfruchtbaren Versuche, Zuchthaus und Gefängnis auf 
Grund von verschiedener Zwangsarbeit zu unterscheiden, 
in den drei Reichsentwürfen zu einem StG B. 4 Fassungen ergeben, 
die in ihrer Gegenüberstellung die Bestimmungen des § 1-8 
Gds. 5 für Züchtlinge auszuschließen scheinen. Hier ist eine 

1 Entwurf von 1919 S. 15 Fußnote zum Abschnitt „Strafen“. 

2 Denkschrift zu dem Entwurf von 1919 S. 7. 

3 Denkschrift zu dem Entwurf von 1919 S. 52f. 

4 Vorentwurf § 15 Die Zuchthaussträflinge unterliegen stren¬ 

gem Arbeitszwange...“; §17 „Die Gefängnisgefangenen stehen unter 
Beschäftigungszwang. Soweit es die Einrichtungen der Anstalt zulassen, 
sind ihnen solche Arbeiten zu übertragen, welche dem Beruf entsprechen, 
dem sie angehören oder dem sie nach der Entlassung nachgehen wollen.“ 

Entwurf von 1919 § 45 „. . . Die (Zuchthaus-)Gefangenen sind zu den 
Arbeiten anzuhalten, die in der Anstalt eingeführt sind“; §46 „. . . Die 
(Gefängnis-)Gefangenen sind zur Arbeit anzuhalten. Diese soll tunlichst 
ihren Fähigkeiten und Berufsverhältnissen entsprechen . . .“ — Insoweit 
inhaltsgleich Entwurf von 1913 §§51, 53. — Vgl. auch Denkschrift zum 
Entwurf von 1919 S. 55. 

5 Gds. § 18: „Bei der Zuweisung von Arbeit an die Gefangenen“ 
(jeder Strafart) „wird auf den Gesundheitszustand, die Fähigkeiten und 
das künftige Fortkommen, bei Gefängnissträflingen auch auf den Bil¬ 
dungsgrad und die Berufsverhältnisse Rücksicht genommen.“ 



128 


Änderung dringend notwendig. Ebenso ist das Erfordernis 
oder Nichterfordernis einer Einwilligung zur Arbeit außerhalb 
der Anstalt gleich wie im geltenden Recht in der Praxis un¬ 
geeignet, eine tatsächliche Abstufung zwischen Zuchthaus¬ 
und Gefängnisstrafe herbeizuführen (siehe S. 45). Des Gegen¬ 
entwurfs (§ 47) Fassung über Gewährung einer Arbeits¬ 
belohnung („wird gutgeschrieben“) ist unbedenklich (vgl. 
S. 103f.); v. Baehr 1 , der dies angreift, verkennt die rechtliche 
Natur dieser Verwaltungsmaßnahme. Im Ausschluß ihrer Ver¬ 
wendung für Zusatznahrungsmittel stellt ihr Gegen¬ 
entwurf sich auf den namentlich von Krohne und Lutz 
gegenüber der Mehrheit der Strafanstaltsbc # amten vertretenen 
Standpunkt. Bei aller Anerkennung, die den „Vorschlägen 
der Strafanstaltsbeamten“ zu zollen ist, sind diese doch noch 
von einer gewissen Dürftigkeit oder absichtlichen Dehnbarkeit. 

- Obendrein sind sie auf dem Gebiet der Gefangenenarbeit 
lediglich ein Niederschlag derzeit bereits bestehender Vor¬ 
schriften und bringen hier Neues nur in einem kurzen Satze 
über junge Gefangene bis zu 21 Jahren. Auf den letzteren 
so wichtigen Punkt geht dagegen der Gegenentwurf (§ 52) 
näher ein. Vor allem aber ist der österreichische Entwurf 
zur Abänderung der StPO. (§§ 548—606) bemerkenswert 
namentlich wegen der Progression im Strafvollzug (zuletzt 
landwirtschaftliche Zwischenanstalten) wie überhaupt der 
Zuteilung von Arbeit im Freien, ferner wegen der eingehenden 
Berücksichtigung des Strafvollzugs und der Verwahrung bei 
besonderen Gattungen von Sträflingen, wie jugendlichen 
und jungen Verbrechern, gemeingefährlichen Verbrechern, 
geistig Minderwertigen und verbrecherischen Irren. Ich 
möchte daneben meinerseits noch auf die kriminellen Trunken¬ 
bolde hinweisen. 

Es ist also wieder einmal, wie in so vielen anderen Dingen, 
die Forderung des Tages, einig zu sein und das zur allgemeinen 
Anerkennung zu bringen, was jeder deutsche Volksstamm als 
bestes geben kann. Wie sehr wir daran zu arbeiten haben, 
eine nutzlose Zersplitterung aufzuheben, ist, so hoffe ich, 
aus der vorstehenden Abhandlung über einen Ausschnitt 
aus dem Gefängnisrecht ersichtlich. Die Wichtigkeit dieser 
Aufgabe erhellt ohne weiteres daraus, daß die langen Wochen, 
Monate und Jahre des Freiheitsentzuges den realen Inhalt 
des Richterspruchs bilden. Erfüllt kann die Aufgabe nur dann 
werden, wenn der Gefangenenarbeit der richtige Platz angewie- 


1 v. Baehr, Zuchthaus und Gefängnis S. 130. 
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sen wird. So bleibt das Wort vom „Hohenlied der Arbeit“ kein 
leeres Schlagwort und man muß mit Dostojewskij 1 und 
Alfred Krupp 2 bekennen und beherzigen: „Ohne Arbeit 
und regelmäßiges Leben kann ein Mensch nicht existieren, 
er wird der Ausschweifung verfallen und sich zum Tier ver¬ 
wandeln.“ „Der Zweck der Arbeit soll das Gemeinwohl sein, 
dann bringt Arbeit Segen, dann ist Arbeit Gebet.“ 

Leitsätze. 

1. Mit Freiheitsstrafe sind nur wirkliche Verbrecher zu 
belegen. Als Ordnungsstrafen, z. B. anläßlich einer Fülle 
von wirtschaftlichen Kriegsverordnungen, sind nur Geld¬ 
strafen zu verwenden. 

2. Es besteht tatsächlich kein Unterschied zwischen 
Zuchthaus- und Gefängnisstrafe außer in der Ehrenminderung. 
Wo das Gesetz und die Strafvollzugsordnungen andere Unter¬ 
schiede hervorheben, sind sie gekünstelt und ohne wesentliche 
praktische Bedeutung. Daher hat unter Aufhebung von § 21 
RStGB. bei Umwandlung von Gefängnis- in Zuchthausstrafe 
eine Zeitminderung nicht zu erfolgen. 

3. Arbeiten ist eines jeden arbeitsfähigen Menschen sittliche 
Pflicht. Deswegen ist jeder Gefangene arbeitspflichtig. Ge¬ 
fangene in Untersuchungshaft, custotia honesta und ähnlichen 
milden Haftformen sollen lediglich in der Auswahl ihrer 
Arbeit unbehindert sein. Treffen sie überhaupt keine oder 
eine mit der Ordnung des Hauses nicht vereinbare Wahl, 
so ist ihnen Arbeit zuzuweisen. 

Jeder Gefangene hat aber andererseits auch ein Anrecht 
auf Beschäftigung. 

4. Um einen geregelten Arbeitsbetrieb und damit eine 
der wichtigsten Maßnahmen im Strafvollzug durchführen zu 
können, muß die kurze Freiheitsstrafe fallen. Ferner sind 
die kleinen Amtsgerichtsgefängnisse nur als Untersuchungs¬ 
gefängnisse zu benutzen, sofern nicht infolge zeitweiliger 
Überbelegung in großen Strafhäusern ein noch größerer Nach¬ 
teil entstehen würde. 

5. Freiheitsstrafe ist lediglich Strafe an der Freiheit, 
nicht am Vermögen. Der Erwerb durch Arbeit wird durch 
den Freiheitsentzug nicht ausgeschlossen. 

6. Der Ertrag der Gefangenenarbeit fällt dem Gefangenen 
zu. Der Gefangene hat aber andererseits sämtliche Straf- 

1 Dostojewskij, Memoiren aus einem Totenhaus S. 25. 

2 Alfred Krupp im Februar 1873, abgedruckt in „Zur Hundert¬ 
jahrfeier der Firma Krupp 1812 — 1912“ S. 1. 

Blätter für Gefängniskunde. Bd. L1V. 
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vollzugskosten zu tragen. Aufrechnung ist zulässig und 
empfehlenswert, und zwar auch im summarischen Ver¬ 
fahren. 

7. Unabhängig von einem bei dieser Aufrechnung meist 
nicht erreichbaren Überschuß, gewährt der Staat dem Ge¬ 
fangenen eine Arbeitsbelohnung. Sie ist lediglich eine Ver¬ 
waltungsmaßnahme. Der Gefangene hat weder auf ihre Gut¬ 
schrift, noch auf Auszahlung ein Anrecht. 

8. Die Arbeitsbelohnung muß durch Art der Erreichbarkeit 
und Höhe geeignet sein, dazu beizutragen, daß der Gefangene 
einem geordneten Lebenswandel nach der Entlassung sich 
zuwendet. 

9. Verwendung der gutgeschriebenen Arbeitsbelohnung 
während der Strafhaft darf nur insoweit erfolgen, als das 
vorgenannte Ziel erreichbar bleibt. 
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d) Grundsätze (des Bundesrats), welche bei dem 
Vollzüge gerichtlich erkannter Freiheitsstrafen 
bis zu weiterer gemeinsamer Regelung zur An¬ 
wendung kommen, v. 28. 10. 97, veröffentlicht im 
Centralblatt des Deutschen Reichs 1897 S. 308. 

1. Preußen: 

a) Dienstordnung für die dem Ministerium des 

Innern unterstellten Strafanstalten und größeren 
Gefängnisse v. 14. 11. 02. 2. Aufl., Berlin. 

Druckerei der Strafanstaltsverwaltung 1906. 

b) Gefängnisordnung für die Justizverwaltung v. 
21. 12. 98. Just. Min. Bl. Nr. 47/1898 S. 293 ff. 
nebst zahlreichen Sondervorschriften, darunter 
insbesondere: 

A. Grundsätze für die Berechnung und Ver¬ 
teilung des Arbeitsverdienstes der Gefangenen 
v. 31. 3. 04. 

B. Ordnung für die Verwaltung der Arbeitskassen 
v. 3. 3. 04 mit Abänderungen vom 8. 1. 09. — 
(Wegen der übrigen Sondervorschriften wird 
verwiesen auf Klein, Verwaltung und Strafvoll- 

• zug.) — Anschließend an die ,,Dienstordnung“ 
und „Gefängnisordnung“ bestehen zahlreiche 
Haus- und Dienstordnungen der einzelnen Straf¬ 
häuser. 

2. Bayern: 

a) AG. z. RStPO. v. 18. 8. 79. 

b) Hausordnung für die bayerischen Strafanstalten 
v. 20. 9. 07. Just. Min. Bl. 1907 S. 309 ff. v. 
26. 9. 07. 

c) Hausordnung für die Gerichtsgefängnisse v. 

3. 1. 10. Just. Min. Bl. v. 17. 1. 10. 

(Wegen der zahlreichen Sondervorschriften wird 
verwiesen auf Degen und Klimm er, Straf¬ 
vollstreckung. 

3. Sachsen: 

a) Hausordnung für die Landes- Straf- und 
Korrektionsanstalten, eingeführt durch Mini- 
sterial-Verordnung v. 20. 6. 99 (Min. d. Innern), 
Dresden Buchdruckerei F. Lommatzsch, 1899. 

b) Geschäftsordnung für die Königlich Sächsischen 
Justizbehörden, in Kraft seit 1. 1. 03, Abschnitt 

B. XV: „Die Geschäfte der Gefängnisbeamten“ 
(§§1860 — 1987). Dresden. Verlag und Druck v. 

C. Heinrich 1903. 

4 . Württemberg: 

a) Ges. v. 15. 12. 65 betr. Einführung der Zellen¬ 
haft für weibliche Zuchtpolizeihaus- und Arbeits¬ 
hausgefangene; 

b) Hausordnung für die Zuchthäuser v. 4. 3. 99; 

c) Hausordnung für das Zellengefängnis in Heil¬ 
bronn v. 4. 3. 99 

nebst Hausordnung für die Abteilung der jugend¬ 
lichen Gefangenen an dem Landesgefängnis 
in Rottenburg v. 23. 6. 02; 
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d) Hausordnung für die Landesgefängnisse v. 4. 3.99 
nebst Hausordnung für die Abteilung der jugend¬ 
lichen Gefangenen an derStrafanstalt f. weibliche 
Gefangene in Gotteszell v. 4. 3. 99; 

e) Hausordnung für die Civilfestungsstrafanstalt 
auf Hohenasperg v. 4. 3. 99; 

f) Dienst- und Hausordnung für die amtsgericht¬ 
lichen Gefängnisse v. 4. 3. 99; 

sämtlich zu b—f Druck v. W. Kohlhammer in 
Stuttgart, Regierungsbl. für das Königr.Württem- 
berg Nr. 9/1899 S.59ff. 

g) Dienst- und Hausordnung für die oberamtlichen 
Gefängnisse v. 1. 5. 09, Amtsbl. des M. d. I. 
Nr. 10/1909 S. 177ff. 

h) Verf. des Just. Min. betr. den Strafvollzug 
gegen jugendliche Personen männl. Geschlechts 
v. 23. 6. 02 und 

i) betr, Vollziehung der Freiheitsstrafen v. 16.12. 02. 
k) Bekanntmachung d. Just. Min. betr. neue 

Dienstvorschriften für die Angestellten der ge- 
richtl. Strafanstalten v. 30. 12. 02. 

5. Baden: 

a) EG. z. RStGB. v. 23. 12. 71. 

b) Ges. v. 3. 3. 96 der Vollzug der Einzelhaft bei 
jugendlichen Sträflingen betr. 

c) Landesherrl. Verordnung v. 23. 12. 71 den 
Vollzug der Freiheitsstrafen betr. nebst Aus¬ 
führungsverordnung v. 27. 12. 71. 

d) Verordnung v. 26. 11. 83 den Vollzug der Frei¬ 
heitsstrafen betr. f 

e) Dienst- und Hausordnung für die Centralstraf¬ 
anstalten des Großherzogtums Baden, Ein¬ 
führungserlaß v. 15. 12. 90. Karlsruhe, Druck 
v. Friedr. Gutsch. 1891. 

f) Dienst- und Hausordnung für die Kreis- und 
Amtsgefängnisse d. Großherzogtums Baden, Ein¬ 
führungserlaß v. 29. 3. 13. Gedruckt im Landes¬ 
gefängnis Mannheim 1913. 

6. Hessen: 

a) Dienstordnung für das Landeszuchthaus Marien¬ 
schloß v. 17. 2. 02 

nebst Hausordnung und 24 weiteren besonderen 
Dienstanweisungen usw. sowie handschriftlichen 
Nachträgen. 

b) Dienstordnung für die Zellenstrafanstalt Butz¬ 
bach v. 16. 12. 01 

nebst Hausordnung und 20 weiteren besonderen 
Dienstanweisungen usw. sowie handschriftlichen 
Nachträgen. 

c) Dienstordnung für die Provinzial-Arresthäuser 
und Haftlokale v. 2. 5. 01 

nebst Hausordnung sowie handschriftlichen 
Nachträgen. 

d) Reglement für die großherzoglichen Gefängnisse 
v. 31. 12. 87. 
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e) Vorschriften für die Vollstreckung der Festungs¬ 
haft v. 1. 7. 01. 

f) Hausordnung f. d. jugendlichen Strafgefangenen 
des Provinzial-Arresthauses zu Darmstadt v. 

1 . 11 . 02 . 

7. Mecklenburg-Schwerin: 

a) Hausordnung für die Landesstrafanstalt Drei- M.-Schw.HO. 

bergen, 1899; Dreibergen 

b) Hausordnung für das Zentralgefängnis zu M.-Schw.HO. 

Bützow, 1903; Bützow 

c) Dienstordnung für das Zentralgefängnis zu M.-Schw.DO. 

Bützow 1905; Bützow 

sämtlich zu a—c Schwerin, Eduard Herberger 
Hofbuchdruckerei und Verlagshandlung 1899 

bzw. 1903 bzw. 1905. 

d) Neue Gefängnisordnung für die Amtsgerichte M.-Schw. 

im Großherzogtum Mecklenburg-Schwerin, 1898. Amtsg. 

Schwerin, Sandmeyersche Hofbuchdruckerei 1898. 

8. Sachsen-Weimar (vgl. auch 20a): Weim. 

Dienst- und Hausordnung für die Gerichtsge¬ 
fängnisse des Großherzogtums Sachsen v. 22. 11. 

98. Weimar, Druck der Hof-Buchdruckerei 1899. 

9. Mecklenburg-Strelitz: 

a) Verordnung betr. die Vollziehung der Freiheits¬ 
strafen v. 22. 12. 70. Officieller Anzeiger für 
Gesetzgebung und Staatsverwaltung 1871 Nr. 1, 

S. 4 ff. 

b) Instruktion zur Ausführung der §§ 24 bis 26 
des Strafgesetzbuches für das deutsche Reich, 
Einführungsverordnung v. 4. 7. 71. Officieller 
Anzeiger 1871 Nr. 36, S. 231 ff. 

c) Publicandum betr. die Strafvollstreckung an 
Bettlern, Vagabunden etc. im Landarbeitshause 
zu Strelitz v. 7. 2. 80. Officieller Anzeiger 1880 
Nr. 7, S. 62 f. 

nebst Abänderung vom 29. 5. 83. Officieller 
Anzeiger 1883 Nr. 18, S. 89 f. 

d) Hausordnung für das Zuchthaus zu Strelitz.; M.-Strel. 

Zucht. 

e) Hausordnung für die Gefängnis-Abteilung der M.-Strel.Straf. 
Strafanstalt Strelitz; 

f) Hausordnung für das landgerichtliche Gefäng- M.-Strel. land. 
nis; 

zu d—f ohne Datumangabe, Hofbuchdruckerei 
von H. Bohl, Neustrelitz. 

g) Neue Gefängnisordnung für die Amtsgerichte M.-Strel. 
im Großherzogtum Mecklenburg-Strelitz 1898, Amtsg. 
Einführungsreskript v. 6. 5. 99. Neustrelitz, 

Buchdruckerei von Otto Wagner 1898. 

10. Oldenburg: 

a) Hausordnung für das Zuchthaus in Vechta v. Old.HO.Zucht 
1. 8. 05; 

b) Hausordnung für das Männergefängnis in Vechta Old.HO.Männ. 

v. 1. 8. 05; Vechta 


/ 
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c) Hausordnung für das Weibergefängnis in Vechta 
v. 30. 10. 99; 

zu a—c Oldenburg Druck von Ad. Littmann, 
Hoflieferant, 1905 bzw. 1905 bzw. 1899. 

Die Hausordnungen zu a—c sind fast gleich¬ 
lautend; bei Übereinstimmung werden sämt¬ 
liche drei abgekürzt: 

zu a—c bestehen „Verhaltungsregeln“, d. i. ein 
für den Gefangenen bestimmter Auszug aus der 
jeweiligen Hausordnung ohne Datum und Er¬ 
scheinungsort. 

d) Regulativ über die Organisation der Straf¬ 
anstalten zu Vechta v. 21. 12. 99; gleichlautend: 
Vechtaer Strafanstaltsordnung v. 15. 2. 07; 
dazu: Dienstanweisung für die Aufseher der Straf¬ 
anstalten zu Vechta, ohne Datum und Er¬ 
scheinungsort. 

e) Hausordnung für die Gefängnis-Anstalt zu 
Oldenburg v. 12. 5/99; 

f) Oldenburger Gefängnisordnung v. 2. 11. 07; 

g) Regulativ und Hausordnung für die Amts- 
schließereien im Herzogtum Oldenburg v. 1.8.99; 
zu e—g Oldenburg, Ad. Littmanns Buch¬ 
druckerei 1899 bzw. 1907 bzw. 1899. 

h) Regulativ und Hausordnung für das Gefängnis 
zu Birkenfeld v. 24. 3. 03. Buchdruckerei von 
W. M. Hoestermann in Birkenfeld. 

11. Braunschweig: 

a) Gesetze, Verordnungen oder Bekanntmachung v. 
22. 12. 70,31. 12. 70,21. 10. 73, 20.8.74, 16.8. 75, 
27. 1. 80', 18. 7. 92, 15. 10. 01 abgedruckt in den 
jeweiligen Blättern der Gesetz- und Verordnungs¬ 
sammlung. 

b) Hausordnung für das Zellengefängnis in Wolfen- 

' büttel v. 25. 10. 73; 

c) Hausordnung für die Landesstrafanstalt und das 
Kreisgefängnis zu Wolfenbüttel v. 25. 10. 73; 
zu b—c Braunschweig, Druck von Joh. Heinr. 
Meyer. 

(Für die 'kleineren Gefängnisse sind vereinzelt 
noch Hausordnungen vorhanden, werden aber 
in der Praxis nicht mehr gehandhabt. Auch die 
Vorschriften zu a—c werden nicht mehr restlos 
angewandt, vielmehr bestehen eine Reihe von 
Einzelbestimmungen, die sich im wesentlichen 
an die Preuß. Gefängnisordnung f. d. Justiz¬ 
verwaltung anlehnen.) 

12. Sachsen-Meiningen (vgl. auch 20a): 

a) Reglement für die Gerichts-Gefängnisse des 
Herzogtums S. Meiningen v. 24.4.83. Meiningen, 
Druck der Keyssner’schen Hofbuchdruckerei. 

b) Ausschreiben v. 12. 9. 94 und 6. 12. 02. 
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13. Sachsen-Altenburg (vgl. auch 20a): 

Gefängnisordnung für die Justizgefängnisse des 
Herzogtums Sachsen-Altenburg v. 1. 7.08. Alten¬ 
burg, Pierersche Hofbuchdruckerei Stephan Gei- 
bel & Co. 

14. Sachsen-Coburg-Gotha (vgl. auch 20 a): 

a) Hausordnung für das Gerichtsgefängnis zu Coburg 
v. 1. 2. 01; 

b) Hausordnung für das Gerichtsgefängnis zu Gotha 
v. 26. 4. 99; 

beide gleichlautend, soweit hier in Frage kom¬ 
mend, Steindruck. 

c) Hausordnung für die Amtsgerichtsgefängnisse 
des Herzogtums Sachsen-Coburg und Gotha v. 
1. 8. 01. Gotha, Druck von Friedrich Andreas 
Perthes 1901. 

15. Anhalt: 

a) Hausordnung für die Herzogliche Strafanstalt 
in Coswig v. 1. 7. 98; 

b) Gefängnisordnung für die Gerichtsgefängnisse 
v. 20. 11. 99; 

beide Dessau, Hofbuchdruckerei von C. Dünn¬ 
haupt 1898 bzw. 1899. 

16. Schwarzburg-Rudolstadt: 

a) Verordnung v. 20. 9. 79 die Strafvollstreckung 
betr. 

b) Hausordnung für die Gerichtsgefängnisse des 
Fürstentums Schwarzburg Rudolstadt v. 7. 1.87; 
beide in Gesetzsammlung für das Fürstentum 
Schwarzburg-Rudolstadt, 24. Stück v. Jahre 1879 
S. 455 und 1. Stück v. Jahre 1887 S. 1 ff. 

c) Verhaltungsmaßregeln für die Gefangenen v. 
4. 11. 1912. Hofbuchdruckerei Rudolstadt. 
(Schwarzburg-Rudolstadt läßt auch im ehern. 
Kgr. Sachsen vollstrecken.) 

17. Schwarzburg-Sondershäusen (vgl.auch 
20 a): 

a) Regulativ über die Disciplin in den Gefängnissen 
v. 24. 2. 74, handschriftlich. 

b) Dienst- Instruktion für den Gefangenwärter bei 
dem Fürstlichen Amtsgerichte zu Sondershausen 
v. 17. 7. 80 nebst Nachtrag v. 16. 5. 81, hand¬ 
schriftlich. 

(Hiermit stimmen die Hausordnungen der übrigen 
Amtsgerichte im wesentlichen überein.) 

c) Bestimmungen über die Verwendungen des Über¬ 
verdienstes, ohne Datum, handschriftlich. 

18. Waldeck: 

Die Gefängnisverwaltung ist an Preußen ab¬ 
getreten. 

19. Reuß älterer Linie: (vgl. auch 20a): 
a) Regierungs-Verordnung v. 30. 5. 78 die Vollstrek- 

kung der Freiheitsstrafen betr. 
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b) Gefängnis- und Hausordnung für die Gerichts¬ 
gefängnisse in Greiz, Zeulenroda und Burgk v. 
7. 7. 04; 

beide in Gesetzsammlung für das Fürstentum 
Reuß älterer Linie Nr. 2/1878 S. 9 ff., bzw. Nr. 
7/1904 S. 67 ff. 

20. Reuß jüngerer Linie (vgl. auch 20a): 

Gefängnisordnung für die Gerichtsgefängnisse 
des Fürstentums Reuß j. L. v. 6. 2. 97. Amts¬ 
und Verordnungsblatt für das Fürstentum Reuß 
j. L. Beilage zu Nr. 9 vom Jahre 1897. 

20a. Thüringer Gemeinschaft (zu 8, 12, 
13, 14, 17, 19, 20): 

a) Staatsvertrag v. 28. 10. 76, abgedruckt z. B. 
in Gesetzsammlung für das Fürstentum Reuß 
ä. L. 1877 S. 31 ff. 

b) Hausordnung und Dienstvorschriften für die 
Zuchthäuser in Gräfentonna, Untermaßfeld und 
Hassenberg, 1900; 

c) Hausordnung und Dienstvorschriften für die 
Gefängnisanstalten zu Ichtershausen, 1900; 

zu b und c Druck der Engelhardt-Reyher’schen 
Hofbuchdruckerei in Gotha 1900. 

21. S c h a u m b u r g - L i p p e : 

Gefängnisordnung v. L 10. 00, handschriftlich. 

22. Lippe: 

a) Ordnung für die Gefängnisse im Landgerichts¬ 
gebäude zu Detmold. 

b) Verwaltungsordnung für die Gefangen-Anstalt 
zu Detmold v. 4. 7. 71, Detmold, Meyer’sche 
Hofbuchdruckerei 1871, 

nebst handschriftlichen Bestimmungen über die 
Verwendung des Überverdienstes v. 5. 8. 96 
mit Nachträgen v. 14. 4. 03 und 30. 9. 03. 

23. Lübeck: 

a) Regulativ für die Verwaltung des Werkhauses 
und Zuchthauses zu St. Annen v. 20.7.63. Samm¬ 
lung der Lübeckischen Verordnungen und Be¬ 
kanntmachungen, Jahrg. 1863 Nr. 25 S. 134ff. 

b) Ordnung für das Marstallgefängnis v. 18. 3. 89, 
Lübeck, Druckerei H. G. Rathgens 1889; 
beide tatsächlich nicht mehr in Anwendung, 
vielmehr wird nach der Preußischen Dienst¬ 
ordnung (M. d. I.) verfahren. 

24. Bremen: 

a) Hausordnung für die Strafanstalt zu Oslebs¬ 
hausen v. 11. 7. 05 nebst „Allgemeine Instruk¬ 
tion für die Beamten und Angestellten“ und 
„Besondere Bestimmungen für die Abteilung 
der Jugendlichen“, sowie „Nachtrag zur In¬ 
struktion für die Aufseher bei der Strafanstalt 
zu Oslebeshausen“, sämtlich handschriftlich. 
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b) Vorschriften für die Gefangenen im Gefangen¬ 
hause zu Bremerhaven, ohne Datum. Druck 
der Nordwestdeutschen Zeitung in Bremer¬ 
haven. 

c) Reglement für die Gefangenen im Polizei¬ 
gefängnisse zu Bremerhaven, ohne Datum. 

d) Reglement für die Gefangenen im Gefangen¬ 
hause zu Vegesack, ohne Datum, handschrift¬ 
lich. 

25. H a m b u r g: ' 

a) Hausordnung für Strafgefangene v. 27. 9. 98; 

b) Hausordnung für Untersuchungsgefangene v. 
21. 2. 99; 

zu a und b gedruckt Hamburg 1907. 

c) Handbuch für Aufsichtsbeamte v. 10. 5. 00; 

d) Instruktion für die Aufseher v. 1. 8. 79; 

e) Bekanntmachung v. 18. 6. 96 (Beschluß der 
Gefängnisdeputation v. 21. 1. 96, von Senats¬ 
wegen bestätigt am 28. 2. 96); 

f) Unfallverhütungsvorschriften v. 26. 1. 03. 

g) Hausordnung für das Gefängnis in Bergedorf 
v. 9. 3. 87, handschriftlich. 

h) Gefängnisordnung für das Gerjphtsgefängnis 
in Cuxhaven v. 1. 5. 07; 

gedruckt zu a—f und h anscheinend im Gefängnis 
zu Fuhlsbüttel. 

26. Elsaß-Lothringen: 

a) Gefängnisordnung für die Strafanstalten und 
Bezirksgefängnisse in Elsaß-Lothringen v. 

9. 3. 87, mit Nachträgen v. 6. 1. 96 und 22. 2. 98, 
Straßburg, Buchdruckerei R. Schultz & Co. 1887. 

b) Ordnung für das Jugendgefängnis. 

c) Dienstanweisung für die Amtsrichter als Vor¬ 
steher der Amtsgefängnisse v. 5. 3. 83; 

d) Dienstordnung für die Amtsgefängnis-Aufseher 
v. 5. 3. 83; 

beide Straßburg, Buchdruckerei R. Schultz 
& Co. 

e) MinisterialVerfügung v. 26. 2. 83, Sammlung VIII 
S. 74. 

27. Deutschösterreich: 

a) Das Strafgesetz v. 27. 5. 52. 

b) Die Strafprozeßordnung v. 23. 5. 73. 

c) Hausordnung für die k. k. Männer-Strafanstalt 
zu Marburg v. 26. 12. 88 mit Nachträgen; 

d) Hausordnung für die Jugend-Abteilung der k. k. 
Strafanstalt Marburg v. 26. 12. 88 mit Nach¬ 
trägen ; 
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e) Dienstvorschrift für das Beamten- und Ge- 
fangenaufsichts-Personale in der k. k. Strafan¬ 
stalt zu Marburg; 

zu c—e in einem Hefte, Graz 1897, Verlag der 
k. k. Oberstatsanwaltschaft, Buchdruckerei 
Gutenberg, Graz. 

(Die Hausordnungen und Dienstvorschriften 
der übrigen Strafanstalten für männliche Ge¬ 
fangene stimmen mit den zu c—e angeführten 
im wesentlichen überein.) 

f) Hausordnung für die Gefangenhäuser der Ge¬ 
richtshöfe, ohne Datum, Stein a. d. Donau, 
Administrative Druckerei 1906. 

g) Hausordnung für die Gefängnisse der Bezirks¬ 
gerichte, ohne Datum, Stein a. d. Donau, 
Administrative Druckerei 1906. 

B. Militärgefangene. N 

Deutsches Reich: 

a) Militärstrafgesetzbuch für das Deutsche Reich 
V.- 20. 6. 72. 

b) Militärstrafgerichtsordnung für das Deutsche 
Reich v. 1. 12. 98. 

c) Marine-Strafvollstreckungs-Ordnung v." 21. 11. 
08, D. V. E. Nr. 415, Berlin Mittler «5 Sohn, 
Königliche Hofbuchhandlung 1908. 

Preußen: 

Militär-Straf Vollstreckungs-Vorschrift, 

Erster Teil: Strafvollstreckungsordnung v. 
19. 3. 08. 

Zweiter Teil: Verwaltungsordnung für die Fest¬ 
ungsgefängnisse v. 4?yl2. 10. 

D. V. E. Nr. 120 und 120 a, Berlin, Mittler & 
Sohn, Königliche Hofbuchhandlung 1908 bzw. 
1910, dazu Deckblätter. 

Bayern: 

Zahlreiche Einzelvorschriften, insbesondere 
Druckvorschrift Nr. 26 und 27. 

Sachsen: 

Verordnung des Kriegsministeriums Nr. 1598 
III A. v. 30.12. 08 und Nr. 465 III A. v. 11.4. 11, 
wodurch die Preuß. Mil St V. auch in Sachsen 
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c) Militärstrafprozeßordnung für die Landwehr 
v. 5. 7. 12 (mit b fast gleichlautend). 

d) Provisorische Vorschrift für die Militärgefangen¬ 
häuser. Wien 1914, Druck der k. k-. Hof- und 
Staatsdruckerei (D—6 zu Abt. 4, Nr. 3121 vom- 
Jahre 1914, Normalverordnungsblatt für das 

k. u. k. Heer, 40. Stück). 

C. Entwürfe. 

a) Vorentwurf zu einem deutschen Strafgesetz¬ 
buch nebst Begründung, Berlin, J. Guttentag, 
Verlagsbuchhandlung 1909. 

b) Gegenentwurf zum Vorentwurf eines deutschen 
Strafgesetzbuchs von Kahl, v. Lilienthal, v. 
Liszt, Goldschmidt, nebst Begründung, Berlin, 
J. Guttentag, Verlagsbuchhandlung, 1911. 

c) Regierungsentwurf eines österreichischen Straf¬ 
gesetzbuches und einer Abänderung der Straf¬ 
prozeßordnung 1912, (Sammlung Außerdeutscher 
Strafgesetzbücher Nr. 39) Berlin, J. Guttentag, 
Verlagsbuchhandlung 1913. 

d) Vorschläge zu einem Reichsgesetze über den 
Vollzug der Freiheitsstrafen und sichernder Maß¬ 
nahmen, aufgestellt durch den Verein der 
deutschen Strafanstaltsbeamten, Gesetzesvor¬ 
schläge, Einleitung und Begründung 1913, Son¬ 
derheft A und B zu Band 47 der Blätter für 
Gefängniskunde, Heidelberg, Carl Winters Uni¬ 
versitätsbuchhandlung 1913. 

e) Entwürfe zu einem deutschen Strafgesetzbuch, 
veröffentlicht auf Anordnung des Reichs- 
Justizministeriums 

l. Teil: Entwurf der Strafrechtskommission 
(1913), 

II. Teil: Entwurf von 1919, 

III. Teil: Denkschrift zu dem Entwurf von 1919, 
Berlin, Vereinigung wissenschaftl. Verleger usw. 
1921. 
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Begriff des progressiven Strafvollzuges 
und allgemeine Vorbemerkungen. 

Von Gerichtsassessor Gabler, Dresden. 

I. 

Strafen heißt: Dem Jüngling 
wohltun, daß der Mann uns danke. 

* (Goethe, Tasso, 11/5). 

Unter progressiven Strafvollzug versteht man einen 
Strafvollzug, bei dem der Strafzwang mit Strenge einsetzend 
allmählich zu größerer Milde der Haft fortschreitet und so 
zum Zustande der vollen Freiheit überleitet. Der Progression 
teilhaftig wird nur der Gefangene, der sich ihrer würdig zeigt, 
d. h. der durch gute Führung, fleißige Arbeit und innere Läu¬ 
terung das Bestreben,* sich zu bessern, erkennen läßt. 

Auf diesem Wege soll der Rechtsbrecher der Freiheit, vor 
allem aber auch der menschlichen Gesellschaft, als ein wieder 
brauchbares Mitglied zurückgegeben werden. Er soll aus einem 
Feinde der Allgemeinheit zu einem Mitarbeiter an ihrem Wohle 
werden. 

Deshalb muß der progressive Strafvollzug zwei Ziele im 
Auge haben: 

1. er muß den Rechtsbrecher bessern, 

2. er muß ihn in seinem Berufe tüchtig erhalten. 

Das Besserungsprinzip des Strafvollzugs ist stark ange¬ 
feindet worden. Vor allem wurde eingewendet: Die Strafe 
soll ein Übel sein, ist ihr Zweck aber Besserung, so wird sie 
zur Wohltat und somit ihres Wesensinhalts beraubt. 

Der Einwand ist an sich nicht ohne Berechtigung, aber ist 
es nicht eine Kraftvergeudung, wollte sich der Staat die Gele¬ 
genheit, da er den Verbrecher in seiner Hand hat, entgehen 
lassen, sich auch in Zukunft vor dessen Übeltaten zu schützen? 
Solchen Selbstschutz kann der Staat aber nur dadurch erlan¬ 
gen, daß er während der Strafzeit versucht, den Rechtsbrecher 
zu bessern. 

Dieses Ziel kann auch erreicht werden, ohne daß die Strafe 
dabei ihren Charakter als Übel verliert. 

Zweifellos muß der Täter für sein Verbrechen büßen zur 
Vergeltung für das, was er dem Gemeinwesen angetan hat und 
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zur Abschreckung anderer, aber die Zeit der Strafverbüßung 
kann dazu benützt werden, ihm Verständnis für Recht und 
Unrecht zu lehren und die Fähigkeit zur richtigen Entschei¬ 
dung zwischen ihnen zu festigen. 

Die Frage der Progression ist so naheliegend, daß sie von 
der Zeit an, als überhaupt der Strafvollzug kritisch beleuchtet 
wurde, datiert. Sie geht, wie fast alles auf diesem Gebiete, 
von England-Irland aus und hat bereits in vielen Staaten Fuß 
gefaßt, so in Frankreich, Italien, Österreich-Ungarn, Nieder¬ 
landen, Norwegen, Dänemark, Schweden, Finnland, Spanien 
und den Vereinigten Staaten von Amerika. 

Am besten ist das Progressivsystem in Italien durchgeführt; 
hier beginnt der Strafvollzug mit einer mindestens sechs¬ 
monatigen Einzelhaft, an die sich planmäßig unter dem 
Gesichtspunkt, daß die Führung des Gefangenen sein Vor¬ 
rücken in einen anderen Abschnitt bestimmt, eine in drei 
Stufen zergliederte Gemeinschaftshaft anschließt. Mindestens 
dreijährige Strafzeit Verbüßende genießen zwischen Gemein¬ 
schaftshaft und vorläufiger Entlassung noch ein Zwischen¬ 
stadium in einer Ackerbaukolonie oder industriellen Zwischen¬ 
anstalt mit besonderen Vergünstigungen. 

In Deutschland, wo der Strafvollzug überhaupt nicht 
reichsgesetzlich geregelt ist — die wenigen Paragraphen des 
Strafgesetzbuches kann man kaum eine Regelung nennen — 
wird durch die Praxis insofern eine gewisse Progression er¬ 
möglicht, als in den Strafanstalten Einzelhaft neben Gemein¬ 
schaftshaft besteht, und Neueinlieferungen gewöhnlich zu¬ 
nächst in die Zelle gelegt, später der Gemeinschaft und in der 
letzten Zeit der Strafverbüßung gegebenenfalls einer Außen¬ 
arbeiterabteilung zugeführt werden. 

In Sachsen läßt die Hausordnung von 1899 die Anwendung 
eines progressiven Strafvollzugs durch Aufstellung von Diszi- 
plinarklassen, die der Sträfling während seiner Strafzeit durch¬ 
wandert, und die ihm, je höher er aufrückt, um so mehr Ver¬ 
günstigungen zubilligen, zu. 

Aus dem oben angeführten ergibt sich, daß sich die Pro¬ 
gression im Strafvollzüge auf zwei Bahnen bewegt: 

Einesteils in der Haftform, indem sie von der Einzel¬ 
haft zur Gemeinschaftshaft fortschreitet, anderenteils auf dem 
Wege der Klassifizierung durch Gewährung von Vergün¬ 
stigungen, denen im Laufe einer tadelfreien Verbüßung immer 
größerer Spielraum gewährt wird. 

Als letzte Strafe des ersten Weges gilt die vorläufige 
Entlassung. 




Gleich an dieser Stelle möchte ich erwähnen, daß ich mich 
der viel verbreiteten Ansicht, die vorläufige Entlassung nach 
§ 23 des Strafgesetzbuches mit unter die Fälle der Progression 
im Strafvollzüge zu rechnen, nicht anschließen kann. 

Es spricht folgendes dagegen: 

Die Schwebezeit bei der vorläufigen Entlassung bildet gar 
keinen Abschnitt des Strafvollzuges, denn der Verurteilte ver¬ 
büßt während der Bewährungsfrist, um diese Zeit einmal so 
zu nennen, keine Strafe. Das Hauptmerkmal der Strafe, die 
Freiheitsentziehung, fehlt völlig. 

Es kann hier dahingestellt bleiben, ob die vorläufige Ent¬ 
lassung überhaupt ein echter Fall des Straferlasses ist oder 
nicht: Der vorläufig Entlassene scheidet aus dem Strafhause 
aus, und der Zusammenhang zwischen ihm und der Straf¬ 
anstalt ist in praxi so lose, daß man nicht einmal mehr von 
einer Abhängigkeit von der Anstaltsleitung reden kann. So 
bleibt in Sachsen z. B. nur noch die Genehmigung zur Aufent¬ 
haltsveränderung durch die Anstaltsdirektion als einziger Rest 
der Gewalt über den Verurteilten übrig. 

Dann wird aber auch nicht jeder Gefangene, selbst wenn 
er sich im Strafhause tadellos führt, der vorläufigen Entlassung 
teilhaftig. §23 StGB, selbst fordert, daß er mindestens ein 
Jahr seiner Strafe verbüßt haben muß. Für alle also, die eine 
kürzere Strafe haben, kommt die vorläufige Entlassung über¬ 
haupt nicht in Frage. 

Schließlich wird in Sachsen noch verlangt, daß der Ge¬ 
fangene einen Nachweis darüber erbringt, daß er beim Ver¬ 
lassen der Strafanstalt ,,eine dauernde und lohnende Arbeit“ 
vorfindet. So berechtigt diese Forderung an und für sich dafür 
ist, daß der Entlassene nicht so bald wieder in Versuchung 
gerät, stellt sie doch die Entlassung sofort in Frage, wenn dieser 
Nachweis nicht zu erbringen ist. Das ist sehr oft der Fall, 
denn meistens wird dem Arbeitgeber daran liegen, die Persön¬ 
lichkeit dessen, den er aus dem Strafhause bei sich einstellt, 
durch eigenen Augenschein kennen zu lernen. 

Der Gefangene wird also beim Fehlen dieses Arbeitsnach¬ 
weises nicht entlassen, und zwar aus einem Grunde, der ganz 
außerhalb seiner Führung im Strafhause, seiner Persönlichkeit 
selbst und der erwiesenen Besserungsfähigkeit steht. 

Bis diese beiden Bedingungen, das eine Jahr Strafzeit und 
der Arbeitsnachweis, nicht fallen, bis der Zusammenhang mit 
der Strafanstalt nicht inniger wird, kann meines Erachtens 
die vorläufige Entlassung nicht als letzte Stufe eines progres- 
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siven Strafvollzugs angesehen werden. Wohl aber könnte sie 
gesetzlich anders geregelt werden. 

Die Forderung des einen Jahres und des Arbeitsnachweises ' 
kann ohne Schaden wegfallen. Der Zusammenhang mit der 
Strafanstalt kann dadurch inniger gestaltet werden, daß dem 
vorläufig Entlassenen aufgegeben wird, vielleicht allmonatlich 
einen Bericht über seine Arbeit und die Verhältnisse, in denen 
er leb't, an die Anstaltsleitung abzugeben. Diese Berichte 
könnten dann durch das Pfarramt oder die Polizeibehörde 
seines Aufenthaltsortes vorsichtig nachgeprüft und unwahre 
Angaben durch Wiedereinziehung in die Anstalt bestraft 
werden. 

Freilich der Mangel, daß die Freiheitsentziehung fortfällt, 
wird immer noch nicht dadurch behoben. 

Infolgedessen soll auch die vorläufige Entlassung in dieser 
Abhandlung ausscheiden. 

Vorliegender Aufsatz will darlegen, inwieweit die Praxis in 
Deutschland im einzelnen die Progression im Strafvollzüge an 
Erwachsenen und an Jugendlichen berücksichtigt. 

Die Fachmänner haben sich auch im Vorentwurfe zum 
Strafvollzugsgesetze nicht zu einer systematischen Durch¬ 
führung der Progression entschließen können. Vgl. die An¬ 
merkung zu §32 des Vereinsentwurfes, die lautet: ,,Ein Straf¬ 
vollzug mit allgemein festgelegten Stufen (Progressivsystem) 
wird zur Verhütung reglementarischer Erstarrung und einer 
Gefährdung des Individualisfcrungsprinzips nicht empfohlen.“ 

Anregungen, durch welche der progressive Strafvollzug noch 
weiter ausgebaut werden könnte, sollen mit Rücksicht auf die 
zur Zeit bestehende Finanzlage des Staates nur insoweit 
geboten werden, als sie mit geringen Mitteln durchführbar sind. 

II. 

Der Strafvollzug an Erwachsenen. 

Nach englischem Vorbilde wird die Progression zunächst 
durch die bewußte Aufeinanderfolge von Einzelhaft 
und Gemeinschaftshaft durchgeführt. 

Es ginge über den Rahmen dieser Abhandlung hinaus, hier 
über die Würdigung der Haftformen zu sprechen, m. a. W. 
hier darzulegen, ob der Einzelhaft oder der Gemeinschaftshaft 
im allgemeinen der Vorzug zu geben ist. Soviel steht wohl 
unbestritten fest: soll das Progressivsystem angewendet wer¬ 
den, um den Rechtsbrecher zu erziehen, kann als erste Haft¬ 
form nur die Einzelhaft gewählt werden, denn erzogen wird 
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der Gefangene am besten in der Zelle. Damit soll nicht gesagt 
sein, daß es zur Besserung des Menschen beitrage, wenn man 
ihn von allem Verkehr abschneidet, sondern, daß erziehliche 
Maßnahmen am ehesten bei den Isolierten wirken, weil ihre 
Befolgung dort am besten überwacht werden kann. 

Worte und Ermahnungen sind nur d*ann von Wert, wenn 
man auch auf ihre Durchführung dringen und sie nachprüfen 
kann. 

Die erziehlichen Maßnahmen müssen in der Strafanstalt 
sofort nach der Einlieferung einsetzen, denn es muß der erste 
Eindruck, den das Strafhaus auf den Verurteilten macht, aus¬ 
genützt werden. 

Nachdem die Aufregungen der Verhandlung vorbei sind, 
nachdem insbesondere die Entspannung nach oft monatelangem 
Warten auf das Urteil eingetreten ist, kommt Ruhe in die Seele 
des Verurteilten, die den Boden-zur Aufnahme von Ermah¬ 
nungen fähig macht. 

Die Einzelzelle gibt nun dem Gefangenen Gelegenheit, sich 
zu sammeln. Jetzt ist er am ehesten geneigt, über sein Vor¬ 
leben nachzudenken, während gegen Ende der Strafzeit der 
Gedanke an die Freiheit und die Sorgen an die meist so un¬ 
sichere Zukunft ihn zu sehr mit Beschlag belegen, als daß er 
dann noch moralischen Überlegungen Raum gäbe. 

Die Einzelhaft ist auch als intensivste Form des Straf¬ 
zwanges am meisten gefürchtet. Deshalb eignet sie sich für 
den Beginn eines progressiven Strafvollzuges noch besonders. 
Einsetzen muß die Strafe mit aller Strenge, denn wir werden 
"später sehen, daß die Vergünstigungen, die im Laufe der Straf¬ 
zeit gewährt werden können, nicht allzu zahlreich sind. Sollen 
sie wirken, so müssen sie im schroffen Gegensätze zu dem 
Beginne des Strafvollzugs stehen. 

Wenn auch nicht verkannt wird, daß von einer Zahl Ge¬ 
fangenen die Einzelhaft der Gemeinschaftshaft vorgezogen wird, 
weil ihnen das Zusammensein mit anderen, die vielleicht 
moralisch tief unter ihnen stehen, zur Last wird, so zeigt doch 
die Praxis, daß solche Gefangene die Ausnahme bilden. 

Im allgemeinen werden die Sträflinge alle von dem Triebe 
zum Gemeinschaftsleben geleitet. Die strenge Absonderung 
von der. Außenwelt, die Eintönigkeit der Umgebung und die 
Kontrolle, die in der Zelle naturgemäß größer ist als in der 
Gemeinschaft, wird von den meisten bitter empfunden. 

Eine im Beginne der Strafzeit über den Gefangenen ver¬ 
hängte Einzelhaft schadet ihm nichts, wie von mancher Seite 
behauptet worden ist. Daß er geistig nicht unter der Einsam- 
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keit leidet, dafür sorgen der Arzt und die durch die Haus¬ 
ordnungen angeordneten Zellenbesuche. Anzeichen von Melan¬ 
cholie und abnorm seelischer Depression werden genau beob¬ 
achtet und führen, wenn es die Disziplin einigermaßen ge¬ 
stattet, zur baldigen Entisolierung. 

Der Meinung Kriegsmanns in seiner Einführung in die 
Gefängniskunde: die Zelle untergrabe die Willenskraft des 
Gefangenen, kann ich mich nicht anschließen. Gerade dadurch, 
daß der Zellengefangene einer viel stärkeren Kontrolle in seiner 
Arbeit und Ordnungsliebe unterstellt ist, als der der Gemein¬ 
schaftshaft, wird er unter dem dauernden Druck erhalten, 
seine Willenlosigkeit und Schlappheit zu bekämpfen. Es ist 
doch nicht so, daß der Gefangene in einer Zelle eingeschlossen 
bleibt und sich kein Mensch um Ihn kümmert, dann hätte ja 
die Zelle überhaupt keine erzieherische Wirkung. 

Zeigt der Gefangene, daß er fleißig ist und sich ordentlich 
führt, wird ihm durch Versetzung zur Gemeinschaftshaft eine 
große Freude und Belohnung zuteil. 

Es ist grundsätzlich daran festzuhalten, daß der Gefangene 
wenigstens versuchsweise der Gemeinschaftshaft gegen Ende 
seiner Strafzeit zugeteilt wird. Wenn er sich draußen unter 
seinen Mitmenschen bewegen und bewähren soll, ist es nötig, 
daß er zunächst im Gefängnisse wieder mit anderen in Berüh¬ 
rung kommt. Allzulange Einzelhaft macht stets menschen¬ 
scheu und verschlossen und bietet für die Zukunft des Gefan¬ 
genen in der Freiheit schwere Bedenken. Der Mensch muß 
draußen gesellig leben; wenn wir ihn also in seinem Berufe 
tüchtig erhalten wollen, dürfen wir ihn im Strafhause nicht 
ständig von allem Verkehre absperren. 

Trotz des Schweigegebotes, trotz der höchsten Mauern und 
der strengsten Disziplin schlagen doch die Wellen des Lebens 
auch in das Gefängnis. Der Sträfling erfährt wieder, wie es 
in der Welt zugeht, die Ereignisse des täglichen Lebens werden 
ihm in der Gemeinschaftshaft bekannt, und er nimmt all¬ 
mählich wieder Fühlung mit der Außenwelt. 

Freilich nicht alle Gefangenen eignen sich für die Gemein¬ 
schaftshaft. Widerspenstige, Aufwiegler, homosexuell Ver¬ 
anlagte u. ä. müssen ihr unbedingt ferngehalten werden. Auch 
im Strafhause gilt der Satz, daß der einzelne dem Wohle der 
Allgemeinheit zum Opfer fallen muß. Hier ist keine Rücksicht¬ 
nahme oder Weichheit am Platze. Viel besser ist es, einer geht 
zugrunde, als daß viele Schaden nehmen. Bei solchen Elemen¬ 
ten muß dann versucht werden, ihnen die Einzelhaft durch 
öftere Zellenbesuche oder anregende Arbeit erträglich zu 
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machen. Dem steht auch der Gedanke der Progression nicht 
im Wege, denn ihrer sollen ja nur die guten oder sich bessern¬ 
den Elemente teilhaftig werden. 

Beginnt man die Strafzeit nicht mit Einzelhaft, so tut man 
dem Gefangenen sicherlich nichts Gutes an, man beraubt ihn 
nicht nur der Freude an einer späteren Entisolierung, sondern 
man nimmt ihm noch die Möglichkeit, über sich selbst nach¬ 
zudenken, denn die Gemeinschaft mit anderen bringt nament¬ 
lich dem neu Eingelieferten soviel äußerliche Eindrücke und 
Abwechslung, daß er nicht zü sich selbst kommt. 

Daß auch hier nach der Persönlichkeit des Gefangenen Aus¬ 
nahmen gemacht werden müssen, ist selbstverständlich, aber 
die sofortige Aufnahme in die Gemeinschaftshaft soll doch 
grundsätzlich Ausnahme sein. • 

Neben dem Aufsteigen von der Zelle zur Gemeinschafts¬ 
haft spielt im progressiven Strafvollzüge noch das Klassen- 
system'eine Hauptrolle. 

Die sächsische Hausordnung sieht drei Disziplinarklassen 
vor, „in welche die Gefangenen nach Maßgabe ihres sittlichen 
Zustandes und ihres Verhaltens in der Anstalt eingereiht 
werden“. 

Hier wird die Progression systematisch durchgeführt, je 
besser sich der Gefangene führt, je mehr an ihm der läuternde 
Einfluß der Strafe bemerkbar wird, desto größer ist die Aus¬ 
sicht, in eine höhere Klasse versetzt zu werden und infolge¬ 
dessen mehr Vergünstigungen und Erleichterungen der Strafe 
zu erreichen. 

Grundsätzlich wird der Gefangene bei seiner Einlieferung 
der mittleren, zweiten, Klasse zugeteilt, nur wenn er Zucht¬ 
haus, Gefängnis oder qualifizierte Haft verbüßt hat, oder 
wenn er bei der Aufnahme den Eindruck eines absichtlich 
Rückfälligen, Böswilligen oder Leichtfertigen macht, kommt er 
in die unterste Klasse. 

Die Hausordnung in Sachsen, auf deren § 14 verwiesen 
wird, stellt den Unterschied der Gefangenen in den drei Klassen 
fest durch ihre verschiedenartige Behandlung bei 
Freiheitsbeschränkung, 

Gewährung statthafter Vergünstigungen und 
Belohnungen, 

Arbeitsbelohnung, 

Verstattung von Verwendung aus dem Spargelde und 
Anwendung von Disziplinarstrafen. 
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Diese Aufzählung sieht reichhaltiger aus als sie in Wirklich¬ 
keit ist. 

Es ist ganz unmöglich, sich z. B. bei der Gewährung von 
Vergünstigungen oder bei Anwendung von Disziplinarstrafen 
streng an die Klasseneinteilung zu halten; und das ist dem 
Klassensystem auch nicht zu Unrecht vorgeworfen worden. 
Hier muß individualisiert werden. Es ist wohl möglich, daß 
ein Gefangener noch nicht in eine höhere Disziplinarklasse auf¬ 
rücken konnte, und trotzdem die Gewährung einer Vergünsti¬ 
gung für seine Anlagen unbedingt nötig ist, es ist andererseits 
auch nicht selten, daß ein Aufgerückter sich eines derartigen 
Verstoßes gegen die Disziplin schuldig macht, daß Milde in 
keiner Form am Platze ist. 

Gewiß kommt man im Strafhause, wie überall, wo eine 
größere Anzahl von Menschen unter einer Leitung stehen, 
ohne einen gewissen Schematismus nicht durch. Die Klassi¬ 
fikation selbst ist eine große Hilfe dabei, denn wenn man jeden 
gerecht behandeln will, muß man bestimmte Regeln und Grund¬ 
sätze aufstellen, nach denen man sich richtet. Gerecht und 
unparteiisch, das muß der erste Grundsatz beim Strafvollzüge 
der das Problem einer Massenbehandlung zu lösen hat, sein. 
Dabei wird natürlich eine unterschiedslose Gleichmacherei nicht 
empfohlen, aber man kommt auch ohne eine gewisse Schabioni¬ 
sierung nicht aus. Die gleiche Hausordnung, derselbe Arbeits¬ 
zwang, dieselben Freiheitsbeschränkungen, Disziplinarstrafen 
und Vergünstigungen gewährleisten auch eine gleichmäßige 
Behandlung. 

Dem steht aber eine Individualisierung des einzelnen nicht 
im Wege. Schon der Gedanke, daß die Begleiterscheinungen 
der Strafe auf jeden Gefangenen anders wirken, zwingt dazu. 
Im Strafhause beginnt ja erst die Bestrafung des Täters, nach¬ 
dem das Gericht die Strafe für die Tat ausgeworfen hat. Hier¬ 
bei das richtige Maß zu treffen, ist die große Kunst des Anstalts¬ 
beamten. Fern von aller weichlichen Nachgiebigkeit muß das 
Herz mitsprechen; man muß mit dem Gefangenen leben und 
fühlen, um ihm nicht die Strafe härter zu machen als sie ohne¬ 
hin ist. Da wird die Klassifikation nur eine Durchgangsstufe 
zur Individualisierung, kann sie aber nie ersetzen. 

Ich möchte nach dem oben Ausgeführten auch die Einzel¬ 
aufzählung der Vergünstigungen der sächsischen Hausordnung 
unterlassen und beschränke mich nur auf die Vorteile, die rein 
automatisch aus der Versetzung in eine höhere Disziplinar¬ 
klasse gewährt werden müssen. 
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Zunächst steigt die Arbeitsbelohnung in jeder neuen 
Disziplinarklasse um ein Drittel. 

Das ist für den Gefangenen ein großer Anreiz und Ansporn 
zu fleißiger Arbeit. Jedoch ist auch dieser Gewinn in praxi 
idealer, als es auf den ersten Blick erscheint. Verdient der 
Gefangene durch fleißige Arbeit viel Geld, so wird ihm dies 
bei seiner Entlassung zur Verfügung gestellt, ist er faul und 
verdient nichts, kann er auch nicht ohne alle Mittel entlassen 
werden und erhält nun, man möchte fast sagen, als Prämie 
für seine Faulheit ein Geldgeschenk, welches bei nicht zu 
langer Strafzeit in vielen Fällen der Arbeitsbelohnung des 
Fleißigen gleichkommt. Dieser nicht zu vermeidende aber 
recht traurige Übelstand wird natürlich von den in Straf¬ 
häusern bekannten Gefangenen weidlich ausgenützt. 

Ein weiterer Vorteil ist die Möglichkeit des öfteren Brief¬ 
schreibens. 

Der Briefverkehr ist ja ein wertvolles Hilfsmittel zum 
näheren Kennenlernen des Gefangenen. Heuchlerische Briefe, 
die für die Zensur geschrieben sind, werden leicht erkannt, 
aber sonst lassen doch die Briefe einen tieferen Einblick in das 
Leben des Gefangenen gewähren als die persönliche Aus¬ 
sprache. 

Die häuslichen Verhältnisse, die Sorge um die Angehörigen, 
die Auslassungen über die Wirkung der Strafe, alles dies fördert 
der Briefverkehr zutage. 

Wie gut kann man helfend und erzieherisch einwirken, wenn 
man auf Grund der Briefe sich mit dem Gefangenen unterhält; 
deshalb kann auch m. E. die Brieferlaubnis nicht weitgehend 
genug sein. 

Dabei wird der Gefangene durch Aufrücken in höhere 
Klassen der' Allgemeinheit wieder zugänglicher und für das 
Leben in der Freiheit tauglicher gemacht, indem ihm eben 
immer mehr Schreibgelegenheit geboten wird. Nicht nur, daß 
das Band mit den Angehörigen den Sträfling oft auf das 
günstigste beeinflußt, auch die Möglichkeit, alte Geschäfts¬ 
beziehungen wieder aufzufrischen oder nach der Entlassung 
wieder eine Arbeitsstelle zu erhalten, sind für den Gefangenen 
von der größten Bedeutung. 

Dies sind die beiden hauptsächlichsten Vorteile, die das 
Klassensystem jedem Gefangenen allein durch die Aufrückung 
in eine höhere Klasse gewährt. 

Es soll im folgenden versucht werden, eine weitere An¬ 
regung zu geben, inwieweit noch der Strafvollzug progressiv 
gestaltet werden kann. 
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Die Verteilung der Gefangenen zu den verschiedenen 
Arbeiten kann auch nach den Gesichtspunkten der Pro¬ 
gression vorgenommen werden. 

Wenn ein Gefangener nach seiner Zuführung zu einer Arbeit 
angesetzt werden soll, läßt man sich in der Hauptsache davon 
leiten, welchen Beruf er in der Freiheit gehabt hat. 

So ergibt sich z. B. meist das eigenartige Bild, daß Urkunden¬ 
fälscher, ungetreue Kassierer u. ä. in der Strafanstalt Schreiber¬ 
posten bekommen. Leider sind dann die Fälle nicht selten 
gewesen, daß solche Schreiber ihre verbrecherische Tätigkeit 
in der Strafanstalt fortsetzten, wenn auch in den bescheidenen 
Grenzen, die ihnen ihr Wirkungskreis bot. 

Ich halte diesen Standpunkt für falsch. Nach der- Er¬ 
wägung, daß, je gebildeter ein Mensch ist, die Gefahr, mit 
dem Strafgesetze in Konflikt zu kommen, für ihn um so geringer 
sein muß, also umgekehrt, die Intensität des verbrecherischen 
Willens um so größer gewesen ist, ist es erforderlich, daß für 
solche Sträflinge der Strafdruck auch größer sein muß, wobei 
freilich zu berücksichtigen ist, daß auf solche die Strafe an 
sich meist schwerer wirkt. 

Nun möchte ich vorschlagen, daß die Verteilung zur Arbeit 
so geschieht, daß der Zugang zunächst zu einer mechanischen 
Arbeit angesetzt wird, wobei er Zeit findet, über sich nach¬ 
zudenken. 

Der Reiz der Abwechslung, der für den Gefangenen in 
seiner Abgeschlossenheit von der Welt eine so große Rolle 
spielt, muß im Beginne der Strafzeit recht gedämpft werden. 

Gedankenlose, mechanische Arbeit bringt die Freiheits¬ 
entziehung für viele erst zum Bewußtsein, m. a, W. sie macht 
die Strafe fühlbarer. 

Hat nun der Gefangene bei dieser stumpfen Arbeit sein 
Pensum erreicht, hat er gezeigt, daß er sich willig auch diesem 
Zwange fügt, so steigt er nach einer gewissen Zeit zu einer 
anderen Arbeit empor, die nun, wenn angängig, seinem Berufe 
in der Freiheit entspricht. Er wird das als eine große Beloh¬ 
nung für seine gute Führung empfinden und sich Mühe geben, 
die an ihn gestellten Forderungen zur Zufriedenheit zu erfüllen, 
um sich seine Arbeit zu erhalten. Denn jetzt weiß er erst, 
was es bedeutet, gerade solche Arbeit bekommen zu haben. 

Auf diesem Wege wird auch erreicht, daß der Gefangene 
wieder für die Freiheit tüchtig und brauchbar gemacht wird, 
und es werden die dem Strafvollzüge so hinderlichen zahl¬ 
reichen Versetzungen von einer Arbeit zur anderen vermieden, 
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da dann nur erprobte Leute auf solche Posten, die meistens 
ein gewisses Vertrauen erfordern, gesetzt werden. 

Bedingung für diese Maßnahmen ist natürlich, daß das alte 
sächsische Prinzip, möglichst vielartige Arbeiten im Straf¬ 
hause zu haben, beibehalten wird, und nicht, wie in zahl¬ 
reichen preußischen Anstalten, nur eine Art von Arbeit von 
allen Insassen der Anstalt verrichtet wird. 

Für den ungelernten Arbeiter kommt als letzte Stufe die 
landwirtschaftliche Außenarbeit in Frage. Man mag über ihre 
Berechtigung im Strafhause denken wie man will, das steht 
fest, daß sie für jeden Gefangenen das Erstrebenswerteste und 
gleichzeitig als letzte Stufe der Progression insofern zu emp¬ 
fehlen ist, als sie der völligen Freiheit am nächsten steht. 

Auch wird der verhängnisvollen Neigung der Gefangenen 
vorgebeugt, nach der Entlassung wieder die großen Städte 
aufzusuchen, wo die Gefahr eines Rückfalls durch die vielen 
Versuchungen naturgemäß größer ist als auf dem Lande. 

Der Städter hat ja meist nur einen unvollkommenen Begriff 
von der landwirtschaftlichen Arbeit. Hier im Strafhause wird 
er eines besseren belehrt und findet Gefallen an ihr. 

Schon wegen der Fluchtgefahr wird in der Praxis streng 
daran festgehalten, daß man zur Außenarbeit nur solche Ge¬ 
fangene ansetzt, die nicht mehr lange Strafzeit haben. 

Einen Sträfling, auch wenn er nur kurze Strafe zu ver¬ 
büßen hat, sofort zur Außenabteilung zu geben, läßt erkennen, 
daß der übermächtige Freiheitsdrang des Gefangenen unter¬ 
schätzt wird. 

Ich erwähne die Außenarbeit in diesem Rahmen nur, um 
zu erreichen, daß die Zuteilung zu dieser Arbeit nur als Be¬ 
lohnung erfolgen soll, nicht aber auf ärztliche Befürwortung 
hin oder deshalb, weil der Betreffende gerade ein kräftiger 
Mensch ist. 

Braucht der Gefangene unbedingt zur Erhaltung seines 
Lebens den ständigen Aufenthalt im Freien, so ist er eben nicht 
strafvollzugsfähig und gehört nicht in die Strafanstalt. Und 
ebenso ist das Strafhaus nicht zur Ausnützung der Körper¬ 
kräfte der Gefangenen da, sondern zur Strafverbüßung. 

Eine Vereinigung der größeren Freiheit und der angeneh¬ 
meren Arbeit bietet das sogenannte „irische System“. 

Es bildet eine neue Strafstufe: die Zwischenanstalt. Der 
Sträfling steht noch unter Arbeitszwang und Disziplin des 
Strafvollzuges, aber man verzichtet auf die strenge Beauf¬ 
sichtigung und gewährt ihm besondere Vergünstigungen, wie 
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freie Verfügung über den Arbeitsverdienst, nimmt ihm die 
Sträflingskleidung und gestattet einen beschränkten Verkehr 
mit der Außenwelt. 

Das ist die einfachste Lösung, um den Übergang von der 
Haft zur Freiheit unmerkbar zu machen. Deshalb fanden sich 
auch in Deutschland zahlreiche Anhänger, wie Holtzendorff und 
Mittermeier, die sich für das irische System einsetzten. Rein 
praktisch stehen jetzt aber so mächtige Hindernisse seiner 
Durchführung entgegen, wie der Mangel an Gelegenheit zu 
Landarbeiten und vor allem das leere Staatssäckel, das die 
erheblichen Kosten für den Bau und die Unterhaltung solcher 
Zwischenanstalten nie aufbringen könnte, daß es sich zur Zeit 
erübrigt, eingehend auf dieses System einzugehen. 

Wenn wir nun weder durch den Übergang von Zellen- zu 
Gemeinschaftshaft, noch durch das Klassensystem den pro¬ 
gressiven Strafvollzug wirkungsvoll durchführen können, so 
liegt das daran, daß zu sehr nach einem festgelegten Schema 
gearbeitet wird. 

Wie oben schon erwähnt, befolgt der progressive Straf¬ 
vollzug den Zweck, den Gefangenen zu erziehen. Das ist 
undenkbar ohne zu i ndividualisieren, d. h. jedem" Gefan¬ 
genen die Behandlung angedeihen zu lassen, welche im Hin¬ 
blick auf seine leibliche und geistige Eigenart als die zur Er¬ 
reichung des Strafzweckes tauglichste sich darstellt. 

Wenn Jean Paul sagt: ,,Die Individualität ist überall zu 
schonen und zu ehren als die Wurzel alles Guten“, so müssen 
wir diese Wurzel aufgraben und pflegen, wir dürfen den 
Gefangenen nicht als Nummer behandeln sondern als Menschen; 
was wir ihm gewähren an Erleichterungen und Vergünstigungen 
darf er nicht nach einem allgemeinen Schema erhalten, sondern 
er muß es bekommen, weil er, der einzelne Mensch, gerade 
dies zu seiner Förderung braucht. 

Und da bieten sich im Strafhause viele Gelegenheiten, 
durch Kleinigkeiten die Härten des Strafvollzugs im Laufe 
der Strafverbüßung zu mildern. 

Vor allem ist es die sogenannte Sonntagsbeschäftigung 
d. h. die Selbstbeschäftigung des Gefangenen an arbeitsfreien 
Tagen, die ein weites Feld für Vergünstigungen ist. Es ist in 
Sachsen alter Brauch, die Sonntagsbeschäftigung erst nach 
einvierteljährigem Aufenthalt in der Anstalt und nur bei guter 
Führung zu genehmigen. Darin zeigt sich ein Anklang an 
Progression, aber sie muß dann auch systematisch fortgesetzt 
werden, indem man die Art der Beschäftigung immer freier 
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gestaltet, bezw. immer mehr dem Berufe des Gefangenen 
anpaßt. Vom einfachen Schreiben ausgehend, gewährt man 
später Zeichnen, oder Beschäftigung mit fremden Sprachen oder 
Buchführung. Werden diese Arbeiten dann regelmäßig vom 
Anstaltslehrer geprüft, geleitet und besprochen, so geben sie 
dem Gefangenen nicht nur eine Fülle von Anregungen, sondern 
fördern ihn auch in seinem Berufe. 

Das mehr oder minder erlaubte Maß des Ankaufs von 
Nahrungs- und Genußmitteln war zu Friedenszeiten vor 
allem in preußischen Anstalten sehr geschätzt. Es unterstützt 
den Gedanken der Progression, lenkt aber m. E. zu sehr von 
idealen Regungen ab, fördert die materielle Genußsucht und 
verbietet sich auch zur Zeit von selbst. Deshalb soll es hier 
nur erwähnt werden. 

Aus alledem ist ersichtlich, daß die Mittel, die den pro¬ 
gressiven Strafvollzug bei Erwachsenen systematisch fest¬ 
legen sollen, recht gering sind, und sich ein für die Behandlung 
aller aufgestelltes Schema nicht empfiehlt. 

III. 

Der Strafvollzug an Jugendlichen. 

Der Strafvollzug an Jugendlichen muß sich in erster Linie 
auf dem Erziehungsgedanken aufbauen. 

Die Worte Schleiermachers: ,,Wie aus dem Gesetze nie 
etwas Besseres hervorgehen kann als die Erkenntnis, nicht 
aber die Kraft zum Guten, so kann auch aus der Strafe, deren 
Kraft auf der Furcht ruht oder auf der bitteren Erfahrung, 
nie etwas anderes entstehen als ein äußeres Verhüten der 
Sünde, nicht aber eine Abwendung des Herzens vom Bösen“ 
enthalten eine ernste Mahnung für den Jugendstrafvollzug und 
weisen ihm die Richtung. Nicht rächend soll die Hand der 
Mitmenschen auf die jugendlichen Sünder fallen und den Keim 
des Guten durch brutale Strafe ersticken. Vielmehr soll mit 
den* besserungswilligen Jugendlichen der Versuch gemacht 
werden, ihn durch eine Kur der Erziehung und Unterweisung 
zu einem nützlichen Mitgliede der menschlichen Gesellschaft 
zu machen. 

Der Strafzweck bei Jugendlichen kann nur der sein, eine 
Einwirkung auf den Charakter auszuüben und so von innen 
heraus der Wiederholung einer Straftat vorzubeugen. Das 
Kind muß unter der Strafe die Erfahrung suchen, daß es ihm 
nicht mehr gelingt, seinen Eigenwillen gegen die Autorität 
eines höheren Willens durchzusetzen. 
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Deshalb muß auch bei den Jugendlichen auf Disziplin und 
Gehorsam das Hauptgewicht gelegt werden. Die Mahnung 
Diesterwegs: ,,Eine gute Disziplin ist mehr wert als eine gute 
Doktrin“ und „Ohne Erziehung zum Gehorsam ist keine Bil¬ 
dung zu einem charakterfesten Menschen, zu einem Mann, 
denkbar“, beseelt den Strafvollzug an Jugendlichen. 

Der Strafvollzug muß sich bei der Erziehung des jugend¬ 
lichen Rechtsbrechers aber gewisse Beschränkungen auferlegen. 
Das Strafhaus ist keine Erziehungsanstalt und wird deshalb 
auch von vielen wichtigen Hilfsmitteln der Erziehung absehen 
müssen. Holtzendorff sagt hierzu: „Die Ziele der Kriminal¬ 
pädagogik werden durch den Rechtszweck der Strafe gesetzt. 
Sie wird nicht identisch mit dem allgemeinen 'Erziehungs¬ 
zweck. Ihre Mittel müssen immer innerhalb des Strafbegriffs 
bleiben.“ 

Das Strafhaus unterscheidet sich von der Erziehungs¬ 
anstalt in erster Linie dadurch, daß es das Hauptgewicht auf 
die Sühne der zurechenbaren Schuld des Jugendlichen legt. 
Freiheit und Freude, diese beiden Erziehungsmittel fehlen im 
Strafhause, so unentbehrlich sie für die Erziehung des Kindes 
auch sein mögen. 

Auch durch die mehr oder minder lange Strafdauer muß 
sich der die Strafe vollziehende Erzieher Beschränkungen auf¬ 
erlegen. 

Aber zweierlei können wir m. E. jedem jugendlichen Ge¬ 
fangenen lehren: Ordnungsliebe und Gehorsam, d. h. unbe¬ 
dingte Unterwerfung unter einen höheren Willen, durch die 
dem jugendlichen Rechtsbrecher vor allem Achtung vor Gesetz 
und Obrigkeit beigebracht wird. 

Ich bin der Überzeugung, daß wir, wenn das Strafhaus jedem 
Jugendlichen bei der Erziehung zum Gehorsam den Willen 
beugt, aber nicht bricht, indem es ihm Selbstbeherrschung 
lehrt, dann sehr viel erreicht haben, und dann auch die Erfolge 
nicht ausbleiben werden. 

Wenn auch bei Erwachsenen das Erziehungsprinzip bei der 
Strafe an der Spitze stehen muß, so ist das bei Jugendlichen 
doch schon deshalb viel wichtiger, weil die Möglichkeit des 
Erfolges größer ist. 

Ich möchte nun zunächst darlegen, inwieweit der pro¬ 
gressive Strafvollzug bei Jugendlichen gegenüber dem bei Er¬ 
wachsenen verschieden gehandhabt werden muß. 

Bei der Haftform ergibt sich zunächst ein schwer¬ 
wiegender Unterschied, indem nämlich auf die Einzelzelle inso- 
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fern das Hauptgewicht gelegt wird, als sie nicht bei allen 
jugendlichen Sträflingen gegen Ende der Strafzeit in Gemein¬ 
schaftshaft umgewandelt werden darf. 

Nicht bei solchen, die leicht beeinflußbar, der Gefahr einer 
Verschlechterung durch andere ausgesetzt sind, und nicht bei 
denen, die nach Strafverbüßung einer Erziehungsanstalt zu¬ 
geführt werden. 

Man mag sich noch so sehr mit dem einzelnen Gefangenen 
beschäftigen, ich behaupte, es gelingt niemandem, einen voll¬ 
ständigen Einblick in das Innere der Gefangenen zu tun. Man 
bedenke nur, wie oft man schon im Leben an seinen Freunden, 
die man lange Zeit kannte, ja gut zu kennen geglaubt hatte, 
Enttäuschungen erlebt hat. Nicht nur der vertrauensselige 
Mensch, auch jeder andere ist schon in seiner Menschenkenntnis 
bitter enttäuscht worden. 

Wie viel mehr noch in der Strafanstalt! Hier tritt der 
Gefangene in eine Umgebung, die völlig verschieden ist von 
der, in der er bis jetzt gelebt hatte; kein Wunder, wenn er 
sich selbst auch anders gibt, als in der Freiheit. Er hat keinen 
freien Willen, keine Bewegungsfreiheit mehr, er ist gebunden 
und überwacht auf jedem Schritte, den er tut, in jedem Hand¬ 
griff, den er leistet. Das muß auf den Menschen einwirken, 
besonders aber auf den Jugendlichen. 

Entweder der Gefangene bäumt sich zunächst in seinem 
Selbstgefühle auf, er wird störrisch, trotzig und verschlossen, 
bis er der eisernen Disziplin unterliegt, oder er ist stumpf und 
willenlos, läßt sich leiten und fügt sich den Befehlen, weil es 
ihm an Energie fehlt, den Versuch zu wagen, sich selbst durch¬ 
zusetzen. Derartige Charaktere lassen sich noch am leichtesten 
erkennen. Oder der Gefangene ist schlau und wird zum 
Heuchler, sein Innerstes verbirgt er sorgfältig und zeigt nur 
nach außen die Maske des Braven, Einsichtigen und Reuigen. 
Auch der Heuchler kann bald erkannt werden, aber schwer ist 
es festzustellen, was unter der Maske verborgen ist. Heuch¬ 
lerische Charaktere sind im Strafhause nicht immer identisch 
mit schlechten Elementen. Gewöhnlich ist die Heuchelei mehr 
dem Wunsche entsprungen, sich im Strafhause keine Unan¬ 
nehmlichkeiten zuzuziehen; Besserungswille kann auch den 
Heuchler beseelen. 

JVlit dem Gesagten will ich nur erklären, daß es in zahl¬ 
reichen Fällen unmöglich ist, ein sicheres Gutachten über einen 
Gefangenen zu fällen. Wenn man also auch erst nach reiflicher 
Überlegung einen Gefangenen der Gemeinschaftshaft zuführt, 
kommen doch dabei nur zu oft Irrtümer vor, und ein schlechtes 
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Element genügt, um viele in seinen Bann zu ziehen und zu 
verderben. 

Die Behauptung: Das Strafhaus ist die Hochschule des 
Verbrechers, wird ein ewiger Vorwurf des Strafvollzugs bleiben 
und leider auch kein unberechtigter. 

Um so mehr ist es Pflicht, solche jugendliche Gefangene, 
von denen man annehmen darf, daß sie noch wenig verdorben 
sind — ich erinnere nur an die Fälle der Körperverletzungen 
durch mutwillige Spielereien — von der Gemeinschaft fern¬ 
zuhalten. Bei ihnen darf insoweit die Progression nicht an¬ 
gewendet werden. 

Aber auch für die, welche nach Strafverbüßung einer 
Erziehungsanstalt zügefiihrt werden sollen, ist ein dauerndes 
Verbleiben in der Zelle ratsam. Es handelt sich hier meistens 
um Jugendliche, die schon aus der Erziehungsanstalt kommen. 

Es liegt außerhalb des Rahmens dieser Abhandlung über 
den Unterschied zwischen Erziehungsanstalt und Strafhaus zu 
sprechen, aber das muß doch erwähnt werden, daß die Grenzen 
schwer einzuhalten sind, und deshalb streng darauf zu achten 
ist, daß die Strafanstalt immer das größere Übel von beiden 
bleibt. 

Durchgeführt wird dieser Grundsatz rein äußerlich dadurch, 
daß Fürsorgezöglinge möglichst in der die Strafe fühlbarer 
machenden Zelle belassen werden. 

Daß schlechte Elemente, die eine ständige Gefahr für die 
anderen sind, dauernd in der Zelle bleiben müssen, bedarf hier 
keiner Erwähnung, denn sie zeigen sich ja auch einer Pro¬ 
gression unwürdig. 

Im allgemeinen gibt man beim Strafvollzüge an Jugend¬ 
lichen mit Recht der Zelle den Vorzug, die Gemeinschaftshaft 
kann nie das erreichen, was eine individuelle Behandlung in 
der Zelle erzielt. Die eingreifendsten Belehrungen, Ermah¬ 
nungen, Ratschläge scheitern in Gemeinschaft oft an einem 
spöttischen Lächeln oder einer geflüsterten abfälligen Bemer¬ 
kung des Nachbars oder Arbeitsgenossen. 

Auch was über die Progression in der Arbeit für Erwach¬ 
sene gesagt ist, läßt sich bei Jugendlichen nicht in dieser Form 
durchführen. Schon aus dem einfachen Grunde nicht, weh der 
jugendliche Gefangene in den meisten Fällen noch Lehrling 
ist, weinn er überhaupt ein Handwerk gelernt hat. 

Besteht die Möglichkeit, ihn in seinem Berufe zu beschäf¬ 
tigen, soll man es natürlich auch tun. 
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Aber die gedankenlose, mechanische Arbeit ist bei jugend¬ 
lichen Gefangenen grundsätzlich zu verurteilen, denn sie ent¬ 
behrt jeden erzieherischen Momentes und erzeugt anstatt 
Arbeitsfreudigkeit Gedankenleere und Überdruß., Der junge 
Mensch braucht unbedingt Ausarbeitung bis zur Ermüdung. 

Von vielen wird gefordert, den jugendlichen Gefangenen 
in einem Handwerk auszubilden, dem stehen große praktische 
Bedenken entgegen, die ich nur kurz erwähnen möchte: 

1. _die kurze Strafzeit; 

2. die Kostspieligkeit durch Materialschäden, die bei der 
großen Menge der Lernenden unausbleiblich sein würde; 

3. die Unmöglichkeit, den Gefangenen nach seinen Fähig¬ 
keiten auszubilden, denn es könnten aus Sparsamkeits¬ 
rücksichten in jedem Strafhause natürlich nur wenige 
Handwerke gelehrt werden; 

4. die engen Grenzen der Betätigung, die durch die Frei¬ 
heitsentziehung gezogen sind; 

5. die Schwierigkeiten des Absatzes der gelieferten Ware. 
Ein Unternehmer wird sich bei dem geringen Gewinne 
nicht finden. Nach dem an sich sehr beachtenswerten 
Gedanken, daß die Arbeit in den Dienst der Gesamtheit 
gestellt wird, um dadurch den Grund zu einer sozialen 
Gesinnung zu legen, müßte für Staatszwecke gearbeitet 
werden, was wieder als zu große Konkurrenz für das freie 
Handwerk abzulehnen ist; 

6. die ungünstige Wirkung für den Gefangenen bei der Aus¬ 
übung des gelernten Handwerks in der Freiheit insofern, 
als er jederzeit auf die unbedingt auftauchende Frage, 
wo er sein Handwerk gelernt habe, die Strafanstalt an¬ 
geben müßte, die ihm ja auch ein Zeugnis über den Erfolg 
seiner Lehrzeit ausstellen müßte. 

Wenn man nach all diesen Gegengründen von der Erlernung 
eines Handwerks absieht, so bleibt nur übrig, daß man den 
jugendlichen Gefangenen — wie schon erwähnt — eine an¬ 
strengende, geistig anregende Arbeit gibt, die freilich über die 
Kindeskräfte nicht hinausgehen darf. 

Von einer Progression in der Arbeit kann man nur insoweit 
Gebrauch machen, als man denen, die sich besonders gut 
geführt haben, gegen Ende der Strafzeit Vertrauensposten, wie 
Zellenwärter, Büchereischreiber, Reinigungsmann u. ä. zuteilt. 
Im übrigen muß hier von einer Progression Abstand genommen 
werden, damit der Jugendliche vor allem auch bei einer 
Arbeit bleibt. Der in der Freiheit so beliebte Wechsel der 
Arbeit ist oft die Ursache zur Arbeitslosigkeit. Es muß den 
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jungen Elementen gelehrt werden, auch bei einer bestimmten 
Arbeit, die ihnen vielleicht nicht zusagt, zu bleiben und aus¬ 
zuharren, ein gutes Erziehungsmittel zur Willensbildung. 

Besonders ist auch jede Außenarbeit zu vermeiden. Sehr 
richtig ist in den Blättern für Gefängniskunde (Bd. 40) einmal 
gesagt: „Das Strafhaus darf nicht zur Sommerfrische werden“. 
Die Außenarbeit lockert zu sehr die Disziplin, da die Aufsicht 
erfahrungsgemäß bei Außenstationen weniger streng gehand- 
habt wird. Sie läßt auch das für die Jugend so wichtige 
Moment der Freiheitsentziehung zu sehr schwinden. 

Der Erwachsene, der seiner Arbeit und seiner Familie ent¬ 
rissen ist, spürt dies viel mehr als der Jugendliche. Die Sorge 
um die Angehörigen, ein von vielen Erwachsenen besonders 
empfundenes Übel bei der Strafe, kennt der Jugendliche nicht 
in dem Maße. Deshalb muß bei ihm die Freiheitsentziehung als 
solche fühlbarer werden. 

Schließlich verwischt die Außenarbeit wieder die Grenzen 
zwischen Strafanstalt und Erziehungsanstalt zu sehr, um auch 
nicht schon aus diesem Grunde für den jugendlichen Gefangenen 
verworfen zu werden. 

Die Arbeit ist ein so wichtiger Erziehungsfaktor im Straf¬ 
hause, daß auf sie nicht genug Wert gelegt werden kann. Der 
Grundsatz: „Erziehung durch Arbeit zur Arbeit“ muß vor 
allem bei dem jugendlichen Rechtsbrecher gewahrt bleiben. 

Wenn zur Durchführung eines progressiven Strafvollzugs 
weder die Haftform noch die Arbeitsverteilung bei Jugend¬ 
lichen angewendet werden kann, so dürfte doch ein weiterer 
Ausbau des Klassensystems hier mehr Erfolg versprechen. 

Auch die dadurch bedingte Schabionisierung hat hier eine 
gewisse Berechtigung. 

Es ist ein alter Erfahrungssatz, den jeder wohl schon am 
eigenen Leibe gespürt hat, daß sich die geringste ungerechte 
Behandlung einem Kinde am tiefsten einprägt. Das muß der 
Erzieher genau beobachten. Durch Schematismus und Scha¬ 
blone wird aber die Gefahr der ungerechten Behandlung des 
einzelnen stark gemindert! Hierbei rede ich nicht einem starren 
System das Wort, das in amerikanischen Jugendgefängnissen 
durch das sogenannte Marken- oder Strichsystem gehandhabt 
wird, aber ich möchte doch zugunsten einer gesicherten Ge¬ 
rechtigkeit in der Behandlung der jugendlichen Gefangenen 
die Schablone mehr vertreten, als es von vielen Seiten geschieht. 

Wie schon erwähnt, sind die Unterschiede in den Klassen 
bis jetzt noch zu wenig ausgebaut. 
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In dieser Richtung sind von der Strafanstalt Bautzen 
folgende Vorschläge des Oberlehrers Wittig, daselbst, zwecks 
Durchführung einer eingehenden Progression zur Genehmigung 
dem Sächsischen Ministerium des Innern vorgelegt und teil¬ 
weise inzwischen auch in einer neuen Hausordnung durch¬ 
geführt worden. 

Die Zahl der Vergünstigungen wird in den einzelnen Klassen 
erhöht und mehr abgestuft; dies geschieht zunächst dadurch, 
daß das Schreiben von Briefen in immer kürzeren Zeiträumen 
erlaubt ist: 3. Klasse alle 6 Wochen, 2. Klasse alle 4 Wochen, 
1. Klasse alle 2 Wochen. 

Die 2. Klasse erhält die Genehmigung zur Sonntagsbeschäf¬ 
tigung, ihr wird ein Wandbild und ein Blumenstock in der 
Zelle gewährt, auch dürfen sie an einem Händfertigkeits- 
unterrichte teilnehmen. 

Die „Erstklassigen“ sollen überdies ein Blumenbeet zur 
eigenen Pflege erhalten, sie dürfen am Sonntage das im Hand¬ 
fertigkeitsunterrichte Erlernte nach eigenem Willen ausüben 
und alle 14 Tage an einer Spielstunde zu zweien (Gesellschafts¬ 
spiele) und wöchentlich an einer Turnspielstunde teilnehmen. 

Außerdem wird Wert darauf gelegt, daß die äußerlichen 
Abzeichen der einzelnen Klassen sinnfälliger durch Schnüre 
am Jackenärmel gemacht werden. 

Gerade das letzte wird viel, z. B. auch von Krohne, be¬ 
kämpft als zu äußerlich und dem Ernst des Strafhauses nicht 
entsprechend, aber wer den Sinn der Jugend für Äußerlich¬ 
keiten kennt, wird zustimmen, daß dies ein großer Ansporn 
zu guter Führung und infolgedessen zur Aufrückung in eine 
höhere Klasse ist. 

Daß eine 4. sogen. „Strafklasse“ eingeführt werden soll, 
hängt mit dem progressiven Strafvollzüge insofern nicht zu¬ 
sammen als es nur eine Rückversetzung in die 4. Klasse geben 
soll für disziplineil schwere Fälle, nicht aber schon bei Beginn 
der Strafzeit mit der 4. Klasse eingesetzt wird. Deshalb soll 
es hier nur kurz erwähnt werden. 

Dieser Ausbau des Klassensystems ist ein Fortschritt auf 
dem Gebiete der Progression, er ist ganz auf erzieherischen 
Gedanken aufgebaut und eignet sich deshalb besonders für den 
Jugendstrafvollzug. 

Ein recht beachtenswerter Vorschlag, welcher auch für den 
Strafvollzug an Erwachsenen angewendet werden sollte, ist 
noch der, daß gewisse Aufrückungsfristen festgesetzt werden, 
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d. h. für jeden Zugang werden bei seiner Einlieferung bestimmte 
Zeiträume festgelegt, nach deren Verlauf geprüft werden muß, 
ob der Betreffende sich zur Aufrückung in eine höhere Klasse 
eignet. Bisher wurden die Aufrückungen zu bestimmten Fest¬ 
tagen vorgenommen, die sich nach dem Kalender, nicht aber 
nach der Zeit richteten, die der einzelne Gefangene in der 
Strafanstalt verbracht hatte. 

Diese Festlegung der Aufrückungsfristen ist nicht nur ein 
Sicherheitsventil gegen Übergehung eines einzelnen, sie hat 
auch den Vorteil, daß zu bestimmten Zeiten der Beamte sich 
wieder ein klares Bild von den betreffenden machen muß, und 
infolgedessen auch die Fort- oder Rückschritte der Gefangenen 
immer im Auge behalten werden. 

Die eben aufgezählten Vorschläge machen den, Aufstieg in 
höhere Klassen begehrenswerter und spornen zu guter Führung 
an, aber sie enthalten auch vieles, was den jugendlichen Ge¬ 
fangenen wieder der Freiheit nähert, so fördern z. B. die Turn¬ 
spiele seine Gesundheit und vernichten die schlechten Keime, 
die eine lange Freiheitsentziehung in den jungen Körper gelegt 
haben, der Handfertigkeitsunterricht lehrt ihm eine Menge 
Handgriffe, die er in der Freiheit gut verwerten kann. 

Was die anderen Vorteile anlangt, wie Blumenstock, Beet, 
Zellenbild und Gesellschaftsspiel, so verfolgen diese nicht nur 
den Zweck, die Strafe zu erleichtern, sondern sie sollen auch 
anregend auf das Seelenleben und den Verstand der Jugend¬ 
lichen wirken. Die Hauptgefahr, die dem jungen Menschen in 
der Freiheit droht, sind die leider jetzt so zahlreichen Muse¬ 
stunden, in denen er erfahrungsgemäß nicht recht weiß, was 
er anfangen soll. Kneipe, Kino, Tanzsaal und schlechte Gesell¬ 
schaft locken ihn dann und bringen ihn wieder zu Falle. Des¬ 
halb bedarf er der Anleitung zum richtigen Gebrauch der 
freien Zeit, indem Liebe zur Natur und Kunst in ihm erweckt 
wird. Viele lernen erst hier die Befriedigung, die in der Be¬ 
schäftigung auf diesem Gebiete liegt, kennen, und diese regt 
sie dann zur Lebenslust und Schaffensfreude an. 

Am meisten wirkt bei den Jugendlichen das Wort und das 
gute Beispiel, und das läßt sich nur durch individuelle Be¬ 
handlung des einzelnen erfolgreich anwenden. 

Wenn man also auch bei dem Strafvollzüge an Jugend¬ 
lichen den Schematismus im Sinne einer größeren Gewähr¬ 
leistung der gerechten Behandlung nicht ganz vermissen 
möchte, so kann er doch auch hier nur als Grundlage zur 
Individualisierung gebraucht werden. 
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Progressiver Strafvollzug, aber kein Progressivsystem. 

Wenn man das Wort Goethes, welches ich als Motto dieser 
Abhandlung vorausschickte als Leitmotiv für den Strafvollzug 
wählt, wenn man ihn also als Erziehung zum Guten gestaltet, 
so kann man einer Progression nicht entraten. 

Die Freiheitsstrafe ist zur Progression gut geeignet, indem 
durch Milderung des Strafzwanges ihre Härten immer mehr 
abgeschwächt werden, und sie sich dann dem Zustande völliger 
Freiheit nähert. 

Gerade das letzte ist von großer Bedeutung, denn unsere 
Lebensbedingungen verändern sich so ungeheuer schnell, daß 
es heißt, tüchtig mitzuschwimmen, um in dem Strudel nicht 
umzukommen. Wir dürfen nicht mehr, wie in der Biedermeier¬ 
zeit, mit gefalteten Händen an der Straße sitzen und das 
Leben an uns vorbeirauschen lassen. 

Zwingt die Freiheitsstrafe nun einen Menschen auf Monate, 
ja Jahre hinaus von dem Leben abgeschlossen zu sein, dann 
muß auch dafür gesorgt werden, daß er dann nicht plötzlich 
ganz neuen Lebensbedingungen entgegengestellt wird, von 
denen er nichts ahnt, und in denen er sich infolgedessen nicht 
mehr zurecht findet. Wir dürfen den Gefangenen nicht gewerb¬ 
lich untüchtig werden lassen, sonst fällt er zu leicht wieder 
dem Verbrechen in die Arme. 

Es ist also eine zwingende Notwendigkeit, daß der Straf¬ 
vollzug auch insoweit progressiv gehandhabt wird. 

Von vielen wird nun behauptet, daß man nur den besse¬ 
rungsfähigen Elementen die Möglichkeit zur Progression 
bieten soll. -■> 

Diesen Ausdruck „besserungsfähig“ halte ich für unglück¬ 
lich, denn für besserungsfähig müssen wir jeden halten. 
Anders steht es mit denen, die wir für nicht besserungswillig 
erkannt haben. 

Da bin ich auch der Meinung, daß wir den Sträfling, der 
zeigt, daß ihm an einem Vorwärtskommen nichts liegt, von 
der Progression ausschließen, schon aus dem Grunde, um 
unsere Arbeitskraft nicht zuungunsten anderer unnötig zu 
vergeuden. 

Aber gegen eins möchte ich noch Stellung nehmen. 

Man spricht von einem Progressivsystem. Der Theo¬ 
retiker ist ja erst dann zufrieden gestellt, wenn er alles in 
ein richtiges System gebracht hat. 



Das ist im Strafvollzug unmöglich, schon deshalb, weil wir 
es hier mit Menschen zu tun haben, von denen jeder vom 
anderen verschieden ist. Ich erinnere nur an das Wort Goethes 
in Hermann und Dorothea, welches wir auch auf unsere „großen 
Kinder“, die Gefangenen, anwenden können: „Wir können die 
Kinder nach unserem Sinne nicht formen; so wie Gott sie 
uns gab, so muß man sie haben und lieben, sie erziehen aufs 
beste und jeden lassen gewähren. Denn der eine hat die, die 
anderen andere Gaben; jeder gebraucht sie und jeder ist doch 
nur auf eigene Weise gut und glücklich“. 

Gewiß lassen sich große Grundzüge festlegen, nach denen 
wir im allgemeinen die Insassen eines Strafhauses behandeln, 
aber die eigentliche Arbeit des Strafvollzugsbeamten liegt doch 
im Individualisieren. Unser größter sächsischer Praktiker 
d’AlIinge wandte sich schon 1862 gegen jedes Strafvollzugs¬ 
system und forderte Besserung auf dem Wege der Individuali¬ 
sierung. 

Dabei steht der Gedanke der Progression dem der Indivi¬ 
dualisierung nicht entgegen, im Gegenteil. Je mehr der Straf¬ 
vollzug sich dazu entschließt, den Strafzwang elastisch zu ge¬ 
stalten, um so mehr Raum gibt er der Individualisierung. 

Es wäre meines Erachtens ein großer Fehler, wenn das 
neue Strafvollzugsgesetz ein Progressivsystem fortsetzen wollte. 
Gerade hier ist es nötig, den Beamten recht viel Ellbogen¬ 
freiheit zu geben. 

Wie schon erwähnt, bietet der Strafvollzug viele Mittel, 
um auf den einzelnen progressiv zu wirken, am meisten wird 
aber durch persönliche Fühlungnahme mit dem Gefangenen 
erreicht werden. Ob dies nun durch Zellenbesuche geschieht 
oder dadurch, daß man sich den Gefangenen vorführen läßt, 
ist gleichgültig. 

Zunächst gilt es festzustellen, welche Ursachen der straf¬ 
baren Handlung zugrunde lagen. Die soziologische Schule 
Lißts lehrt uns, auf was sich unsere Nachforschungen zu er¬ 
strecken haben, und dann muß die Empfänglichkeit des ein¬ 
zelnen für die Strafwirkung geprüft werden, um überhaupt 
zu wissen, was nun gerade für diesen Gefangenen für Mittel 
angewendet werden müssen, um auf ihn zu wirken. 

Da ist es dann gleichgültig, ob er in der 2. oder 3. Diszi- 
plinarklasse ist, dann kann man auch erst entscheiden, ob 
Zelle oder Gemeinschaftshaft ihn am besten zum Ziele führt. 

Dann kann man erst progressiv arbeiten, wenn man weiß, 
in-welcher Weise er dem Leben in der Freiheit wieder zugäng¬ 
lich gemacht werden kann. 




Also kommen wir zu dem Ergebnisse, daß nur auf dem 
Wege der Individualisierung ein progressiver Strafvollzug mög¬ 
lich ist, aber nie durch Einpressen in ein starres System. 

Aus diesem Grunde habe ich es auch hier unterlassen, 
bestimmte Vorschläge in dieser. Richtung zu machen, sondern 
war nur bestrebt, gewisse Motive zu geben, nach denen ein 
progressiver Strafvollzug durchgeführt werden kann. 



Staatsregie oder fabrikmäßiges Pacht¬ 
system? 

Von Emil Gedeon, Ministerialrat, Direktor der Landesstrafanstalt 

zu Väcz (Ungarn). 

Einleitung. 

Im Strafvollzüge müssen alle Mittel und Wege ausgenützt 
werden, die geeignet sind, in den Gefangenen den Drang zum 
Guten zu erwecken, und die Pfade zu ebnen, auf welchen sie 
mit Ehren wandelnd, sich tauglich zeigen, in das Getümmel 
des freien Lebens versetzt zu werden, um dort mit erstarktem 
Willen zu nützlichen Mitgliedern der Gesellschaft geworden: 
bei fleißiger Arbeit ein anständiges Leben führen zu können. 

Wie immer jedoch unser Bestreben in dieser Richtung auch 
sein wird, mögen wir die uns zu Gebote stehenden Mittel mit 
noch so viel Geistesschärfe und Sachlichkeit anwenden: das 
Verbrechen in seiner Totalität, werden wir nie ausrotten. 

Ich kann mir auch kein Strafvollzugsystem vorstellen, sei 
es auch, auf die Spitzfindigkeit des menschlichen Verstandes 
sich stützend, noch so geschickt ausgeklügelt, möge es die 
menschliche Natur noch so weitgehend berücksichtigen, welches 
geeignet wäre, alle ihm unterworfenen Verbrecher auf gute 
Wege zu leiten und zu bessern. 

Dies ist ja auch gar nicht möglich, denn die Wurzeln des 
Verbrechens liegen so tief und sind so verzweigt, daß kein 
Gesetz und kein Strafvollzugsystem an jeden Wurzelfaden 
hinan könnte. 

Alles menschliche Schaffen ist mangelhaft. 

Die absolute Wahrheit — die Vollkommenheit — zu erlan¬ 
gen wurde den Menschen nicht gegeben, nach ihr zu streben 
ist jedoch Pflicht. 

Suchen wir also auch die Wege, die uns zum Fortschritt 
führen. 

Das hervorragendste Mittel hiezu im Strafvoll¬ 
züge ist: die Arbeit. 


Die Arbeit. 

Der große Reformator des Gefängniswesens, John Howard, 
sagte schon am Ende des 18. Jahrhunderts: ,,Mache die Men¬ 
schen fleißig und sie werden ehrlich sein“. 




Laut Benjamin Franklin ist es „ein Volhsbetrüger und 
Giftmischer, der die Leute glauben machen will, man könnte 
auch anders Glück und Zufriedenheit erlangen, als durch die 
Arbeit“. 

Was sagt denn Schopenhauer über sie? „Hinter ihr liegen 
gesprengte Fesseln, .... an ihrer Stirne lodert die Flamme 
der Freiheit!“ 

Franz von Liszt, der berühmte deutsche Kriminalist, sagt 
über die Gefangenenarbeit: „Der organisierte Arbeitzwang 
bildet das Wesen der Freiheitstrafe, ist ihr Lebenselement, das 
Element, mit dem sie steht und fällt“. 

Anton Markovich, der früh verstorbene Oberdirektor des 
Graz-Karlauer Zuchthauses, der weit über die Grenzen seiner 
Heimat als hervorragender Fachmann bekannt war, erwidert 
in einer Antwort auf die Abhandlung des Oberstaatsanwalts 
Dr. Hugo Hoegel: „Das österreichischeGefängniswesen“ fol¬ 
gendes: „Jeder meiner Berufsgenossen wird mir zustimmen, 
daß derjenige Strafanstaltsdirektor, welcher nicht alle Zweige 
seines Geschäftskreises bis ins Detail kennt und eines Beraters 
bedarf, seiner Aufgabe, niemals gewachsen sein wird und daß 
derjenige, welcher nicht den Standpunkt vertritt, daß der 
Arbeitsbetrieb die Grundlage für die Durchführung eines geord¬ 
neten Strafvollzuges bildet, nur unrichtige Begriffe vom Straf¬ 
vollzüge besitzt und sie daher auch nur zu unrichtigen Schlüssen 
vereinigt, aus welcher er dann falsche Folgerungen zieht. Einzig 
und allein davon, ob entsprechende Arbeit vorhanden ist. und 
von der Art und Weise, wie der Sträfling beschäftigt wird, 
hängt der Ausbau und eine zeitgemäße Durchführung des 
Strafvollzuges ab, denn sonst könnten wir in die Zeiten Ho¬ 
wards zurückkommen“. 

Die Richtigkeit seiner Behauptungen bestätige ich und 
stehe dafür als Fachmann ein! 

Ich bin aus tiefster Seele überzeugt, daß der 
Vollzug der Freiheitsstrafe nur dann zur vollen 
Entfaltung kommen und dem Zwecke der Besse¬ 
rung am meisten dienen wird, wenn in ihr die aller 
Schranken bare Arbeit zum Hauptfaktor-, Schule, 
Religion und Moralunterricht aber unumgänglich 
nötige, jedoch zweitrangige Helfer werden. 

Der Strafvollzug muß so organisiert werden, daß er bloß 
ein Mittel dazu sei, um der Arbeit auf der ganzen Linie — die 
Vermittlungsanstalten ersetzenden und seinerzeit zu errich¬ 
tenden „Beschäftigungswerkstätten“ mitinbegriffen — also in 
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jedem Stadium des Vollzugs, zu ihrer vollen und wahren 
Geltung zu verhelfen. 

• Aber auch diese Organisation kann noch nicht befriedigen, 
denn sie bleibt an der Stelle des freien Lebens stehen, dort, 
wo es am meisten nötig wäre, den gewesenen Verhafteten zu 
unterstützen und ihm zu helfen. Dies ist die Klippe an welcher 
alles Wohlwollen und Bestreben des Strafvollzugs scheitern 
muß. Sie wird nur dann teilweise zu umgehen sein, wenn der 
Strafvollzug in das neue Leben des in Freiheit versetzten 
eingreifen wird, um ihm durch Ansprechung aller möglicher 
Faktoren Arbeit zu sichern. 

Diese Maßregel muß unter allen Umständen befolgt werden, 
möge auch der Verhaftete auf wie immer Namen habende 
Weise in Freiheit versetzt werden, es wäre sogar zur Norm 
zu erheben, daß es ohne gesicherte Arbeit keine Versetzung 
in die Freiheit gibt. 

Zu diesem Zwecke ist die Patronage in den Straf¬ 
anstalten selbst zu organisieren; in erster Reihe sollen 
dazu die Seelsorger und Lehrer in Anspruch genommen werden. 

Wohin der Arbeitsmangel im freien Leben führt, das 
erfahren wir jetzt, in den Zeiten nach dem Weltkriege; aber 
Wehe auch dem Strafvollzüge, in dem sich der Arbeitsmangel 
einnistete. Meiner Ansicht nach wäre es besser, die Tore zu 
öffnen und alle Verhafteten in die Welt zu lassen, denn ich 
glaube, daß hieraus kaum so viel Böses entstehen würde, als 
wenn durch Müßigkeit und Langeweile wir den Körper er¬ 
schlaffen lassen und das leicht zu beeinflussende Seelenleben 
der Sünder, den immer die Oberhand gewinnenden bösen 
Einflüssen, als Beute überlassen. 

Die Arbeitsfähigkeit zu erwecken, zu entwickeln, zu stärken 
ist eine Tat der sozialen Selbsterhaltung, des Fortkommens 
und außerdem eine kriminalpolitische Notwendigkeit. 

Aber die Arbeit muß nicht nur mit der Entwicklung des 
Körpers, sondern auch mit der Bildung des Geistes verbunden 
sein, denn es ist Tatsache, daß mit der höheren Ausbildung 
eine wertvollere Arbeitsleistung gewöhnlich Hand in Hand 
geht. Darum muß auch eine Fachbildung erstrebt werden, 
denn diese ist es, die neben der Entwicklung des Geistes, zur 
vorzüglicheren Arbeit befähigt. Trotzdem aber darf und kann 
in den Strafanstalten die Fachbildung nicht durchwegs bei 
jedem Verhafteten forciert werden, weil außer den sehr hohen 
Geldspesen, welche die Einführung der instruktiven Arbeit 
jeweils mehr oder minder hindern werden, oft die Kürze der 
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Strafdauer, andermal wieder die Persönlichkeit des Verhaf¬ 
teten der fachlichen Ausbildung im Wege stehen werden. 

Wie immer nun aber unser Ausgangspunkt bei Organi¬ 
sierung der Sträflingsarbeit sei, die Losung muß dabei heißen: 
Die Arbeit über alles! 

Die zwei herrschenden Strafhaus-Arbeitssysteme. 

Heutzutage stehen bei Organisierung der StrafhauSarbeit 

— in Theorie und Praxis — zwei Richtungen einander gegen¬ 
über. 

Die Staatsregie (Public account system) und das 
Pachtsystem (Contract system). 

Beide können auf zweierlei Arten organisiert werden: als 
Manufaktur- oder als Fabriksbetrieb. 

Tatsache ist, daß die Theorie und Praxis bisher, 
besonders aber neuerer Zeit, fast ausschließlich für 
den Regiebetrieb, als Manufaktur, Partei ergreifen. 

Trotzdem muß ich, auf meinen eigenen Erfah¬ 
rungen fußend, schon hier erklären, daß ich unter 
den Bedingungen, die ich später noch erörtern 
werde und die anderweitig bisher nicht angewandt 
wurden, unerschütterlich für das fabrikmäßige 
Pachtsystem einstehe. 

Nachteile und Vorteile des Regiebetriebes. 

Möge die Staatsregie als Manufaktur- oder als Fabrik¬ 
betrieb eingerichtet werden, immer belastet sie außerordent¬ 
lich die Staatskasse. 

Hierher gehören in erster Reihe die Anschaffung, Erhal¬ 
tung und Ersatz der verschiedenen Maschinen. 

Bei Einrichtung der Manufaktur werden diese Auslagen 
geringer sein als beim Fabrikbetrieb, sind aber darum unbe¬ 
dingt nötig, weil heute auch schon bei der Manufaktur Ma¬ 
schinen verwendet werden müssen, sonst könnten konkurrenz¬ 
fähige Waren nicht erzeugt werden, welcher Umstand sicher¬ 
lich zum Arbeitsmangel und zu dessen sittenverderbenden 
Folgen führen würde. 

Beim Fabrikbetrieb sind diese Kosten bereits sehr hoch. 

— Zur Manipulation der unterschiedlichen Materialien sind 
Magazine, zur Unterbringung der Erzeugnisse Warenlager 
nötig. Da diese in genügender Anzahl nicht vorhanden sind, 
würden neue Bauten und Auslagen nötig werden. Viele An¬ 
stalten haben nicht einmal den dazu nötigen Bauplatz, sie 
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müßten also erweitert werden, was neue Ausgaben nach 
sich zöge. 

In jeder Anstalt sind zumindest 7—8 Gewerbearten zu be¬ 
treiben, deren jede eines, im Fache vollständig unterrichteten 
Leiters und je nach der Ausdehnung des Gewerbes, mehr oder 
weniger Vorarbeiter bedarf. Dies bedingt eine weitere, große, 
sich jährlich erneuernde Auslage. 

Wenn wir uns vollends auf instruktive Arbeit 
einzurichten wünschen, wo das Hauptgewicht auf 
den gewerblichen Unterricht gelegt wird, wie in 
unseren Besserungs- und Erziehungsanstalten, dann 
werden diese Auslagen horrende Beträge ver¬ 
schlingen. 

Eine alte Erfahrung lehrt, daß der Regiebetrieb, wenn er 
instruktive Arbeit bezweckt, nicht einträglich sein kann. Als 
improduktive Arbeit führt er unbedingt zum Ertragsmangel. 
Folglich schiebt er die Deckung der außerordentlich hohen 
Kosten des Strafvollzugs auf die Staatskasse; vom Stand¬ 
punkte des Gefängniswesens wiederum stiftet er große sittliche 
Schäden, denn der Mangel am Erträgnis führt zum Arbeits¬ 
mangel und zu allen seinen Nachteilen. — 

Und trotzdem gibt es dem Regiebetrieb blind ergebene 
Anhänger, die, um seine Einführung zu unterstützen, sagen: 
Wozu dem Unternehmer den reichen Gewinn der Sträflings¬ 
arbeit überlassen, wenn diesen auch die Staatskasse haben 
kann? * 

Sie sehen nicht, oder wollen nicht sehen, haben es viel¬ 
leicht noch nicht erfahren, daß beim Regiebetrieb der Ertrag 
durch die vielen Abfuhr-Kanäle — kostspielige Einrichtung, 
teure Materialbesorgung, Entlohnung vieler Angestellten, durch 
deren Indolenz — vollständig abgeleitet wird. 

Wenn der Regiebetrieb anderseits fabrikmäßig eingerichtet 
wird, was mit bedeutenden, unumgänglichen Ausgaben ver-* 
bunden ist, so wird es doch an gehörig geschulten leitenden 
Arbeitskräften mangeln; wenn aber der Staat deren Aus¬ 
bildung durch Entsendung auf Studienreisen fördert, so läuft 
er Gefahr, daß die sich bewährenden Kräfte durch das Privat¬ 
unternehmen weggelockt werden, oder aber der Staat wird 
gezwungen, höhere Löhne zu zahlen, was wieder die Renta¬ 
bilität schmälert. 

Der Regiebetrieb ist für die instruktive Arbeit, 
d. h. dafür, daß die Verhafteten die einzelnen Ge¬ 
werbe sich vollständig aneignen, unbedingt der 
entsprechendste. 
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Dies ist sein einziger, unbestreitbarer Vorteil. 

Nun fragt es sich, ob die aufgewandten Opfer 
mit dem erzielten Ergebnis im Verhältnis stehen? 

Ich sage: nein. — 

Tatsache ist, daß mit einer Arbeitsgebung, bei der es aufs 
instruktive Moment abgesehen ist, nur der Staat sich befassen 
kann; ein anderer gibt sich dazu, mit Rücksicht auf die Im¬ 
produktivität, nicht her. 

Der Unternehmer will auch den Nutzen seiner Arbeit sehen, 
hier würde er nur zu den Ausgaben das Vergnügen haben. 

Diese Ausgaben sind so groß, daß nicht einmal 
die industriell hochstehenden, reichen Vereinigten 
Staaten von Nordamerika den Regiebetrieb all¬ 
gemein durchgeführt haben, warum sollen gerade 
wir einem solchen Größenwahn verfallen, uns auf 
improduktive Arbeit zu verlegen, heute, wo jede 
gespannte Muskel der produktiven Arbeit dienen 
muß?! 

Die Behauptung, daß der Regiebetrieb den Gewerbe¬ 
treibenden und Fabrikanten die geringste Konkurrenz bietet, 
erkenne ich gerne an, — dies ist ja die Folge des improduktiven 
Betriebes. Dies ist kein Vorteil, sondern — nach meiner Über¬ 
zeugung — ein Nachteil. — 

Wenn wir den Regiebetrieb fabrikmäßig einrichten, so 
müssen wir rechnen: mit den großen Einrichtungskosten, mit 
dem Versiegen oder zumindest mit einem namhaften Schwin¬ 
den des einzigen Vorteils des Regiebetriebes: der fachlichen 
Ausbildung, mit dem Mangel an gehörig geschulten Betriebs¬ 
leitern, mit der größeren Erzeugung und auch mit einer stark 
gestiegenen Konkurrenz. Eine Folge davon kann eine Art 
von System sein, ähnlich dem amerikanischen „Board of 
Classification“, darin bestehend, daß die fertigen Waren in 
eine Zentrale gesammelt und von dort auf den Markt gebracht 
werden, zu Preisen, welche den schädlichen Wettbewerb aus¬ 
schließen. Dies ist natürlich neuerdings mit einer Ertrags¬ 
verminderung verbunden, da die Kosten der Zentrale gedeckt 
werden müssen. 

Schließlich möchte ich bemerken, daß die Einrichtung des 
Regiebetriebes unter den heutigen Verhältnissen viel Zeit in 
Anspruch nehmen würde und so müßte man auch auf den 
erzielbaren geringeren Ertrag — soferne ein solcher sich er¬ 
geben würde — lange warten. 
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Vorteile und Nachteile des Pachtsy' 

Heutzutage wird sich niemand dazu hergt ui, das Pacht¬ 
system in Verbindung mit bloß der Manufaktur einzurichten, 
insbesondere nicht unter der Verpflichtung, die instruktive 
Arbeit zu forcieren; denn dadurch würde er die Produktion 
und mit ihr den Ertrag wesentlich verringern, wenn nicht gai 
völlig aufheben. 

Sollte sich hiezu ein Unternehmer doch bereit finden, dann 
wird er dies nur zu sehr niedrigen Lohnsätzen tun. 

Diese Art der Verwertung der Arbeitskräfte können wir 
darum getrost ausschalten. 

Das Pachtsystem mit fabrikmäßiger Einrichtung 
hat außerordentliche Vorteile, aber auch Nachteile. 

Wichtige Vorteile sind: Es erfordert keinerlei Investition 
von der Staatskasse, hat somit auch kein Risiko. 

Da die Kosten der gesamten Fabrikeinrichtung — mit 
Ausnahme der unbedingt zentralisiert einzurichtenden Kraft¬ 
übertragung — durch die Unternehmer gedeckt werden, so 

: ht der Staat von der Verausgabung großer Summen ver¬ 
eine nötig, da die fertigen Waren 
""geliefert werden, im Not- 
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An der Spitze jedes Fabrikbetriebes stehen Leute, die 
sozusagen sich während eines ganzen Menschenlebens be¬ 
mühten die nötigen Kenntnisse und Betriebskunstgriffe anzu¬ 
eignen; ebendeshalb bieten sie Gewähr, daß sie sich bestens 
einrichten und nicht nur ihren Betrieb praktisch leiten, sondern 
auch ihre Arbeiter in jeder Detailarbeit des Betriebes bestens 
unterrichten werden. 

Ein großer Vorteil ist in den heutigen schweren Zeiten, 
daß wir uns dort, wo Kessel und Maschinenhaus zur Verfügung 
stehen —wie hier in Väcz und in unseren anderen Anstalten —, 
mit dem Pachtsystem binnen 6 Monaten einrichten können, 
die Arbeit und das Erträgnis setzen sofort ein und wachsen 
mit jeder Vertragsschließung. 

Schließlich erkläre ich, daß dies' das einzige 
Arbeitssystem des Strafvollzugs ist, mit welchem 
die Gesamt-Jahreskosten irgendwelcher Strafanstalt 
aus deren eigenem Einkommen gedeckt oder aber 
doch zum größten Teil bestritten werden können. 

Die neuere Richtung des Strafvollzugs beurteilt 
das Pachtsystem mit fabrikmäßiger Einrichtung 
besonders aus zwei Gesichtspunkten als nicht¬ 
entsprechend. 

Erstens wird behauptet, daß es die individuelle Beschäfti¬ 
gung des Sträflings vereitelt, da es die instruktive Arbeit aus¬ 
schließt und höchstens die schablonenmäßigen Detailarbeiten 
ermöglicht, auf die man sich, als auf Vorteile, nur dem Arbeits¬ 
mangel gegenüber berufen könnte. 

Zweitens, so wird behauptet, bietet dieses System die 
größte Konkurrenz, wegen welcher sich Handwerker, Gewerbe¬ 
treibende, Fabrikanten ununterbrochen beklagen, so, daß dies 
sogar in den Parlamenten zur Sprache gebracht wird. 

Aus diesen zwei Gründen wird das Pachtsystem 
nicht nur beanstandet und angegriffen, sondern es 
wird sogar dessen völliger Ausschluß vom Straf¬ 
vollzug beantragt, sogar seine unbedingte Ausschal¬ 
tung gefordert. 

1 Auf welcher Grundlage ist die Gefangenenarbeit zu organisieren ? 

Bevor wir, zwecks Entscheidung, die Betriebe 
| der Staatsregie und des Pachtsystems einander 
: gegenüberstellen, müssen wir unbedingt die Grund¬ 
sätze kennen, die wir bei einer Beschäftigung der 
i Sträflinge in einem wohlorganisierten Strafvollzug 
fordern, und durch welche die Interessen des Staa- 
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tes, der freien Bürger und der Verhafteten befrie¬ 
digt, zumindest in Einklang gebracht werden 
können. 

Aus Staatsrücksichten müssen wir unbedingt dafür ein- 
treten, daß die Arbeit den Ernst des Strafvollzugs nicht ge¬ 
fährde, den zu erreichenden Zwecken diene und die Auslagen 
der Staatskasse womöglich decke. 

Der Wunsch der freien Staatsbürger kann nur sein, daß 
die Gefangenenarbeit den Verhältnissen des freien Lebens ent¬ 
sprechend organisiert werde, damit sie schon eine solche Organi¬ 
sierung vom schädigenden Wettbewerb verschone, .oder ihnen 
die Möglichkeit geboten werde, sich vor demselben zu schützen. 

Das Interesse der Gefangenen erheischt, daß sie in einer, 
ihrer Persönlichkeit entsprechenden Beschäftigung ausgebildet 
werden, und daß wir ihnen hiezu verhelfen. Diese Beschäfti¬ 
gung kann instruktiv — d. h. völlige Ausbildung in einem Ge¬ 
werbe sein —, aber auch aus mehreren Fabrik-Detailarbeiten 
bestehen. Hauptsache bleibt, daß die Sträflinge befähigt 
werden, ihre Arbeitsausbildung im freien Leben zu verwerten, 
um davon ehrlich leben zu können. 

Aus diesem Gesichtspunkte hat die Einteilung der Ge¬ 
fangenen zur Arbeit eine ganz besondere Wichtigkeit. 

Diese Einteilung muß mit Berücksichtigung ihrer Vor¬ 
bildung, Fähigkeiten, Neigungen, Körperkraft, ihres Gesund¬ 
heitszustandes und der Dauer ihrer Freiheitsstrafe geschehen. — 
Hiefür ist es nötig, daß nach alter Erfahrung mindestens 7 
bis 8 Industriebetriebe eingerichtet werden — selbst in den 
kleineren Anstalten mit etwa 500 Sträflingen —, denn, wenn 
dies nicht geschieht, kann man bei der Einteilung zur Arbeit 
den Anforderungen der Individualisierung nicht entsprechen. — 

Auch die Erbringung eines Urteils zur Zwangsarbeit ent¬ 
bindet nicht von der Verpflichtung, daß in einer Anstalt 
mehrere Gewerbe betrieben werden sollen, denn der Zweck 
des Strafvollzugs ist nicht das Anhalten zur Zwangsarbeit, 
sondern die Abrichtung in einer solchen Arbeit, die der Sträf¬ 
ling benutzen kann und mit der er im freien Leben seinen Unter¬ 
halt zu decken vermag. 

Hier bestehen, wie wir sehen, starke Gegen¬ 
sätze zwischen dem Staat, den Bürgern und den 
Sträflingen. Aus Staatsinteresse muß unbedingt 
dem Pachtsystem mit Fabrikeinrichtung der Vor¬ 
zug gegeben werden, wogegen die Interessen der 
Staatsbürger und Verhafteten, scheinbar, die Ein¬ 
führung des Regiebetriebes fordern. 



Erfahrungen im Regiebetrieb. 

Die Vorteile und Nachteile der Staatsregie, wie auch jene 
des Pachtsystems habe ich bereits kurz angedeutet. 

Jetzt will ich sie einzeln-noch näher beleuchten^ 
damit wir die unserem Zweck dienlichen Folgerun¬ 
gen ziehen, d. h. darüber entscheiden können, wel¬ 
ches Arbeitssystem wir in dem Strafvollzug für 
zweckentsprechender und somit vom Standpunkte 
des Gefängniswesens als einführungswert halten. 

Ich sagte, daß der Regiebetrieb die Staatskasse außer¬ 
ordentlich belastet. 

Nehmen wir zum Ausgangspunkt die Anstalt zu Väcz, mit 
800 Sträflingen und 8 Industriebetrieben. 

Darüber, was die Einrichtung eines Industriebetriebes 
kostet, läßt sich kein allgemein gültiges Schema aufstellen, die 
Spesen sind verschieden, je nach dem Gewerbe. Ich bezwecke 
auch nicht, dies genau zu berechnen, sondern nur annähernd 
nachzuweisen, welche große Spesen der Regiebetrieb ver¬ 
ursacht. 

Die Einrichtung einer Tischlerei für 100 Mann, mit Holz¬ 
bearbeitungsmaschinen, Hobelbänken, Werkzeugen kostete vor 
dem Kriege zumindest K 40000.—. Wenn wir für das Betriebs¬ 
kapital auch K 40000.— rechnen, so habe ich — wie ich glaube 
— nicht mit allzu hohen Ansprüchen gerechnet, — eher das 
Gegenteil. 

Die Führung eines Tischlereibetriebes für 100 Mann for¬ 
derte demnach vor dem Kriege ein Kapital von K 80000.—. 
Heute würde, wenn wir den Valutawert unseres Geldes als 
Grundlage nehmen — und ein anderer Maßstab kann heute 
wirklich nicht verwendet werden —, die Leitung eines solchen 
Betriebes das 80fache dieses Betrages kosten. Um dem Vor¬ 
wurf auszuweichen, daß meine Angaben übertrieben sind, will 
ich bloß das 50fache des obigen Betrages rechnen; auch so 
würde die Leitung eines solchen Betriebes heute K 4000000.— 
fordern. 

Auf dieser Grundlage kostete die Einrichtung und Material¬ 
ausrüstung der 8 Industriebetriebe vor dem Kriege K 640000.— 
heute würde dies, 50fach gerechnet, K 32000000.— kosten. 

Zu diesem Betrage sind noch jene großen Kosten zu rechnen, 
welche die, infolge Einführung des Regiebetriebes unbedingt 
nötig werdende Flächenausdehnung und Neubauten ver¬ 
ursachen, — welche Kosten früher etwa K 60000.— betragen 
hätten, heute aber mit K 3000000.— angesetzt werden müßten. 
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Mit diesen Posten würden die früheren zwei Beträge sich 
auf K 700000.— resp. auf K 35000000.— erhöhen. 

Die Einrichtung der betriebsfertigen 8- Industrien hätte 
also vor dem Krieg K 700000.— gekostet; heute würde dies 
K 35000000.— kosten. 

Trotzdem hätte ich die Einrichtung vor dem Kriege mit 
dem kleinen Betrage unternommen, wogegen ich jetzt, nach 
dem Kriege, dies mit der großen Summe zu beginnen mich 
nicht trauen würde. 

Die Einrichtung ist aber bloß eine Seite der 
Medaille; sehen wir uns einmal die Kehrseite: die 
Führung der Betriebe, an. 

Wenn wir die Führung nach dem alten Schlendrian planen, 
der bei uns früher heimisch war, daß unter Aufsicht und 
Leitung des Direktors ein Verwalter oder Geschäftsleiter mit je 
einem, höchstens zwei Werkmeistern pro Industrie 8—12 Be¬ 
triebe versahen, dann ist es besser an den Regiebetrieb gar 
nicht zu denken, denn wir werden nicht einmal in die Nähe 
der durch denselben angestrebten Ziele gelangen. 

.Seinerzeit, vom Jahre 1886 an, leitete ich als Geschäfts¬ 
führer, unter Direktor Alexander Hatzinger zu Munkäcs fol¬ 
gende 12 Industrien ganz im Regiebetrieb u. zw.: Tischler, 
Holzdrechsler, Faßbinder, Schnitzler, Bürstenbinder, Schneider, 
Schuster, Korbflechter, Schmiede, Buchbinder, Nürnberger 
Spielwarenerzeugung und Schleifen gebogener Möbel. 

Und was war das Ergebnis in der Anstalt mit einem Stande 
von 500 Mann? Jährlicher Reinertrag fl. 16000.— und die 
Ausbildung von 6%, höchstens 8% der Arbeiter in diesen 
Gewerben. — 

Bei ungeheurer Arbeit ein kaum nennenswerter Ertrag und 
bei der instruktiven Ausbildung der Arbeiter sehr wenig Erfolg. 

Aber ist es denn überhaupt möglich, daß ein oder zwei 
Mann, auch bei der größten Versiertheit, eine solche Arbeit 
mit Erfolg bewältigen? ... Ausgeschlossen! .. . 

Zu Szeged, ebenfalls unter Direktor Hatzinger, führte ich, 
vom Jahre 1891 an mehrere Jahre hindurch neuerdings zehner¬ 
lei Gewerbe, vollständig im Regiebetrieb, bei einem Belag von 
500 Mann. 

Das Ergebnis war dasselbe: ein Ertrag von K 32000.— 
und die instruktive Ausbildung von 6—8% des Arbeiter¬ 
standes. 

Auch bei dieser sehr unvollständigen Organisierung-haben 
die Gehälter des Direktors, des Verwalters und der Werk¬ 
führer den ganzen Jahresertrag verschlungen. 
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Wohl kann den Ertrag der Regiebetriebe die Massen¬ 
fabrikation sehr heben, doch werden sie den Ertrag des Pacht¬ 
systems niemals erreichen, ln diesem Falle wird neben der 
Kostspieligkeit noch der einzige ausweisbare Vorteil des Regie¬ 
betriebes, das Lehren der instruktiven Arbeit erschwert oder 
ganz aufgehoben und überdies die Konkurrenz stark erhöht. 

Wenn wir das Hauptgewicht auf die Ausbildung in den 
Gewerben legen, d. h. uns vollständig auf instruktive Arbeit 
einrichten, dann werden die Auslagen eine enorme Höhe 
erreichen. In diesem Falle nämlich müssen wir zu je 5 Mann 
einen Werkführer oder Vorarbeiter stellen. 

Und dies ist keine Kleinigkeit, denn wenn wir so auf 100 
Sträflinge 20 Werkführer oder Vorarbeiter rechnen, mit einem 
Gehalte der vor dem Kriege zumindest K 3000.— betrug, 
dann kostet die gewerbliche Schulung eines Sträflings jährlich 
K 600.—. 

Wenn wir den Jahresgehalt des Werkführers oder Vor¬ 
arbeiters heute mit dem minimalen Betrage von K 10000.— 
berechnen, dann erhöhen sich die Gewerbeschulungskosten 
eines Sträflings jährlich auf K 2000.—. 

Die gewerbliche Schulung einer Anstalt mit 800 
Sträflingen kostet im ersten Falle K480000.—, im 
zweiten K 1600.000.—. 

Wenn wir bei 8 Industriebetrieben nur noch die Gehälter 
von 2 Fachingenieuren, 4 Geschäftsbeamten, 2 Reisenden und 
2 Bureaudiener sehr bescheiden hinzurechnen, -dann erst sehen 
wir in Wirklichkeit, welche große Kapitalien der Regiebetrieb 
fordert. 

Bei der alten, primitiven Einrichtung haben 6—8% der 
Sträflinge ein Gewerbe erlernt. 

Bei intensiverer Organisierung kann die Zahl jener, die sich 
die instruktive Arbeit aneignen, auf etwa 30% erhöht werden. — 

Bei den jungen Zöglingen der Besserungsanstalten kann 
dieser Prozentsatz auch 80% überschreiten, denn dort stehen 
zur Schulung außer den großen Lehr- und Werkmeisterkörpern 
die nötige Zeit, die größere Arbeitsfertigkeit, Schmiegsamkeit 
und Gesundheit zur Verfügung, die bei den älteren Sträflingen 
nur noch in beschränktem Maße vorhanden sind. 

Nach meiner Erfahrung fanden aber auch diejenigen Sträf¬ 
linge, die in einem Gewerbe voll ausgebildet wurden, im freien 
Leben nur sehr schwer ihren Platz. Die Ursache hievon, die 
vielen auffallen wird, finde ich darin, daß diese Facharbeiter 
mangels Kapitals sich nur selten selbständig machen konnten, 
als Gehilfen aber wurden sie durch die Gewerbetreibenden erst 
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dann beschäftigt, wemK Arbeiter unbescholtenen Vorlebens 
nicht zur Verfügung standen. 

Und da in den Landes-Strafanstalten die Arbeits¬ 
beschaffung nicht organisiert war, die Tätigkeit 
der Patronage vereine in dieser Richtung aber nicht 
befriedigte, so ging der einzige Vorteil des Regie¬ 
betriebs, die erlernte instruktive Arbeit, fast voll¬ 
ständig verloren. Die meisten derjenigen freigewor¬ 
denen Arbeiter aber, die sich /doch irgendwie ein- 
fügen konnten, hat die taktlose Kontrolle der 
Polizei — gewöhnlich durch Aufdeckung der Ver¬ 
gangenheit der Betreffenden — vom neuen Heim 
verjagt und sie neuerdings dem Verbrechen in die 
Arme geworfen. 

Ich kann also ruhigen Gewissens behaupten, daß 
die Ergebnisse des Regiebetriebes mit den Opfern 
die für denselben gebracht wurden, keinesfalls im 
Verhältnis sind. 

Ein bedenklicher Umstand beim Regiebetrieb ist —und er 
fällt gewichtig in die Wagschale —, daß die technischen "Leiter, 
die den einzelnen Betrieben bevorstehen, gewisse Selbständig¬ 
keit anstreben, fortwährend Reibereien verursachen und so die 
Einheitlichkeit der Leitung gefährden. 

Trennen wir aber die Verwaltung von den Betrieben und 
von der Ökonomie und stellen einen Unter-Direktor mit persön¬ 
licher Haftung an die Spitze, dann geht die Einheitlichkeit der 
Verwaltung — die in einer Person konzentriert werden muß, 
wenn wir kein Chaos in der Anstalt heraufbeschwören wollen — 
vollständig in Stücke. Denn es ist unleugbar, daß die Betriebe 
und Wirtschaft mit der Verwaltung eng verknüpft sind und 
wenn dabei auch ein anderer disponierenden Einfluß hat, so 
wird das nötige harmonische Zusammenwirken — zum großen 
Schaden der Strafanstaltszwecke — der Auflösung entgegen 
gehen. 

Die Behauptung, daß der Regiebetrieb den Gewerbe¬ 
treibenden und Fabrikanten die kleinste Konkurrenz bietet, 
versteht sich von selbst; denrw wenn wir das Hauptgewicht 
auf die instruktive Arbeit, d. h. gewerbliche Ausbildung legen 
und nicht auf die Fabrikation, so kann dies keinen anderen 
Erfolg haben v 

Wenn aber der Mangel an Konkurrenz davon abgeleitet 
wird, daß die Regiebetriebe staatliche Arbeiten verrichten, so 
nehme ich diese Folgerung nicht an, denn es ist sicher, daß die 
im Staatsregiebetriebe verrichteten staatlichen Arbeiten den 
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Fabrik- und Gewerbearbeitern des freien Lebens entzogen 
werden, ebenso wie alle Privatarbeiten, welche die Staats¬ 
regie erledigt; wenn wir außerdem den Umfang der staat¬ 
lichen Aufträge berücksichtigen, dann muß die Konkurrenz 
als noch größer bezeichnet werden, denn durch derlei Aufträge 
werden den Arbeitern des freien Lebens noch beträchtlichere 
Arbeiten entzogen. Es kann also beim Regiebetriebe in diesem 
Falle bloß von einer minder auffälligen Konkurrenz die 
Rede sein. 

Die Möglichkeit, sich ein Gewerbe vollständig 
anzueignen, wäre somit der einzige Vorteil beim 
Regiebetrieb. 

Durch den Mangel einer Organisation zwecks 
Arbeitbeschaffung und der damit verbundenen 
Schwierigkeiten, dann durch taktloses, zielwidriges 
Einmengen der Polizei wird auch die Wirkung die¬ 
ses Vorteils fast auf Null reduziert. 

Sogar in den zurückersehnten alten Zeiten des 
Friedens galt die Einführung der Staatsregie als 
Geldverschwendung; heute, da wir Bettler sind, 
wäre sie ein frevelhaftes Verbrechen gegen die 
Staatskasse. 

Erfahrungen mit dem Pachtsystem. 

Untersuchen wir nun genauer den ' Fabrik¬ 
betrieb des Pachtsystems. 

Als ersten auffallenden Vorteil habe ich erwähnt, daß er 
von der Staatskasse keine Investition erfordert, somit kein* 
Risiko hat. 

Hier in Väcz wurden unter meiner Direktion folgende 
Fabriksbetriebe durch Unternehmer vertragsmäßig eingerich¬ 
tet: Tischlerei, Fabrikation von Sesseln mit Ledersitz, Pinsel-, 
Eisenmöbel-, Bau- und Ökonomiegerätefabrikation, Schusterei 
und Damenkonfektionsschneiderei. 

Alle sieben Betriebe wurden fabrikmäßig, mit neuen vor¬ 
züglichen Maschinen und elektrischem Antriebe, ausgerüstet. 

Die Kosten dieser Einrichtungen belasteten vollends die 
Unternehmer. 

Außer diesen Unternehmungen haben wir noch folgende 
Betriebe häuslich geführt: Schneiderei, Schusterei, Druckerei, 
Tischlerei, Schmiede. 

In der Druckerei wurden sämtliche Drucksorten für die 
Justizämter hergestellt, die anderen Industrien wurden für 
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häusliche Zwecke und nur zum geringen Teil für Deckung 
justizäintlichen Bedarfes beschäftigt. 

Die elektrische Triebkraft gab ein Zentral-Maschinenhaus. 
Von hier erhielt die ganze Anlage die Beleuchtung; das Zentral¬ 
gebäude die Heizung; die Küche, die Wäscherei und das Bad 
den Dampf. 

Das Zentralmaschinenhaus hat der Staat erbaut und ein¬ 
gerichtet. Die Kraft, welche die Unternehmer von dort er¬ 
hielten, haben sie zum Selbstkostenpreise ersetzt. 

Jeder Unternehmer erhielt ein Materialmagazin. Die fer¬ 
tigen Waren mußte er aus dem Hause schaffen, sofern er sie 
in seinem Magazin nicht unterbringen konnte. 

Die Unternehmer waren verpflichtet, die nötige Anzahl 
betriebsleitender Beamten, Werkführer und Vorarbeiter an¬ 
zustellen. 

Alle diese wurden verpflichtet, das Anstaltsreglement ein¬ 
zuhalten. Die dagegen Verstoßenden konnte die Anstalts¬ 
direktion sofort entlassen. 

Die Unternehmer wie auch ihre Angestellten waren Fach¬ 
leute, die bezüglich vorzüglicher Einrichtung und sachkundiger 
Leitung des Betriebes, wie auch hinsichtlich entsprechendem 
Unterrichts der Arbeiter volle Garantie boten, da sie — wie 
schon erwähnt — sich während eines Menschenlebens ab- 
mühten,. Fachkenntnisse und Kunstgriffe in ihrem Gewerbe 
zu sammeln. 

Hinsichtlich Betriebseinrichtung und Arbeitsunterricht ver¬ 
fügten die Unternehmer innerhalb der Gesetze, Ministerial- 
verordnungen und des Hausreglements selbständig. 

Der Direktion war das Recht der Kontrolle reserviert. 

Demzufolge geschah es nicht einmal, daß ich Einrichtungen 
die der Gesundheit der Arbeiter schädlich, feuergefährlich, 
explosiv waren oder die Sicherheit der Haft gefährden konnten, 
nicht vornehmen ließ. 

Nach dieser Feststellung des Planes ging die Arbeit lustig 
vonstatten. 

Bei der Arbeitsteilung der Fabrikbetriebe ergab es sich 
bald, daß fast jeder Sträfling binnen 1—2 Wochen sich eine 
Detailarbeit aneignen konnte, viele erlernten binnen kurzer 
Zeit sogar mehrere solcher Verrichtungen, was sie befähigte, 
in den Fabriken des freien Lebens in ähnlichen Arbeitszweigen 
leichter unterzukommen. 

Der Maschinenbetrieb und die Arbeitsteilung haben den 
Fleiß außerordentlich gefördert, verhinderten das „amerikani¬ 
sieren“, weil die Erzeugnisse im Laufe der Arbeit von Hand 
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zu Hand gehen und dadurch auch die Faulen zum Arbeits¬ 
wettbewerb gezwungen werden, um sich nicht den Beschwer¬ 
den ihrer Genossen auszusetzen, da sie sonst diese am besseren 
Verdienste hindern. Diese Wirkung machte sich darum beson¬ 
ders bemerkbar, weil es den Unternehmern freistand — wie 
ich dies später weitläufiger auseinandersetzen werde — die 
Fleißprämien im Verhältnis zur Arbeit zu verteilen oder stück¬ 
weise festzusetzen. 

Eine so organisierte Gefangenenarbeit, bei der die Beamten 
bloß die Kontrolle, den Stand- und Verdienstausweis der 
Arbeitenden und am Monatsschluß die Verbuchungen be¬ 
lasten, ermöglicht es unbedingt dem Strafvollzugsbeamten¬ 
körper, viel mehr Zeit der Arbeit, zur Erreichung der Ziele des 
Gefängniswesens, dem humanitären Dienst der individuellen 
Behandlung der Verhafteten und besonders der Patronage 
widmen zu können, welch letztere von unseren Obliegenheiten 
bisher wegen Arbeitsüberhäufung fast ausgeschlossen war. 

Das Einrichten der Fabrikbetriebe ging nur schwer vor 
sich. Der erste, den ich dazu aufforderte, war der Budapester 
Sesselfabrikant Hermann Gmehling, der hier damals etwa 
40 Mann mit Sesselmanufaktur beschäftigte. — 

Meiner Aufforderung zufolge sagte er: „Herr Direktor, wo 
denken Sie hin! Heute zahle ich hier 40 h pro Mann und Tag 
und dabei vegetiere ich kaum; meine Kunden aber sagen mir 
fortwährend, ich soll ihnen keine Zuchthausware schicken, 
weil sie schlecht ist. Jetzt wünschen Sie noch ich soll mich 
auf den Fabrikbetrieb einrichten, was K 30000.— kosten 
würde und überdies soll ich pro Mann und Tag K 1.— zah¬ 
len?!“ ... Er war nicht zu überreden. Ein halbes Jahr hin¬ 
durch kapazitierte ich ihm, daß er bei dieser Einrichtung mit 
Arbeitsteilung jeden Arbeiter benützen können wird, wogegen 
jetzt nur wenige. Wir werden, um den Fleiß und die Ambition 
zu heben, Prämien festsetzen, die Leute werden genau und 
viel arbeiten; ich bin überzeugt, daß er mir binnen 6 Monaten 
für meinen Rat danken wird!.Es ging nicht! .... 

Als er wieder kam, war er durch seine auswärtigen Arbeiter 
boykottiert. 

Ich betonte ihm, daß, wenn er sich hier einrichtet, gegen 
den Boykott schützt, der bei uns nicht möglich ist, — und um 
die Schwierigkeit des Anfangs zu beheben, forderte ich von 
ihm bloß 70 h. 

Schließlich sagte er zu und richtete sich ein. — 

Er arbeitete mit 70 Mann. Der äußere Boykott war sofort 
gebrochen. Nach 3 Monaten kam er zu mir und sagte: „Ich 
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hätte es nicht geglaubt, aber Herr Direktor haben Recht 
gehabt. Die Leute sind sehr fleißig und ich kann schon heute 
sagen, daß sie genauer arbeiten als meine Budapester Arbeiter, 
die mir nicht mehr mit dem Boykott drohen, da ich dagegen 
eine wirksame Waffe erhalten. Gestern erhielt ich die Mit¬ 
teilung einer alten Kundin, ich soll ihr ja nur Zuchthausware 
von Väcz senden, welche besser ist als die Budapester. — Ich 
danke Ihnen für den guten Rat, Herr Direktor! Es hat sich 
^ früher bewahrheitet als sogar Sie es dachten! 

Dies war das erste angenehme Ergebnis. — 

Dies spornte die anderen Unternehmer an, sich einzu¬ 
richten. — 

Mit dieser Organisierung der Strafhausarbeit habe ich der 
Staatskasse in Friedenszeiten zumindest die Einrichtungs¬ 
kosten — d. i. K 700000.— -r- erspart, was jetzt nach dem 
Kriege wenigstens K 35000000.— ausmacht. Da aber das 
Anlernen der Arbeit und die Betriebsleitung dem Staate gar 
nichts kostet, da dies die Pächter bestreiten, so müssen die 
daran ersparten Auslagen, die sich beim Regiebetrieb jährlich 
erneuern würden, zu obiger Ersparnis an der Einrichtung 
zugerechnet werden; dies hätte im Frieden K 480000.—, 
heute, nach dem Kriege, K 1600000.— betragen,' — was ich 
beim Regiebetrieb bereits auch erörterte. 

Überdies ersparen wir beim Pächtersystem noch die Ge¬ 
hälter der leitenden Fachingenieure, Geschäftsbeamten, Agen¬ 
ten und Diener. / 

Wenn wir berücksichtigen, daß die Einrichtung 
des Regiebetriebes sehr lange dauert und vom 
finanziellen Standpunkte bei uns — nach meiner 
Meinung — unmöglich ist; — wogegen das Pacht¬ 
system, ohne die Staatskasse zu belasten, binnen 
6 Monaten unbedingt eingerichtet werden kann, wo¬ 
bei Arbeit und Ertrag sofort einsetzen: dann wird 
sich, wie ich glaube, kaum jemand finden, um die, 
— vom wirtschaftlichen Standpunkte als Salto 
mortale zu bezeichnende —, Organisation des Regie¬ 
betriebes zu begehen. 

Ich sagte auch, daß das Pachtsystem das einzige 
Arbeitssystem ist, bei welchem sämtliche jährli¬ 
chen Auslagen einer Strafanstalt verdient oder zu¬ 
mindest annähernd gedeckt werden können. Dieser 
meiner Behauptung und Stellungsnah me für dieses 
System werden folgende Angaben Gewicht ver¬ 
leihen: 
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Zuerst wünsche ich das Ergebnis der 1911er Bilanz der 
Anstalt zu Väcz vorzulegen, da dieses Jahr unter meiner 
Leitung das erste gewesen war, in welchem die durch mich 
aufgenommenen 7 neuen Pächter mit neuen Verträgen, Arbeits¬ 
bedingungen und Fabrikeinrichtungen schon das ganze Jahr 
hindurch mit einem durchschnittlichen Stande von 800 Sträf¬ 
lingen ohne Hindernis gearbeitet haben. — 

Im Jahre 1911 bezifferte sich der 

Reinertrag der Industrien mit.. . K 344365.45 

Verdienst der Sträflinge und des Hilfsfonds . . . ,, 29809.12 

Gesamt-Reinverdienst. . K 374174.57 
Und da im Jahre 1911 alle Auslagen des Strafhauses, der 
Vermittlungsanstalt und des Staatsgefängnisses betrugen: 
Beamten- und Diurnistengehalte K 48708.54 
Sold der Wachmannschaft . . . ,, 132034.49 
Hauspauschale der Ausgaben . . „ 190000.— 
Kanzleipauschale der Ausgaben . ,, 1000.— 

Insgesamt. . . K 371 743.03 K 371 743.03 
so verbleibt zugunsten des Industriegeschäfts . . K 2431.54 
dazugerechnet den Bilanz-Reinertrag d. Vermitt¬ 
lungsanstalt .,, 6151.23 

dann die durch die Staatsgefangenen erstatteten. ,, 130.90 

Verbleibt zugunsten des Industriegeschäfts: Mehr-_ 

einnahme.K 8713.67 

Wir haben also im Jahre 1911 nicht nur alle 
Ausgaben der unter meiner Leitung stehenden 
Anstalten aus dem Ertrag gedeckt, sondern über¬ 
dies einen Gewinn von K8713.67 erreicht. 

Wie außerordentlich dies Ergebnis war, geht aus umstehen¬ 
dem Ausweis hervor: 

Hieraus ist ersichtlich, daß das Industriegeschäft des Zucht¬ 
hauses zu Väcz, allein, ein fast gleiches Ergebnis aufweist als 
die übrigen Strafanstalten zusammen. 

Wenn wir in Betracht ziehen, daß laut den „Blättern für 
Gefängniskunde“ die ersten Strafanstalten der Welt nicht 
imstande sind, einzeln mehr als 60% ihrer jährlichen Ausgaben 
zu erreichen, dann sticht das Außerordentliche dieses Erfolges 
erst recht ins Auge; denn ich habe in Väcz im Jahre 1911 
nicht nur 100% herausgeschlagen, sondern noch einen Mehr¬ 
verdienst von K 8713.67 erreicht und dadurch mit dieser 
Einnahme einen Weltrekord geschaffen. 

Dieser Weltrekord, den die Strafhausarbeit mit 
dem Pachtsystem erreicht hat, ist ein Ergebnis, 
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Ausweis der im Jahre 1911 durch die Strafanstalten bilanzmäßig 
erreichten Reinerträge und der an die Steuerämter abgelieferten 

' Summen: 


Lauf. 

Zahl 

Benennung der Strafanstalt 

Reinertrag 

An das 
Steueramt 
abgel.: 



K 

h 

K 

h 

1 

Vermittl.-Anstalt Allampuszta 

16825 

63 

15000 

— 

2 

Sammelgefängnis Budapest . 

34786 

23 

25000 

— 

3 

Zuchthaus Illava. 

41227 

15 

40000 

— 

4 

,, Lipötvär .... 

53295 

19 

65000 

— 

5 

,, Nagyenyed . . . 

68939 

38 

40000 

— 

6 

,, Szamosujvär . . 

55431 

10 

42000 

— 

7 

,, Sopron. 

62156 

67 

45000 

— 

8 

Kerker Szeged . 

57671 

10 

45000 

— 


Insgesamt . . 

390332 

45 

317000 

— 

9 

Zuchthaus Väcz . 

374174 

57 

300000 

— 


Ergebnis zugunsten der8 Straf- 






anstalten. 

16157 

88 

17000 

— 


welches verdient, in den Annalen der Gefängnis¬ 
kunde vermerkt zu werden, um so mehr, weil so¬ 
wohl die Theoretiker wie die Praktiker der Ge¬ 
fängniskunde das Pachtsystem und den damit ver¬ 
bundenen Fabrikbetrieb verpönen, trotzdem ich 
in Väcz praktisch bewiesen habe, daß hinsichtlich 
Rentabilität diese Kapazitäten der Gefängniskunde 
irren; ebenso — meinerMeinung nach und auf Grund 
der in dieser Schrift ausgeführten Tatsachen- — 
auch darin, daß sie bei der Strafhausarbeit den 
Regiebetrieb bevorzugen und das Pachtsystem un¬ 
bedingt ausmerzen wollen. 

Aber sehen wir die weiteren Beweise. — 

Im Jahre 1912 war der Reinertrag des Industriegeschäfts 
K 395622.86. Also nicht nur, daß nach dem Rekordjahr 1911 
kein Rückfall eintrat, sondern es wurde noch um K 21448.29 
überschritten. — 

Im Jahre 1913 war der Reinertrag K 351439.05, also gegen¬ 
über dem Rekordjahr von 1911 ein Minus von K 22735.52. 
Dies findet seine Erklärung in der Wertverminderung um 
K 122962.21 der unter Titel III der Aktiva der 1913er Bilanz 
ausgewiesenen fertigen Drucksorten, welche im Jahre 1913 
einer Revision unterzogen wurden, die so spät erfolgte, daß 
wir trotz angestrengter Arbeit kaum vermochten den laufenden 
Bestellungen zu entsprechen, jedoch einen, für die künftigen 
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Lieferungen nötigen Vorrat nicht mehr beschaffen konnten. — 
Diese verspätete Revision hinderte uns, in der zweiten Hälfte 
des Jahres, daß wir nicht zumindest für K 60000.— fertige 
Drucksorten herstellten, woraus leicht erklärlich ist, daß dieses 
Jahr gegenüber dem Rekordjahre von 1911 mit einer Mehr¬ 
einnahme von etwa K 40000.— hätte abschließen müssen. 

Nach der 1. Hälfte 1914 mußten wir schließen, denn von 
diesem Zeitpunkt an geschah der Jahresschluß — abweichend 
vom Kalenderjahre — mit dem Budgetjahr, vom 1. Juli an 
bis 30. Juni. Somit bildet das Jahr 1914 einen Halbjahres¬ 
schluß mit K 202731.68 Ertrag, dem relativ größten, der 
bisher erreicht wurde. 

Wenn wir den 10jährigen Durchschnitt der Bilanzen 1896 
bis 1905 meines Amtsvorfahren ziehen, so finden wir 
K 168191.71, dagegen beträgt der Durchschnitt meiner 10 
Jahre 1906—1914/15 K 309174.86, d. h. jährlich um 
K 140983.15 mehr. 

Hier sei bemerkt, daß wir in den ersten 5 Jahren 1906—10 
noch nicht vollständig eingerichtet waren, und die Arbeit, die 
meinem System entspricht, begann erst im Jahre 1911, was 
auch daraus zu ersehen ist, daß in den ersten 5 Jahren ein 
Ertrag von über K 300000.— bloß einmal erreicht wurde, in 
den anderen 4 Jahren aber stark darunter blieb. Hieraus 
kann füglich gefolgert werden, daß, wenn alle 10 Jahre hin¬ 
durch die meinem System entsprechende Einrichtung vor¬ 
handen gewesen wäre, so hätte mein jährlicher Durchschnitts- 
Mehrertrag sich bedeutend über K 140983.15 erhöht und dieser 
Mehrertrag hätte daher den jährlichen durchschnittlichen 
Ertrag meines Vorfahren unbedingt überschritten. 

Ein seither verstorbener ungarischer Kollege hat 
sich in seinem Bericht vom Jahre 1911 auf meinen 
gleichzeitigen Bericht bezogen, was an und für sich 
schon ein etwas ungewöhnlicher Umstand ist, und 
er äußerte sich über mein Arbeitssystem, in einem 
von meiner Meinung abweichenden Sinne, mit der 
Betonung, ich möge diesen nicht als Kritik auf¬ 
fassen. 

Ich habe ihn auch nicht als solchen betrachtet. 

Man kann ja die große Frage des Pachtsystems und des 
Regiebetriebes gewiß nicht auf 2 Handschriftseiten erledigen. 

Da aber auf diesen 2 Seiten über das Pachtsystem Behaup¬ 
tungen aufgestellt wurden, die nach meiner bescheidenen Mei¬ 
nung nicht bestehen können, so war ich gezwungen, mit 
wenigen Worten ganz sachlich zu antworten. 
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Fachleuten wird es nicht ohne Interesse sein, die Meinung 
-meines verstorbenen lieben Kollegen, meine kurze Antwort und 
die angeknüpften Reflexionen hier kennen zu lernen. 

Mein geehrter Freund sagte: „Vom geschäftlichen Stand¬ 
punkte aus ist das Ergebnis sehr bedeutend,.jedoch vom ethi¬ 
schen, bessernden und sittenveredelnden Standpunkte des 
Gefängniswesens betrachtet ist dieser Gelderfolg d. h. die ihm 
zugrunde liegende Tendenz ein sehr bedenkliches Symptom 
für die Strafanstalten, die mittels ähnlicher „materiellen Pro¬ 
gressivität“ von ihrem erhabenen Berufe ganz abgelenkt 
werden; ja, meiner Erfahrung nach entstehen gerade im 
Dunstkreise des auf das Unternehmungssystem gegründeten 
Fabrikbetriebes die krankhaften und verdammenswerten 
Lehren unseres Jahrhunderts, die im geeigneten Boden des 
Zuchthauses üppig weiterwuchern.“ 

Hier fragte ich meinen lieben Freund: Warum ist das 
Ergebnis vom geschäftlichen Standpunkte bedeutend?! 

Darum, weil bei dem'Pachtsystem die Pächter mehr und 
bessere Arbeit erhalten, wie beim Regiebetrieb. 

Beim Regiebetrieb ist das Amerikanisieren an der Tages¬ 
ordnung, beim gut'eingerichteten Fabrikbetrieb kontrollieren 
die Arbeiter zum größten Teil sich selbst, da bei der Arbeits¬ 
teilung, wo die Arbeit von Hand zu Hand geht, jeder, der die 
Kette durch Nachlässigkeit trennt, durch seine Genossen sofort 
gemahnt wird. 

Der Gelderfolg aber ist das Ergebnis der guten Einrich¬ 
tung und der fleißigen Arbeit. 

Wenn meinem geehrten Freunde der Gelderfolg ein bedenk¬ 
liches Symptom ist, dann leugnet er die „ethische, bessernde 
und sittenveredelnde Wirkung“ der fleißigen Arbeit. 

Die Arbeit ist unbestritten das höchste Lebenselement der 
Strafanstalten und je schrankenloser, desto wirksamer ist sie. 

Die fleißige Arbeit ist die Grundlage der „materiellen Pro¬ 
gressivität“. 

Es bangt ihm doch nicht für die Sträflinge, wenn sie einer 
Tendenz der fleißigen Arbeit huldigen?! 

Daß die „krankhaften und verdammenswerten Lehren 
unseres Jahrhunderts im Dunstkreise der Fabrikbetriebe“ ent¬ 
stehen, ist richtig, aber nur bei den äußeren Betrieben. Aber, 
daß diese Lehren „im geeigneten Boden des Zuchthauses üppig 
weiter wuchern“, das muß ich entschieden verneinen, denn 
dem üppigen Fortwuchern dieser Lehren stehen reichliche 
Disziplinarmittel im Wege. 
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Ja glaubt denn mein geehrter Freund, daß wir bei der 
Arbeit des Pachtsystems hier im Väcz, das Hauptgewicht nicht 
auf die Besserung und die Willensstärkung legen?? 

Glaubt er, unser Ziel sei nicht, unsere verirrten Mit¬ 
menschen auf den gesellschafterhaltenden Grund der Moral 
zurückzuführen?! 

Gewiß ist nur dies unser Bestreben! Ja, ich wage es zu 
behaupten,, daß wir diesem Zweck, durch das Pachtsystem 
mehr dienen als dies irgend eine Anstalt mit dem Regiebetrieb 
tun kann. * 

Mein verehrter Freund verarge mir den „geschäftlichen 
Weltrekord“ nicht, da er nicht von Wichtigkeit ist, aber sehr 
bedeutungsvoll wird dadurch, daß ich mit diesem Weltrekord 
in der Praxis die Überlegenheit der Arbeit des Pachtsystems 
gegenüber dem Regiebetrieb bewiesen habe, — und dies ist 
darum außerordentlich wichtig, weil die Theoretiker und Prak¬ 
tiker der Gefängniskunde die Arbeit des Pachtsystems gegen¬ 
über dem Regiebetrieb verworfen haben. 

Und siehe: „Sie bewegt sich doch!“ 

Mit ruhigem Gewissen, mit voller Überzeugung behaupte 
und führe ich praktisch durch das, was mit der Meinung der 
meisten theoretischen und praktischen Fachleute im Gegen¬ 
sätze steht. 

ln kurzer Zeit werde ich auf eine 37jährige Praxis im 
Gefängniswesen zurückblicken können und daß dies kein Komo- 
tisieren war, sondern anstrengende Arbeit, das wissen die Tag¬ 
löhner des Gefängniswesens. Von diesen 37 Jahren entfallen 
auf: Munkäcs 7%, Szeged 7% Jahre, zusammen 15 Jahre, 
während welcher ich nur-im Regiebetrieb 12erlei, dann lOerlei 
Gewerbe leitete; dann war ich 3% Jahre lang in Szamo- 
sujvar Kontrolleur, wo die Arbeit auch in Regie geführt wurde; 
später 3% Jahre in Sopron und seit 14% Jahren hier in Väcz 
als Direktor. In beiden Orten hatte ich Gelegenheit, die Pacht¬ 
arbeit in Verbindung mit dem Fabrikbetrieb zu forcieren, 
sodaß ich einigermaßen berechtigt bin, die beiden Systeme 
beurteilen zu können. 

Lange schon war ich im reinen mit den Vor- und Nach¬ 
teilen beider Systeme, und hätte meine Ansicht literarisch ent¬ 
wickeln können, aber ich sah keinen praktischen Erfolg bei 
einem solchen Beginnen, denn ich hätte den Kampf sozusagen 
mit allen Theoretikern und Praktikern der Gefängniskunde . 
aufnehmen müssen und man hätte meine Meinung sicherlich 
verworfen. Zu meinen Gegnern gesellte sich auch mein geehrter 
Freund, trotzdem er das Ergebnis aus den Bilanzen sah und 
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von meiner siebenjährigen hiesigen Tätigkeit damals bereits 
Kenntnis hatte. Er würdigte trotzdem die Anstalt keines 
Besuches, dagegen äußerte er sich über das Prinzip abfällig, 
ohne es studiert zu haben. 

Ich wußte, daß es so kommen wird! 

Darum habe ich das System literarisch nicht behandelt, 
sondern es erst in die Praxis umgesetzt! Heute darf ich es 
literarisch behandeln, da ich es schon mit dem praktischen 
Ergebnis, der Tat, unterstützen kann. Mit diesen beiden 
nehme ich jetzt den Kampf gegen jeden auf, da ich sagen kann: 
Wen die Schrift nicht überzeugt, der komme und besehe sich 
das Resultat mit eigenen Augen. — 

Durch die außerordentlichen Ergebnisse meiner zwei¬ 
jährigen Bilanzen veranlaßt, kam im Jahre 1912 der 
Direktor Franz Szeifert des Lepoglavaer Zucht¬ 
hauses — bei mir Zuspruch nehmend — nach Väcz und nach¬ 
dem er die Anstalt samt der Gartenanlage von 8 Uhr früh 
bis 1 Uhr nachmittags gründlich besichtigte, sagte er mir 
vor seiner Abreise: „Herr Direktor! Sie haben hier, 
von Ihrem Standpunkte aus, Großartiges geleistet!“ 
Dies, wie aus seinen Worten erhellt, war die Ansicht eines 
Fachmannes der Gegenmeinung, — ohne daß wir unsere Mei¬ 
nungen über die zwei Arbeitssysteme gegenseitig ausgetauscht 
hätten. 

Am Ende des Jahres 1913 kam auf seiner europäischen 
Studienreise Mr. William Fleming (Rosslyn-Farms. Car¬ 
negie. Pa.) der Delegierte für Gefängniswesen des Staates 
Pennsylvania, U. S. A. nach Väcz, dem ich vor Besichtigung 
der Anstalten über mein hierorts eingeführtes System einen 
anderthalbstündigen Vortrag hielt und der mir, bei seinem 
Abschied, durch seinen Dolmetscher folgendes sagen ließ: 

„Es versteht sich von selbst, daß ich das ameri¬ 
kanische Gefängniswesen kenne. Auf meiner jetzi¬ 
gen Reise besuchte ich England, Frankreich, Bel¬ 
gien,- Holland und Rußland und ich kann Ihnen, 
Herr Direktor, sagen, daß ich eine Anstalt, die der 
Einrichtung der Väczer gleichkäme, in diesen Län¬ 
dern nicht fand. Ich sah moderner erbaute Anstal¬ 
ten, aber in keiner auch nur eine wichtigere Neu¬ 
erung, die ich hier nicht vorgefunden hätte. Der 
. industriellen Einrichtung Ihrer Anstalt wird aber 
nirgends auch nur annähernd nahe gekommen!... 

„Ich erachte mich zu einer solchen Kritik er¬ 
mächtigt, denn in meinen jüngeren Jahren war ich 
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Fabrikdirektor und seit 12 Jahren befasse ich 
mich mit dem Gefängniswesen und Strafvollzug.“ 

Auch er warf die Frage auf, warum ich über mein System 
nicht schreibe? Auch ihm sagte ich, daß ich ohne praktische 
Demonstration keinen Erfolg dabei sah, denn man hätte mich 
nur niedergewalzt und diesen Wortkampf hätte ich schriftlich 
nicht halten können. Er lächelte, fand aber meinen Stand¬ 
punkt für richtig. 

Daß seine Erklärung keine bloße Höflichkeitsformel war, 
dies beweist, daß er mir am 20. I. 1914 aus Wien und am 
29. 1. aus Berlin schrieb und er schloß seinen, die hiesige 
Anstalt besonders hervorhebenden Brief wie folgt: „Wenn Sie 
in Fachschriften über Ihre Anstalt schreiben, bitte mir dies 
mitzuteilen. Diese Zeitschriften würden mir sicherlich das 
allergrößte Interesse bieten.“ 

Aus diesen Äußerungen geht hervor, daß ich 
vielleicht doch etwas erreicht habe! 

Damals schrieb ich in einem Jahresbericht: „Wenn das 
Ergebnis bekannt wird, dann werden noch viele hierherkom¬ 
men, vielleicht sogar auch unsere einheimischen Fachmänner!“ 

Leider ging die Einrichtung im Weltkriege verloren, die 
organisierte Manipulation war gehemmt, die Disziplin der 
Angestellten wurde total locker, das harmonische Zusammen¬ 
wirken hat aufgehört: alles muß neu begonnen, neu organi¬ 
siert werden. 

Dies hat aber nichts zu bedeuten. Die Grundlage ist vor¬ 
handen. Kraft hat Gott dazu gegeben! Wenn im Ministerium 
der starke Wille vorhanden sein wird, dann wird die Anstalt 
binnen eines halben Jahres wieder in Ordnung kommen. 

Maßnahmen, die der Überlegenheit des Pachtsystems dienen. 

Schon aus dem bisher Gesagten geht die Über¬ 
legenheit des Pachtsystems gegenüber dem Regie¬ 
betrieb unzweifelhaft hervor, — noch mehr daraus, 
wie ich im Nachfolgenden die Vorteile des Pacht¬ 
systems durch einige Maßnahmen erhöhe, durch 
andere die beiden Hauptnachteile desselben nach 
Möglichkeit ausschalte. Ebendarum behandle ich 
diese Nachteile, wie es an der Reihenfolge wäre, — 
um Wiederholungen zu vermeiden — nicht jetzt. 
Später, im Rahmen der Vorschläge werden diese 
Nachteile zu ihrer Eliminierung ohnedies behan¬ 
delt. 
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Diese sind: 

a) Die Progression der Fleißprämien in Verbindung 
mit der progressiven Ausspeisung. 

Als ich versuchte die Unternehmer der Idee des elektrischen 
Betriebes zu gewinnen, hatte ich das Ziel vor Augen, daß sie 
durch die Qualität und Ausführung der in dieser Anstalt 
hergestellten Waren befähigt werden, mit den ähnlichen Er¬ 
zeugnissen des freien Lebens konkurrenzfähig zu bleiben; — 
außerdem war mein hauptsächliches Ziel, die Sträflinge mit 
der Behandlung der modernen Maschinen in ihrem Gewerbe 
vertraut zu machen. 

Durch die weitere Verfügung, daß zur Leitung der ein¬ 
zelnen Gewerbe, zur rationellen Arbeitsteilung die Unter¬ 
nehmer mehrere fachgebildete Werkführer anstellen mußten, 
wünschte ich die gründliche Ausbildung der Sträflinge zu 
sichern, damit sie nach Wiedererlangung ihrer Freiheit als gute 
Fabrikarbeiter Verwendung findend, sich ehrlich erhalten 
können. Eine hochwichtige, tiefgreifende Neuerung 
war die Regulierung der Fleißprämien, wobei ich 
das Prinzip der Progression angewandt und dadurch 
das Element des freien Lebens, den Wettbewerb 
eingeführt habe. 

Früher haben die Unternehmer die Fleißprämien selbst 
festgestellt, ja, in gewissen Anstalten in Form von Viktuälien 
selbst verteilt, ohne daß dies kontrolliert wurde. Demzufolge 
wurden die Fleißprämien viel zu niedrig bemessen und anstatt 
Viktuälien verbotene Waren (Tabak, Schnupftabak) in die 
Anstalt geschmuggelt und es wurde z. B. die Fleißprämie eines 
ganzen Monats mit 4 Päckchen Tabak zu je 8 Heller, zusammen 
also 32 Heller beglichen, was für den Unternehmer statt 
K 4.— die er z. B. als Fleißprämie hätte zahlen müssen, ein 
gutes Geschäft gewesen. 

Dies sind Tatsachen, die ich bei Übernahme einer Anstalt 
selbst erfahren habe. 

Beim Ausmerzen dieser Regelwidrigkeiten hatte ich als 
Ziel jene wichtige Forderung des Strafvollzuges vor Augen, 
daß die Sträflinge an Fleißprämien zumindest den Betrag 
erhalten sollen, der verordnungsmäßig der höchstzulässige Aus¬ 
speisebetrag ist. Deshalb forderte ich von den Unternehmern 
nach der vollen Arbeiterzahl K 4.— pro Mann und Monat als 
Fleißprämie. (Damals betrug nämlich das Maximum der Aus¬ 
speisung K 3.60.) Der Unternehmer hatte also nach einem 



Stand von 100 Arbeitern monatlich K 400.— an Fleißprämien 
zu zahlen. — Auf diese Weise habe ich die Interessen der 
Anstalt und der Sträflinge gewahrt. 

Das Interesse des Unternehmers war durch die Verord¬ 
nung geschützt, daß die Verteilung der K 400.— er vornehmen 
konnte, — d. h. ich gestattete ihm, daß er die Sträflinge in 
die von mir festgesetzten Fleißgebührkategorien einreihe — 
auf Grund ihres Fleißes, der Quantität und Qualität der 
erzeugten Artikel. 

Da der Unternehmer den festgesetzten Betrag unbedingt 
erlegen mußte, so konnte dessen Aufteilung, d. i. die Ein¬ 
reihung in die Gebühr-Kategorien, ruhig ihm überlassen wer¬ 
den, da es sein eigenes Interesse war hier gerecht vorzugehen, 
den Fleißigen nicht zu umgehen und den Faulen nicht zu 
belohnen. 

Das Recht der Kontrolle und der Überprüfung hat die 
Direktion sich jedoch unter allen Umständen Vorbehalten, und 
in solchen Angelegenheiten ist — wenn Beschwerden erhoben 
werden — ihre Entscheidung unappellabel. Die Ausweise, 
die auf Grund der Einteilung in die Fleißprämienklassen aus¬ 
gefüllt werden, sind samt den entsprechenden Beträgen der 
Kasse zu übergeben. 

Die Höhe der Ausspeisung wird der Fleißprämienkategorie 
entsprechend progressiv festgesetzt, so daß nicht nur die Fleiß¬ 
prämie, sondern auch die mit ihr verknüpften progressiven 
Ausspeisungsbeträge zur Entfaltung je größeren Fleißes an¬ 
spornen. 

Um hintanzuhalten, daß die Sträflinge von einem Unter¬ 
nehmen zum andern versetzt zu werden begehren, sind bei 
allen Pachtbetrieben nach Möglichkeit die Löhne, Fleiß¬ 
prämien und Ausspeisungsbeträge gleich hoch festzusetzen. 

Zum besseren Verständnis sei hier eine Fleißprämientabelle 
angeführt. 


Fleißprämien-Tabelle. 

Bei allen Unternehmungen setze ich die Fleißbelohnung der 
Sträflinge wie folgt fest: 

Diese Tabelle tritt ab 1. I. 19^. in Kraft und die Unter¬ 
nehmer dürfen außer den hier festgesetzten Fleißprämien, bis 
auf weitere Verordnung, den Sträflingen keine anderen geben. 
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Die nicht ausgeteilten Fleißprämien sind dem Hilfs¬ 
fond einzuzahlen, jedoch die so eingezahlten Summen sind 
am Ende des Jahres, bei der Austeilung der Prämien, ver¬ 
wendbar. Wenn nachher am Jahresende von diesen Summen 
noch etwas verbleiben sollte, so fällt dies dem Hilfsfond 
zugute. 

8. Die Ausspeisebeträge werden mit 60% der Fleißprämien 
festgesetzt. 

Väcz, 1. Januar 192.. 

Kgl. Landes-Strafanstalts-Direktion. 

Emil Gedeon, Direktor. 

Hier möchte ich bemerken, daß die Fleißprämie vor dem 
Kriege pro Mann und Monat mit K 4.— festgesetzt war, — 
die vorliegende Tabelle wurde jedoch unter Zugrundelegung 
von Fleißprämien zu K 6.— pro Mann und Monat verfertigt, 
da diese Erhöhung damals schon geplant wurde. 

Mit Rücksicht auf die heutigen valutarischen Verhältnisse 
müßte die monatliche Fleißprämie auf mindestens K 300.— 
erhöht werden. — 

Der übrigbleibende Fleißprämienbetrag wird den Sträf¬ 
lingen nebst ihrem Verdienst gutgeschrieben. 

Die wohltätige Wirkung dieser Regulierung der Fleiß¬ 
prämien und der Ausspeisung äußerte sich im Hervorrufen 
und in der Steigerung des Fleißes der Sträflinge, was mir nicht 
nur aus unmittelbarer Beobachtung bekannt ist, sondern auch 
durch die Unternehmer öfters bestätigt wurde. 

Die Erhöhung des Fleißes, die sich bei allen Unternehmun¬ 
gen in der Form der Mehrleistung und in besserer Ausführung 
der Erzeugnisse äußerte, kann sicher nicht völlig der Fleiß¬ 
prämienregulierung zugutegeschrieben werden; denn jeden¬ 
falls hat hiezu die Einführung des Maschinenbetriebes, die 
systematischere Grundlegung des Arbeitsunterrichtes und der 
Arbeitsteilung beigetragen. Die Arbeitsteilung wurde beson¬ 
ders durch die wesentliche Neuerung gefördert, daß die Arbeit 
der in Einzelhaft befindlichen Sträflinge mit der des gemein¬ 
samen Arbeitssaales verknüpft wurde, indem jeder Unter¬ 
nehmer vertraglich verpflichtet wurde, 20% seines Arbeiter¬ 
standes auch in Einzelhaft zu beschäftigen. — Dagegen ist es 
unzweifelhaft, daß die Fleißprämieneinteilung und die Pro¬ 
gressivität der Ausspeisung den Fleiß der Sträflinge derart 
gehoben haben, daß sogar die Unternehmer ihre Zufrieden¬ 
heit äußerten. 
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Die progressive Fleißprämienklassifikation in 
Verbindung mit der entsprechenden progressiven 
Erhöhung der Ausspeisung kann unbedingt als eine 
sehr praktische und zweckmäßige Neuerung des 
Gefängniswesens betrachtet werden. 

b) Organisation der Patronage in der Strafanstalt. 

Während meines langjährigen Gefängnisdienstes, besonders 
in dessen erster Hälfte, wo die Arbeit im Regiebetrieb geführt 
wurde, mußte ich auf Schritt und Tritt sehen, wie mit nur 
wenigen Kronen \ in der Tasche das Zuchthaus auch solche 
Leute verließen, die sich während ihrer langen Haft ständig 
als fleißige Arbeiter erwiesen haben. 

Da mir als Direktor die Möglichkeit geboten wurde, die 
Gefangenenarbeit rentabler und systematischer zu basieren 
und die Fleißbelohnung in Verbindung mit der Ausspeisung zu 
regulieren, war mein Hauptbestreben auch dahin gerichtet, 
den Verdienst der Sträflinge zu erhöhen. Ich habe auch er¬ 
reicht, was früher eine Seltenheit war, jetzt aber oft geschah, 
daß der freiwerdende Sträfling über K 300.—, 500.— und noch 
mehr verfügend, die Anstalt verlassen konnte. 

Wohl war ein solcher Betrag ausreichend, daß der Frei¬ 
werdende bei ernstem Bestreben und starkem Willen mit dem¬ 
selben irgend etwas beginnen konnte und unbedingt genügend, 
um während der Suche nach Arbeit aushalten zu können; 
doch konnte ich mich damit nicht zufriedenstellen, daß er in 
der ei^l^etieidendsten Periode seines Lebens, wo er nach längerer 
Haft in das Getümmel des freien Lebens zu treten beabsichtigt, 
ohne Stütze und Hilfe den Versuchungen des Lebens über¬ 
lassen werde. 

Es ist eine alte Erfahrung, daß nur die Arbeit 
den Gefallenen zu heben, ihn auf dem Wege der 
Ehre zu erhalten, zum nützlichen Mitglied der Ge¬ 
sellschaft zu machen vermag; eben deshalb war es 
immer mein Hauptbestreben, den Freiwerdenden 
Arbeit zu sichern. 

Oft habe ich mich im Interesse eines einzelnen an 2—3 
Sträflingsunterstützungsvereine gewandt, ich suchte auch bei 
den arbeitsvermittelnden Gewerbe-Korporationen an, — ja 
ich wandte mich sogar an ein bis zwei Arbeitergewerkschaften, 
um Freiwerdenden Beschäftigung zu verschaffen, aber in den 
seltensten Fällen hatte ich einen anderen Erfolg als Wohl¬ 
wollen zu verzeichnen gehabt. 



So konnte ich im Jahre 1909 durch die Gefangenenunter- 
stütziyjgsvereine in keinem einzigen Falle eine Beschäftigung 
für die F.reiwerdenden erhalten, wiewohl ich mich bloß im 
Interesse der bedingungsweise Freiwerdenden — also der 
Besten —, dorthin gewandt habe; dagegen gelang es mir 
durch die damaligen und früheren Unternehmer und Werk¬ 
führer 12 Leuten — darunter einigen Rückfälligen — eine 
Beschäftigung zu beschaffen. Diese Fälle habe ich in meinem 
damaligen Jahresbericht detailliert behandelt. 

Dieser Umstand reifte bei mir den Entschluß, 
womöglich nur solche Unternehmer in die Anstalt 
zu nehmen, die auch auswärts eine ähnliche Fabrik 
haben und in den Verträgen, die ich von diesem 
Zeitpunkt an schloß, wur'den die Unternehmer ver- 
* pflichtet, die verwendbaren guten Arbeiter beim 
Freiwerden zu übernehmen und ihnen Arbeit zu 
geben. — i 

Diese meine Idee fand schon am II. Landeskongreß für 
Patronage (1909) Zustimmung und wir haben mit ihr vor dem 
Krieg bereits ganz schöne Erfolge erzielt.* 

Die Arbeitsvermittlung, die ich eingeführt habe, 
ist ein sehr wichtiger und großer Schritt im Felde 
der Patronage! 

Ich bin jedoch überzeugt, daß wir in dieser Richtung auch • 
mehr tun könnten, u. zw. so, daß wir nicht nur bei den Arbeit¬ 
pächtern, sondern auch in den Industriezweigen des freien 
Lebens, — zum Betriebe gleicher Industriezweige, die hier 
im Zuchthaus geführt werden —, wie auch bei allen Unter¬ 
nehmern, die mit dem Staate im Vertragsverhältnis stehen und 
Arbeit zu geberrin der Lage sind, die Gleichgültigkeit besei¬ 
tigen und bei den organisierten Arbeitern die Abneigung gegen 
die Beschäftigung der freiwerdenden Sträflinge auch zu zer¬ 
streuen trachten würden. Diese Abneigung wuchs in der Ver¬ 
gangenheit oft zum Widerstand, ja sogar zum Terror gegen¬ 
über dem Arbeitgeber an, damit die Beschäftigung des frei¬ 
werdenden Sträflings verhindert werde. 

Heute wird sich die Lage, so glaube ich, auch in dieser 
Richtung bessern, da ein Teil der Arbeiter in gleiche Verhält¬ 
nisse kam, so daß sie sehen konnten, der Teufel sei nicht so 
schwarz wie er gemalt wird; deshalb glaube ich, daß künftig¬ 
hin auch sie einen konzilianteren Standpunkt einnehmen 
werden. 
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Wenn wir in Zukunft bei einzelnen Gewerkschaften und 
Fabrikarbeitern hie und da noch einigem Widerstand begegnen 
sollten, so werden — meiner Meinung nach — ein .oder zwei 
wohlbegründete Ansuchen von gewünschter Wirkung sein. 

Allerdings wäre die gesetzliche Regelung des 
„Rechts zur Arbeit“ die radikalste Lösung. 

In Fällen, wo fachliche Ausbildung und die während der 
Haft beobachtete Verläßlichkeit eines Sträflings dafür Gewähr 
leistete, daß der Betreffende sich als selbständiger Gewerbe¬ 
treibender erhalten kann, habe ich nie gesäumt, behufs Ge¬ 
nehmigung des zum Einkauf der zum geplanten Gewerbe 
benötigten Werkzeuge bedurften Geldes beim hohen Mini¬ 
sterium Vorschlag zu stellen. 

Alle meine derartigen Anträge wurden günstig erledigt. 
Das Eigentumsrecht der Werkzeuge hat die Staatskasse sich 
gesichert und nur im Falle ständigen, längere Zeit hindurch 
anhaltenden guten Betragens, sind sie in das Eigentum des 
Betreffenden übergegangen. 

Es ist mir nicht bekannt, daß es bisher auch nur in einem 
einzigen Falle nötig geworden wäre, die verteilten Werkzeuge 
von den Besitzern zurückzuverlangen. Dies bezeugt, daß die 
in solcher Weise Uhterstiitzten am Wege der Ehre wandeln. 

Mit den Patronage-Agenden sind die Anstalts-Lehrer zu 
betrauen, ln dieser schweren Arbeit haben in erster Reihe 
die Geistlichen, die sich mit den Sträflingen individuell beson¬ 
ders eingehend beschäftigen, ihnen hilfreich beizustehen. 

Wenn wir das Patronagewesen, unter Beachtung 
dieser Grundsätze, in der Anstalt selbst organi¬ 
sieren werden, so kommen wir zu bisher nie da¬ 
gewesenen außerordentlichen Resultaten. Diese 
werden noch erhöht, wenn die Freikommenden aus 
den Fabriken der Unternehmer durch die ander¬ 
weitigen Fabriken des freien Lebens aufgesogen 
werden, um so den neuen Freiwerdenden Platz zu 
geben; denn es ist sicher, daß die Aufsaugung von 
einer Fabrik des Freilebens in die andere schon 
leichter geht, aber der Übergang von der Haft in 
das Getriebe des freien Lebens ist sehr schwer. 

Die Aufsaugung werden besonders die in mein 
System aufzunehmenden gewerblichen und land¬ 
wirtschaftlichen Beschäftigungswerkstätten för- 
f ordern. 
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c) Verpflichtung der Unternehmer zum Einstellen 

instruktiver Arbeit. 

Als besonderer Nachteil des Pächtersystems mit fabrik¬ 
mäßigem Betrieb wird hervorgehoben, daß die individuelle 
Beschäftigung der Sträflinge dadurch unmöglich wird, weil 
es die instruktive Arbeit ausschlie'ßt und ihnen höchstens 
schablonenmäßige Teilarbeiten anzueignen ermöglicht, auf die 
man sich, als auf Vorteile, nur dem Arbeitmangel gegenüber 
beziehen könnte. 

Meiner Erfahrung nach deckt diese Behauptung den Tat¬ 
bestand nicht vollkommen und sie verhält sich in vielen Be¬ 
ziehungen nicht so, als sie eingestellt ist, anderseits kann man 
solche Maßnahmen treffen, die den Nachteil ausgleichen werden. 

Wenn in irgend einer Anstalt, wie in Väcz, achterlei Fabrik¬ 
betriebe eingerichtet sind, so kann der Sträfling unbedingt 
den seiner Individualität am meisten entsprechenden Betrieb 
wählen. Es ist wohl wahr, daß er bloß eine seiner Individua¬ 
lität entsprechende Teilarbeit wählen kann, da er diese aber 
sehr bald erlernt, kann er eine zweite, dritte Teilarbeit wählen, 
also sich deren mehrere aneignen. Die pädagogische Wirkung 
der Teilarbeiten wage ich nicht zu leugnen, denn insolange 
der Sträfling immer neue Details erlernt, so lange wird er 
ständig erzogen, und wenn er die Detailarbeiten schon erlernt 
hat, dann bietet der Fabrikbetrieb genug zum Nachdenken 
dem, der sich mit dem Entwickeln dieses Betriebes befaßt, der 
in dieser Richtung denken will und kann. — 

Denn ich sage, daß man die Maschinen nicht beim Schreib¬ 
tisch konstruiert hat, sondern in der Praxis und daß es größten¬ 
teils Arbeiter waren, die neue Maschinen erfanden, oder die 
Ingenieure auf Ideen brachten, aus denen neue Maschinen 
entstanden. Wie viele Arbeitergenies sind nicht- in Straf¬ 
anstalten verhaftet, bei denen der Fabrikbetrieb das Nach¬ 
denken auslöst. Es würde sich der amerikanische, englische * 
oder deutsche Fabrikarbeiter gar schön bedanken, wenn man 
seine Arbeit nur so taxieren würde, um sich auf sie nur dem 
Arbeitmangel gegenüber, als auf einen Vorteil, berufen zu 
können! 

Aber heute müssen auch in der Staatsregie, bei jedem 
Gewerbe, die Sträflinge mit dem modernen Maschinenbetrieb 
bekannt gemacht werden, sonst könnten sie keine konkurrenz¬ 
fähigen Waren erzeugen, und höchstens in solchen Staaten 
reüssieren, wo die Fabrikindustrie vollständig fehlt oder noch 
in den Kinderschuhen steckt; aber auch hier würden sie durch 
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die Weltkonkurrenz bald in den Arbeitmangel gedrängt 
werden. 

Im Schlußergebnis sehen wir, daß auch die Staatsregie, 
wenn sie reüssieren will, dem Fabrikbetrieb zustrebt und so 
müssen seine Anhänger, wenn sie konsequent bleiben wollen, 
die Befehdung des mit dem Pachtsystem verbundenen Fabrik¬ 
betriebes aufgeben. 

Wie ich dies schon bei Schilderung des Staatsregiebetriebes 
bewiesen habe, hat sich bei unserer alten Einrichtungß—8% der 
Sträflinge das Gewerbe angeeignet, wenn wir uns aber mit 
großer Intensität einrichten, so daß auf je 4—5 Sträflinge 
ein Instruktor entfällt, dann können wir diese Ziffer — nach 
meiner Meinung — auf etwa 30% hinaufschrauben, und diesen 
Prozentsatz betrachte ich als ein Maximum, schon darum, 
weil, bezüglich Gesundheit, Befähigung, Neigung und Haft¬ 
zeit sich kaum mehr vollständig ausbildbare Individuen finden 
dürften: Was beginnt nun die Staatsregie mit den 
im ersten Falle übrigbleibenden 92% und mit den 
70% des zweiten Falles? Diese hängen nun einmal 
in der Luft, oder aber, sie müssen zu irgendwelcher 
Detailarbeit im Fabrikbetrieb eingereiht werden. 

Aber wozu dann der Regiebetrieb? 

Ich bin gezwungen auch der Behauptung entschieden zu 
widersprechen als ob das Pachtsystem die individuelle Be¬ 
schäftigung — darunter das volle Erlernen' eines Gewerbes 
verstanden — unmöglich machen würde. Jedem, der den 
Fabrikbetrieb kennt, ist es bekannt, oder er kann es sich 
leicht vorstellen, daß besonders bei den Holz- und Eisen¬ 
arbeiten, bei der Pinselfabrikation, Schneiderei, aber auch bei 
der ganz auf Maschinenbetrieb, eingerichteten Schusterei ein 
Prozentsatz der Arbeiter leicht in die instruktive Arbeit ein¬ 
gestellt werden kann. 

Dies ist keine Behauptung ins Blaue, sondern Wirklich¬ 
keit. Nicht nur einmal habe ich darüber mit den Unter¬ 
nehmern gesprochen, die sich bereit erklärten, 6—10% ihres 
Bestandes mit instruktiver Arbeit zu beschäftigen, natürlich 
solche, die dazu die Neigung, Fähigkeit und entsprechende 
Haftzeit besitzen. — 

Dies werde ich in den Verträgen mit den Unter¬ 
nehmern als eine Hauptbedingung verwerten und 
somit den einzigen Vorteil des Staatsregiesystems 
zum größten Teil expropriieren! 



d) Der Schutz gegen die schädliche Konkurrenz. 

Jetzt muß noch für die Ausschaltung der schädlichen Kon¬ 
kurrenz soweit als möglich gesorgt oder zum mindesten die Mög¬ 
lichkeit geboten werden, daß sich jene, die sie betrifft, vor ihr 
schützen können. 

Die Arbeit in den Strafanstalten — die Gefangenenarbeit — 
wurde sowohl bei uns wie im Auslande stets stark bekämpft. 

Trotzdem, daß unter den heutigen Zuständen Arbeit auf 
jedem Gebiete, für jedermann, auf die Dauer langer Jahre 
gesichert ist, werden menschliche Selbstsucht und Neid — 
besonders gegenüber dem .Pachtsystem — doch nicht ruhen 
und die Angriffe werden sich wiederholen, ja immer mehr 
intensiver werden. 

Die derartigen Beschwerden der Industriellen und Fabri¬ 
kanten pflegen bedeutend übertrieben, in vielen Beziehungen 
ganz grundlos zu sein und es gibt auch solche, aus denen die 
Selbstsucht und der Brotneid direkt hervorstechen. 

Laut Ausweis des Kgl. sta/t. Amtes zu Berlin vom 
Jahre 1908 haben die freien Arbeiter M. 6500000000.— 
Arbeitswert geliefert, wogegen die Sträflinge nur 
M.9000000.— Arbeitswert erzeugten. Die Gefangenen¬ 
arbeit schafft also bloß V#% des Wertes der freien 
Arbeit. 

Hieraus resultiert, daß die durch Gefangenenarbeit erzeug¬ 
ten Werte so gering sind, daß von einer Schädigung der freien 
Arbeit, d. h. von einer Konkurrenz in höherem Maße keine 
Rede sein kann. 

Es ereignete sich, als ich die Unternehmungs-Damen¬ 
schneiderei mit einem Sträflingsbestand von 12 Mann einge¬ 
stellt habe, daß sich die Budapester Damenkonfektionäfe an 
den Justizminister wandten, mit der Beschwerde, daß ich die 
Existenz der Budapester Konfektionsarbeiter gefährde. 

Ich wandte mich an das Handelsmuseum, welches auswies, 
daß jährlich etwa um K 20000000.— Damenkonfektionsartikel 
vom Ausland eingeführt werden, und angesichts dessen soll 
die Arbeitskraft von 12 Sträflingen die Existenz der Buda¬ 
pester Damenkonfektionsarbeiter bedrohen? 

Wenn das nicht der Superlativ des gewissenlosen Brot¬ 
neides ist, dann gar nichts! 

Ich glaube, daß dies überhaupt nicht die Aktion der 
Konfektionsarbeiter, vielmehr die Machination der Konfek¬ 
tionäre war. — 

Solchen Bluffs darf man nicht aufsitzen. 
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Ich will den billigen Wunsch der Staatsbürger, dab sie vor 
schädlichem Wettbewerb womöglich geschützt werden, weder 
bezweifeln noch bestreiten, aber dieses Recht kann sich, meiner 
bescheidenen Meinung nach, keinesfalls weiter erstrecken als 
dies die Grundsätze der Nationalökonomie für die Arbeit im 
freien Leben festsetzen. 

Da muß ich aber denn doch um Entschuldigung bitten, 
der unglückliche Sträfling, der im freien Leben weder Gelegen¬ 
heit noch Mittel und Wege hatte ein Gewerbe oder einen 
Fabrikbetrieb teilweise zu erlernen, hat doch soviel Recht 
zur Arbeit und zum Erlernen eines Gewerbes oder einer 
Fabrikteilarbeit wie der freie Arbeiter?!... 

Es ist doch vom kriminalpolitischen Standpunkte aus direkt 
die Pflicht des Staates, den Sträfling für den Lebenskampf 
auszurüsten. Wir müssen diese unglücklichen Brüder zu uns 
heben und wenn wir dies tun wollen, dann können wir ihnen 
doch mit der Arbeitslosigkeit oder mit einer solchen Arbeit 
die für sie wertlos ist nicht noch einen Stob versetzen, daß sie 
noch tiefer in den Morast sinken? .... Nein!.... Zur Arbeit 
hat jeder das Recht, besonders aber der Sträfling, denn diese 
ist — wenn auch nicht das ausschließliche — so doch das 
Hauptelement seiner Besserung. — 

Stets das Pachtsystem mit fabrikmäßiger Einrichtung vor 
Augen haltend, will ich die Art und Weise, bei deren Beach¬ 
tung die Gewerbetreibenden und Fabrikanten vor schädlichem 
Wettbewerb geschützt werden können resp. die ihnen Gelegen¬ 
heit böte, ihn auszuparieren, jedoch auch die. unbeschränkte 
Arbeit der Verhafteten sichert, in einer kurzen These nieder¬ 
legen. 

Seit Jahrzehnten ist dies ein Problem der Gefängniskunde, 
ohne daß die Fachmänner den Ausweg aus diesem Dilemma 
gefunden hätten. 

Meine, diesen Ausweg bezeichnende These lautet kurz aus¬ 
gedrückt wie folgt: Stellen wir die Arbeitskraft der 
Strafanstalten in die Konkurrenz des freien Lebens. 

Dies müßte so geschehen, daß die zur Verwer¬ 
tung gelangenden Arbeitskräfte der Haftanstalten 
in jedem einzelnen Falle öffentlich versteigert 
werden. 

Hiedurch bieten wir den Gewerbetreibenden und 
Fabrikanten des freien Lebens —gemäß der Grund¬ 
sätze der Nachfrage und des Angebots — Gelegen¬ 
heit, sich gegen die für gefährlich erachtete Kon¬ 
kurrenz selbst verteidigen und das durch Niedrjg- 
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keit des Arbeitslohnes eventuell gestörte Gleich¬ 
gewicht durch Erhöhung des Lohnes wieder her- 
stellen zu können. 

Dagegen sichern wir die unbeschränkte Arbeit 
der Sträflinge, denn betreffs der Zuchthausarbeit 
können auch nicht engere Schranken als im freien 
Leben gezogen werden. Zur Arbeit hat im freien 
Leben jedermann ein unbeschränktes Recht und 
die Arbeitslöhne richten sich nach Angebot und 
Nachfrage. Dies erfüllen auch wir, mehr als dies 
kann von niemandem gefordert werden. 

Wenn wir einmal die Arbeitskraft der Straf¬ 
anstalten in die Konkurrenz des freien Lebens ver- 
sezt haben, so muß jedem Angriff gegen diese 
Arbeitskräfte die Spitze brechen und jede Befeh¬ 
dung kann von nationalökonomischer Grundlage 
entschiedenst und mit vollem Rechte zurück¬ 
gewiesen werden. 

Wenn dies nicht so wäre, so würde unser ganzes 
System der Nationalökonomie aus den Angeln ge¬ 
hoben werden und wir müßten faktisch zur Kollek¬ 
tivarbeit übergehen. 

Ich sehe im voraus, daß es viele geben wird, die sich an 
einer solchen Art der Arbeitsversteigerung stoßen werden. 
Ihnen kann ich nur sagen, daß der Arbeitslohn auch im freien 
Leben Gegenstand des Unterhandelns ist. Auch die Verstei¬ 
gerung ist nichts anderes als ein öffentliches Feilschen. Aber 
überdies hat der Verhaftete auch bisher nicht über sich selbst 
in dieser Richtung verfügt, denn den Arbeitslohn hat der 
Staat festgesetzt, sodaß, wenn der Staat jetzt den Arbeits¬ 
lohn auf öffentlicher Versteigerung feststellt, so kann dabei 
der Sträfling nur gut fahren, denn der festgestellte Arbeits¬ 
lohnquotient kann sich nur erhöhen; übrigens handelt es sich 
hiebei um solche außerordentliche Resultate des Gefängnis¬ 
wesens, angesichts welcher über solche Kleinigkeiten man 
unbedenklich hinwegschreiten kann. 

Die Arbeitskraftversteigerung ist zum mindesten einenMonat 
früher nicht nur im Amtsblatte, sondern auch im Wege der 
Handels- und Gewerbekammern zu verkünden, damit diese 
die Aufmerksamkeit ihrer Klienten der Wahrung ihrer Interes¬ 
sen zuwenden können. 

Dieser Vorgang erlaubt, beim heutigen christlichen Kurs, 
den Vorteil zu erreichen, daß jedem Gelegenheit geboten wird 
die Arbeitskraft der Verhafteten in Anspruch nehmen zu 
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können, und der Vorwurf würde nicht erhoben werden, daß 
nur die Eingeweihten in Kenntnis gesetzt wurden. 

Auch den Interessen der Staatskasse entspricht 
dieses System der Arbeitsversteigerung am besten, 
denn nur so wird es möglich, auf Grund von Nach¬ 
frage und Angebot die bestmöglichen Löhne zu 
erhalten. 


Welches System soll ich wählen? 

Ich habe die Argumente für und wider den Regiebetrieb 
und den Pachtbetrieb angeführt, beim letzteren auch meine 
Vorschläge zur Erhöhung der Vorteile und zum Ausschalten 
der beiden Hauptnachteile. 

Gewiß ist, daß der Regiebetrieb nur den ein¬ 
zigen Vorteil hat, das Erlernen der instruktiven 
Arbeit zu ermöglichen; was jedoch durch jene Ver¬ 
pflichtung der Unternehmer ausgeglichen wird, daß 
auch sie die instruktive Ausbildung von 6—10% der 
Verhafteten übernehmen: falls letztere über die 
nötige Haftzeit, Gesundheit und Tauglichkeit ver¬ 
fügen. 

Es wäre schade viele Worte über das System der 
intensiven Staatsregie zu verlieren, da mit den 
außerordentlich hohen Kosten die Ergebnisse nicht 
im Verhältnis stehen und je intensiver der Regie¬ 
betrieb, desto im produktiver ist er; die Im Produk¬ 
tivität führt zum Arbeitsmangel, welcher alle bösen 
Folgen der Müßigkeit nach sich zieht. 

Auch wenn wir imstande wären, in Ungarn ein 
„Elmira“ zu errichten, würde ich darüber nach- 
denken, ob wir dies tun sollen, denn den Besse¬ 
rungszweck können wir in entsprechenderer, billi¬ 
gerer Art erreichen. 

Streben wir nicht dorthin, wo der reiche Staat 
New York steht. Jetzt möchte ich noch einige Zeilen aus 
dem Werke ,,Correction and Prevention“ des Chicagoer Sozio¬ 
logie-Professors Dr. C. R. Henderson mitteilen, die vom Direk¬ 
tor des Ratiborer Zuchthauses, Dürr (am Eingang und gegen 
Schluß des 2. Absatzes auf Seite 124 des I. Heftes des 49. Ban¬ 
des der „Blätter für Gefängniskunde“), wie folgt zitiert werden: 

,,Es wird eingestanden, daß die Frage der Ge¬ 
fängnisarbeit bis jetzt ungelöst ist. Der Widerstand 
des freien Arbeiters gegen jede Gefängnisarbeit 
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industrieller Art hat zu den verschiedensten Ver¬ 
suchen geführt. So bestand im Staate New York 
1870 Unternehmerbetrieb, 1884 wurde Staats¬ 
betrieb eingeführt, 1888 jede produktive Arbeit 
verboten. Dieses Verbot mußte schon 1889 infolge 
einer Gefangenenrevolte wieder aufgehoben wer¬ 
den. 1894 wurde bestimmt, daß in Gefängnissen 
nur für Staatsbehörden gearbeitet werden dürfte. 
Die Folge dieses Gesetzes ist, daß jetzt viele Ge¬ 
fangene wegen Arbeitsmangel unbeschäftigt sind. 

Nach statistischen Angaben aus dem Jahre 1904 
haben 48% der im Unternehmerbetrieb beschäftig¬ 
ten Gefangenen 67% des Gesamtertrages einge¬ 
bracht; während 52% der durch den Staat beschäf¬ 
tigten nur 33% einbrachten.“ 

Um die hieraus folgenden Schlüsse ziehen zu können, bedarf 
es keines Kommentars.’ 

Georg Stainmer sagt (auf Seite 35 seines Buches: „Straf¬ 
vollzug und Jugendschutz in Amerika“): 

„....so kommt es, daß über das gesamte Ge¬ 
fängniswesen Amerikas sich eigentlich die Über¬ 
schrift setzen läßt: ,Arbeitsmangel aus Konkurrenz¬ 
furcht“, — und damit wäre an sich über die ganze Institution 
das Urteil gesprochen. 

Aber den Bestrebungen, die die Gefangenenarbeit zu unter¬ 
binden suchen und sich gewissenlos nichts daraus machen, 
wenn Tausende im Nichtstun versumpfen und verkommen, 
ist eine Strömung entgegengetreten, die in richtiger Erkenntnis 
der Dinge rationelle Verwertung der Gefangenenarbeitskräfte 
zu fördern sucht. 

ln Amerika, wie ebenfalls Stammer sagt, „kennt man die 
Übel der Sträflingsbeschäftigung; es sind vorzügliche Theo¬ 
rien vorhanden, aber die allgewaltige Politik neidet ihnen ihre 
Größe in der Praxis.“ 

Die Zitate habe ich darum angeführt, um damit 
die kompetenten Kreise aufmerksam zu machen, 
sie mögen den Karren des ungarischen Gefängnis¬ 
wesens nicht in diese Wagenspuren lassen, denn 
diese führen einem Abhang zu, wo unser Schicksal 
— wie jenes in Amerika — ein unbestimmtes Umher¬ 
tappen wäre, demzufolge wir uns der improduk¬ 
tiven Arbeit und der Arbeitslosigkeit nähern wür¬ 
den. Aber dies können wir pekuniär nicht be¬ 
streiten. 
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Während meiner langjährigen Praxis im Dienste 
des Gefängniswesens habe ich ähnliches erfahren, 
was mich zum ausgesprochenen Gegner des Staats¬ 
regiebetriebes machte, denn ich habe mich davon 
überzeugt, — und auf Grund des bisher Gesagten 
wie auch meiner praktischen Erfahrungen kann ich 
keinen anderen Standpunkt haben als daß auf dem 
Gebiete der Gefängnisarbeit die Überlegenheit auf 
Seite des Pachtsystems mit fabrikmäßiger Ein¬ 
richtung steht. 

Wohl ist es wahr, daß dieses nebst außerordent¬ 
lichen Vorteilen auch Nachteile hat, da aber bei 
Ausnützen der Vorteile die Nachteile, wie ich dies 
bewiesen habe, zum großen Teil eliminiert werden 
können: so muß dies die Grundlage bilden, auf 
welche die rationell organisierte Arbeit zu basieren 
ist, um darauf das Strafvollzugssystem zu errich¬ 
ten, welches dem heutigen Zeitgeist und der Ziel¬ 
bewußtheit entspricht. 

Die in meinen Jahresberichten enthaltenen neuen 
Ideen, meine Vorschläge in verschiedenen Straf- 
vollzugsangelegenheiten, das außerordentliche 
Reüssieren des durch mich organisierten Pacht¬ 
systems haben auf dem Gebiete des Strafvollzugs 
neue Pfade eröffnet und wenn wir auf diesen kon¬ 
sequent ausharren, wie auch die neuen Errungen¬ 
schaften des Strafrechtes beachten, dann werden 
wir zu einem Strafvollzugsystem gelangen, welches 
meiner — bescheidenen Meinung nach — aus kri¬ 
minalpolitischen Gesichtspunkten außerordentliche 
Ergebnisse zeitigen wird. 

Dies neue Strafvollzugssystem wird „das Arbeits¬ 
system“ sein, dessen Hauptpfeiler das durch mich 
beschriebene ,,Pachtsystem in Verbindung mit dem 
Fabrikbetrieb“ bilden wird. 

Mein künftiges Wirken in dieser Richtung ist meine Lebens¬ 
aufgabe, denn ich weiß, daß hieraus — wenn der Allmächtige 
mir hilft — sehr ersprießliche Ergebnisse für das Gefängnis¬ 
wesen entspringen und selbe aus den Seelen der Verhafteten 
vielen Dank auslösen werden! 

Ich bete zum Schöpfer, er möge seinen Segen über diese 
Arbeit senden und mich wenigstens einige Erfolge erleben 
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lassen, — denn nur so würde mir die seelische Beruhigung 
EUteil werden die aus dei gut und ehrlich vollbrachten Arbeit 
ließt! 

Für die Menschheit, insbesondere für die gefallene Mensch¬ 
heit zu wirken, heißt die Lehre Christi zu befolgen: Nächsten¬ 
liebe zu üben!.... 

Die Liebe ist aber in dem All das erhabenste Gefühl; spen¬ 
den wir davon je mehr, damit auch uns viel zuteil werde! 



Blätter ftir Gefängniskunde. Bd. L1V. 
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Der Strafvollzug in Ungarn. 

Von Dr. Ervin Hacker, Privatdozent an der Universität 
in Pozsony, öffent. ord. Professor an der Rechtsakademie in Mlscole. 

I. Aus der Geschichte des ungarischen Strafvollzuges ist zu 
erwähnen, daß der Strafgesetzentwurf vom Jahre 1843 bezüg¬ 
lich des Vollzuges der Freiheitsstrafen detaillierte Verfügungen 
enthielt; dieser Entwurf plante die Vollstreckung der Freiheits¬ 
strafen auf Grund des Systems der Einzelhaft 1 . 

II. Die Regeln des Strafvollzuges in der Gegenwart. Die 
Freiheitsstrafarten des ungarischen Strafgesetzes von 1878 sind 
folgende: Zuchthaus, Staatsgefängnis (Custodia honesta), 
Kerker und Gefängnis — und die des aus dem Jahre 1879 
stammenden Strafgesetzes über die Übertretungen: der Arrest. 
Das Gesetz über die gemeingefährlichen Arbeitsscheuen von 
1913 ermöglicht die Internierung im Arbeitshaus, — die 
Novelle zum Strafgesetz von 1908 verfügt unter anderem auch 
bezüglich der Gefängnisstrafe (in seltenen Fällen bezüglich der 
Staatsgefängnisstrafe) und bezüglich der Zwangserziehung der 
Jugendlichen. 

Die Zuchthausstrafe ist eine lebenslängliche oder zeitige 
(2—15 Jahre). Die Zuchthausstrafe wird — ebenso wie alle 
längeren Freiheitsstrafen — auf Grund des irischen Progressiv¬ 
systems vollstreckt. Das.erste Stadium ist die Einzelhaft, 
deren Dauer beträgt — wenn die Strafe 3 Jahre und darüber 
dauert — 1 Jahr, andernfalls ein Drittel der Strafzeit. Im 
zweiten Stadium, während der Gemeinschaft, arbeiten die 
Zuchthaussträflinge in gemeinsamen Arbeitssälen, doch die 
Nacht verbringen sie auch während diesem Stadium in 
Einzelhaft. 

Die Zuchthaussträflinge haben die durch den Anstalts¬ 
vorsteher ihnen zugewiesene Arbeit zu verrichten, es steht 
ihnen nicht das Recht zu, zwischen den Arbeitszweigen zu 
wählen. Die eine fehlerlose Arbeit selbständig hersteilen können 
und sich einwandfrei betragen, bekommen als Arbeitsbeloh¬ 
nung ein Fünftel des Erträgnisses ihrer Arbeit. Die in einem 
Handwerk nicht vollkommen ausgebildet sind, doch bei ge- 

1 Die Kritik Mittermaiers über diesen Entwurf siehe in: Die Straf¬ 
gesetzgebung in ihrer Fortbildung, 1843, Bd. II, S. 217ff. 
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höriger Anweisung und Aufsicht annehmbare Arbeit verrichten 
und deren Betragen befriedigend ist, bekommen ein Sechstel 
des Arbeitserträgnisses. Alle anderen Sträflinge, auch die 
Rückfälligen während der ersten sechs Monate, und die neu 
eingetretenen während der ersten drei Monate, bekommen 
keine Arbeitsbelohnung. 

Die Zuchthaussträflinge haben die Anstaltskleidung zu 
tragen. Selbstbeköstigung kann ihnen nicht gestattet werden. 
Sie verbringen täglich eine Stunde im Freien. Vierteljährlich 
können sie ihren Angehörigen einen Brief schreiben und einen 
Besuch empfangen. 

Eine Klassifizierung ist insoferne vorhanden, als während 
der gemeinsamen Arbeit, während des Gottesdienstes und des 
Aufenthaltes im Freien die Sträflinge im Alter unter 24 Jahren, 
die im Alter über 24 Jahre und die Rückfälligen von einander 
zu trennen sind. 

Im dritten Stadium kommen sie in die Zwischenanstalt. 
Doch kommen hieher nur die zu mindestens 3jähriger Zucht¬ 
hausstrafe Verurteilten nach Verbüßung von zwei Dritteln der 
Strafzeit, sofern ihr Fleiß und ihre Führung begründete Aus¬ 
sicht auf Besserung gewähren. Zu lebenslänglicher Zuchthaus¬ 
strafe Verurteilte können nach lOjähriger Strafzeit in die 
Zwischenanstalt versetzt werden. In der Zwischenanstalt 
tragen sie keine Sträflings- sondern Arbeiterkleidung; der 
Strafzwang ist auch ein milderer. Sie erhalten Aufträge die 
in der Umgebung durchzuführen sind, die Produkte ihrer Arbeit 
verwerten sie zumeist persönlich. Wenn sie sich eines Diszi¬ 
plinarvergehens schuldig machen werden sie ins Zuchthaus 
zurückversetzt. 

Das vierte Stadium ‘ist die bedingte Entlassung, die nach 
Verbüßung von drei Viertel der Strafzeit — den zu lebens¬ 
länglicher Zuchthausstrafe Verurteilten aber nach 15 Jahren — 
gewährt werden kann, wenn sie durch ihre gute Führung und 
ihren Fleiß die Hoffnung auf Besserung erfüllt haben. Die 
Bewährungsfrist ist die noch rückständige Strafzeit, bei zu 
lebenslänglicher Strafe Verurteilten vier Jahre. 

Die Staatsgefängnisstrafe kann auf 1 Tag bis 15 Jahre 
erkannt werden. Die Verurteilten stehen unter keinerlei 
Arbeitszwang, verbringen ihre Strafzeit tagsüber in Gemein¬ 
schaftshaft, die Nacht in Einzelhaft. Sie dürfen ihre eigene 
Kleidung tragen, sich selbst verköstigen und ihre eigenen Bett¬ 
stücke gebrauchen; auch können sie sich eine mit der Ord¬ 
nung-der Anstalt verträgliche Selbstbeschäftigung wählen. Die 
zu wenigstens einjähriger Strafe Verurteilten können nach Ver- 
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büßung von drei Viertel ihrer Strafzeit bedingungsweise ent¬ 
lassen werden 1 . 

Die Dauer der Kerkerstrafe beträgt 6 Monate bis 10 Jahre. 
Sie wird auch auf Grund des Stufensystems vollstreckt. Wäh¬ 
rend der ersten zwei Stadien, während der Einzelhaft und der 
Gemeinschaftshaft unterliegen sie ähnlichen Regeln wie die 
Zuchthaussträflinge. Ein Ünterschied ist nur insoferne vor- 
.handen, als die Kerkersträflinge nur zu einer ihren Verhält¬ 
nissen entsprechender Arbeit angehalten werden können und 
daß sie zwischen den in der Anstalt eingeführten Arbeits¬ 
zweigen wählen dürfen, daß sie außerhalb der Anstalt nur mit 
ihrer Zustimmung beschäftigt werden können, daß ihre Arbeits¬ 
belohnung ein Viertel und ein Fünftel des Arbeitserträgnisses 
beträgt, daß sie täglich zwei Stunden im Freien verbringen 
können, ihren Angehörigen monatlich einen Brief schreiben 
und auch monatlich einen Besuch empfangen dürfen. — Die 
Bedingungen der Überführung in eine Zwischenanstalt urrd 
der bedingungsweisen Entlassung sind auch ähnliche. 

Die Gefängnisstrafe kann auf 1 Tag bis 5 Jahre erkannt 
werden. Die Verurteilten können nur zu einer ihren Verhält¬ 
nissen entsprechenden Arbeit verhalten werden, und steht 
ihnen das Recht zu, zwischen den in der Anstalt eingeführten 
Arbeitszweigen zu wählen. Außerhalb der Anstalt können sie 
nur mit ihrer Zustimmung und nur zu einer gemeinnützigen 
Arbeit verhalten werden. Sie haben die Anstaltskleidung zu 
tragen. In besonders berücksichtigungswerten Fällen können 
sie von der Arbeit enthoben werden, und kann ihnen auch 
Selbstbeköstigung gestattet werden. — Bei der Gefängnis¬ 
strafe werden vorausgesetzt, daß die Dauer der Gefängnis¬ 
strafe wenigstens ein Jahr beträgt, ähnlich drei Stadien unter¬ 
schieden: die Einzelhaft, die gemeinschaftliche Arbeit und die 
bedingungsweise Entlassung. 

Die Arreststrafe kann auf 3 Stunden bis 2 Monate 
erkannt werden. Sie besteht im Wesen in Freiheitsentziehung. 
Die Verurteilten stehen unter keinerlei Arbeitszwang, können 
sich selbst verpflegen, ihre eigene Kleidung tragen. Im Prinzip 
wäre die Arreststrafe in Einzelhaft zu vollstrecken. 

Das Arbeitshaus. Die Dauer der Einweisung ins Arbeits¬ 
haus geschieht für unbestimmte Zeit; doch ist die Dauer der 
Internierung in wenigstens einem, und höchstens fünf Jahren 
bemessen. Die im Arbeitshaus Internierten sind dort zur 
Arbeit anzuhalten und zu einer anständigen Lebensweise zu 

1 Während des Weltkrieges wurden diese Verfügungen gegenüber 
gewissen Verurteilten verschärft. 
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gewöhnen. Ihre Arbeit verrichten Sie in -Gemeinschaftshaft, 
die Nacht verbringen sie in Einzelhaft. Während der täglichen 
Gemeinschaftshaft sind die Rückfälligen von den anderen zu 
separieren. Die Benützung der eigenen Kleidung und des 
eigenen Bettzeuges, als auch die Selbstbeköstigung kann nicht 
gestattet werden. Die Arbeitsbelohnung beträgt 20 Heller bis 
1 Krone täglich. Die sich gut aufführen und fleißig arbeiten, 
dürfen 40% ihrer Arbeitsbelohnung zum Kauf von Lebens¬ 
mitteln verwenden. Die tägliche Arbeitszeit beträgt 10 Stun¬ 
den. Den Internierten steht nicht das Recht zu, zwischen den 
Arbeitszweigen zu wählen. Jene die ihre Arbeit in einem ge¬ 
schlossenen Raume verrichten, haben täglich eine Stunde im 
Freien zu verbringen. Ihren Angehörigen dürfen sie monatlich 
zweimal schreiben und einmal ihren Besuch empfangen. Die 
Feststellung der Arbeitsbelohnung als auch die Einräumung 
mancher Begünstigungen (als z. B. eine Herabsetzung der 
Arbeitszeit, Gewährung größerer Lebensmittelrationen, Er¬ 
laubnis zum Rauchen 1 ) geschieht mittels des Markensystems. 
— Die im Arbeitshaus ein Jahr zugebracht haben, genügenden 
Fleiß und ein gutes Betragen bekundet und demzufolge die 
Hoffnung begründet haben in der Zukunft ein arbeitsames 
und anständiges Leben zu führen, können bedingungsweise 
entlassen werden. Wer im Arbeitshause fünf Jahre zuge¬ 
bracht hat, ist auch bedingungsweise zu entlassen. Die Dauer 
der Bewährungsfrist beträgt ein Jahr 2 . 

Die Gefängnisstrafe der Jugendlichen wird in sepa¬ 
raten Anstalten vollstreckt. Es werden folgende Stadien unter¬ 
schieden: kurze Einzelhaft, dann durch Gemeinschaftshaft 
unterbrochene Einzelhaft, Gemeinschaftshaft, dann kurz vor 
der Entlassung wieder Einzelhaft, und endlich die bedingte 
Entlassung. 

Die Zwangserziehung der Jugendlichen geschieht 
mittels des Familiensystems; 20 Jugendliche bilden unter 
der Leitung eines Familienoberhauptes eine«Familie. 


1 Der §25 der Arbeitshausordnung enthält folgende erwähnenswerte 
Verfügung: Wenn der ins Arbeitshaus Eingewiesene dort sechs Monate 
zugebracht, ein tadelloses Benehmen zutage gelegt, und monatlich wenig¬ 
stens 20 Marken verdient hat, und für vertrauenswürdig erscheint, kann 
ihm der Anstaltsvorsteher monatlich einmal für drei Stunden freie Zeit 
gewähren und in besonders berücksichtigungswürdigen Fällen erlauben, 
daß der Internierte während dieser Zeit in seiner eigenen Kleidung die 
Anstalt verlasse, doch darf er den Ort der Anstalt nicht verlassen. 

2 Die diesbezüglichen Verfügungen siehe- detailliert: Dr. Ervin 
Hacker, Das ungarische Gesetz über die gemeingefährlichen Arbeits¬ 
scheuen. Blätter für Gefängniskunde, Bd. 48, S. 238ff. 
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UI. Das Gefängniswesen ist dem Ministerium der Justiz 
unterstellt. 

Zur Vollstreckung der Zuchthausstrafe sind fünf Straf¬ 
anstalten für Männer und eine für Frauen vorhanden; Zwischen¬ 
anstalten hat Ungarn drei. Zur Vollstreckung der Kerker¬ 
strafe dient die Anstalt in Szeged. Ebendaselbst und in Väcz 
sind Staatsgefängnisse; es kann aber den zu einer kür¬ 
zeren Staatsgefängnisstrafe Verurteilten gestattet werden, die 
Staatsgefängnisstrafe in einem Gerichtsgefängnis zu verbüßen. 
Die Vollstreckung der Gefängnis- und Arreststrafen geschieht 
in den Gefängnissen der Gerichtshöfe (Landesgericht) und der 
Bezirksgerichte (Amtsgericht). Zur Aufnahme der ins Arbeits¬ 
haus Gewiesenen dient eine Anstalt in Jäszbereny und Kalocsa. 
Zur Zwangserziehung der Jugendlichen dienen fünf Korrek¬ 
tionshäuser, außerdem eine Anstalt für Mädchen in Räkos- 
palota. 

Die Arbeitskraft der Verurteilten wird zum größten Teil in 
eigener Regie, und nur zum kleinen Teil in Entreprise ver¬ 
wertet. Man ist bestrebt, das Entreprisesystem vollkommen 
abzuschaffen. Die in den Strafanstalten eingebürgerten Arbeits¬ 
zweige sind folgende: Klempner, Schlosser, Schmiede, Schnei¬ 
der, Schuster, Tischler, Wagner, Weber, Zimmermann und 
noch vielerlei andere Arbeiten. In manchen Anstalten sind die 
Werkstätten mit den neuesten technischen Errungenschaften 
ausgestattet. Ein Teil der Verurteilten wird mit Garten-, 
Ackerbau-, Flußregulierungs- und ähnlichen, im Freien zu ver¬ 
richtenden Arbeiten beschäftigt. 

IV. Museum für Gefängniswesen. Im Jahre 1910 wurde in 
der Strafanstalt in Köbänya bei Budapest (diese Anstalt dient 
zum Teil als Untersuchungsgefängnis, zum Teil zur Vollstrek- 
kung der in der Hauptstadt erkannten kürzeren Freiheits¬ 
strafen) ein Museum für Gefängniswesen errichtet. Hier wer¬ 
den alle jene Gegenstände gesammelt, welche auf die Geschichte 
des ungarischen Strafvollzuges Bezug und für den Strafvollzug 
einen bleibenden Wert haben, dann die Pläne und Gipsmodelle 
der ungarischen Strafanstalten, und endlich alle jene Gegen¬ 
stände und Daten, die auf die Ethnographie und Anthro¬ 
pologie der Verurteilten Bezug haben. 

V. Reformbestrebungen. Im Jahre 1913 wurde im unga¬ 
rischen Justizministerium eine Strafrechtskommission gebildet, 
deren Aufgabe die Ausarbeitung eines Vorentwurfes zum neuen 
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ungarische^ Strafgesetzbuche ist 1 . Dieser Entwurf wurde Ende 
1914 veröffentlicht und enthält auch bezüglich des Straf¬ 
vollzuges und des Vollzuges der sichernden Maßnahmen ziem¬ 
lich detaillierte Verfügungen 2 . 

1 Bis das neue Strafgesetz Rechtskraft erlangt, will man den obwal¬ 
tenden Mängeln durch strafrechtliche Nebengesetze abhelfen. Diesen 
Zweck verfolgt auch der Entwurf über die unverbesserlichen Verbrecher, 
der auch Verfügungen bezüglich der Sicherungshaft der unverbesserlichen 
Verbrecher enthält. Siehe diesbezüglich: Dr. Ervin Hacker, Der 
ungarische Entwurf über die unverbesserlichen Verbrecher. Monatsschrift 
für Kriminalpsychologie und Strafrechtsreform, Bd. XI, S. 231 ff. 

2 Siehe: Dr. Ervin Hacker, Das Straf-und Strafvollzugssystem, 
die Regeln der Strafbemessung und die sichernden Maßnahmen im Vor¬ 
entwurf zu dem neuen ungarischen Strafgesetzbuche. Blätter für Ge¬ 
fängniskunde, Bd. 49, S. 51 ff. 


i 



Beitrag zur Frage der Gefangenenfürsorge 

unter den veränderten gesetzlichen, sozialen und wirtschaftlichen Ver¬ 
hältnissen Deutschlands. 

Von G. Matern, Strafanstaltslehrer in Cassel-Wehlheiden. 

Steigende Kriminalitätsziffern sind nach jedem Kriege fest¬ 
gestellt worden. Nach dem verlorenen Weltkrieg, der in seinen 
Anforderungen an Geld und Gut, Körper und Geist für unser 
Volk von ungeahnten Ausmaßen war, muß man leider von 
einer Hochflut der Verbrechen sprechen; im Jahre 1920 sind 
über 1 y 4 Miljionen Strafanzeigen von den Staatsanwaltschaften 
bearbeitet worden. Die im Jahre 1912 in der Schrift des Geh. 
Ober-Justizr. Dr. Finkelnburg 1 festgestellte Tatsache, daß nach 
der Statistik jeder 6. deutsche Mann bestraft war, würde nach 
neuester Statistik weit in den Schatten gestellt werden. Die 
Gründe und Ursachen dieser erschreckenden Tatsache darzu¬ 
legen, muß dem juristischen Forscher späterer Zeiten Vor¬ 
behalten bleiben, der auch beweisen wird, inwieweit die dem 
Kriege folgende Revolution mit ihren Begleiterscheinungen, 
allgemeine Amnestien und die zur Durchführung der Zwangs¬ 
wirtschaft nötigen unzähligen Verordnungen und Gesetze, die 
nicht nur zu kennen, sondern auch streng zu befolgen, wohl 
wenige Deutsche in der Lage gewesen sein werden, an der 
allgemeinen Verrohung und Verwahrlosung namentlich der 
Jugendlichen unter 21 Jahren beteiligt sind. Die noch immer 
zunehmende Straffälligkeit wächst sich zu einer großen inneren 
Gefahr aus, ihr zu begegnen und sie wirkungsvoll zu bekämpfen, 
ist eine soziale Forderung von eminenter Bedeutung. „Unsere 
Strafmittel sind unzureichend und unwirksam. Unser Straf¬ 
vollzug bessert nicht, schreckt nicht ab, sondern verschlechtert 
und erzieht zum Verbrecher“, urteilt Prof. Dr. Freudenthal- 
Frankfurt. 

Soweit Lebenslage und Gelegenheit allein die Ursache der 
Straffälligkeit sind, wäre es in der Hauptsache Aufgabe des 
Gesetzgebers und der Gesellschaft hier vorbeugend einzu¬ 
greifen, hinsichtlich der angeborenen oder erworbenen ver¬ 
brecherischen Anlage müssen Strafvollzug, Jugend- und 


1 „Die Bestraften in Deutschland“, Verlag Guttentag-Berlin. 
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Gefangenenfürsorge-Vereine einer weiteren Verpestung unseres 
so schwer geprüften Volkes heilend entgegenzuwirken bestrebt 
sein. Da meistens beide Faktoren zusammen die Ursache der 
Straffälligkeit sind, wird in den folgenden Ausführungen gezeigt 
werden, wie Staat, Strafvollzug und die Gefangenenfürsorge¬ 
vereine in engster Fühlung und Zusammenarbeit miteinander 
unter Beachtung der veränderten sozialen und wirtschaftlichen 
Verhältnisse, als geschlossener Dreibund, an die Bekämpfung 
dieser Volksseuche herangehen müssen, um „der Achtung vor 
dem Gesetze“ als einer erstrebenswerten Tugend aller Volks¬ 
genossen wieder Allgemeingeltung zu verschaffen. 

Der jetzt erschienene Entwurf zum Strafgesetzbuch stellt 
rieben der Vergeltungsstrafe die Zweckstrafe in den Vorder¬ 
grund. Besserung durch Strafaussetzung und Strafvollstrek¬ 
kung sowie Sicherungsmaßnahmen gegen dauernd Rückfällige, 
also Vermeidung des Rückfalles, ist das angestrebte Ziel. Bei 
Jugendlichen und erstmalig Verurteilten über 18 Jahren und 
bei Strafen bis zu 6 Monaten hat das erkennende Gericht auf 
Grund des Erlasses der Preußischen Staatsregierung vom 
2. August 1920 zu prüfen und zu entscheiden, ob unter gewissen 
Vorbedingungen an die Stelle der Strafverbüßung mit ver¬ 
stärkten Erziehungsmaßnahmen bei den Jugendlichen, oder 
auf Strafaussetzung mit einer Bewährungsfrist von 2—5 Jahren 
für über 18 Jahre alte Verurteilte von Gerichtswegen erkannt 
werden kann. Der Rechtsbrecher soll vor dem Makel der 
Strafverbüßung möglichst lange bewahrt bleiben und wenig¬ 
stens während der .Bewährungsfrist seinen inneren Wider¬ 
stand gegen neue Versuchungen stärken d. h. sich in Selbst¬ 
zucht nehmen. Er muß nach und nach lernen, das Böse nicht 
wieder zu tun aus Furcht vor neuer Strafe, sondern ein gesetz¬ 
mäßiges Leben zu führen, weil er will. Das ist vorbeugende 
Gefangenenfürsorge des Gesetzgebers, die z. B. im Falle von 
Eigentumvergehens mit einer freiwilligen Wiedergutmachung 
zu verbinden wäre und von bleibendem, günstigen Einfluß 
auf den Rechtsbrecher sein wird. Diesen günstigen Eindruck 
zu verstärken scheint neben den Jugendschutzvereinen der 
Gefangenen-Fürsorge-Verefn durch einen geeignetenVertrauens- 
mann, der sich als Freund des gefährdeten Mitbruders be¬ 
trachtet, berufen. Hier winkt eine neue und schwierige Auf¬ 
gabe, die viel Takt, Menschen- und Lebenskenntnis erfordert, 
ihrer Natur nach im Verborgenen geleistet werden muß, aber 
reichen inneren Lohn verspricht. Auch den bereits Strafe ver¬ 
büßenden Gefangenen können unter bestimmten Voraussetzun¬ 
gen die Wohltaten der bedingten Strafaussetzung zuteil werden; 
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nur mittelbar dem Besserungsziel und sollen im Rahmen dieses 
Themas nicht weiter besprochen werden. Auf die Tätigkeit 
der Kirche und ihrer Organe in dieser Frage wird deshalb nicht 
näher eingegangen,-weil jede Religion durch sich selbst Vor- 
und Fürsorge im Sinne dieser Abhandlung treibt, die Rettungs¬ 
arbeit an Gefangenen in Lessingschem Geist interkonfessionell 
ist und die Arbeit der Geistlichen aller Konfessionen mit und 
•in den Fürsorgevereinen vorausgesetzt, allgemein anerkannt 
und hoch eingeschätzt wird. Gefangenenfürsorge ist eben 
Gottesdienst. 

Die beiden zuerst genannten Einrichtungen, Schule und 
Bücherei, werden in ihren Wirkungen vielfach unterschätzt, 
sie sind in eine gewisse Aschenbrödelstellung gedrängt und 
werden manchmal sogar als lästige und überflüssige Anhängsel 
bewertet und doch bedürfen gerade sie ihres unmittelbaren, 
erzieherischen Einflusses wegen erhöhter Aufmerksamkeit und 
weiteren Ausbaues, um sich segenspendend entfalten zu können. 
Es ist grundsätzlich zu fordern, daß in der Anstaltsschule 
nicht auf das Vielerlei der Unterrichtsgegenstände, was ab¬ 
wegig wäre und mit dem Zweck, dem sie dienen soll, nur lose 
zusammenhängt, übergroßes Gewicht gelegt wird, sondern auf 
geschickte Auswahl der Lehrstoffe nach pädagogischen Ge¬ 
sichtspunkten und auf Fruchtbarmachung für das Leben durch 
Vertiefung des Unterrichts. Die durch Unterricht und Vorträge 
angestrebte Klarlegung der inneren Zusammenhänge alles Ge¬ 
schehens regt zum Nachdenken an, schärft den Verstand, 
lenkt das Gefühl und festigt den Willen. Besonders die auf 
der letzten Schwelle zum Mannesalter stehenden jungen Leute 
bis zum 21. Lebensjahr, die den Hauptanteil der Straffälligen 
bilden, und „eine Reservearmee von Millionen für künftig 
rückfällige Verbrecher darstellen“, bedürfen vermehrten Schul¬ 
unterrichts und verstärkter Leitung durch einen pädagogisch 
gebildeten Beamten. Von der erfolgreichen Bekämpfung dieser 
Verbrecherreserve hängt der Erfolg des Strafvollzuges ab. Zur 
Belebung des Unterrichts und der besonders für die Einzel¬ 
haft notwendigen Geistesmassage dient die Bücherei, die frei 
von aller Schundliteratur und minderwertigen Büchern aus den 
besten Werken unserer Schriftsteller bestehen müßte. Hier ist 
Vielseitigkeit durchaus am Platze, um jeden Bildungsstandpunkt 
berücksichtigen zu können; denn der veredelnde Einfluß eines 
guten Buches ist unbestritten. Es wird nach Fertigstellung 
des Strafvollzugsgesetz-Entwurfs besonders hinsichtlich dieser 
beiden Einrichtungen zu prüfen sein, ob die oben gestellten 
Forderungen damit erreicht werden können. 



Jeder Beamte der Strafanstalt — vom Direktor bis zum 
letzten Hilfswachtmeister — muß das allgemeine Besserungs¬ 
ziel stets vor Augen haben und ihm dienen zum Heil der ihm 
anvertrauten Rechtsbrecher, andernfalls -bleibt das idealste 
Strafvollstreckungsgesetz toter Formelkram und wirkungslos. 
Der Strafanstaltsbeamte muß, wenn er sein Amt richtig aus¬ 
üben will, durch seine Persönlichkeit und durch die Ausübung 
seines Berufes solche Gefangenenfürsorge treiben, wenn er, 
trotz aller schönen, neuen Titel, nicht auf der niedrigen Stufe 
des Schließers und Kerkermeisters stehen bleiben will. Die 
Mitgliedschaft im Gefangenenfürsorgeverein darf er nicht nur 
dem Direktor und einigen Oberbeamten überlassen, sondern 
selbst mittun auch in der außerdienstlichen Gefangenenfürsorge, 
das schafft ihm Vertrauen bei seinen Schützlingen, hebt seine 
Stelle und gibt selbst dem geringsten Amte mehr Inhalt. 

Die Gefangenen-Fürsorge-Vereine sind durch die veränder¬ 
ten gesetzlichen, sozialen und wirtschaftlichen Verhältnisse am 
meisten betroffen und müssen unter Beachtung dieser Ver¬ 
änderungen sich den Forderungen der Neuzeit anpassen lernen. 
Durch die Ableistung der Strafe wird in fast allen Fällen die 
Familie des Mannes oft noch härter betroffen als dieser selbst. 
Zwar tritt in Fällen äußerer Notlage das örtliche Wohlfahrts¬ 
amt helfend ein. Hier öffnet sich auch für den Gefangenen- 
Fürsorge-Verein ein neues Feld der Tätigkeit. Früher wurde 
der Zweig der Familienfürsorge von den Fürsorgevereinen als 
nebensächliche Tätigkeit betrieben, und einzelne dieser Vereine 
beschränkten sich nach ihren Satzungen lediglich auf die 
Fürsorge für den entlassenen Gefangenen selbst. Die Familien¬ 
fürsorge liegt nur mittelbar im Interesse der Gefangenen. Es 
gilt die Häuslichkeit des in Strafhaft abwesenden Mannes vor 
dem Verfall zu bewahren, damit er bei seiner Entlassung ein 
gesichertes Unterkommen im Schoße seiner Familie vorfindet. 
Diese Familienfürsorge wird, wie wir in den weiteren Aus¬ 
führungen sehen werden, eine Hauptaufgabe der Gefangenen- 
Fürsorge-Vereine werden. Als langjähriges Vorstandsmitglied 
solcher Vereine habe ich Gelegenheit gehabt, die segensreiche 
und vielfach undankbare Tätigkeit gerade auf diesem Gebiet 
zu beobachten, die von einzelnen Fürsorgedamen in selbst¬ 
loser Weise vorbildlich geleistet worden ist. Diese Fürsorge¬ 
tätigkeit darf sich in jetziger Zeit nicht nur *auf Linderung 
äußerer Not beschränken — diese Pflicht liegt in der Haupt¬ 
sache dem Kommunalverband ob —, sondern sie muß auch 
seelischer Not zu begegnen wissen. Die Gewinnung einer 
größeren Zahl geeigneter Frauen für diese Familienbesuche ist 
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eine weitere Aufgabe der Fürsorgevereine, die durch Anbah¬ 
nung von Arbeitsgemeinschaften mit bestehenden Frauen- und 
Müttervereinen gelöst werden könnte. Fast jede Familie der 
Bestraften müßte besucht und beraten werden. Die Auswahl 
dieser in der praktischen Fürsorge tätigen Frauen müßte sich 
nicht allein auf die wohlhabenden Damen beschränken, von 
denen man nur Gaben erwartet, sondern es muß gelingen. 
Frauen aller Berufsstände für diesen Schwesterndienst willig 
zu machen; denn Frauen der gleichen sozialen Stellung ver¬ 
stehen einander leichter und gewinnen schneller Vertrauen. 
Durch Reinerhaltung der Familie wird der durch Strafe 
geläuterte, heimgekehrte Mann einen starken Halt vor weiterem 
Rückfall gewinnen. 

Die Familienfürsorge erfordert in der heutigen, teuren Zeit 
erhebliche, ja unerschwingliche Geldmittel, wenn sie wirksam 
ausgeübt werden soll. Es müssen darum alle Volkskreise durch 
Vorträge und Presse für diese Volksnot interessiert werden. 
In einigen Provinzen ist durch Gestattung von Kirchen¬ 
kollekten der Allgemeinheit Gelegenheit geboten, Geldmittel 
für die Gefangenenfürsorge zu opfern. Die Mitgliederlisten der 
meisten Fürsorgevereine weisen außer einigen höheren Gerichts¬ 
beamten, Rechtsanwälten, Oberbeamten der Strafanstalten, 
nur noch Namen von Geistlichen, größeren Bank- und Ge¬ 
schäftsfirmen auf. Der Mittelstand ist wenig und der gut 
bezahlte Beamtenstand, der Stand der Angestellten und der 
Arbeiterstand sind gar nicht vertreten. Das ist doch betrübend 
bei einer Angelegenheit, die die Allgemeinheit angeht. Infolge 
der politischen Umwälzung und veränderten Wirtschaftslage 
bröckelt der Mitgliederbestand aus den bisherigen, sogen, bes¬ 
seren Kreisen nach und nach ab. Zwar gibt der Staat für die 
Zwecke der Gefangenenfürsorge für jede Provinz etwa 2000 
bis 3000 Mark, aber das ist für die heutigen Verhältnisse völlig 
unzureichend. Soll dieser Zweig der Gefangenenfürsorge, die 
Familienfürsorge, weiter betrieben und ausgebaut werden, so 
muß neben dem Hinzutritt neuer zahlender Mitglieder in die 
Fürsorge-Vereine eine Erhöhung der staatlichen und städtischen 
Unterstützung eintreten. Durch die Erhöhung der während 
der Strafverbüßung gutgeschriebenen Arbeitsbelohnung wäre 
bei längeren Strafen die vermehrte Möglichkeit gegeben, daß 
der Gefangene einen Teil des erarbeiteten Verdienstes zur 
Unterstützung seiner Familie verwende, auch werden die 
Fürsorge-Vereine mehr als vorher des dem Entlassenen be¬ 
stimmungsgemäß nicht ausgehändigten Arbeitsverdienstes 
herangezogen werden müssen, andernfalls erfolgt die Über- 
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Sendung an die Ortspolizei, was im Fürsorge-Interesse zu ver¬ 
meiden, geboten erscheint. 

ln der Hauptaufgabe der Gefangenen-Fiirsorge-Vereine, 
dem entlassenen Gefangenen unter Berücksichtigung seiner 
persönlichen Eignung lohnende Arbeit zu verschaffen, sind sie 
durch die Einrichtung des obligatorischen, kommunalen 
Arbeitsnachweises nach den Vorschriften des Demobilmachungs¬ 
ausschusses zur Zeit völlig lahmgelegt und müssen sich darauf 
beschränken, gelegentlich fehlendes Reise- und Zehrgeld zu 
verabreichen oder fehlendes Arbeitsgerät zu beschaffen. Diese 
Bestimmungen, die eine Beschränkung der Freizügigkeit be¬ 
deuten, dürften bald abgeändert werden, sobald das neue 
Arbeitsgesetz fertiggestellt worden ist; aber auch im Entwurf 
dieses Gesetzes wird die Arbeitsvermittlung charitativer Vereine 
abgelehnt, obgleich diese viel Segen gestiftet haben. Für den 
entlassenen Gefangenen liegt gerade in der Vermittlung einer 
seiner ganzen Persönlichkeit nach besonders geeigneten Arbeits¬ 
stelle oft ein vor dem Rückfall bewahrendes Moment, was nicht 
übersehen werden darf. Keinesfalls darf eine Bevorzugung vor 
dem unbescholtenen Arbeiter angestrebt werden, ebenso muß 
verhütet werden, daß dem entlassenen Gefangenen durch die 
Zumutung, unter dem Tarif zu arbeiten, der Stempel eines 
minderwertigen Arbeiters und Tarifbrechers aufgedrückt wird. 
Eine Mitwirkung der Gefangenen-Fiirsorge-Vereine an der 
Arbeitsvermittlung ist durch Herstellung einer Arbeitsgemein¬ 
schaft dergestalt möglich, daß unter Beachtung der Zuständig¬ 
keit — d. h. der Arbeitsuchende muß an dem betreffenden 
Orte am 2. 8. 1914 gearbeitet haben — nach Vereinbarung mit 
dem Arbeitsamt genügend lange Zeit vor der Entlassung der 
betreffende Gefangene in die Anmeldelisten des Arbeitsamtes 
eingetragen wird. Das hat den Vorteil, daß er schneller, viel¬ 
leicht gar am Entlassungstage Arbeit erhält und vor dem 
bezahlten Müßiggänge mit allen seinen Gefahren bewahrt bleibt. 
Die hiesigen Erfahrungen haben gezeigt, daß dieser Weg 
gangbar ist. Es liegt im ureigensten Fürsorgeinteresse, daß 
jeder Gefangene unter Beobachtung der erlassenen Bestim¬ 
mungen nur dorthin entlassen wird, wo er entweder ein Recht 
auf Arbeit oder auf Arbeitslosenunterstützung hat. 

Noch trostloser ist die Lage derjenigen Arbeitsstellen, die 
von Fürsorgevereinen seit Jahren eingerichtet und betrieben 
worden sind, die es sich zur Aufgabe stellten, stellenlosen Kauf¬ 
leuten, Bürobeamten usw., die infolge ihrer Bestrafung schwer 
in ihrem erlernten Berufe Unterkommen konnten, über die 
Wartezeit hinwegzuhelfen. Dazu gehören in erster Linie die 
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Schreibstuben für Stellenlose. Seit Einführung der Arbeits¬ 
losenunterstützung meldet sich auf der hiesigen Schreibstube 
niemand mehr, da die Arbeitslosenunterstützung größer ist, als 
die Bezahlung für die Beschäftigung in der Schreibstube. Auf 
Anregung des hiesigen Arbeitsamts sind Verhandlungen im 
Gange, die das Ziel haben, die Schreibstube zu einem Unter¬ 
nehmen der produktiven Erwerbslosenfürsorge für alle Arbeits¬ 
losen des kaufmännischen Berufes usw. umzugestalten, damit 
würde sie auch ihrem ursprünglichen Zweck erhalten bleiben, 
andernfalls müßte sie aufgegeben werden. Die produktive 
Arbeitslosenfürsorge ist noch neu, sie verfolgt den Zweck, den 
Arbeitslosen durch Leistung einer Ersatzarbeit dem Müßig¬ 
gänge fernzuhalten und ihm für diese geleistete Arbeit die 
Möglichkeit zu geben, sich außer der Arbeitslosenunterstützung 
noch weitere Geldmittel zu erarbeiten. Sicherem Vernehmen 
nach wird die produktive Arbeitslosenfürsorge auch auf anderem 
Arbeitsgebiete ausgedehnt werden. Sache der Fürsorgevereine 
wird es weiter sein, diesen Ausbau aufmerksam zu beachten 
und bei der Unterbringung entlassener Gefangener in Anspruch 
zu nehmen. 

Nur wenn der Strafvollzug und die Gefangenen-Fürsorge- 
Vereine sich den veränderten gesetzlichen, sozialen und wirt¬ 
schaftlichen Verhältnissen anzupassen verstehen, werden sie 
leistungsfähig bleiben und den Gewinn ernten, den Herder in 
dem „Geretteten Jüngling“ preist: 

„Eine schöne Menschenseele finden, 
ist Gewinn; ein schönerer Gewinn ist, 
sie erhalten, und der schönst’ und schwerste, 
sie, die schon verloren war, zu retten.“ 



Mitwirkung am Strafvollzüge. 

Bei einer Reihe größerer Anstalten Preußens besteht seit 
Jahren das Institut der Aufsichtsräte oder Aufsichtskommis¬ 
sionen. Eine solche Kommission besteht aus: 

a) dem von dem Justizminister zu ernennenden Vorsit¬ 
zenden, 

b) einem oder zwei von dem Oberlandesgerichtspräsidenten 
zu benennenden Richtern, 

c) einem von dem Oberstaatsanwalt bei dem- Oberlandes¬ 
gericht zu benennenden Staatsanwalt, 

d) dem Vorsteher des Gefängnisses, 

e) dem Anstaltsgeistlichen und 

f) dem Anstaltsarzte 
oder ihrem Vertreter. 

Diese Kommission soll an der Verwaltung mitwirken; sie 
versammelt sich in der Regel monatlich einmal im Strafhause. 

Den Strafanstalten, die bis 1.4. 18 unter der Leitung des 
Ministers des Innern standen, ist vorgedachte Einrichtung 
fremd geblieben. 

Am 22. Februar 1919 ist für die Gefängnisverwaltung die 
Einsetzung eines Gefängnisrates, eines örtlichen Beirates, vom 
Justizminister verfügt worden. Diese Einrichtung kommt 
hauptsächlich für die selbständig verwalteten Zuchthäuser und 
Gefängnisse, daneben aber auch für die größeren Gerichts¬ 
gefängnisse in Betracht, soweit sie nicht überwiegend zur Auf¬ 
nahme von Untersuchungsgefangenen dienen. Die Beiräte 
sollen je nach der Größe und Bedeutung der Anstalt aus 3 
bis 5, ausnahmsweise aus mehr Mitgliedern bestehen, um deren 
Wahl die kommunalen Selbstverwaltungskörper ersucht wer¬ 
den. Es ist erwünscht, daß hierbei insbesondere auf die Heran¬ 
ziehung solcher Personen Bedacht genommen wird, bei denen 
nach ihrer beruflichen, ehrenamtlichen oder sonstigen Tätig--" 
keit, wie z. B. bei Ärzten, Geistlichen, Lehrern, Armenpflegern, 
Mitgliedern von Wohlfahrtseinrichtungen oder Fürsorgeeinrich¬ 
tungen u. dgl. teilnehmendes Verständnis für den Strafvollzug 
und die Gefangenen-Fürsorge vorausgesetzt werden kann. Für 
Anstalten mit ausschließlich weiblicher Belegung oder beson¬ 
deren Abteilungen für weibliche Gefangene, kommen nament¬ 
lich auch Frauen als Beiratsmitglieder in Frage. — 




Die Beiräte, deren Mitglieder mittels Handschlags auf Ver¬ 
schwiegenheit über die ihnen aus ihrer Tätigkeit bekannt wer¬ 
denden Namen und Verhältnisse der einzelnen Gefangenen zu 
verpflichten sind, sollen befugt sein, die Anstalt zu besichtigen, 
von allen Einrichtungen der Anstalt Kenntnis zu nehmen und 
sich von der angemessenen Unterbringung, Beschäftigung und 
Beköstigung sowie von der vorschriftsmäßigen Behandlung 
der Gefangenen überhaupt zu überzeugen. Sie dürfen zu diesem 
Zwecke die Strafgefangenen in den Hafträumen aufsuchen, mit 
ihnen sprechen und Einsicht in ihre Akten nehmen; auch sind 
sie berechtigt, alles was ihre Aufmerksamkeit erregt, insbeson¬ 
dere die ihnen auffallenden Mängel, bei dem Strafanstalts¬ 
vorsteher oder bei den Aufsichtsbehörden zur Sprache zu 
bringen. Auf Verlangen ist ihnen über die Angelegenheiten 
der Verwaltung Auskunft zu geben (vgl. Allgemeine Verfü¬ 
gungen v. 21. 2. 19 — Justiz-M.-Bl. Nr. 40 für 1919). Ergän¬ 
zend zu dieser Verfügung bestimmt der Erlaß vom 19. luni 
1919, daß 

1. auch Arbeitervertreter an der Mitarbeit der Beiräte 
erwünscht seien, daß 

2. Frauen ihren Wirkungskreis in Männeranstalten auf die 
Hauswirtschaft oder geeignete Zweige des Arbeitsbetriebes zu 
beschränken hätten, 

3. örtliche Beiräte sind auch bei solchen größeren Anstalten 
zu bilden, welche ganz oder teilweise zur Aufnahme von Unter¬ 
suchungsgefangenen dienen. Der persönliche Verkehr von Mit¬ 
gliedern des Beirats mit Untersuchungsgefangenen und die 
Einsicht in ihre Personalakten ist davon abhängig, daß der 
Gefangene einen entsprechenden Wunsch äußert und der zu¬ 
ständige Richter die Genehmigung erteilt. 

4. Die Oberlandesgerichtspräsidenten und Oberstaats¬ 
anwälte haben bis zum 15. Juli d. J. zu berichten, welche An¬ 
stalten, infolge der Einbeziehung der Untersuchungsgefängnisse, 
für die Bildung von Beiräten weiter in Frage kommen, wieviel 
Mitglieder in die Beiräte zu berufen und welche Körperschaften 
um die Wahl der Mitglieder zu ersuchen sein werden. Es bedarf 
nunmehr einer besonderen Begründung, wenn für Anstalten 
mit einer Gesamtbelegungsfähigkeit von mindestens 100 Köpfen 
ein Beirat nicht gebildet werden soll. Während die eingangs 
erwähnten Kommissionen keine Allgemeineinrichtung war, sind 
die Gefängnisbeiräte mutatis mutandis planmäßig in die 
Gefängnis-Organisation eingegliedert worden und man hat die 
Zusammensetzung dieser Beiräte den Stadtverordneten über¬ 
lassen und auf diese Weise das Novum geschaffen, daß Laien, 
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bezw. Persönlichkeiten aus der Bürgerschaft, anr Strafvollzüge 
Anteil nehmen. Das Mißtrauen gegen unseren Strafvollzug 
gründete sich im wesentlichen darauf, daß der Bürger keine 
, Ahnung oder doch nur unrichtige Vorstellungen vom Vollzüge 
der Freiheitsstrafen hatte, ln die Anstalt wurde niemand, der 
nicht Berufsinteresse hatte, hineingelassen und was die populäre 
Literatur dem Forscher bot, war nicht immer dazu angetan, 
eine vorgefaßte Meinung zu verscheuchen. 

Es bestand im Volke ein Mißtrauen, das im Interesse des 
Staatsgedankens recht bedauerlich gewesen ist. Dieses Miß¬ 
trauen wird, so dürfen wir hoffen, durch die Beiräte beseitigt 
werden. Sie werden sich überzeugen, daß der Strafvollzug mit 
der Zeit vorangeschritten ist, daß fleißige Arbeit geleistet, daß 
aber viele Probleme noch der Lösung harren. Die Kenntnisse, 
die die Beiräte sich erwerben, werden auf verschiedenen Wegen 
Gemeingut des Volkes werden und an Stelle des ehemaligen 
Mißtrauens wird Vertrauen treten. Es wird vieles von den 
Persönlichkeiten abhängen, die die städtischen Verwaltungs¬ 
körper nach den Strafhäusern entsenden werden. Wir brauchen 
Menschen, die die Nöte des Lebens kennen und deshalb auch 
ein Herz für diejenigen Mitbürger haben, die aus dem sozialen 
Körper entfernt werden mußten. Bei aller Wärme der Mit¬ 
empfindung, werden sie von der Notwendigkeit durchdrungen 
sein, daß der Staat die Gesamtheit vor Rechtsbrechern zu 
schützen hat, daß er aber seine vornehmste Aufgabe darin 
erblicken muß, den Strafhäusern solche Einrichtungen zu 
geben, die es möglich machen, unsoziale Menschen sozial 
gesunden zu lassen, Einrichtungen die es gestatten, den Ge¬ 
fangenen nach Abbüßung seiner Strafe geistig und körperlich 
gesund in die Freiheit zu schicken, wirtschaftlich so kräftig, 
daß sein Arm vollwertig in die Speichen der Arbeitsgemeinschaft 
eingreifen kann. — 

Die vom Stadtverordneten-Vorsteher unserer Stadt mir 
namhaft gemachten Mitglieder des gewählten Beirates — 
3 männliche, 2 weibliche — sind durch mich am 10. Februar 
1920 in ihr Amt eingeführt worden. Der handschlägigen Ein¬ 
führung ging ein 2stündiger Vortrag meinerseits voraus, der, 
ein Wegweiser durch das Wissensgebiet des Gefängniswesens, 
Aufschluß über sämtliche Anstaltseinrichtungen gab und vor 
allen Dingen die rechtliche Stellung des Gefangenen während 
der Abbüßung der Strafe beleuchtete und einen Scheinwerfer 
lenkte auf die Fürsorge der entlassenen Gefangenen. Von 
den 5 Mitgliedern des Beirates ist ein Herr Jugendpfleger und 
Sachverständiger bei den Jugendgerichten, ein Herr ist Stadt- 
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verordneter, der dritte Herr als Geistlicher in der Gefängnis¬ 
seelsorge erfahren. Die beiden Damen widmen sich der christ¬ 
lichen Charitas! — 

Eine andere Mitwirkung hat die Preußische Staatsregierung 
am 24. März 1919 dadurch geschaffen, daß sie Beamten¬ 
ausschüsse ins Leben gerufen hat, deren Aufgaben wesentlich 
andere sind als diejenigen der Gefängnisbeiräte. § 3 dieses 
Staatsministerialbeschlusses bezeichnet als Aufgabe, das Ver¬ 
trauensverhältnis zwischen Verwaltung und Beamtenschaft zu 
stärken und als Vertrauensorgan der Beamten deren Interessen 
behufs Erhaltung der Arbeitsfreudigkeit und behufs Vermei¬ 
dung von Reibungen bei dem Vorstande der Behörde zu ver¬ 
treten. 

Der Ausschuß ist berechtigt, sich über allgemeine inner¬ 
dienstliche Angelegenheiten gutachtlich zu äußern und auf 
Antrag eines Beamten in dessen dienstlichen und persönlichen 
Angelegenheiten vorstellig zu werden. 

Der Vorstand der Behörde hat dem Ausschuß in geeigneten 
Fällen auch ohne eine von ihm ausgehende Anregung vor Erlaß 
von Anordnungen, die den inneren Dienst oder persönliche An¬ 
gelegenheiten betreffen, Gelegenheit zu gutachtlicher Äußerung 
zu geben. 

Insoweit den Beamten das Recht auf Kenntnisnahme von 
Eintragungen in ihre Personalakten eröffnet ist, hat das von 
einem Beamten angegangene Ausschußmitglied dasselbe Recht, 
wenn der Beamte sich dann einverstanden erklärt. 

Bei jeder Behörde usw. usw., die dauernd mindestens 20 
Beamte beschäftigt, wird ein Beamtenausschuß gebildet; die 
Zahl der Mitglieder dieses Ausschusses beträgt mindestens 5, 
höchstens 15. Sie werden in geheimer Wahl gewählt. Das Amt 
ist ein Ehrenamt. Wählbar und wahlberechtigt sind alle bei 
der Behörde dauernd angestellten Beamten ohne Unterschied 
des Geschlechts, sobald sie das 20. Lebensjahr vollendet haben. 
Alle Beamtengruppen sind im Ausschuß vertreten. Den Mit¬ 
gliedern des Ausschusses ist, soweit möglich, die Ausübung des 
Ehrenamtes während den Geschäftsstunden zu ermöglichen. 
Ihre Arbeit trägt dienstlichen Charakter. Die Mitglieder des 
Beamtenausschusses sind zur Verschwiegenheit über alle An¬ 
gelegenheiten, die ihnen aus Anlaß ihrer Tätigkeit bekannt 
geworden sind, verpflichtet. — 

Zu diesen Anordnungen der Staatsregierung sind Ausfüh¬ 
rungsbestimmungen erlassen worden; eine solche vom Justiz¬ 
minister datiert vom 7. April 1919. Diese interessiert nicht 
mehr, da sie durch allgemeine Verfügung vom 18. Dezember 
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1919 vom Justizminister ersetzt worden ist — ferner Bestim¬ 
mungen zur Ausführung vom 8. April 1919. Die Wahlzeit der 
Mitglieder des erstmalig gewählten Beamtenausschusses dauert 
bis zum 21. Dez. 1919. Wiederwahl ist unbeschränkt zulässig. 
Der Vorsitzende und sein Stellvertreter werden vom Beamten- 
ausschusse bei seinem ersten Zusammentreten mit Stimmen¬ 
mehrheit gewählt. 

Einem Beamtenausschusse darf deshalb, weil einzelne 
Beamtengattungen sich nicht an der Wahl beteiligt haben oder 
aus einem sonstigen Grunde nicht vertreten sind, die Aner¬ 
kennung nicht versagt werden. Er kann jedoch in Angelegen¬ 
heiten der nicht vertretenen Beamtengattung nicht tätig werden. 

Der Vorstand der Behörde soll dem Beamtenausschuß, 
unbeschadet seiner Zuziehung in anderen Fällen, Gelegenheit 
zur gutachtlichen Äußerung jedenfalls in folgenden Fällen 
geben: 

a) bei grundlegenden Änderungen in der Geschäftsverteilung 
für die mittleren, Kanzlei- und Unterbeamten und im Dienst¬ 
betrieb, 

b) bei Festsetzung der Dienststunden, 

c) bei Prüfung von Unterstützungsgesuchen, jedoch nur, 
wenn der Beteiligte es wünscht, 

d) vor Anordnungen über die Art der Beschäftigung der 
Beamten in der Ausbildungszeit bei der Behörde, insbes. bei 
der Auswahl der für die Ausbildung in Frage kommenden 
Arbeitsgebiete, 

e) bei Festsetzung des Urlaubsplans und der allgemeinen 
Bestimmungen über Vertretungen, 

f) bevor ein Beamter haftpflichtig gemacht wird, 

g) vor Übertragung oder Übernahme einer Nebenbeschäf¬ 
tigung, 

h) bei Schaffung von Wohlfahrtseinrichtungen, 

i) vor Versagung der Erlaubnis zum Auswärtswohnen eines 
Beamten, 

k) vor Entlassung, Versetzung oder irgendwelcher sonstigen 
Maßregelung eines Beamtenausschusmitgliedes, 

l) vor Verwendung eines Beamtenausschußmitgliedes außer¬ 
halb der eigentlichen Dienststelle. 

Falls ein Beamter gegen eine Verfügung oder Entscheidung 
einer Vorgesetzten Behörde auf dem Gebiete der oben bezeich- 
neten Angelegenheiten Beschwerde führt, ist er berechtigt, 
seine Beschwerde durch den Beamtenausschuß vorzutragen, 
dem es überlassen bleibt, sein Gutachten beizufügen. — 
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Für die an eine Vorgesetzte Behörde gerichteten Eingaben 
des Beamtenausschusses ist der Dienstweg einzuhalten. — 

Bei Meinungsverschiedenheiten zwischen Vorstand der 
Behörde und Beamtenausschuß über Einrichtung, Zuständig¬ 
keit oder Geschäftsführung des Beamtenausschusses ent¬ 
scheidet die Dienstaufsichtsbehörde. Die Ausführungsbestim¬ 
mungen vom 7. April 1919 sind aufgehoben. 

Der Deutsche Beamtenbund hat zur legislatorischen Ver¬ 
wertung einen Entwurf über „Beamtenräte“ ausgearbeitet, 
der die Grundlage für die Zukunft bietet. — Dieser Entwurf 
bezeichnet als wichtigste Pflicht der Beamtenräte die Stärkung 
des Vertrauens unter den Beamten und die Erhaltung des 
Pflichtgefühls und der Arbeitsfreudigkeit der Beamten! 

In Zukunft sollen Behörde und Beamtenräte als Reprä¬ 
sentanten des Willens der Beamten gemeinsam auf dem Boden 
der Gleichberechtigung über die Fragen des Dienstbetriebes 
entscheiden. Die Autorität und die Hoheitsstellung der Be¬ 
hörden darf durch die angestrebte Änderung nicht leiden, denn 
sie wird ja den Beamtenräten keineswegs untergeordnet. So 
heißt es S. 19ff. des Entwurfes. — 

Es muß als verfrüht gelten, schon heute die vorgedachten 
Neuerungen zutreffend beurteilen zu wollen; man steht der 
Geburtsstunde noch zu nahe, um ein objektives Urteil zu 
haben. Immerhin mag einiges angeführt werden, das unbe¬ 
schadet einer späteren Kritik gewürdigt zu werden verdient. 
Die Behörde, d. i. für uns Strafanstaltsbeamte der Vorsteher 
der Anstalt, ist zweifelsohne sit venia verbo der Leidtragende. 
Ihm sind Rechte genommen, bezw. beschränkt worden; er 
muß sich ab ovo neu orientieren! Die Schwierigkeit dieser 
Neuorientierung wächst mit der Länge der Zeit, die in den 
alten Verhältnissen zugebracht worden ist. Es fällt einem 
schwer, allen Neuerungen freudig zu folgen; man tut dies aber 
in loyaler Ausübung seines Amtes. Mühe muß man sich geben, 
sein Bestes zu leisten; man muß nach einem modus vivendi 
suchen, um mit dem Beamtenausschuß in Gemeinschaft er¬ 
sprießlich zu arbeiten. Entgegenkommen soviel als möglich, 
ohne die Stellung des Trägers der Staatsgewalt ins Wanken 
kommen zu lassen. — 

Das Wirken des Beamtenausschusses hängt von den Persön¬ 
lichkeiten ab, die ihn bilden und besonders von der Geeignet¬ 
heit seines Vorsitzenden. Der Vorsitzende ist der Mentor des 
Beamtenausschusses, es gilt auch für ihn das Wort des Lateiners 
mens agitat molem! Ist der Vorsitzende mit gutem Verstände 
und mit scharfem Urteil begabt, vermag er auch im Tone die 
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rechte Lage zu finden, dann wird er seiner Aufgabe gewachsen 
sein. Letztere ist sehr schwer; er muß eine Vielheit von An¬ 
sichten in einer Einheit zu sammeln verstehen; er muß fein¬ 
fühlig sondieren, um nach keiner Seite hin anzustoßen. Die 
allgemeinen Eindrücke, die iph durch Umsprache hier und 
dort gesammelt, lassen nicht mit Zuversicht in die Zukunft 
blicken! Der Vorsitzende der Beamtenausschüsse ist nicht 
immer so ausgewählt, daß er auch schwierigen Aufgaben ge¬ 
wachsen wäre. Es werden Schriftsätze für die Behörden ver¬ 
faßt, die die Hauptaufgabe des Beamtenausschusses, das 
gegenseitige Vertrauen zu begründen, außer acht lassen, wobei 
ich durchaus nicht eine mala fides annehme. Zu einseitig 
werden die Interessen der Beamten wahrgenommen; es wird 
nicht berücksichtigt, daß der Vertreter der Behörde, bei aller 
sachlichen Gleichberechtigung, Vorgesetzter bleibt, der die Ver¬ 
antwortung für alle Zweige der Verwaltung allein zu tragen hat. 
Der Geschäftspendel zeigt starke Neigung, über die Richt¬ 
linie der Gleichberechtigung hinaus, zu oszillieren! 

Im großen und ganzen bewegt sich das Wirken des Aus¬ 
schusses in einem Aufgabenkreise, in dem allerlei Wünsche der 
Beamten gruppiert liegen. Bald diese, bald jene Erleichte¬ 
rungen und Annehmlichkeit wird gewünscht; nicht aber wird 
gefragt, welche Kosten hiermit verknüpft sind. So muß der- 
Direktor andauernd in der Abwehr stehen, um dem verarmten 
Staate Ausgaben zu ersparen. — Also nicht nur der Direktor 
muß nach einem modus vivendi suchen, sondern auch der 
Beamtenausschuß, sollen Reibungen vermieden werden. Nur 
ganz allmählich kann Neues an die Stelle des Alten treten; 
die Natur kennt auch nur sanfte Übergänge. Von der Zukunft 
läßt sich hoffen, daß eine Arbeitsgemeinschaft begründet 
werde, die der Wiederaufrichtung unseres siechen Volkskörpers 
dient. Die vielen Räte, die wir in unserm Staate haben, mögen 
sich nicht einfangen lassen von Erwerbs- und Arbeitslosen- 
Räten, dann sind wir verloren! Nur fleißige Arbeit, der keine 
Mühe zu viel ist, kann uns gesund machen und so möchte ich 
wünschen, daß unsere Beamtenausschüsse ihre Hauptaufgabe, 
darin erblicken, mit wenig Mitteln Vorbildliches zu leisten! 

Münster i. W., 19. III. 1920. 

v. Michaelis, 
Strafanstalts-Direktor. 



Offener Brief, 


Münster i. Westf., 1. September 1920. 

An den 

Vorsitzenden des Vereins der Deutschen Strafanstaltsbeamten 

Herrn Strafanstaltsdirektor Schwandner, Dr. jur. h. c. 

( 

in Ludwigsburg. 

Am 1. November d. J. trete ich in den Ruhestand. 38 Jahre 9 Monate 
habe ich dem Strafvollzugsberufe angehört. — 

In den besten Jahren mußte ich den durch Familientradition mir 
vorgeztichneten Soldatenberuf, infolge atrophischen Beinleidens, auf¬ 
geben. Zu einem gelehrten Studium fühlte ich mich nicht mehr jung 
genug; so wählte ich den Strafanstaltsdienst. Von der Pike auf habe 
ich diesen durchwandert; er führte mich über im ganzen elf verschiedene 
Anstalten. Von Stufe zu Stufe stieg ich bis zur selbständigen Stellung. 
Fleißig habe ich gearbeitet, aufmerksam dem lebenserfahrenen Alter 
gelauscht, um später mein eigenes Urteil zur Geltung zu bringen. Auch 
an der wissenschaftlichen Fortentwicklung unseres Gefängniswesens habe 
ich, wenn auch nur bescheiden, Anteil genommen. — 

Gelegentlich unserer Vereinsversammlungen ist mir so mancher Mit¬ 
arbeiter begegnet, mit dem ich freundschaftliche Beziehungen unter¬ 
halten durfte; Berufsfreunde und Bekannte habe ich auf meinem Lebens¬ 
wege angetroffen; ihnen allen bei meinem Ausscheiden aus dem Dienste 
im Geiste die Hand zu drücken, ist mir Bedürfnis. Oft kaum noch zu 
bewältigende Arbeit bei schlechter Verpflegung haben meinen Körper 
zermürbt; pflichtgemäß lege ich meine Amtsbürde auf tragfähigere 
Schultern. Unserem Verein bleibe ich, nach wie vor, ein treues Mitglied; 
die Zugehörigkeit zu ihm wird erst enden mit meiner Abberufung vom 
Erdenleben. — 

Dem Strafvollzüge wünsche ich erfolgreiche Entwicklung zur Ehre 
der Berufsgenossen und zum Segen armer Mitmenschen! 

In deutscher Treue 
i v. Michaelis, 

Strafanstaltsdirektor, Major d. L. a. D. 



Der Entwurf 1919 zu einem deutschen 
Strafgesetzbuche. 

Von Dr. jur. Alfredo Hartwig. 

Strafgesetzbücher sind Kulturdokumente und Spiegel ihrer 
Zeit. In diesem Satze liegt auch die Kritik des „Entwurfes zu 
einem Deutschen Strafgesetzbuche“, der als „Entwurf 1919“ 
vor kurzem herausgekommen und der Öffentlichkeit unter¬ 
breitet ist. 

Mancher erfreuliche, sachliche Fortschritt, manche Neu¬ 
erung, die fortschrittlich-sozial sein will, und doch nur reiner 
Konzession an die große Menge entsprungen ist, die heute mit 
Schlagworten geführt und gefüttert sein will. Verständnisvolle 
Milde. 

Hervorzuheben ist ganz allgemein die in zwei Büchern 
erfolgte Einteilung in Verbrechen und Vergehen, sowie in Über¬ 
tretungen, die richtigerweise nur das Polizeistrafrecht enthalten ^ 
Die Anlehnung an die romanischen neueren Gesetzbücher ist 
offensichtlich. Der Scheidungsstrich zwischen Unrechtem Han¬ 
deln, dessen Betätigung ethische Mängel beweist, und Hem¬ 
mungslosigkeiten und dem willkürlichen und wechselnden Ver¬ 
waltungsverbote ist endlich gezogen und klassifiziert deutlich 
die Täter. 

Grundlegende Änderungen muß man im allgemeinen Teil,, 
im System eines Strafrechtes suchen; in erster Linie im Strafen¬ 
system, der Strafzumessung und den sichernden Maßnahmen.. 

Todesstrafe, Zuchthaus, Gefängnis, Haft und Geldstrafe 
sind geblieben. Die Festungshaft ist beseitigt und — weniger 
„militaristisch“ klingend! — durch „Einschließung“ ersetzte 
Aufenthaltsverbot — man denkt wieder an die spanisch¬ 
rechtlichen Strafgesetzbücher — ist an die Stelle der Polizei¬ 
aufsicht getreten. Der Verweis als mildeste Strafe ist nicht nur 
beibehalten, sondern auf alle Fälle ausgedehnt, wo das Gericht 
die Strafe nach freiem Ermessen mildern darf. Die Todes¬ 
strafe steht nur noch auf Mord; aber auch hier nicht mehr 
absolut, sondern sie kann durch eine Zuchthausstrafe bis zu 
zehn Jahren herunter ersetzt werden. 

Schon diese Änderung zeigt, daß dem Richter wesentlich 
weitere Freiheit in der Wahl der Strafen und des Strafmaßes 
gelassen ist; man kann sogar sagen, daß die Androhung von. 
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Mindeststrafen geradezu fallen gelassen ist und der Richter 
eine fast souveräne Stellung erhält. Das kommt ganz besonders 
in der Einführung der „Einschließung“ zum Ausdruck, die in 
Anlehnung an die custodia honesta der bisherigen Festungshaft 
dann zur Anwendung gelangen soll, wenn die Tat nicht aus 
ehrloser Gesinnung begangen ist. 

Mit der Einführung dieses Bewertungsprinzipes vollzieht 
sich eine völlige Umwandlung des Strafrechts. So hart auch 
der im alten Vorentwurf noch beibehaltene Rahmen oft gewesen 
sein mag: er hatte das Gute, daß dem Einfluß der Straße, den 
Sentiments ein gewisser Riegel noch vorgeschoben wurde. 
Jetzt sbll es anders werden. Der Begriff des „nicht ehrlosen 
Handelns“ wird nun zum politischen Fangball, zum Deck¬ 
mantel für verängstete Richter oder eingeschüchterte Ge¬ 
schworene. Der Fall Hölz ist gerade hierfür so typisch und 
sollte zu allerernstesten Bedenken Veranlassung geben. Ein 
„soziales“ Strafrecht kann eine Wohltat in der Hand des 
unabhängigen, geschulten Berufsrichters sein; es ist der Hohn 
auf den Schutz der Gesellschaft, wenn es in die Hände von 
Laienrichtern, Geschworenen und Schöffen kommt, die mehr 
auf das Minenspiel der Tribüne und das Gebaren der Presse 
achten, wie auf die objektive Tat und ihre Begleitumstände, 
zu denen selbstverständlich die Gesinnung des Täters ebenfalls 
zu rechnen ist. Das Tribunal wird zur politischen Szene! 

Es sei bei dieser Gelegenheit an das Castrosche Strafgesetz¬ 
buch von Venezuela erinnert, das Delikte aus politischer Ge¬ 
sinnung besonderer Berücksichtigung empfiehlt und seine Krö¬ 
nung dieses Prinzipes im Mordparagraphen 362 enthält, der 
lautet: Die Tötung kann absichtlich oder fahrlässig-, und ebenso 
zufällig oder notwendig (necesario) sein. Die beiden letzt¬ 
genannten Arten sind keiner Bestrafung unterworfen.“ Auch 
Hölz fand die von ihm befohlenen oder durchgeführten Tötun¬ 
gen für „notwendig“, um die Bourgois zu beseitigen. Wo 
bleibt da die Grenze? 

Soll dem Richter ein solches Imperium eingeräumt werden, 
so sind alle Kautelen zu schaffen für die absolute Unabhängig¬ 
keit des Richters in amtlicher und sozialer Hinsicht. Sonst 
kommen wir zur Anarchie des Rechtswesens. 

Die Haftstrafe dient bei Verbrechen und Vergehen nur noch 
als Ersatzstrafe für uneinbringliche Geldstrafen. Letztere haben 
eine wesentlich erhöhte Bedeutung erfahren, um die kurz¬ 
fristigen und für den Staat kostspieligen, für den Bestraften 
und besonders dessen Familie oft überharten Freiheitsstrafen 
einzuschränken. Aus diesem Grunde können die Geldstrafen 
auch ratenweise bezahlt oder sogar in freiwilliger Arbeit be- 
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glichen werden. In der Einführung dieser freien Arbeit liegt 
ein ethisches und soziales Moment, das-verdiente, auch bei der 
Schadensdeckung in wesentlich erhöhten 5 ! Maße herangezogen 
zu werden. 

Als Äquivalent für eine nicht beizutreibende Geldstrafe ist 
Haft vorgesehen im Verhältnis von 5—30 Mark für je einen 
Tag. Bei der jetzigen Entwertung des Geldes und den damit 
zusammenhängenden erhöhten Geldstrafen können hierbei 
immer noch erhebliche Strafzeiten herauskommen. 

Der Begriff der Gnade als Korrelat für gesetzliche Härten 
ist erfreulicherweise verschwunden. Gnade ist nicht dazu da, 
Fehler des Gesetzes zu vertuschen. 

Sehr zu begrüßen ist, daß von einer Zuchthaus- oder 
Gefängnisstrafe auf alle Fälle drei Monate in Einzelhaft zuzu¬ 
bringen sind, und daß Gefängnisstrafen bis zu drei Monaten in 
Einzelhaft abgebüßt werden müssen. Will aber der Gefangene 
über den Zeitraum von drei Monaten in Einzelhaft verbleiben, 
so ist diesem Wunsche tunlichst Rechnung zu tragen. Die 
Absperrung gegen den Willen des Sträflings darf sich nur bis 
zu drei Jahren erstrecken; doch ist auf diesen Willen keine 
Rücksicht zu nehmen, wünn der Einfluß des Gefangenen auf 
seine Mitgefangenen ausgeschaltet werden muß, oder sonstige 
Sicherheitsgründe vorliegen. 

Bedingte Strafaussetzung und vorläufige Entlassung kom¬ 
men in erhöhtem Maße zur Anwendung und sind nicht mehr 
wie bisher Gnadenakte, die von Fall zu Fall gewährt werden. 

Einen erfreulichen Fortschritt hat der Entwurf in der Be¬ 
kämpfung des gewohnheits- und gewerbsmäßigen Verbrechers 
bewiesen, sowie in der Behandlung gemeingefährlicher Geistes¬ 
kranker. 

Die alte Forderung, den Gewohnheitsverbrecher nicht gleich 
wieder auf die Menschheit loszulassen, findet eine Erfüllung in 
der Bestimiryjng, daß der Verurteilte nach Abbüßung der 
Strafzeit solange noch in Verwahrung bleibt, als er eine Gefahr 
für die menschliche Gesellschaft bedeutet. Das Gericht hat die 
Dauer zu bestimmen und sich durch zeitlich wiederholte Prü¬ 
fungen davon zu überzeugen, ob Fortsetzung erforderlich ist 
oder vorläufige Entlassung stattfinden kann. Den Straf¬ 
anstaltsbehörden wird hier ein wichtiges Wort zukommen. 
Bei der heutigen Zusammensetzung des Reichstages ist aller¬ 
dings anzunehmen, daß diese im Interesse der Gesellschaft 
liegende Sicherung-auf das lebhafteste bekämpft werden wird. 
Auch Rathenau ist dagegen, wie er überhaupt das Strafrecht 
beseitigen will und freundschaftliche Aussprachen zwischen 
Verbrechern und entsprechend verständigen Richtern an dessen 
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Stelle für das einzig Wahre und Ethische hält. Die „Strafe“ 
soll fürderhin ein Kompromiß aus diesen Unterhaltungen sein! 

Der §51 des geltenden Strafrechts bleibt bestehen; aber 
der „Freibrief“ wird nicht mehr ausgestellt. Unterbringung in 
eine öffentliche Pflegeanstalt oder Schutzaufsicht werden rasch 
für Abnahme des Interesses an „Geisteskrankheit“ sorgen; 
manchem psychiatrischen Unfug wird gesteuert werden, weil 
die Chancen so verschlechtert sind. Der wirkliche Kranke aber 
wird in Pflege gegeben werden t die für ihn keine Strafe, sondern 
eine Wohltat ist. Der anständige Bürger aber ist nicht mehr 
Freiwild. 

Von tieferen Eingreifen in die Persönlichkeitssphäre, wie 
z. B. Vasektomie, ist nicht die Rede. An die vorzüglichen Wir¬ 
kungen dieses Eingreifens in einigen Staaten Nordamerikas 
hat man im Entwürfe anscheinend nicht gedacht. 

Dagegen sieht der Entwurf gegen den Raufbold, der unter 
der Wirkung des Alkohols besonders gefährlich ist, eine dop¬ 
pelte Maßregel vor: Verbot des Alkoholgenusses in Wirtschaf¬ 
ten; eventuell Unterbringung in einer Trinkeranstalt, oder 
Unterbringung in einem Arbeitshaus unter gewissen Bedin¬ 
gungen; besonders wenn die Straftat in Arbeitsscheue oder 
Liederlichkeit ihren Grund findet. 

Endlich kann auch Aufenthaltsverbot ausgesprochen wer¬ 
den. Dieses soll allerdings nur dann.zur Anwendung kommen, 
wenn auf Zuchthaus erkannt war oder bei Gefängnis von min¬ 
destens einem Jahre in den besonders namhaft gemachten 
Fällen. Hierbei ist nach Tunlichkeit darauf Rücksicht zu neh¬ 
men, daß die allgemeinen Arbeitsmöglichkeiten für den Be¬ 
troffenen nicht unnötig erschwert werden. 

Alles in allem muß anerkannt werden, daß der vorliegende 
Entwurf einen sehr erfreulichen Fortschritt darstellt, sowohl 
nach der Seite des Schutzes der Gesellschaft, wie hinsichtlich 
der Technik des Kampfes gegen das Verbrechen und ver¬ 
brecherische Anlagen oder psychische Hemmungslosigkeiten. 
Endlich aber ist lobend hervorzuheben, daß der Entwurf lesbar 
ist und als in deutscher Sprache abgefaßt erscheint. Liest man 
dagegen das sogenannte Bürgerliche Gesetzbuch oder gar 
Steuergesetze, so glaubt man einfremdsprachigesSchriftstück vor 
sich zu haben. Den neuen Entwurf kann auch der Laie verstehen. 

Die Beratungen in der Öffentlichkeit werden noch manche 
Verwässerung, vielleicht auch noch manche Verbesserung 
bringen. Zu hoffen ist nur, daß der gute Geist, der sich durch 
den Entwurf hinzieht, nicht im Parteikompromisse heraus- 
gegraulLwird, und daß die klare Sprache des Entwurfes in das 
Gesetz hinübergerettet wird. 



Wie spiegelt sich unsere Zeit in den 
Gefängnissen? 

Von Pastor Ruhberg-Neumünster. 

Wenn Wiehern einmal sagt: Die Wiege des Verbrechens steht in 
unserer Mitte; ihre Not — die Not der Gefangenen — ist unsere Not, 
ihre Schuld ist unsere Schuld!, so hat dieses Wort doch bisher mit einer 
gewissen Einschränkung gegolten. Man sprach mit Recht von einer Ver¬ 
brecherwelt, von der sich das gute Bürgertum sehr wohl fern zu halten 
wußte. Heute gilt Wicherns Wort ohne allg Einschränkung. Aus den 
breiten Schichten unseres Volkes ergießt sich ein mächtiger Strom über 
die Schwelle der Gesetzesverletzung in die Gefängnisse, um dort die 
Übertretungen zu büßen. Die Schranken sind gefallen. Von einer beson¬ 
deren Verbrecherwelt ist nicht mehr die Rede. Alle sündigen. Und was 
ist die Sünde unserer Zeit? Die Sünde unserer Zeit — wer sähe das 
nicht — ist die Unredlichkeit. Alle wollen und müssen leben; alle 
wollen gewinnen, alle wollen genießen, alle wollen sich über Wasser halten, 
wo das Schiff im Sinken ist. Ungezählte müssen den härtesten Kampf 
ums Dasein kämpfen, und da ist es in der Versuchung des Augenblicks 
nur ein Schritt zur strafbaren Handlung. Das soll keine Anklage sein, 
das ist nichts als eine furchtbar traurige Tatsache. Die wirtschaftliche 
und moralische Kraft unseres Volkes ist gebrochen, die Nerven ver¬ 
braucht, die Widerstandsfähigkeit gegen die Verführung auf ein Minimum 
gesunken. Ich weiß sehr wohl, daß man sich noch in vielen Häusern vor 
dem letzten Schritt hütet; aber das charakteristische unserer Zeit ist 
doch die Unredlichkeit auf dem Boden zerrütteter Zeitverhältnisse. — 
Und wie spiegelt sich nun diese unsere Zeit in den Gefängnissen? Ja, 
da sitzen sie bis unters Dach, die gestohlen, betrogen, geschoben, ge¬ 
wuchert und gefälscht haben, aber nicht um ihre Sünden zu bereuen, 
sondern um als Opfer der wirtschaftlichen Notlage die Zeitverhältnisse, 
alle möglichen Menschen, nur nicht sich selbst anzuklagen. ,,Was soll 
man machen? Wir haben kein Brot, kein Geld, kein Zeug für uns und 
unsere Familien, da muß man doch stehlen; das ist doch klar!“ Und 
nun entrollt sich ein erschreckendes Bild von Verfehlungen bis zum 
wüsten Wucher- und Schiebertum vor unsern Blicken: eine Welt voll 
Elend, aber ohne Reue. Die Reue ist fast ganz aus unsern Ge¬ 
fängnissen verschwunden, das ist das Auffällige. „Ich vermisse 
den Ton ernstlicher Reue im Briefe meines Sohnes“, schrieb mir eine 
Mutter, und das Hamburger Fremdenblatt schrieb dieser Tage: „Raub 
und Diebstähle sind an der Tagesordnung. Was aber das Bedauerlichste 
ist: sie werden ohne Scheu begangen, frech und zynisch, als ob man sich 
ihrer gar brüste!“ In der Tat, das Verantwortlichkeitsgefühl ist dem 
einzelnen völlig entschwunden. Er ist keine Persönlichkeit mehr, er ist 
nur noch ein Stück in der Masse und wird vom Strudel mit fortgerissen, 
und damit ist die Moral in unserem Volke außerordentlich tief gesunken. 
„Ich gebe den Zeitverhältnissen Schuld!“ sagte mir gestern ein Gefan- 
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gener und so denken sie alle. Aber bei diesen Entschuldigungen bleiben 
wir im Sumpfe stecken. Selbsterkenntnis ist der erste Schritt zur Besse¬ 
rung. So spiegelt sich unsere Zeit in den Gefängnissen. 

Und nun diese neue Zeit im Strafvollzüge selbst? Das Drän¬ 
gen unserer Tage nach Befreiung von lästigen Fesseln hat sich auch 
bei uns darin geltend gemacht, daß die Gefangenen mit einander sprechen 
und Zeitungen jeglicher Richtung lesen dürfen. Daß diese Neuerungen 
nicht unbedenklich sind, bedarf keiner besonderen Erwähnung. Ein 
anderes dagegen ist von wesentlicher Bedeutung: ein Beirat aus ver¬ 
trauenswürdigen Bürgern der Stadt hat jederzeit das Recht der Kontrolle 
in den Anstalten und kann auf diese Weise in vielen Dingen beratend 
und fördernd wirken. Also mit einem Worte: der Strafvollzug ist seiner 
Exklusivität entrissen und hat auf dem Boden unserer demokratischen 
Republik ein neuzeitliches Gewand erhalten. 

Das Dritte, wie sich die neue Zeit in den Gefängnissen spiegelt, ist 
das kirchliche Gebiet. Wir wissen wohl, daß sich noch weite Kreise 
unseres Volkes treu zum Worte Gottes halten, aber wir wissen eben¬ 
sogut, daß die breiten Massen gegen jeden kirchlichen Gewohnheitszwang 
außerordentlich empfindlich geworden sind. So erfreulich der Zustrom 
in den ersten Kriegsjahren, so bedauerlich das spätere Abflauen im 
Kirchenbesuch. Das ist der Materialismus unserer Tage. Gerade so 
war es und ist es in den Gefängnissen. Wir haben erhebende Kriegs¬ 
betstunden gefeiert, und ebenso freudig wie die freie Bevölkerung haben 
unsere Gefangenen für die Zwecke des Vaterlandes geopfert. Dann kam 
die Revolution, und da fingen die Gefangenen an zu fragen, ob sie nun 
noch an den Gottesdiensten und Religionsstunden teilnehmen müßten. 
Also mit derselben Schwüle, wie sie in der Kirche herrscht, hatten wir 
auch in den Gefängnissen zu rechnen. Aber der tote Punkt ist, glaube 
ich, doch schon überwunden. Die Leute fragen wieder nach christlichen 
Blättern und Bibeln und nehmen alle am Gottesdienst teil: frei¬ 
willig — das ist wertvoller als früher. Vor einigen Tagen kam ein ehe¬ 
maliger Gefangener zu mir und bat, ob er einmal wieder an einem Gottes¬ 
dienst im Gefängnis teilnehmen dürfe. Das hat mich wirklich gefreut. 
Also Hoffnungszeichen! Aber das ist das Charakteristische diesseits und 
jenseits der Mauern: „Keinen Zwang, bitte keinen Zwang in religiösen 
Dingen!“ Und das ist gut, sehr gut. — 

Zuletzt hätte ich gern noch einiges darüber gesagt, wie sich die all¬ 
mählich in unserem Volk wieder auflebende Arbeitsfreudigkeit auch in 
unseren Gefängnissen wiederspiegelt, und wie uns andererseits der Mangel 
an Arbeitsgelegenheiten in der Fürsorge für entlassene Gefangene die 
größte Schwierigkeit bereitet. Aber der knappe Raum verbietet mir das. 

Ich kehre zu meinem Anfang zurück. Mehr denn je steht heute die 
Gefangenenwelt im Zentrum unseres Volkslebens. Ihre Not ist unsere 
Not, ihre Schuld ist unsere Schuld. Damit ist die Zukunft der Krimina¬ 
lität ganz von selbst gegeben. Sinkt die Moral und Unkirchlichkeit 
unseres Volkes noch mehr, wird Willkür und Drang nach Ungebunden¬ 
heit zunehmen, vergrößert sich das Heer der Arbeitslosen und fahren 
wir fort, unsern Kindern ein schlechtes Beispiel zu geben, dann werden 
sich die Gefängnisse immer mehr füllen und unser Volk ist 
schließlich kriminell völlig durchseucht. Aber — Gott sei Dank — solcher 
Pessimismus ist heutigen Tages nicht mehr berechtigt. Ich glaube, wir 
haben das Schlimmste überwunden. Wir hoffen und müssen hoffen, daß 
unser deutsches Volk zur Vernunft zurückkehren wird, daß die Autorität 
des Gesetzes wieder zur Geltung kommen, daß Gottes Wort wieder 



Gehör finden und daß sich die alten deutschen Tugenden: Fleiß und 
Ordnung wieder durchsetzen werden. Und damit ist denn auch die 
Tatsache von selbst gegeben, daß der Massenstrom in die Gefängnisse 
wieder abflauen und die Kriminalität sich wieder auf ganz bestimmte 
Elemente beschränken wird. In diesem Glauben gehen wir getrost an 
die Arbeit und rufen in unser geliebtes deutsches Volk hinein: Helft alle 
mit ein neues Volksleben aufzubauen! Mehr denn je gilt heute das Wort: 
,,Richtet nicht, auf daß ihr nicht gerichtet werdet!“ und mehr denn je 
für Kirche, Schule und Haus die aufrüttelnde und verheißungsvolle 
Mahnung: ,,Laßt uns besser werden, dann wirds besser sein!“ 




Preisausschreiben 


660a IV 1. Dresden-N., den 17. Juli 1920. 

Das Justizministerium darf unter Bezugnahme auf sein Schreiben 
vom 12. August 1919 bitten, folgende Mitteilung in den redaktionellen 
Teil Ihrer Zeitung aufzunehmen: 

,,Das sächsische Justizministerium in Dresden hatte im Herbst 1919 
Sachkenner und Menschenfreunde gebeten, eine Auswahl von 30 Büchern 
vorzuschlagen, die zur Anschaffung für Gefangenanstalten und Gerichts¬ 
gefängnisse besonders geeignet erschienen, und den fünf besten Vor¬ 
schlägen Preise von je 100 Mark zugesichert. Die ernannten Preisrichter 
zu denen eine Dame, ein Staatsanwalt, ein Richter, ein Geistlicher, ein 
Gefangenanstaltsdirektor und ein Gefangenanstaltsarzt gehörten, haben 
unter Vorsitz des Justizministers Dr. Harnisch nunmehr ihr Gutachten 
abgegeben. Es sind 38 Vorschläge eingegangen, durch die nicht weniger 
als 834 verschiedene Werke empfohlen wurden. Je einen Preis von 100 M. 
konnten erhalten der Vorschlag von Oberjustizsekretär Emil Paul Hübsch¬ 
mann in Königsbrück, von Lehrer B. Mannheim an der Strafanstalt 
Waldheim, von Dr. Lydia Eger in Dresden, vom Buchhändler Franz 
Schäder in Dresden und vom Rechtsanwalt Justizrat Dr. G. Cohen in 
Hannover. Außerdem ist besonders lobend zu erwähnen der Vorschlag 
des Lehrers W. Zschiedrich in Nossen, der nur deshalb keinen Preis er¬ 
halten konnte, weil er entgegen den Bedingungen des Preisausschreibens 
mehr als 30 Bücher enthielt. 

Allgemein interessiererb dürfte, daß am häufigsten folgende Bücher 
empfohlen wurden: 

15mal: Th. Carlyle, Arbeiten und nicht verzweifeln! und M. Eyth, 
Hinter Pflug und Schraubstock. 

14mal: V. Raabe, Der Hungerpastor. 

12mal: H. Popert, Hellmut Harringa. 

11 mal: H. Seidel, Leberecht Hühnchen. 

lOmal: G. Freytag, Soll und Haben. 

9mal: Ktigelgen, Jugenderinnerungen eines alten Mannes. 

8mal: M. Ebner-Eschenbach, Das Gemeindekind. 

J. Gotthelf, Uli, der Knecht. 

7mal: C. Bischoff, Amalie Dietrich. 

G. Keller, Der grüne Heinrich. 

E. Zahn, Das zweite Leben. 

6mal: K. Jentzsch, Grundbegriffe und Grundsätze der Volkswirt¬ 
schaft. 

H. Kleist, Michael Kohlhaas. 

O. Ludwig, Zwischen Himmel und Erde. 

F. Reuter, Ut mine Stromtid. 

W. v. Siemens, Lebenserinnerungen. 

Smiles, Pflicht und Selbsthilfe. 

E. Zahn, Helden des Alltags. 

Das sächsische Justizministerium dankt allen Einsendern von Vor¬ 
schlägen für die wertvolle Anregung, die sie gegeben haben.“ 

Sächsisches Ministerium der Justiz. 
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aller Rechtsbrüche gestiegen; doch stellen sich neuerdings auch 
wieder Alkoholvergehen ein (Sachbeschädigung, Körperverletzung, Land¬ 
friedensbruch usw.). Die eigentlichen Gewohnheitsverbrecher haben sich 
dem Griffe der Polizei zu entziehen gewußt und machen sich als Schieber 
und Schmuggler gute Tage. Langzeitige Freiheitsstrafen zwecks Ver¬ 
richtung von Landeskulturarbeiten würden hier Wandel schaffen, 
wenn sich die zuständigen Stellen dafür entschließen wollten; denn ein 
Strafvollzug mit ausgiebigem Tabakgenuß und ohne rechte Arbeit, im 
gut erwärmten Gefängnis und bei einer Beköstigung, die reichlicher und 
nahrhafter ist als diejenige, welche der Durchschnitt der freien Bevöl¬ 
kerung heute genießt, vermag keine abschreckende Wirkung auszuüben. 
Der Berichterstatter trat ferner im Interesse der Anstaltsdisziplin und 
einer günstigen Charakterbeeinflussung der Gefangenen für reichliche 
Anwendung der Strafunterbrechung mit Aussicht auf Erla& 
des Strafrestes bei guter Führung ein. Die Entlassenenfürsorge 
ruhte zeitweilig, hat sich aber neuerdings wieder beträchtlich gehoben, 
entsprechend der zunehmenden Not, Teuerung und Arbeitslosigkeit. 
Erfreuliches wußte der Berichterstatter mitzuteilen über die ländlichen 
Arbeitsheime für sittlich gefährdete und gefallene Mädchen, wozu die 
Rh.-W. G.-G. mehr als 200000 Mark beigesteuert hat. 

Nach Erledigung der geschäftlichen Angelegenheiten hörte die Mit¬ 
gliederversammlung die Vorträge des Oberlandesgerichtspräsidenten 
Dr. v. Staff und des Geheimrats Landesrat Schmidt über die Entwürfe 
eines Jugendgerichtsgesetzes und Jugendwohlfahrtsgesetzes. Nach einer 
Besprechung, an der sich u. a. auch der Wirkl. Geh. Admiralitätsrat a. D. 
Dr. Felisch beteiligte, wurde dei Schlußsatz aus dem Vortrage des Herrn 
Dr. v. Staff zum Beschluß der Versammlung erhoben: „Der Entwurf 
eines Jugendgerichtsgesetzes ist auf dem richtigen Wege ein gutes Stück, 
vorwärts geschritten, aber er ist noch weit vom Ziel entfernt. Die Mit¬ 
gliederversammlung schließt sich dem Vorschlag an, daß baldmöglichst 
eine Kommission aus Vertretern der beteiligten Ministerien, aus in der 
Jugendgerichtsbarkeit erfahrenen Richtern und in der Jugendhilfe be¬ 
währten Männern und Frauen unter einem in unabhängiger Richter¬ 
stellung befindlichen Leiter zusammenberufen wird, um auf der dazu 
tauglichen Grundlage des Entwurfs, unter Berücksichtigung der weiteren 
Gesetze der Justizreform und des Reichswohlfahrtsgesetzes, einen dem 
Reichstag vorzulegenden, endgültigen Entwurf auszuarbeiten. Die Mit¬ 
gliederversammlung hält es für wünschenswert, daß zu den Beratungen 
auch solche Personen zuzuziehen sind, die in anderen Ländern die Jugend¬ 
gerichtsbarkeit studiert und sich auf diesem Gebiete schriftstellerisch 
betätigt haben.“ 

Im Anschluß an die Mitgliederversammlung fanden Sonderkonfe¬ 
renzen statt; in derjenigen der Justiz- und Strafanstaltsbeamten gelang¬ 
ten die Leitsätze des Referenten A.-G.-R. Dr. Bozi-Bielefeld zur An¬ 
nahme: 1. Im Strafverfahren ist mehr als bisher neben der Bestrafung 
auf eine persönliche Behandlung des Täters Bedacht zu nehmen. 2. Im 
geeigneten Falle ist dahin zu wirken, daß Personen, bei denen sich ein 
Hang zu bestimmten strafbaren Handlungen bemerkbar macht, Aufent¬ 
halt in geschlossenen Anstalten nehmen, oder daß sie sich unter Schutz¬ 
aufsicht stellen. Die G.Währung bedingten Strafausstandes kann von 
der freiwilligen Unterwerfung unter diese Maßnahmen abhängig gemacht 
werden. 3. Mit den Fürsorgevereinen (Gefängnisvereine) ist in geeigneten 
Fällen tunlichst frühzeitig Fühlung zu nehmen. Es ist dahin zu wirken,, 
daß nach sächsischem Vorbilde möglichst an jedem Gerichte ein Mann 
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und eine Frau als Vertrauenspersonen berufen werden. Die Vertrauens¬ 
personen haben die Verbindung mit den zustehenden Fürsorgevereinen 
zu vermitteln. 4. Die Vertrauensperson oder ein Vertreter des Fürsorge¬ 
vereins ist gegebenenfalls in der Hauptverhandlung als Sachverständiger 
zu vernehmen oder sonst zu hören. 5. Behufs Aufstellung gemeinsamer 
Richtlinien ist mit anderen Provinzial-Gefängnisvereinen Fühlung zu 
nehmen. 

In den Sonderkonferenzen der evangelischen und katholischen Straf¬ 
anstaltsgeistlichen behandelten die Herren Pfarrer Voormann, Werden 
und Schmitz-Köln das gleiche Thema: „Die Strafanstalt, ein Spiegelbild 
unserer Zeit!“ J. 

Die Gefängnis-Gesellschaft für die Provinz Sachsen und das GroBherzogtum 

Anhalt 

hat das 35. Jahrbuch für das Geschäftsjahr 1918 herausgegeben. 

(Zu vgl. Bd. 25, S. 138.) 

Der Jahresbericht von Pastor Hage hebt u. a. hervor, daß die 
Kirchenkollekte für die Gesellschaft noch niemals einen so hohen Betrag 
ergeben habe wie 1917: 3789 M., ein Beweis für das zunehmende Ver¬ 
ständnis und Interesse für die Arbeit der Gesellschaft in kirchlichen 
Kreisen. Der Provinzialverein für Innen-Mission hat bei seiner Tagung 
in Thale den Hauptvortrag des Abends der Gef.-Gesellschaft über¬ 
lassen, wodurch Gelegenheit gegeben war, von den berufenen Vertretern 
und Mitarbeitern der Innen-Mission die Aufgaben und Sorgen der Gef.- 
Gesellschaft zu entwickeln. 

Die Industrie der Provinz hat einen Betrag von 4075 M. gegeben. 
Weiter durchgehalten hat die Schreibstube; sie hat mit einem Abschluß 
von 20325 M. die beiden Vorjahre überholt und den Stand von 1915 
wieder erreicht. 

Mit dem Reidehof (vgl. den vorigen Bericht) konnte man einst¬ 
weilen der Ungunst der Verhältnisse halber nicht weiterkommeri. Ver¬ 
mögensbestand nominell: 60000 M. Auch die Arbeit für Gründung 
von ländlichen Arbeitsheimen für sittlich gefährdete Frauen und Mädchen 
wurde durch die Revolution unterbrochen und zum Stillstand gebracht. 

Bezüglich der Bambergerschen Anregungen (vgl. den vorigen Bericht) 
wurde folgende Entschließung gefaßt: zu empfehlen: 

1. eine Notverordnung, durch welche die Gerichte ermächtigt 
werden, in den Fällen, in denen der Richter nach Lage der Umstände 
eine Gefängnisstrafe bis zu 6 Monaten für angemessen erachtet, anstelle 
der Freiheitsstrafe eine für den Angeklagten nach seinem Einkommen und 
Vermögensverhältnissen festzusetzende empfindliche Geldstrafe zu ver¬ 
hängen; 

2. auch sonst allgemein in geeigneter Weise darauf hinzuwirken, 
daß in möglichst weitem Umfange statt der Freiheitsstrafen auf empfind¬ 
liche Geldstrafen erkannt wird. 

Auf Mitteilung dieser Entschließung hat dasReichs-Justizministerium 
geantwortet: eine Einschränkung der kurzzeitigen Freiheitsstrafen sei 
in hohem Maße erwünscht. Der gegebene Weg zur Verwirklichung dieses 
Gedankens sei die im Gang befindliche Reform des Str. G. B. Der 
Vorschlag, die Frage vorweg einer gesetzlichen Regelung entgegen zu 
führen, sei angesichts der gegenwärtigen politischen Verhältnisse einst¬ 
weilen zurückgestellt worden. — 

Das Vermögen der Gesellschaft beträgt 7854 M. 

T6 
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In der am 20. 10. 19 in Halle; abgehaltenen 35. Jahresversammlung 
hielt Ober-Reichsanwalt Dr. Ebermayer-Leipzig einen mit großem 
Beifall aufgenommenen Vortrag über ,,Sicherungs- und Besserungs¬ 
maßnahmen im neuen Strafgesetzbuch“. Dieser vortreffliche Vortrag 
ist im Jahrbuch abgedruckt. In der Ansprache hob Oberstaatsanwalt 
Klein-Naumburg hervor: alle Bestrebungen des Entwurfs, der Richter 
und Fürsorgevereine seien umsonst, wenn es nicht gelinge, die große 
Teilnahmslosigkeit der Öffentlichkeit in allen Strafrechtsfragen zu über¬ 
winden. Hier liege eine mächtige Aufgabe der Gefängnisvereine, die 
ganz anders als bisher in der breitesten Öffentlichkeit für ihre Bestre¬ 
bungen wirken müssen. 

Über „die Gefängnisfürsorge in Zukunft“ berichtete Pfarrer Niewerth 
unter Bezugnahme auf Art. 141 der Reichsverfassung und begründete 
eingehend die Pflicht des Staates, auch 'weiterhin für die Seelsorge 
in den Strafanstalten und Gefängnissen sorgen zu müssen. Die Tätigkeit 
des Geistlichen ist im Strafvollzug unentbehrlich. Prälat Heddergott 
weist darauf hin, daß Art. 141 nur die allgemeinen Richtlinien angebe; 
die näheren Bestimmungen hätten die Einzelstaaten zu treffen. Das 
preußische Staatsministerium sei der Ansicht, daß die hauptamtlichen 
Geistlichen bleiben müssen. Damit sei auch die Frage für die neben¬ 
amtlichen Geistlichen entschieden. Auch Oberstaatsanwalt Klein hob 
hervor, daß es in der Verwaltung niemand gebe, der die Tätigkeit der 
Geistlichen als entbehrlich betrachte; es werde alles beim alten bleiben. 
Die Geldfrage werde nur eine geringe Rolle spielen. 

Es wurde folgende Entschließung gefaßt: 

Soll die Reform des Strafgesetzbuches, die jetzt in Vorbereitung ist 
und die den Gedanken der Erziehung so stark in den Vordergrund stellt, 
wirklich praktischen Erfolg haben, dann muß jetzt mehr denn je der 
sittlich-religiösen Unterweisung der Inhaftierten Möglichkeit und breitester 
Raum gewährleistet werden. Die 35. Jahresversammlung der Gefängnis¬ 
gesellschaft für die Provinz Sachsen und Anhalt erachtet es deshalb als 
unumgängliche Pflicht des Staates auch weiterhin für die kirchlich-reli¬ 
giöse Versorgung der Insassen der Strafanstalten zu sorgen und die Mittel 
dafür bereitzustellen. 

34. Bericht über die Tätigkeit der badischen Bezirksvereine in der Zentral¬ 
leitung für Jugendschutz und Gefangenenfürsorge für fas Jahr 1919. 

(Zu vgl. Bd. 52, S. 133.) 

Zum ersten Male wieder ein ausführlicher Bericht mit eingehender 
Darlegung der Tätigkeit der einzelnen Vereine und der Zentralleitung 
und zwar im Anschluß an das staatliche Rechnungsjahr (1. 4. bis 31. 3.) 
für die Zeit vom 1. 1. 1919 bis 31. 3. 1920. 

Senatspräsident Rudolf von Woldeck der als Nachfolger des un¬ 
vergeßlichen Mitbegründers des badischen Schutzwesens, Geh. Rat Dr. 
Fuchs, am 4. 12. 1903 den Vorsitz der Zentralleitung übernommen 
hatte, ist am 17. 10. 1919 gestorben; an seine Stelle wurde der Minister 
des Kultus und Unterrichts a. D. Dr. Hübsch gewählt. 

Die Zahl der Mitglieder der 60 Bezirksvereine beträgt 12137 gegen 
12174 im Vorjahre; Summe der Mitgliederbeiträge 13970 M. gegen 
14806 M. i. Vorj.). Die Zahl der Einzelfürsorge stellen ist von 2151 i. Vorj. 
auf 2530 mit einem Aufwand von 8777 M. gestiegen. Das Gesamtvereins¬ 
vermögen von Baden mit 191 158 M. hat sich um 6913 M. erhöht. In 
den letzten sechs Jahren (1914/1919) ist ein Gesamtzuwachs von 41788 M. 
eingetreten, der im wesentlichen auf das geringere Maß der Vereins¬ 
betätigung während der Kriegszeit zurückzuführen ist. 
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Eine bedeutsame Neuerung auf dem Gebiete der Jugendfürsorge 
auf Grund des Gesetzes vom 11. 7. 1918 hat die von den Ministerien 
der Justiz und des Innern erlassene Fürsorge-Erziehungsordnung vom 
26. VI. 19 gebracht, wonach mit Wirkung vom 15. Juli 1919 auch 
der Vollzug der Fürsorgeerziehung von den Bezirksämtern auf die 
Vormundschaftsgerichte, denen bisher nur die Anordnung dieser 
Maßnahme zugestanden hatte, übergegangen ist und die Oberaufsicht t 
über das Ftirsorge-Erziehungswesen von dem Justizministerium geführt 
wird. Die freie Liebestätigkeit ist dadurch keineswegs überflüssig ge¬ 
worden; das Justizministerium hat vielmehr die Vormundschaftsgerichte 
dringend ersucht, mit den Jugendfürsorge-Vereinen der einzelnen Be¬ 
zirke enge Fühlung zu nehmen und auf ein planmäßiges und zielbewußtes 
Zusammenarbeiten hinzuwirken. 

Unter den Bezirksvereinen hatten besonders Karlruhe, Mannheim, 
Heidelberg und Freiburg eine umfangreiche Tätigkeit zu verzeichnen 
Karlsruhe erhielt für sein in das frühere Schloß Stutensee bei Karlsruhe 
verlegtes Erziehungsheim für gefährdete männliche Jugendliche ein 
zu 4°/ 0 verzinsliches Darlehen von 20000 M. Freiburg konnte für sein 
Knabenfürsorgeheim ein Haus erwerben das aber der herrschenden 
Wohnungsnot wegen nicht bezogen werden konnte. 

Ludwigsburg. Schwandner. 


40. Rechenschaftsbericht des württ. Vereins zur Fürsorge für entlassene 
Strafgefangene für die Jahre 1913/1919. 

Im ganzen kamen zur Anmeldung 1484 Entlassene, es standen in . 
Vereinsfürsorge 789; der älteste Schutzbefohlene war 75, der jüngste 
13 Jahre alt. 

Bedingt Begnadigte standen in Fürsorge 11273, davon Jugend¬ 
liche 5839. Die Vereinsarbeit an den jugendlichen bedingt Begnadigten 
wurde durch die Jugendgerichtshilfen und die Stadt- und Landesstellen 
für die evangelische weibliche Jugend und des Charitasverbandes 
wesentlich erleichtert. Besondere Überwachung durch Aufstellung eines 
Fürsorgers wurde in 2121 Fällen angeordnet, während iu 7399 Fällen 
genügte, wenn der Verurteilte durch eine Vertrauensperson im Auge 


behalten wurde. 

Von den in Fürsorge Gestandenen. 11273 

sind ausgeschieden infolge Begnadigung. 8002 

Widerrufs ....... 959 

Umwandlung der Freiheitsstrafe in Geldstrafe . . 108 

Todes .... 123 

Verzichts . . 13 

Freispruchs im Wiederaufnahmeverfahren .... _2 9207 

in Fürsorge blieben . 2066 


In 310 Fällen ist Verlängerung der Probezeit angeordnet worden. 

Von entlassenen Strafgefangenen, gegen die auf Zulässigkeit 
von Polizeiaufsicht erkannt worden war, haben 19 die Fürsorge 
des Verejns angerufen. 

Vorläufig entlassene Strafgefangene waren .... 207 

in Fürsorge genommen; von früher standen in Fürsorge. . . . 30 

zusammen.237 

Davon sind ausgeschieden mit Ablauf der urteilsmäßigen Strafzeit 201; 
begnadigt wurden 3; in 21 Fällen Wurde die vorläufige Entlassung 
widerrufen; 2 sind gestorben; 1 hat sich der Fürsorge entzogen. 
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Entlassene Strafgefangene, die mit Ausweisung bedroht waren, 
haben 28 um Schutzfürsorge nachgesucht; in Fürsorge genommen 
wurden 15, denen durch Vermittlung des Vereins Aufenthaltserlaubnis 
auf Wohlverhalten gewährt wurde. 

Der Ernst der Zeit macht sich in der Vereinsarbeit immer mehr 
durch Inanspruchnahme von Hilfesuchenden und für Schutzbefohlene 
und durch die immer mehr steigenden Kosten spürbar. Der im Jahre 
1919 zutage tretenden Vermögensabnahme wird eine weitere erhebliche 
Abnahme folgen, trotz der Erhöhung des Staatsbeitrags von 1715 M. 
auf 3000 M. Die steigenden Ausgaben sind mit den Einnahmen schwer 
in Einklang zu bringen! 

In der Mitgliederversammlung vom 17. 11. 1920 hielt Direktor 
Dr. Schwandner-Ludwigsburg -'einen Vortrag über „Schutzaufsicht 
und Schutzfürsorge im künftigen Strafrecht“; er berichtete über den 
Stand der Strafrechts- und Strafvollzugs-Reform, erläuterte eingehend 
Sinn, Zweck und Wesen der „sichernden Maßnahmen“, die eine so große 
Rolle im künftigen Strafrecht spielen sollen: 

Arbeitshaus, Wirtshausverbot, Unterbringung in einer Trinker¬ 
heilanstalt oder in einer öffentlichen Heilanstalt, Sicherungshaft gegen 
gewerbsmäßige Verbrecher, bedingte Strafaussetzung, vorläufige Ent¬ 
lassung und die Behandlung der Jugendlichen nach dem Entwurf des 
Jug. Ger. Ges. und zeigte, wie bei allen diesen Maßnahmen probeweise 
Entlassung mit dem Korrelat der Schutzaufsicht vorgesehen ist. 

Schutzaufsicht darf aber nicht bloß eine Überwachung des Schutz¬ 
befohlenen sein, sie muß ihm vielmehr auch die Stütze zur Aufrecht¬ 
erhaltung seiner guten Vorsätze sein; er muß mit Rat und Tat unter¬ 
stützt werden. 

Zu dieser Schutzaufsicht eignen sich nur diejenigen Entlassenen, 
über denen das Damoklesschwert der Einziehung oder Wiedereinziehung 
zur Strafverbüßung oder der Ausweisung hängt. Eine allgemeine, vom 
Gericht zu verhängende fakultative Schutzaufsicht für endgültig Ent¬ 
lassene, wie sie der Gegen-Entwurf vorsieht, ist abzulehnen. 

Die Schutzaufsicht muß auch künftig Sache der freien Liebes¬ 
tätigkeit und der Vereinsarbeit sein, da man sonst wieder in das hienein- 
komint, was man vermeiden will: die Polizeiaufsicht. 

Bei den aus der Sicherungshaft probeweise entlassenen gewerbs¬ 
mäßigen Verbrechern ist polizeiliche Mithilfe nicht zu entbehren, sie 
darf aber nicht in der Form der Aufenthaltsbeschränkung geleistet werden, 
vielmehr durch die sogenannte Verbrecher-Kontrolle in Form der Ver¬ 
pflichtung zu An-, Zwischen- und Ab-Meldungen. 

Bei dem großen Umfang der künftigen Schutzaufsichts-Tätigkeit 
der Fürsorge-Vereine ist notwendig: 

1. Mithilfe der Jugendämter, Jugendgerichtshilfen, Trinkerfürsorge¬ 
stellen und der alkoholgegnerischen Vereine — überhaupt: enge 
Zusammenfassung aller gleichgerichteten Bestrebungen und 
Vereinigungen auf dem Gebiet der Verbrechensverhütung. Den 
Luxus der Vielgestaltigkeit, des Nebeneinander, oder gar des 
Wettbewerbes kann man sich nicht mehr leisten, schon der 
Knappheit der zur Verfügung stehenden Mittel wegen« 

2. Aufstellung besonderer besoldeter männlicher und weiblicher 
Vereins-Auf sichts-Personen. 

3. Bewilligung staatlicher Mittel, bemessen nach der Kopfzahl der 
Schützlinge. 

Am Schluß seiner Ausführungen sprach der Vortragende auf Grund 
seiner langjährigen Erfahrungen im Strafvollzug Dank und Aner- 
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Nennung aus für das, was der Verein bisher geleistet hat und gedachte 
besonders der großen Verdienste des verstorbenen Regierungs-Direktors 
Dr. von Falch auch auf diesem Gebiete der Liebestätigkeit und wünscht 
dem Verein auch unter der neuen Staatsverfassung und der künftigen 
Strafrechtsgestaltung Gottes reichen Segen. 


13. Jahresbericht 1920 des Vereins Stuttgarter Fürsorgeheim E. V. 

(Wichernhaus Stuttgart). 

(Zu vgl. Bd. 53 S. 143.) ' 

Die Fürsorgearbeit ist im Jahre 1920 154 jungen Leuten zugut 
gekommen. Es waren 100 Württemberger, 49 sonstige Deutsche und 
5 Ausländer. 117 waren evangelisch, 35 katholisch und 2 jüdisch. 134 
standen in einem Alter unter 20 Jahren, 20 waren älter. Dem Berufe 
nach waren es 53 ungelernte Arbeiter, 78 in handwerksmäßiger Aus¬ 
bildung begriffen, 13 Kaufleute, 1 höher Ausgebildeter und 9 Schüler. 
23 wurden aus den Gefängnissen übernommen, 67 von der Polizei, 
19 von sonstigen Behörden, 29 wurden durch Vereine überwiesen, 16 
sind selbst gekommen. Nach kürzerem oder längerem Aufenthalt im 
Heim sind 55 in ihrer Heimat wieder aufgenommen worden, 53 wurden 
in Arbeit gebracht, 13 kamen in Anstalten, 2 sind entwichen, 2 mußten 
ausgewiesen werden, 14 waren am Schluß des Jahres noch in der Arbeits¬ 
stätte beschäftigt. In der ganzen Zahl waren 49 Fürsorgezöglinge. 
Das sind gegen früher auffallend viele, es rührt davon her, daß die An¬ 
stalten für schulentlassene Fürsorgezöglinge, Schönbühl und Heidenheim, 
wegen Überfüllung nur noch beschränkt aufnehmen konnten. Da ist 
das Wichernhaus in die Lücke gesprungen. Durch den letzten Jahrgang 
ist die Zahl der seit 1907 versorgten Zöglinge unseres Heimes auf 2466 
gestiegen. 

Einige Bilder aus der Arbeit: 

Zwei junge arbeitslose Buchhändler reisen in die Buchhändlerstadt 
Stuttgart in der Hoffnung, hier Anstellung zu finden. Sie sehen sich 
in ihrer Hoffnung getäuscht. Das Geld geht ihnen aus und sie geraten 
auf den Einfall, mit einer Bahnsteigkarte heimzufahren. So kommen 
sie mit Polizei und Gericht zusammen und werden dem Fürsorgeheim 
überwiesen. Nach Verständigung mit den Eltern verhilft man ihnen zu 
geordneter Heimkehr, und sie melden dankbar ihre Ankunft. 

Ein Junge hat seine Mutter früh verloren, die zweite Mutter ver¬ 
steht sich nicht auf ihn. Der Vater trinkt gelegentlich und ist hitzig. 
Der Bursche entweicht aus der Lehre, kommt dreimal vor Gericht, 
wird daheim nicht mehr angenommen und erinnert sich, daß ihm der 
Gefängnisgeistliche früher einmal das Wichernhaus anempfohlen hat. 
Er ist 8 Monate bei uns, wird ein anderer Mensch und füllt jetzt einen 
Aufseherposten in einer Anstalt trefflich aus. Er hat auch schon Geld 
geschickt, um früher angerichteten Schaden wieder gut zu machen. 

Vor 10 Jahren war ein junger Mann bei uns gewesen. Man hat 
sich viel Mühe mit ihm gegeben. Dann hat ihn der Krieg mit fortge¬ 
nommen in den fernen Osten. Als Verwundeter war er dort hängen 
geblieben; er hatte sich verheiratet und war wieder geschieden worden 
von Weib und Kind. Gebrochen an Leib und Seele, im letzten Stadium 
der Schwindsucht, hat er nur noch einen Wunsch, bei uns zu sterben. 
Das Wichernhaus hat seine letzten Wochen mit Liebe und Trost um¬ 
geben. 

Stuttgart. Stadtpfarrer Wüterich. 
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16. Jahresbericht des Deutschen Hilfsvereins für entlassene Gefangene 
zu Hamburg für das Jahr 1919 
von Pastor Dr. H. Seyfarth, Hamburg-Fuhlsbüttel. 

Die sozialen Verhältnisse, wie sie sich infolge der politischen Um¬ 
wälzung vom 9. Nov. 1918 entwickelt haben, waren auch für das Gebiet 
der Entlassenenfürsorge und namentlich für unseren Deutschen Hilfs- 
verein von einschneidender Bedeutung. Eine Fürsorge, wie wir sie früher 
im weitestgehendem Maße ausgeübt haben, war unmöglich, denn sowohl 
für die Auswanderung in überseeische Gebiete als auch für die Unter¬ 
bringung Jugendlicher im seemännischen Beruf waren alle Wege ver¬ 
sperrt. Auch konnten wir den mit uns verbundenen Vereinen, die sich 
früher in besonders schwierigen Fällen unserer Hilfe zu bedienen pflegten,, 
bei der Unterbringung Entlassener nur selten behilflich sein, denn nach 
den Bestimmungen des Demobilmachungskommissars durften in Hamburg 
nur solchen Personen Stellungen vermittelt werden, die am 1. August 
1914 hier bereits ansäßig gewesen waren. 

—. Die Auswanderung in überseeische Länder wird auch in Zukunft,, 
wenn die Verhältnisse sich geklärt haben und die Überfahrtskosten nicht 
mehr so unerschwinglich sind wie jetzt, mit sehr vielen Schwierigkeiten 
verbunden bleiben. Alle Länder der Welt, namentlich die südamerika- 
nischen Staaten, die in erster Linie immer das Ziel der Auswanderung 
für unsere Schutzbefohlenen waren, haben so scharfe Einwanderungs¬ 
gesetze erlassen, daß Fremden mit nicht ganz reinen Papieren der Einlaß 
und die Erlangung von Stellung in der Zukunft so gut wie unmöglich 
sein wird. Wie sich unsere Jugendfürsorge zur See gestalten wird, läßt 
sich noch nicht übersehen, aber auch hier werden wir sicher nicht mehr 
in der großzügigen und umfassenden Weise zu helfen imstande sein, wie 
dies bisher der Fall war. Die Blütezeit unseres D. H. V. — darüber 
muß man sich klar sein — ist vorbei, immerhin darf es uns mit freudigem 
Stolz erfüllen, daß es uns ln den 16 Jahren seines Bestehens möglich war 
5830 Erwachsenen und 2568 Jugendlichen die Wege zu einem geordneten 
Leben zu ebnen und nicht Hunderte, sondern Tausende von Menschen 
zu retten, die ohne unsere Hilfe zweifellos zugrunde gegangen wären. 

Die Zahl der Fürsorge-Anträge, die 1919 bei der Geschäftsleitung 
einliefen, übertraf mit 273 Fällen die der Anträge im Jahre 1918 um 38.. 
Von diesen 273 Fürsorge-Anträgen wurden 268 erledigt, und zwar 116* 
durch Gewährung von Geldmitteln zur Rehabilitierung, zur Miete oder 
zur Fahrt nach der Heimat und an die Arbeitsstätte, 25 durch Beratung 
und Auskunftserteilung, 56 durch erbetene Fürsprache, persönliche Ver¬ 
wendung u. dgl., 53 durch Beschäftigung in der Schreibstube und 18- 
durch Vermittlung von Stellungen. Von den 273 Antragstellern waren 
145 hamburgische und 82 preußische Staatsangehörige. Die übrigen ver¬ 
teilten sich auf die anderen Bundesstaaten. Ein großes Hemmnis für 
eine geordnete Entlassenenfürsorge bildete im abgelaufenen Jahre die 
hohe Erwerbslosenunterstützung, die die Leute erhielten, und die viele 
auf eine geregelte Tätigkeit verzichten ließ. Anderen wieder gelang es,, 
auf eigene Faust in zum Teil glänzend dotierte Stellungen hineinzukom¬ 
men, indem sie ihre Vergangenheit verschwiegen oder Beziehungen zu 
Leuten hatten, die an derselben keinen Anstoß nahmen. Kleinere Geld¬ 
unterstützungen, durch die früher oft schon durchgreifend geholfen werden 
konnte, hatten bei der enormen Entwertung des Geldes meist wenig 
Bedeutung, und der Teuerung entsprechende größere Verwilligungen 
ließen unsere beschränkten Mittel nur selten zu. So waren überall 
Schwierigkeiten ganz eigener Art zu überwinden, und die ganze Fürsorge- 



tätigkeit hatte ein völlig anderes Aussehen wie in früheren Jahren. Die 
Hauptsache aber bleibt, daß wir unser Unternehmen durch diese kritische 
Zeit hindurchgerettet haben, was nur durch größte Zurückhaltung und 
den Ausbau derjenigen unserer Organisationen möglich wurde, für die 
der Boden noch einigermaßen günstig war, nämlich unserer Schreib¬ 
stube. Freilich lagen auch hier eigenartige Schwierigkeiten vor, indem 
nämlich weniger die Aufträge als vielmehr die Arbeitskräfte fehlten. Die 
Zahl der Arbeitslosen zählte täglich nach vielen tausenden und die 
staatlich aufgewandten Mittel waren erschreckend hoch, aber trotzdem 
gelang es nicht, unter den Tausenden soviel Arbeitswillige zu finden, 
daß unser Betrieb andauernd hätte funktionieren können. Erst ganz 
allmählich kam der eine oder andere zu der Überzeugung, daß geregelte 
Arbeit der nutzlos verbrachten, wenn auch mit Staatsgeldern bezahlten 
Zeit vorzuziehen sei. Im ganzen wurden im Jahre 1919 53 Personen 
in unserer Schreibstube beschäftigt und eine Einnahme von M. 40168.— 
erzielt. Dieser Einnahme stand eine Ausgabe von M. 49218.— gegen¬ 
über, so daß ein minus von M. 9049.— zu verzeichnen ist. Diese Unter¬ 
einnahme ist aber insofern unbedenklich, als sie durch die Anschaffung 
einer Vervielfältigungsdruckmaschine entstanden ist, die wir für den 
horrenden Preis von M. 12540.— anschaffen mußten. Diese Maschine 
wird sich aber sehr schnell selbst bezahlt machen, da durch sie die Ein¬ 
nahmen der Schreibstube ganz außerordentlich gesteigert werden können. 
Schon jetzt ist durch die auf ihr hergestellten Arbeiten nahezu die Hälfte 
des Anschaffungspreises gedeckt worden. 

Die Erfahrungen, die das hamburgische Arbeitsamt mit bestraften 
Personen gebildeterer Stände gemacht hatte, die angeblich wegen ihrer 
Vorstrafen keine Stellung finden konnten, veranlaßten den Vorsitzenden, 
Herrn Dr. Matthaei, mit dem D. H. V. ein Abkommen zu treffen, durch 
das die Arbeitswilligkeit der betreffenden Leute festgestellt werden sollte. 
Sie wurden unserer Schreibstube überwiesen, die ihnen einen Minimal¬ 
lohn von M. 10.— täglich garantierte. Nahmen sie diese Arbeit nicht an 
oder leisteten sie nichts Zufriedenstellendes, so daß sie entlassen werden 
mußten, so ging ihnen damit auch die Erwerbslosenunterstützung ver¬ 
loren. Als Gegenleistung billigte das Arbeitsamt dem D. H. V. für 
Reklame, Feuerung und Licht M. 550. — monatlich zu. Da das Abkommen 
erst im November getroffen werden konnte, so ließ sich am Ende des 
Jahres über die Zweckmäßigkeit desselben noch nicht viel sagen. Es 
wurden uns im Dezember vom Arbeitsamt 10 Personen überwiesen, 
von denen von vornherein 3 die Beschäftigung ablehnten, während 7 zu 
Ende des Jahres noch dort arbeiteten, von denen einer in feste Stellung 
gebracht werden konnte. 

Beamte unterhält der D. H. V. gegenwärtig nur zwei, nämlich Herrn 
Einenkel, der die Oberaufsicht über Übergangsstation und Schreibstube 
hat, sowie Fräulein Carstens, die die Sekretariatsgeschäfte besorgt. Der 
frühere Vereinssekretär, Herr Wandelmaier, ist schon im vergangenen 
Jahre entlassen worden, und der für die Unterbringung Jugendlicher im 
seemännischen Beruf in Aussicht genommene zweite Beamte, Herr 
Wüstrich, ist nicht zur Anstellung gekommen, da dieser Tätigkeitszweig 
— wie erwähnt — nicht gepflegt werden konnte. Die ihm in Aussicht 
gestellte Dienstwohnung hat er gegen Mietezahlung übernommen, ist 
aber anderweitig beschäftigt. Das Gehalt der beiden Beamten wurde, 
unseren Verhältnissen entsprechend, nach Möglichkeit erhöht* Da aber 
Herrn Einenkel die sonst erheblichen Einnahmen aus der Verpflegung 
der Insassen der Übergangsstation nicht mehr zufielen, wurde ihm 
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gestattet, rieben seiner Tätigkeit für den D. H. V. seine frühere ehren¬ 
amtliche Stellung als Vorsteher der Hinterbliebenen- und Kriegsbeschä¬ 
digtenfürsorge des Bezirks Eilbeck weiter auszuüben, für die er nunmehr 
eine Besoldung bezieht und deren Geschäftsstelle er in die Übergangs¬ 
station verlegt hat, um nicht zu viel vom Hause abwesend zu sein. Vor¬ 
läufig wird es ihm möglich sein dieses Doppelamt auch weiterhin zu 
bekleiden bis vielleicht Zeiten kommen die eine neue Blüte für unseren 
D. H. V. bedeuten und eine volle Manneskraft für die Leitung der ein¬ 
zelnen Fürsorgezweige beanspruchen. 

Was nun die finanzielle Lage des D. H. V. anbetrifft, so war es 
andauernd Gegenstand unserer Sorge, ob es möglich sein würde, das 
Werk durch diese schwierigen Zeiten hindurchzuretten. Im Anfang des 
Jahres habe ich wie auch zu Schluß des Jahres 1918 eine sehr umfang¬ 
reiche Werbetätigkeit entfaltet, durch die ich versuchte, nicht nur 
die alten Mitglieder zu erhalten, sondern auch neue zu werben und 
namentlich eine Erhöhung der Jahresbeiträge der korporativen Mitglieder 
herbeizuführen. Das Resultat war sehr erfreulich, denn es wurden da¬ 
durch M. 5278. — einmalige und M. 782.— Jahresbeiträge erzielt. Nur 
-9 Mitglieder mit zusammen M. 53.— Jahresbeiträgen sind ausgetreten 
und 9 Mitglieder mit zusammen M. 60.— Jahresbeiträgen verstorben. 
Außerdem ist zu berücksichtigen, daß der Wert unseres Inventars sich 
außerordentlich erhöht hat. Während dasselbe 1918 mit M. 10800.— 
eingeschätzt war, ist es diesmal mit M. 30000.— in Rechnung gestellt. 
Die Totaleinnahmen und Ausgaben haben sich beide ungefähr verdoppelt, 
der Barsaldo beträgt in diesem Jahre M. 300. — mehr als 1918. Im ganzen 
betrug das Vereinsvermögen am 31. 12. 19 M. 54419.—gegen M.50447.— 
vom 31. 12. 18, sodaß eine Vermögenszunahme von rund M. 4000.— zu 
verzeichnen ist. Wie sich die Verhältnisse weiter entwickeln werden, 
ist bei der Unsicherheit der allgemeinen Lage nicht zu übersehen. Wir 
müssen vorsichtig und gewissenhaft weiterwirtschaften und immer als 
oberstes Prinzip daran festhalten, das Bestehende zu erhalten und der 
Zukunft die Weiterentwicklung überlassen. 

Von Personalveränderungen ist zu berichten, daß von unseren 
Vorstandsmitgliedern drei verstorben sind, nämlich der Direktor des 
Nürnberger Zellengefängnisses, Oberregierungsrat Michal in Nürnberg, 
der bekannte Strafrechtslehrer Geheimrat Professor Dr. v. Liszt in 
Berlin und unser Hamburger Vorstandsmitglied Kommerzienrat W. A. 
v. Riedemann. Alle drei gehörten dem Vorstand des D. H. V. seit 
seinem Bestehen an und haben unserer Arbeit mit der regsten Anteil¬ 
nahme gedient. 

Oberregierungsrat Michal hat uns eine große Zahl von gebildeten 
Leuten zugeführt, die wir im Auslande rehabilitiert haben, und war 
ununterbrochen mit mir in Korrespondenz. 

Geheimrat Prof. Dr. v. Liszt hat oftmals in Wort und Schrift die 
Ziele und Erfolge des D. H. V. als für die Entlassenenfürsorge vorbild¬ 
lich und bedeutsam gepriesen und durch seine Autorität uns viel genützt. 

Mit Kommerzienrat v. Riedemann ist aber einer unserer Wohl¬ 
täter im großen Stile dahingegangen. Er hat unsere Arbeit wiederholt 
mit erheblichen Summen unterstützt und zahlte auch den höchsten 
Jahresbeitrag von M. 250. —. Ich konnte auf seine Hilfe immer mit 
Sicherheit rechnen, wenn ich ihrer bedurfte. 

Das Andenken dieser vortrefflichen Männer wird von uns in Ehren 
gehalten. 
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Aus dem Arbeitsausschuß ist Herr Oberregierungsrat Schütze aus¬ 
getreten, der von Altona nach Breslau versetzt worden ist. Er war ein 
sehr tätiges Mitglied unseres Vorstandes, der uns als Vertrauensmann 
des St. Raphaelvereins zum Schutze katholischer Auswanderer in den 
Kreisen seiner Glaubensgenossen viele Sympathie geschaffen und viele 
Mitglieder geworben hat. Auf seinen Vorschlag soll Herr Assessor Kemper 
aus Altona seine Stelle ersetzen und dessen Wahl wird uns heute noch 
beschäftigen. 

Für Herrn Geheimrat Prof. Dr. v. Liszt hat der Arbeitsausschuß den 
Hamburger Strafrechtslehrer Geheimrat Professor Dr. Liepmann in 
den erweiterten Vorstand gewählt, der diese Wahl gern angenommen hat 
und uns zweifellos ein guter Berater werden wird. 

Nach Begründung der hamburgischen Universität wurde mir 
von der juristischen Fakultät der Lehrauftrag für Gefängnis¬ 
wissenschaft erteilt, und habe ich im vergangenen Sommersemester 
zum erstenmal Vorlesungen über dieses Thema gehalten und eine große 
Anzahl von Studenten und Referendaren als Zuhörer gehabt. Auch in 
diesem Sommersemester wieder werde ich über das gleiche Thema lesen. 
Es ist dies insofern von Wichtigkeit, als ich dadurch Gelegenheit habe in 
juristischen Kreisen auch für die Entlassenenfürsorge zu wirken, und ich 
nehme zum Schluß der Vorlesungen immer Veranlassung, meine Zu¬ 
hörer nicht nur in den praktischen Gefängnisbetrieb in Fuhlsbüttel ein¬ 
zuführen, sondern ihnen auch die Einrichtungen unseres D. H. V. in 
Barmbeck zu zeigen und dadurch für unser Unternehmen neue Freunde 
zu gewinnen. 

Von einer Drucklegung des Jahresberichtes und seiner Anlagen — so 
sehr eine solche erwünscht wäre — werden wir auch in diesem Jahre 
wegen der großen Kosten, die dadurch entstehen würden, Abstand nehmen 
müssen. Ich beabsichtige aber, auf unserer neuen Rotationsdruckmaschine 
wenigstens einen ganz kurzen Auszug hersteilen zu lassen, damit die mit 
uns verbundenen Vereine und unsere Mitglieder wenigstens wieder ein¬ 
mal ein Lebenszeichen von dem D. H. V. erhalten. Die dadurch ent¬ 
stehenden verhältnismäßig geringen Unkosten werden wir wohl tragen 
können. , 

So schließe ich meinen Bericht mit dem Wunsche, daß das Jahr 
1920 nicht nur für unser Vaterland, sondern auch für unsere Vereins¬ 
arbeit ruhigere und stetigere Verhältnisse zeitigen möge. 


Verhandlungen des Schweizerischen Vereins für Straf-, Gefängniswesen 

und Schutzaufsicht 
17. und 18. Mai 1921 in Freiburg. 

Neue Folge, Heft 1 (Aarau 1921, Druck und Verlag von H. R. Sauer¬ 
länder u. Co.) 

enthält eine ausführliche Abhandlung von Direktor Widmer-Basel 
über: 

Neue Forderungen zur Ausgestaltung des Strafvollzuges 
(Referat f. d. Vereinsversammlung in Freiburg). 

Widmer gibt hier einen Einblick in den schweizerischen Strafvollzug 
und behandeltauf Grund seiner langjährigen Erfahrungen mit praktischem 
Blick und warmem Herzen die Probleme des Haftsystems und des Pro- 
g ressiv-Systems, des Strafzwecks, der Gefangenenbeschäftigung (Außen- 



arbeit) der Milderung im Strafvollzug, Verdienstanteil, Entlassenenfür- 
sorge, Gottesdienst, Schule und Bibliothek, Turnen und Sporte 
Trinker-Heilanstalt und Bundes-Oberaufsicht über die Anstalten. 

Die Arbeit ist so reichhaltig und bietet dem Strafvollzugsbeamten 
so viel Anregendes und Beherzigenswertes, daß ich sie am liebsten in 
unsere Blätter abgedruckt hätte. Da das aber nicht geht, will ich nur 
kurz einige Ausführungen wiedergeben, die mir aus dem Herzen gespro¬ 
chen sind. Im Eingang führt er den Vorwurf: die RückfälligTceit zeige 
die Unbrauchbarkeit der Freiheitsstrafe auf das richtige Maß zurück und 
sagt: ,,es war das nötig im Hinblick auf ältere und neuere, mehr oder 
weniger ernst zu nehmende Angriffe in Parlamenten und Sensations¬ 
schriften, andererseits aber auch, um vorkommenden Schönfärbereien ent¬ 
gegenzutreten. Dabei habe ich den Glauben an die Besserungsfähigkeit 
gewisser Anstaltsinsassen keineswegs verloren. Was ihn trotz ungezählten 
Enttäuschungen immer wieder gestützt hat, waren nicht zuletzt erfreu¬ 
liche Erfolge, wo man keine erwartet hatte.“ Wer von uns Praktikern 
hat es nicht oft erlebt: mit Leuten, auf die man alle Hoffnungen gesetzt 
hatte, sind wir zu Schanden geworden und an solchen, die man auf¬ 
gegeben hatte, habe man Freude erlebt! 

Bei den „Milderungen im Strafvollzug“ kommt er auf den auch 
in der Schweiz, wie bei uns, durch die Not des Krieges eingerissenen 
Unfug der Zulassung von Nahrungsmittelsendungen von außen zu 
sprechen. Das habe den Nachteil, daß dadurch Ungleichheiten geschaffen 
werden. Denn wie wenige Gefangene haben Verwandte, die ihnen etwas 
schenken. Bei den vielen anderen aber werden damit Neid und Unzufrieden¬ 
heit erzeugt; sie sind auch schnell bereit zu sagen: der Direktor sei partei¬ 
isch. Während des Krieges wurde mancherorts ein Auge zugedrückt; allein 
man wünschte das strenge Verbot bald wieder zurück. Es gibt Sträflinge, 
die von ihren oft sehr armen Frauen oder Eltern so viel verlangen würden, 
daß diese selbst darben müßten ; sie möchten auf deren Kosten in der 
Anstalt ein Schlemmerleben führen.“ — Ganz wie bei uns! Man kann 

diesen Unfug nicht energisch genug entgegen treten! _ 

Bei der Klage über die Verschiedenartigkeit des Strafvollzugs in 
der Schweiz sagt Widmer: „Für Strafvollzugsbeamte liegt es außer 
allem Zweifel, daß ein einheitliches Strafgesetz ohne einheitliche Vor¬ 
schriften für die Durchführung der Strafen wesentlich an Bedeutung 
verlieren müßte.“ Ganz wie bei uns! Widmer faßt seine Aufsiihrungen 
in folgenden Thesen zusammen: 

1. Der Schweizerische Verein für Straf-Gefängniswesen uns Schutz¬ 
aufsicht erblickt in der Vereinheitlicl#ng des Strafrechts einen emi¬ 
nenten Fortschritt und erklärt sein Einverständnis mit dem neuesten 
Entwurf vom 23. Juli 1918 und empfiehlt ihn den Räten und dem Volke 
zur Annahme. Der Verein erlaubt sich, zur teilweisen Abänderung und 
Ausgestaltung des Entwurfs noch folgende Wünsche vorzubringen: 

a) Vom Bau der verschiedenen Anstalten, welche der Entwurf in 
Aussicht nimmt und die entschieden als zweckentsprechend be¬ 
zeichnet werden müssen, soll solange abgesehen werden, bis die 
Finanzlage des Landes eine bessere ist. Inzwischen wird man 
sich mit Provisorien helfen können. 

b) Die Regelung des Progressivsystems im Strafgesetzbuch ist abzu¬ 
lehnen und die Einführung desselben den Kantonen anheimzu¬ 
stellen und zu empfehlen. 

c) Der Strafvollzug soll die Gefangenen sittlich und geistig zu heben 
suchen. Unterricht und Bibliothek sind daher für alle Anstalten 
obligatorisch zu erklären. 
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d) Die Bestimmungen über Schutzaufsicht sind .namentlich in dem 
Sinne zu ergänzen, daß Entlassene, welche die Fürsorge freiwillig 
in Anspruch nehmen, angehalten werden können, die übernommenen 
Verpflichtungen einzuhalten. 

e) Der Erlaß eines schweizerischen Strafvollzugsgesetzes und die 
-«* Oberaufsicht des Bundes über den Strafvollzug sollen angestrebt 

werden. 

2. In allen Gefangenenanstalten muß auf Ordnung und Disziplin 
.gehalten werden, was nicht ausschließt, die Insassen individuell zu be^ 

handeln und zeitgemäße Milderungen und Einrichtungen zu ihren Gunsten 
zu gestatten. Als solche kommfen hauptsächlich in Frage: 

a) Die Ausdehnung der Beschäftigung im Freien. 

b) Die Erhöhung des Verdienstanteils in der Weise, daß kein Ge¬ 
fangener entlassen werden muß, ohne im Besitz der nötigsten 
Kleider und Subsistenzmittel zu sein. 

c) Die Förderung der Fortbildungsgelegenheiten durch Ausbau der 
Schule und Bibliothek, durch Vorträge etc. 

3. Von ausschlaggebender Bedeutung für den Erfolg des Straf¬ 
vollzuges sind Entlassenenfürsorge und Schutzaufsicht. Sie sollen 
keinem, der sie wünscht und sich verpflichtet, die Bedingungen zu 
erfüllen, vorenthalten werden. Die Anstellung eigener Funktionäre 
dafür ist dringendes Bedürfnis. Die Zahl der Unterkunftsstätten für 
Entlassene sollte vermehrt werden. 

Des Weiteren enthält das Heft einen vorzüglichen Brief von Prof. 
Dr. Ernst Delaquis in Bern, über: Belohnungsmaßnahmen im 
schweizerischen Strafgesetzentwurf 1918. 

Der Berichterstatter behandelt in erschöpfender Weise die Regelung 
der tätigen Reue, den bedingten Straferlaß („bedingte Verurteilung“), 
die bedingte Entlassung und die Rehabilitation. 

• Schwandner. 

Die 17. Versammlung der Deutschen Landesgruppe der Internationalen 
Kriminalistischen Vereinigung 

fand vom 18. bis 20. Mai 1921 in Jena statt; sie verlief infolge starker 
Beteiligung von Theoretikern und Praktikern überaus angeregt. Gegen¬ 
stand der Verhandlungen waren die Bestimmungen des Entwurfs zu 
einem Reichs-Strafgesetzbuchs von 1919 über das System der Strafen 
und der sichernden und bessernden Maßnahmen. Der Entwurf fand 
im allgemeinen den Beifall der Versammlung, so daß sie folgende, an 
die Ministerien zu übermittelnde Entschließung faßte: 

„Die Deutsche Landesgruppe der 1. K. V. hat auf ihrer Jenaer 
Tagung den Entwurf von 1919 zu einem deutschen StGB, als einen 
Fortschritt in der Richtung ihrer Bestrebungen begrüßt. Sie hält die 
baldige Vorlegung mit einem Entwurf zu einem Reichs-Strafvollzugs¬ 
gesetz für dringend erwünscht.“ 

Über „Strafensystem und Strafzumessung“ berichtete Professor 
Dr. Max Ernst Mayer, Frankfurt, wobei er hauptsächlich die Frage 
der Differenzierung der verschiedenen Freiheitsstrafen behandelte und 
hervorhob, daß der Entwurf mit seinen wenigen Bestimmungen über das 
geltende Recht nicht hinauskomme. Die Verweisung auf das Straf¬ 
vollzugsgesetz sei ein schlechter Trost. Bei der „Strafzumessung“ 
bezeichnete der Berichterstatter als erfreulich das Bestreben, die richter¬ 
liche Freiheit zu erweitern; sie werde aber wieder aufgehoben, weil der 
größte Teil des 13. Abschnitts sich als ein System gesetzlicher Straf- 
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schärfungs- und -milderungsgründe darstelle, so daß von der richter¬ 
lichen Strafzumessung wenig übrig bleibt. Bedauert wurde, daß die 
Forderung, aus der gewerbs- und gewohnheitsmäßigen Begehung einen 
allgemeinen Strafschärfungsgrund zu machen, unerfüllt geblieben sei; 
§ 120 sabotiere mit seinen zu engen Voraussetzungen die Anerkennung 
des gewohnheitsmäßigen Verbrechens. Erst wenn das Gesetz für die 
einzelnen Strafarten und -großen bestimmte Vollstreckungsprogrämme 
biete, werde die Strafzumessung von der heute auf ihr lastenden gesetz¬ 
lichen Willkür befreit sein. 

Bei der Diskussion verlangte Goldschmidt bei Gefängnis zwei 
Jahre als Maximum, bei Zuchthaus als Minimum. Kohlrausch hielt 
eine andere als zeitliche Differenzierung als schwer vorstellbar, Hafter 
für nicht möglich. Schwandner wies auf die Vorschläge unseres Ver¬ 
eins zu einem Reichs-Strafvollzugsgesetz hin, besonders auf die der 
Begründung beigefügte Zusammenstellung der Unterschiede der ein¬ 
zelnen Strafen, die zeige, daß eine Differenzierung doch möglich sei. 
Freudenthal verlangte Beseitigung der Ehrenstrafen. Liepmann 
erklärte die Scheidung der Delikte in solche mit und in solche ohne ehr¬ 
lose Gesinnung infolge der Unbestimmtheit dieses Begriffes für nicht 
durchführbar. 

Über die „Maßregeln der Besserung und Sicherung“ referierten 
Reichsgerichts-Senats-Präsident Dr. Lobe, Leipzig und Professor 
Dr. Exner, Tübingen. Ersterer führt u. a. aus: 

Tritt bei verminderter Zurechnungsfähigkeit die angeordnete Ver¬ 
wahrung ineine Heil- und Pflegeanstalt unter bedingter Strafaussetzung 
sofort nach Rechtskraft des Urteils ein, so sei die Anrechnung der Ver¬ 
wahrung auf die Probezeit bedenklich. Bedingung für künftigen Straf¬ 
erlaß sei Bewährung in der Freiheit, nicht in einer Anstalt. Verfehlt 
sei auch die Anrechnung des Aufenthalts in einer Trinkerheilanstalt 
auf die Probezeit. Mit dem Absehen von der Unterbringung in einem 
Trinkerhaus, sofern der Trinker sich während der Strafverbüßung gut 
geführt hat, müsse vorsichtig verfahren werden. Wirtshausverbot sei 
undurchführbar. Erwägenswert, den Wirt mit Strafe zu belegen, der 
einem ersichtlich Trunkenen geistige Getränke verabfolgt. Verwahrung 
gefährlicher Gewohnheitsverbrecher nicht weitgehend genug, weil an 
die Voraussetzungen des § 120 geknüpft; sie darf nicht erst beim 6. Rück¬ 
fall eintreten; zu weitgehend andererseits die Möglichkeit lebensläng¬ 
licher Verwahrung. Vermindert Zurechnungsfähige sollten vorläufig 
entlassen werden können. Schutzaufsicht sei für alle vorläufig Ent¬ 
lassene einzuführen. 

Prof. Dr. Exner faßt seine Ausführungen in folgende Teilsätze 
zusammen: 1. Die Anordnung der bessernden und sichernden Maßnahmen 
sowie die Entscheidung über die gänzliche oder vorläufige Entbehr¬ 
lichkeit einer bereits angeordneten Maßnahme ist ausschließlich Sache 
des Gerichts. 2. Der Vollzug der sichernden und bessernden Maßnahmen 
kann vom Gericht bedingt ausgesetzt werden, entweder schon im Urteil 
oder auf Grund der Ergebnisse des Strafvollzugs. 3. Das Gesetz hat bei 
allen Maßnahmen widerrufliche Entlassung zuzulassen. 4. Die Unter¬ 
bringung im Arbeitshaus gilt als Verbüßung der Strafe. Der Häftling 
kann vor Ablauf seiner Strafe nicht entlassen werden. 5. An Stelle des 
§ 4 Abs. 1 ist zu setzen: Wird ein Ausländer zu Zuchthaus oder Gefängnis 
von mindestens ein Jahr verurteilt, so kann das Gericht ihn aus dem 
Reichsgebiet ausweisen, falls die öffentliche Sicherheit dies erfordert. 
6. Die Anordnung der Verwahrung auf unbestimmte' Zeit (§ 101) ist 
zu billigen. Sollte sie nicht durchsetzbar sein, so wäre zu bestimmen: 
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Der Häftling wird nach zehn Jahren auf jeden Fall entlassen; die Ent¬ 
lassung ist stets eine vorläufige. — 

In der Diskussion wendet sich von Hippel gegen das Aufenthalts¬ 
verbot und gegen die Verwendung des Arbeitshauses für Diebe, Zuhälter 
und Glückspieler. Liepmann will das Arbeitshaus (eine verschleierte 
Strafanstalt) ganz beseitigt wissen. Ko hl rau sch hält es für unzweck¬ 
mäßig, den Verbrecher erst einzusperren und dann zu behandeln. Graf 
Gleispach hält einen solchen Monismus mit dem Schuldprinzip nicht 
für vereinbar. Freudenthal weist darauf hin, daß die Sicherungs¬ 
maßnahmen nicht an der Ksotenfrage scheitern dürfen; sie haben auch 
Ersparnisse zur Folge: Vermeidung der Strafe; bedingte Aussetzung 
auch der sichernden Maßnahmen. Ausbau der Schutzaufsicht, die 
unendlich viel Freiheitsstrafen zu ersetzen in der Lage sei. 

Die anwesenden Strafvollzugs-Praktiker: Schwandner und 
Ellger traten für progressiven Strafvollzug, Erziehun in der Straf¬ 
anstalt, gegen Aufenthaltsbeschränkung, gegen Einweisung von Dieben 
usw. ins Arbeitshaus, Schutzaufsicht und namentlich auch dafür ein, 
daß das kommende Strafrecht eine eingehende Beschäftigung der Richter 
und Staatsanwälte mit der Frage des Strafvollzugs notwendig mache, 
die seither als Nebensache behandelt worden sei. 

Auf Anregung von Goldschmidt wurde folgende Entschließung 
gefaßt: 

„Um der Landesgruppe der I. K- V. einen wirksamen Einfluß auf 
die Gestaltung des zu erwartenden Regierungsentwurfs eines neuen 
Strafgesetzbuches zu sichern, andererseits die Aufstellung eines solchen 
auf Grund des als brauchbare Grundlage zu begrüßenden Entwurfs von 
1919 nicht aufzuhalten, wolle der Vorstand folgende Schritte unter¬ 
nehmen: 

Der Vorstand fordert die in Jena anwesenden Mitglieder der I. K. V. 
auf, bis spätestens 10. Juni an Prof. Kohlrausch, Berlin-Wannsee, 
Lohengrinstraße 10, schriftlich die Punkte zu bezeichnen, in denen der 
Entwurf abänderungsbedürftig ist. Auf Grund dieser Äußerungen 
beauftragt Kohlrausch geeignete und bereite Mitglieder, über die in 
Frage kommenden Punkte ihm bis spätestens 15. August ein kurzes, 
schriftliches Gutachten einzureichen. Im Anschluß an den Bamberger 
Juristentag treten die Gutachter unter Vorsitz von Prof. Kohlrausch 
zusammen, um auf Grund der Gutachten dem Reichsjustizministerium 
bestimmt formulierte Vorschläge zu übermitteln.“ 

Ludwigsburg. Schwandner. 


Fünfter Deutscher Jugendgerichtstag. 

Am 27. und 28. September 1920 trat auf Einladung des Ausschusses 
für Jugendgerichte und Jugendgerichtshilfen der Deutschen Zentrale für 
Jugendfürsorge der 5. Deutsche Jugendgerichtstag in Jena zu¬ 
sammen, um zu dem vorliegenden Regierungsentwurf eines Jugend¬ 
gerichtsgesetzes Stellung zu nehmen. Welch lebhaftes Interesse der 
Beratungsgegenstand auslöste, bewies der überaus zahlreiche Besuch der 
Tagung. Während man auf Seiten der einberufenden Stelle mit einer 
Teilnehmerzahl von 200 gerechnet hatte, waren am ersten Tag gegen 
300 und am zweiten Tage weit über 300 Teilnehmer erschienen, so daß 
der vorgesehene Saal des Volkshauses die Erschienenen kaum fassen 
konnte. Die Eröffnung und Leitung der Verhandlungen erfolgte durch 
Staatssekretär a. D. Lisco, den Vorsitzenden der Deutschen Zentrale für 



Jugendfürsorge. Seiner einleitenden Ansprache folgten Begrüßungsworte 
von Vertretern des Reichsjustizministers, des Reichsministers des Innern, 
des preußischen und des bayerischen Justizministers sowie der Univer¬ 
sität Jena. 

1 . 

Das einleitende Referat hatte Strafrechtslehrer Prof. Dr. Kohl- 
rausch-Berlin, ein Schüler Liszts, übernommen. Er besprach darin die 
strafrechtliche und erzieherische Behandlung der Jugend¬ 
lichen nach dem neuen Entwurf, in welchem er eine restlose Er¬ 
füllung der auf der Frankfurter Tagung der Deutschen Zentrale für 
Jugendfürsorge gefaßten Entschließungen erblickt. Insbesondere be¬ 
grüßte er den im Entwurf vollzogenen Übergang von der Vergeltungs¬ 
idee zum Zweckgedanken. Nicht einverstanden aber kann er sich damit 
erklären, daß künftig gegenüber Jugendlichen auf Strafe überhaupt nur 
dann noch erkannt werden solle, wenn Erziehungsmaßnahmen entweder 
nicht nötig sind oder aber nicht ausreichen, um den Jugendlichen an ein 
gesetzmäßiges Leben zu gewöhnen (§ 4 des Entw.). Wenn ihm auch der 
Gedanke nicht unsympathisch ist, den gut erzogenen Jugendlichen schärfer 
zur Verantwortung zu ziehen als den schlecht erzogenen, so erblickt er 
doch in der weitgehenden, zugunsten des letzteren vorgesehenen Sub¬ 
idealisierung der Freiheitsstrafe eine Gefährdung des sozialen Verant¬ 
wortlichkeitsgefühls und des Bewußtseins, für die strafbare Tat einstehen 
zu müssen. Die gleichen Bedenken hat er gegen die in § 7 Abs. 4 vor¬ 
gesehene Möglichkeit, unter besonderen Voraussetzungen bei jeder straf¬ 
baren Handlung eines Jugendlichen völlige Straflosigkeit eintreten zu 
lassen. Die Einführung des Opportunitätsprinzips im Ermittelungs¬ 
verfahren erscheint ihm als das geeignetere Mittel, um diejenigen Straf¬ 
sachen aus der Welt zu schaffen, mit welchen die Gerichte nicht erst 
behelligt werden sollen. Den Kernpunkt und wesentlichsten Fortschritt 
des Gesetzes sieht Kohlrausch in dessen § 3, der die Strafbarkeit des 
Jugendlichen nicht nur davon abhängig macht, •ob er das Ungesetzliche 
der Tat einzusehen fähig war, sondern das Erfordernis hinzufügt, daß 
er auch imstande war, seinen Willen dieser Einsicht gemäß zu bestimmen. 

2 . 

« 

Das folgende Referat über die Vormundschafts- und straf¬ 
gerichtlichen Aufgaben in ihrer Wechselwirkung wurde von 
Oberamtsrichter Dr. Hertz-Hamburg und Amtsgerichtsrat Dr. Levi- 
Frankfurt a. M. erstattet. 

Nach Dr. Hertz soll das Jugendgericht ein „Erziehungsgericht“ sein, 
das richterliche Aufgaben mit pflegerischem Verständnis zu lösen hat; 
die Erziehungsbehörde (das Jugendamt) kann den Richter nicht ersetzen. 
Der Richter muß sorgfältig die voraussichtliche Wirksamkeit der anzu¬ 
wendenden Maßnahmen abwägen und darf dabei auch das Moment der 
Generalprävention nicht aus dem Auge lassen. Um eine möglichst ver¬ 
tiefte Untersuchung der Persönlichkeit des Jugendlichen zu gewähr¬ 
leisten, ist die freiere Form des vormundschaftsgerichtlichen Ermitte¬ 
lungsverfahrens der strafprozessualen Form vorzuziehen. Der Grundsatz 
der Sühneleistung ist im Entwurf nicht aufgegeben. Wohl aber ist aner¬ 
kannt, daß nicht ausnahmslos Sühne zu leisten und daß ihre Leistung 
nicht nur in der Form der Kriminalstrafe, sondern auch innerhalb der 
Erziehungsmaßnahmen möglich sei. Aufgabe de« Jugendrichters wird es 
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sein, die erzieherischen Maßnahmen möglichst reich zu entwickeln. Ein¬ 
beziehung der Ordnungsgeldstrafe, des materiellen Schadenersatzes, der 
freiwilligen Sühneleistungen in Form von Geldzahlungen aus Arbeits¬ 
verdienst, der überwachten Arbeit an Stelle der subsidiären Freiheits¬ 
strafe sollte erstrebt, die Schutzaufsicht nicht auf 3 Jahre befristet, 
sondern solange verhängt werden, als sie notwendig erscheint. Möglichste 
Vermeidung von Kriminalstrafen sei das Ziel. Kurzzeitige und subsidiäre 
Freiheitsstrafen sollten ganz verschwinden, die in der festen Bestimmung, 
der Freiheitsstrafen gelegenen Nachteile sollten durch Erweiterung der 
vorläufigen Entlassung gemildert werden. Bei der bedingten Verurteilung 
empfehle sich vorsichtige und sparsame Anwendung, um nicht das Gefühl 
aufkommen zu lassen: Einmal ist keinmal. 

Bezüglich des Verfahrens tritt Dr. Hertz für Einführung erzieheri¬ 
scher Gedanken in der Untersuchungshaft und für absolute Trennung 
von dem Verfahren gegen Erwachsene ein. Zur Sicherung der sachverstän¬ 
digen Qualitäten der Schöffen scheinen ihm endlich ständige Schöffen 
analog den Handelsrichtern unerläßlich. 

Amtsgerichtsrat Dr. Levi ging in seinem Referat davon aus, daß 
bei dem Jugendgericht als Erziehungsgericht die vormundschaftsgericht¬ 
liche und strafgerichtliche Gewalt möglichst frühzeitig, vollkommen und 
ausschließlich vereinigt sein müssen und daß das Jugendgericht tunlichst 
mit ständigen, gegenseitig in Fühlung stehenden Organen (Jugendstaats¬ 
anwälten, Jugendschöffen, Beiständen aus dem Kreis der Jugendgerichts¬ 
hilfe) arbeiten müsse. 

Dazu sei erforderlich, daß zunächst durch entsprechende Abände¬ 
rung des «freiwilligen Gerichtsbarkeitsgesetzes dem Vormundschafts¬ 
gericht des Aufenthaltsortes die örtliche Zuständigkeit übertragen und 
daß dem Jugendgericht die vormundschaftsgerichtliche Gewalt schon bei 
Eingang der nach §21 des Entwurfs, vorgesehenen Anzeige aer Staats¬ 
anwaltschaft, die jedoch an das Jugendgericht und nicht an das Vor¬ 
mundschaftsgericht zu erstatten sei, übertragen werden solle. 

Im Gegensatz zu Dr. Hertz hält aber Dr. Levi eine Ausschaltung 
der Staatsanwaltschaft im Ermittelungsverfahren nicht für zweckmäßig, 
wohl aber ein engeres Zusammenarbeiten zwischen Staatsanwalt und 
Jugendrichter. Um die Wirkung eingeleiteter Erziehungsmaßnahmen 
abwarten zu können, empfiehlt er befristete Aussetzung der Strafverfol¬ 
gung, wie solche im Verordnungswege in Sachsen und Hamburg bereits 
eingeführt ist bezw. bei Bagatellsachen Einführung des im Einvernehmen 
mit dem Jugendrichter vom Staatsanwalt auszusprechenden Verzichts auf 
Strafverfolgung nicht nur im Vorverfahren, sondern geeignetenfalls auch 
nach Eröffnung des Hauptverfahrens. Entschieden ablehnend spricht 
sich Dr. Levi gegen die Anordnung von Erziehungsmaßnahmen im Straf¬ 
urteil aus, durch welche diese den Charakter von Strafmaßnahmen 
erhielten und insbesondere die Einrichtung der Fürsorgeerziehung beim 
Volke noch mehr in Mißkredit käme. Das Urteil dürfe nur auf Strafe, 
Freisprechung oder Abstand von Strafe lauten; die Anordnung der 
Erziehungsmaßnahmen sei dem Jugendrichter als Varmundschaftsrichter 
zu überlassen. Ebenso sei es zweckmäßig, wenn die Entscheidung über 
Aussetzung der Strafvollstreckung nicht im Urteil getroffen, sondern dem 
Jugendrichter als Vollstreckungsrichter überlassen werde. Zweckmäßige 
Ausübung und sorgfältige Überwachung der Schutzaufsicht sei im Ver¬ 
waltungswege sicher zu stellen; desgleichen sei der Kreis der dem Jugend¬ 
richter bei der Aussetzung der Strafvollstreckung Jm § 9 des Entw. 
gegebenen Befugnisse zu erweitern. Die Möglichkeit'des Übergangs von 
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4. 

In der an die fünf Referate sich anschließenden Generaldiskussion 
herrschte Übereinstimmung darüber, daß von der Anwendung kurz¬ 
zeitiger Freiheitsstrafen gegen Jugendliche abzusehen und daß die An¬ 
ordnung von Erziehungsmaßnahmen nicht im Strafurteil auszusprechen 
sei. Von mehreren Diskussionsrednern wurde Übertragung der Ent¬ 
scheidung iiher die Art der anzuwendenden Erziehungsmaßnahmen auf 
die Jugendämter gefordert. Ein lebhafter Streit entbrannte um die Frage 
der Strafmündigkeitsgrenze, die der Entwurf in § 2 auf das vollendete 
14. Lebensjahr festsetzt. Ein Antrag von Professor Dr. Klumker, für 
den auch Pfarrer Dr. Noppel, wie er hervorhob, im Namen von 3500 
katholischen Jugend- und Jungmänner-Vereinen sprach, ging auf Hinauf- 
rückung der Strafmündigkeitsgrenze bis zum vollendeten 18. 
Lebensjahre, ausschließliche erzieherische Behandlung und ebensolche 
Unterstellung der jugendlichen Delinquenten unter die Zuständigkeit des 
Vormundschaftsrichters und Ausgestaltung des anzuwendenden Ver¬ 
fahrens analog dem Verfahren bei der Fürsorgeerziehung. Der Antrag 
forderte demnach völlige Abschaffung des Strafverfahrens gegen 
Jugendliche und damit Verwerfung des zur Beratung stehen¬ 
den Gesetzentwurfes en bloc. Daß er die lebhafteste Diskussion auslöste 
und insbesondere unter den zahlreich anwesenden Frauen viele An¬ 
hängerinnen fand, bedarf keiner weiteren Ausführung. Zum ersten Male 
seit Bestehen der Jugendgerichtstage wurde dabei auch das Gebiet der 
Politik gestreift, indem ein Stadtrat aus Nürnberg sich als Sozialist 
für den Antrag Klumker erklärte und die anwesenden Anhänger 
der sozialistischen Weltanschauung im gleichen Sinne zu stimmen auf¬ 
forderte. Schließlich aber brach sieh doch die Überzeugung Bahn, daß 
die praktische Durchführung der Klumkerschen Forderungen 
gerade in der jetzigen Zeit der inneren Unruhen sehr be¬ 
denklich und die Schaffung der erforderlichen Einrichtung^ im Er¬ 
ziehungswesen (namentlich auf dem Lande!) aus finanziellen Gründen in 
absehbarer Zeit gar nicht möglich sei. So wurde denn der Antrag mit 
mehr als zwei Drittel Majorität abgelehnt, doch setzten seine 
Anhänger durch, daß die Frage der Erhöhung der Strafmündigkeit auf 
das 18. Lebensjahr auf dem nächsten Jugendgerichtstag nochmals 
zur Besprechung gestellt werde. Nachdem ein Antrag Dr. Polligkeit 
die Altersgrenze auf das vollendete 16. Lebensjahr festzusetzen, durch 
eine Mehrheit von nur 10 Stimmen zu Fall gekommen war,, wurde ein 
Vermittlungsantrag Dr. Hertz fast einstimmig angenommen, wonach die 
Altersgrenze auf das vollendete 14. Lebensjahr festgesetzt, bis zum voll¬ 
endeten 16. Jahre aber die Anwendung der Haft- und Gefängnisstrafe 
ausgeschlossen sein soll. Mit sehr erheblicher Mehrheit gelangte auch 
ein Antrag des Dresdner Amtsgerichtspräsidenten Dr. Becker zur An¬ 
nahme, der die sofortige reichsgesetzliche Regelung des Aufschubs der 
Strafverfolgung für den Fall verlangt, daß der Entwurf nicht Gesetz 
werden sollte. Zum Schluß der Diskussion wurde eine von Dr. Friede¬ 
berg und Genossen beantragte Entschließung fast einstimmig ange¬ 
nommen, wonach der 5. Deutsche Jugendgerichtstag in dem vorliegenden 
Entwurf eine geeignete Grundlage für die K e f° rm des Jugendstrafrechts 
erblickt, in den folgenden Punkten aber seine Ergänzung wünscht: 

a) Völlige Niederschlagung von Bagatellsachen im Ermittelungs¬ 
verfahren, wenn Jugendrichter und Jugendstaatsanwalt sie überein¬ 
stimmend für angezeigt erachten. 
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b) Unter den gleichen Voraussetzungen Zulässigkeit der Aussetzung 
der Strafverfolgung, und zwar auch nach Eröffnung des Hauptverfahrens, 
selbst noch in der Hauptverhandlung. In jedem Falle Festsetzung einer 
Bewährungsfrist, wie bei der Aussetzung der Vollstreckung der Strafe. 

c) Keine Anordnung von Erziehungsmaßnahmen im Urteil. Über¬ 
gang der vormundschaftsgerichtlichen Befugnisse auf den Jugendrichter 
spätestens im Zeitpunkt der ersten richterlichen Vernehmung des Jugend¬ 
lichen. 

d) Schaffung eines Gerichtsstandes am gewöhnlichen Aufenthaltsort 
des Jugendlichen. 


5. 

Am zweiten Verhandlungstage erstattete zunächst der Münchner 
Jugendrichter Amtsgerichtsrat Rupprecht, Bericht über das Thema 
Jugendgerichtshilfe und Jugendgericht. 

Er gab einleitend eine Darstellung über die Entwicklungsgeschichte 
der Jugendgerichtshilfe als einer auf rein charitativer Grundlage ent¬ 
standenen Einrichtung. Ausgangspunkt und Träger derselben müsse 
nach wie vor die freie Liebestätigkeit, Mittelpunkt und geistiger Leiter 
der Jugendrichter sein. Für die weitere Entwicklung sollten wie bisher 
Nächstenliebe, Menschenkenntnis und Takt allein maßgebend sein. In 
der Verdrängung der freien Jugendgerichtshilfe durch die Jugendämter, 
wie sie sich in einzelnen großen Städten zeige, sieht Rupprecht eine 
große Gefahr für dieselbe, da das Verfahren dadurch an Einfachheit, 
Einheitlichkeit und Zielsicherheit einbüße und überdies die bezahlte 
Arbeit der Beamten des Jugendamtes der von reiner Menschenliebe 
getragenen Arbeit der freien Organe die Spitze nie werde bieten können. 
Das Gesetz müsse daher der Jugendgerichtshilfe möglichst freie Ent¬ 
faltung gewährleisten und dürfe das Gebiet derselben nur in einzelnen 
großen Gesichtspunkten regeln. Wünschenswert sei eine Besserstellung 
der Helfer (Schutz gegen Verfolgung nach § 123 StGB., kostenlose Aus¬ 
kunft bei den in Betracht kommenden Behörden, Ersatz der baren Aus¬ 
lagen für Eisenbahn, Tram u. dgl.). 

Die zweite Rednerin zu dem Thema, Frl. Emma Hallbauer-Halle, 
bemängelte es, daß der Entwurf das Wort Jugendgerichtshilfe ganz 
vermeide und ist der Anschauung, daß zu deren Ausübung alle vorhan¬ 
denen Wohlfahrtseinrichtungen herangezogen werden sollten. 

Zu § 3 des Entwurfs schlägt sie obligatorische psychiatrische Begut¬ 
achtung der Jugendlichen vor, bei denen sich Verdacht auf psycho¬ 
pathische Veranlagung oder sonstige Minderwertigkeit ergibt. Desgleichen 
fordert sie ausnahmslose Gestattung des Zutritts zur Hauptverhandlung 
für die auf dem Gebiet der Jugendfürsorge arbeitenden Organe. Endlich 
wendet sie sich im Hinblick auf den im allgemeinen bestehenden Mangel 
an Helfern und Helferinnen gegen deren in § 17 des Entwurfs vorgesehene 
Berufung zum Schöffenamt, während sie andererseits es als erwünscht 
bezeichnet, daß die Heranziehung der Jugendgerichtshilfe bei der Frage 
des Strafaufschubes und bei Handhabung der Schutzaufsicht gesetzlich 
geregelt werde. 

6 . 

Das nächste Thema 

Weibliche Schöffen 

wurde zunächst von Frl. Dr. Berent-Berlin behandelt. Die Heran¬ 
ziehung der Frau zum Schöffenamt ist nach der Referentin eine selbst- 
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verständliche Folge der in der Verfassung verbürgten völligen Gleich¬ 
stellung der Frau mit dem Manne. Nachdem die Frau auf dem Gebiete 
des Arbeitsrechts in den Schlichtungsausschüssen, auf dem Gebiete des 
Wohnungsrechts in den Mieteinigungsämtern und auf dem Gebiete des 
dinglichen Rechts in den Hypothekeneinigungsämtern ihren Einzug 
gehalten habe, dürfe ihr die Mitwirkung im Strafrecht nicht weiter ver¬ 
sagt werden. Die Rechtspflege sei eine Sache der Allgemeinheit, die 
soziale Gesinnung des einzelnen sei für dessen Bewertung die ausschlag¬ 
gebende Grundlage. Da in dieser Gesinnung die Frau dem Manne erfah¬ 
rungsgemäß zumindesten nicht nachstehe, darf auch keine rechtliche 
Abstufung zwischen Mann und Frau getroffen werden. Auch die gelegent¬ 
lich erhobenen psychologischen Bedenken gegen ihre Heranziehung zum 
Schöffenamt seien nicht stichhaltig. Bei der vom Entwurf vorgesehenen 
Regelung verwarf die Referentin die zahlenmäßige Bestimmung des Ver¬ 
hältnisses der männlichen und weiblichen Schöffen (§ 17); Spezial¬ 
schöffen hält sie bei der Einrichtung der Jugendgerichte nicht für not¬ 
wendig, gegen Dauerschöffen ähnlich den Handelsrichtern äußert sie 
das Bedenken, daß sie bis zu einem gewissen Grade der Abstumpfung 
zugänglich werden könnten. Die beste Gewähr für ein ersprießliches 
Wirken und ein Verwachsen der Jugendgerichte mit der Bevölkerung 
sieht die Referentin in der Heranziehung aller Schichten der Bevölkerung 
zum Schöffenamte. 

Die zweite Reterentin Frl. von der Leyen-Berlin, konnte 
sich zwar nicht als grundsätzliche Gegnerin der weiblichen Schöffen 
bekennen, äußerte aber gewichtige Bedenken, die sich ihr in der prak¬ 
tischen Arbeit in der Jugendgerichtshilfe aufgedrängt haben. In der 
Heranziehung weiblicher Schöffen aus dem Kreise der in der Jugend¬ 
fürsorge tätigen Personen erblickt sie im Hinblick auf die beschränkte 
Zahl der zu Gebote stehenden eine Beeinträchtigung dieser Arbeit, 
namentlich der Jugendgerichtshilfe, auf welchem Gebiete die Frau ungleich 
bessere Arbeit zu leisten vermöge als der Mann und geradezu unersetzlich 
sei. Sie befürchtet ferner eine Minderung des Vertrauens des jugendlichen 
Angeklagten und seiner Eltern gegenüber der Frau, wenn diese ihnen 
nicht nur die Helferin, sondern auch die Richterin sei; dies erschwere 
namentlich die Erlangung der Aufschlüsse über das Vorleben, die nicht 
eingehend genug erhoben werden können. Die Frau habe im Vorverfahren, 
in der Hauptverhandlung und im .Nachverfahren, namentlich bei Aus¬ 
übung der Schutzaufsicht so bedeutungsvolle Aufgaben zu lösen, daß sie 
in der Nichtmitwirkung beim Urteilsspruch keine Zurücksetzung hinter 
dem Manne zu erblicken brauche. 


7. 

In der anschließenden Debatte wurde die Frage der weiblichen 
Schöffen von keinem männlichen Diskussionsredner berührt. Wohl aber 
sprachen eine Anzahl Damen in teils sehr lebhaften Ausführungen für 
die weiblichen Schöffen. Eine der Rednerinnen verlangte sogar völligen 
Ausschluß der Männer bei der Aburteilung jugendlicher Mädchen und 
Zuziehung von Sekretärinnen zur Protokollführung; sie fand es empörend, 
daß ein Mädchen durch einen Mann über sexuelle Dinge überhaupt 
vernommen werden dürfe. Demgegenüber bekannte sich die Reichstags¬ 
abgeordnete Frau Amtsgerichtsrat Neuhaus-Dortmund, eine lang¬ 
jährige, erfahrene Arbeiterin auf dem Gebiete der Jugendfürsorge, zu der 
von Frl. von der Leyen vertretenen Auffassung und hielt den übrigen 
Diskussionsrednerinnen entgegen, sie möchten doch nicht vergessen, daß 
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die Frau beim Jugendgericht nicht um ihrer selbst, sondern um der Jugend 
willen da sei! In der zunehmenden Politisierung der Jugendämter er¬ 
blickt die gleiche Rednerin eine höchst bedenkliche Erscheinung der 
neuesten Zeit. 

Bei der Erörterung der Referate über Jugendgerichtshilfe und Jugend¬ 
gericht machte sich eine Bewegung bemerkbar, die auf Entkleidung des 
Jugendrichters von einem Teil seiner vormundschaftsgerichtlichen Be¬ 
fugnisse, insbesondere der Anordnung der Fürsorgeerziehung und Schutz¬ 
aufsicht und auf deren Übertragung auf die Jugendämter abzielt und 
diese auch zum Träger der Jugendgerichtshilfe gemacht wissen will. Es 
waren fast ausschließlich Vertreter der Jugendämter, die sich für diese 
Regelung einsetzten, an ihrer Spitze der Vorstand des Hamburger 
Jugendamtes, Direktor Dr. Riebesell. 

Da zu den Verhandlungsgegenständen des zweiten Beratungstages 
Anträge nicht Vorlagen und der Saal für eine alsbald stattfindende ander¬ 
weitige Veranstaltung benötigt wurde, wurde die Tagung ohne Annahme 
einer besonderen Entschließung in der 3. Nachmittagsstunde geschlossen. 

Wenn auch die zwei Beratungstage zur Erledigung der Tagesordnung 
sich als recht knapp bemessen erwiesen, so wurde doch auch auf dem 
fünften Deutschen Jugendgerichtstag ein sehr beachtenswertes Stück 
Arbeit zur Reform unseres Jugendstrafrechts geleistet, an dem die Regie¬ 
rung und das Parlament nicht achtlos werden vorübergehen können. 

Regierungsrat Koelblin, Freiburg i. Breisgau. 
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Im Verlage von der „Vereinigung wissenschaftlicher Verleger“ 
Berlin W 35 ist unter dem Titel „Die Zukunft des Strafrechts“ 
(herausgegeben von Dr. F. Dehnow) ein Buch erschienen, das eine Samm¬ 
lung von Ansichten über Richtlinien enthält, wie sie von den verschiedenen 
Verfassern der einzelnen Beiträge zur Berücksichtigung bei der Reform 
des Strafrechts zur Beachtung empfohlen werden. 

Was zunächst die Zusammenstellung der Mitarbeiter anbelangt, 
so mutet diese geradezu wie ein Aprilscherz an; man kann sich nicht 
denken, daß den Koryphäen der Strafrechtswissenschaft, wie Beling, 
Ebermayer, Forel, Hafter und anderen, sowie bekannten Fachleuten, 
wie Schneickert,' Münchhausen, Beaulieu die Mitarbeiterliste bekannt 
gegeben war, bevor sie ihre Zusage erteilten. Es gehört eine starke 
Verkennung wissenschaftlichen Geschmackes dazu, dem Fachmanne, 
wie dem kritisch gebildeten Laien eine Geistreichelei Rathenaus oder 
das sattsam bekannte Verslein Magnus Hirschfelds vorzusetzen, das 
man wohl als Einleitung zur Vorführung eines seiner „Aufklärungs¬ 
filme“ hinnehmen würde, die in einer Sammlung deplaziert finden muß, 
an der erste Kräfte mit Beiträgen sich beteiligten. So arm ist Deutsch¬ 
lands Kreis an Wissenschaftlern und Kennern des Strafrechtes denn 
doch noch nicht, daß ein solches Ragout aufgetischt werden mußte. 

Was zunächst die größeren Arbeiten anbelangt, so warnt Beling 
ln einem Beitrage über die „Biologischen Grundlagen des Strafrechtes“ 
vor einem weiteren Verweilen auf platonisch-kantischem Rationalismus 
und empfiehlt ein rückhaltloses Hingeben an den „Spinozisch-Goethe- 
schen Begriff der Gottnatur“, die ihm in Goethes schaffende Allnatur 
am vollendetsten verkörpert erscheint. Das Strafrecht ist ihm „ein 
System von Rechtsregeln oder Handlungsweisen, deren glückende An¬ 
wendung die Behauptung des Staates und damit des ethischen Bestandes 
und der Kultur des Volkes gegenüber verbrecherischen Angriffen zur 
' Folge hat“. Petzold leugnet, seinem gedanklichen Aufbaue und innerer 
. Überzeugung folgend, das Bestehen eines „Rechtes, das mit der Mensch¬ 
heit geboren ist. Sie muß es sich erringen. Es ist Kulturprodukt und 
seine jeweilige Phase ein Wertmesser der erreichten Kulturhöhe.“ Beling 
verlangt für die Zukunft des Strafrechtes die Findung eines rechten 
Maßes für die Strafe aus der Betätigung eines Gedankensystems heraus, 
in dem alle den Strafbegriff bestimmenden Momente zum Ausgleich, 
Ins Gleichgewicht gekommen sind“. 

Mamroth weist in „Zukunftsaussichten für unsere Strafrechts¬ 
pflege“ erfreulicherweise darauf hin, daß die Reform des Strafrechtes 
in fruchtbarer Vorarbeit schon einen Niederschlag gefunden hat, „bevor 
die neuen Heilslehren ihren Siegeszug angetreten haben“. Mamroths 
Beitrag atmet wieder einmal die Ruhe gesunder historischer Entwicklung, 
die es ablehnt, „das unwürdige und verhängnisvolle Schauspiel der 
Durchpeitschung, das wir bei den Erzbergerschen Steuergesetzen erlebt 
haben“, bei Gesetzen wiederholt zu sehen, die in kodifikatorischer Art 
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einen wichtigen Teil des Rechtslebens der Nation auf lange Dauer regeln 
und festlegen sollen. Und so will Mamroth nicht jetzt in Sturm und Drang 
ein neues Strafrecht entstehen sehen, sondern in politisch ruhiger und 
abgeklärterer Zeit. 

Auf den vortrefflichen Aufsatz von Hafter über ,,die kommenden 
Strafgesetzbücher“ im einzelnen hier einzugehen, verbietet leider der 
Raum; ebenso müssen wir es uns versagen, auch nur eine Inhaltsangabe 
von Wahles „aphoristische Gedanken über Prinzipien der strafenden 
' Gerechtigkeit“ niederzulegen. 

Münchhausens Ansichten über „die Pflicht zur Anzeige greifen eine 
Fülle von Problemen auf, deren Regelung allerdings bisher viel zu sehr 
vernachlässigt ist und aus dem starren Magma des Formalismus und 
Buchstabenkultus sich nicht emporringen konnte. Wenn, er es ein leider 
noch „strafloses Verbrechen nennt“, keine Anzeige zu erstatten, wenn 
man sieht, wie auf einem einsamen Hofe ein Kind vergewaltigt wird, 
so muß man sich mit Schaudern daran erinnern, wie vor Jahren ein 
schon 17 mal wegen Sittlichkeitsverbrechen vorbestrafter Kerl in 
Spandau mit Erfolg aus dem Zuchthause Strafantrag gegen einen Arbeiter 
stellte, der ihn bei der Vergewaltigung eines Kindes überrascht und 
ganz gehörig verhauen hatte. 

Münchhausen verlangt die Erfüllung von Staatsbürgerpflichten und 
ein Betätigen lebendigen Staatsgedankens in jedem Bürger von einem 
Volke, dem die staatsbürgerliche Erziehung und politische Schulung 
in so bedauerlichem Maße fehlt. 

Ebermayer tritt in dem Beitrag über „kurzzeitige Freiheitsstrafen 
und Geldstrafen“ dafür ein, die Fülle wesentlich zu erweitern, wo neben 
Gefängnis alternativ Geldstrafe angedroht wird; ja er möchte Geld¬ 
strafe in solchen Fällen stets obligatorisch vom Richter verhängt sehen, 
wenn der Strafzweck durch Geldstrafe erreicht werden kann. Überhaupt 
will Ebermayer das Imperium des Richters in allen leichten Fällen 
wesentlich erweitert sehen. 

Seyfarth stellt in den „Forderungen für den Strafvollzug der Zu¬ 
kunft“ ein Progressionssystem auf, das im wesentlichen sich an die 
Regelung des Strafvollzuges in den nordamerikanischen Anstalten, 
wie z. B. Elmyra anlehnt. Straferleichterungen soll der Sträfling sich 
verdienen; eine Stufenleiter soll von demersten Stadium der Abschreckung 
über allmählich sich steigende Erleichterungen zur inneren Umwandlung 
und Wirtschaftlichen Sozialmachung führen. 

Erwähnt seien die Beiträge von Zürcher über „Verneinung des Straf¬ 
rechts“, von Mendelssohn-Bartholdy über „die Todesstrafe“, von 
Schneickert über „die Bedeutung der kriminalistischen Hilfswissen¬ 
schaften für das Strafrecht“, von Zumbusch über „was kann die Straf¬ 
gesetzgebung bei der Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten leisten?“, 
und endlich von Kantorowicz über „die Zukunft des strafrechtlichen 
Unterrichts“. 

Magnus Hirschfeld kommt in seinem Aufsatz über „das Unrecht 
des § 175“ wieder mit der alten Behauptung, daß es sich bei der Betätigung 
im. Sinne des genannten Paragraphen um kein verletztes Rechtsgut 
handele, und er spricht den „Gefühlen der Antipathie“ auf die die Ge¬ 
setze gegen die Homosexuellen zurückzuführen seien, das Recht ab, 
sich auf ein „Volksempfinden“ stützen zu können. Wenn Magnus Hirsch¬ 
feld behauptet, daß es weit mehr die Skandale seien, „die das Land 
kompromittierten und die öffentliche Erörterung dieser heiklen Materie 
nicht zur Ruhe kommen ließen“, wie die geheimen Handlungen selbst. 



so verwechselt er Wirkung und Ursache. Für die „außerordentlich 
große Zahl der durch .den Paragraphen bewirkten Selbstmorde“ bringt 
Hirschfeld naturgemäß keinen Beweis; ebensowenig für die Behauptung, 
daß „viele an sich brave Staatsbürger fortgesetzt in Verzweiflung und 
Tod getrieben werden“. Auch „die Peinlichkeit der das intimste Privat¬ 
leben durchwühlenden Untersuchungen“ muß als schöne Phrase heran¬ 
gezogen werden. Über einige Vorschläge zur Abänderung der §§ 176, 
177 und 182 im Sinne Hirschfelds wird man bei der Neuregelung des 
Strafrechtes sich unterhalten können. 

Wenn noch mit einigen Worten auf den „essay“ von Rathenau 
eingegangen wird, so geschieht es, um zu zeigen, welchen Mißgriff die 
Herausgeber mit der Aufnahme dieser Arbeit getan haben. Manche Sätze 
und Behauptungen Rathenaus sind schlechterdings unverständlich. So, 
wenn er z. B. sagt: „Das ekelhafte Witzwort“: que Messieurs lesassassins 
commencent“ enthält die zynische Berufung der Gesellschaft*auf die 
Übermacht ihres bedachten Unrechtes. Die Theorie der Abschreckung ist 
eine bewußte faule Ausrede. Kein Mensch glaubt ernstlich, daß Tausende 
leiden müssen, damit möglicherweise ein Dutzend gemeine Seelen aus 
Sicherheitsgründen auf die Auswirkung ihrer Gemeinheit verzichten.“ 

Die Forderung von Rathenau geht dahin: „Das Kriminalrecht 
muß sittlicher und feinfühliger werden. Heute macht es den Eindruck, 
als ob es geschaffen sei, einer egoistischen Gesellschaft Sicherheit und 
Eigentum zu garantieren. Seine Aufgabe aber ist es, Gewissen, Gesin¬ 
nung und Menschlichkeit zu wahren“. (Sprach nicht Wilson auch so 
ähnlich ?) 

Wie nun Rathenau diese Sittlichkeit, Menschlichkeit usw. auffaßt, 
liegt in den Worten: „Es kommt nicht darauf an, daß der vom Unrecht 
Betroffene vom Täter des Unrechts weitgehend schadlos gemacht werde 
— daß etwa der Vernichter eines Wertgegenstandes seine Lebenszeit 
opfere, um abzuarbeiten. Für Entschädigung sorgt staatliche und private 
Versicherung. Wohl aber kommt es darauf an, daß er in freier sittlicher 
Überzeugung das Werk der Buße anerkennt und auf sich nimmt, um 
in seiner Seele das Gleichgewicht des Gewissens und der sittlichen Würde 
wiederherzustellen und zu heiligen.“ 

„Der Strafbestimmungen bedarf es nicht. Es genügt das Gesetz: 
jedes Unrecht soll nach freiem Entschluß des Täters und nach Ermessen 
des gerechten und weisen Richters nach dem Maße der zutage getretenen 
Gesinnung und der Verantwortungsfähigkeit des Täters gesühnt und 
gebüßt werden.“ 

Es wäre merkwürdig, wenn dieser tiefschürfende Gedankengang 
Rathenaus nicht auch hier auf eine neue „Kriegsgesellschaft“ hinaus¬ 
liefe; und so prophezeit Rathenau: „Es wird freie Genossenschaften 
der Sühnenden und der Büßenden geben, zu denen sich freie, unbe¬ 
lastete Menschen gesellen, um zu dienen, zu helfen, zu lehren und zu 
führen. Diese Genossenschaften werden Entbehrung und Arbeit frei¬ 
willig und unter strenger selbstverwaltender Kontrolle auf sich nehmen; 
ihre Arbeit wird dem Wöhle der Gesellschaft gelten, das sie verletzt 
haben. Zwang und Freiheitsberaubung findet nicht statt. Zu den Büßen¬ 
den und Sühnenden werden sich auch die begeben, die ohne ein ge¬ 
schriebenes Staatsgesetz zu übertreten, ihr Gewissen belastet haben.“ 

Doch sapienti sat. 

Der Aufsatz von Beaulieu „humane oder humanitäre Justiz?“ 
wirkt geradezu erfrischend und luftreinigend, wenn man sich durch 
Hirschfelds und Rathenaus Ansichten hindurchgequält hat. Es hat 
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etwas Befreiendes, wenn endlich wieder einmal ein deutsches Be¬ 
kenntnis zum Verantwortlichkeitsgefühl abgelegt wird, das das Rück¬ 
grat jeder Moral bildet. Der Aufsatz von Beaulieu verdiente es, weiteren 
Kreisen des deutschen Volkes bekannt gemacht zu werden. Seine For¬ 
derung: „Wir müssen etwas härter werden, weniger verschwommen 
humanitär, mehr human in einem höheren ethischen Sinne“ birgt eine 
Wahrheit in sich, deren Beherzigung man dem deutschen Volke so 
dringend empfehlen muß; nicht nur in bezug auf die Neugestaltung des 
Strafrechts! 

Mannheim. Dr. Hartwig. 


Der deutsche Strafvollzug und seine reichsgesetzliche Regelung. Zu¬ 
gleich ein staatsrechtlicher Beitrag zur Strafrechtsreform. Von Gerichts¬ 
assessor Dr. Alfred Andrae. 1920, Leipzig, Hirschfeld. M. 22. —. 

Ein Buch zu rechter Zeit! Der Entwurf zum StrGB. liegt vor, und 
ein Reichsstrafvollzugsgesetz wird immer dringlicher verlangt; es ist in 
Vorbereitung. Vom Strafvollzug wußte man bisher nur, daß in einzelnen 
Ländern nach der Umwälzung etliche neue Lappen auf das alte, bunt¬ 
scheckige Kleid gesetzt worden sind, die sich meist nicht bewährt haben 
und deshalb wieder abgerissen wurden. Es ist Zeit, daß endlich ein neues 
einheitliches Kleid gefertigt wird. Dazu will das mit Fleiß und Sach¬ 
kenntnis geschriebene Buch helfen. Der Verf. zeigt, wie im StrGB. und 
im Vorentwurf die Bestimmungen über den Strafvollzug viel zu dürftig 
sind („mehr Schein als Sein“), um der Freiheitsstrafe einen Inhalt geben 
zu können. Die Maßnahmen, die diesen Inhalt bilden sollen, müssen 
aber auf gesetzliche Grundlage gestellt werden, soweit sie das Verhältnis 
des Staats zum Gefangenen regeln. Andrae tritt damit in die Fußtapfen 
Freudenthals, geht aber in Einzelheiten seine eigenen Wege. Der Inhalt 
des Strafurteils muß gesetzlich geregelt sein, weil jeder Eingriff des Staats 
in die individuelle Freiheitssphäre des Staatsbürgers einer gesetzlichen 
Grundlage bedarf. Rechte und Pflichten der Staatsbürger können nicht 
durch einen Akt der Verwaltung, selbständig festgelegt werden. Zwar 
stünde der gesetzlichen Regelung des Strafvollzugs durch die Länder 
staatsrechtlich an und für sich kein Hindernis im Wege. Die Folge dieser 
Art der Regelung aber wäre die Verschiedenheit des Inhalts der Freiheits¬ 
strafe, so daß trotz Reichsstrafgesetzbuch ein einheitliches Strafrecht 
tatsächlich nicht bestünde. Die bisherige Regelung des Strafvollzugs in 
den Ländern und durch die bundesrätlichen Grundsätze von 1897 ist 
aber keineswegs eine gesetzliche, insofern es sich überall nur um Verwal¬ 
tungsverordnungen handelt, die, soweit sie das Verhalten der Strafvollzugs¬ 
beamten regeln, genügen, sofern sie aber das Verhalten des Staats zum 
Gefangenen berühren, staatsrechtlich in der Luft stehen. Das zeigt 
Andrae, indem er die einzelnen Maßnahmen des Strafvollzugs in 19 Grup¬ 
pen erschöpfend an der Hand der bestehenden Vorschriften erörtert: 
Besuche, Verpflegung, Lagerstätte, Kleidung, Haar- und Barttracht, 
Messen und Photographieren, Wahlrecht, Beschäftigung und Entlohnung, 
Schulunterricht und Seelsorge, Vollzugssystem, Jugendliche, Rückfällige, 
vorläufige Entlassung, bedingte Begnadigung, brieflicher Verkehr, Ein¬ 
gaben, Disziplinarmittel, Beschwerderecht und Entlassung. Der Verf. 
prüft in vorsichtiger und juristisch scharfsinniger Weise die Rechtsgültig¬ 
keit der bestehenden Regelung, wobei er sich entschieden gegen einzelne 
Übertreibungen und Überspannungen in der staatsrechtlichen Erfassung 
des Problems der Strafvollstreckung durch Freudenthal und Salomon 
wendet, so z. B., wenn er die Frage nach dem aktiven und passiven Wahl- 
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recht des Gefangenen, eine weltferne nennt und sich auf die tatsächliche 
Verhinderung des Gefangenen beruft. Auch gegen die Verfechter des 
Rechts des Gefangenen auf volle Arbeitsentlohnung wendet sich Andrae 
unter Hinweis auf den Fehler, den diese damit begehen, daß sie in das 
dem öffentlichen Recht unterstehende Verhältnis des Gefangenen zum 
Staat zivilrechtliche Momente hineintragen. Hinsichtlich der Art der 
Behandlung und des Umfangs eines Reichsstrafvollzugsgesetzes be¬ 
zeichnet Andrae die Vorschläge des Vereins der deutschen Strafanstalts¬ 
beamten als Vorbild; sie seien nicht bloß Vorschläge, sondern der Entwurf 
eines künftigen Gesetzes; sie halten die richtige Mitte zwischen Ziehung 
bloßer Richtlinien und dem Verlieren in Einzelheiten. Andrae klagt mit 
Recht über die Teilnahmslosigkeit des Volkes und namentlich auch der 
Juristen am Strafvollzug. Darum müssen wir Strafvollzugsbeamte dem 
Buche, das so recht geeignet ist, in allen diesen Fragen in die Tiefe zu 
führen, weiteste Verbreitung wünschen, namentlich auch unter allen, 
die an der Arbeit der Gesetzgebung beteiligt sind. 

_ Schwandner. 

Festgabe für Dr. jur. h. c. Otto Liebmann, dem Begründer, Verleger, 
Schriftleiter und Herausgeber der „Deutschen Juristen-Zeitung“, zum 
25. Jahrgang gewidmet von Freunden des Blattes. Berlin 1919. Verlag: 
Otto Liebmann. 356 Seiten. Preis: geh. 25 M. 

Sonderausgabe der II. Abteilung: Strafrecht, Strafprozeß Ge¬ 
richtsverfassung. S. 139—215. Preis: 7 M. 

41 in der juristisch-wissenschaftlichen Welt manchem bekannte 
Männer haben ihre so kostbaren Bausteine für Gesetzgebung und Rechts¬ 
pflege zusammengetragen, daß wir es dem Jubilar Dank wissen, daß er 
diese in einer kostbaren Truhe durch eine Abordnung unter Geh. Rat 
Kahls Führung übergebenen Schätze dieser Umhüllung entnommen und 
durch den Druck allgemein zugänglich gemacht hat. 

Der Inhalt zerfällt in IV Abteilungen: /- 

Kriegsrecht — Friedensvertrag. 

Strafrecht — Strafprozeß — Gerichtsverfassung. 

Finanz- und Steuerrecht. 

Bürgerliches Recht — Handelsrecht — Patentrecht — Wirtschaftsrecht 
— Rechtsgeschichte — Allgemeines. 

Aus der unseren Leserkreis besonders interessierenden II. Abtei¬ 
lung, die in Sonderausgabe erschienen ist, seien folgende gediegene Ab¬ 
handlungen hervorgehoben: 

Frank, Wesen und Tragweite der Auslieferungsgesetze; 

Hamm, Zur Reform der Presse und der für diese geltenden Strafbe¬ 
stimmungen; 

v. Hippel, Einige Gedanken zur Strafrechtsreform; 

Koffka, Inwieweit ist eine Änderung der deutschen Gerichtsorgani¬ 
sation erforderlich? 

v. Lilienthal, Laienrechtsprechung und Organisation der Strafprozesse; 
Kronecker, Die Wuchernovelle; 

Lindenau, Zur Sozialisierung des Strafgesetzbuchs; 

Lucas, Betrachtungen über den Fortgang der Strafrechtsreform; 
Marhroth, Die Reform des Strafrechts und des Strafverfahrens im 
neuen Deutschland; 

Meyer, Deutsches Strafrecht in Krieg und Frieden; 

Mittermaler, Der Einfluß des Versailler Friedensvertrages auf das 
Strafrecht. 

Bei der warmen Ansprache bei Übergabe des Festangebindes führte 
Geh. Rat D. Dr. Kahl aus, es handle sich hier nicht um eine konventionelle 
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Gabe, wie man sie einem berühmten Verlage an irgend einem Erinnerungs¬ 
tage zu widmen pflege. Es handle sich vielmehr um den Ausdruck einer 
persönlichen Anerkennung für den verdienten Leiter der Juristenzeitung. 
— Auch wir beglückwünschen den Jubilar zu dieser wohlverdienten 
Ehrung und wie Kahl seine Ansprache mit herzlichen Wünschen für den 
Jubilar, seine Gattin und seine Kinder schloß, so schließen wir mit den 
besten Wünschen für das weitere Blühen, Wachsen und Gedeihen seiner 
literarischen Kinder: der Deutschen Juristen- und der Deutschen Straf¬ 
rechts-Zeitung, die wir beide unserm Leserkreis zu geneigter Beachtung 
warm empfehlen möchten. 

Ludwigsburg. Schwandner. 


Lehrbuch des deutschen Strafrechts von Dr. Franz v. Liszt. 21. u. 
22. völlig durchgearbeitete Auflage (37.—40. Tausend). Berlin u. Leipzig 
1919, Vereinigung wissenschaftlicher Verleger Walter de Gruyter u. Co. 
698 Seiten. Preis: 24 Mark. 

Die letzte vom inzwischen verstorbenen Verfasser herausgegebene 
Auflage seines rühmlich bekannten, seit 1881 in 40000 Exemplaren ver¬ 
breiteten Lehrbuchs. Die strafrechtliche Literatur, die gerade während 
der Kriegsjahre besonders fruchtbringend gewesen ist, ist darin mit¬ 
verarbeitet, namentlich die Neuauflagen der Kommentare von Frank, 
Olshausen-Zweigart und der neue Kommentar von Schwartz (1914); 
dazu die Lehrbücher von Wachenfed, M. E. Mayer und Köhler. „Ihre 
sorgfältige Durcharbeitung,“ sagt Liszt im Vorwort, das erahnend „viel¬ 
leicht als Schlußwort“ bezeichnet, „brachte reiche Anregung, gab viel¬ 
fachen Anlaß zur Überprüfung der von mir bisher vertretenen Ansichten 
und nötigte fast in jedem Paragraphen zu Zusätzen und Abänderungen“. 

Mit Stolz kann der Verfasser in diesem „Schlußwort“ hervorheben, 
daß das Buch nunmehr in sieben fremde Sprachen übersetzt worden ist: 
ins Portugiesische, Neugriechilche, Serbische, Russische, Japanische, 
Französische und Spanische. Er darf diese Übersetzungen mit Recht 
als einen Beweis des Ansehens bezeichnen, dessen sich bis zum Kriegs¬ 
ausbruch die deutsche Strafrechtswissenschaft im Ausland erfreut habe. 
„Daß sie dieses heute verlorene Ansehen wiedergewinnen wird, ist mir 
keinen Augenblick zweifelhaft. Glücklich das Geschlecht, das die Wieder¬ 
erforschung der internationalen Arbeitsgemeinschaft noch auf dem Ge¬ 
biet der Wissenschaft erlebt!“, so schloß der Verfasser sein Abschiedswort 
(im April 1919). 

Wie weit wir in unseren Tagen noch von der Erfüllung dieses Wun¬ 
schesentfernt sind, haben uns die Verhandlungen der,, Kriegsverbrech er 
Prozesse von Leipzig gezeigt. 

Ludwigsburg. Schwandner. 


Aus der Mappe eines Armenpflegers. Von Dr. h. c. Paul Lechler. 
Preis: kart. M. 2.70; geb. M. 3.60. (Zentralstelle zur Verbreitung guter 
deutscher Literatur, Winnenden in Württemberg.) 

Der bekannte Stuttgarter Philantrop plaudert hier in anregender 
Weise in kurzen Erzählungen aus seiner Tätigkeit als Armenpfleger aus. 
Allen, die in der Fürsorgearbeit stehen, sei dieses mit tiefem Ernst und 
warmherzigem Humor geschriebene Büchlein eines alten Praktikers der 
Liebestätigkeit wärmstens empfohlen. 

Ludwigsburg. 


Schwandner. 
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Strafunrecht von Justizrat Dr. Werthauer, Verlag Alfred Pulver¬ 
macher & Co., Berlin 1919. 

Der bekannte Berliner Verteidiger Justizrat Dr. Werthauer hat ein 
„Strafunrecht“ betiteltes Buch herausgegeben, in dem er darlegt, daß 
die Anwendung des gegenwärtigen Strafrechtssystems verheerend wirkt 
und dafür eintritt, daß alles, was das Strafrecht erreichen kann unter 
Beseitigung des Strafgedankens durch das Erziehungsrecht zu gewin¬ 
nen ist. 

Werthauer geht davon aus, daß der Strafgedanke der sittlichen und 
rechtlichen Grundlage entbehrt, daß die Schuld überall außerhalb des 
Täters liegt, daß der Verbrecher so handelt, wie die Unität des Seins ihn 
mit allen seinen Neigungen und Hemmungen geschaffen hat und daß es 
wissenschaftlich keinen geistigen Willen gibt, der körperliche Wille aber 
so sehr von der Körperbeschaffenheit abhängt, daß ihm schuldhafte Ver¬ 
antwortlichkeit, welche eine Strafe rechtfertigen könnte, nicht innewohnt. 

An Stelle des Strafgedankens hält er es für an der Zeit, den Erzie¬ 
hungsgedanken treten zu lassen und zwar grundsätzlich für alle, ohne 
Unterschied des Alters, denn dem Erziehungsgedanken vermöge erst das 
Erlöschen des Lebens ein Ziel zu setzen. 

Nach einem Nachweis, daß der Strafgedanke im Recht nicht not¬ 
wendig und nicht nützlich ist, weil Androhung von Übeln niemand auf 
den Pfad des Rechts bringt, weil Strafe mit den Anforderungen der Sitt¬ 
lichkeit und Gerechtigkeit nicht in Übereinstimmung zu bringen ist und 
weil die Existenz der Strafanstalten schon demoralisierend wirkt, geht 
Werthauer dazu über, die Unrichtigkeit der angeblichen Strafrechts¬ 
zwecke, der gerechten Vergeltung und Prävention darzutun.. Er führt 
aus, daß Recht und Gerechtigkeit ihren Endzweck erreichen werden, 
wenn der jetzt schon vorhandene Besserungszweck vom Strafgedanken 
befreit wird. Jeder ist das Produkt seiner Geburt und Erziehung. Ver¬ 
geltung müßte sich gegen die wenden, die den Täter so geschaffen haben, 
wie er ist. Wissenschaft, Praxis und Volk glauben nicht mehr an sie, 
füglich sollte sie verschwinden. Der Gedanke der Sozialprävention ist 
abzulehnen, denn die Statistik beweist seine Unhaltbarkeit; die General¬ 
prävention aber verpufft für jeden Kenner der Verhältnisse in nichts. 

Für wichtig hält es Werthauer, die Umstände zu beseitigen, die zu 
Straftaten anreizen, und ein Erfordernis der Zeit erscheint ihm die Aus¬ 
gestaltung des Erziehungsgedankens. Wenn der Tatbestand festgestellt 
ist, so muß der Richter künftig erkennen, daß der Täter noch nicht 
hinreichend erzogen und daher noch der Erziehung zu überweisen ist. 
Alles weitere ist dann Sache des Erziehungsvollzuges. Mit dem Namen 
muß aber auch der Geist sich ändern, das Objekt der Erziehung muß 
sich bewußt sein, daß Liebe ihn umgibt und Erziehung ihm notwendig 
ist. Die Volksschule muß den Anfang machen, damit die Zahl derer, 
welche die Änderung nicht oder nur schwer erkennen, möglichst gering 
wird. Wenn dann bei einigen einige Besserung erzielt wird, triumphiert 
der Erziehungsgedanke gegenüber dem Strafgedanken. Unverbesserliche 
müssen, solange die Gefahr dauert, Objekte der Erziehungsversuche, 
niemals der strafenden Rechtsvergeltung sein. 

Darüber, wie das Erziehungssystem auszubauen ist, will Werthauer 
sich nicht äußern, er wünscht es aber angewandt zu sehen, solange, bis 
der Täter mit Aussicht auf Nutzen der menschlichen Gesellschaft wieder 
zugeführt werden kann. Praktisch denkt er sich die Durchführung so, 
daß in Anknüpfung an die viel weiter auszudehnende Grenze des straf¬ 
mündigen Alters auch für Erwachsene freie Bahn für die Erziehung 
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dadurch zu schaffen ist, daß weitere Tatbestände ähnlich dem des §51 
StrGB. gebildet und dadurch auch körperlich Schwache der Strafe ent¬ 
zogen und dem Recht der Erziehung zugeführt werden. 

Das Werthauersche Buch bedeutet nicht mehr und nicht weniger 
als eine Herbeirufung des amerikanischen Besserungssystems und eine 
Anerkennung der in den Vereinigten Staaten angewandten „Unbestimm¬ 
ten Verurteilung“. Dem ersteren liegt der Gedanke zugrunde, daß im 
Strafverfahren nicht so sehr die Schwere der Tat, als mehr die Person 
des Täters erfaßt werden muß durch Besserungsbehandlung auf dem Wege 
systematischer und ethischer Gewöhnung und der letzteren die Über¬ 
zeugung, daß sie als wichtigster Bestandteil des Besserungssystems mit 
diesem untrennbar verbunden, im übrigen wissenschaftlich berechtigt 
und durch lange Erfahrung bestens erprobt ist. 

Der Ruf nach Übernahme dieser amerikanischen Einrichtungen in 
einer für unsere Anschauungen und Verhältnisse passenden Form iät nicht 
neu. Freudenthal und Mittermeier sind seit langem Verfechter dieses 
Gedankens und auch der letzte internationale Gefängniskongreß hatte 
bereits den Grundsatz aufgestellt, daß keine Person, welcher Vergangen¬ 
heit und welchen Alters sie auch sei, unfähig der Besserung wäre. Der¬ 
selbe Kongreß greift auch der Werthauerschen Neubelebung dieses Pro¬ 
blems unter die Arme, indem er den Weg weist, den die Besserungs¬ 
behandlung sich vorzuzeichnen hat, nämlich: 

Strenge, aber nicht demütigende Disziplin, 
religiöse und moralische Belehrung, 
geistige und körperliche Erziehung, 

Erlernung eines Arbeitszweiges, 

dessen Kefintnis geeignet ist, das spätere Fortkommen zu erleichtern. 

Ob der Strafgedanke heute söhon ganz überwunden werden kann, 
mag dahinstehen, fest steht aber, daß es jetzt mehr denn je an der Zeit 
ist, dem Besserungsgedanken auch bei uns stärkere Geltung zu verschaf¬ 
fen. Einem Krohne als Vorkämpfer dieses Systems gesellt sich Werthauer 
bei mit neuen Gedanken und beachtenswerten Vorschlägen. Sein Buch 
rüttelt zum Kampfe auf, und es ist gewiß, daß ihm Erfolg beschieden 
sein wird, denn die Idee, an Stelle des Strafvollzuges den Erziehungs¬ 
vollzug zu setzen, wird nicht zur Ruhe kommen. 

Berlin. Georg Stammer. 
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Graudenz, Strafanstalt (aufgelöst). 

Graudenz, Festungsgefängnis (aufgelöst). 

Graudenz, Fürsorgeverein (aufgelöst). 
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Harten, Strafanstaltsvorsteher, Trier. 

Hadamar, Korrigendenanstalt. 

Haseroth, Gefängnis-Oberinspektor, Stettin. 

Hiekmann, Geh. Justizrat, Landgerichtsdirektor, Berlin. 

Hirsch, Gefängnis-Pfarrer, Berlin-Halensee. 

Hruby, Strafanstalts-Pfarrer, Groß-Strelitz. 

Kiesche, Strafanstalts-Oberinspektor, Tegel. 

Körner, Strafanstalts-Oberinspektor, Dietz a. Lahn. 

Krönig, Dr., Strafanstalts-Pfarrer, Lüttringhausen. 

Loh mann, Strafanstaltsdirektor, Wittlich. 

Mewe a. Weichsel, Strafanstalt. 

Preußisch-Stargard, Fürsorgeverein für entlassene Gefangene. 
Rasmus, I. Staatsanwalt in Naumburg a. Saale. 

Ratibor, Staatsanwaltschaft. 

Schröder, Strafanstalts-Oberinspektor, Tegel. 

Vormann, Strafanstalts-Pfarrer, Werden a. Ruhr. 

Voigt, Direktor der Besserungsanstalt Tapiau. 

Wabern (Reg.-Bez. Cassel), Erziehungs- und Besserungsanstalt. 
Zimmermann, Strafanstalts-Direktor, Elberfeld. 

Sachsen: 

Dresden, Festungsgefängnis (aufgelöst). 

Kannegießer, Strafanstalts-Inspektor, Hohnstein. 

Kr ei sing, Strafanstalts-Oberlehrer, Zwickau. 

Müller, Dr., Med.-Rat, Stollberg i. E. 

Müller, Pastor, Hausgeistlicher, Strafanstalt Bautzen. 

Neubert, Reg.-Rat, Gefängnis-Direktor, Leipzig. 

Freund, Strafanstaltsdirektor, Zwickau (in den Ruhestand versetzt) 

Württemberg: 

Jäger, v., Direktor a. D., Stuttgart. 

Mayer, Dr., Oberjustizrat, Schwäb.-Gmünd. 

Nestle, Landgerichtsrat, Stuttgart. 

Schoffer, Landgerichtsrat, Stuttgart. 

Österreich: 

Garsten, Strafanstalt. 

Innsbruck, Oberlandesgericht. 

Kronenburg, Zwangsarbeits- und Besserungsanstalt. 

Krackau, Oberstaatsanwaltschaft. 

Marx, Oberdirektor der Strafanstalt in Suben. 

Peschek, Strafanstalts-Oberdirektor in Pilsen. 

Pilsen i. Böhmen, Männerstrafanstalt. 

Rabitsch, Strafanstalts-Oberdirektor in Laibach. 

Ser da, Oberdirektor der Strafanstalt Marburg a. Dr. 

Wisnicz b. Bochnia, Strafanstaltsdirektion. 

Ungarn: 

Agram, Landesregierung, Abteilung Justiz. 

Kostic, Dr., Direktor der Strafanstalt Mitrovica. 

Hofbauer, Verwalter der Strafanstalt Lipötvär. 

Illava, Landesstrafanstalt. 

Lepoglava, Direktion der Strafanstalt. 
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Mitrovica, Strafanstalt. 

Nagy-Enyed, Landesstrafanstalt. 

Mürau, Direktion der Strafanstalt. 
Maria-Nostra, Direktion der Strafanstalt. 
Szekely, Dr., Justizminister a. D., Budapest. 
Budapest, Sammelgefängnis. 

Levay v. Kistelek, Ministerialrat, Budapest. 
Rickl v. Bellye, Staatssekretär, Budapest. 
Sopron, Landesstrafanstalt. 


Gestorben: 

Bayern: 

Röser, Strafanstalts-Inspektor, Nürnberg. 

Hamburg: 

Knaak, Inspektor am Gefängnis 1 in Fuhlsbüttel. 

Hessen: 

Hausen, Dr., Obermed.-Rat, Darmstadt. 

Preußen: 

Helling, Strafanstaltsdirektor, Hannover. 

Köhler, Univers.-Professor a. D., Berlin. 

Leppmann, Dr., Geh. Medizinalrat, Berlin. 

Levy, Anstalts-Rabbiner am Strafgefängnis Plötzensee. 

Marx, Dr., Anstaltsarzt am Unters.-Gefängnis Berlin. 
Plaschke, Generalstaatsanwalt, Wirkl. Geh. O.J.R. in Berlin. 

Württemberg: 

Fa Ich, Dr., v., Regierungsdirektor, Stuttgart. 

Lamparter, Landgerichtsrat, Hall. 


Eingetreten: 

Baden: 

Reiß, Anstaltslehrer am Landesgefängnis Mannheim. 

Bayern: 

^Kraus, Salvian, Patres 0. C., Gefängniskurator in München. 
Reitzenstein, Dr. Frhr. v. Assessor a. d. Gefang.-Anstalt Laufen a. S. 
Stöhr, Strafanstaltslehrer an der Gefang.-Anstalt Laufen a. S. 
Sulzbach, Oberpfalz, Festungshaft-Anstalt. 

Wirth, Rechtskund. Funktionär, Gefangenenanstalt Zweibrücken. 

Hamburg: 

Beck, Gefängnis-Inspektor, Hamburg. 

Heuer, Gefängnis-Inspektor, Hamburg. 

Wenzel, Gefängnis-Inspektor, Hamburg. 


Blätter für Gefängniskunde. Bd. L1V. 


18 



/ 


— 274 — 


Hessen: 

Alsfeld, Amtsgericht. 

Darmstadt II, Amtsgericht. 

Gießen, Amtsgericht. 

Hungen, Amtsgericht. 

Herbstein, Amtsgericht. 

Osthofen, Amtsgericht. 

Preußen: 

Altona, Landgericht. 

Altona, Staatsanwaltschaft. 

Berlin, Landgericht I. , 

Bochum, Landgericht. 

Bochum, Amtsanwaltschaft. 

Crefeld, Gefängnis-Verwaltung. 

Dortmynd, Gerichtsgefä'ngnis. 

Elbing, Staatsanwaltschaft. 

Erfurt, Strafanstalt. 

Frankfurt a. O., Staatsanwaltschaft. 

Glatz, Strafanstalt. 

Hagen i. W.,.Strafanstalt. 

Hamm i. W., Oberlandesgericht. 

Köln a. Rh., Strafanstalt. 

Köslin, Strafanstalt. 

Königsberg i. Pr., Fortsgefängnis. 

Liegnitz, Staatsanwaltschaft. 

Lublinitz, Strafanstalt. 

Lyck, Staatsanwaltschaft. 

Magdeburg, Staatsanwaltschaft. 

Münsterberg i. S.,\Strafanstalt. 

Neumünster, Zentralgefängnis. 

Spandau, Strafanstalt. 

Stolp, (Pommern), Strafanstalt. 

Torgau, Strafgefängnis. 

Torgau, Staatsanwaltschaft. 

Unruhstadt, Kr. Bomst, Strafanstalt. 

Zeitz, Strafgefängnis. 

Außerdem noch 140 preußische Amtsgerichte. 

Ferner: 

Heitzer, Gefängnislchrer und Rendant in Anrath. 

Trier, Strafanstalt. 

Westenhoff, Strafanstaltslehrer in Celle. 

Sachsen: 

Richter, Dr., Amtmann, Landesstrafanstalt Zwickau. 

Schultz, Pastor, Hausgeistlicher, Strafanstalt Waldheim. 
Talacker, Amtmann, Landesstrafanstalt Zwickau. 

Württemberg: 

Bubenhofer, Dr., Med.-Rat, Anstaltsarzt, Arbeitshaus Vaihingen. 
Hahn, Stadtpfarrer, ev. Anstaltsgeistlicher, Arbeitshaus Vaihingen. 
HeiIbronn, Zellengefängnisdirektion. 

Fischer, Kaplan, Hausgeistlicher am Landegefängnis Hall. 
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Ke hm, Pfarrer, evang. Hausgeistlicher am LandesgefängsisTIall. 

Müller, Pfarrer, Anstaltsgeistlicher in Mühlacker. 

Roth, Ministerialrat im Justizministerium in Stuttgart. 

Österreich: 

Amschi, Alfred, Senatspräsidentin Graz. 

Wien VIII, Landgerichts-Gefangenenhaus-Verwaltung. 

Sonstige Veränderungen: 

Langesee, Gefängnis-Inspektor in Zweibrücken, jetzt Vorstand des 
Strafvollstreckungsgefängnisses München-Stadelheim. 

Franz, Ober-Reg.-Rat Laufen a. S., nun Direktor des Zuchthauses 
Ebrach. 

Hopp, Gerichtsassessor in Landsberga. L., nun Inspektor am Zuchthaus 
in Straubing. 

Schröder, Inspektor in Straubing, nun Vorstand der Gefangenenanstalt 
Niederschönenfeld. 

Reich, Strafanstaltsinspektor Ebrach, jetzt Direktor der Gefangenen¬ 
anstalt Laufen a. S. 

Wehrl, Assessor an der Strafanstalt Aichach, nun Inspektor bei der 
Gefangenen-Anstalt Laufen a. S. 

Liebwein, Strafanstalts-Inspektor in Nürnberg, jetzt Vorstand der 
Festungshaftanstalt Sulzbach (Oberpfalz). 

Oheim, Strafanstalts-Inspektor an der Gefangenen-Anstalt Lichtenau, 
zum Direktor dieser Anstalt ernannt. 

Stumpf, Strafanstaltsdirektorin Marienschloß, jetzt Direktor der Zellen¬ 
strafanstalt Butzbach. 

Degener, Strafanstalts-Inspektor in Tegel, zum Ober-Inspektor be¬ 
fördert. 

Dürr, Strafanstaltsdirektor in Siegburg, an die Strafanstalt Werden 
a. Rhr. versetzt. 

Hasse, Direktor des Untersuchungsgefängnisses Moabit, zum Geh. Ober¬ 
justizrat und Vortragenden Rat im preuß. Justizministerium ernannt. 

Muche, Strafanstalts-Inspektor in Ziegenhain, zum Direktor der Straf¬ 
anstalt Wittlich ernannt. 

Jacobs, Dr. Msgr., Strafanstaltsgeistlicher in Werden a. Rhr., infolge 
Versetzung in den Ruhestand als Ausschußmitglied ausgetreten. 

Thun, bisher Oberinspektor in Hannover, jetzt Vorsteher des Straf¬ 
gefängnisses Lingen a. Ems. 

Lossow, v., Strafanstalts-Inspektor in Hoheneck, zum Oberamtmann 
ernannt. 

Glauning, Oberinspektor, zum Direktorder Landesstrafanstalt Zwickau 
befördert. 

Hanske, Oberinspektor in Hoheneck, nun Oberamtmann. 

Schmidt, Oberamtmann in Waldheim, zum Direktor der Gefangenen¬ 
anstalt Zwickau ernannt. 

Dietze, Direktor der Gefangenenanstalten in Chemnitz, das E. K. II 
am weiß-schwarzen Bande für Heimatsverdienst verliehen. 

Weißenrieder, Landrichter, zum Vorstand des Zellengefängnisses Heil¬ 
bronn mit dem Titel Oberjustizrat ernannt. 

Frank, Landgerichtssekretär in Stuttgart, zum Strafanstaltsinspektor 
am Landesgefängnis Hall ernannt. 

Zezschwitz, v., Direktor der Strafanstalt Zwickau, nun Direktor der 
Gefangenenanstalten in Leipzig. 



Auszug 

aus der Rechnung- vom 1. Januar 1919 bis 31. Dezember 1919. 


I. Einnahmen. 

1. Kassenrest von voriger Rechnung. 90 M. 63 Pfg. 

2. Rückstände und nachgezahlte Beiträge. 12 ,, — „ 

3. Mitgliederbeiträge. 3072 ,, — ,, 

4. Kapitalzinsen. 374 ,, 86 ,, 

5. Rückerhobene Kapitalien. 2350 ,, — ,, 

6. Absatz von Heften. 

7. Erlös aus Inseraten. 

8. Sonstige Einnahmen . — — ,, 

9. Vorschuß und Ersatz. 28 

10. Außerordentliche Einnahmen. 

5927 M. 49 Pfg. 

II. Ausgaben. 

1. Druckkosten und Buchbinderlöhne. 3451 M. 20 Pfg. 

2. Porto und Versandkosten. 246 ,, 35 ,, 

3. Einrichtungsgegenstände. — 

4. Honorare . 50 

5. Kapitalanlagen. 1558 ,, 16 ,, 

6. Bürokosten und Kassenführung. 547 ,, 80 ,, 

1. Literatur. — 

8. Sonstige Ausgaben. 20 „ 

9. Vorschuß und Ersatz. — — ,, 

10. Außerordentliche Ausgaben. 18 ,, 50 ,, 

5892 M. 01 Pfg. 

Abschluß. 

Die Einnahmen betragen. 5927 M. 49 Pfg. 

Die Ausgaben. 5892 ,, 01 ,, 

Somit Mehreinnahmen. 35 M. 48 Pfg. 

Vermögensstand-Darstellung. 

Das Vermögen des Vereins besteht in 

1. Kassenrest vom 31. Dezember 1919. 35 M. 48 Pfg. 

2. Kapitalien: 

in Wertpapieren, Reichsanleihen u. 

Pfandbriefen. 6700 M. — Pfg. 

Einlagen bei d. Oberamtssparkasse 

in Ludwigsburg. 711 ,, 88 ,, 7411 ,, 88 ,, 

3. Wert des Inventars laut Vorgang .. 500 ,, — ,, 

7947 M. 36 Pfg. 
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Hievon sind abzuziehen: 

die für 1920 vorausbezahlten Mitgliederbeiträge . 28 M. — Pfg. 


Es verbleibt somit auf 31. Dezember 1919 ein Rein¬ 
vermögen von.7919 M. 36 Pfg. 

Dasselbe hat am 31. Dezember 1918 betragen . . . . . '8770 ,, 77 ,, 


Somit Vermögensabnahme . 851 M. 41 Pfg. 


Ludwigsburg, den 1. Oktober 1920.. 


Für den Vereins-Ausschuß: 
Der Vorsitzende: 
Direktor Dr. Schwandner. 


Auszug 

aus der Rechnung vom 1. Januar 1920 bis 31. Dezember 1920. 


I. Einnahmen. 

1. Kassenrest von voriger Rechnung . . 

2. Rückstände und nachgezahlte Beiträge 

3. Mitgliederbeiträge. 

4. Kapitalzinsen . .. 

5. Rückerhobene Kapitalien. 

6. Absatz von Heften. 

7. Erlös aus Inseraten . 

8. Sonstige Einnahmen . 

9. Vorschuß und Ersatz. 

40. Außerordentliche Einnahmen. 


II. Ausgaben. 

1. Druckkosten und Buchbinderlöhne . 

2. Porto und Versandkosten. 

3. Einrichtungsgegenstände. 

4. Honorare . 

5. Kapitalanlagen. 

6. Bürokosten und Kassenführung . . 

7. Literatur. 

8. Sonstige Ausgaben. 

9. Vorschuß und Ersatz. 

10. Außerordentliche Ausgaben .... 


Abschluß. 


Die Einnahmen betragen. 

Die Ausgaben . . . „.. 

Somit Mehreinnahmen 


35 M. 48 Pfg. 
56 „ - „ 
2644 „ - „ 
357 „ 15 „ 


58 „ 50 „ 

J) > 7 

36 „ 40 „ 
16 ,, - „ 
20 „ - „ 
3223 M. 53 Pfg. 
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Vermögensstand-Darstellung. 


Das Vermögen des Vereins besteht in 

1. Kassenrest vom 31. Dezember 1920 . 1779 M. 53 Pfg. 

2. Kapitalien: 

in Wertpapieren, Reichsanleihen u. 

Pfandbriefen. 6700 M. — Pfg. 

Einlagen bei d. Oberamtssparkasse 

in Ludwigsburg. 1567 ,, 03 ,, 8267,, 03 ,, 

3. Wert des Inventars laut Vorgang. 500 ,, — ,, 

10546 M. 56 Pfg. 

Hievon sind abzuziehen: 

die für 1921 vorausbezahlten Mitgliederbeiträge . 16 M-. — Pfg. 

Es verbleibt somit auf 31. Dezember 1920 ein Rein¬ 
vermögen von . 10530 M. 56 Pfg. 

Dasselbe hat am 31. Dezember 1919 betragen . . . . . 7919 ,, 36 ,, 


Somit Vermögenszunahme. . . 2611 M. 20 Pfg. 


Ludwigsburg, im Februar 1921. 

Für den Vereins-Ausschuß 
Der Vorsitzende: 
Direktor Dr. Schwandner. 
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Bibliothekskommission. 


7. Nachtrag zum Bücherverzeichnis 1 . 

(Dez. 1921.) 

1. Religion. 

Ailinger, Albert S. J.: Gibt es eine Seelenwanderung? 46 S. Regensb. 
Pustet geb. Erw. M. 1.50. 

Arens, Bernard : Handbuch d. kath. Missionen. 418 S. Freiburg'Her¬ 
der. geb. erw. Kath., ungeb. M. 40.—, geb. M. 45.—. 

Bertrand, Louis : Sanguis Martyrum. 400 S. Augsb. Haas u. Grabherr, 
erw. Kath., geb. M. 18.—. 

Bourdon, M: Das Leben, wie es ist. Freiburg Herder, weibl. Kath., 
geb. M. 10.20. 

Cathrein, Vikt. S. J.: Die kath. Weltanschauung mit besonderer 
Berücksichtigung der Mcral. 578 S. Freiburg Herder. Für Geb. 
Friedenspreis ungeh. 6.—, geb. 6.80. 

Chesterton, G. K-: Priester und Detektiv. Regensb. Pustet, erw. Kath. 
ungeb. M. 12.50. 

Fehringer, E: Der gute Christ im modernen Weltleben. 300 S. Frei¬ 
burg Herder, geb. erw. Kath., geb. M. 20.50. 

Heilmann, Dr. A.: Stunden der Stille. Ebenda, erw. Kath. geb. M. 
14.50. 

Huch, E.: Des Jünglings Weg zum Glück. 120 S. Ebenda, jug. männl. 

Kath., Friedenspreis ungeb. M. 1.—, geb. M. 1.40. 

Kneib, Nik. Die Jenseitsmoral im Kampfe um ihre Grundlagen. 

282 S. Freiburg Herder. Kath. Friedenspreis ungeb. 4.—. 
Lauer, Dr. H.: Geschichte der kath. Kirche im Großherzogtum Baden. 

382 S. Ebenda. Friedenspreis ungeb. M. 3.20, geb. M. 4.—. 

Messer, Dr. Aug.: Sittenlehre. 115S. Leipz. Quelle u.M. geb. M. 9.70. 
Schlunck, Martin: Die Weltanschauung im Wandel d. Zeiten. Hambg. 
Rauhes Haus. Für geist. Regsame. Bd. 1: Von den Griechen bis Hegel 
200 S. kart. M. 14.— Bd. II: Die Weltanschauung der neueren Zeit. 
160 S., kart. M. 14.—. In 1 Bd. geb. M. 32.—. 

Simsa, P. Josef: Der Christ in der Gegenwart. 200 S. Ebenda. Für 
Suchende. Evang. ungeb. M. 10.—. 

Steiner, Dr. Rud: Anthroposophie. Ebenda. (Heft 3 d. Zeitfragen d. 
Innern Mission.) geb. Evang. ungeb. M. 1.50. 

1 Für die Preise kann keine Gewähr gegeben werden. 
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Stolz, Alban: Die Nachtigall Gottes. 732 S. Freiburg Herder, erw. 
Kath., ungeb. M. 19.—, geb. M. 25.—. 

-Witterungen der Seele. 534 S. Ebenda, erw. Kath. M. 11.50, 

geb. M 17.—. 

— — Wilder Honig. 682 S. Ebenda. Kath. Friedenspreis der bill. 

Volksausgabe ungeb. M. 2.30, geb. M. 3.—. 

-Dürre Kräuter. 566 S. Ebenda. Kath. Friedenspreis der Volks¬ 
ausgabe. ungeb. M. 2.—, geb. M. 2.60. 

-Besuch bei Sem, Cham u. Japhet. 456 S. Ebenda, erw. Kath., 

M. 10.50, geb. M. 15.—. 

— — Spanisches für die gebildete Welt. 360 S. Freiburg Herder. 

Kath. Friedenspreis dei bill. Volksausgabe M. 1.20, geb. M. 1.80. 
Zahn, Dr. J.: Das Jenseits. 376 S. Paderborn F. Schöningh. geb. Kath., 
M. 33.—, geb. M. 39.—. 

Zeitgemäße Schriften, herausgegeben von derWichernvereinigung. 
Je 80 bis 100 S. Hambg. Rauhes Haus. Für Evang., je M. 4.—. 

1. Hennig, D. M.: Die Welt über das Jenseits. 

2. -Unsere Kirche. Tatbeweise ihres Lebens. 

3. Reimers, P.: Stehen wir in den letzten Zeiten? 

4. Simsa, P.: Das Geheimnis der Person Jesu. 

5. Füllkrug, Lic.: Glückliche Familien. 

6. Schnabert, P.: Märtyrer. DerLeidensweg der baltischenChristen. 

7. Vortisch, Dr. med.: Die Nervosität als Störung zwischen Seele 
und Geist und ihre Ueberwindung. 

8 Wehrmann, P.: Die Gemeinde, die Zukunft der Völker. 

9. Jehle, P.: Weltschöpfung — Weltvollendung. 

10. Blau, D.: Lebensrätsel. Drei apologetische Abhandlungen 
über Leib, Tod und Sünde. 


2. Weltgeschichte. 

Alexis, Willibald: Mein Marsch nach Frankreich i. J. 1815. 192 S. 

ill. Wiesbadner Volksb. 1917. ungeb. M. 2.—. 

Chamberlain, Houston Stewart: Wer hat den Krieg verschuldet? 

87 S. Ebenda., 1916, ungeb. M. —.80. 

Friz, J.: Zum Sehen geboren. Hans Thoma, der Mensch u. d. Künstler. 
Stuttg. 1919. Quellverlag. M. 10.40. 

Hamann, E. M.: Emilie Ringseis. Freiburg Herder, geb. Erw. M. 12.60. 
Hasseil, Ulrich v.: Erinnerungen aus meinem Leben 1848—1918 
Stuttg. Belser, M. 9.50. 

Jakubczyk, Karl: Dante, sein Leben und seine Werke. Freiburg Herder 
geb. Erw. geb. 26.—. 

Mareks, Erich: Fürst Bismarck. 61 S. Wiesb. Volksb. 1916, ungeb. 
M. 1.50. 

Nettelbeck, Joachim : Bilder aus seiner Lebensbeschreibung. 109 S. 
Ebenda., 1917, ungeb. M. 2.—. 

Die belgischen Aktenstücke über die Entstehung des Weltkrieges 
1905—1914. Auswahl auf Grund der vom Auswärt. Amte veranstal¬ 
teten neuen Ausgabe. 168 S., Ebenda., 1916, ungeb. M. 1.20. 
Illustrierte Heldenbibliothek. Geistes- und Kriegshelden aller 
Zeiten und Völker herausgeg. v. Georg Geliert. Berlin Dr. Ed. Rose. 
Jeder Band je 20 bis 50 S., kart. M. 2.50. 

1. Friedrich d. Große v. E. v. Liebert. — 2. Goethe v. O. te Kloot. 
— 3. Bisma rck v. H. v. Wrochem. — 4. Richard Wagner v. O. 
Gernandt. — 5. Graf Zeppelin v. R. v. Kehler. — 6. Michelan- 



gelo v. O. te Kloot. — 7. Robert Bunsen v. Dr. A. Langer. — 8. 
Hermann v. Wißmannv. O. Gernandt. — 9. Gotama Buddha 
v. Dr. H. Seyfarth. — 10. Leonardo da Vinci v. O. te Kloot. — 
11. Philipp Reis v. E. Hartmann.— 12. Alfred Krupp v. G. 
Geliert. — 13. Napoleon I. v. K. Hornung. — 14. Röntgen v. Dr. 
K. Fürstenau. — 16. Stephenson v. W. BastinS. — 17. Guten¬ 
berg v. P. Wiehert. —■ 18. Martin Luther v. D. K. v. Hase — 19. 
Shakespeare v. O. te Kloot. — 20. Nelson v. Adm. Schlieper. — 
21. Gneisenau v. E. v. Liebert. — 22. Lister v. Dr. O. Müller. — 
23. Carnegie v. Dr. A. Ziegler. — 24. Cavour v. Dr. G. Rebajoli. 

— 25. Böcklin v. H. Wildenbach. — 26. Moltke v E. v. Liebert. — 
27. Edison v. W. Bastin6. — 28. Friedrich List v. Dr. G. Bieden- 
kopp. — 29. Sebastian Bach v. O. Gernandt. — 30. Nietzsche 
v. O. te Kloot — 31. Viktor Hugo v. Dr. A. Ziegler. — 32. Heinr. 
v. Stephan v. Dr. G. Biedenkopp. — 33. Freih. v. Stein v. W. 
Haering. — 34. Robert Koch v. Dr. 0. Müller. — 35. Alexander 
d. Große v. P. Wiehert. — 36. Murillo v. O. te Kloot. — 37. Fa¬ 
rad ay v. W Bastine. —39. Blücher v. H. v. Wrochem., —40. Heinr. 
v. Kleist v. H. Wildenbach. — 41. Christoph Kolumbus v. 0. 
Gernandt. — 42. Friedr. Wilh. d. Große Kurfürst v. E. v. Liebert. 

— 43. Schillerv. H. Wildenbach. — 44. Jean Jaques Rousseau 
v. Dr. A. Ziegler. — 45. Justus Liebig v. Dr. A. Langer. — 46. 
Fritz Reuter v. E. Kammerhoff. —47. Rembrandt v. 0. te Kloot. 

— 48. Werner v. Siemens v. W. Bastin£. (Bd. 15: Kant u. 38: 
Beethoven z. Z. vergriffen.) 


3. Länder- und Völkerkunde. 

Erkes, Ed.: Chinesen Leipz. Dürr u. Weber, geb. M. 5.50. 

Mayrhofer, J.: Zauber des Südens. Reisebilder 120 S. ill. Regensb. 
Pustet 1919, M. 10.—, geb. M. 19.50. 

-Durch Länder und Meere. Reisebilder. 123 S. ill. Ebenda 1920, 

M. 9.—, geb. M. 18.50. 

Scott: Kapitän Scotts letzt# Fahrt. Die Abenteuer der Gefährten. 159 
S. ill., Leipz. F. A. Brockhaus 1920, geb. 14.70. 

— — Kapitän Scotts Tagebuch. 159 S. ill., Ebenda, geb. M. 15.— 

Waibel, Leo: Urwald, Wald, Wüste. 208 S. Leipz. F. Hirt, Erw. geb. 

- M. 25.—. 

4. Naturkunde. 

Bonseis, W.: Himmelsvolk. Ein Buch von Blumen, Tieren u. Gott. 203 

S. Berl. Schuster u. Löffler 1921, ungeb. M. 12.—. 

Löns, H.: Widu, ein neues Tierbuch. 165 S. Hannover A. Sponholtz, 
geb. M. 18.—. 

-Aus Forst u. Flur. 40 Tiernovellen. 319 S. ill. Leipz. Voigtländer, 

ungeb. M. 14.40. 

-Heidebilder. Neue Folge v. Mein braunes Buch. 176 S. Hannover 

A. Sponholtz., ungeb. M. 18.—. 

Plüß, Dr. B.: Unsere Bäume u. Sträucher. 132 S. Freiburg Herder, geb. 
M. 5.—. 

-Blumenbüchlein für Spaziergänger. 196 S., Ebenda, geb. M. 6. — . 

-Unsere Getreidearten u. Feldblumen. 208S. Ebenda., geb. M. 7.80. 

Sammlung naturwissenschaftlicher Taschenbücher. Heidel¬ 
berg Carl Winter. Jeder Band 150—250 S. und 96—100 farbige Ta- 
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fein, geb. 1. Pilze M. 30.—. 2. Alpenflora M 18.—. 3. Nutzpflanzen 
M. 18.—. 4. Waldbäume M. 18.—. 5. Waldblumen M. 21.60. 6. Wie¬ 
senpflanzen M. 21.60. — 7. Unkräuter. M. 18.—. 8. Sumpf- u. Was¬ 
serpflanzen M. 24.—. 9. Singvögel M. 30.—. 


5. Handel und Gewerbe. 

Loß, Aug.: Handbuch der Dreherei. Prakt. Selbstunterricht. 500 S. ill. 

Halle Giebichenstein Selbstverlag., geb. 25.—. 

Schönfelder, Bruno: Mußestunden. Zeitschrift f. Jugend u. Volk. 
Stuttg. Frankh. Jahrg., ungeb. M. 32.80. 


6. Bücher vermischten Inhalts. 

Arndt, Dr. A.: Verfassung des deutschen Reiches v. 11. 8. 1919. Mit 
Einleitung und Kommentar. 242 S. Berl. u. Leipz. Vereinigung 
wissenschaftlicher Verleger, geb. M. 9.—. 

Emsmann, Dr. med. 0.: Die Frage der Keuschheit. Berl. SW. 61 Vater¬ 
land. Verlagsanst. ungeb. M. 1.80. (Für die Hand d. Geistl.) 

— .— Gesundes Sexualleben. Ebenda, ungeb. M. 5.50. (F. d. Hand d. 
Geistl.) 

-Gesundes Eheleben. Ebenda, ungeb. 5. 50 (F. d. Hand d. Geistl.) 

Hedin, Alma: Arbeitsfreude. Was wir von Amerika lernen können. 

178 S. Leipz. F. A. Brockhaus, ungeb. M. 19.20. 

Keller, Paul: Die Bergstadt. Monatsblätter. Breslau Bergstadtverlag. 

f. Gebildete. Vierteljährlich M. 15.—. 

Pannier, K.: Die Verfassung des deutschen Reichs vom 11. 8. 1919’ 
Textausg. m. ausführl. Sachregister. 75 S. Reclams Univ. Bibi., un. 
geb. M. 1.50. 

Richert, H.: Schopenhauer, seine Persönlichkeit, seine Lehre, seine Be¬ 
deutung. 148 S. Leipz. B. G. Teubner. Aus Nat. u. G. Welt, ungeb. 
M. 8.—, geb. M. 10.55. 

Ruskin, John: Menschen untereinander. Auswahl u. Uebers. v. M. 
Kühn. 125 S. Leipz. K- R- Langewiesche. F. Gebildete, ungeb. M. 
10.—. 

Sorge, R. J.: Gericht über Zarathustra, Kempten, Kösel. geb. Erw. 
ungeb. M. 6.—. 

Steinmüller, P.: Die Rhapsodien des Lebens. 85 S. Stuttg. Greiner u. 
Pfeiffer, ungeb. M. 5.40. 

-Die Rhapsodien der Freude. 55 S. Ebenda, ungeb. M. 5.40. 

Vortisch, Dr. med. Mutter u. Kind. Ein ärztlicher Ratgeber f. junge 
Frauen. 240 S. Hamburg Rauhes Haus, ungeb. M. 10.80. 

7. Bücher zur bildenden Unterhaltung. 

Bomhard, Aug.: Aufrechte Leute. 190 S. Hamb. Rauhes Haus, ungeb. 
M. 16.50. 

Dörfler, Peter: Neue Götter. Regensb. Pustet. In 1 Bd. M. 34.—. In 
2 Bde. M. 38.—. 

-Der Rätsellöser. 156 S. Freiburg Herder, geb. Erw., geb. M. 11.—. 

Dürr, Max: Kreuz am Wege. Erzählungen. 92 S. Stuttgart Quell- 
Verlag. kart. M. 6.—. 

Eastmann, Dr. C.: Winona. Indianergeschichten aus alter Zeit. 216 S- 
Hamb. Rauhes Haus. geb. M. 14.—. 
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Eichert, Fr. u. Muchermann, Fr. Der Gra!. Monatsschrift für 
schöne Literatur. Essen Fredebeul u. Könen. Jahrg. M. 24.—. 
Eyth, Max: Lehrjahre, 96 S. Heidelberg Winter, kart. M. 4.55. 

-Wanderjahre. 96 S. Ebenda, kart. M. 5.40. 

-Feierstunden. 643 S. Ebenda, geb. M. 31.20. 

-Der Kampf um die Cheopspyramide. 952 S., Ebenda, geb. M. 33.60 

-Im Strom unserer Zeit. 960 S. Ebenda, geb. M. 60.—. 

Federer, H.: Der Fürchtemacher, geb. M. 4.—. Das Wunder in Holz¬ 
schuhen, geb. M. 4.—. — Patria, geb. M. 2.50. — Eine. Nacht in den 
Abruzzen, geb. M. 2.50.—. In Franzens Poetenstube, geb. M. 2.50. 
Gebt mir meine Wildnis wieder, geb. M. 2.50, Freiburg Herder. 
Fendrich, Anton: Kriegskreuze. 47 S. Wiesb. Volksb. 1917, ungeb. 
M. 1.—. 

Haindl, J. B.: Der Dorflump. Regensb. Pustet, geb. M. 12.—. 
Handel-Mazetti: Der deutsche Held. Kempten Kösel. geb. M. 18.60. 

-Brüderlein u. Schwesterlein. Ebenda, geb. M. 16.—. 

Hansjakob, H.: Der Vogt auf Mühlstein. Freiburg Herder, geb. 
Erw., ungeb. M. 13.50. 

Hertling, L. v.: Weißlirchen. 142 S. Ebenda, geb. erw. Kath., geb. 
M. 11.—. 

Hesse, Herrn.: Die Heimkehr. Erz. 62 S. Wiesb. Volksb. ungeb. M 1.30. 
Hofmann, Kath.: Pfalzgraf Hugo von Tübingen. Freiburg Herder. 

Erw. ungeb. M. 15.50, geb. M. 21.—. 

Huggenberger, Alfred: Klaus Inzuben u. seine Tochter. 79 S. Wiesb. 
Volksb. ungeb. M. 1.80. 

Hutten, M. v.: Die große Harmonie. Freiburg Herder, geb. Erw. ungeb. 
M. 10.50. 

Kaiser, Isab : Bilda, die Hexe. Regensb. Pustet, geb. M. 14.—. 
Keller, Paul: In fremden Spiegeln. Breslau, Bergstadtverl. geb. Erw., 
M. 14.—, geb. M. 20.— u. M. 24.—. 

Marryat, Eagit: Sigismund Rüstig od. der Schiffbruch der Schwalbe. 

155 S., Wiesb. Volksb. ungeb. M. 2.50. 

Mikszath, Kol. v.: Der taube Schmied. 96 S. Ebenda, ungeb. M. 1.80. 
Mohr, H.: Das Dorf in der Himmelssonne. Freiburg Herder, f. Kath., 
geb. M. 13.—. 

-Die Seele im Herrgottswinkel. Ebenda, f. Kath., geb. M. 13.—. 

Nabor, F.: Das Lebenswunder. 420 S. Regensb. Manz. geb. Erw. 
M. 14.—, geb. M. 20.—. 

-Heimatzauber. 228 S. Ebenda. M. 8.—, geb. M. 12.—. 

Namenhauer, Fr.: Zu neuen Ufern, 240 S. Hamb. Rauhes Haüs. Erw. 
geb. M. 19 80. 

-In welchem Zeichen? Rom. 314 S. Ebenda. Erw. kart. M. 12.—. 

Nicolaus, Marg: Sonnenkind. Ein Lebensbild. 2 Teile in 1 Bande. 
159 u. 270 S. ill. Dresden C. L. Ungelenk, besond. auch für Frauen, 
geb. M. 21.60. 

Noppel, C. S. J.: Jugendzeit. 58 S. Freiburg Herder, geb. M. 6.80. 
Philippi, Felix: Das Schwalbennest. Rom. a. Alt-Berlin. 367 S. Berl. 

A. Scherl. Erw. M. 20.—, geb. M. 28.—. 

Rose, Felicitas: Der Mutterhof. Ein Halligroman. 244 S Leipz. 

Bong u. Co. Erw. M. 13.20, geb. M. 26.40. 

Roselieb, H.: Die Fackelträger. Kempten Kösel. geb. Erw. geb. M. 
27.—. 

Sauter, Dr. C.: Dantes Gastmahl. Freiburg Herder, geb. Erw. geb. 
M. 22.60. 

-Dantes Monarchie. Ebenda, geb. Erw. geb. M. 16.60. 
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Schieber, Anna: Heimat. Erzn. 222 S. Heilbronn Salzer. M. 7.50, 
geb. M. 10.—. 

Schulte v. Brühl, W.: Die Kottenprinzeß. Eine bergische Gesch. 
72 S. Wiesb. Volksb. ungeb. M. 1.20. 

Sick, Ingeborg M.: Carina. 104 S. Leipz. Ungleich, ungeb. M. 5.40. 
Sperl, Aug.: Der Archivar. Rom. a. unserer Zeit. 356 S., München 
C. H. Beck. geb. M. 27.—. 

Stach, J. v.: Haus Eiderfing. Kempten Kösel. geb. Erw. geb. M. 16.—. 
Steiger, H.: Peter Jason u. sein Widersacher. Novellen. .Regensb. 
Pustet, geb. M. 8.50. 

Stern, Ad.: Maria vom Schiffchen. 62 S. Wiesb. Volksb. ungeb. M. 1.—. 
Sternberg, Leo: Kriegslieder aus 1914/15. 58 S. Ebenda, ungeb. 
M. 0.75. 

Stiel er, K.: Ein Winteridyll. 28 S. Ebenda ungeb. M. 0,75. 
Stöber, K.: Der Stricker. Der wunderbare Plüsch. 47 S. ill. Ebenda, 
ungeb. M. 1.—. 

Stockhausen, J. v.: Brennendes Land. Kempten Kösel. geb. Erw. geb. 
M. 16.—. 

Zoozmann, R.: Dante, die göttliche Komödie. Freiburg Herder, geb. 
M. 38.—. 

-Dantes letzte Tage. Ebenda, geb. M. 8.60. 


Das sächsische Justizministerium hat im Jahre 1920 ein Preisaus¬ 
schreiben erlassen zur Erlangung von Werken, die für Gefängnisbüchereien 
besonders geeignet sind, ln den eingegangenen Vorschlägen sind folgende 
Bücher am häufigsten empfohlen worden: 

15 mal: Carlyle, Arbeiten und nicht verzweifeln. 

Eyth, Hinter Pflug und Schraubstock. 

14 mal: Raabe, Der Hungerpastor. 

12 mal: Popert, Hellmut Harringa. 

11 mal: Seidel, Leberecht Hühnchen. 

10 mal: Freytag, Soll und Haben. 

9 mal: Kügelgen: Jugenderinnerungen. 

Ebner-Eschenbach, Das Gemeindekind. 

Gotthelf, Uli, der Knecht. 

7 mal: Keller: Der grüne Heinrich. 

6 mal: Kleist, Michael Kohlhaas. 

Ludwig, Zwischen Himmel und Erde. 

Reuter: Ut mine Stromtid. 

Siemens, Lebenserinnerungen. 

Zahn, Helden des Alltags. 

7 mal: Bischof, Amalie Dietrich. 

Zahn, Das zweite Leben. 

6 mal: Jentzsch: Grundbegriffe und Grundsätze der Volkswirtschaft. 
Smiles, Pflicht und Selbsthilfe. 

Bis auf die vier zuletzt genannten Werke sind alle bereits in unserem 
Verzeichnisse von 1914 enthalten. 

Die Werke von Smiles sind seinerzeit absichtlich nicht aufgenommen 
worden, weil sie Uebersetzungen sind. Die Werke von Schramm- 
Macdonald (S. 42 des Verzeichnisses) sind ihnen vorzuziehen. 

Zahn, E.: Das zweite Leben gehört in die Hand des Geistlichen. 

Bi. 
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CARL WINTERS UNIVERSITATSBUCHHANDLUNG IN HEIDELBERG 


Monatschrift für Kriminalpsychologie 
und Strafrechtsreform 

herausgegeben von 

Profi Dr. med. GUSTAV ASCHAFFENBURG. 

XII. Band, Heft 1/6 pro kompi. M. 80.—. 

Im Erscheinen der Monatsschrift ist eine längere Pause eingetreten. Der 
XII. Band wird in zwei Halbbänden rasch ausgegeben werden und danach wieder 
jährlich ein Band erscheinen. Der Umfang mußte eingeschränkt werden. Es soll 
jeden zweiten Monat 1 Doppelheft im Umfang von 4 Druckbogen ausgegeben werden. 


Bücherverzeichnis 

für Gefängnisse, Arbeitshäuser, Korrektionshäuser und 

ähnliche Anstalten 

2. durchgesehene und erweiterte Ausgabe. 

Im Aufträge des Vereins der deutschen Strafanstaltsbeamten zusammengestellt von einer 
Kommission, bestehend aus den Herren Anstaltspfarrer Dr. JACOBS-Werden a. d. Ruhr 
alsVorsitzenden,Anstaltsinspektor BIRKIGT-Bautzen,Anstaltslehrer BONN-Werden a.d.Rh., 
Anstaltsassessor Frhr. v. EGLOFFSTEIN-Rebdorf i. B. u. Anstaltspfarrer JUST-Düsseldorf. 

Preis M. 2.90. \ 


Die göttliche Komödie 

Entwicklungsgeschichte und Erklärung 

/ von 

KARL VOSSLER 

o. Professor an der Universität München.. 

Inhalt: 1. Religiöse und philosophische Entwicklungsgeschichte. 2. Ethisch-politische 
Entwicklungsgeschichte. 3. Die literarische Entwicklungsgeschichte. 4. Er¬ 
klärung des Gedichtes. 

2 Bde. (1241 S.) geb. M. 90.—. 


Dante und Goethe 

DIALOGE von DANIEL STERN. 

(MARIE GRÄFIN D’AGOULT) 

Übersetzt von ihrer Enkelin DANIELA THODE 
Mit 6 Portrgts. M. 21.—. 

Diesem Heft liegt der 7. Nachtrag des Bücherverzeichnisses für Gefängnisse bei. 

















CARL WINTERS UNIVERSITÄTSBUCHHANDLUNG, HEIDELBERG 


Zur Anschaffung empfohlen: \ 

DER 

ALLGEMEINE TEIL 
DES DEUTSCHEN 
STRAFRECHTS 

LEHRBUCH 

VON 

MAX ERNST MAYER 

PROFESSOR, DR. JUR. ET PHIL. 

BIBLIOTHEK DER KRIMINALISTIK / EINZELDARSTELLUNGEN 
DER STRAFRECHTSWISSENSCHAFT UND IHRER HILFSWISSEN¬ 
SCHAFTEN 

Herausgegeben von Prof. Dr. G. Aschaffenburg und Prof. Dr. N. Herrn. Kriegsmann 

BAND II. 

Gr. 8°. XVI und 552 Seiten. Geheftet 12 M., in Leinwand gebunden 16 M. 

Das Buch enthält ein im Aufbau und Inhalt von den anderen Lehrbüchern vielfach ab¬ 
weichendes System der strafrechtlchen Grundbegrfje. In streng gegliederter Disposition 
entwickelt der Verfasser in drei Büchern die Lehre vom Strafgesetz, vom Verbrechen 
und von der Strafe, und teilt das mittlere, umfangreichste Buch wieder in drei Ab¬ 
schnitte, in denen die Strafvoraussetzungen, die Stvafausschließungs- und die Straf¬ 
ausdehnungsgründe behandelt werden. Mit dem Streben nach wissenschaftlicher Ver¬ 
tiefung verbindet sich der Versuch, eine fließende, für die Lektüre geeignete Dar¬ 
stellung und dadurch eine Ergänzung zu den Kommentaren zu schaffen, die sich 
ebenso sehr an den Studierenden wie an jeden anderen strafrechtlich interessierten 
Juristen wendet. Obwohl das geltende Recht und die von ihm handelnde Literatur 
den Gegenstand des Buches bilden, findet sich überall eine Berücksichtigung der 
Reformfragen, insbesondere des Vorentwurfs, des Gegenentwurfs und der Kommissions¬ 
beschlüsse. 

Einige weitere Urteile aus Zeitschriften: 

DAS RECHT, Jahrgang 1916, Seite 120. ...Hoffentlich läßt der Verfasser in abseh¬ 
barer Zeit eine gleich umfangreiche, bahnenweisende Darstellung des besonderen Teiles 
des deutschen Strafrechts folgen. 

SCHWEIZERISCHE ZEITSCHRIFT FÜR STRAFRECHT, Jahrgang 29.Der 

Grundgedanke, auf dem M. E. Mayer sein Werk aufbaut, ist anfechtbar; aber das Werk 
ist die verdienstvolle und bedeutende Arbeit eines selbständigen Forschers. C. Stooß. 

SOZIALISTISCHE MONATSHEFTE, Heft 3, 1916.Das soeben veröffentlichte 

Lehrbuch des allgemeinen Teils des Strafrechts ist ein ganz ausgezeichnetes Werk, 
das in dieser Rundschau noch gewürdigt werden soll. ' 

DEUTSCHE STRAFRECHTSZEITUNG, Nr-5/6, 1916.Im ganzen sehe ich in 

dem Werk einen großen Gewinn und Forschritt. Geh. Justizrat Prof. Dr. Mittermaier, 

Gießen; z.Zt.Gent (Flandern). 

LITERARISCHES ZENTRALBLATT FÜR DEUTSCHLAND, Jahrgang 1917, Nr. 1. 
.... Das vorliegende Werk bildet eine außerordentlich gedankenreiche, durchaus 
selbständige und überaus fesselnde Erörterung der allgemeinen Lehren des Straf¬ 
rechts. ' [ Albert Hellwtg. 

BLÄTTER FÜR GEFÄNGNISKUNDE, Bd. 50. ... Das Werk Mayers, kein Lehrbuch, 
sondern ein tiefgründiges System des allgemeinen Teiles des Strafrechtes, kann jedem, 
der seine Kenntnisse erweitern und vertiefen will, auf das Angelegentlichste empfohlen 
werden." Staatsanwalt beim Kammergencht Bogatsch (Charlottenburg). 






CARL WINTERS UNIVERSITÄTSBUCHHANDLUNG, HEIDELBERG 


Bücherverzeichnis 

für Gefängnisse, Arbeitshäuser, Korrektionshäuser 
und ähnliche Anstalten 
2. durchgesehene und erweiterte Ausgabe. 

Im Aufträge des Vereins der deutschen Strafanstaltsbeamten zusammen¬ 
gestellt von einer Kommission, bestehend aus den Herren Anstaltspfarrer 
Dr. JACOBS-Werden a. d. Ruhr alsVorsitzenden, Anstaltsinspektor BIRKIGT- 
Bautzen, Anstaltslehrer BONN-Werden a. d. Ruhr, Anstaltsassessor FRHR. 
V. EGLOFFSTEIN-Rebdorf in Bayern und Anstaltspfarrer JUST-Düsseldorf. 

Preis 1.60 M. 


Einführung in die Gefängniskunde 

% 

Von Prof- Dr. N. Hermann Kriegsmann f 

gr.8° 

Geheftet M. 5.40, in Leinwandband M. 7.90 


Organisation 

Ihr Wesen und ihre politische Bedeutung 

von % 

Freiherrn Otto von der Pfordten 

weiland Professor an der Universität Straßburg. 

Preis 1.50 M. 

Die AUGSBURGER POSTZEITUNG schreibt über die 1917 erschienene Schrift: 

Ein Kriegsziel verfolgt in gewissem Sinne auch der Strasshurger Universitäts¬ 
professor Frhr. Ottov. d. Pfordten mit seiner Schrift: „Organisation, 
ihr Wesen und ihre politische Bedeutung“ (Carl Winter, Heidelberg 1917,110 Seiten), 
denn seine Darlegungen gehen zum Schluß in eine Erörterung der Frage über, 
inwieweit die Übernahme von Eigentum durch den Staat erfolgen könne. Er 
steht auf dem Standpunkt: Nichts soll verstaatlicht werden, was dauernd der 
Initiative einzelner Persönlichkeiten bedarf. Es käme da also nur das Eigentum 
unpersönlicher Vereinigungen in Betracht, die lediglich den Privatintereosen ihrer 
Mitglieder dienen. Man sieht: Eine Frage, die nicht ohne schwere Auseinander¬ 
setzungen zu lösen sein wird. Außerhalb des Bereichs strittiger Gegenwartsfragen 
liegen in der Hauptsache die übrigen Darlegungen, von denen wir trotzdem sagen 
möchten, daß sie vielfach recht „aktuell“ sind. Was da über die Relativität der 
Freiheit, über die Zusammengehörigkeit von Rechten und Pflichten, über Akratie 
und Aristagie (das wäre also eine soziale Herrschaft der wirklich Tüchtigsten), 
über die Notwendigkeit von Persönlichkeiten und führenden Köpfen, über den 
Unterschied von Individualität und Persönlichkeit, über die Einheitsschule und 
die Erziehung von Führern, über Militär und Kirche, besonders die katholische 
(v. d. Pfordten ist Nichtkatholik) und ihre Bedeutung für die Erziehung von 
Führern u. a. gesagt wird, verdient gelesen zu werden als Gedanken eines ernsten 
Mannes, die in Zelten, wo mehr als je fast Oberflächlichkeit und Mittelmäßigkeit 
sich breit machen, auch da mit Interesse gelesen werden können, wo man nicht 
jeder Einzelheit zustimmt. 


Carl Winters Universitätsbuchhandlung, Abteilung Druckerei, Heidelberg. 
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